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J. 
Ueber 


» Fortſchritte dee Geſetzgebung 
in Bezug auf den Strafprozeß 
und 


Forderungen, welche an den Geſetzgeber 
geſtellt werden können. 


Von 
Mittermaier. 


ährend die neueſte Zeit eine unermüdliche Thatigkeit 
die Verbeſſerung der Strofgefeggebung entfaltet, und 
efondere faft jeder deutfche Staat neue fegislative Er⸗ 
nungen in Bezug auf die Verbrechen und ihre Bes 
fung liefert, ift der Strafprozeß auf eine auffallende 
fe von der Öefeßgebung vernadläffigt. In Ländern, 
velchen, 3. B. in Baiern 1831, Entwürfe von 
afprozeß⸗Geſetzbüchern bearbeitet wurden, find fie 
‚er fpurlos verfchwunden, und nur fparfam cerfcheinen 
und da. einige Befege, welche einzelne Punkte verbefs 
ir. d.C.%. 1887. 1. St, A 


2 Ueber die Fortſchritte der Geſetzgebung 


ſern. Ein Grund dieſer Erſcheinung darf wohl darin 

ſucht werden, daß mehr oder minder überall die Ge 
geber durch eine oft nicht Deutlich gedachte Weberzeugung 

leitet werden, daß die bisherigen Grundlagen .ungenüg 
find, daß eine Umgeftaltung Bedürfniß fey, diefe aber ı 
vielfach neue Gerichtsorganiſation und ‚völlig neue Einr 
tungen fordert, vor deren Einführung man in einer ni 
zu tadelnden Furcht vor neuen Poftfpieligen gewagten &r 
rimenten zurückſchaudert, und daher nicht gern fich zu 

Umgeftaltung entfchließt, und lieber am alten Gebäi 
duch theilweife Reparaturen und durch Uebertünchen ' 
hilft. Ein anderer Grund liegt unfehlbar aber auch in d 
Zufammenhange des Strafprozeſſes mit der Politif, 
den Discuffionen über neue politifche Einrichtungen fan 
auch Kecderungen in Bezug auf den Strafprozeß zur Sp 
be, z. B. Deffentlichfeit, Geſchwornengerichte u. f. 

Bei Selegenheit der in dem Jahre 1832 durch eine politif 
Aufregung hervorgerufenen politiſchen Prozeffe wurden | 
wife Sormen wichtig, deren Werth man häufig darnach 
bemeſſen anfing, wie fie ſich wohl in Den Prozeffen gegen | 
litifche Verbrecher bewähren würden. Diejenigen, von w 
den die Gefeßgebung ausgehen mußte, wurden nicht felt 
von einem gewiffen Mißtrauen gegen Neuerungen beherrfd 
fie glaubten, daß hinter den Anträgen auf Umgeftaftu 
des Strafprozeſſes fchlau berechnete Umwälzungspla 
der Neuerer lauerten, und gewiſſe Forderungen z. B. weg 
Oeffentlichkeit u. A. erhielten einen böſen Klang. M: 
kann nicht verkennen, daß eben in Bezug auf Strafpros 
der Kampf politifcher Parteien den Kortfchritten nicht gä 


ſtig iſt. In wechfelfeitigen Mißtrauen verdächtigt oft je 


Partei die Forderungen der andern und bringt fie n 
gewiſſen Parteienzwecken in Verbindung, während die & 
denſchgft verblendet und zu Uebertreidungen führer. X 
Discuſſion über die wichtigften Fragen der Umgeſtaltu 




















in Beziehung auf ben Stcrafprozeß. 8 


Strafprozeſſes wurde darnach oft aus. dem ernſten 
We Der ruhig prüfenden Wiflenfchaft und Gefegs 
ſgekunſt in das ſtürmiſche Feld der Politik und dee 
Ierttangen gezogen. Während die Anhänger des Alten 
Yulntcag auf Einführung öffentlicher Verhandlungen 
whr damit zufammenhängenden Inſtitute ald verderbs 
KRabahmungsfucht und blinde Vorliebe für die Frans 
Kalbilderten und über die Gefahren diefer Inſtitute nue 
ud ein Paar in Zeitungen oberflächlich dargeftellten oder 
m leidenſchaftlichen Schriftftelleen erzählten Källen, oder 
) Inh dem flüchtigen Eindrucke einer Reife nach Frank⸗ 
' ib, oder höchſtens nach dem oberflächlihen Studium des 
code d’anstruction urtheilten, fehilderten die unruhigen 
freunde der Neuerungen das deutfche Verfahren, daB fie 
veichfall® nur aus manchen mit Uebertreibungen angefülle 
m Flugſchriften fannten, oder den Modeftimmen der 
Barteienhäupter folgend, als ein Syſtem der Ungerechtigs 
tr und der inquifitorifchen Verfolgungsſucht“). Mach 
den Darfiellungen Mancher feheint nichts leichter, als eine 
Strafprozeßordnung zu bearbeiten. ine Ueberfegung des 
kanzöfifchen Code mit ein Paar Modificationen würde 
den Unfichten Mancher alle Wünſche erfüllen. Von 
Schwierigkeiten ber Geſetzgebungskunſt haben nur 
ige eine Flare Vorftellung Nicht felten bilder man 
kh ein, durch eine bunte Mifchung der aus den verfchies 
Imen Geſetzgebungen entlehnten Beftimmungen mit Leiche 
ügfeit ein neues Geſetzbuch machen zu können, und es ift 
fa. tomifch anzufehen, wie man in manchen Vorfchlägen 
due, daß man dem deutfchen Verfahren ein fogenanns 
xs öffenliches Schlußverhöe Hinzufügt,, in welchem die ars 
hmmelten Akten vorgelefen und eine Vertheidigung vorges 
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1) Leidenfchaftliche Schilderungen diefex Art finden fich 3. B. in 
* Shut von Frey: Das ‚Sefchwornengeriät, Bern 1835, 
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* tragen werden follen, eine höchft fiberafe Einrichtung gesk 
geben und alle vernünftigen Sorderungen befriedigt zur 
haben glaubt, wogegen Andere die Abfaflung einer den wahz ı 
ren Bedürfniffen entfprechenden Strafprogegordnung das ı 
Durch hindern, daß fie ungezügelt in ihren Wünfchen mug ık 
von der Einführung aller feanzöfifchen Einrichtungen ihr i 
Heil erwarten, und Deffentlichfeit und Gefehmornengericht ı, 
in einen ſolchen ungertrennlichen Zufammenhang ftellen, daß :, 
fie eine auf Deffentlichfeit und Mindlichfeit gebaute Straf⸗ 
prozeß⸗Geſetzgebung, wenn fie nicht auch Geſchwornen⸗ 
gerichte einführt, Für abfolut unzweckmäßig erflären, z 
- Bill man redlich die Wahrheit geftehen, fo fann man die 
Mängel unferes beftehenden deutfchen Strafprozeſſes nicht ı 
verfennen. Ein feuriger und beredter Vertheidiger der , 
Grundlagen diefed Verfahrens, Roßhirt?), gefteht ſelbſt,, 
dag allmählig zwar der Grund und die Unterlage des Ges, 
bäudes ftehen geblieben, die Spige aber eingefallen, und ; 
das Gebäude dadurch etwas unheimlich geworden ift. Wie, 
glauben, daß aud die Unterlage erfchütrert iſt. Das 
Schlimmfte ift, daß Niemand weiß, was eigentlich dee 
fogenannte gemeine Prozeß if. Gerade hier, wo es fo 
nothwendig ift, Daß der Inquirent durch gewiſſe — freis 
lich nicht zu häufige Schranken gehörig geleitet wird , daß- 
für die einzelnen Unterſuchungshandlungen beftimmte Kors 
men vorgefchrieben werden, welche den Angefchuldigten 
gegen Willfür ſchützen, und daß im Seifte einer gefeglichen ' 
Berveistheorie, die man als einen mwefentlihen Theil: des: 
dentfchen Prozeffes angiebt — feſte Beftimmungen über 
dieſen Beweis vorhanden feyen, ' vermiffen wir überall 

befimmte Geſetze. Gerichtsgebrauch ift es, nach wel⸗ 
chem man ſich richtet, "und biefer iſt fchwanfend genug, ' 


— — zu m A A 


2 
an ie girl ciminelſnſthe Abhandlungen. babal⸗ 


. 


in Beziehung auf den Strafprogeß. 5 
wie die Anſichten der verſchiedenen Schriftſteller es find. 


. Bährend ein Gericht, da wo in einem Prozefle der Actuar 


anfangs unbeeidigt war und erft fpäter nachträglich becis 
var wurde, eine Richtigkeit annimmt, fo daß auf Dice 
Reihren fein Strafurtheil oder wenigſtens feine ordents 
Strafe gebaut werden Pann, geht ein anderes Gericht 
kon aus, Daß eine ſolche Nichtigkeit völlig geheilt werden 
fane, und verurtheilt. — Während in einem Berichtes 
hefe angenommen wird, daß auf die Yusfage von Zeugen, 
welche noch nicht 20 Fahre alt find, in Eriminalfachen 
nicht verurtheilt werden darf, fordert ein anderes Gericht 
dies Alter Der Zeugen nicht. - Noch fehlimmer wird es erft 
buch ‚die Ungewißheit dacüher, ob auf Indicien gefttaft 
werden kann. In dem nämlichen Lande, 3. B. im Groß⸗ 
herzogthum Baden, Hält ſich ein Hofgericht zur Verur⸗ 
tbeilung ermächtigt, während ein anderes Die entgegenges 
fegte Anſicht aufſtellt. Vergebens erwartet man eine 
Bleichförmigkeit der Rechtspflege in Deutfchland. Zwar 
am zur Ehre der deutfchen Richter gefagt werden, daß 
in Sanzen ihr techtliher Sinn und. ihre Rechtsbildung 


: den Ungefchuldigten eine Bürgſchaft giebt, daß Feine uns 


gerechten Verurtheilungen erfolgen; aflein deſto ſchlechter 


beſindet fich Dabei die bürgerliche Gefellfchaft und die öffents 


liche Sicherheit. Die Losfprechungen, insbefondere die 
von der Inſtanz, fpielen die Hauptrolle, und begünſtigen 
neue Verbrechen. Aber auch die Angefchuldigten leiden 
duech. die lange Dauer der Prozeſſe, durch die über Die 
Gebühr zu häufig angemwendete Verhaftung und durch 
manche Bedrücdungen während der Unterfuchung; das 
Schwanfen des Serichtegebrauch® bewirkt nämlich , daß Die 
Inquirenten fo leicht Handlungen ,. die eins weiſe Geſetz⸗ 
gebung verbieten würde, ſich erlauben dürfen, und fie 
mit Berufung auf ein Paar Schriftfteller rechtfertigen kön⸗ 
nen. Die fogenannten Ungehorſamsſtrafen gehören vor⸗ 
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zuglich Hieher, und Jeder, "welcher vorzüglich Im Eprudis ti 
colegium Akten aus verfchiedenen Gegenden Deutſchlands 1x 
ennt, weiß, wie häufig diefe Strafen (oft in einem Pros 3 
geffe 10 bis 20 Mal) auf eine Weife angewendet werden, t.ı 
daß fie die Glaubwürdigkeit der Geftändniffe ſehr angreis Ki 
fen. Unbezweifelt leider der deutſche Strafprogeß an Yehs a: 
teen, welche ſich durch eine Geſetzgebung, ohne daß fie die Ye 
Grundlagen umzuändern nöthig hat, leicht verbeſſern lafs ai 
fen. Ein Theil diefer Mängel verfchwindet ohnehin, fo :y 
bald das Geſetz die Kormen beftimmt feftfegt und die Unges 11 
wißheit befeitigt. Durch ein gefegliches Verbot gerwiffee a 
Mittel, 4 B. Ungehorfamäftrafen, wird der Gefahr ihrer y 
Unmendung vorgebeugt. Umſtändliche geſetzliche Vor⸗ 
ſchriften über den Beweis entfernen die Streitfragen und ı 
geben dem’ Richter eine beftimmte Anweifung. Durch paſ⸗ 
fende Vorfchriften über den Gang des Werfahrens, über ı 
die Formen der einzelnen Handlungen und die richter⸗ 
tichen Befugniffe werden wefentlihe WVerbeflerungen im | 
deutfchen Verfahren bewirkt toerden können; allein die | 
Frage it: ob nicht gewiſſe Gebrechen diefes Verfahrens in 
den Srundelnrichtungen des deutfchen Prozefles in der Urt 
gelegen ſind, daß durch eine Verbefleeung einzelner Mäns 
gel dennoch im Ganzen nicht geholfen wird, und der Zweck 
der Strafjuſtiz nicht leicht erreicht werden fann. Zu dies 
"fen Sundamentalgebrechen gehört 1) eine Husdehnung des 
Inquiſitionsprozeſſes und die Stellung der in Deutfchland 
mit der Unterfuchung beauftragten Beamten. Wir wers 
den im Laufe diefer Abhandlung den Irrthum der Anſich⸗ 
ten nachiweifen, welche das Inquifitionsprincip angreifen, 
wir werden felbft die Vortheile deflelben darthun; der 
Fehler liege nur darin, daß im deutfchen Prozeffe der In⸗ 
quirent zwei nicht leicht zu vereinigende Mollen, die des 
Anklaägers und die des unparteilfchen Snfteuenten, vereinigen 
fol. ine — vorzüglich bei jüngeren Beamten, die ihren 


\ 


in Beriehung auf den Strafprozeß. 7 


@ifee an den Tag legen wollen — bemerkbare Angſt — 
feine Spur, die nue einigermaßen auf ein verübtes Vers. 
brechen Führe, unbeachtet zu laflen, verleitet den Inqui⸗ 
ven Seicht, auf eine der Freiheit der Bürger oft em⸗ 
viwiche Weiſe einzufchreiten, und der Wunſch, etwas 

wudechen,, treibt dazu, lieber zu viel ale zu wenig zu 

m. Das Streben, etwas zu entdecken, die Hoffnung, 
Ich fortgefegte Bemühungen zum Ziele zu kommen, 
taubt dem Inquirenten die nöthige Unpartecilichfeit, und 
macht feine Unterfuchung leicht einſeitig. Jeder, Der im 
Criminalgerichten zu entfcheiden hatte, weiß, wie einee 
großen Zahl von Unterfuchungsaften die Unvollſtändigkeit 
in Bezug auf den Entfchuldigungsbemweis vorzumerfen iſt. 
Damit hängt 2) der Kachtheil der zu langen Dauer des 
Unterfuchungen, und daher die Vermehrung der Koften 
und der Qualen fiir den Angefchuldigten zufammen. Im 
teinen Inquifitionsprogefle hat die Trennung der Vor⸗ und 
dee Hauptunterſuchung nicht die Bedeutung, melde fie 
haben folltee Der Inquirent, welcher einmal die Unters . 
fuchung begonnen hat, fegt fie mit der Hoffnung, Neues zu 
entdecfen , gern lange fort; jede neue Spur, welche ihn 
wieder auf ein anderes von dem Angefchuldigten verübtes 
Verbrechen führt, wird von ihm benugt, und der Wunfch, 
ein Geftändniß zu erlangen, giebt den Verhören eine ges 
wifle Zurückhaltung, welche eben fo die Vertheidigung ers 
ſchwert, als dadurch die Unterfuhung ausgedehnt wird. 
Da es an einer Anklage fehlt, fo wird in manchen Fällen, 
wo der Inquirent nicht weiß, unter welchen verbzecheris 
fen Sefibtspunft man am Schluffe die Handlung ftellen 
wird, feine Inquifition auf verfchiedenartige Punkte rich⸗ 
ten, und durch das Hereinziehen vieler am Schluffe ir⸗ 
relevant befundener Thatſachen die Procedur verlängern, 
während durch eine nach forgfältiger Prüfung gewählte 
Unflage der Untsrfuchung eine beſtimmte Grundlage ge⸗ 
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geben‘, ſte vereinfacht und dem Defenfor fein Gefchäfh ın 
fehe erleichtert wird, der fonft in dem Zweifel, welchen ;;, 
Gefihtöpunft die uetheilenden Richter zum Grunde legen „_ 
werden”), alle mögliche Eombinationen der Schuld fih m 
vorftellen und darauf feine Vertheidigung berechnen muß, : 
8) Sin ferneres Grundgebrechen des deutſchen Verfahrent „; 
iſt die Entfernung des Ungefchuldigten von der Aufnahme ; 
und Benugung der Bemweife Jeder mit Eriminalunters , 
ſuchungen Bertraute weiß, wie viel darauf anfommt, daß 
“ Die Zeugen auf die rechte Weife befragt werden, und wie 
feicht die Zeugenverhöre einfeitig werden. Es hängt von _ 
Dem guten Willen des Zeugen ab, was und wieviel er ers 
zählen will; der Inquirent iſt felten im Stande, die Bes 
fragung auch auf alle jene Yunfte zu lenken, deren Kennts 
niß nothwendig wäre, um über die Glaubwürdigkeit des 
Beugen zu urtheilen. Weichen die Ausfagen der Zeugen . 
von denen des Angefchuldigten ab, fo wird der legte zwar , 
mit den Zeugen in der Eonfrontation befannt gemacht; _ 
allein diefe genügt nicht; denn da der Zeuge fchon einmal | 
audgefagt hat, fo beharrt er, aus einem. falfchen Ehrge⸗ 
fühl, oder aus Kurt, in der Regel bei feinen Ausfagen, 
während er, wenn er fogleich in der Vernehmung um die 
Pleinen Nebenumftände befragt worden wäre, entweder 
Darüber vollftändig ausgefagt oder durch fein Benehmen 
gezeigt Haben würde, wie wenig auf feine Ausſage Werth 
gelegt werden darf. Ohnehin ift der Angefchuldigte bei 
der Sonfrontation häufig zu fehr Durch die ihm gemachten 
Worhaltungen übercafceht, und — vorzüglich wenn er fonft 
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8) Wie oft 3.3. Legen die Sefichtöpuntte, ob die Handlung Bes 
. trug, Sälfhung ‚ Soncuffion, Unterſchlagung ift, auf der 
Graͤnze. Wie ſchwierig iſt insbeſondere dei politifchen Verbre⸗ 
chen die Entſcheidung, ob die Handlung als Hochverrathsverſuch, 
oder Majeſtätsbeleidigung, oder Aufruhr u. ſ. w. zu betrachten 
iſt. Wo eine Anklage geflent wird, bekommt tie nterſuchung 
eine Grundlage. . 
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kon weniger gewandt it — nicht geeignet, durch paſ⸗ 
imde Kragen an den Zeugen für die Entdeckung der Wahr⸗ 
hat zu forgen. — Die nachtheilige Kolge ift, daß die 
Dunforen,, wenn fie nach dem Schluffe der Unterfuhung 
dem llftäntigen Inhalt der Akten erfahren, veranlaft 
Ko, auf neue Vernehmungen anzutragen, welche felten 

im äiele Führen, da fie oft erft nach vielen Mondten oder 
AR nach Jahren veranftaltet werden. Daducch tritt 
nase nachtheilige Verlängerung des Prozefles ein, und die 
aaterielle Wahrheit leidet, da die urtheilenden Richter, 
sorzüglich wenn fie auf Indicien urtheilen follen, in den 
Akten eine Mafle von Thatfachen finden, aus denen fie 
oegen den Angefchuldigten Indicien ableiten, während der 
legte. dariiber häufig nur ungenügend gehört worden ült, 
und nun Ausſagen gegen fich gelten laffen muß, deren Ge⸗ 
wicht oder Kolgerichtigfeit er oft leicht hätte zerſtören kön⸗ 
nen, wenn er bei der Bernehmung der Zeugen gegenwär⸗ 
tig gewefen. Möchten diejenigen, welche in Minifterien 
fi abquälen, die Bedingungen gefeglich feftzuftellen, uns 
ter welchen auf Indicien verurtheilt werden darf, endlich 
;einfehen, daß ein Hauptgrund, warum man auf Indi⸗ 
den nicht mit Sicherheit verurtheilen laſſen kann, darin 
liegt, daß die Thatfachen, aus welchen man Indicien abs 
leiten will, Häufig nicht genug aufgeklärt und fo hergeſtellt 
ind, daß der Angefchuldigte fih dariiber hinreichend ers 
Mären fonnte. 4) Um nanptheiligften ift im Deutfchen 
Prozeſſe die Einrichtung, nach welcher Die urtheilenden 
Richter den Angeſchuldigten und Die Zeugen nicht ſelbſt 
ſehen und hören und nur auf den Grund der vom nquis 
tenten inftcuirten Akten urtheilen müflen. Die Nactkeife 
find unverfennbar; der Richter wird dadurch der Miitel 
beraubt , ſich jene Vollſtändigkeit der Materialien zu vers 
ſchaffen, welche allein e8 möglich machen, ein gerechtes 
Urtheil zu füllen Mus die genaucfte Beurtheilung und 
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Gelbſtanſchauung des Benehmens und der ganzen Indivic 
bualität des Angefchuldigten und Der Zeugen fegt den Richk 
ter in den Stand, über die Wahrheit der Ausſagen und y 
Die Glaubwürdigkeit der Perfonen zu urtheilen. Jedag; 
Burüchaltung , jede Miene, welche die Feſtigkeit und ey 
Stimmung der Ueberzeugung ausdrüct, im Gegenfag dei, 
Benchmens des Heuchlerd oder Des Weſens, das den in« 

‚ nern Kampf der Wahrheit mit der Lüge ausdrückt, oder, 
Den Feichtfinn des Zeugen darthut — werden file d 
Richter bedeutend. Die Akten ſchweigen dariiber, und, 
Die Seberdenprotofolle geben nur ein lückenhaftes untreueß 
Bild. Mur da, wo der urtheilende Richter bei den Ver⸗ 
nehmungen der. Zeugen oder Angeſchuldigten gegenwärtig N 
if, kann er durch geeignete Fragen an die VBernommenen , 

“ jeden Zweifel befeitigen , jede Dunkelheit aufflären. Aue 3 
der Richter, welchem der Zwed der Urtheilsfällung vor 
ſchwebt, Fann die Mittel zur Erreichung des Zweckes wähs N 
len; ec weiß, was ihm noch zmeifelhaft iſt, worüber er 
noch eine Erflärung des Angefchuldigten bedarf; ift er bei 
der Vernehmung gegenwärtig, fo ift es ihm leicht, Die N 
volfändige Aufklärung zu erlangen, ohne welche es faſt \ 
unmöglih ift, auf Indicien ein Strafurtheil zu bauen, k 
da nur die Kenntniß der Fleinften Nebenumftände geftattet, 
über die Schuld zu urtheilen. Sage man nicht, daß der 
Michter auch nach der deutfhen Einrichtung , nachdem der 
Vortrag erftattet ift, ehe er urtheilt, Ergänzungen der 
Unterfuchung fordern kann. Dies ift ungenügend; denn 
man weiß, mie ungern die Richter im nterefle der Ab⸗ 
fürzung, um durch Zurückſenden der Akten die Haft des 
Uingefhuldigten und die Koften zu vermehren, von dem Ä 
Rechte Gebrauch machen, Ergänzung zu fordern und lies 
ber mit den lückenhaften Akten fich begnügen. - Ohnehin 
wird eine folge Ergänzung nur verordnet, wenn die Ma⸗ 
jorität der Bichter fie verlangt; auf die Stimme des viel- 
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Kht gewiſſenhafter prüfenden Richters wird oft nicht 
Kadfiht genommen, und dennoch foll au er feine Stims 
me abgeben. Dafür, daß die vorgelegten Alten treu und 
Awedig alle Verhandlungen und Ausſagen enthalten, 
haben die urthellenden Richter Feine Bürgſchaft. Wie 
wel die Inquirenten nicht der Bosheit oder des Leichtes 

WW beſchuldigen; allein man weiß, wie leicht auch bei 
ı Imbeften Willen etwas dem Inquirenten entſchlüpft, wie 
eeme Antwort — vielleicht mit einer gewiflen vorgefaßten 
keinung, in einem: gewiſſen Sinne auffaßt, und in dies 
m zu Protokoll dietirt. Man weiß, mie felten die Fra⸗ 
gen gerade fo, wie fie geftellt wurden, zu Protofoll dictirt 
merden , und wie Dennoch die Antworten oft den wahren 
Einn erſt erhalten, wenn man fie im Zuſammenhange 
nit dee borausgegangenen Frage fennen lernt. Da wo 
er Ungefchufdigte oder Zeuge eine längere Erzählung 
macht und der Inquirent erft einen gedrängten Auszug das 
von zu Protofoll dictirt, ift es häufig nur Die Anſicht des 
Anquicenten, der nach dem Eindrucke, den die Erzählung 
‚uf ihn machte, Ge zu Protokoll nimmt. WMWer endlicy 
‚fürgt dafür, daß, wenn die Protofolle noch fo treu find, 
‚die oft in 6 oder 20 Fascikeln beftehenden Akten volls 
‚Rändig und treu zur Kenntniß aller urtheilenden Richter 
‚kommen? Bo geheimes fchriftliches Verfahren beftegt, 
muß durch das Inſtitut der Relationen nachgeholfen wers 
den, da die urtheilenden Richter nicht felbft alle Alten 
leſen fönnen. Dies Inſtitut aber, abgefehen davon, daß 
darin ein neuer Grund der Verzögerung der Entfcheiduns 
gen, und daher der Vermehrung der Koften liegt, weil 
die Neferenten fi Monate lang oft vorbereiten. müflen, 
M aber auch nicht geeignet, eine Bürgfchaft für eine ger 
rechte Urtheilsfätlung 'ju geben. Nicht im vollftändigen 
Zufammenhange, nicht mit den eignen Worten der Zeus: 
gen ober Angeflagten erfahren die Richter die Husfagen ; 
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nur in dem kunſtreich vom Referenten nach dem. Eindruck, 
den. die Akten auf ihn machten, dargeſtellten Zufammen, 
hange lernen fie den Inhalt der Akten Fennen. Wiener 
der Meferent vorzutragen für gut findet, hängt von ide, 
ab, und mag er der trefflichfte Mann. ſeyn, fo bleibt, 
doch Menſch, dem Zrrthume und einer gewiſſen &i 

‚ tigkeit der Auffaſſung unterworfen; fein Irrthum wid, 
aber auch der des Eollegiums, das nur nach feiner: Das, 

ſtellung die Aften kennen lernt. 5) Der Mangel det, 
Staatsanwalts im deutfhen Prozeſſe Hat aber, auch dei, 

nachtheiligften Einfluß, wenn man das Intereſſe —* 
daß gerechte Strafurthrile gefällt werden und der Schub, 

dige nicht der verdienten Strafe entgehe. Es iſt bekannt, 
wie häufig in erfter Inftanz grundlofe Losfprechungen ers, 
gehen, oder offenbar zu gelinde Strafurtheile gefällt wer⸗ 
den. Wie ſoll hier geholfen werden? Soll man dem 
Juſtizminiſterium ein Caſſationsrecht geben? Soll das" 
Dbergericht ex officio einf&reiten? Soll die obere Ins, 
ftanz, wenn dee Angeſchuldigte appellist, in pejus refor⸗ 
miren dürfen? Alle dieſe Einrichtungen taugen nichtsä. 
Wo der Staatsanwalt vorkommt, iſt er es, welcher im 
Namen der bürgerlichen Geſellſchaft gegen zu milde ur⸗ 
theile Rechtsmittel ergreift, und dadurch die Intereſſen 

des Staats ſichert. Mögen darnach die Menſchen, denen 
nach der deutſchen Einrichtung der Staat das Amt des 
Inquirenten und des urtheilenden Richters anvertraut, 

noch ſo trefflich an Geiſt und Gemüth ſeyn, ſo liegen die 

Urſachen, aus welchen dem deutſchen Verfahren Straf⸗ 

prozeſſe langſamer, koſtſpieliger und unſicherer entſchieden 

werden, in den nothwendig zu dem geheimen ſchriftlichen 

Verfahren gehörigen Grundeinrichtungen ſelbſt. Daraus 

ergiebt ſich auch, daß alle Verbeſſerungen, welche die 

neueren deutſchen Geſetzgebungen verſuchten, wenn ſie auf 

den deutſchen Grundlagen fortbaueten, ungenügend ſind. 
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4 Pier "enthalten die neueren Geſetzbücher von Oeſterreich, 
innen, Baiern ꝛc. viele und große Verbeflerungen des 
IT gemeinen deutſchen Verfahrens; viele Streitfragen find 
Agmitten , die Befugniffe des Inquirenten find feft bes 
kiazt: zweckmäßige Formen der einzelnen Handlungen 
Wengefchrieben; allein theils ift man auf halbem Wege 
Mn geblieben, theilg liegt der Grund, warum jene Bes 
Mebungen bei dem vedlihften Willen der Gefchgeber 
üht den Korderungen entfprechen, in den eben zuvor ge⸗ 
Kiderten Grundfehlern des gemeinen Prozeffes, welchen 
son treu blieb. Der Vorwurf, daß man auf halbem 
Bege ſtehen blieb, wird gerechtfertigt, wenn man er⸗ 
mägt, Daß die neuen Gefehgebungen von der bisherigen 
Ekerichtsverfaſſung ſich nicht losmachen wollten. — Da 
man zur Einführung der Etaatsanwaltichaft ſich nicht ent⸗ 
fließen fonnte, fo murden die Nachtheile des reinen In⸗ 
quiſitionẽprozeſſes zu ſehr fühlbar: Wenn man auch über 
meine Punkte, 3. B. über Verhaftung, über die Tren⸗ 
nung der General: und Specialunterfuchung und die iRoths 
wendigfeit, daß auf die letztere durch Urtheil erfannt 
wurde, Vorſchriften aufftellte, welche von den würdigſten 
iberalen Gelfte dictirt waren, fo batte die Angft, daß 
man Dadurch zu weit gehen, und dem Argefhuldigten zu 
viele Mechte einräumen würde, Dazu gebracht, fo viele 
Ausnahmen von dem Grundfage zu machen, daß zulegt‘ 
die Regel ohne Bedeutung im Gefeßbuche ſteht). — Um 
der Willkür der Inquirenten entgeaenzumirfen, ftellte 
man im Geſetzbuche eine Maſſe von Regeln auf, melde 
den ungefchichten Unterfuchungsrichter doch nicht Flüger 
machen, den gewandten Inquirenten aber ohne Moth bes 


In Bezug auf die Berhaftung habe ich died nachgewieſen in 
ri ä ler's Archiv für die neueſte Geſeßzgebung Bo. IV. 
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ſchranken *), und, da man gewiſſe Säge zu ſehr generaßhek 


fſirte, ſelbſt für die Angefchuldigten nachtheilig werden Fünf 


nen °) — Am meiften fegte Die Beweistheotie jn Weg 
legenheit; gewöhnt an manche ältere Anfichten, die zus 
einer Zeit entftanden, mo noch die Kolter galt, Ponte! 
man ſich nicht von gewiſſen Regeln losmachen, derein 
gefegliche Keftftellung den Michter ſolche Beſchränkungen; 
auflegte , daß viele geundlofe Losfprechungen erfolgen: 
und die absolutio ab instantia die Lücken ausfüllenx 
mußte, Vorzüglich wußte man nicht, was man miki 
dem Indicienbeweife beginnen follte; man fühlte die Rothe 
wendigfeit, eine Verurtheilung auch auf Indicien zu ges ı 
ftatten, allein man fuchte jchnell wieder durch Flug erfons 
nene Bedingungen das Ermeſſen der Richter zu befchräns: 
fen, ohne zu erwägen, daß die Sarantieen, welde man. 
einführen mußte, wenn man mit Sicherheitjauf Indicien 
verurtheilen laffen wollte, fo lange fehlten, als man fi 
nicht entfchloß, die Deffentlichfeit in der Art einzuführen, 
daß die uetheilenden Michter bei der Aufnahme der Beweife 
in der Hauptunterfuchung gegenwärtig find, den Ange⸗ 
fhuldigten und die Zeugen felbft hören und fehen, und- 


durch geeignete Fragen jede Dunkelheit befeitigen Fönnen. 


MWendet man nun den Blick auf den franzöſiſchen 


Prozeß, mit dee Hoffnung, darin ein allen Forderungen 


entfprechendes Strafverfahren zu finden, fo bemerkt man 
bald, daß zwar "die meiften Grundlagen dieſes Prozeſſes 
eben diejenigen ſind, auf welchen jede Geſetzgebung fort⸗ 





5) 3. B. bei der Confrontation, wenn man vorſchrieb, daß immer 
nur mit einer Perſon allein der Angefchuldigte confrontirk 
werden dürfe. Als Regel ift dies richtig, aber Ausnahmen 
werden zwedmäßig. 


6) 3.8. in Bezug auf die Art der Vorhaltung In dem erſten 
Verhör. S. über die Nachtheile der baierifchen Borfchrift (Ge⸗ 
Be 156 —158.). meinen Auffag ia dieſem Uber 
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Iksen fol, daß aber nur ungeniigend die richtigen Grund⸗ 
Age durchgefiihrt worden find. Zu den Kehlern des frans 
wen Verfahrens rechnen wir 1) die unpafiende Stel⸗ 
i des Staatsanwalis, welcher, flatt nur die Rechte dee 
Gurichen Gefellfhaft in Bezug auf Verbrechen durch 
Yelyen und geeignete Anträge zu verfolgen, zugleich mit 
zu aufgedehnten Gewalt verfehen ift, Handlungen 
kunehmen , welche nur von dem unpartelifchen Unters 
kangsrichter ausgehen follten; dadurch wird oft eben 
ki dem Anfange des Prozeſſes durch den im übertriedes 
m Amtseifer handelnden Staatsanwalt, ‚der mit dem 
Ingefchuldigten felbft Berhöre vornimmt, Zeugen verhört, 
und den letzteren feine einfcitige Anficht leicht mittheilt, dee 
Önterfuchung eine unrichtige Grundlage gegeben, welche 
auch in der Kolge ihre Nachtheile äußert, da die Erfah⸗ 
tung lehrt, wie einflußreib auf den ganzen Prozeß die 
[ einfeitige Richtung wird, welche einmal die Zeugen anges 
mmmen haben. 2) Die Vorunterfuhung in Kranfreicy 
befert Häufig ein zu ungenüigendes und unficheres Reſultat. 
Die Beamten, welche die erfien Schritte vorzunehmen 
haben, find in einer großen Zahl von Fällen Polizeibeamie, 
$riedensrichter, welche — nad den Korderungen, bie 
nan in Frankreich an fie macht — nicht die nothiwendige 
neiftifhe Bildung zu befigen brauchen, melde allein Im 
den Stand fegt, um gründlich die Vorunterſuchung zu 
führen. Nur wer felbft weiß, was der Criminalrichter 
bedarf, um ein GStrafurtheil fällen zu Pönnen, iſt im 
Stande, durch die Unterfuhung die Materialien für die 
Entſcheidung auf eine genügende Weife zu liefern. Jeder 
Eriminalift weiß aber, tie wichtig eben die erften Ver⸗ 
nehmungen die Husmittelung aller Merkmale des Tharbes 
ſtandes, und Benugung aller Spuren ift. Es ift ein Grund⸗ 
irrthum vieler franzöſiſchen Praftifer, daß nach dem frans 
jöͤſiſchen Mechte die Dichter nur auf den Grund der vor 


16 Ueber die Fortſchritte der Geſetzgebung ng 
ihnen in öffentlicher Sitzung vorgekommenen Beweife und y 
Erklärungen urıheifen dürften, Daher die Refultate dei, 
Vorunterfuchung nicht fo wichtig wären; man vergißt De 
einer folhen Behauptung, daß nur auf den Grund biefel 
Vorunterfichungsaften die Richter über die Verfegung ey. 
den Anflageftand urtheilen, und daß felbft in der Hanpb,- 
verhandfung man immer wieder auf die &rgebniffe Dei, 
Vorunterfuchung zurückkommt, daß der Staatsanwalt auf, 
die in den Vorunterſuchungsakten befindlichen Erklärungen, 
der Zeugen und des Angefchuldigten fih beruft, daß, w 
die Zeugen in der Zwifchenzeit geftorben find, ihre früheren. 
Ausfagen vorgelejen werden, und immer mehr oder mindei 
einen Eindruck auf Die urtbeilenden Richter zurücklaſſen. N 
3) Eine Folge des eben bemerften Borurtheils ift es, doß 
auch der Inſtructionsrichter nicht mit jener Görmtichte 
und Sorgfalt verfahre, mie der deutfche Prozeß fie fors 
dert, damit auf die @rgebniffe der Vernehmung etwas 
gebaut werden fann. Alle jene Vorſichtsmaaßregeln, N 
welche der geroifienhafte deutſche Inquirent bei Vornahms ' 
von Recognitionen und Eonfrontationen beobachtet, Did 
Megeln iiber Vermeidung von Suggeftionen oder captiöfen: 
Sragen werden von dem franzöfifchen nquirenten gemöhnd | 
lich nicht beobachtet, und dennoch wird für die Treue und 
volle Slaubwürdigfeit der Aufzeichnung eine rechtliche Vers 
muthung aufgeftellt. 4) Daran knüpft fi der Nach⸗ 
theil, daß man die gründliche @rörterung des Thatbeſtan⸗ 
des nicht für fo weſentlich hält, als in Deutſchlaud; in6bed 
fondere ift bei allen jenen Verbrechen, bei welchen der 
Thatbeftand nur durch die Benugung der Kortfepritte der 
gerichtlichen Medicin Hergeftellt werden fann, die Lücke 
bemerkbar; die Section, oft von nicht hinreichend wiſſen⸗ 
febaftlih gebildeten Sanitätsbeamten geleitet, wird nur 
oberflächlich gemacht ; die Vernachläffigung des Studiums: 
der gerichtlichen Medicin von Seiten der Juriſten in Frank⸗ 


reich 


— 
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rich bewirkt, dag die Inquirenten nicht fehr auf Die 
Sanfte hinwirken, deren Kenntniß für den gründlich ues 
thelenden Richter nothivendig feyn würde. Die Richter, 
wi im Anklagsſenate entfcheiden, eben fo wie Geſchwor⸗ 
m, cchalten dadurch nur eine fehr lückenhafte Grundlage, 

9 in allen Fällen, wo es auf Vergiftung, Kinder⸗ 

mw, oder auf die Frage ankommt: ob Jemand ſich 
Mk getödtet habe oder durch fremde verbrecherifche Bes 
sit geftorben ſey. 5) Schr wenig fchügend find für 
be bürgerliche Freiheit die Vorfchriften über Verhaftung. 
derch Die aufgeftellte Unterfcheidung der crimes und de- 
its fam der Geſetzgeber zu einer harten Vorfchrift, nach 
zeichen Die Befreiung von der Haft gegen Caution bei Ans 
Muldigung eines crime gar nicht zuläffig ift, und ſelbſt 
kiden delits zu ſehr erſchwert iſt). 6) Auch in Being 
af die Vertheidigung der Angeklagten treffen gerechte 
Beewücfe Das franzöfifche Verfahren, indem man theils 
zit der im Code 294. vorgefchriebenen Aufftellung eines 
Defenfors fich ſchon begnügt, und da wo der aufgeftellte 
Bertheidiger — 3. B. weil der Präfident ihn nach feiner Ans 
iht widerrechtlich beſchränkt — nicht vertheidigen will, den⸗ 
uch mit dem Verfahren fortfährt, und feinen Wichtige 
tgeund annimmt °), wenn Feine Vertheidigung vorge⸗ 
tagen wird; theils, weil der Defenfor in feinen Befugniffen 
a ſehr beſchränkt ift, die Kragen, deren Stellung an Zeus 
in ee in Antrag bringt, nur geftellt werden, wenn der 
Mäfident es für gut findet, und die von ihm oft wäh⸗ 
ind dee Sitzung erft beigebrachten (vorher nicht angezeigs. 
en) Beweisſtücke nicht beachtet zu werden bauen‘). — 





2) „anichtige Bemerkungen darüber ſ. von Solbery (der ſelbſt 
andgezeichheter &fffenpräftbent in in meiner Heitfchrift für 
ndifche Geſetzgebung Bd. V 13, 


8) * des Caſſationshofes vom io Augıf 1818. 
9) Bourguignon jurisprudence II. p. 71. 


Ar. 8. CR. 1887. I. Gr. 
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Wir werden in dem Verfolge dieſes Auffages noch anl 
Mängel hervorheben, und insbefondere die fehlerh 
Einrichtung des Gefchtwornengerichts nachweifen, und t 
thun, daß durch die etwa feit 6 Jahren ergangenen fr 
zöfifchen Geſetze der Strafprozeß nicht verbeflert wor 
if. Die Andeutungen genügen, um vor dem lau 
zu warnen, daß man in der franzöfiichen Strafpro; 
gefeggebung gleichſam ein Mufter habe, das mit Leich 
keit überall eingeführt werden Fönne '). Der Verfa 
diefes Aufſatzes, felbft mit der Bearbeitung eines € 
wurfs für Baden beauftragt, Bat bei der Bearbeit 
des Entwurfs und: bei der Discuffion darüber in 

Commiſſion fih von den Schwierigfeiten einer Str 
progeßigefeßgebung überzeugt , welche den Grundla 
des franzöfifchen Prozefles, jedoch ohne Geſchwornen 
richte, folgen will, aber das Ziel im Auge hat, ein V 
fahren einzuführen, welches am ficherften dahin wir 
daß die Richter materiell gerechte Strafurtheile fällen fi 
nen, und daß fein Schuldiger der Strafe entgehe und f 
Unſchuͤldiger Strafe leide. — Man bemerkt in neuerer 3 
die allgemeine Hinneigung der Legislatoren, bie Formen u 
Einrichtungen des Inquiſitionsprozeſſes und des fchriftlid 
Berführens mit ben Vorzügen des Anklageprogefles und @ 
tichtungen der Deffentlichfeit und Miindlichfeit zu verbind: 
Daher man von einer gemifchten Form fpricht. Soll dar 
ausgedrückt werden, daß die Geſetzgebung verfchiedenart 
Formen aus den verfchiedenen Geſetzgebungen vereinigen fi 
fo wäre eine gemifchte Prozeßform nicht zu empfehlen; gı 
man aber davon aus, daß das Inquifitionsprincip in der 2 





‚ 40, Die teefflichfte mit ächt wiſſenſchaftlichem Geiſte — Elar ı 
praktiſch richtige Anleitung zum Gtudium des franzöfifd 
Sirafprozeſſes enthält das (nächftens in diefem Archive anzu; 
gende) Werk von Rauter Traite theorique et pratig 
du droit criminel frangois. : Paris 1836. 2 Vol. 
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wodificiet werden fol, daß in der Vorunterſuchung Die 
. untliihe Thätigfeit des Inquirenten durch die Wirffamfeit 
ned Öffentlichen Anflägere geeignet befhränft wird, und 

mh Verſetzung eines Angefchuldigten in den Anflageftand 

mebeftimmte Anklage von dem öffentlichen Ankläger ges 
% und in der Hauptunterfachung von den urtheilenden 

Htern begründet und verfolgt wird, fo ift dieſe Form, 
se wie in diefem Auffage im Detail durchzuführen vers 
fihen woerden,, die zweckmäßigſte, bei welcher durch das 
Inqnifitionsprincip das Intereſſe dee bürgerlichen Gefells 
ſchaft am beften gefihert und das Verfahren durch das 
Anflageprincip am ficherfien geregelt werden fann *). 
Nicht beiftimmen fann man dabei der zwar geiftreich durchs 
gefüheten Anfibt von Carmignani“), nach welcher 
Snquifitions s und Anklageprincip völlig unvereinbar ſeyn 
ſollen ). Wir wollen, ehe wir die Grundzüge eines allen 
gerechten Gorderungen entfprechenden Strafverfahrene ents 
wickeln, vorerft eine Ueberſicht desjenigen liefern, was in 
den legten vier Jahren für die Gefeggebung des Steafs 
peozefleß geleiftet wurde. 


&L Allgemeine Ueberſicht ber neuen Legiela— 
tionen über Strafverfahren. 


Indem wir zunãchſt nur hier auf die allgemeine Ueber⸗ 
ſicht der legislativen Leiftungen uns beichränfen und die 
größeren Werke der Legislation in den nächften $$ im Des’ 
tail zergliedern, iſt der Blick I. gerichtet auf Das, was 
in den dentſchen Staaten für die Verbeſſerung des deut⸗ 





11) Roßhänrt in feinen zwei criminafiftifchen Abhandlungen 
. 81. ſcheint ſelbſt dieſe Verbindung zu billigen. 
* Carmignani delle leggi della sicurezza ‚socıale. 
ol. IV, p. 281 etc. 
18) Segen Sarmignand f. men Wer: ai ker vom drut- 
fchen Strafprogeffe. Darmfladt 185%. ©. 41-— 50, 
D 2 
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ſchen Prozeſſes ‚geleitet wurde. Ein neues Strafprozeß⸗ 
gefegbuch ift nicht zu Stande gefommen; dagegen verdient 
unfere Aufmerkſamkeit vorecft der den Kammern in Hans 
nover vorgelegte Entwurf der Strafprozeßordnung. Zur 
Diseuffion ift er in. den Kammern noch nicht gefommen; 


allein ſchon 1881 wurde von der aus Mitgliedern beider 


Kammern beftehenden Commiſſion ein Bericht erftatter, 
nacb welchem vier Mitglieder ihre wohl motivirte Webers 
zeugung dahin’ausfprachen, daß das Princip der Deffents 
lichkeit und Mündlichkeit des Verfahrens vorzuziehen ſey, 
zwei diefer Commiffionsmitglieder felbft die Einführung des 


Geſchwornengerichts verlangten, während vier Mitglieder . 


negen die Jury und nur zwei gegen die Einführung der 
Deffentlichfeit und Miündlichfeit ſich erflärten, jedoch bes 
merkten, daß auch fie zugeben, daß die Schnelligkeit der 
Entfcheidungen und die Einfachheit des Verfahrens durch 
das auf jene Principien gebaute Verfahren befördert würs 
de, daß aber die Ausführbarkeit dieſes Verfahrens. zu ber 
zweifeln fey, weil eine gänzliche Umgeftaltung der Gerichts⸗ 
verfaffung nothwendig, dieſe aber mwenigftens für ‚den 
Moment ſehr ſchwierig ſey. Die Mehrheit der Commiſ⸗ 
ſion ftellte darnach die Anträge, die Regierung’ zu bitten, 
bald möglihft darauf Bedacht zu nehmen, daß in Hans 
nover ein Öffentliche® und mündlihes Criminafverfähren 


eingeführt werde, einftweilen aber den vorgelegten Ente! 
wurf nicht anzunehmen ''). ine im Jahre 1834 aus 
‘ beiden Kammern gewählte Commiffion Fam zu einem ab⸗ 
weichenden Refultate; die Majorität konnte, wie fie ers- 


Fläcte, der Deffentlichfeit und Mündlichfeit nicht fo. ents 
ſcheidende Vorzüge zugeftehen, um über die Bedenken fh. 


14) Die Gommiffion iſt jeborh auch eventuell in die Prüfung der 
einzelnen $5 des Entwurfs eingegangen. Unter den Vorſchlä⸗ 


gen verdienen mehrere volle Beaͤchtung. Wir werben batauf. 
zurückkommen. er! W 
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: gu berußigen, welche dee foftfpieligen Einführung dee 

durch Die Beränderungen des Eriminalverfahrens erfordern 
64 werdenden fehe umfafienden Einrichtungen erregt. Die 
Ymmiffion, welche nicht zugeben will, daß die Deffents 
Weit und Mündlichkeit zur Beſchleunigung der Unters 
kung führe, vielmehr glaubt, daß durch die Nothwen⸗ 
Kfeit manche Handlungen zweimal vorzunehmen, ſelbſt 
nößere Weitläufigkeit entftehen könne, glaubt, daß an 
den biäherigen Grundlagen des deutſchen Prozeſſes feſtzu⸗ 
balten ſey, da ſich das jegige Verfahren im Ganzen bes 
währt babe. Der Entwurf ift bisher in den Kammern 
noch nicht Gegenſtand der Discuffion geworden; auch hat 
Lie öffentliche. Stimme in Hannover wenig Notiz ”) von 
dem Entwurfe genommen; nur eine intereflante Schrift von 
Sans *8) liegt und vor. Gans hat darin den uelprüngs 
lichen Entwurf und daneben die von der Commiſſion der 
Sammer gemachten Borfchläge mitgetheilt, zugleich eigene 
Borfchläge beigefügt und über einzelne Lehren des Straf⸗ 
progefleß feine Anfichten ausgefprochen, die wir in der 
Folge bei der genaueren Prüfung aller Punkte des Strafs 
verfahrens näher zu würdigen haben. Gans fprict feine 
Ueberzeugung aus, daß ohne die Grundlagen der Deffents 
lichkeit und Mündlichkeit Leine Ducchgreifend heilfame Vers 
beſſerung im Eriminalverfahren möglich fen "), und was 
man fonft thun mag, nur Flickwerk feyn kann. Merkwür⸗ 
dig — und unten näher zu prüfen, ift fein Borfchlag, daß 
das Werfahren wegen Staatöverbrechen und zwar Hochs 





15) Eine Darftellung des Entwurfs von 1829 hat in biefem Ars 
chive Bd. X. Nr. 1. Spangenberg gegeben. 

16) Entwurf einer Sriminalprozefordnung für das Königreich 
Hannover, von der königl. hannov. Regierung vorgelegt, mit 
den Sutachten der ftändifchen Sommiffionen und einer Einlei⸗ 
tung heraudg. von Sand. Göttingen 1836. 


17) ©. bie Schrift von Sans, Einleitung ©. XVII. 
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verrath, Majeſtätsverbrechen, nicht nach den allgemeinen _ 
Vorſchriften ded Strafprozeſſes beurtheilt, fondern die‘. 


Unterfuchung und Entfcheitung nad befonderen Geſetzen 
vor dem Dberappellationsgerichte geführt werden ſoll. — 
Eine neue Richtung der Thätigkeit für die Legislation bes 


‚zeichnete das Bedürfniß durch die Wichtigkeit, weiche die 


neuen Zolleinrihtungen erhielten. Die große Zahl der 
Hollübertretungen, die Einfachheit eines großen Theile ders 
felben, und die Nothwendigkeit, daß ſchnell verhandelt und 
entſchieden würde, forderten eigene Belege über Das. Vers 
fahren über die Webertretungen‘ dee Gefege, welche bie 
indicecten Abgaben betreffen. Eines der wichtigften Geſetz⸗ 
bücher diefer Urt, ausführlicher. als jedes andere der neu 
erfchienenen, — berechnet darauf, die Rückſicht der Schnel⸗ 
. tigkeit mit der Korderung der Gründlichkeit zu verbinden 
und ein vollftändiges Ganzes zu liefern, ift das öfterreichis 
fche Strafgefeg über Gefällsübertretungen“), deflen zwei⸗ 
ter Theil ($. 499 — 954.) die Vorfcheiften über das 
rechtliche Verfahren enthält, und für mindere Straffälle 
felbft .ein noch mehr abgefürztes Verfahren vorſchreibt. 
Da das Geſetzbuch in.das Feinfte Detail eingeht, 3. B. in 
Bezug auf Verhaftung, Vernehmung, über die Anzeiguns 
gen, welche zur Unterfuchung Hinreichen follen, und vors 
züglich in Anfehung der gefeglich genüigenden Beweistheorie, 


3. ©. dei Zeugen, Indicien, fo ift das Geſetz als eine 


eigentliche Strafprozeßordnung zu betrachten; bei welcher 
man annehmen darf, daß die darin ausgefprochenen Vor⸗ 
fchriften audy bei der Revifion der allgemeinen öfterreichi- 
ſchen Strafprogefordnung zur Verbeſſerung derfelben ans 
gewendet werden. — Kürzere Gefege über. den nämlis 


18) Wie haben im dieſem Archive Bd. IH. Me. 12. fchon von 


dem erften Theile, welcher die Beftrafung betrifft, Nachricht 


gegeben. 
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dein Gegenand find das Fönigl. fächfifche * und das 
heczogl. braunſchweigiſche'). - Bon Geſetzen, weiche 
n andern, in Denen der gemeine deutfche Prozeß gilt, 
über einzelne Punkte des Strafverfahrens ergangen find, 
wären befonders hervorgehoben gu werden die Gefege 

wtoburg und Gotha“) über die Bedingungen, 

ae weichen auf Indicien eine Verurtheilung erkannt 

sehen Darf ; die Gefeße von Meiningen vom 12. Sept. 
1852, und von Weimar vom 13. April 1838 über.die 
Befegung der Eriminalgerichte ; das geoßherzogl. badifche 
über den Recurs in Strafſachen). Dies lebte ift wich⸗ 
ig, da es nicht bloß den Grundſatz fanctionirt, daß im 
dien gerichtlichen Steaffachen zwei. Inſtanzen Statt finden, 
fndern auch das Verhältniß, nach welchen im öffentlichen 
Interefle gegen zu milde Erkenntniſſe ber Strafgerichte ein 
Recurs eingelegt werden kann, genau reguliet und hiezu 
einen Staatsanwalt aufftellt. — II. Bender man fi an 
die Fortſchritte der Geſetzgebung jener Länder, in welchen 
das Verfahren auf Deffentlichkeit, Mündlichkeit und Ges 
ſchwornengerichte gebaut ift, fo find es in Frankreich 
vorzüglich folgende Gefege, welche Beachtung verdienen; 
nämlich Das Geſetz vom 4. März 1881, nach welchem zue 
Bildung des Affifenhofes (ſtatt 5) nunmehr 3 Richter ges 
fordert werden, die im Code art. 351. ausgefprochene 
Borfchrift,, daß bei bloßer Mehrheit von 7 Stimmen die 
Aſſiſenrichter gleihfall® über die Thatfrage zu berathen 
haben und. ihre. Stimmen mit denen der Gefchwornen 


19) Geſetz vom 7. Dechr. 1833, das Unterſuchungsverfahren gegen 
Uebertreter der gefeßlichen Botfchriften in Sachen der indirecten 
Abgaben. 

50) Im Geſetze vom 23. April 1855 — über die Eingangs⸗ 
Durchgangs- und Ausgangsabgaben ($. 121—147. in der 
Berordn. Samml. 1835. Nr. 14.). 

21) Beide vom 8. Febr. 1836. Wir werden unten bei der Prü⸗ 
fung des Indicienbeweiſes darauf surüdfommen, 


22) Vom 18. Febr, 1836. 
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imfatmengezähft werden follen, aufgehoben, und zur Websi: 
archellung immer wenigſtens eine Majotitat von 8 Gtimi'yı 
men gefordert wurde. Ferner gehört hieher das Geſetz ig 
vom 28. April 1832, welches zwar in Bezug auf.beib it 
Strafprozeß nur ungenügend Abanderungen .vorfchetek; ıj 
jeboch eine für das Berhäftni der Geſchwornen wichtige R 
Beftimmung traf, nämlich, daß die Geſchwornen überall; z 
wo fie das Dafeyn von Milderungsgründen annehmen; |, 
dies in ihrem Verdict ausſprechen Fönnen, in welchen 
Kalle dann die Richter ſtatt der ordentlichen Strafe eine ges ; 
zingere erkennen müſſen. Vorzüglich wichtig (obwoht, wie 
wir in der Kolge zeigen werden, nicht um als Bereife dee | 
Verbeſſerung des Strafprozeſſes zu gelten,)-find die Gefehe 
vom 9. Sept. 1835, nach welchen eine erceptionelle Juſtiz 
in Bezug auf gewiſſe pölitifche Verbrechen gegründet wur⸗ 
de, insbefondere wegen des Rechte des Generalprocura⸗ 
tors, unmittelbae vor dem Affifenhofe durch directe Ladung 
die Angefehuldigten zu ftellen Calfo fie des Rechts zu berau⸗ 
ben, daß nach den allgemeinen Gefegen itber ihre Vers 
fegung in den Anflageftand erfi vor dem Anklagefenat ges 
urtheilt werden muß). Durch dieſe Geſetze vom 9. Sept. 
1835 wurde ferner in Bezug auf alle Verbrechen ein har⸗ 
tes Epntumacialverfahren gegen die Angefchuldigten ange⸗ 
führt, welche nicht vor Gericht erfcheinen wollen, und 
gegen diejenigen, welche in der Sigung Lärmen machen, 
oder der Juſtiz Hinderniffe in den Weg legen, fo daß fie 
aus dem Saale fortgeführt werden müſſen. Kerner wurde 
ftatt der 1831 eingeführten Majorität von 8 Stimmen zur 
Verurtheilung nunmehr die. Majorität von 7 verlangt, 
und vorzüglich die geheime Abftimmung der Geſchwornen 
eingeführt 2). Für die Kenntniß der Fortbildung des 


2) Ueber die Art diefee geheimen Abftimmung f. Gefeb vom 
13. Mai 1836, und darüber meine Bemerkungen in der Zeit: 
ſchrift für ausländ. Geſetzgebung Bd, VIII. &. 479. 


x 
Pd 


in Beziehung auf den Strafprozeß. 25 


wafprozeſſes in England find merkwürdig das Geſetz 
m 25. Juli 1834, wodurch ein Centralcourt für 
ie Yburtheilung der Verbrechen in gondon: errichtet und 
macher Das Verfahren betreffende Punkt näher regulirt 
we, vorzüglich aber das Gefeg vom 20. Auguſt 1836, 
wenh jedem Angeklagten das Recht, eines rechtögelehrten 
deheidigers ſich zu bedienen, geftattet wurde‘). Merk 
Big iſt Ferner der auf der Inſel Malta von der eng 
In Regierung eingeführte Strafprogeß, der in mans 
ke Rückficht von dem in England geltenden Verfahren 
weicht, aber auf Geſchwornengerichte gebaut ift ”°), 
ah den Gefegen von 1829 — 1832 *) iſt ein. öffent⸗ 
her Unkläger beftimmt, welcher das Verfahren leitet ; 
ke Anklagejury ift gar nicht eingeführt; flatt 12 Ge⸗ 
swornen (die in England erforderlich find) find in Malta 
se 7 nöthig, die nah Stimmenmehrheit entfcheiden, 
bee ihre Antworten, viel beſſer als in England dies eins 
te, über befiimmte Thatfragen zu geben haben, fo daß 
he Die Trennung der That⸗ und der Redhtöfrage her⸗ 
orteite ”). Zodesurtheile können in Malta nur erkannt 
erden, wenn alle Geſchwornen einſtimmig das Schuldig 
söfpeechen. Intereſſant für jeden Gefeggeber ift das Ges 
sbuch über Steafverfohren für das Könige. Öriechens 
Ind *) vom 22. Mär; 1834. Obgleich der Code 


24) Ueber die Wichtigkeit diefer Vorfchrift enthält die Zeitfchrt 
—* ausländ. Beiegoetung Bd. IX. ©. 165, eine Dahn r 

235) &. darüber den Auffas in der Zeitfchrift für ausländ. Setes- 
gebung Bd. Vill. ©. 481. | | 

35) Sie find gefammelt in einer Heinen Schrift unter dem Zitel: 
il Giurato istruito. Londra 6. 

77) Zxeffliche, von jedem Legislator wohl zu berüdfichtigende Bes 
merkungen über Strafprozeß und die beite Regulirung der’ein- 
zelnen Punkte liefert der als Praktiker hocherfahrne Obertichter 
von Malta, S. Stoddart, in feinen drei Abhandlungen : 

ial by Jury 1880 — 1832. 6. darüber Zeitfchrift a. a. O. 


S. ® . 
28) Auch abgedrudt in v. Maurer’s Merk: Das Grie 
—8 Wr. In. &. 515. | chiſche 


v 
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d’instruction criminelle zum Grunde gefegt ift,, fo bes 
merktiman doch leicht, daß Die Berfaffer des Geſetzbuchs die 


Fehler des franzöfifchen Verfahrens Fannten, und daſſelbe 
verbefeen, indbefondere manche Lücken des Code auffüllen. 


wollten, daher das Geſetzbuch einer nähern Prüfung in 


dem Verfolge unferes Auffages würdig if. Das Vers 


hättniß des Staatsanwalts ift darin namentli anders in 


dem franzöfifehen Code regulirt. — Zu den Geſetzgebu⸗ 
gen, welche die Verbeflerungen der franzöfifchen Legidlas 


tton beabfihtigten, gehört auch Die des Königreich DB ei 
gien, wo 18530 die Deffentlichfeit der Eriminalverhands 
lungen und das Gefchtwornengericht wieder eingeführt und 
durch Gefetze (freilich nur proviforifch) das neue Verfahren 
regulirt wurde”). — Wichtig endlich für die genauere 
Kenntniß der Fortbildung der auf Gefchmwornenverfaflung 
gebauten Strafprozeßgeſetzgebung iſt die Beachtung der 
nordamerikaniſchen Legislationen iiber Strafprozeß ” ), 
welche auf engliſches Recht im Wefentlichen gebauf, mans 
nigfaltige Berbefferungen des englifhen Verfahrens und 
gefeglihe Befimmungen über Punkte enthalten, welche 
im englifchen Rechte nur durch Praxis regulirt find. Bes 
deutend find bier die ausführlichen Gefeßgebungen von 
Eonnecticut ”), Georgien *), Indiana ”), News 





29) Die Darftelung derſelben im Verfolge diefes Auffages bei 
der Prüfung des Geſchwornengerichts. 


80) Eine geiftreiche Darftellung bed Charakters der Jury in Ames 
tita f. inTocqueville de la democratie en Amerique, 
Paris 1885. Vol. II. p. 182. Ä 


31) Geſetz von 1835 in The public statute laws of the state 


ofConnecticat 1835. p. 148 etc. verglichen mit der trefflichen | 


Darftelung in Swift Digest of the laws o& Connecticut. 
New - Haven 1828. Vol. II. p.869. 


82) Penal Code of the state of Georeia von 1838 in den’ 
20 


Acts ofthe general assembly p. 203, 
38) Tue revised laws of Indiana. Indianopolis 1881. 
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2°), Maffahufets”). — III. Einer befondern Aufs 
ikſamkeit find endlich diejenigen Gefeggebungen würdig, 
he auf Deffentlichfeit und Miündlichfeit gebaut find, 
hfofern fie den franzöfifchen Strafprozeß als Grundlage 
mehmen, aber kein Geſchwornengericht kennen, vielmehr 
ne rechtsgelehrte Richter entſcheiden laſſen. In die 
Naffe dieſer Legislationen gehört der von der Geſetzgebungẽ⸗ 
namiffion des Sroßherzogthums Baden bearbeitete Ent⸗ 
ef der Strafprozeßordnung von 1835 (aus 642 $$'bes 
Wend). Der Entwurf fucht in Bezug auf die VBorunters 
Mung durch genauere Vorfchriften über die Vefugniſſe 
k Inquirenten, und die Vorſichtsmaaßregeln, fo wie 
wi detailirte Beftimmungen über die Aufnahme des 
Mtbeftandes den Vortheil zu erreichen, daß die Vor⸗ 
sterfuchung eine fichere und vollfändigere Grundlage ges 
äheen kann, als dies in Kranfreich der Fall if. Da 
chtsgelehrte Richter urtheilen, fo fucht der Entwurf durch 
ne gefetzliche, möglichft weite, jedoch nur zum Vortheile 
? Unſchuld den Richter befchränfende Beweistheorie, fo 
ie Durch dad Erforderniß einer größern Stimmenzahl zur 
keurtheilung (in Criminalſachen müffen nach Art. 426. des 
atw. 7 Richter gegenwärtig feyn, wovon wenigftend 5 
m Angeklagten für ſchuldig esfennen) und durch die Blfugs 
5 des Angellagten, zwei der Richter ohne Angabe von fpes 
lien Recufationsgrüinden zu verwerfen (Act: 357. Entw.), 
arantieen einer gerechten Urtheilsfällung zu begründen. — 
n die Klaſſe dieſer Geſetzgebungen gehört das Strafprozeß⸗ 
eſetzbuch für das Königreich Holland”) v. 21. April 1836 
wT The revised statutes ofthe state of New-York, Al- 
bany 1829. Vol. II. p.703. 

85) The revised statutes of the commonwealth of Massa- 

chussets. Boston 1836. p. 748. 
56) Das Vale enthält die Revifion tes im Jahre 1829 von 

den Seneralfiaaten angenommenen, von uns in der Bedtfchrift für 


ansländ. Gefepgebung Bd. I. Nr. 20, Bd. u. Nr. dar⸗ 
geſtellten Entwurfs. 
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(aus 359 $6) ebenfalls auf Deffentlichfeit und Mündlichke ' 
gebaut, jedoch ohne Sefchtwornengerichte, da rechtögelchelt 
ongeftellte Richter nach einer gefeglichen Beweistheorie fi 
entfcheiden haben. — Yusführliche, auf dienämlichen Sruni 
lagen gebaute Geſetzbücher find vorzüglich in der Schwei 
erſchienen. Befonders intereflant find hier zwei Geſetzbüche 
nämlich das für das Waatland ”) bearbeitetevom 28. %ı, 
nuar 1836 (aus 659 66) und das für den Eanton Luzer, 
vom 17. Brachmonat 1836 (aus 331 (6). Das erfk 
Diefer Geſetzbücher verdient Doppelte Beachtung, da fehr um 
ſtandliche Berathungen darüber Statt gefunden haben, un. 
in diefen die Hauptpunfte der Eriminalprozehlegislätion eräs 
tert wurden"). Das Geſetzbuch fchreibt den Richtern fein 
Beweistheorie vor, fondern läßt fie nach ihrem Ermeſſen ent 
f&eiden, wogegen das Geſetzbuch für Luzern eine fehr aus 
füßrliche Beweistheorie vosfchreibt. Auch in andern Car 
samen der Schweiz find Eriminalprogeßordnungen erfchienen 
die zwar mehr nur die Geftalt proviſoriſcher Ordnungen 
Haben und feine Vollftändigkeit bezwecken, zum Theil aud 
nur Inſtructionen enthalten, jedoch auf Dem Grundfage bei 
ruhen, daß nach geſchloſſener Vorunterfuchung vor den ur— 
theilenden Richtern in öffentlicher Sigung ein mündliche 
Schtußverfahren Statt finde, wobei ein Staatsanwalt dir 
Anklage zu begründen hat. Dahin gehören die Geſetz 
pon Bern”), von ®enf”), von Solothurn"), vos 


87) ) Code de procedure penale du Canton de Vaud. Lau 


88) Mir werden in dem erfolge biefes Aufſlates die vorgekom 
menen Anfichten anführen und prüfen. 
\ Sefep vom 7. März 1834 über die Borunterfuchung, (in dei 
Gammlung der Geſete des Santons, Th. IV.6.25.).und Ger 
vom 15. Dechr. 1834 über die Hauptunterfuhung (in da 
mmiung Bd. IV. S. 288.) 
40) Loi, qui regle provisoirement neques points del’in 
-. ... . etrustion eriminelle vom 3. Dec, 1 Gentve 1838. 
41) Geſet über das Verfahren In Geiminal: ‚und > Yollicfacher 
dom ov. 1838. Solothurn. 
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ib ”), von Thurgau ”), von Schwyz “) 
werden die wichtigften dieſer Geſetze in der Kortfegung 
Wäaffages und die einzelnen Vorſchriften prüfen. 


(Kortfegung im nachſten Hefte.) 








Mr Süccheegeleh über bie Gtrafcechtäpfle "vom 10. Brachmonatk 
1831 (in der Sammlung der Geſetze Th. 1. S. 177.). 
6) Zhurgauifches Geſetz vom 19. Juni 1834 (in der Sammlung 
der Geſetze Th. 1. ©. 189.). . - 
H Organifche Sefege des Standes Schwyz. 1835. &. 72. © 
ad vom 14, —* 1885 über  vechtl. Berfahren in Srininal- 
en. 
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MM 
Veber 
die Nichtverhinderung von bevorſtehenden 


und die unterlaſſene Anzeige von begangene,, 
Verbrechen, Mr 


nad dem neuen Entwurfe eines Strafgefegbucht 
für das Königreih Württemberg “ 


gzz=s 


— 


vom Jahre 1835, a 

in Vergleichung mit dem gemeinen Rechte und neueren y 
Legislationen, * 

mit beſonderer Rückſicht auf den Hohderrathi 
P 

Von 

Herrn Dr. Hepp, er 


Profeſſor in Zübingen. ı 


Nas Syſtem, welches der neue Württembergiſche Intl! 
wurf bei diefer Art von ftrafbaren Unterlaffungsvergehung" 
gen befolgt, Hält gewiffeemaßen die Mitte zwiſchen den 
gemeinen und dem biöherigen Württembergifch em 
Steafrehte. Das gemeine (römiſche und deutfche) Straf 
‚recht geht befanntlih von dem Grundſatze aus, daß die 
Verbindlichfeit des Bürgers und Menfchen nur eine nesi 
gative oder in Unterlaffungshandlungen beftehende fen, 

ed mithin feine Verpflichtung zu einee pofitivden 
Thätigfeit zum Vortheil Anderer gebe, und daher die 
Unterlaſſung einer pofitiven Thätigfeit im Allgemeinen 


feine trafbare Handlung fu’). Nur 
hei einigen Verbrechen, nämlid beim Hochverrath, 
beim Randfriedensbruch , bei den Müngverbrechen und bei 
dee Blasphemie, if ausnabmsmeife die unterlaffene 
Verhinderung, besiehungsweife Anzeige dieſer Verbrechen 
mit Strafe bedroht. Viel meiter als dad gemeine Recht 
geht in diefer Beziehung das Baieriſche Strafgefegbuch, 
Indem es (Art. 78.87 — 88.) eine allgemeine Zwangs⸗ 
fürgerpflicbt anerkennt, bevorſtehende Verbrechen zu ver⸗ 
täten und begangene (wenigſtens in allen ſchweren Fällen) 
ki der Obrigkeit anzuzeigen, und die Unterlaſſung dieſer 
Micht mit.Steafe bedroht. Allein mit Recht find die 
seueren deutfchen Strafgeſetzes⸗Entwürfe darin -von dem 
baieriſchen Sefenbuche abgegangen, indem fie mehr zu 
der Theorie des gemeinen Rechts zurückgekehrt und nur 
über die gefeglid anzuerfennenden Ausnahmen nicht eins 
verſtanden find ’).. Andere Partikularrechte, wie z. B. 
das Preuß. Landrecht Th. 2. Tit. 20. 9. 782, haben ſogar 
| die Werpflichtung, Perfonen welche ſich in Lebensgefahe 
befinden, zu erretten, bei Strafe geboten, und hieran 
Khließen fi zunächft die Beftimmungen des zur Zeit noch 
geltenden Württembergifchen Strafsechts an. Die Landes» 
rdnung und einige fpätere Verodnungen fprechen nämlich 
Ne dreifache Verpflichtung aus, begangene Verbrechen 
'me Anzeige zu bringen, bevorfiehende zu verhliten, und 
Serfonen die fih in Lebensgefahr ‚befinden, zu erretten, 
md bedrohen die Unterlaflung diefer Werpflihtungen mit 


| bevorftehender und begangener Verbrechen. 81 





1) Hafie von der Culpa 6.9. Sim et Lehrbuch SG. 24. 
pangenberg imN. Auch d rim. Rechts Bd.4. S. 828. 

Mittermaier daſ. Wr. 1 60. Bauer Lehrbuch 
: 8.68. Nr. 1. Higig Annalen Sit 8. &,355. u. 18. ©. 383, 


2) geuerbad Lehrb. $. 48. 170. 180. 807, 409, 


3) Bauer Anmert. zum Hannov. Entw. Ih, 1. ©. 61 3.5 
Mittermaier neueſter Sufland be der —28 in Deut 
©. 176. Meine Berfuhe ©. 82 
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Strafe‘). Prüft man jedoch die rechtliche Zuläfjigfeft n. 
diefer Steafbeftimmungen, fo überzeugt man fich leicht, 4 
‘daß fie eines Theils auf Verhältniſſen und Vorausſetzun⸗ 
gen beruhen, die gegenwärtig längft nicht mehr beftehen, ‚, 
‚und daher für die Gegenwart Sinn und Bedeutung vers ;, 
foren haben; andern Theild, daß. fie auf einer Berwechfes r 
fung der moraliſchen mit den juridifchen Pflichten des Mens „ 
ſchen und Bürgers beruhen; endlih auch, daß fie fogar „, 

in ſich unzweckmäßig find. Diefe Säge zu erweifen, dürfte 9 

nicht ſchwer Halten. Was nämlich den erſten Sag betrifft, 4 
fo fammt die in der Landes: Drdn. Tit. 92 u. 181. ent⸗ y 
haltene Verpflihtung,, begangene Verbrechen und, Vers n 
gehen zur Anzeige zu bringen und bevorfiehende zu ver⸗ 

hüten, wie Hofader‘) fehr wahr bemerft hat, aus h 
einer Zeit, wo es in Württemberg noch feine geordnete ' 
Polizei gab, Hat daher für die Gegenwart, wo eine wohl⸗ 
geordnete und geregelte Polizei befteht, deren Hauptauf⸗ ‘ 
gabe iſt, bevorfiehenden Werbrechen zuvorzukommen und: 

begangene zur Anzeige zu bringen, längft ihren Sinn und 
ihre Bedeutung verloren. Namentlich die Pflicht zur Des: 
nunciation,: hängt allee Wahrfcheinlichfeit nach mit den 

“alten Vogteigerichten zufammen, wo jedes Semeindeglied. 

aufgefordert wurde, über die in dee Gemeinde herrſchen⸗ 

den Lafter und Uebertretungen Befchwerde zu führen, ins. 
dem diefes Recht, zu defien Ausübung man fich fpäter uns: 

gern bequemen mochte, nachmals in Ermangelung einen! , 

gaten Sandespolizei zur Pflicht erhoben und. bei Strafe ges: 
boten wurde. Beidem gegenwärtigen Zuftande der 

Polizei iſt es dagegen eben fo ungerecht als undillig, Die 

‚befonderen Verpflichtungen der Polizeibehörden auf das 

ganze Publikum zu übertragen und jeden Bürger 





4’ Knaph Württemb. Crim. Recht S. 18 — 48. 
5) Zahrb. der Geſetzg. für Württemb. &h. 2. S. 10 fg. 
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: seich einem pflichtvergeffenen Polizeidlener zu ſtrafen, weil 
e eine ihm bei Strafe auferlegte polizeiliche Yunction 
verfäumt Hat. Was fodann den zweiten Sag betrifft, 
fo it es ein längft und allgemein anerfannter Grunds 
ſatz, daß die Pflichten des Mitleids und der Barmherzigs 
feit nicht in das Gebiet Des Strafrechts, fondern 
der Moral gehören, und diefe übertritt der Menſch, 
wenn er bevorftehende Verbrechen nicht hindert, dem Vers 
ksten Durch Nichtanzeige des Thäters die Verfolgung feines 
Kechts erfchwert, und einem Nothleidenden aus dringens 
ke Lebensgefahr nicht errettet. Wenn aber der Staat 
ke Pflichten der Güte gegen Andere durch die Schärfe des 
beſetzes erzwingen will, fo zerftört er, wie Schiller 
khe ſchön bemerkt, das edelfte Vorrecht der menfchlichen 
Latur, nämlid ſich ſelbſt zu beftimmen und das Gute um 
Ks Guten toillen zu thun, und wandelt eine freie moralis 
de Empfindung in-ein Werk der Furcht, in eine fflavifche 
Kegung um. Dach den erkennbaren Erſcheinungen des 
nenſchlichen Gemüths Fann aber auch der Gefeggeber, 
mnigftens im Allgemeinen, mit Sicherheit darauf zählen, 
k& die Unterthanen ſchon freiwillig diefe Pflichten der 
Büte gegen Andere erfüllen werden, indem Niemand ein 
datereſſe an eigentlichen Verbrechen haben kann, wenn er 
uhr felber ein Verbrecher if; und wenn es gleich Aus⸗ 
uhmen Hievon geben kann und wirklich giebt, fo berech⸗ 
igt dies den Geſetzgeber noch nicht, eine Liebespflicht in 
ine Ziwangspfliht umzuwandeln und die Unterlaflung ders 
ſelben mit Strafe zu bedrohen. Allerdings hat der neue 
Bürttembergifhe Entwurf Hier gewiſſe Gränzlinien ges 
gen, um nicht am Ende alle Pflichten der Güte gegen: 
Andere in das Gebiet des. Strafrechts zu ziehen; allein 
tiefe find an fich betrachtet ganz willkürlich. Denn fo 
+ B. ift es doch offenbar ein größeres moralifches Unrecht, 
enen Drenfchen, den man ohne eigne Gefährdung a aus einer 
Arch. d. C.A. 1837. 1. Gt. € \ 
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dringenden Lebensgefahr erretten Fonnte, aus Lieblofigkeit 
und Sleichgültigfeit gegen Menfchenleben und fremde Leis 


den umkommen zu laffen — als ihn nicht zu warnen,’ 


wenn ein Anderer damit umging, ihn zu beftehlen. Gleich⸗ 
wohl erfläct der neue Württembergifche Entwurf jenen für 


Braflos, Ddiefen hingegen für firafbar. Sollte es aber 


auch nicht das moralifche Unrecht, fondeen vielmehr die 
Rückſicht auf die Strafjuftiz ſeyn, welche dem Geſetz⸗ 
geber bei jenen Beftimmungen vorſchwebte, fo if nicht 
einzufehen, weshalb der neue Württembergifche Entwurf 
die Pflicht zur Denunciation verübter Verbrechen nur aus⸗ 
nahmsweiſe anerkennt, und darin von der Eonfequenz 
des Altern Rechts und des Baier. Strafgefeßed abgewichen 
iſt. Es find daher, man mag die Beltimmungen des 
neuen Entwurfs aus diefem oder jenem Gefichtspunfte aufs 


foflen, die Sränzlinien der Art. 87 u. 88. jedenfall® will⸗ \ 


kürlich beftimmt, und es hätte daher entweder das feits 


en 


tr 
ı 52 
gr} 


on 


nr 
es ‘ 
Ie> 


— 
fee > 


herige Recht unverändert beibehalten oder völlig aufges — 


hoben werden follen. 

Was insbefondere die gefegliche Verpflichtung zur 
Denunciation betrifft, fo geben die Motive zum Entwurfe 
©. 92. felber zu, daß derfelben in vielen Källen „ein wohl 
erflächares Gefühl” widerfireite, und auf diefe einmal 
beftchende, keineswegs auf bloßen Vorurtheilen beruhende, 
fondeen mit unfern Sitten und unſern Begriffen von 


Ehre zufammenhängenden allgemeinen Abneigung gegen- 


Denunciationen follte billigerweife der Geſetzgeber die geeigs 
nete Rückſicht nehmen. Sehe wahr hat in diefer Bezies 
hung ein achtbarer praktiſcher Scheiftfiellee, v. Hins⸗ 
berg”), gegen den Art. 129. des neuen Baier. Strafgef. 
Entwurfes vom Jahre 1831 bemerkt: „Die Angeberei 





. 9 en über den Baier, Entwurf vom 3.1881. Mün⸗ 


% « 
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ſteht mit unfern Sitten und unfern Begriffen von Ehre 


— — 


fo fehe im Widerfpruch, daß man in Frankreich in der 
ncueften Zeit für nöthig gefunden hat, die auf den Nichts 
angeber hochverrätheriſcher Verbindungen ges 
fegten Strafen aufzuheben, indem ein ſolches Geſetz dem 
Angeber nur die graufame Wahl zwifhen 
der Schande, womit ihn die öffentliche Meis 
nung brandmarft, und zwifchen der von dem 


Geſetze angedrohten Strafe läßt.” Bekanntlich 
hat nämlich das franzöfifche Gefeg vom 28. April 18327), 


die Verbeſſerung der Strafgefeggebung betreffend, vor 
Surzem die Strafbarfeit der unterlaflenen Unzeige bes 
Hochpverrath (Code penal art. 103.), und zwar unter 
allen neueren Legislationen zuerſt aufgehoben, und es wäre, 
wie Dies bereits von mehreren Seiten ausgefprochen If, 
fehe zu wünſchen, daß auch die deutfchen Legislationen 
diefem guten Beifpiele des Nachbarftaates fo bald wie 
möglich folgten. Denn abgefehen von den bereits geltend 
gemachten Gründen, fo Hat fich eine derartige Strafbe⸗ 
ſtimmung in der Erfahrung weder ald nothwendig, noch 
auch nur als zwecfmäßig erwiefen. Nicht ald nothiwendig, 
denn hochverrätherifche Plane pflegen in der Regel nicht an 
Denunciationen dritter Perfonen, fondern aus ganz andes 
ren Gründen zu fcheitern, indem es, mie die befannt ges 


wordenen Unterfuchungen über Hochverrath ergeben, ges 


wöhnlich an ſolchen Denunciationen zu fehlen pflegt; auch 
nicht als zweckmäßig, indem der Staat durch eine folche 
Strafbefiimmung die Gerichte mit In dee Regel nublofen 
Unterfuchnsigen beläftigt, und dee Zweck, welcher durch 
diefelbe erreicht twerden foll, Häufig mehr als vereitelt 


wird. Vorerſt nämlich iſt der Beweis der Wiſſenſchaft 


7) Bol. darüber das N. Archiv des Crim. Rechts Bd. 13. ©. 819fg. 
Ant. Bel Bee für Gefegg. bes Auslandes Bd. 4. ©. 428 fg. 
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d. 5. der guperläffigen Kenntniß eines bevorftehenden 
Hochverraths (und was von dem Hochverrathe gilt, gilt 
auf gleiche Weife, wenn auch nicht in dem Grade, von 
anderen Verbrechen) in der Regel fehr ſchwer gegen den 
‚Angefcehuldigten zu erbringen, wie der Bf. an einem ans 
dern Drte, und zwar aus eigner Erfahrung, nachgeriefen 
zu haben glaubt”), und hievon find denn zahllofe Freiſpre⸗ 
ungen der Angefchuldigten die gewöhnliche und unvermeids 
fihe Kolge °). Sodann aber auch beraubt ſich, wie der 
Vf. gleichfalls aus eigner und fremden Erfahrungen bezeus 
gen Fann, der Staat Durch eine derartige Strafbeſtim⸗ 
‚mung nur allzuleiht der beften Bemeismittel gegen 
die Urheber und fonftigen Theilnehmer an dem hochvers 
eätherifchen Unternehmen, indem in Folge einer folben 
Strafbeſtimmung faſt alle Perfonen, welche als Zeus 
‚gen über das Daſeyn einer hochverrätherifchen Verbin⸗ 
dung deponiven Fönnten, in die Kategorie der Ange⸗ 
flagten verfegt werden, uud felbft da, wo es an gen 
nügenden Gründen fehlt, um fie wegen Mitwiffenfchaft 
in Unterſuchung zu ziehen, immerhin Zweifels⸗ und Ver⸗ 
dachtsgründe genug gegen fie beftehen, als daf fie als klaſ⸗ 
ſiſche Zeugen gelten Fönnten '°). Beruhte die unterlaflene . 


8) Meine Beiträge zum Hochverrath Abh. 8. 

9) Bol. die Anm. 10, | .. 

10) Bon der großen Berner Reactionsprocedur, welche der If. 
im 3.1838 zu leiten hatte, find gegenwärtig unter dem Zitel: 
Unterfachungs = Acten über die in der Republik Bern im 3.1838 
flattgefundenen Neactionsverfuche, Bern 18341 — 36, die Vers 
höre auf ungefähr 5000 Seiten im Drud erfchienen, und der 
Leſer wird das im Texte Gefagte darin beftätigt finden. Auch 
in der Schrift von Scholz: Darftellung des Straffalles gegen 
die Gräfin von Görz-Wrisberg und andere des Hochverrathe 
Angeklagte, Lüneburg 1835, mußten die meiften von den wegen 
unterlafjener Anzeige des Socverraths Angeklagten aus Manz 
gel am Beweiſe feeigefprochen werden. Bol, 5.8. ©.118—133 

. (vgl. mit S. 246.), ©. 144g. ©. 174 - 177. ©. 1811.— 
Man verwechſele biemit nicht, was die Motive zum Art. 133. 
des Entw. ©. 137 — 1328, gu widerlegen ſuchen. FB 


Sn 
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Anzeige bes Hochverraths ober eines fonftigen Verbrechens 


a an — — 2— 


auf einem voraufgegangenen Verſprechen der Nicht⸗ 
anzeige, ſo liegt in einer ſolchen Zuſicherung eine Mitwir⸗ 
fung. zue Hervorbringung des Verbrechens, und dann iſt 
der Thäter nach den Grundfägen von der Beihülfe zw 
beftcafen ), und geſchah die Nichtanzeige In der erweis⸗ 
lihen Abfiht, das Verbrechen dadurch zu befördern, fo 
wiirden gegen den Thäter die Grundfäge von der Begüns 


: Rigung zur Anwendung fommen ”). Wenn dagegen 
: Feine in ſich ſtrabare Tendenz der unterlafienen Ans 


jeige zum runde lag, fondern diefelbe aus anderen Grün⸗ 
den unterblieb, 3. B. aus Trägheit und Gemächlichkeit, 


oder aus Sleichgültigkeit gegen das öffentliche und Privats 


wohl, oder aus Mitleid mit dem Thäter, oder aus Furcht 
vor der Rache deffelben, oder vor einer Calumniarklage, oder 
por der Schande, womit ihn die öffentliche Meinung im 
Kalle der Denunciation brandmarfen werde, oder aus Abs 
neigung! gegen Denunciationen überhaupt, oder wegen 
verwandtfdaftlicher oder freundfchaftlicher Verhältniſſe mit 
einem der Theilnehmer am Verbrechen u. ſ. m; fo iſt eine 
anterlaffene Anzeige aus diefen und ähnlichen Bes 
fimmungsgründen — was auch die Motive dagegen fagen 
mögen — nad allgemeinen Rechtsprincipien für“ nicht 
ſtrafwürdig zu halten. 

Hrüft man nun nach diefen Grundfägen die Beftims 
mungen des Württemb. Entwurfs, ſo muß man zwar 
zühmend anerkennen, daß fie fehr bedeutende Modificatios 
nen des feither und auch noch gegenwärtig in Württemberg 
‚geltenden Rechts enthalten; allein theils find in den Art. 87 
u. 88: noch immer in piele Strafdrohungen enthalten, 





)) Motive zum Entw. &. 52. Bauer Zum. Th. 1. S. 598, 
Meine Beiträge zum Hochverrathe Abh. 2 


42). Baucr a. a. O. ©. 513, Meine Beiträge a. a. O. 
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theils beruhen jene Modiflcationen nicht einmal auf einer 
beſtimmt und confequent durchgeführten Anfiht, theils . 
endlich find die betreffenden Wrtifel fo allgemein abges 
foßt, daß, fie den Anlaß zu manchen Mißdentungen geben 
fönnen 
Was nämlich die erfte Ausftellung betrifft, fo hat 

1) der Art. 87. in Betreff der Verpflichtung, bevors 
ſtehende Verbrechen entweder duch Warnung des Bes. 
deohten oder Durch Anzeige bei der Obrigkeit zu Kindern, 
es im Wefentlichen bei dem dermalen im Königreih Würt⸗ 
temberg geltenden Rechte belaffen, und nur in Beziehung 
auf die Art und Weife, wie ein Verbrechen gehindert wers 
den foll (ob nämlich durch Warnung des Bedrohten oder 
durch Denunciation) zwiſchen ftrafbaren Handlungen, Die 
nur auf den Antrag des Verlegten (Motive S. 63.), und 
ſolchen, die ſchon von Richteramts wegen unterfucht wer⸗ 
‚ den, wnterfehieden. BDiefer Zuſatz ift allerdings der Eons 
ſequenz gemäß; denn eine Pflicht zur Denunciation bei der 
Obrigkeit verträgt ſich nicht wohl mit ſolchen Vergehun⸗ 
gen, die bei der Obrigkeit nur dann zur Sprache kommen 
follen, wenn der Verletzte ſelbſt auf Unterfschung und Ber 
firafung derfelben dringt. Zwar Eönnte es den Anfchein 
haben, als ob der Geſetzgeber eine zu große Anforderung 
an die Unterthanen mache, wenn er bei ihnen eine Kennt⸗ 
niß derjenigen (obendrein nur gelegentlich im befondern 
Theile des Entwurfs vorkommenden) Fälle vorausfegt , in 
welchen ein Verbrechen oder Vergehen nicht von Amts 
wegen, fondern nur auf den Antrag des Verletzten bes 
ſtraft werden folle. Allein diefer Einwand ift mehr fcheins 
bar begründet; denn nach dem Art. 87. hat auch in diefen 
Sällen der Mitwiffende die Wahl zwiſchen der Wars 
nung des Bedrohten oder dee Denunciation bei der Obrig⸗ 
feit. Nur ift ee gu bee letztern nicht verpflichtet, 
würde mithin ſtraflos feyn, wenn die Umftände von der 
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Art waren, daß er den Bedrohten nit warnen Fonntes - 
was aber in den übrigen, die Regel bildenden Fällen 
dem Mitwiſſer nicht zue Entfehuldigung gereichen würde, 
da ſich bei ihm die gefegliche Verpflichtung zur Verhindes 
rung des Verbrechens viel weiter erſtreckt. Go fehr aber 
auch Der Verfaſſer diefe feine Unterfcheidung des Art. 87. 
biligen muß, fo fann derfelbe doch auf der andern Seite 
den Wunſch nicht unterdrüden, daß der, ohnehin dem 
gemeinen Rechte und den meiften neueren Legids 
Iationen fremde Art. 87. ganz geftrichen werden möchte. 
Der Bf. will Hier die oben entwichelten Gründe nicht noch» 
mals wiederholen, fundern gegen die Gründe der Motive 
©. 91. nur bemerfen, daß das fkaatsbürgerliche Verhält: 
niß Peineswegs eine Zwangspfliht des &inzelnen, 
pofitiv thätig für die Erhaltung der Rechts⸗ 
ordnung zu feyn, befiimmt, und daß daher der Ger 
feggeber die Brängen des Rechts überfchreitet, wenn er eine 
ſolche, nicht eriftirende Pflicht durch die Schärfe 
des Geſetzes erzwingen will, — Was fodann 
2). die feither bei Strafe gebotene Verpflichtung, Pers 
fonen , die ſich in Lebensgefahr befinden (ſoweit e8 ohne 
eigne Gefährdung gefchehen Fonnte) zu erretten; fo iſt der 
neue Entwurf in diefee Beziehung wieder zu dem gemeinen 
deutſchen Strafrecdte zurückgekehrt, indem der Art. 224. 
nur eine auf befonderen perfönlichen Verhältniſ— 
fen beruhende Zwangspflicht, Andern das Leben zu erretten, 
anetkennt. Dies ift allerdings zu loben, allein eg nimmt 
ſich Doch, wie bereits oben bemerkt wurde, fonderbar aus, 
daß der Gefepgeber da8 größere moralifche Unrecht für 
ſtraffrei, das geringere hingegen für ftrafbar erflärt, 
und bei-einem gleich großen moralifchen Unrecht unterfcheis 
der, ob der Tod des gefährdeten Subjects feinen Grund 
in Naturübeln oder in dev widerrechtlichen Handlung eines 
Dritten hatte... Denn wenn 5. B. A. den B. in einer Waſ⸗ 
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fers⸗ oder Feuersnoth aus Lieblofigkeit umkommen läßt, 
‚fo iſt er nad) den Beftimmungen des neuen Entwurfs ftrafs 
“frei; wenn er dagegen ein gegen den B. eingegangenes 
Complott, in Kolge deflen letzterer ums Leben gebracht 
wurde, aus Lieblofigfeit verfchwieg, fo ift ee nach dem 
Art. 87. ftrafdar. Allein mit Recht fragt man, worin 
denn der wefentliche Unterfchied zwifchen beiden Fällen 
beftehe, um in jenem Steaflofigfeit, in diefem hingegen 
Strafbarkeit anzunehmen? Eonfequenterweife hätte daher 
auch die Verpflichtung, bevorftehende Verbrechen zu ver> 
hüten, für ſtraffrei erklärt werden ſollen. Was 
endlich 


4 


3) die feither allgemein bei Strafe gebotene Verpflich⸗ 


tung, verübte Verbrechen zur Anzeige zu bringen, betrifft: 
fo it der neue Entwurf auch in diefer Beziehung mehr 
zum gemeinen Rechte zurückgekehrt, indem er eine: folche 
Verpflihtung nur aus nahmsweiſe anerfennt. Dies 
iſt allerdings zu loben, allein Hier gilt das Gleiche wie oben, 
indem eine folche mittlere Theorie, wie fie der Entwurf bes 
folgt, weder vom Standpunkte des moralifchen Unrechts, 
noch der Strafjuftiz aufgefaßt, gebilligt werden fann, Der 
Art. 88. enthält hierüber folgende drei Beftimmungen : 
a) Mac dem erften Abfage ift „Die unterlaffene 
Anzeige eines verübten Verbrechens oder Vergehens fir.a fs 
108, fofern dee befondere Theil des Geſetzbuches (wie 
z. B. im Art. 202. bei der Falſchmünzung oder Münzvers 
fälfhung) nicht ein Anderes verordne.” Allein follte 
es hier wohl einer ausdrücklichen Erklärung der 
Straflofigkeit bedürfen, und nicht vielmehr die Kaffung 
gwedmäßiger feyn, daß „die unterläffene Anzeige - » - - 
nur in den im befondern Theile des Geſetzbuches enthalte 
nen Fällen ftrafbar fey?” Jedenfalls ift die unterlaflene 
Unzeige hieenach nur ausnafmsweife bei einzelnen Ver: 
brechen ſtrafbar. 
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b) Nah dem zweiten Abſatze findet in Beziehung 
af alle Verbrechen (nur Verbrechen? oder auch Ver: 
sehen?) eine fernere Ausnahme alsdann Statt, „wenn 
Femand den Ucheber (doch wohl auch Gehülfen?) eines 
Verbrechens Pennt, und weiß, daß ein Unfchuldiger (als 
Uchebee oder Gehülfe) deshalb in Unterfuchung ges 
jogen ift.” 

c) Nach dem dritten Abfage tritt eine Ausnahme 
1. h. Straflofigfeit) ein „in Betreff der im Art. 86. ges 
unnten Perſonen“), oder wenn die Kenntniß des Thä⸗ 
8 unter dem Siegel der Beichte '') erlangt worden ift.” 
Afenbar beziehen fich diefe Worte nicht auf die ausnahms⸗ 
neife bei einzelnen Verbrechen ftrafbare unterlaflene 
Anzeige, wie ſchon die fonft überflüffigen Schlußworte des 
rt. 202, „wenn er nicht zu den im Art. 86. genannten 
Serfonen gehört” ergeben, fondeen vielmehr auf den 
jveiten sub b. genannten Ausnahmefall, bei welchem 
daher „Das Siegel der Beichte” von der Verpflichtung 
zur Denunciation nicht befreiet, was gewiß gebilligt wer: 
den muß. " 

Prüft man nun ‘diefe Befimmungen des Art. 88, 
k muß man allerdings zugeben, daß fie mit vieler Umſicht 
gefaßt find. Allein der Bf. glaubt nichts defto weniger, 
daß aus den oben entwicelten Gründen und nach dem 





18) Diele find: Ehegatten, Verwandte in auf= und abfteigenter 
Linie, Geſchwiſter, Verſchwägerte bis zum zweiten Grade nach 
civilrechtlicher Berechnung, Vormünder und Mundel, Pflege: 
eltern und Pflegekinder des Schuldigen. 


14) Bol. darüber die Bemerkung von Mittermaier im NM, 
Archiv des Erim. Rechts Br. 8. ©. 343 fg. Wie verhält es 
ſich aber mit anderen, zur Verſchwiegenheit befonders verpflich- 
teten Perfonen, 3. B. mit einem Defenfor? val. darüber 
Gönner Sahrb. der Geſetzg. Bd. 1.8. 97— 112, und den 
Art. 483. des Entwurfs, wo freilich die Ausdrüde ‚, Privats 
a uite” und „‚unbefugter Welfe” gegründete Zweifel zu: 

en. 
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Vorgange der franzöfifchen Legislation ſelbſt diefe Au 
nahmefälle fib in legislativer Hinficht nicht rechtfertig 
laſſen, und daher der ganze Art. 88. beffer zu ftreich 
wäre, indem die Motive felbft S. 92. zugeben, daß „ein 
foihen Werpflihtung zur ‘Denunciation in vielen $ 
ten (und dies gilt offenbar aud von den gefeglih anı 
fannten Ausnahmefällen) ein wohl. erflärbares Gefi 
‘widerftreite, und aus Diefem runde der urfprün 
liche Zweck der Landes- Drdnung Tit. 131. SA u. 
und das General⸗Reſcript vom 12. Juli 1618 ni 
erzielt worden ſey.“ Eben deshalb dürfte aber auch t 
Art. 88. des neuen Entwurfs feinen Zweck verfehlen, | 
dem nicht einzufehen it, wie das, was bei feinem ®i 
brechen erzielt werden fann, ausnahmsmeife bei einze 
nen Berbrechen follte erzielt werden können. Die in de 
zweiten Abſatze des Art. 88. enthaltene Strafbeftimmu 
bat freilich noch das Meifte für fi, und mag immerf 
für Staaten, wo Befchwornen = Gerichte beftehen, zwei 
mäßig genannt werden; allein für Deutfchland bedarf 
ihrer nicht nothwendig, da nach dem beftehenden proz 
fualifchen Verfahren nicht Teicht der Fall vorfommen dürfi 
daß eine völlig unfchuldige Perfon auf längere Zeit in U 
terfuchung verbfiche, und noch viel weniger, daß fie fchı 
dig verurrheilt werde Hiezu fommt noch indbefondei 
daß diejenigen, welche den wahren Thäter wiſſen, ab 
verſchweigen, entweder bei dem Verbrechen felbft auf I 
eine oder andere Weife betheiligt zu ſeyn pflegen, oder a 
- fonftigen dringenden Gründen von der Denunciation deff 
ben abgehalten werden, in Folge deflen die Strafdrohu 
vegelmäßig ihren Zweck verfehlen dürfte, 


Abgeſehen von diefen Einwendungen bieten die Art. € 
u. 88. noch einen nicht unerheblichen Zweifel dar, inde 
es ſich fragt, wie weit, d. h. auf welde Perfonen ' 
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‚Kerfireden — ob nämlich nur auf dritte Perfonen, 
der auch auf das betheiligte Subject felbft, ja ſogar auf 
ka Berbrecher , beziehungsmeife die Theilnchiner am Ver⸗ 
heben? Mach dem Urt. 87. ift nämlih, Jeder, wels 
ber (es follte hinzugefügt werden: zuverläffiae) Kenntniß 
von dem Vorhaben eines Andern, eine fteaftarc Hands 
ung zu begehen, Hat, verpflichtet, daſſelbe auf die cine 
er die andere MWeife zu verhindern, Unter dem 
orte „$eder” iſt dem Wortverftande nach offenbar auch 
bedrohte Subject felbft begriffen, welches daher (Dies 
uagen Fälle abgerechnet, wo fein officielles Verfahren 
Btatt findet) nach dem Art. 87. mindeſtens zur Denuncias 
na des Thäters verpflichtet fen würde, was abır aanz 
werfinnig wäre, teil das Recht, ſich gegen widerrecht⸗ 
ihe Angriffe Anderer zu fchügen, ein Recht, nicht aber 
ine Pflicht des Unterthanen if. Nicht minder find unter 
ken Worten „Leder” und „eines Andern” dem Wortoces 
kande nach auch die Theilnehmer am Verbrechen begriffen, 
denen in fofern die Verhinderung des Verbrechens durch 
wgenfeitige Denunciation oder. Warnung des Bedrehten 
we Pflicht gemacht würde. Allein es leuchtet durch fich 
Kb ein, daß es widerſinnig feyn würde, aus dieſemn 
deunde einen Zufammenfluß von Verbrechen anzuerken⸗ 
un. Sleicherweiſe ift der Art. 88. fo generell arfußr, 
heß Derfelbe auch auf das verlegte Subject felbft, ja ſogar 
uf die Perfon des Verbrechers bezogen werden fann. 
Mein was vorerft den Verletzten felbft betrifft, fo würde 
es auch hier ganz widerfinnig feyn, ihn eine Denuncintien 
ne Pflicht zu machen, und noch toiderjinniger wäre ce, 
dem Verbrecher die Selbftdenunciation bei Strafe zu ges 
bieten. Diefe Zweifel beruhen auf feince bloßen Woriklau⸗ 
berei , fondern die Erfahrung hat gelehrt, daß Der Geſetz⸗ 
geber ſich in diefer Beziehung nicht beſtimmt und deutlich 
genug ausdrücken Fönne., So 5. DB. berichter d. Bon: 


smww won nr 
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ner"), daß feit dem Erſcheinen des neuen. Strafgefeh 
buches die baterifchen Gerichte die Verpflichtung, begangen, 
Verbrechen zu denunciicen, hin und wieder auch auf di 
Perſon des Verbrech ers bezogen und aus diefem Grund, 
eine ideale Concurrenz von Verbrechen. angenomme, 
hätten. Die gleiche irrige Anficht findet ſich in dem & 
Fenntnifle des Breslauer Dber s Landesgerichts wider die % 
Köpenick verhaftet geweſenen Mitglieder des Jünglingt 
bundes ausgefprochen, indem es dafelbft Heißt"): „da, 
- in Gemäßheit des $. 5. des Edictd vom 20. Det. 17% 
- gegen ſolche, welche eine verbotene Befellfchaft ftiften ode: 
deren Kortdauer nach dem Verbot veranlaflen, eine zehn, 
jährige Freiheitsſtrafe Statt finde, im gegenwärtigen Fall, 
aber noch entfernter Conat zum Hochverrath und unter: 
Laffene Anzeige von dem wirklichen VBorha; 
ben eines Hochverraths .concurriren, welchet 
. Tegtere Verbrechen allein ſchon nach $. 97. des Cri⸗ 
minalgeſetzbuchs zehnjährige bis lebenslängliche ‚Freiheiths 
ftrafe nach fich ziehe.” Das Irrige dieſer Anficht leuchtel 
von felbft ein, indem Fein Mitfchuldiger verbunden feyn 
kann, fich felbft anzuflagen. . Aber auch das bei einem 
Verbrechen betheiligte Fndividuum kann von Rechts wegen 
nicht zur Denunciation des Verbrechers genöthigt und im 
Unterlaffungsfalle befraft werden. ben fo gut Fünnte 
“man denjenigen, welcher im Stande der Nothwehr von 
dem GSelbftvertheidigungsrechte feinen Gebrauch machte, 
wegen diefer Unterlaffung zur Unterfuchung und Strafe 
ziehen! . 
Die in dem Art. 87. des Entwurfs enthaltene Bes 
ſtimmung, worguf die unterlaffene Verhinderung eines bes 
porftehenden Verbrechens im Allgemeinen mit Gefäng⸗ 





15) Sahrb. der Geſetzgeb. Th. 1. ©. 176, 
" 16) Higig’s Zeitſchrift Bd. 4. ©. 118. 
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s odee Beldftrafe belegt ift, fehien jedoch dem Ges 
| beim Hochverrathe nicht zu genüigen, und rief das 
m den viel firengeren Art. 133. ins Leben, dem die Mos 
zeG. 126 — 29. eben deshalb eine befondere Rechtfertis 
mg widınen zu müflen geglaubt haben. Es ift diefes das 
weite Ausnahmegefeg, welches der neue Würts 
mbergifche Entwurf beim Hochverrath anerkennt (von 
merften, welches in der Beftrafung des fonft firafs 
Im conatus remotus befteht, mar bereits an einem 
ken Drte ”) die Rede), und hieran ſchließt fich denn, 
e der fernere Verlauf ergeben wird, fogar noch ein 
fttes Ausnahmegefeg an. 

Der Urt. 133. des Entwurfs bedroht die unterlafs 
e Anzeige des Hochverraths, im Fall das Unternehmen 
Gefahr für die Sicherheit des Staats verbunden ges. 
im, mit Arbeitshausftrafe, mithin mit einer entehs 
den Strafe. Gegen ‚diefe Strafbeſtimmung waren 
its von Seiten der den Entwurf begutachtenden Stel 
(ob von mehreren oder nur von einer, if auß den 
tiven nicht erfichtlich) mehrfache Bedenfen erhoben wor⸗ 

, deren Widerlegung ſich die Motive zur befondern 
gabe gemacht haben. Allein wenn die Motive ſich vors 
auf die Auctorität der neueren Legislationen berufen, 
He beim Hochverrath, die unterlaflene Anzeige mit bes 
ers ſchweren Strafen bedrohen, fo find diefe Beftims 
wen der neueren deutſchen Legislationen eines Theils 

ein Ausfluß des in der Lehre vom Hochverrathe keines⸗ 
8 muſterhaften Römiſchen Rechts, und hängen zus 
& mit der (auch noch jegt von manden Schriftftellern 
theidigten): irrigen Anſicht zufammen, daß der Hoch 
rath ein ganz apartes oder fo zu fagen ein Ausnahme⸗ 


nd 


7) In der Abhandl. des Vf's in dieſem Hei über dab vera 
f —8 Berbicen, Peſt æ. 9. 5. | 
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verhrechen in ſich felbft fen, welches z. B. keinen Unteell 
fcbied zwifchen Vollendung und Verſuch, zwifchen Uchebern* 
und Gehiilfen u. f. w. zulaffe; andern Theile verdient nebert 
jenen Xuctoritäten der neueren deutfchen Legislationen doch! 
auch die entgegenftehende Aurtorität des jüngften franzöft? 
fchen Gefeged vom 28. April 1832 genannt zu werden 
welches ſich zuerft, und zwar aus triftigen Gründen, port 
der nur zu lange beftandenen Herrfchaft des Römifchert 
Rechts Iosgefagt hat. Man Fann daher nicht behaupten,# 
dag alle neueren Legislationen die Strafbarfeit der unterA 
faffenen Anzeige des Hochverrath8 anerfannt haben, noch 
auch nur (3. B. mit Rücklicht auf das Berniſche Geſetzt 
vom J. 1832. 9. 6.), daß alle neueren Gefeßgebungenb 
eine folhe Unterlaffung mit befonders fhwerenl 
Steafe bedroht haben ”). Eben fo wenig ift einzufehen,? 
weshalb (tie die Motive behaupten) der Mitwiffer um eink 
hochverrätherifches Unternehmen im Falle dee Straflofige: 
Leit Fein unverdächtiged Zeugniß follte ablegen fünnen, t 
Nur fo viel ift, wie der Bf. bereits oben bemerkt hat, gesı 
wiß, daß der Staat ducch eine Strafbeftimmung, wie) 
der Art. 133. des neuen Entwurfes ſich häufig der beften a 
Beweismittel zur Heberführung der Thäter, nämlich der 
Zeugen beraubt, und eben fo gewiß ift e8 auch, daß die } 
unterlaffene Anzeige ded Hochverrathd aus einem an ſich 
nicht krafbaren Motive, wie 3. B. aus Mitleid mit ! 
Den Thätern, aus verwandtfchaftlichen. oder freundfchafts | 
lichen Verhäftniffen mit denfelben, aus Zucht vor der | 
Schande, momit ihn die öffentlihe Meinung brandmarfen 





13) Das Berner Geſetz über Hochverrath ic. a. a. D. feßt alters 
nativ ein bis zweijährige Einfperrung oder eben fo lange 
Bermweifung aus dem Ganton fefl. Hätte man indeß in Bern 
gewußt, daft der Art. 103. des Code penal (den man zum 
Vorbilde nahm) fo eben durch das Gefeß vom 28. April 1882 
in Frankreich aufgehoben worden fey, fo würde ohne Zweifel 
Der ganze $, 6. hinweggefallen ſeyn. 
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xrde, aus Sleichgültigfeit oder Indolenz u. ſ. w., Nie⸗ 
senden zu einem ver dächtigen Zeugen machen werde, 
nd zwar um fo weniger, da aus dem ftaatsbürgerlichen 
Bechälwniffe die natürliche Strafbarkeit der unterlaffenen 
Unzeige eines Verbrechens, es fey welcher Art es wolle, nicht 
erwieſen werden kann. Gie ift vielmehr ein Vergehen rein 
poſitiver Art, alfo im Sinne des Römifhen Rechts 

;@ delictum juris civilis. @ben fo wenig ift einzu⸗ 
ıllen, weshalb das Echäffige der Angeberei ausnahms⸗ 
:mfe beim Hochverrathe wegfallen follte, indem, wie 
ıdinsberg a. a. D. erinnert hat, die Angeberei hier 
ieimehr in einem höheren Grade gehäffig erfcheint, wos 
on der Grund theils in der Befchaffenheit des Hochvers 
uths als eines rein politifchen Verbrechens ”), theils in 
dee befondern Strenge der über dieſes Verbrechen beftehens 

In Stteafbeftimmungen liegen dürfte. Endlich. auch ftehen, 

m die bereits oben entwickelten Gründe hier nicht noch⸗ 
wald geltend zu machen, der Staatsgewalt fo viele und 
fo bedeutende Mittelszur Unterdrückung hochverrätherifcher 
Unternehmungen zu Gebote, daß es in einem wohlgeordneten 

GStaate nicht einmal eines ſolchen Geſetzes, welches von der 

!ingeberei die Errettung des Staats erwartet, bedarf. 

u Sollte nichts deftoweniger (wie dies die Anhänglichs 
kit an das Römifche Recht allerdings beforgen läßt) der 
Yet. 1385. des Entwurfs beftehen bleiben, fp würde es 
jedenfalls einer Abänderung der darin enthaltenen Straf⸗ 
teohung bedürfen. Denn es widerftreitet geadegu aller 
Beoportion zwifhen der Verfhuldung und 
der Strafe, ein Vergehen mit einer infamirenden 
Strafe (Arbeitshausftrafe) zu belegen, welches erſt Durch 





49) Man follte einmal fämmtliche aus der Gefchichte der Wergans 
genheit und der Gegenwart bekannt gewordenen Fälle des gelun= 
genen und mißlungenen Hochverraths zufammenftellen, und 
man würde über eine ſolche Zufammenftelung exftaunen, 
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das poſitive Geſetz zu einer flrafbaren Handlun 
macht iſt, und nach der beſtehenden Anſicht von Ehre 
Schande weder an ſich noch mit Rückſicht auf die 

ſtimmungsgründe des Angeſchuldigten einen e 
renden Charakter hat. Denn wenn die unterlaſſene Ar 
des Hochverraths als ſolche (d. h. nicht als Beit 
deziehungsweiſe Begünſtigung des hochverrätheriſchen 
ternehmens) geſtraft wird, ſo liegen einer ſolchen U 
laſſung in der Regel entſchuldbare, ja nicht ſelten an 
gute und lobenswerthe Motive (worauf der Geſetz 
Doch auch bei anderen Gelegenheiten, z. B. ©. 53. 
Motive die geeignete Rücfiht nimmt) zum Grunde, 
in fofeen widerftceitet die Androhung einer entehre 
Strafe für folhe Zälle gradezu allen Rechtsgrundſẽ 
Sehen doch die Motive felbft, z. B. S. 21a. E., S 
a. &. und. ©. 31. oben, von der Anfiht aus, Daf 
Androhung einer entehrenden Steafart fih nur | 
rechtfertigen lafle, wenn „eine fchwere oder gemi 
gefährliche Rechteverlegung”, odef „eine befond 
gefährliche Handlung”, oder „ein Verbrechen, 

einen gemeingefährlihen Willen in einer fh: 
ren Mechtöverlegung beurfunde” vorliege! Wie px 
nun aber hier die Merkmale: ſchwere, befonder® gef 
liche ftrafbare Handlungen — mie dag Merfmal: 
meingefährlicher Wille, in ob⸗ und fubjectiver Binficht 
Unterlaffungshandiungen diefer Art? nicht zu geden 
* Daß) von einer Rechtsverlegung hier noch viel wer 
die Rede feyn kann. Wenn daher auch der Vf. in fei 
Strafen : Syfteme des Württemb. Entwurfes ꝛc., Hei 
1836, das Syſtem der infamia, wie folche® der 

Entwurf aufgefiellt Hat, im Sanzen zu rechtferi 
verfucht Hat, fo muß er er fich doch gegen unricht 
Anwendungen dieſes Syſtems verwahren, und | 
fie unmõglich zu den feinigen machen.) 


e 
\ 
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Zwar foll nach dem Art. 133. nicht Arbeitshaus; , 
fndern nur Kreisgefängnißftrafe (alfo eine nicht infamis 
tende Strafe) eintreten, wenn daß Unternehmen mit eis 
ner Gefahr für die Sicherheit des Staats verbunden 
war. Allein es hält ſchwer einzufehen,, was diefer viels 
deutige Begriff „Gefahr bezeichnen foll. Der Entwurf 
geht nämlich von der Anficht aus, daß beim Hochverrathe 
wit jeder auch nur vorbereiteten Handlung „eine 
befahr Für die Sicherheit des Staats“ verbunden fey,. 
md bedeoht daher hier ausnahmsweiſe den conatus re- 
motzza und zwar im Art. 132. fogar mit einer entehrens 
Im Strafe, nämlich der Arbeitshausftrafe, und hiernach 
würde denn 5. B. derjenige, welcher einen conatus re- 
motus Des Hochvereath anzuzeigen unterließ, gemeins 
ſchaftlich mit den Thätern zu einer Arbeitshausſtrafe vers 
atheift werden müſſen. Allein mie verträgt fich diefes 
sit allgemeinen Rechtsgrundſätzen? Zwar bemerfen die 
Motive S. 148, es werde hier eine mit dem hochverräs 
theriſchen Unternehmen für die Sicherheit des Staats vers 
bundene wirfliche Gefahr vorausgeſetzt. Allein was 
kl man fich unter einer wirklichen Gefahr denfen? “Jede 
Befahe ift eine wirkliche, und eine feheinbare oder einges 
bildete gar feine Gefahr. Wenn daher ein Unternehmen 
sur ſcheinbar die Sicherheit des Staats gefährdet, fo fann 
8 weder an dem Unternehmer, noch an dem Mitwifler, 
welcher es anzuzeigen unterließ, beftraft werden. Wohl 
ober giebt es Grade der Gefahr, und den höchften Grad 
derfelben bezeichnet man mit dem Namen: Noth, woher 
denn auch der Name Nothwehr ſtammt. Sollte nun etwa 
die Anficht des Art. 133. die feyn, daß Arbeitshausftrafe 
nur dann eintreten folle, wenn in Folge der unterlaflenen 
Unzeige der Staat duch das hochverrätheriſche Unternehs 
men in den Stand der Noth oder der Nothrorhr vers 
fegt worden ſep, fo müßte der Art. 133 jedenfall cine 

rd, 8. CH. 1897. 1,68. D 
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andere Midaction erhalten. Eine ſolche Strafbeſtimmung 
wüurde aber nicht leicht zu Anwendung kommen, da, wie 
die ſeitherige Erfahrung lehrt, der Stand der Neth, in 
welchen der Staat durch ein hochvertätherifches Unternehs 

men verſetzt wird, in der Regel auf anderen Gründen als 
auf blos unterlaffenen Denunciationen zu beruhen pflegt. 
Auch feheint dieß nicht einmal die Anficht des Entwurfs zu 
ſeyn, indem weder Er noch die Motive von Graden der 
Gefahr reden, fondeen nut von Gefahe Aberhaupt oder 
von wirklicher Gefahr. Allein offenbar Fann der Grad 
dee Serafbatkeit der unterlaffenen Anzeige nue davon abs 


hangig gemadyt werden, od in Kolge einer folhen Uns 
rerlaffung fiir den Gtaat ein größerer oder geringerer 


Schaden aus dem hochverrätherifchen Unternehmen ents 
fprungen ift und der Nichtanzeigende dieſes einzufehen und 
zu berechnen im Stande war. Hiernach wiirde denn, ftatt 
der angedrohten @efängnißftrafe, vielmehe völlige 
. @&ttaflofigfeit eintreten, wenn (mas gewöhnlich der 
Kalt zu ſeyn pflegt) die Umftände von der Art waren, daß 
‚ aus der unterlaffenen Anzeige für den Staat fein größerer 
Schade entfiehen fonnte, wie 3. B. wenn das hochvers 
rärhefifche Attentat noch vor dem Ausbruche unterdrückt 
tourde. Denn wozu alddann noch die Mitwiffer ftrafen, 
da es Doch unmöglich darauf abgefehen feyn kann, die Uns 


terthanen nutzlos und ohne allen Rechtsgrund zu beftrafen? 


Diefen richtigen Hefichtspunft befolgt z. B. auch das Baieri⸗ 
[be Geſetz über Hochderrath und Aufruhe vom 7. Yuli 
41832. $. 6. '°), indem es dort heißt: „es fen denn, er 
fönnte ermeifen, daß das Unternehmen, der unterlaflenen 
Anzeige ungeachtet, Peine nachtheiligen Folgen mehr für den 
Staat hätte Haben Fönnen.” Denn der Zweck einer ſolchen 
Strafverfügung ift offenbar Fein anderer, ats dab die 


20) Huch abgedrudt im N. Archiv des Crim. Rechts Bd. XIV, 
©, 1323 fg. - 
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Staatsgewalt getvaent werde, damit fie bei Zeiten das 
‚ Serbrecherifdhe Unternehmen unterdrücken und die fchuldis 
gen Mitglieder der verdienten Strafe unteewerfen könne; 
daher denn auh Srolman, Stübel, Martin, 
Henfe und andere Schriftfteller Die Nichts Denunclation des 
Hochverraths zu den bloßen Vergehen gegen die Sicherheits 
polizei zählen, beziehungsweiſe als ein Vergehen wider die 
: Strafrechtepflege durch Erſchwerung derfelben auffaflen ’”), 
: and gewiß mit Recht. Denn der wegen bloßer Mitwife 
ſenſchaft des Hochverraths Angeklagte fann unter feinen 
Umfänden als Theilnehmer am Hochverrathe (den 
. Begriff der Theilnahme felbf im meiteften Sinne aufges 
faßt) angefehen werden und unterliegt daher auch nicht 
dem foro connexitatis; ſondern er ift nur ftrafbae 
wegekiner in fich nicht rechtswidrigen noch firafbaren 
Handlung, die nur aus polizeilichen Gründen eine® 
Strafe unterliegt. Zwar ift der Art. 183. des Württemb. 
Entwurfs zum Hochverrathe geftellt, allein daraus folge 
noch nicht, daß der Mitwiffer als Theilnehmer am 
; Sochverrathe (als Hochverräther) anzufehen fey. Denn- 
theils ift der Art 135. nur eine befondere Anwendung der 
allgemeinen Gtrafbeftimmung des Art. 87. auf den 
Hochverrath, der Art 87. aber ſchon durch feine Ueber⸗ 
ſchrift von den Strafbeftimmungen über die Theilnahme 
am Verbrechen (Art. 68 — 86.) ausdrüdlich ausgefchlofs 
ſen; theils pflegt der Entwurf auch fonft öfter gelegentlich 
Manches mitzunehmen, was eigentlih an einen andern 
Ort hingehörte, wovon das Kapitel von der Zurechnung 
einige auffalfende Beifpiele darbietet, wie der Bf. an einem 
andern Orte“) gezeigt hat. 
21) Meine Beiträge zum Hochverrath Abh. 2. 
27) In feiner Schrift über die Zurerhnung und die Milderun be 


gründe nach den neueren Legislationen u. dem gem, Re 
mit u Büdficht auf den Württemb. Entwurf, —8 


DR 





52. - Ueber. vie unterlafiene Anzeige 


.- Die überteiebene Aengftlichfeit des Württemb. Ent⸗ 
wurfes für Die Sicherheit des Staats, die doch — wenig⸗ 
ſtens nach dem gewöhnlichen erfahrungsmäßigen Gange 
der Dinge — nicht fo leicht Durch bloße Richt: Denuncias 
tionen hochverrätherifcher Unternehmungen gefährdet wers 
den dürfte, dieſe übertriebene Aengftlichfeit äußert ſich 
‚auch noch darin, daß nach dem Art. 133. die Befreiung 
von der Pflicht zur Denunciation nicht allen im Art.87 a. €. 
(vgl. Urt. 86.) bezeichneten Perfonen ’’), fondern nur 
„Eltern, Kindern, Chegatten und Geſchwiſtern“ zu Gute 
fommt, und auch diefen nur unter. der Vorausſetzung, 
daß fie, abgefehen von der Anzeige bei der Hbrigfeit, „alle 
in ihree Macht fiehenden Mittel angewendet haben, um 
die Ausführung des Verbrechens zu verhindern.” Und 
dicd wäre denn das deitte Ausnahmegefep auf 
welche8 man in dem neuen Entwurfe beim Hochverrath 
ſtößt. Allein die Gründe, worauf nach den Motiven S. 91. 
die Eremtionen ded Art. 87 a: E. (vgl. Art. 86.) beruhen, 
und namentlich die Worte der Motive „Berhältniffe, welche 
dem Geſetzgeber ſtets heilig bleiben müffen” pafs 
fen offenbar auch auf die unterlaflene Anzeige des Hochs 
verrathe. Ja die Nachficht, welche der Geſetzgeber hier 
Eltern, Kindern, Gefchmwiftern und Ehegatten ermweift, iſt 
fireng genommen nur eine ſcheinbare. Denn um ftraffrei 
zu werden und der Arbeitshauss beziehungsmeife 
Rreisgefängnißftrafe zu entgehen, genügt es fiir fie noch 
nicht, daß fie (nach der Beftimmung des Art. 87.) ents 
weder durch Warnung des Bedrohten, oder duch ans 
dere in ihrer Macht flehende Mittel die Ausübung des 
hochverrätherifhen Unternehmens verhindern, fondern der 
Art. 133. nöthige fie fogar copulativ, „alle in ihrer 
Macht fiehenden Mittel” zu diefem Behufe zur Anwen 





29) ©. die Anmerk. 18. 
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dung zu bringen. Erſt dann find fie ftraffret! "Allen man 
follte doch meinen, daß ſchon die Warnung der durch dab 
hopperrätherifhe Unternehmen bedrohten Perfonen ge⸗ 
nügen Düfte, und fieht zudem nicht wohl ein, worin fich. 
denn diefelbe im Wefentlihen von der im Art. 133. erlaſ⸗ 
fenen Anzeige bei der Dbrigfeit unterfcheide. Verlangt der: 
Geſetzgeber dieſes und noch mehr, fo befrage er doch fi 
ſelbſt, ob er wohl das Recht habe, von der natürlichen: 
tiebe der Eltern, der Kinder, der Ehegatten und der 
Geſchwiſter eine folhe, allen menfchlicden Empfindungen: 
widenfteeitende: Selhfiverläugnung zu fordern, und ob er 
wohl erwarte, daß eine foldhe, im runde gegen die uns 
ſchuldige Familie des Hochverräthers gerichtete Strafdro⸗ 
hung jemalsihren Zweck erreichen werde? Iſt diefe Frage, 
wie nicht anders möglich, zu verneinen, fo fragt es fi) 
weiter , weshalb denn der Geſetzgeber Handlungen bei: 
Strafe gebietet, die nach den erkennbaren Erſcheinungen 
des menſchlichen Gemüths und, muß man hinzufügen, zu 
Ehren der menſchlichen Ratur durch Feine Furcht vor: 
Strafe erzwungen werden fönnen, und den Geſetzgeber 
nur zu leicht dem Verdachte ausfegen, als fey es, wie: 
nad Römiſchem Rechte, darauf abgefehen, zuglei mit: 
dem SHochverräther auch deffen unfhuldige Kamis 
lie zu verfolgen? Wie Human nimmt ſich dagegen daß im: 
Uebrigen hier ftrenge ’*) Berniſche Geſetz vom 7. Juli 
1832. $. 6. aus, welches den Ehegatten des Thäters und 
tie Verwandten und Verſchwiegerten deffelben in auf: und. 
abfteigender Linie und in dem erſten Grade der Seitenvers 
wandtfchaft mit allen folhen Zumuthungen, mie fie der: 
Art. 133. des Entwurfs aufftellt, verſchont. och weis: 





24) Aber freilich doch noch viel miltere, als der Art. 103. des Code 
penal, der ihm zum Vorbilde diente, 


X 
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tee als des Het. 188. geht freilich des Art. 129. Abfchn. 2. 
des neuen Baier. Strafentwurfs, welcher die Ehegatten 
und die nächſten Verwandten des Horchverräthers unter 
polizeiliche Aufficht ſtellt, d. H. im Sinne des Entwurfs 
wenigſtens auf zwei Jahre in ein Zwangsarbeitshans eins 
ſperrt, wenn fie nicht Eaution leiften können. Allein diefe 
Beſtimmung des Baier. Entwurf macht den Art. 158. des 
Württemb. Entwurfs um nichts beſſer, und der Verf. 
kann auch hier nur die Worte v. Hinsberg’s ") wieder» 
holen, daß der beutfche Geſetzgeber am beften thäte, wenn 
er dem Beifpiele des Franzöſiſchen Geſetzes vom 28. April 
1882 folgte, und die unterlaflene Anzeige bes Hochvera 
raths aus der Lifte des Rrofbaren Handlangen ſtriche. 


Schließlich glaubt dee Verf. noch auf eine Ligen 
thämlichlichkeit des Württemb. Entwurfs in diefer Lehre 
aufmerffam machen zu follen. Der Art. 4. des Entwurfs 
beſtimmt nämlich, daß auch Ausländer, die vom Aus⸗ 
Lande her ein Verbrechen an dem Würstembergifchen Staate 
oder defien Angehörige verübt Haben, im Betretungsfalte 
in Württemberg nach den Württembergifchen Gefegen zu 
ſtrafen ſeyen. Dieſe Beftimmung ift eben fo fehr dem ges 
meinen und feitherigen Württembergifchen Strafrechte als 
allgemeinen Rechtöprincipien fremd. Denn fo gewiß auch 
der Staat das unzweifelhafte Recht und die Pflicht Hat, fich 
ſelbſt und feine Angehörigen gegen den Thäter zu ſchützen, 
fo folgt doch aus diefem Rechte, Sicherungsmaßregeln 
gegen denfelben zu ergreifen oder ihn zum Behuf der Bes 
ſtrafung an das forum delicti auszuliefern, noch nicht 
das Recht des Staats, ihn zu firafen. Denn eine Beftras 
fung ohne Befegesübertretung ift unmöglih. ine 





25) Grinnerungen x. S. 80, vgl. mit ©. 64. 
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elche Uegt Hier aber nicht vor, da der Ausländer im Aus⸗ 


lande nicht den Strafgefenen des Württembergifben Staats 
unterworfen fepn Fann ’”), Auch Die Motive ©. 15. geben 
fiber zu, daß die Beftrafung eines folhen Ausländers 
nit aus einem Strafrechte des Württemb. Staats 
abgeleitet werden koönne, weil letzterem ein ſolches gegen 
fremde, feinem Gerichtäzwange nicht unterworfene 
Perfowen nit zuſtehe, glauben jedoch, daß ſich die Be: 


: fimmung Des Art.«a, Durch „ein Mothrecht des Staats, 
vwehtswidrige Angriffe gegen feine Sicherheit von Außen 
T Mech Zwang abzumenden” zechtfertigen laſſe, und figen 


außerdem noch Hinzu, Daß das nach der Theorie (und der 
Vraxis des gemeinen Rechts) beſtehende Mecht, polizeiliche 


oder Sicherungsmaßregeln gu ergreifen, als sine durch Fein 


Geſetz geregelte Gewalt, leicht in Willkür ausarte und zur 
Bedriicfung des Ausländer mißbraucht werden fönne, das 
her man denn nad) dem Vorgange anderer Legislationen 
(vgl. das vern. Patent zum Baite. Strafgeſ. won 1813 


Art. 4.) vorgesogen Habe, Diefe Fälle den ‚Berichten. zu 


überweifen. Vgl. au die Motive ©. 125. zum Yet. 181 
vom Dochverrath, Allein diefe Gründe feheinen dem Verf. 
feineßwegs zu genfigen. Vorerſt vämlich ift es widerſpre⸗ 
chend, ein Strafrecht des Staats Hier gu läugnen und 


- 28 gleichwohl anzuerfennen. Und worauf foll ſich 
daſſelbe jenes Läugnens ungeachtet gründen? Auf ein 


Morhrecht. Allein man mag darunter das Recht der Noth⸗ 
wehr oder das f. g. Nothrecht im eigentlichen und engeren 


26) Heffter im N. Archiv des Crim Rechts Bd. XIV, ©. 556fg. 
Sch o1z Darftelung des Strafrechtsfaltes gegen die Srüfin von 
Sörz: Wrisherg sc. S. 111. Knapp Württemb. Erim. Recht 
©&.25. Hiefür find auch, in [pecieller Beziehung auf ven Hoch = 
verrath, das Preufifche und Baterifche Strafgeſetzbuch, fv 
ui ar Dannoverfche und neuste Baieriſche Entwurf. Wotive 
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inne verftehen, fo reicht weder das eine noch das andere 
que Begründung eines Strafrecht des Staats Hin. :Dem 
"wenn. das Verbrechen bereits gefchehen und der Ver⸗ 
brecher nach der That ergriffen it, fo kann von der Aus⸗ 
uͤbung des Rechts der Nothwehr nicht weiter die Rebe 
fegn, weil daflelbe feinem Begriffe nach eine angefan⸗ 
. gene ®erlegung (laesio inchoata) vorausfegt; und 
eben ‘fo wenig giebt es ein Nothrecht im eigentlichen und 
‚engeren Sinne als ein Etwas, welches die Stelle eines 
mangelnden Rechtögrundes vertreten fol, fo oft dee Staat 
deſſelben bedarf; eine, beiläufig bemerkt, höchft gefährliche 
Theorie, die, wie es fcheint, auch. von den Motiven bier 
gebilligemwird! Noch weniger kann mit Grund behanptet 
werden, daß ein Yusländer eine Eriminalunterfuchung 
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(3.8. wegen Hochverraths) einer polizeilich gegen ihn zu ers 


greifenden Sicherungsmaßregel vorziehen werde, zumal 
da er Peine Urfache hat, der Polizeigemalt im Königreich 
Württemberg (mas auch die Motive dagegen fagen mögen) 
"zu mißteauen. Unter diefen Umftänden wäre es daher fehr 
zu wünfchen, daß unter Wiederherftellung der. Theorie des 
“gemeinen Rechts der ganze Art. 4. des Entwurfs geftrichen 
würde, Indeß anerfennt der Entwurf jedenfalls einige 
.Yusnahmen von dem Grundfage des Art. 4, und zwar 
in Beziehung auf die unterlaflene Anzeige des Hochverraths 
(Art. 133.) und auf den Landesperrath Art. 135. 136.), 
‚indem diefe Vergehungen geſetzlich d. h. nach der Wort⸗ 
faſſung der betreffenden drei Artikel ein Unterthanen⸗ 
verhältniß, wenn auch nur ein zeitliches oder tem⸗ 
poraires, vorausſetzen, mithin auf Ausländer im Aus⸗ 
Iande Beine Anwendung finden ”) Auf diefe Eigenthümlich⸗ 





:27) Es ‚heißt nämlich im’ Art. 183: Jede er Unterthan, der 
von einer hochoerratheriſ chen Derfihrörung ı oder Unternehmung 
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kit machen die Motive ſelbſt S. 14. Nr.2. S. 16. Nr. 2. 
6.129. S. 130 — 31. aufmerkſam, ohne fie jedoch aus 
Gründen zu rechtfertigen. Die erfte Ausnahme dürfte ine 
deß darin ihren Grund haben, daß die Motive (wenn gleich 
irrig) Die Pflicht zur Anzeige eines bevorfichenden Hoch⸗ 
verraths auf die aus dem Staatsverhältniß cntfprisgende 
Verpflichtung der Unterthanen (auch der blos temporais 
m?) pofitiv thätig für die Schaltung des Staats 
wd der Srundeinrichtungen deſſelben zu forgen, gründen, 
iae ſolche Verpflibtung aber unmöglich Ausländern im 
Iatlande (der Verf. fügt Hinzu: aber eben fo wenig den 
llos temporairen Unterthanen, die ſich nur vorübergehend 
in Staatsgebiete aufhalten) obliegen kann. Allein da dieſe 
zanze Argumentation verfehlt iſt, ſo ſollte man richtiger 
die Regel ſammt der Ausnahme aufheben. Chen fo gewiß - 
iſt es aber auch, daß (abgefehen von auswärtigen Feinden, 
worauf nach völferrechtlihen Grundfägen die Art. 155 
und 156. vom Landesverrath, natürlich nicht bezogen wer⸗ 
den fönnen) auch Ausländer vom Auslande her, wenn 
auch micht durchgehende, doc in vielen Fällen (z. B. 
Art. 135. Nr. 1, Nr. 4, Re. 6, 7,8. Art. 136. Nr. 2, 3.) 
ſich des Landesverraths an einem fremden Staate ſchuldig 
machen können, und eben fo gewiß diirfte anzunehmen 
ſeyn, daß der Württemb. Staat folche Ausländer im Bes 
tretungsfalle entweder ald Keinde des Staats behandeln, 
oder wenigftens die nach der gemeinrechtlihen Theorie und 
Praxis zuläffigen polizeilichen oder Sicherungsmaßregeln 


(wozu diefes? es genügt fchon die „AUnternehmung”) erhält, 
iſt fchuldig zc. Eben fo will der Art. 185 u. 136: Des Sans 
des verraths macht firh derjenige fchuldig, welcher mittelft Wer: 
Lesung feiner Unterthanen= oder Dienftpflicht oder der Vers 
oflichtane für den während feines zeitlichen Aufents 
balts im Lande ihn gewährten Rechtefchus, den Staat 
durch eine der nachbenannten Handlungen gefährdet ıc. 


* 
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gegen fie ergreifen werde" "Worin liegt nun aber 
Confequenz , in ſolchen Fällen von dem „Üothrechte” 
Staats und dem „im eignen Intereſſe des Thäters gelegen 
Gorzuge einer Eriminalunterfuchung vor polizeilichen g 

Sicherungsmaßregeln Feinen Gebrauch machen zu roll. 
Mie gemeinrechtlich und in legislativer Hinſicht beftche 
Streitfrage, ob zum Hochverrath im weiteren inne (fi 
Uch mit Inbegriff des Landesverrath6 und der Landesı 
zätherei) ein Unterthanenberhältniß erfordert werde, fchı 
in fofern durch jene Diſinetion nicht beftiedigend ge 
zu ſon. 
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II. 
Ueber 
ie Meception der Carolina 


in Den einzelnen Kerritorien Deutfchlandg , 
insbeſondere 
in Sachſen. 


Von 
Wachter. 





Die Wichtigkeit und das Intereſſe der hiſtoriſchen Unter⸗ 
ſachungen über unſer Strafrecht wird jegt immer mehr ans 
ufannt. Dieſe Anerfennung wird ſich — fieht man auch 
von dem Angiehenden und nterefianten ab, welches die 
jeſchichtliche Seite des Strafrechts an fih und für deg 
dikorifer überhaupt hat — felbft dann nicht mindern, 
venn wir beinahe in jedem Deutichen Staate neue umfafs 
inde Strafgefegbücher haben werden. Theils werden 
hefe Fi nie von der Geſchichte ganz losreißen können, 
md fo wird auch für fie die Geſchichte ein wichtiges Hülfs⸗ 
mittel zur Auffaſſung ihres Sinnes und Geiftes bleiben. 
Don Der andern Seite wird und muß durch diefe particu- 
lären Geſetzgebungen die Behandlung: unferes f. g. gemeis 
nen Strafrechtd von der dogmatifchen Richtung mehr in 
die hifkerifche übergehen, weil das unmittelbar praftifche Ins 
terefſe des Einzelnen fich verliert, dafür aber die Wichtigr 
keit der gefchichtlichen Auffafiung für das Ganze, und das 
Intereſſe der Geſchichte mehr hervortritt. Außerdem ers 
hält durch die umfaſſenden Particulargefeggebungen Vie 
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Römiſche Criminalrecht, befonders in Beziehung 
Prozeß, Vieles, mas den Gewohnheiten, die allm 
fig in die Deutfchen Gerichte und Statuten übergegan 
waren, weit vorzuziehen war. Diefe Gewohnheiten fri 
ten ſich großentheild auf Anſichten und Verhältniſſe, 
fi) ganz geändert hatten, und fo paßten fie in manc 
Punkten nicht mehr recht zu den Anſichten und Verhäft 
fen des 16ten Jahrhunderts; dabei war aber eine X 
. mittelung der alten Gewohnheiten mit den neueren Anſick 
und des Römifchen mit dem Germanifchen durchaus nı 
wendig, da diefe Eonflicte die größte Verwirrung erzeug 
und ungemeflene Willfür dee Richter begünftigen muß: 
Im Römifchen Rechte felbft ſchien auch diefe Vermittel: 
Auf die natüclihfte Weife zu liegen. Der Inhalt des 
mifchen Rechts und befonders die von den talienifchen ' 
eiften in ihren Arbeiten über das Römifche Recht entwic 
ten Anfichten,, welche damals an Auctorität beinahe ü 
der Rechtsquelle ſelbſt fanden, waren ſchon in maı 
Statuten und Particularrehte, in die Praxis manı 
Gerichte und überhaupt in dad ganze damals gelte 
Recht eingedrungen, und e8 bildeten diefelben auf d 
Weiſe den Uebergang vom Alten, Veralteten und mit 
neueren Anfichten nicht mehr Uebereinftimmenden zu eir 
neueren unabmweislichen Zuftande, und zwar auf eine Wi 
durch welche eine‘ fchnelle gewaltfame und übereilte to 
Aenderung des Rechtszuſtandes abgemwendet wurde, 
mußte nach der Anficht jener Zeit in der Haupſach 
an dem bereits vorhandenen Stoffe genügen, dem Kai 
lihen dB: bh. dem Römifhen Rechte und den vaterfäı 
fhen Gewohnheiten, fo weit diefe ſich noch billigen 
mit dem Raiferlihen Rechte vereinigen ließen, und die 9 
gabe war nur: jenes Kaiferliche Recht und diefe Gewe 
heiten unter fich gehörig zu verbinden, die ungelehrten A 
tee in einem furzen, Mar und BDeutich gefchriebenen Er 
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uf | it biefem Rechte fo weit nöthig befannt zu machen, m 
>” Iaeren und verwichelteen Punkten aber die Richter an den 
n Kath der Rechtsgelehrten und der höheren Tribunafe zu 
’ xerweiſen, und endlich jenen Eoder zu benugen, um durch 
ie | denfelden Mißbräuche, die in die Eriminalgerichte fi) eins 
nl geſchlichen Hatten, und Gewohnheiten, die auf der Eins 
| jet und den Irrthümern einer früheren Zeit beruhten, 
vi Wenders in Beziehung auf Beweis im Eriminalprozeffe, 
n | wtuheben. 
‚|. Dies allein war auch in der That der Plan, ben 
„Bbchwarzenberg bei der Verfaflung der Bambergen- 
| as und welchen Kaiſer und Reichsſtände bei der Erlaſſung 
tt Carolina hatten‘). Bei diefer Intention wird es auch 
legreiflich, wie da und dort gelehrte Juriſten glauben 
fennten, daß, da der neue Coder in der Hauptfache bloß 
das (dom geltende gemeine ‚„ durch Kaiferlihe Geſetze 





1) Diefer Plan (den auch im MWefentlichen ſchon Malblane 
GGeſchichte der Peinlichen Gerichtsordnung ꝛc. S. 209. und Bies 
ner Beiträge zur Sefchichte des Inquiſitions-Prozeſſes S. 150. 
157. andeuten) geht auf6 Elarfte hervor frhon aus den Vor⸗ 
reden zur Bambergenfis und Carolina und aus dem ganzen 
übrigen Inhalte beider Rechtsbücher,, insbefondrre aus den vice 
len Stellen, an welchen die Richter theils auf das Römtfche 
Recht, theild auf den Rath der Rechteverftändigen verwiefen 
* werden; ferner aus den Stellen, an welchen den Rechtevere 
ftändigen die Quellen bezeichnet werden, nach denen fie ihren 
Rath geben folen, (Bamderg. Art. 276. vgl. mit Carolin. 
Art. 105. 104 a. €. 165.), aus der Sorgfalt, mit welcher auf 
die Uebereinſtimmung einzelner wichtigen Beftimmungen mit 
dem Rechte oder mit den beftchenden Gewohnheiten hingewiefen 
wird (vgl. Bamberg. Art. 26. 125. 128. 1852. 18%. 135. 
136, 141, 145. 149. 156. 157; ferner Art. 128. 146. Curo- 
lin. Art. 10%. 18. 107, 110. 111. 116. 124. 131. 148.), und 
aus noch manchen andern einzelnen Artikeln, 5. B. Zamberzg. 
Art. 168. 167 a4. E. 172 a. E. 175. $. 8. Art. 176. Caralın. 
Art. 138. 143. €. 146 a. ©. 150. 6. 3. lieber die wunders 
liche Anficht,, welche Frey Observatt. ad jur. crim. Teut. 
historiam. Heidelb. 1823. p. 58. 67. 60. von der Intention 
der Garolina auffteAt, ſ. meine Bemerkungen in der Tübingıy 
erit. Beitfebrift für Mechtowiſſ. Bd. 1I. G. 80. 0. 
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und durch Gewohnheiten eingeführte, Recht toiedergebe, eu 
dem Gelehrten frei fiehe, ob er aus diefem Eoder dagiges it 
meine Recht fböpfen, oder hauptſächlich die Duelle ſelbſt, "" 
das Römifche Recht und den Gerichtsgebrauch angehen wolle. I 
Manche mifverftanden auch die falvatorifhe Claus 
fel, die der Carolina angehängt ift ’), und das, was bei kt 
den Reichsftänden darüber verhandelt‘ wurde, und diei. 
unten zu berüihrenden fpeciellen Publicationen der Carolinauſe 
in einzelnen Territorien. Sie f&loffen daraus, dag nurär 
in den Territorien die Carolina Gefegesfraft haben follte, "ir 
in welchen fie durch landesherrlihe Edicte oder durch Ges is 
wohnheit befonders eingeführt werde. Doch war dies die fi’ 
feltnere Anſicht; denn die Meiften zogen nicht in Abs ıh 
rede, daß der Karolina im ganzen Deutfchen Reiche daflelbe ı 5 
Anſehen, wie jedem andern Reichsgeſetze gebühre, fo je Ar 
doch, daß neben ihr die Grundlage des ganzen Strafrechts y 
des unmittelbar aus den Römifchen Quellen oder vielmehr aÖ 
aus den Italieniſchen Auctoritäten zu ſchöpfende Römifche F 
Recht, und in den einzelnen Territorien die particulären 4 
Gewohnheiten und Statuten bilden. Die Reihsftände d 
- aber hatten dem Gefege in dem Sinne beigefimmt, daß ı 
durch daffelbe nicht fowohl Neues eingeführt, fondern ih 
mehr nur daß bereits Geltende fchärfer aufgefaßt und ges x 
.nau und deutlich gegeben werde, und dabei nur einzelne, hı 
— — dee U 


3) Denn diefe Clauſel beftätigt nicht unbedingt alles Particular⸗ 
rechtliche, fondern blos alte wohlhergebrachte recht mäſige 
und billige Gebräuche. Was daher in der Carolina als uns 
gerecht oder als Mißbrauch austrüdlich bezeichnet und gemißs 
billigt wird, dies durfte nach dem Sinne von Kaiſer und Stän= 
den in Eeinem Zerritorium mehr fortbeftehen (f. 3. B. die 

- Art. 61. 104. 105. 185. 140. 204. 218.), und in fofern, aber 
auch nur in fofern ftand die Carolina über dem Zerritorialrechte. 
Es ift daher nicht ganz richtig, wenn Hofader, Jahrbücher 
der ‚Gefeggebung in Württemberg Bd, IL. ©. 2, behauptet, 
daß durch jene Elaufel es eigentlich in die Willfür der einzelnen . 
Reichsſtände geftelt worden fey, ob fie die Carolina annehmen 


—— 


oo. — — — 


wollten oder nicht, 


— . 


mn„7., 


—. - 
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der Vernunft und Gerechtigkeit oder dem gemeinen Recht 

widerftreitende, Mibbräuche aufgehoben würden, und daß 
fie nur verpflichtet ſeyen, inſoweit eine unbedingt bins 
dende Kraft des neuen Geſetzes anzuerfennen, als daffelbe 
ſolche Mißbräuche mißbillige und fiir unzuläffig erkläre, 
Dabei zroeifelten fie aber nicht im Geringften, dag der neue 
Eoder ſchon an und für fi, und vom Augenblicke der Kais - 
ſerlichen Publication an, in ihren Territorien diefelbe Kraft 
und Autorität ald gemeine Recht habe, wie jedes andere 


wit Bewilligung der Stände zu Stande gefommene und 


vom Kaifer promulgirte Reichsgeſetz. Da jedoch der Eos 
der felbft die Particularrechte und die Particulargewohns 
heiten , fo weit fie Peine Ungerechtigfeiten und Mißbräuche 
nähren, in der falvatorifchen Elaufel ausdrücklich billigt 
und beftätigt, und hiebei Häufig die Frage entftehen Fonnte, 
und mußte: wie denn und unter welchen Verhältnifien im 
‚einzelnen Territorium der Coder anzuwenden und mit dem 
particnlären Rechte zu combiniren ſey: fo war es fehr 
natlirlich , daß die meiften Territorialgefeßgeber , allmäh⸗ 


Ag durch das praktiſche Bedürfniß darauf aufmerkſam ges 


macht, es für gut fanden, entweder das Verhältniß des 
neuen Coder zum Particularrechte im Allgemeinen näher zu 
beſtimmen, oder wenigſtens (wie zum Theil in den Sach⸗ 
fifden Eonftitutionen von 1572) in einzelnen Punkten zu 
ermitteln, oder: in einem befondern Eoder das zu publicis 
zen, mas vom Reichscoder nach ihrer Anficht auf ihre 
tande überjutragen war. 


Aus allen diefem, aber nur aus diefem gehörig, ers 
Eläct fih das Verhältniß der Deutſchen criminaliftifchen 
Piteratur des 16ten Jahrhunderts zur Karolina, und das 
Einzelne, was wir über die Aufnahme der Carolina bei 
den Gelehrten, den Richtern und den Fürſten, über die 
Stellung, die ihr in der erften Zeit angetoiefen tourde, umd 


Arc. . c. a. 1837. 1, 6. 8 
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über die Schickſale, die fie im 16ten Jahrhundert erlitt, 
wiſſen. 

EGs erklart ſich hieraus namentlich, wie manche ältere 
Statuten nach dem Erſcheinen der Carolina ganz un⸗ 
verändert new aufgelegt und wieder publicirt wurden, 
ohne Rückſicht auf die Carolina, weil man gerade in der 
Carolina eine Beftätigung diefee Statuten fand °), oder 
wie bei Reformationen älterer Statuten die Carolina nut 
in einzelnen Punkten berücdfichtigt wurde ), wie ferner 





8) &o wurde die Reformation von Worms vom 9. 1498 
nicht blos im 3. 1505, fondern auch fpäter, im J. 1542, neu 
verfündigt ohne alle Aenderung des Criminalrechtlichen. 


4) So bei der neuen reformirten Bambergenfis,. welche im 
3. 1820 unter dem Zitel Bamberaifce Balfgerichts- 
ordnung“ vom Bilhof Johann Georg publicirt wurde, 
Vergl. auch Roßhirt, Beiträge zum Rom. Recht 2. ©. 120, 
121. Sn der Vorrede fagt Johann Georg, daß die Hals: 
gerichtsordnung „in etlichen Artikeln aus des 5. Reiche 
peinl. Halsgerichtsorbnung und etlichen alten Rathſchlägen ges 
befiert fey. Cine Belchreibung diefer neuen Bambergenfis gibt 
E. Schm id in dee Vorrede zu feiner Ausgabe der Gatolina und 
Bambergenfiö, Jena 1826, und 2te Ausg, 1835. Nur ift es 
unrichtig und beruht auf keiner genauen Vergleichung, wenn in 
diefer Borrede gefagt wird, daß faft kein Artikel diefer neuen 
Bambergenfis ohne die wichtigften, meiftens aus der Garolina ge= 
aommenen, Veränderungen und Zufäge geblieben fey. Im Ges 
gentheil, beinahe in allen den Artikeln, in welchen die Ca⸗ 
'zoltna von der alten Bambergenfis abweicht, folgt die nee Bam⸗ 
bergenfis nicht der Carolina, fondern der alten Bam: 
bergenfis. Ein neuer Beweis dafür, wie fehr neben der Ca⸗ 
roclina das Particuläre beibehalten wurde. Es behielt nämlich die 
neue Bambergenfis nicht nur ganz die Anordnung und Artikel: 
abtheilung der alten bei, fondern fie behielt auch alle die Artikel 

bei, welche die Garolina aus der alten Bambergenfis nicht aufs 
nahmz (es find fünf; belonders über Kegerei und Majeſtäts⸗ 
verbreihen); in mehr ald drei und funfzig Artikeln, in 
welchen die Sarolina von der-alten Bambergenfis nicht unbes 
deutend abweicht, folgt: die neue Bambergenfis der alten, 
und nicht der Carolina (befonders in Punkten, die da6- 
Strafmaaß betreffen, auch ‘in den drei Artikeln, die von 
der Erlaubniß der Fchde und von Aufhebung gewiffer Miß⸗ 
Bräuche handeln), und nur 12 Artikel Eonnte ich in der neuen 
Bambergenfis finden, in welchen fie in nicht unbedeutenden 
Punkten die alte Bambergenfis verläßt, und der Earolina folgt. 


“. 
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manche Fürften dazu kamen, kürzere oder längere Zeit 
nach Srlaflung der Catolina diefelbe noch fpeciell in ihren 
Landen zu publiciren, 3. B. Biſchof Hermann in Cöln 
im %. 1588, Herzog Beineich von Wolfenbüttel im 
%.1568, und die Herjoge von Pommern im J. 1669), 
oder Rechtsbücher für ihre Territorien verfaflen zu laſſen, 
welche beinahe ganz oder größtentheild aus der Carolina 
geſchöpft find, tie dies z. B. in Heſſen“) im %. 1535, 
für HSenneberg ’) im %.1589, in der Pfalz im 
% 1582, für Hadeln’) im‘. 1683, und in 
Baiern’)im % 1616 geſchah. 





Es find dies die Art, 4446, (vergl. Karol. Art. 86. 88.), 
Art. 70, (6. 57)» Art. 77. (6. 65.), Art. 134. (8. 110,), 
Art.160. (G.185.), Art. 185. (G.159.), Act. 188. (G. 162.), 
Art. 191. (G. 165.) und zum Theil Art. 101. (C. 88.). 


5) S. Koch In der Vorrede feiner Ausgabe der Carolina, 


6) Diele H. G. D. für Heffen iſt wörtlich aus der Carolina 
‚.. geuommen, nur mit Weglaſſung vieler Artikel derfelden. Denn 
e bat nur 158 Artikel. Ueber ihre Ausgabe ſ. Koch a, aO. 

Ein Abdruck findet fih au in Boehmer Meditatt. in 


N). Bergl. Mittermaier in diefen Archive Bd. IX, &. 62, 
Was übrigens Mittermaisr tort In der Not. 40. ans 
führt, dies Hat die Hennebergiſche &. D. wohl ohne Bweifel 
aus der Bambergenfis Art. 271. tecipirt, ein Beweis das 
für, daß auch nach der Carolina noch andere Statuten und 
Namentlich die Bambergenfis benugt wurden, da die Karolina 
deren Benußung nicht ausfchloß. Dadurch wird wohl audh eine 
Erſcheinung erklärt, welche Biener’n (Beiträge zur Gefch. des 
Snguifitionsprogeffes &. 149.) unerklärbar fcheint, daß näms 
lich noch nach der Publication der Karolina die Bambergenfie 
neun Auflagen erlebte, die doch für das Kleine Bambergiſche 

- Gebiet nicht nöthig gewefen fenn mögen. Auch GSchriftftellee 
denußten fie noch nach der Carolina, 3. B Perneder, 


8) & Mittermaier in diefem Archive Bd. IX. S. Ge ff, 


9) In dieſer Malefizordnung bezeichnet MartmiltanL die 
Stellung ‚der Carolina richtig ducch folgende Worte: ,, Wie 
wohlen weyland .... Kayfer Karl V. mit Rath und Guts 
achten etlichen gelchrtee und erfahrner Perfonen in den beiden 
Reichötagen zu Augsburg und Regensburg im 3. 1590 und 1A? 
für d09 ganze Römifche Reich, doch undenommen der Shurküts 


2 
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Dieſen legislativen @rfcheinungen aber fag nicht ein 
Zweifel der Fürſten an der Gültigfeit der Carolina zu 
Grunde, fondern das praftifche Bedürfniß erzeugte bei 
Ahnen allmählig die Weberzeugung, daß hier auch von Seiten 
der ZTercitorialherren irgend etwas gefchehen müfle, und’ 
fie fuchten dann diefem Bedürfnifle duch Revifionen der 
zuletzt angeführten Art abzuhelfen, oder glaubten auch, 
es werde genügen, wenn man an die Stelle alles Provinz 
giellen unbedingt und ausfchließlich die Carolina. 
fege, und fo erklären ſich namentlich jene reinen Publicas 
tionen der Carolina in einzelnen Territorien, welche auch 
nocb dadurch nöthig erfcheinen mochten, daß bei den bes. 
ſchränkten Communkcationsmitteln jener Zeit und den Ders 
wireungen, die damals Herrfchten, gar, leicht ein neues 
Reichsgeſetz das Schickſal haben Fonnte, im.den. erften - 
Jahren in einzelnen Deutfchen Ländern überhaupt nicht ge: 
hörig bekannt zu werden. | 

Einen Beleg für das Geſagte geben beſonders auch 
Württemberg und Sachfen, gerade zwei Staaten, 
von denen man gewöhnlich behauptet, daß in ihnen erft 
ziemlich fpät die Earolina recipiet worden ſey. Allein 
weder von dem einen, noch von dem andern wird fich dies 
nachweiſen laſſen. Die Sächſiſchen Gefeggeber behans 
beiten die Carolina , wie nachher noch genauer gejeigt wer⸗ 
den wird, von Anfang an durchaus als praftifches gemeis 
ned Recht; dies machten ebenfo die Sächſiſchen Yuriften, 
fo dag man aljo von einer beſondern Reception der Ca⸗ 





ften, Bürften'und Ständen alter, wohlhergebrachter, rechts 
— billiger Gebräuche eine P. H. G. O. verfaffet und 
in tlihen Drud publiciren laffen, man auch im bett. 
Röm. Reich mehrentheile in peinlihe Strafen 
darauf geurtheilt: .... als ift für eine fondere Nothe 
burft gehalten worden, für diefe Land eine befondre Ordnung 
doch an bienftfichen Orten mit Einzichung der obgedachten Kayſ. 
Garls Peinlichen G. O. zu verfaflen.”. | 
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‚zofina in Gachfen nicht etgentfich Pprechen kann. Aller⸗ 


dings aber fühlte man fpäter das Bedürfniß, das Verhält⸗ 
niß der Sarolina und das geltende Recht bei einzelnen Ver⸗ 
brechen näher zu beſtimmen, was dur die Eonftitutionen 
vom J. 1572 geſchah. Eben fo wenig wurde die Caro⸗ 
Ims in Württemberg befonders recipirz. Als die Ca⸗ 
Sölina zu Stande fam, war Württemberg unter Defters 
reich iſcher Herrſchaft. Zwei Fahre fpäter aber eroberte 
Herzog Ulrich fein and wieder. Wein in diefen Jahren 
der Verwirrung, die damals in Württemberg heerſchte, 


dachte man nicht an eine Reformation der peinlichen Ges 


richte. Man belieh es Beim Beſtehenden d. h. bei den Ges 
wohnheiten (ein geichriebened Partieulargeſetz hatte. mal 
niche) und beim gemeinen Rechte, und fo verweiſt nach⸗ 
her auch Wlrichs Landesordnung vom Fahr 1536 bei der . 
Beſtrafung der Tödtung eben auf die „Kaiſerlichen 
Rechte.” Zwar wurde vom Jahre 1551 an zwiſchen 


Derzog und Ständen, durch daß oben berührte praftifche 


Bedürfniß gedrungen, Vieles tiber die Verfaſſung einer 
peinlichen Territorialgerichts⸗ Ordnung , jedoch ofme daß 
es zu einem Refultate führte, verhandelt‘). Allein ſchon 
vorher war ohne alle befondere Einführung die Gültigkeit 
der Earolina anerfannt, und Wiürttembergifche Gelege bes 
eufen fich auf diefelbe , als auf ein beftchendes Recht , deſ⸗ 
fen Gültigkeit ſich von felbft verſtehe. So heißt ed z. B. 
in Herzog Ehriftophs Beftätigung des Tübinger Vertrags 
vom 13. April 1551 unter Anderm: 
„Diefe Leuterung laſſen mir gnedig zu, nachdem 
dieſelbig dem rechten vund der vernunfft gemes, auch 
Kai, Mt, vund des reichs halsgerichts⸗ 
ordnung nit zumider if.” 





10) Bgl Hofader an dem in der Not. 2. angel, O. Bd. U. 


Ä 
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. Und auf die gleiche Weife wird in Beziehung auf die 
Beftrafung der gebrochenen Urfehde in einem Geſetz über 
die Beſtrafung des Wilddiebftahle vom 15. April 1551 
auf.die peinlihe Gerichtsordnung, ald das geltende Recht 
verwieſen "). un | oo. 

Aus dem oden Ausgeführten erklären ſich ferner die 
Richtung der Deutſchen criminaliftifchen Literatur Des 
‚46ten Jahrhunderts, die Anfichten der Gelehrten über die 
Gültigkeit der Carolina, und die Art und Weiſe, wie fie 
fie benugten. | | 

Jene fpeciellen Publicationen der Carolina konnten 
wohl in Verbindung mit einem Mißverftändnifie der. falvas 
toriſchen Elaufel (wie diefe Elaufel ja auch in fpäterer und 
noch in unfrer Zeit von Mancen mißverftanden wurde), 
bei manchen Gelehrten die Anficht erzeugen, daß die Coro⸗ 
lina nur da gelte, wo fie recipirt fen, oder wenigſtens, 
daß die einzelnen Reicheftände das Recht hätten, fie in 
ihrem Territorium ganz. auszufchließen. Diefe Anficht 
ſprach 3. B. in Süddeutſchland die Tübinger Juriftenfaculs 
tät im J. 1566 in einem Responsum an ein auswärtis 
ges Gericht auf’). Allein es war dies beftimmt nur die 
feltenere Anficht, und nicht nur die meiften Schöffenge⸗ 





11) 3war wurde im 3. 1551 den Malefizgerichten befohlen, die 
Sarolina zu kaufen, und fich ihr gemäß zu verhalten. Allein 
dies gefchah nicht in der Form eines neu einzuführenden Rechts, 
fondern mehr als eine Einfchärfung und Befräftigung des Des 
ſtehenden. Vgl. bef. Landtags= Abfch. vom 18. San. 155%, 
$. zum Vierten; In Reyfchers_ Samml, der Württemb, Ges 

feße Bd. II. ©. 48, 


12) Sie fagt: Illud quoquo omnino dieendum nobis est, 
quod ignoremus, utrum ihi lacorum, quo haec perpe- 
trata sunt, Ordinatio Griminalis in observatione et 
pro decisionikus causarum criminalium recepta sit, 
dum non obliget istas imperil-status, qui scientes se illk 
non subjecerunt. Hinc sequentem disputationem de va- 
lore poenae Ordinationis Criminalis propterea solum 
adornavimus, si haeo ihi in viridi ohservantia esset, 


Ex 


N 
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| richte, fondern auch die meiten gelehr ten Juriſten leg⸗ 
' ren der Carolina die volle Yuctorität eines gemeinen Rech⸗ 
tes bei . 
Die Werke jener Zeit, in welchen das Criminalrecht 
behandelt wurde, theilten ich hauptſächlich In drei Klaſſen: 
1. Caſuiſtiſche Schriften. Diefe, die Enticheidung 
einzelner Rechtsfälle enthaltend, geben natürlich den beften 
Beleg für die herrſchende Meinung über die geſetzliche Kraft 
der Carolina, und hier läßt ſich aus vielen derfelben nach⸗ 
weiſen, daß glei in den erften Jahrzehnten die Carolina 
. von den gelehrten Juriſten in ihren Responsis als die 
| Quellen des neueften gemeinen Rechtes behandelt wurde, + 
freilich der Richtung jener Zeit gemäß fo, daß man dabei 
das responsum mit einem großen Rimbus von Gelehr⸗ 
famfeit aus dem Römifchen Rechte, und befonders aus den 
Italieniſchen Juriſten onfülte, So beruft fih Koh. Fi⸗ 
bardus, ein Kränffurter Zurift,, der im 16ten Jahr⸗ 
hundert einen bedeutenden Namen hatte, in den Eonfilien, 
die er vom J. 1540 an gab, immer in dieſer Weife auf: 
die Carolina, und behandelt fie durchaus als geltendes Ge⸗ 
feg ). Daſſelbe thut die Heidelberger Juriſtenfacul⸗ 
tät in einem Responsum vom J. 1562, und auf die⸗ 
ſelbe Weiſe behandeln Wormfer Rechtsgelehrte die Ca⸗ 
rolina in Responsis aus derſelben Zeit, und einer derſel⸗ 
ben beruft fi dabei darauf, daß ja die Carolina a stati- \ 
bus imperii recepta et omnibus magistratibus ad 
practicandum tradita fey "). Daß auch Norddeutſche 
Juriſten, namentlich was gewöhnlich geläugnet wird, die 
Sächſiſchen Juriſten und Mitglieder Sächfifher Difaftes 


13) Gewöhnlich nimmt man bad Gegentheil an, wie ich ſchon früs 
ber in diefem Archive Jahrg. 1836. ©. 117 f. bemerfte. - 


14) Consilia ed. Francof. 1677. T. II. cons, 101. 105. 118. 


15) Diefe Responsa find abgebrudt in Fichardi oonulıa 
T. III. p. 63 seg. 


‚ 
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rien in jener Zeit ganz derfelben Anficht über die Gültigkeit 
der Carolina waren, davon geben, wie fich unten-zeigen 
wird, die Consultationes Saxonicae den Plarften Bes 
weis. Vorerſt mag es genügen, auf die Quaestiones . 
_ juris von Modeftinus Piftor ”), der ſchon im Jahre 
1565 ftarb, und auf die Quaestiones juris von Peter 
Heig ”) zu verweifen. 


: 2. &ommentatien über die Römifchen Rechtsquellen. 
In dieſe wurde, weil ſie die Hauptform waren, in welcher 
das geſammte geltende Recht entwickelt wurde, auch der 
usus modernus in Beziehung auf ˖das Criminalrecht bes 
riihrt. Dabei kam aber der Letztere aus begreiflichen 
Sründen gewöhnlich ſehr dürftig weg. Indeſſen finden 
wir auch hier ſchon frühe die Carolina als neueſtes gemei⸗ 
nes Recht angeführt und berückſichtigt; ſo z. B. in den 
Paratitla über Pandekten von Math. Weſenbeck *), 
einem Sächſſiſchen Juriſten, der im J. 1586 ſtarb. 


3. Deutfch geſchriebene Syſteme des Criminalrechts. 
Weber dieſe Habe ich ſchon früher nähere Nachweiſungen 
gegeben ’”), und wie ich glaube gezeigt, daß auch ihre 
Verfaſſer, Norddeutſche ſowohl als Süddeutſche, von dee 
Vorausſetzung ausgehen, die Carolina gelte ſchon an und 
für fich als Reichögefeg in allen Deutfchen Gerichten, daß 
Ale aber freilih die Carolina nicht tüchtig zu bearbeiten 
toußten, und ſich befonders in Eitaten des Römifchen. 
Rechts und der Ftalienifchen Auctoritäten gefielen. 





.' 16) Pars III. qu. 112, P. II. qu. 92, 


17) ParsII. qu.31. nr.27 segg. 44 seqq. qu. 85. nr. 7seqg. 
qu. 386. nr. 83 segg. 

18) Bgl. 3. B. Lib. XXVII. tit. 8. or.7. Lib. XLVIT. 
tit, 2. nr, 15. Lib: XLVIIL. tit. 2. nr. 7. ti. 5, or. 12, - 
und nr. 22. tit. 8, nr. 7. nr. 16. nr. 30, 


12) In diefem Archive Jahrg. 1936. 10 Heft. 
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: Wa8 nun insbefondere die Aufnahme der Earolina- 
iSachſen betrifft: fo haben wie hierüber von Er⸗ 
jaed eine ausführliche, dieſem Gegenftande ausſchließlich 
widmete Abhandlung ”). Allein es möchte ſich wohl 
achweiſen laflen, daß ihre Hauptrefultate durchaus uns 
ichtig find. r — 

Erhard ſucht nämlich nachzuweiſen, daß die Caro⸗ 
W in Sachſen Anfangs gar nicht beachtet und ihr 
khaus Fein gefetliches Anſehen zugefchrieben, daß fie 
i allmählig im legten Jahrzehend vor Erlaſſung der 
lichſiſchen Eonftitutionen (1572) von der Difafterie mits 
ser berückfichtigt worden fey, aber nicht: eigentlich als 
beſetz, fondern mehr ald eine beachtenswerthe Privats 
keit, und daß erft längere Zeit nad Erlaffung der Con⸗ 
kitationen die Sächſiſchen Gerichte ihr wirkliche Geſetzes⸗ 
oft und das Anfehen eines fubfidiären Rechts beigelegt 
litten. Kür das Letztere führt er einen Bericht der Leip⸗ 
iger Schöffen vom %. 1595 an. 

Dieſe von Erhard vertheidigten Refultate nehmen 
neines Willens Alle, welche nach ihm diefen Punkt berühs 
m, als durchaus richtig und zwar fo an, daß gewöhnlich 
iß die Zeit, in welder die Karolina in Sachſen aners 
knnt oder eingeführt worden fey, das Jahre 1595 anges 
men wird"). . So iſt e8 daher jene Ausführung Er⸗ 





%) Chr. Dan. Erhard D. de congtitutionis Carolin, 
usu in forum Saxonicum introducto ohservatt, histor. 
Lips. 1799; auch abgedrudt in Chrstph. Martin se- 
lectar. dissertatt. et commentatt. jur. crim. collect, 
Vol. I. p. 208 — 231. 


2%) Eigentlich ift dies mehr, als was Erhard behauptet, 
So fagt z. B. Biener in f. Beitr. zur Geſchichte des Inquiſ. 
Proz. ©. 150. unter Berufung auf Erhard: „In Sach⸗ 
fen ift fie (die Garolina) zwar zeitig benugt, aber doch erft 
1595 anerkannt worden.” Allein Erhard will nur aus 
einer Urkunde vom 3. 1595 den Beweis der Anerkennung 


füpren, ohne fie exſt in biefes Jahr zu fegen. Unter Berulung 
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hard's, gegen welche die Widerfegung gerichtet wert 
den muß. Bei diefer Widerlegung wird es fich zeigen, daf 
nicht nur die Sächſiſchen Geſetze, ſondern auch die gelehtt 
sen Sächſiſchen Juriſten von der Stellung und dem An 
ſehen der Carolina ganz anders dachten, ald man gewöhn | 
lich glaubt, 1— 

Was zunächft die Anſicht betrifft, welche den Säd 
ſiſchen Eonftitutionen von 1572 über die Stellung der Car 
eolina zu Grunde liegt: fo behauptet Erhard, Churfürk 
Auguft Habe in diefen Eonftitutionen die Carolina durch? 
aus nicht als Geſetz, nicht einmal als ſubſidiäres, bei 
trachtet und behandelt. — Allein fchon die Stellen, welch 
bei diefer Gelegenheit Erhard aus den Eonftitutionen ans 
führt, widerfprechen durchaus diefer feiner Behauptung 
Es find folgende drei: 

Part. IV, const, 20. „Nachdem in d er 
peinlichen Reihehalegerihtsordnung die Strafe 
des Schwerts auf den oder die, fo bei Leben des Ehegat⸗ 
ten wiſſentlich, Daß derfelbe noch am Leben, einen andern 
zur Ehe nimmt, verordnet, und dann Unfere Schöppens 
fühle bishero auf ſ ſolche Conſtitution geſprochen, ſo laffen 





auf Biener fagt ferner Abegg, eehrh, des gem. Griminate 
Proz. Königsberg 1833. ©. 35. „Anerkannt, benupt 
und hin und wieder neu —8 ift die P.8.D. in Würtr 
temberg 1551, in Sacfen 1595, in Pommern 1566 
und 1590," In der Art aber, wie bier Abegg die Biener’fche 
GStelle zufammenzieht, fagt er zu wenig oder zu viel, jedens 
fans zum Theil Undres, ale Biener. Denn daß die Caro⸗ 
lina I Sachſen fchon vor 1595 benutzt wurde, geben. 
Biener und Erhard zu, neu abgetrudt aber wurde fie meis 
nes Wiffene im 16ten Sahrbundert weder in Württemberg, 
noch in Sachen, jedenfalls nicht in den genannten Jahren. 
Biener fpricht blog von einem neuen Abörud in Pommern 
vom 3. 15%. 
22) Xeltere behaupteten fogar, die Carolina habe erſt im 17ten 
Sahrhundert durch Carpzov's Auctorität Eingang in Gachz 
fen erhalten ; disfe Anficht widerlegt aber Ian Erhart, 
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Se es auch bei folcher Strafe bleiben, ordnen und feßen, 
WM diefelbe wider die Verbrecher in dem Lafter der zwei⸗ 
ichen Ehe unnachläßlich in Unfern Landen egfequiret und 
wärredt werden fol.” 

Part. IV. const. 8. — — — „Da 
aber einee zum drittenmal oder öfters geftohlen, und alle 
Leuben, wenn fie zufammengerechnet, triigen nicht über 
‚Wf ungarifche Bulden, fondern wären darunter, fo foll 
| sfolber Dieb mit Staupenfhlägen verwiefen werden, 
| ren denn au ſolche Diebſtähle alle, oder eines Thrils, 
n Linbrechen geſchehen, fo foll der Dieb mit dem Strans 

, immafen in der peinliden Reihsords 
ang fancirt und verfehen, geftraft werden. 
ib wo ihrer Viele zugleich fehlen, und der Diebſtahl 
der den Werth dee beften fünf ungasifchen Gülden außs 
kige, es thäte aber gleichwohl fo viel nicht machen, daß 
Padee Dieb fünf ungarifche Gilden werth oder darüber 
hie befommen fünnen, fo foll auf ſolchen Kall ein jeder 
Ifelbigen Diebe mit Staupenfchlägen des Landes verwies 
Is werden; jedoch wenn ein ſolcher Diebftahl nicht mit 
Ihrechung geſchehen, fo mögen und follen fie auch nad 
iReichs Conſtitution in der peinlidhen 
‚Ni6gerichtsordnung begriffen, am Leben mit 
"ka Strange geftraft werden." | 
I Part. IV. const. 44, „Wie die Schand⸗ 
nd Kamoßfchriften zu firafen, iſt in gemeinen Rechten 
u in der peinlihen Ordnung verfehen, und ift 
Boiches in der Reichspolizeiordnung auf die Schandge: 
nählde und Gemächte erweitert, und im jüngften ſpeyeri⸗ 
hen Abſchiede Anno etc. fiebenzig publicirt, wiederum 
meuert , auch die Bönen zum Theil erhöhet worden, Bei 
befen allgemeinen Rechten, Reichsconfitutionen und Gans 
tionen laffen Wir es bleiben, wollen auch, Daß denfelkis 
sn nach. in Unſern Schöppenkühlen geſprochen, und Th 


KL. 


* 


— 
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Strafen in Unfern Landen annahfgtih vollſtreckt war 
den follen.” T 
In der Art, wie hier der Sachſiſche Gefegeber du 
Sarolina erwähnt, kann doch in der That nur dann pe; 
der Carolina gefprochen werden, wenn man ihr unzweifeg 
haft geſetzliches⸗Anſehen beilegt; freilich nur ein ſolchi 
Durch welches weder wohl hergebrachte particuläre Er, 
wohnheiten aufgehoben, noch das Recht des Territorich 
herrn, durch neue Particulargeſetze an jenem gemeint, 
Rechte zu ändern, beſchränkt werde, Allein nah Ei, 
hard foll gerade aus jenen Stellen, wenn man fie gena, 
betrachte, das Gegentheil folgen. Er meint, gerad, 
daraus, daß der Sächſiſche Gefengeber nur eine und di, 
andere Beſtimmung der Karolina befätige, ergebe ſich 
daß feine Anficht dahin gegangen, es folen nur-die Capt 
sel der Carolina vecipiet werden, welche er in feine Se 
fege ausdrüclih aufnehme, und dadurch befräftige, 


.. Denn, fragt Erhard, wenn dies nicht die Abſicht dei 


Geſetzgebers geweſen wäre, wie hätte er dazu kommes 
ſollen, einzelne Capitel aus einem ſchon vorher gelten 
den und recipirten Codex noch beſonders zu promulgiren ? 

Allein Erhard vergißt hierbei die Verantaflung und 
weck der Sächſiſchen Conſtitutionen. Auguft wollte 
wegs einen vollſtändigen Geſetzcoder erlaſſen, fondern 
dunachſt einzelne wichtige Fälle und Fragen, über welche 
unter den Sächſiſchen Dikaſterien bei den damaligen Ver— 
hältniffen und bei dem Kampfe zwiſchen alten und neuen 
Deutfchen Gewohnheiten und dem Römifchen Rechte Zwei— 
fel und Zwiefpalt entftanden war, entſcheiden, bei diefen 
Entſcheidungen aber ſich möglichſt an das ſchon beftehende 
Recht anfchließen. Deßhalb berührte er nicht Alles, was 
im gemeinen und particuläcen Recht enthalten war, fons 
dern ging, was das gemeine Recht betrifft, nur auf dies 





| Jenigen Befimmungen näher ein, und befräftigte fie von 
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nem, bei welchen, ſey es wegen particulären Gewohn⸗ 
kten oder wegen anderer Gründe Zweifel über Gültigkeit 
I a Anwendung entftanden waren ”’), fo daß alfo aus der 
Istnahme und Beftätigung einzelner Beflimmungen der 
Carolina nicht im Geringften folgt, der Gefeßgeber Habe 
den ühtigen Theilen der Carolina die Gültigkeit abfprechen 
wollen. Dies wird noch aufs Beftimmtefte dadurch bes 
Wigt, Daß in: den Eonftitutionen einzelne Stellen des 
Achſiſchen Particularrechts ganz auf Diefelbe 
Bife und mit denfelben Worten, wie die oben angeführ⸗ 
u&tellen aus der Carolina angeführt und von Neuem 
Wätigt werden °*), cine Wiederholung und Beſtätigung, 


.»,aes u ou zz wu ww ı% 


| u der doch Niemand folgern: wird, der Geſetzgeber ſey 
‚; wibficht gemwefen, nur diejenigen Theile des Sächſiſchen 


ſerticularrechts follen ferner nob Gültigkeit haben, die 
x ausdrücklich wiederholt und beftätigt Habe. 
Beſonders wichtig und entfcheidend if aber noch, da 
Bagft vor Erlaffung der Eonftitutionen die Sächfifchen Ju⸗ 
Hm und der Sächfifhe Gerichtegebrauh gar nicht 
kan:.zweifelten, daß die Carolina ſchon an und für fich 
ü gemeined Recht in Sachen gelte, und dag auch frühere ' 
ichfifche Geſetze durchaus von diefer Anficht ausgehen. 
ine Anſicht der Sächſiſchen Yuriften und Praxis iiber die 
tigkeit der Karolina (nor Erlaſſung der Eonftitutionen) 
tzibt ſich am Authentifchften aus den Berichten der anges 





23) -Dies ergibt ſich aus den Eonftitutionen felbft, und noch bes 
fonderd aus ihrer Vorrede und einem churfürftlichen Reſcript 
vom 18. Yun. 1572, zuerft abgedrudt bei Car. Frid. Chr, 
Wenck: Ad histor. constitutt, Augusti Elect, sym- 

‚bolae. Lips. 1825. p. 16, nun auch in’deflen Opusc. acad, 
ed. Frid. Car. Gust. Stieber. Lips, 1834. p. 255. 


%) 3.3. Part. IV. const. 14. 15. 19. 80. Ganz auf de 
gleiche Weiſe werden auch Beflimmungen des Röm. Rechts aus⸗ 
drücklich beftätigt; z. B. const. 46. „„Dieweil die Rechte ords 
nen und feßen, daß die wörtlichen Injurien in Jahresfrikt yräs 
eribitt werden, fo laſſen wir ed auch dabei bleiben,”- - - - 
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fehenften Leipziger und Wittenberger Rechtsgelchet 
ten, ‚die in den Consultationes Saxonicae enthalte! 
find °°), Wer diefe Consultationes, in welchen aud!! 
Responsa der Sächſiſchen Difafterien, die. fie fol 
10 $ahre vor Erlaſſung der Eonftitutionen gegeben hattenlit 
fi finden, unbefangen lieft, wird ſich gewiß völlig überb 
zeugen, daß die Sächſiſchen, mit gelehrten Juriſten beit 
festen, Difafterien die Carolina ſchon an und für fi unft 
vermuöge ihrer Kraft ald eines Reichsgefeged, als Haupt 
quelle des gemeinen Rechtes behandelten, und ihr durchauß 
das „ einem fubfidiären Rechte zufommende, Anfehn bei 
legten. Zwar meint Erhard, gerade auß jenen Eonfußkt 
tationen gehe hervor, daß die Sächfifchen Eollegien ſich auf, 
die Carolina blos wie auf eine Brivatarbeit und Prisi 
Batauctorität, nicht aber wie auf ein bei ihnen geltench 
des Gefeg zu.berufen pflegten. Allein es wird fi die, 
völlige Unrichtigkeit dieſer Anſicht leicht zeigen laſſen. Aller⸗ 
dings fuchen die Verfafler der Eonfultationen ihre Ansfühe, 
rungen nicht blos durch die Karolina, fondern hauptſächlich 
auch dur das Römifche Recht zu belegen, und verbreiten: 
fid heſonders viel auch in den Punkten, welche von der, 
Earolina berührt werden, über das Römifche Recht, ſetzen 
auch die Carolina dem Sächſiſchen Rechte und Sächfi⸗ 
fhen guten Semohnheiten nad. Dies erflärt ſich aber: 
durchaus aus dem oben Ausgeführten, und fpeicht nicht im 
geringften für Krhard's Anſicht'). Zwar möchte man 
einwenden, Erhard führe doch einzelne Stellen der Con⸗ 
fultationen an, in welchen die Sächſiſchen Difafterien auss 
drücklich berichten, fie hätten die Carolina in diefen und 
jenen Punkten beim Rechtfprechen nicht befolgt. ‚ Bei 





25) Ueber dieſe für die Gefchichte des Strafrechts beſonders wich⸗ 
tigen Consultationes Sax. und deren Ausgaben f. meine Ads 
bandlungen aus dem Straftcchte Bd. I. ©. 5. 6. 


26) Bgl, auch dieſes Archiv, Jahrgang 1836. ©. 119, 120, 
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ikerer Betrachtung diefes Einwandes aber wird man ſich 
"ünzeugen, daß die Sache fich völlig anders verhält, als 
u ſie Erhard erzählt. Erhard fucht nämlich feine 
Behauptung durch vier Stellen der Eonfultationen zu bes 
weilen. Die eine betrifft die Strafe des wiederholten klei⸗ 
un Diebftahle ""); die zweite die Beftrafung des Verfuche, 
über welche unter Anderm die Berichterftatter, wie Er⸗ 
Hard anführt, fagen: „Gleicher Meinung Ift auch die 
.B Woerichtsordnung ; wir haben aber diefe Regel in viefen 
„W Ben nicht gehalten ”).” Die dritte Stelle Handelt von 
Dim Act. 148. der Carolina berührten Källen ’*), und 
J her vierten Stelle follen die Schöppenftühle, wie Er⸗ 
kd ſagt, es als etwas ganz Befonderes ans 
en, dafı fie bei der Beftrafung der Bigamie bisher die 
kelina befolgt hätten ”), 


Bas nun die erfte Stelle (Not. 27.) betrifft: fo 
en hier allerdings die Sächſiſchen Juriſten: Die peins 
We Halsgerichtsordnung befiimme, daß derjenige, wel⸗ 
: Pie zum drittenmal ftehle, mit dem Tode beftraft wer⸗ 
wfolle, und diefes ftimme mit dem „jJus commune“ 
ia Römiſchen Rechte) überein; fie aber ſowohl, 
löndere GSchöppenftühle hätten bisher ein Beden- 
‚gehabt, wegen drei geringer Diebftähle, von wels 
feiner Die Summe von 5 Ungarifchen Gulden betrage, 





9) Consultatt. Sax. in der erften Ausgabe Tom. I. (Fran- 
cof, 1599) Part. IV. qu. 4. f0l.72; — in der Frider⸗ 
{hen Ausg. Lib. V. qu. 71. p. 65%. 


n der erften Ausg. T. 1. Part. IV. qu, 10. fol. 79, — 
2 Frideri Lib. v. qu. 131. p. 6 


2) Su der erften Ausg. Tom. I. Part. IV. qu. 21 fol. 86. — 
.Frideri Lib, V, qu. 10. p. 607, 


In der erften Ausg. Tom. II. Part. IV, qu. 11. (p. 179. 
u grrancof, 1608.) — Ed, Frideri Lib. V, g0. 49, 
P⸗ N} .. oo. 
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auf den Tod zu erfennen ®), vielmehr ſprechen fie nur 
dann dem Diebe „nach Schärpfe der Rechten” das febent 
ab, wenn einer der Diebfähle jene Summe erreiche, odeet 


- andere Schärfungsgründe, z. B. Einbruch, vorliegen. 1 


v 


Allein dee Umftand, daß hier die Sächſiſchen Juri— 
ften der Carolina nicht wörtlich folgten, bemeift nichts für) 
das, was Erhard daraus herleiten will. Sie berufenl 
ſich auf den Gerichtegebrauch, auf das göttlibe Rechki 
und auf die Billigfeit gegen eine ftriete mörtliche Aus 
legung der Carolina; und aus den gleichen Gründen meist 
&en fie nicht blos bei der Karolina, fondern auch beim 
Saͤchſiſchen Rechte vom ſtricten Buchftaden ab “)a 
Ueberdies legten ja auch ſpätere Juriſten jene Stelle deri 
Carolina dahin aus, daß die in ihr feftgefegte Todesftrafe, 
nur bei großen Diebftählen oder bei befondern Schärfunge«, 
gründen einzutreten habe. N 
Dagegen ſcheint die zweite von Erhard angeführte: 
Stelle (Rot. 23.) in der Art, wie er fie anführt, 
ſehr file ihn zu fprechen. Allein in der That fpricht fie nicht, 
für, fondern gegen ihn. In diefer Stelle unterfuchen, 


‚ die. Sächfifhen Juriſten die Frage, ob beim Verſuche die, 


ordentlibe Strafe zu erfennen fey, und fagen darüber; 
Folgendes: „Die peinl. Haldgerichtsordnung cap. 178. 
laffe e® in arbitrio judicis bleiben”, dad Römiſche 


Recht aber beftrafe bei ſchweren Verbrechen den Verſuch 


mit der ordentlichen Strafe; allein fie befolgen die 


Meinung derjenigen, nach welcher durch ein allgemeines 


Gewohnheitsrecht die den Verſuch der Conſummation gleiche 


fiellenden Gefege aufgehoben worden ſeyen, und der Ver⸗ 





ſuch 

31) Sie fügen bei: „Obwohl der Sache ſagt, den Dieb fol man 
henken : fo.erklärt er doch kein summam der Diebftähl. ” 

82) 3.8. Consultatt. Sax. in ber erften Ausg. Tom. I. 

“ Part. IV. qu. 8. £01.77. — Ed. Fırideri Lib, V, 
qu. 64, p. 6%, . oo. 
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kb gelinder beftraft werde. Hierauf fegen fie bei: „Die 
ke M.einung ift auch die peinliche Halsgerichts⸗Ord⸗ 
j sung cap. 1.18. 119. stuprum enim attentatum pu- 
| nitur arbitrarie, et sic non poena ordinaria, et 
hoc videtur aequius”, gehen aber dann dabei auf einige 
Ausnahmen mit den Worten über: „Wir haben aber 
Diefe Regel in vielen Zällen nit gehalten, fondern ſtraf⸗ 
fen unterftandene Miffechat mit ordentlicher Straf”, und 
w Kolgenden führen fie nun diefe Ausnahmen an, und 
eſe ſtützen fie größern Theile auf das Sahfifhe Recht. 
bie fagen alfo keineswegs, daß ſie ſich in jener Frage übee 
kSarolina hinwegſetzen. Vielmehr befolgen fie die Caro⸗ 
ka in den Fällen, von welchen die Artt. 118 u. 119. 
kndeln, durchaus, und ebenfo erfennen fie die Kegel 
a, weiche nad) ihrer Anficht aus jenen Artikeln zu folgern 
& Mur fügen fie ihe einige Ausnahmen bei, und dies 
Inten fie — abgefehen davon , daß fie diefe Ausnahmen 
hauptſächlich auf das Sächfifche Recht ftügen — bei aller 
AUaerkennung der Gültigkeit dee Karolina, da fig ja voraus 
ſhickten, daß die Earolina im Urt. 178. diefe Frage dem 
ichterlichen Ermeſſen anheimſtelle. 

Wie die dritte, von Erhard angeführte Stelle 
Not. 29.) Etwas für deffen Anficht beweiſen foll, if 
acht wohl einzuſehen. Die Eonfultationen unterſcheiden 
fer bei einer von Mehreren verübten Tödtung vier Fälle; 
wet von diefen Fällen entfcheiden fie nach der Caro⸗ 
lina, zwei dagegen nab Sächſiſchem Rechte. 

Was endlich die legte Stelle (Not. 30.) anbelangt, 
fo fteht in derfelben in der That auch nicht ein Wort, aus 
welchem man herleiten fönnte, die Schöffenftühle führen 
es ale etwas ganz Befonderes an, doß fie bei der Bes 
krafung der Bigamie die Carolina befolgen. Im Gegens 
‚I theil, fie ſprechen hier fo von der @arolina, daß man 

daraus fieht, wie ſehr fie Ihe volles geſetzliches Ankehen 
rd 8. CH. 1887. L E88 8 
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brilegen, und wie fie, indem fie fie befolgen, glauben, nur 
das zu thun, was fi) gebühre. Denn fie fagen: 
„Nachdem in ber peinlihen Reich shalsgerichts— 
orbnung cap. 121. der Text J. oum qui duas C. ad kr 
l. Jul. de adult. corrigiret, und die Steaffe bes Schwerdts tr 
uff denen ober dis, fo bei Leben des erſten Chegattens, a 
wiffentlich , daß bderfelbe noch am Leben, ein andere jur 
Ehe nimpt, verordnet, wie denn aud bei den Schöfs:k 
fenflüfen bißhero auf ſolche Gonftitution gefprohen, fon 
wird auch folhe Straffe denen bittig sueres 
Tanne, welche ıc. ıc. x.” 


m diefe Weife Fönnen doch nue in der That Solche von“ 
der Carolina ſprechen, welche von der Anficht ausgehen, 
daß fie wahre Geſetzeskraft Habe, und dieſe Stelle gehört « 
gerade zu denen, welche beſtimmt beweiſen dürften, daß | 
ſchon vor Erlaſſung der Eonftitutionen (alfo längft vor dem | 
Jahr 1595) die Sächſiſchen Juriſten und Dicafterien an ; 
dem geſetzlichen Anſehen der Carolina in Sachfen nicht zwei⸗ 
felten. Dies wird aber noch außerdem durch eine Menge | 
von Stellen in den Conſultationen erwieſen. Es wird ges | 
nügen, nur folgende anzuführen: °) 

Consultatt. Sax. T.I. Part. IV. qu. 35. fol. 98b (dev 
erften Ausg.) — Lib. V. qu. 19. p. 617. (Ed. 
Frideri.) 

„Sed haeo objectio non obstat, quia jure novis- 
'simo in ber peinlichen Ordnung et jure Sax. 15. art. 
lib. 2. haec actio civilis sublata est.” 


T. I. Part. IV. qu. 74. fol. 1 o6. (der iſen Husg.) — 
Lib. V. qu. 37. p. 626. (Ed. Frideri) wird nad‘ 


— 


33) Aufier den im Texte angeführten Stellen wird die Carolina 
als Quelle des geltenden Rechts noch in ſehr vielen andern 
Stellen angeführt, namentlich in folgenden (der Kürze wegen 
führe 6 fie bo nach Der zpeiten rieber’fchen 2 Ahsgabe an) an): 

. 5. 


Lib. u. . 
. 307,8 SE Ti. 800.819. 106, via 
1836, 140. 2 


\ .. Fa . ‘a .. 
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Unführung der Diſtinctionen, welche das Romiſche Recht 

bei der Brandſtiftung macht, geſagt: 
„Aber in Urtheilen ift man uf Säcfifhen Boden, 
fonderlich allhier, diefer Diftinction nicht aller Ding nach⸗ 
gegangen, fondern wann gefährlich muthwilliger Weiſe 
Fewer angelegt, fo Schaden gethan, hat man dem Bren⸗ 
ner das Fewer zuerkannt, vermöge der Reichsord⸗ 
nung art. 125. und Landtrecht lib. 2. art. 18. bt 
bisweilen nur das Schwerbt, wann ed nur angelegt und 
Beinen Schaden gethan hat.zc. oder eine Schewr, ſo allein 
geftanden, in dem Wege abgebrannt, und in berogleichen 
Fällen ꝛc. 


Consultatt, Sax. T.I. fol. 158, Resolutt. ali- 
quott eic. etc. quaest. 65. (ein Refponfum aus 
dem Jahre 1562) — 

Lib. V. qu. 47. p. 634. in der Frieder ſchen Ausg: 
„Et vero scabini diu erant in ea opinione‘, qua 
talis incestus capite puniri non possit, propier de- 
fectum legis. Num et in constit. crim. Carolt ”. 

nulla certa poena esprimäur etc. 


Tom, I. Part. IV. qu. 15. fol. 83°. (bee Affen Äudg.} 
L. V. qu. 73. p. 667. (Ed. Frideri.) 


„hinwider aber fo Tegt die peinilche Halsgerichts⸗ 

Ordnung nmnicht allen perjuris, ſondern allen denen, 
die geſchwornen Rhuftieden brechen, ſolche Straff auff, 
ut est textus in cap. 108. Derhalben wil biefetbige 
nicht zu ertendiren fepn. — Vnd darumb ift die. Straffe 
ber Finger abhaumen extra terminos auf alle perjuria 
vnd alfo auff berührten Fall nicht zu ertendiren. ” 


Tom. II. Part. IV. qu. 22. fol. 187. (Ed, Francof; 
1608). L.V. qu. 56. p. 689. (Ed. Frideri,) 


„Bann aber andere Perfonen auſſerhalb der Eheleute 
und Eltern umb jhres Nutzens oder Geldts halben eine 
eheliche oder ledige P ifon verkuppeln, bie follen willkuͤhr⸗ 
ip, als mit Außftaupen geſtrafft werden. Peinliche 
Meihdornung p. 18s. 
8 2 
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. Tom. Part. IV. qu. 14, (fol. 81° ber 1flen Ausg.) | 


L. V: qu. 92. p. 669. (Ed. Frideri.) 


„Wann ein Miffetbäter unfers Gn. Herren Landts - 


verwieſen auf ein Vhrfriedt und daſſelbe verfchweret, gleiche 
- weht wiſſentlich folhen Vhrfrieden bricht, fo werden 


ibm nah Innhalt der peint. Ordnung bie 


zween fördern Singer der rehtern Handt 
abgehauwen ꝛc. 


8⸗ noch mehr! Es geht ſogar aus den Conſultationen 
hervor, daß die Sächſiſchen Juriſten das unbedingte 
Unſehen der Carolina bei ſolchen Beſtimmungen, durch welche 
ein Mißbrauch gerligt wird, vollkommen und ganz in dem 


oben Note 2. bezeichneten Sinne anerfannten. So handele ; 


» B. eine Stelle der Confultationen °*) von der Gewohn⸗ 
heit, nach welcher die Richter oder der Fiscus geftohlene 
“oder geraubte Sachen ſich aneigneten, und hier wird unter 
Uinderm gefagt: „At enim constitutio imperialis 
Caroli V. in recessu Norimbergensis anno 22. et 
im Ordin. erim. cap. 219. (218.) promulgata 
maturo et deliberato judicio sancivit, nullam 
gonsuetudinem, nulla statuta adversus hanc con- 
stitutionem praevalere, et sic per illam Novel- 
lam. Caroli V. omnes consuetudines et. statuta 


omnia tolluntur, eisque derogatur expresse. Ex 


m —— :#- rar u DE JE AO: 


m. 


quibus consequens est, nullius momenti et ro- _ 


boris esse id, quod huic constitutioni Imperiali 
quoquo modo adversatur etc.” 

Geht nun wohl aus diefen Berichten hervor, daß, 
wie Erhard behauptet, die Sächſiſchen Juriſten die 
Carolina mehr wie eine Privatarbeit, nicht aber wie ein 
Befe behandelten? Vielmehr dürften fie vollkommen das 
oben von mir Behauptete bemweifen, und man darf ohne 
ungerecht zu ſeyn, ſagen, daß Erhard die für den 





| 84) Tom. III. Pärt, ww. qu. B. der erften Kusgı- — Li, V. 
gu. 69, p. 666. der Jrider ſchen Ausgabe. 
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- Begenftand feiner Abhandlung fo wichtigen Confu'tattonen 
aue mit fehr flüchtigem Yuge angefehen hat. ' 
Wenn nun aus jenen Stellen jedenfalls hervorgeht, 
daß der Sächſiſche Gerichtsgebrauch ſchon ein Jahrzehend 
vor den Conſtitutionen an dem geſetzlichen Anſehen der Ca⸗ 
rolina gar nicht zweifelte: fo könnte noch Die Frage ent⸗ 
ſtehen, zu welcher Zeit denn vor den Conſtitutionen 
die Carolina in Sachſen recipirt worden ſey. in 
Bon einem fpeciellen Acte einer Einführung bee 
tıcolina in Sachſen willen wir nichts. Wie aber der Ge⸗ 
ichtsgebrauch im Fahre 1562 es ganz natürlich fand, daß 
ke Earolina in Eachfen gelte, meil fie ein von Kaifer und 
Keichsftänden für Das ganze Reich gegebenes Gefeß mar, 
ebenfo Dürfen und müſſen wir annehmen, daß auch vor 
ſener Zeit die Sächſiſchen Dicafterien und die Regenten 
Sachſens an diejem, der Carolina gebührenden Anfehen 
ind fomit an ihrer Gültigkeit fiir Sachfen, von ihrer durch 
den Kaiſer gefchehenen Promulgation an, nicht zweifel⸗ 
tn *). Dies dürfte fih auch geradezu bemeifen durch 
‚fine Stelle eines Sächſiſchen Geſetzes, das in diefer 
hbinſicht, fo viel ih weiß, bisher ganz überfehen wur⸗ 
u”) Churfürſt Morig nämlich beruft fih in einem 







85) Daß die Bernachläffigung der Sarolinn in Koenig’s 
Practica, namentlich in dem in diefelbe eingefchobenen Capitel 
über Indicien und Zortur, auf welche Erhard ganz befonderss 
Gewicht legt, gegen die Beachtung oder die frühere Anerken⸗ 
nung derfelben in Sachfen nichts beweifen, glaube ich fchon 

” dei einer andern Gelegenheit in diefem Archive Sahrg. 1836; 
S. 140 f. gezeigt zw haben. 
86) Auf die Landes: Drdnung von 1560, Tit. von Gottesläfterern, 

kann man fich in diefer Hinficht nicht berufen. Zwar führt Ers 
bard an, daß in the eine einzelne Beſtimmung der Carolina 
wörtlich wiederholt fey. Allein auch hier hat Erhard wichen 
ar zu flüchtig zugefehen. Jene Stelle der Landes: Drdnung 
über Sottesläfterung iſt niht aus der Sarolina genom⸗ 
men, fondern, wie ed fich auch gebührte, aus einem [pätern 
Reichögeleh , das von dieſem Segenftande handek, vb ter 
Reiche » Poligetorbnung vom 3. 1518, 
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Edicte vom 1. Zuli 1542”), alfo im zehnten Jahre 
nach) Promulgation der Earolina, auf eine von der Carolina 
fefigefegte Strafe in einer Weife, aus der man klar fieht, 
baß gr. die Carolina bereits zu den in feinem Lande durch⸗ 
ans geltenden Befegen zählte. Denn er beftätigt hier nicht " 
bloß eine einzelne Beftimmung der Carolina, fondern er 
„erinnere” feine Untertanen an die von der Carolina ; 
fefgefegte Strafe, fegt alfo die Carolina als ein beftehendes . 
und geltendes. Geſetz voraus, deflen Befimmung er feinen | 
Unterthanen nur von Neuem ins Gedächtniß ruft. 
Er ſetzte nämlich für gefährliches Umprägen von 
Münzen die Strafe „der Münzfälſcher“ feft, und in Bes 
ziehung auf diefe Strafe dev Miünzfälfcher fagt er nun 
Selgenbee: 

2,0 wollen wir auch einem jebern der Straff, fo Inn 
i  Raiferlicher Majeftät peintichen Hals⸗Gericht hierauf vers 


ordnet, erinnert haben, vnd berfelben fleißig Erküns 
dung vorwenden, biefelbigen ju erfaren. 


m un ne 


37) Abgebrudt im Codex Augusteus T. IL. p- 748, 


N 





a7 





IV. 


Entwi cklung der Beflimmungen des 
Art. 148. der Carolina, 
mit befondrer Rückſicht Ihres Verhältniffes zu den Praftis 
fern der Damaligen Zeit und dem ihr borangehenden teut⸗ 
‚Wen Partikulargeſetzgebungen auf der einen, und zu den 
neuern teutſchen Gefeggebungen auf der 
andern Seite, 


Bon 
Heren Referendär Y. Kauffmann 
in Zübingen. 








Erſter Theit H. 


Wir beginnen mit der Darſtellung der verſchiedenen 
Haupterflärungen,, die ſich über die Beſtimmungen unſers 
Artikels aufftellen laſſen, geben dann die früheren Des 
fimmungen in den Gefegen oder in den Schriften” der 
Ppraktiker an, theild wiefern diefe jene Beſtimmungen nach 
dieſer oder jener Seite vorzüglich hervorgehoben, theils 
wie fie fie gefetlich betrachtet Haben, und ziehen fo aus Dies. 
- fer abftracten (logiſchen) und conereten (geſchichtlichen) 
Vorausfegung das Refultat, die Wirflichfeit, das Heißt 
den wirklichen durch die Vernunft und Gefchichte begrüns' 
deten Sinn dieſes Gefetzes. 

Wir ſtellen gi dieſem Behuf zuerſt den Artikel felbft, 
abgerbeilt nach felnen. Hauptbeftandeheilen born: um die 
mögliche Auffaſſung jedes abgefondest enjugeben. : Ze 


*) Den weiten Theil bildet bie Augabe tes Bath NN 
neursen jwei Sefspgebungen. 
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Erfie Dauptabdthellung. Ä L 
Angabe des verfchiedenen möglichen Auffaffungen des Art. 148, © 
Mn 


Erfte Kötheilung. u 
Stathellung des Artikels in feine Oeuptbeſtandtheile. he 
. 


Meberfeifte „Gteaff der jhenen, fo einander in N 
morden, ſchlahen und rumoren fürſezlich oder unfürſezlich il 
Beiftandt thun.” r 

1. Item fo eillch perfonen mit fürgefeztem und Ders w 
einigtem willen und muth jemandt bösli zu ermordten a 
einander Hilff und beiftandeh thun, Ddiefelben Thäter haben. r 
alle das Leben vermirft. 

Il. So aber etlich perfonen ungefchichts bei einander i 
weren, und jemand alfo on. genugfam urſach erfchlagen 
würde, 

A) So man dann den rechten thäter weiß, bes 

fol — zum tod geftraft werden. | | 
B) Wer aber der entleibt durch mer denn einen, 

die man müßt, geverlicher weiß tödlich gefchlagen zc ıc., 
fö Tein dieſelben, fo die verlezung, mie obfteht, gethan. 
haben, alle als todfchläger — zum tod zu ftraffen. | 
| C) So einer in einer aufruhr oder fehlahen entleibe 
rofird und man mocht feinen willen, davon er, als vors 
fehet, verlegte worden, — follen die urtheiler bei den 

Rechtsverſtändigen radtd pflegen 2c. ꝛc. 

D)y) .Uber der ander Beiftandter — bald — Radis 
pflegen ꝛtc. 
| Swelte Abtheilung, 

Die verfchledene mögliche Auffaffung ſelbſt. 
Ad I. Diele. Befimmung beteifft ein Mordcom⸗ 
plot. Einige meinen allgemeiner den Fall, we Mehrere. 


in der Ubſicht gu morden einander hetſen; ſey es verab⸗ 
edel oder aicht. 
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Ad II. Der Vorderfag kann verfchteden erflätt wer⸗ 
den, je nach der Yuffaffung dee Worte „on genugfam ur⸗ 
fach”, entweder von dolofer Tödtung in Raufhändeln ohne 
Berabredung, oder von Tödtung aus culpa dolo de- 
terminata; ein Unterfhied, der fi) in den Nachfägen 
eben fo geltend macht. Ä 

Ad II. B. 1) Das Subject kann feyn: a) alle 
«Mehrern, die in Händeln‘, in denen einer entleibt wors 
in, einander gegen. jenen geholfen, oder menigften® zus 
'eihlagen haben; b) die, von deren Wunden feine an 
if, aber die mehreren dur ihre Berbindung tödtli 
ren, 

a) durch ihre Verbindung überhaupt, oder 
- A) durch ihre gleichzeitige Verbindung; 
e) die Mehrern, die einem Eine tödtliche Wunde beigebracht 
haben durch Eine mit vereinten Kräften ausgeführte Hands 
lung ; d) die ihm mehrere tödtliche Wunden beigebrat. 
2) Die bei dem Subject vorausgefegte Willensrichtung kann 
dolus oder culpa dolo determinata feyn. 3) Der 
Srund der Strafe: a) die Ungemwißheit, wer der rechte.‘ 
härter ſey; b) die Schuld Aller, indem man dag „und 
nan Fönt nit beweislich machen” fir einen Pleonatmus 
immt, fo daß es blos bedeutete: wenn nicht blos Einer, 
ſondern Mehrere tödtlich verlegen. Hier müffen wir noch. 
mehe um dogmengefchichtliber Beziehung willen einer Ans 
ft erwähnen, welche den Fall, mo man den erften oder 
legten der mehrern tödtlih Verlegenden weiß, nicht zu 
B. fondern zu A. rechnen, weil man bier den rechten 
Thäter 2c, 2c. wiſſe. 

11.C. ift wie IT. D. eine Verweiſung aufs alte Recht; 

die Meiſten nehmen aber an, es ſey hier eine arbiträre 

Strafe vorgeſchrieben. Das Subject beſtimmt ſich nach 

der Auffofung von II. B. 








90°. Entwidelung ber. Beftimmungen 


Zwelta Hauptabtheillung. 
Die früheren Beilimmungen der Geſetze und Praktiker Über 
diefe Punkte. | | | 


Erfter Abſchnitt. 


Was den erſten Abſchnitt CI.) unſers Artikels beteifft, 
und zwar 1) nach der Auffaffung, monad nicht noth⸗ 


wendig ein Complot vorangegangen ſeyn muß, fo ſtimmte 
Damit das römifche Recht ganz überein. Wird ja nach 
ihm fogar der noch nit Über die Vorbereitungshands 
lungen hinausgegangene Verſuch ſchon mit dem Tode bes 


— — 


ſtraft, mie die gegenſeitige Hülfe dabei, lex „is qui 


cum telo ambul.” D. 48, 19. Seine Bearbeiter 


ebenfo — menn fie ſchon die gleiche Beftrafung des Vers 


ſuchs in jener ſtrengſten Form zu umgeben fuhen '), wie 


es immer mit Geſetzen geht, die der Natur der Sache und, 
den Verhältniffen entweder überhaupt, oder wenigſtens 
jetzt nicht mehr angemeflen ßnd. Dag canonifche Redt 
machte ebenfaßis hierin Eeine Wenderung (Didacus in 
Clem. p.292.). Was das teutfche Recht betrifft (unter. 
dem wir der Kürze halber immer das überhaupt damals 
- in Teutſchland geltende Recht verfichen, ohne fagen zu 
wollen, daB es auch urfprünglich teutfches ſey), fo. ging 
das ältere auch bier nur auf eine Geldbuße. (Ed. Ro- 
“tharisin Walther C.J.G. 3, 12.) Webereinftimmend 
mit der C.C.C. find aber neuere Zeſetze, z. B. die Worms 
fer Statuten von 1498 ’) 2) Nach der Auffaffung, 
— — 


1) Es if} ntereſſant zu bemerken, wie dies geſchah. So ſagt 
Bartolus, das „si quis cum telo ambul.’’ fey ſo zu 


verftchen = wenn einer wirklich eum telo insultarverit;: 


Baldus: = qui ambul. et actum proximum perve- 

«  nerit; Salicetti: = affectus ad actum proximum de- 
ducius. Cf. Marsil. ad 1.17. D. 48,8, nr. %. Vital. 
tract, de malefic. P» 343, nz. 80. . 


2) Die Bambergensis {fl namentlich. in unfeem Artikel als ganz 


SbentHich mit der C. G. C. zu betsanhten , wah die Rage wegen 
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wnach ein Mordcomplot vorausgefegt iR, trifft natürs 
id um fo mehr Alle diefelbe Strafe. Bald. cons. 390. 
Mars. ad 1. 17. D. 48,8. Bart. ad I. Ag. 
Grillandus tract.etc. p. 698. faft wörtlich übers 
einfimmend „qui studiose et communicato consi- 
lio”etc. Specul. „de homic.” 


‚Zweiter Abſchnitt. 


Mit der Beftimmung des erften Nachfages ſtimmen 
miſches, canoniſches und teutſches Recht überein. 
Jald. cons. Vol,I. c.390. Specul.tit. de homic. 
Ktatuten : Buch des Ruprecht van Kreifingen art. 12. 
hamb. Stadtrecht von 1497. 

Binfichtlich des zweiten Nachſatzes, und zwar In der 
Kffaßung, wonach. I. unter feinem Subject 1) alle vers 
handen, werden, die in den Händeln einander gegen den 
Intleibten geholfen, oder ihn menigftens verwundet haben — 
hellen Die, früheren Gefege 2c. verfchiedene Grundfäge auf: 
a) Entweder befteafen fir alle diefe als Todtichläger (wenn 
uch die matsrielle Strafe des Todtſchlags eine andre ſeyn 
Kite) 172. D. ad L. Aqu. Cbenſo die Gloſſe dazu, 
md fogar die au der dagegen lautenden Stelle ad L. 
Corn. de sicar. Bart.ad 1.18. D.43,8. Al- 
tiat. de praeemt. — Cap. 18.X.5, 12. wit N. 1. 
md der Gioſſe. Wenn man. gleich einmwenden kann, daß 
dieſe Beſtimmungen nichts Allgemeines enthalten, fo wie 
die ad L.. Aquil, ſich nur aufs Privatrechtliche beziehe, 
fo wurden fie doch beide von Späteren auf unfern Gall ans 
gewandt: — Walther. J. Germ. Vol.I. 





des — andrer rechtlichen Beſtimmungen eigentlich von 
ihr yon dar G. GC. C. zu tegutworten, fo daß z. B. «ein 
oh fo u ku inmendes Geſetz von 1508 nicht als Einfluß 
ãbend auf diefe Beſtimmungen der, obgleich viel Mätern . GC. 
betrachtet werden Faun. 
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Heroldi leges Vol. II., Bi quis a contub. Fris. 


leges und Alfredi lex, Aſegabuch 6, 10. gehören dem . 
Princip nach hieher, faſt wörtlich aber reif. St. Bud 1. o. 
Hamb. Stadtr. 1. c., Wormfer Stat. J.c. Die Heffencafl. 
Reform. von 1526 fegt ſchon aufs bloße Theilnehmen am f 
Gezenkke Todesſtrafe. b) Dder werden nicht Alle als 
Todtſchläger beftraft, 1.17. D. ad L. Corn. de sic., 
Gandinus de homice. (f. 13. Saec.), Roland f 
(18. :Saec.) und Alciat. (15. S.) in ihren Eonfilien, ' 
Alx. Tartagnus (15. S.) cons. 15., Vitali-* 
nus (16. S.) tract.543. nr. 30., Marsiliu s 
(15. 8.) cons. 248. Etwas nad der C. C. C. 
Natta u. Bossius, Milleus pract. crim. p.4. 
an 22:, Clarus Lo. Rab Bitalinus war dieg '' 
au feiner Zeit’ allgemeine enfiht. — Specul. tit. de 
homic., Dyn. in VI, in cap. in poen.," Pe. de 
.Anch; cons. 216. c) Rur der Ucheber des Streits, 
‚wenn er befannt if, 1. 6. C. 9,12., Jac. de Bel- 
visio, Gand. homic. 391., Baldus in Cod. 
p. 6. ,. Caepola cons. 34. — Pe. de An- 
chara- in consiliis, Alx. Tart. in VI. d) Dee 
ultimus vulnerans nad 1.11, 3. D. 9, 2. und dee 
Gloſſe dazu. S. auch die Stoffe zu c. 8. x. 6, 12. 
2) Wo unter dem Subject alle diejenigen verftanden wers 
den, deren Wunden zwar nicht an ſich, aber durch ihre 
Verbindung tödtlich find: a) durch ihre Verbindung über⸗ 
haupt, ohne daß fie nothroendig gleichzeitig waren. Dies 
fee Fall teifft im Wefentlichen fo mit dem erften zufammen, 
obgleich er nicht identifh mit ihm iſt, daß wir ihn nicht 
abgefondert behandeln, (Die VBorausfegung ift bier natürs 
ih, daß man den, deſſen Wunde nun wirklich durch das 
Vorhergehen der andern Wunden tödtlih wird, nicht 
weiß.) b) Dur ihre gleichzeitige Werbindung. Bier 
Man man nicht, wie bei der fucerfiven faqgen: „dieſer ift 


- — — 
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ke tödelih-Verroundende” , fondern die Wunde des Einen 
a Verbindung mit der des Andern hat den Tod zur Kolge, 
ehne daß nothwendig die eine befonders durch die andre 
tödlich mourde, fondern „jede” durch die andre gegenfeitig. 
Hier werden Alle zum Tode verurtheilt nah Bart. 1. c., 
Vital. tract: 491 or. 70., Caepola cons., 
Aſegabuch 10. Kir., Hamb. Stadtr. 1.c., Wormfer St. 
Lc. Freiſinger 1. c. 3) Wo die Mehreren verftanden 
verden,, die einem Eine tödtliche Wunde durch Eine vers 
mte Handlung beibrachten, ebenfo, 11,2.D.ad L. Aq. 
"daran fchloflen ſich die Gloſſatoren, Aſegabuch 10. Kür, 
hamb. Stadtrecht 1. c., Ruprechts Rechtsbuch 1. c: ze. 
4) Wo die Mehreren, die mehrere tödtlihe Wun⸗ 
den beibrachten, ebenfo. Diefen Fall heben ausdrücklich 
hervor Caepola cons. 61, 27.;. Placa zur Zeit 
garie V. lib. delict. 12, 6.;..Grillandus und dee 
amas fpätere Clarus u. Didacus; die Magdes 
burger Schöffenfprüüche, wo das richten nach dem ſynony⸗ 
men „ verderben” und den Grundſätzen jener Zeit und Ge⸗ 
gend bedeutet: zum Tod verurtheilen. In allen diefen 
Fällen trat Milderung ein, aber ſehr beſchränkt: 1) bei 
impetus und ebrietas nad Milleus pr. p. 112; 
Salwechter (Archiv. d. Er. R. XII, 252.), beſon⸗ 
ders bei dem praevocatus, Baldus in 1.3. D. 19,1. 
Lud. Rom. ad 7. D. 48, 8., Mars. cons. 25, . 
Caep. cons. 43,2. 2): bei culpa dolo determi- 
nata 13. D. 40, 8. |. 47,21. D. de term. moto 6, 
1.9, 1., Alb. de Ros. in st. quaest. pars %, 
quaest. 86., Salicetti ad authent., Paul de 
Castro cons. 92 etc. Im canoni'hen Recht ift das 
füe Gl. in 1.16. X. 5,12. 1.18.X.5,12. N. 1. 
Dagegen 3) in VI. de homic. Bon teutfchen Geſetzen 
find ausdrücklich dafür die Leges Wisig. 6, 5. 
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:  H. Der Grund dieſer Betrachtung ft entweder k 
4) die Ungewißheit fomohl a) für die Befttafung der ii: 
Mehreren als Ucheber, Glo. ad 1.17. c.48,8. Bar- 
tolus l.c. Ihm folgten Marsilius, Alberi- 
cus, Salicetti, Gandinus, Alciat., Ro-, 
landetce. — Dyn. Fabar. in Clem. — Rus, 
prechts Rechtsbuch art. 12: Hamb. Stadtrecht J. c. 
Wormſer Stat. 1.c.; b) als dagegen: Glo. ad 11, 2.8 
D.9,2.; Cagnolus in l. semper in obscur. D. 
de R.L; Milleus pr. 4. nr; 28. 6.18. X. 5, æ 
42. N.1.; Pe. de Andch. « 216. Dyn.in VL® 
Cl 2) Die Schuld Aller ohne Rückſicht auf Willen « 
oder Nichtwiſſen, natürlich nut’ Grund für die Dekan ı i 
fung Aller als Urheber. Alcıat. de praesumt., Glo.- 
ad 18. X. 5, 12., Aſegabuch 6. Abſchn. 10. Kür. — 
Ueber den Fall in II, c. läßt fi natüriich Peine beſtimmte 
Strafe feſtſetzen. 
Woas endlich die Strafe der übrigen Theilnehmer 
Beteifft, fo traf I. die Beiftand Leiftenden (don den Urs 
fachern des Streits f. oben), wenn fie abfiehtlich zur Töd⸗ 
tung halfen, nad römiſchem Rechte dieſelbe Strafe wie 
die Thäter. Bart. ad]. si in rixa; do finden wir 
ſchon hier eine gelindere Sttafe, wenn fie nit „causam 
dabant delieto” bei Salic. in 1. ult. O. de raptu 
virg.; Socinus cohs. 1.; Mars. ad]. Corn. 
erklärt dies fo: wenn er nicht in dem Act half; Soci- 
nus, Placa, und Carerius in feiner prattiea: went 
ee nicht unmittelbar Urfache deb Todes war. Noch milder 
Farinac. Opp. Tom.IV.; Ang. de Arim. 
und Ang. Aret. Diefer Richtung folgten die Canoni⸗ 
ften noch mehr. "Das teutfhe Recht endli machte Yon 
jeher Adftufungen: Walther 1,45, und III. cit. 
„si quis for® iter agens”; Lex Rip: eit!z° vbgleich 
auf neuere Befege das vömifche Recht Hierin eingewirkt zu 
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kben ſcheint. S. Sachfenfpiegel ed. Zobel ©. 275. 
196, 8. 885, 2. 


Dritte Hauptabtheilung. 


Entwiflung des wirklichen Sinnes des Art. 148. durch prüs 
fendes Aneinanderhalten der zwei erflen Hauptabtheilungen. 


Mas die erfte Abtheilung des Artikels betrifft, fo 
ſezieht fich ihre Strafe auf die, welche ſich 1) zu einem 
Rordeomplot vereinigt, und 2) bei feiner Ausführung 
inander wirklich Behand geleiftet Haben. Das Erſte, 
gleich ſchon geläugnet, ergiebt fi aus den Worten „mit 
vreinigtem Willen jemand zu ermorden.” Eben fo fehe 
kehrt es im — Widerfpruch mit den Worten unſers Arti⸗ 
flß, wenn das zweite geläugnet wird. In den früheren 
Sefegen und Anfihten über diefen Fall ift nach Obigem 
vollkommene Wbereinfiimmung. In der zweiten Abtheis 
lung des Artikels, und zwar in ihrem Vorderfag, wollen wit 
zuerft einige Wörter erflären: 1) das „ungefchichte”. 
Wir glauben es am beften von „fdicen” herzuleiten, — 
ohne ſich dazu geſchickt (angeſchickt) zu haben. So kommt 
voe „ungelhichts” und „von ungeſchickten (Perneder 
ven fttaffic.-1544). ine ebenfalls annehmlidye Erfläs 
rung märe die, wenn man es von „geſchehn“ ableitete — 
was bloß factiſch, objectiv gefchehen, vorgefallen, daher 
zufäflig ift, im Gegenfa gegen dad Subjective, durch 
das Subject die Abficht Herbeigeführte. Diefe Ableitung 
beglinftigte ſehr die Stoffe zum Gachſenſp. art. 38., bie 
„von geſchichten? in diefem Sinn gebraucht, und Gobs 
fee?’6 Ueberfegung Harmenop. „und geſchichts“; denn 
das was hauptfächlich entgegenfteht, daß die Negation ge: 
wöhnlich bei dem geſchichts fteht, Fällt hier. Allein beim 
letzten Beiſpiel fedeint doch das undt — un, eher, wie 
Häufig, und fomit ſteht jenes 1fte als iſolirt und nid Wues 
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nohme da, und fehr Häufig ſteht geſchichts und ungefchichts 
einander gegenüber. (S. noch Perneder 1. c.77., die 
Freiberger Stat. art. 259., C. C. C. 146. und deſſel⸗ 
ben Gobler's Ueberfegung der C.C.C.). 2) Die Worte 
„on genugfam urſach“ find von der größten Wichtigkgit 
fiir den haupſächlich ſchwierigen Theil unfers Artikels, 
Beim erften Anbli drängt ſich uns bei Lefung des „und 
alfo on genugfam urſach“ dee Sedanfe auf, es ſey dieſe 
Beftimmung identifh -mit dem Vorhergehenden und eine 
Folge davon. Dann beftimmte fi der Sinn davon aus 
dem vorhergehenden Sag, nämlich dahin, daß es die 
Art dezeichne, wie es in ſolchen zufällig entftandenen Häns 
dein zugehe, daß man nämlich dabei zwar tüchtig zufchlas 
gen, nicht aber Urfache des Todes werden wolle. (c. dolo 
determ.). Allein e8 müßte bier durchaus ſtatt: „und jes 
mand on genugfam urfach erfchlagen würd“, etwa heißen: 
„und einer alfo on genugfam urfach jemand erfchlüge”, 
um, indem der Thäter das Subject bildete, dazu dag „om 
genugfam urfah” ziehen, und fein Subject, fein Ich, feine 
Abſicht in das Verbum und Adverbium bineintragen zw 
Lönnen. Aber auch fo wäre e8 fehr gezwungen, und dee 
Hauptgrund, der ju jener Auslegung allein führen konnte, 
das Wort,.„alfo” im Sinn von „folglih”, in welchem 
es freilich uns allein geläufig ift, fommt in der ganzen 
C.C.C. nie in diefer Bedeutung vor, fondern nur in der 
von „fo”: „auf diefe Art”, wie überhaupt in jener Zeit 
regelmäßig: (S. 3. B. art. 60. 137.) Wie follen wie 
aber denn nun diefen Sag verfiehen? Wächter (in diefene 
Archiv XIV, 1.) fagt, es ſey dies das einzige mögliche 
Mittel, einen Sinn in diefe Worte hinein zu bringen, und 
wirklich es ift fo leicht nicht. Sollen wir den Gap etwa 
fo verfichen, daß es heißen folle, wenn einer ohne phyſi⸗ 
ſchen Cobjectiven) Seund fürcbe? Wächter ſchließt von 
ber. Unmöglichkeit dieſes, alfo müſſe man es im fubjectiveg 

Sinne 
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fine nehmen, das heiße, daß fie nicht Urfache bes To⸗ 
us ſeyn wollten. 

Aber aus der Unmöglichkeit Einer Yet der objectiven 
Ueffaſſung folgt noch nicht die Unmöglichkeit der objectiven 
Suffafung überhaupt, und eben fo wenig die Nothwen⸗ 
digkeit einer einzelnen fubjectiven, die ebenfalls wieder nue 
ſehr fabjectiv im andern Sinne des Worts if. Und fo giebt 
“denn auch wirflid noch eine andere mögliche objective 
bffaffung , wie noch eine andere fubjective: 1) Auf der 
tiven Seite liegt noch, daß objectiv kein zureichender 
kund zum Erſchlagen gegeben ift, und ebenfo das Ents 
ende; 2) auf der fubjectiven Seite, daß der Er⸗ 
dlagende feinen genugfamen Grund zum Erfchlagen hatte, 
w eben in der Verbindung diefer objectiven und fubjectis 
m Seite wird die einzig mögliche und richtige Auffaſſung 
Kefee Worte liegen, indem die objective Seite allein, wenn 
jenicht auch in ihm zur gewußten und fubjectiven geworden, 
ion feinem Moment wäre. Diefer Zufaß ift denn auch 
von der höchſten Wichtigkeit für die Handlung ſowohl, als 
fie die Strafe. Kine Haupteintheilung der Tödtungen iſt 
knach der C. C. C. die in Todtfchläge, welche aus fols 
ken Urfachen gefchehen, fo entfchuldigung der firaff auf 
Re tragen (Act. 138.), und in die, welche Feine heben. 
Ne Wahrheit diefer Erflärung und zwar eben in dem letz⸗ 
a Sinne beftätigen uns 1) der Sprachgebrauch der 
6. C. ©. ſelbſt. Unzähligemal kommt das „genugfam 
wich” in diefer Bedeutung dor: Art. 65. 66. 67. 69. 
89, 98. 95. 105. 132. 175, ähnliche Ausdrücke in 40. 
13. 48. 131. 142; Mörder on genugfam (— rechtmäßig 
sb dem Zufammenhange) Entfchuldigung 137. 138; 
ntleibung aus guten urfahen 142. 155, aus entfchuls 
dizenden urfachen 155, — on fonderli urſach 164; 
Ifach = Entfchuldigungsgrund 129. 162. Go übers 
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98 Entwickelung der Beflimmungen _ 


dee C.C. C. ganz nach der Natur der Sache mit: absque 


sufficiente causa. Die mehr der erſten Auffaffung vers 
wandte Ueberfegung von Remus ift fpäter,, und zeichnet 
ſich überhaupt durch ihre Untreue aus. 2) Die fo haufi⸗ 
gen ähnlichen Zufäge in andern Sefegenzc.: Sachſenſpiegel 
f. 250, 3. Riederer ©.98. 19. 21. Capitularia 
regum Franc. bei ®alther II, 98: Perneder 
& 19. Salwechter (f. diefes Archiv XIII, 
137. Clever Stadtrecht cap. 126. Der erſte Nachſatz 
der zweiten Abtheilung ift Plar, und in Uebereinſtimmung 


aus dem frühern Rechte. Der zweite aber führt und zunr 


eigentlichen Knoten unfrer Aufgabe. Was I. das Subs 
jeet einer Strafe betrifft, fo fagt man 1) wenn einer in 
Händeln entleibt wird, wo Mehrere einander gegen ihn 
beifen, und man weiß den eigentlichen Thäter nicht: „die 
and die haben ihn todtgefchlagen” , und demnach würden 


i 
! 


alle, die in den Händeln einander geholfen, unter diefe | 


Strafbeſtimmung fallen. Viele verfichen ohne Weiteres 


diefen Hall unter unferer Befimmung ; allein weiter unten 
heißt es ausdrüdlich: „die andern Helfer, von welches 


Hand obbeftimmter Maßen der Entleibt nit tödlich vers 
fett worden ift” und. „fo einer in einer Aufruhr entleibt 
wärd, und man mocht feinen willen, davon er, als! 
vorſteht Cd. h. tödtlich) verlegt worden wär” und „fo ! 
die Verlegung, wie obfleht, gethan.” Doch könnte da® 
„wie odfteht” ꝛc. jedesmal nicht nur auf dad „tödlih”, | 


fondern auf den ganzen Sag „duch Mehrere tödlich ges 
fehlagen” bezogen werden, fo daß in diefen Sägen gar 


\ 
| 


nichts Mehreres oder Beſtimmteres gefagt wäre, als in ' 
dem, auf den fie fich beziehen. Allein diefe Erklärung wäre 


doch etwas gezwungen, befonders weil man die Worte 


„davon er, als vorfteht, verlegt tworden wär” deuten 


müßte = feiner, von dem er fo gefchlagen worden, daß 


ee mit Andern die Mehreren ausınachte, durch welche der 
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Erſchlagene tödtlich gefchlagen worden; und die dreimalige 
auffallende Wiederholung des „mie vorfteht” ſcheint fh 
doch auf das „todlih” zu beziehen, wie es ja ausdrück⸗ 
ih einmal durch „tödlih” erklärt wird. Auch wäre der 
Beiſatz, wenn er aufs Ganze ginge, nicht fo nothiwendig, — 
aber eben weil in andern Geſetzen fo häufig allgemein alle die 
mehreren einander bei dem Erſchlagen Helfenden zum Tode 
veruetheilt werden, ift das tödtlich Verwunden derfelben 
als wefentliches Requifit fo oft wiederholt. Kerner ſagt 
man in jenem Falle wohl: er ift von denen und denen todt⸗ 
sefchlagen; aber Hier ift ausdrücklich gefagt: wo er durch 
Mehr dann Einen tödlich gefchlagen zc., und man kann nicht 
bemeifen , von welcher fondetlichen That er grftorben. 
Dies aber fagt man in jenem Salle doch nicht. Es iſt ja 
ausdrischlih das Kactum des tödtlich Verwundens und des 
Getõdtetwerdens unterfchieden, und jenes Mehreren zuges 
fhrieben, während man in Beziehung auf das Letzte uns 
gewiß ift, wem es zugefchrieben werden fol. 2) Wenn 
de Wunden der Mehreren durch ihre gleichzeitige 
| Berbindung tödtli find, fo ift zwar Peine an ſich tödts 
| 4, aber doch Haben die Mehreren tödtlich verwundet, 
and fomit gehört diefer Kall unter unfern Sat, Sodann: 
ind fie nur durch ihre fucceffive Verbindung tödtlich, fo. 
ift blos die legte tödtlich, und nur Einer der Mehreren Hat 
tödtlich verwundet; weiß man diefen nicht, fo gehört dies 
zu dem unten erwähnten Kalle, two einer in einem fchlahen 
emtleibt wird, und man mocht feinen wiffen, davon er, 
als vorſteht (—tödtlih) verlegt worden wär; vermunden 
aber noch Mehrere nach ihm, fo gehört dies unter dem, 
Soll, mo mehrere tödtlihe Wunden beigebracht find. 
' Huch das frühere Recht ſtimmt hiemit ganz überein. 
3) Der Fall, wo Einer von Mehreren Eine oder 
mehrere tödtlihe Wunden durch Eine vers 
| einte Spar derfelben befommt, 3. B. wenn Meere 
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einen mit einem Balken zu todt fehlagen, gehört fo ſehr hie⸗ 
her, daß man fogar fragen könnte, ob nicht er allein ges 
meint fey; denn es heißt erflärend: Alle fo die Ber: 
leg ung tie obfteht gethan. Hier feheint alfo vorausges 
ſetzt, daß fie Alle mit einander nur Eine Verlegung beiges 
bracht. Allein die Sprache der C.C.C. iſt ſo ſcharf nicht, 
es wird im Allgemeinen Verlegung thun für verlegen ges 
ſetzt ſeyn, und es Fann dabei an jeden Einzelnen gedacht 
feyn, als ob gefagt wäre: jeder Einzelne, der die Ver⸗ 
letzung gethan. Das wurde leicht überfehen, daß, wenn. 
das Subject im Plural gefet werde, auch die Handlung 
defielben darein gefegt werden müſſe. Auch wäre dies ein 


‚viel zu fpecieller und feltener Kal. Theile hieher, theils 


zu Nr. 2. wird auch der Fall zu zählen ſeyn, wo Mehrere 
ſo lang auf einen zuſchlagen, bis er unter ihren Streichen 
ſtirbt, denn hier kann man die Handlung des Einen von 
der des Andern nicht trennen. Es iſt gleichſam nur Eine 
Handlung oder eine gleichzeitige Verbindung der Mehre⸗ 
ren. — Auch das frühere Recht betrachtet nach der herr⸗ 
ſchenden Anſicht dieſen Fall ſo. 4) Der Fall, wo meh⸗ 


rere tödtliche Wunden von Mehreren beigebracht ſind, 


und man nicht beweiſen kann ꝛc., gehört jedenfalls unter 
unſern Satz. Viele ſetzen ohne Weiteres dieſen Fall allein 
unter unſere Beſtimmung. Auch hier völlige Ueberein⸗ 


ſtimmung des frühern Rechts. 


Die Worte „von deſſen ſonderlicher Hand” bedeuten 
nichts anders, als die obigen „der rechte Thäter”, oder 
von dem befonders einer getödtet worden ift. Im Allges 


"meinen Eonnten Alle gleich feyn, Alle tödtlich verwundet 


Haben, aber bei Einem noch dad Befondre hinzufommen, 
Daß der Entleibte duch ihn wirklich getödtet worden ift. 
In Wort und Sprachgebrauch liegt durchaus Fein Grund, 


anzunehmen, daß es den zulegt Verwundenden bedeute, 


p wenig, als den iv, Verwundenden. 
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II. Wohl aber konnte man theils durch allgemeine Grün⸗ 
de, theils durch das römiſche Recht zu dieſer Anſicht kom⸗ 
men. Dieſe Anſichten aber werden dadurch ausgeſchloſſen, 
daß z. B. wenn der Verwundete erſt einige Zeit nachher 
ſtirbt, man nicht wiſſen kann, ob der erſte oder letzte von 
den mehrern tödtlich Verwundenden eigentlich daran Schuld 
iſ. Die lex 11, 3. D. 9,2. aber fett nach der richti⸗ 
gern Erklärung den Gall, daß der zulegt Verwundende 
auf dee Stelle unmittelbar tödtet, wo auch nach der 
C. C. C. „die fonderlihde Hand” bekannt iſt. Was die 


beim Subject vorausgefegte Willensrichtung betrifft, fo 


ind Hier von der größten Bedeutung die Worte „gever⸗ 


; iger weiß.” Daß fie nicht in dem jegt gewöhnlichen Sinne 


gemeint feyn Fönnen, ergiebt ſich ſchon daraus, daß fie . 
durch Das „tödlih” als dad Mehrfagende durchaus aus⸗ 
gefhloffen würden. Jedenfalls müßte dann eine Verbins 
dungspartifel dazwilchen ftehen, wo aber, wenn es dem 
tödtlich correfpondiren follte, gewiß ftatt „geverlicher weiß” 
„geverlich“ ftüinde. - Kerner ift die ganz vorherrfchende 
Bedeutung des Worts „abſichtlich“ gefliſſentlich boshaft, 
alfo mit Einem Worte dolos, od es gleich im art. 149 u. 
164. im obigen Einn vorzukommen fcheint, (m legten 
iſts zweifelhaft. Fehrlichkeit Fommt aber ganz beſtimmt 
im objectiven Sinne vor, in art. 98.140. 142.) Cfr. 
art. 177, too wiſſentlich und geverlih; 105. 157, wo 
fürfeglich und geverlih zufammengeftellt iſt; 149. 123. 
4104. 146. 209; Nürnberger Privilegien von 1354; 
Freiſinger Rechtsbuch . 47. — Der Entleibte muß dem⸗ 
nach von den Mehreren abfichtlih „tödlich geſchlagen“ 

worden feyn. Wächter (f.dief. Arch. XIV.a.a. D.) giebt 
dies nun zwar zu, behauptet aber, daraus folge blos ihre 
Abſicht auf eine bedeutende Verlegung. Allein wenn das 
„abſichtlich“ blos auf das Schlagen gehen follte, fo wäre 
es offenbar ein ganz überflüfjiger lächerlicher Zukar, , Vena 
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baf man bei Händeln der Art, nicht-zufällig und ohne daß 
man es wollte, ſchlägt, namentlich die, die einander dabei 
helfen, und fo fehlagen, daß der Sefchlagene daran ſtirbt, 
das noch befonders zu bemerken, gliche -einem Zweifel an 


j 
1 


dem geſunden Verſtand der Leſenden. Eben ſo verſteht 
ſich von ſelbſt, daß man in ſolchen „ſchlahen, morden und . 


rumoren” nicht unabfichtlich bedeutend ſchlägt, fondern 
nad beſtem Vermögen zuſchlagen will, und nur die auf 
tödtliche Schläge gehende Abficht brauchte hier noch beſon⸗ 
ders hervorgehoben zu merden. Es wäre dann gewiß 
eher weggelaſſen, da fchon ein Adverbium beim Verbum 
ſteht. Uns ſtört freilich immer der .objective Sinn des 


Worts, den wir, da er bei und der einzige gebräuchliche 


ift, einmal nicht davon trennen fönnen. Wir müſſen das 
ber, um uns in den rechten. Sinn hineinverfegen zu kön⸗ 
wen, „abfichtlih” dafiir fegen. Aber es fireiten noch 
andre Gründe gegen diefe Erklärung, die zum Theil von 
Andern: fhon eingeworfen worden find, zum Theil von 
uns felbft erhoben werden müffen: 1) Die allgemeine 
Borausfeßung der culpa dolo determinata in Händeln 
1.1,3.D. 48, 8., Glo. ad 17. D. 48, 8., Bart, 
in h. l., Gandinus in tract. divers. p. 196,, 
Marsil. pract. cr. nr. 45., Vital. 348., Cla- 


rus sent. V. $.homic., Ruprechts Rechtsbuch 1.c., 


MWormfer Stat. J. c. 2) Das „tödlih” muß nicht, wie 
Birnbaum in feiner exeget. Erflärung 1816 behauptet, 
auf Schläge, aus denen der Zod mit Nothwendigkeit fol: 
gen muß, bezogen werden, fondern befonders bei den da: 
maligen unvollfommenen medicinifchen Kenntniffen und den 
überhaupt nicht fo feharf begrenzten Begriffen und Sprach⸗ 
gebrauch auf ſolche, aus denen der Tod mit Wahrfcheins 
lichkeit folgt. 3) Daß bei jedem Theilnehmer immer nur 
auf die Wirfung feiner Handlung geſehen werden folle, 
wäre ein Princip, das fich für den gegenfeitig beabfichtig- 


. 
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m Erfolg gewöhnlich nicht vechtfertigen, auch mit den 
Infihten der Hauptautoren jener Zeit nicht vereinigen 
kfie; wohl aber bei einem blos culpos erzeugten Erfolg, 
wofür die Schwertfirafe nach dem Geiſt jener Zeit nicht 
hart fe (Wächter) 4) Die bloße Schwertftrafe, 
Oft nehme einer mit ruhigem Blut an Händeln Theif, oder 
fuche fie fogar mit bedachter Befonnenheit Herbeizuführen. 
Benn diefer einem dad Meſſer durch den Leib ſteße, ſey er 
ch wohl ein fürfegliheer Mörder, und müſſe zum Rab 
krurtheilt werden. 5) Im Borderfag und in dem Abs 
Knitt Der zweiten Abtheilung ift Das „geverliher weiß” 
siht beigefegt, und alfo ſcheint wenigftens hier der Fall 
nach der Matur dee Sache und der gewöhnlichen Anficht 
genommen werden zu müflen. 6) Rur bei Annahme von - 
culpa gebe die C. C. C. eine vollftändige Entwidelung 
der häufigſten Todesfälle, und hätte mit ihr gerade die 
bäufigften übergangen. -. 7) Das „geverliher weiß” muß 
nicht nothwendig auf die Richtung des Willend bezogen 
werden, fondern fann auch blos auf die Beichaffenheit 
deſſelben gehen, fo daß es die böfe Abſicht gegenüber von 
; dee guten, z.B. deflen, der die Raufenden wieder aus 
einander bringen will, bezeichnete. — Bedrängt von fe 
. vielen und zum großen Theil fo bedeutenden Einwendungen, 
tönnte fich die erfte Anſicht auf einmal aller entiedigen, 
wenn das Wort Todtſchlag felbft fchon den Begriff dee 
abfichtlihen Tödtung mit fich führte. Bienbaum (in 
diefem Archiv XIII, 1, 3.) übernimmt die Nachweifung das 
von... Er macht nämlich dagegen, daß es auch auf culs 
pofe Tödtungen bejogen werde, geltend: dies werde dars 
aus gefchloffen,, daß die Webenfchrift des art. 138. „von 
unleugbaren Todtſchlägen ꝛc.“ ſich bis art. 148. erſtrecke, 
und folglich auch ‚den Artikel, der von den ungeverlichen 
Entleibungen handelt, unter ſich begreife. Allein dem 
Titel 138. ſey der art. 146. nicht untergeordnet, (vuhern 
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gegenübergeftellt. Aber 1) der art. 138. ‚von unleugs im 
baren Todtſchlägen, die Entſcheidung“ zc. fagt am Ende: 1: 
Damit die ungelehrten Richter. nit leut befchweren, fo ift ı 
von gemelten entfehuldigten Entleibungen gefchrieben, wie un 
bier folge: Erftlich von Nothwehr, wie fie entfiehe m 
(art.139.); Was fie ift (art. 140.), und fo Handeln die & 
Artikel bis art. 145. fort von Nothwehr. Wo wäre aber 7 
der zweite Kal von entfchuldigten Entleibungen oder Todts à 
fhlägen (denn jenes fegt der art. 138. das zweitemal + 
ſtatt des im Anfang ſtehenden Todtfchlags, was ſchon anfih 7 
für uns fpricht), wenn die Weberfchrift fich nicht auch noch; 
auf Weiteres bezöge. Birnbaum fagt zwar S. 114f., 
die Worte in art. 137: „ein jeder Todtfchläger habe, wo | 
er deßhalb nit rechtmäßig Entſchuldigung ausführen Fann, , 
Das Leben verwirft”, deuten hinreichend an, daß die Fälle . 
von Entleibungen, die ungeverlich aus Geilheit oder Uns 
fürfichtigkeit, doch wider des Thäters Willen gefchehen, | 
und deren Thäter nach art. 146. nicht hinreichend entfchuls . 
digt ſeyen, fondern nah Rath der Sachverftändigen bes | 
ftraft werden follen, untere dem Begriff Todtfchlag keines⸗ 
wegs enthalten feyen. Allein man kann nicht genugfame - ' 
und doch rechtmäßige Entfchuldigung haben. Zwar fteht 
in dee Ueberſchrift art. 137. ftatt rechtmäßig „genugfam 
Entfcehuldigung”; aber genugfam ift keineswegs ein technis 
ſches Wort, und in der Ueberfchrift des art. 132. ift es 
im weiten Sinne = rechtmäßig, wie e8 der Artifel felbft 
fagt, art. 146. aber im engern von Sntleibungen, die nicht 
ganz freifprechen. Ueberdied nimmt ja Bienbaum felbft in 
dee C.C.C. Todtſchlãge an, die zwifchen entfchuldigten 
und nicht entfchuldigten In der Mitte ſtehen (S. 11 5.); was 
für andre find dies aber, als eben diefe, welche zwar Ent: 
f&uldigung Haben, aber doch nicht vollfommene? Diefe 
Ausführung beſtätigen auch die ganz entfprechenden Titel 
und Ordnung derfelben in den Wormfer Statuten. 2) Fer⸗ 
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m giebt art. 137. die allgemeine Regel für die Beftras 
hung dee Entleibung überhaupt, fo daß ein Mörder mit 
km Rad, und ein Uinderer, der einen: Todtfchlag aus 
heit und Zorn gethan, und fonft auch gemelte Ents 
(duldigung nit hat, mit dem Schwert geftraft werden 
fl, nachdem vorher in art. 130 — 137. die qualificir⸗ 
tm Tödtungen abgehandelt find (art. 134. .fam blos durch 
Ye natüichiche Anfnüpfung hinein). Die Ausnahmen von des 
Regel, Die, als eine Ausnahme bildend, mitin den art. 137. 
ufgenommen find, find nun im folgenden Abſchnitt bi zu 
et. 157. im Einzelnen ausgeführt; Dies iſt auch aus⸗ 
küclich gefagt in den Worten: „und fonft der gemelten 
tatſchuldigung nit hat”, d. h. nachgemelte, wie Die Bam- 
bergensis ausdrücklich ſagt. Damit ift alfo gefagt, daß 
im folgenden Abfchnitt Die Todtfchläge, die Entſchuldigung 
haben , abgehandelt werden, alfo auch die ungenerlichen 
Intleibuungen darunter begriffen find. Ferner beißt e& in 
art. 146: Aus diefen Gleichniffen mag der Richter wohl 
erkennen, was ungeverliche Entleibung ift, und wie die 
Entſchuldigung der Straf auf fih trägt. Hiemit bezieht 
ib die C.C.C. auf art. 138. hin: „fo ift von gemelten 
entfchuldigten Entleibungen gefchrieben und gefagt, wie 
hienach folget: Exftlih von. Noth wehr wie die ent» 
ſchuldigt“, und nun alfo wiirde gehandelt von der zwei⸗ 
ten Art der entfchuldigten Entleibungen, von den unge> 
verlichen, wie die entfhuldigen, und art. 150. 
von ber dritten „Hernach (damit wird Immer ein neuer 
Abſchnitt angefündigt, namentlich wenn es in der Uebers 
ſchrift ſteht) werden etlich Entleibungen ingemein berührt, 
fo auch Entfhuldigung der Straf auf fih haben.” 
Deswegen ſcheinen art. 144. 148. nur Einſchiebſel, (da 
; man ohnehin feinen rechten logischen Zufammenhang nach 
:  weifen Bann), Dadurch veranlaft, daß am Ende des art. 146. 
| gefagt iſt: dieſe Fälle Haben zuweilen fubtile Unteriigrür, 
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„die dem gemeinen Mann in den Gerichten nit begreiflich zu | 
maden, weßwegen er Radt holen foll bei den Rechtsver⸗ 
ftändigen.” Dies foll er nun auch in den ähnlichen ſchwie⸗ 
rigen Punften der art. 147. 148. 3) Endlich Hat Todt⸗ 
ſchlag in allen Rechtsquellen vor und nah dee C.C.C. 
eine.viel allgemeinere Bedeutung; felbft den Mord begreift 
es unter fih ). Die C.C. C. feldft zeigt durch die früs ı 
her in art. 187. geftandenen Worte, „der ein Todfchlag : 
unfürfeglich oder aus Geylheit und Zorn gethan”, daß auch ı 
ihren Verfafleen dee Gebrauch von Todefchlag in der als ı 
gemeinften Bedeutung, nach welcher e8 alle Tödtungen, 
ſogar den Mord umfaßt, geläufig war. Das „unfürfege ı 
ii”. wurde nachher geftrihen — um die Worte der ı 
Bambergensis genauer zu geben, ohne daß bedacht | 
wurde, daß das „oder” nun überflüfjig fey, und „jeheit” | 
ſtatt Geylheit gefegt , das offenbar durch ein Verſehen hin⸗ 
eingefommen war, da e8 in der C. C.C. einen gan und 
gar nicht gehörigen Sinn hat (art. 146.). Diefer Zus 
fag, der auf eine auffallende Weife faft in allen Gefegen 
der damaligen Zeit dem ftrafbaren blos abfichtlichen Todts 
ſchlag beigefegt ift, foll den allgemeinen Begriff näher bes 
ftimmen (f. Bambergensis, Brandenburgensis, Heſſ. 
HUGHRDO., Mühlhäufer Statut., Tengler f. 122f.). 
Der Todtfehlag im Allgemeinen, wo er nicht entfchuldiat 
iſt Cart. 137.), „verwirft” das Leben, alfo namentlich 
Die nicht unabfichtlihe Tödtung (art. 146.), dann kann 
ee nur ſeyn ein fürfeglicder Todtfchlag (Mord) oder ein 





8) Wgl. alte Landesordnung von 1558; uUtrechter Statut. von 

1550, und Salwechter, den Birnbaum gewiflermaßen 

ald Duelle der G. GC. C. annimmt (f. dief. Archiv a. a. D. 

©. 113. u. Mr. 41.); Sachfenfpiegel F. 213. u. die Magdeb. 

Schöffenfprüche, hinter ihm Ruprechts Nechtebuch im Ans 

fang. Dttendorf. Statut. in Böhmer ad art. 137; Cle⸗ 

ver Stadtrecht; Wormfer Statut, 6, 2, 19, 2; Weftfrief. 

gandrecht von 1504; Oſtfrieſ. Landrecht; Zengler’s Lalens 
fplegel 8,9, 
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ᷣtſchlag in jähelt und Zorn — ein gewöhnlicher abſicht⸗ 
her Todtſchlag. In ſofern liegt der Zufag in der Ras 
a dee Sache. 4) Die beftändige Verbindung der Worte, 
„old Todtſchläger mit dem Schwert” könnte zwar auch 
. [darauf deuten, daß es technifch und im engeen Sinn ges 
nommen fey, nach welchem Schwertfirafe ſich nothivendig 
damit verbinde ; aber auch hiegegen fprechen die obigen 
Sünde. Es ſoll eben dem Mord, der mit dem Rad bes 
kaft wicd, entgegengefegt werden. 

Da wir nun durch die Bedeutung von Todtfchlag 
Infichtlich der Willensrichtung auf fein Refultat gefommen 
ud, fo find wir von felbft auf die Erwägung der andern 
Romente gewiefen. 1) Was nun den erften Gegengrund 
gegen die Annahme dolofen Todtfchlags betrifft, fo wird 
e, abgefehen davon, daß jene Annahme durchaus nicht 
algemein war, dadurch entfräfter, daß die C. C. C. die 
Abſicht haben fonnte, hier diefen beftimmten Fall des 
Zodtſchlags in Händeln herauszuheben, und nur ihn aus⸗ 
drüdlich mit dem Schwert zu beftrafen, da fie, wie wie 
unten fehen werden, gerade hier eine mildernde Tendenz 
hat. 2) War ferner die Tödtung auch nur ale eine, die 
üdten konnte, in der Abficht des Verwundenden, fo war 
8 doch eine dolofe Tödtung, zum mindeften dolus in- 
determinatus; dies muß auch Wächter nothgedrungen 
ingeben. Damit würde aber feine ganze Abhandlung, die 
nue die Annahme von culpa dolo determinata begrüns 
den foll, wie er felbft fagt, gegen ihr eigenes Weſen und 
Zweck fämpfen. 3) Daß bei jedem Theilnehmer nur auf 
die Wirkung feinee Handlung gefehen werden foll, ift nies 
gends gefagt, fondern es ift nur die Schwertftrafe, fos 
wohl wenn man den rechten 2c. Thäter weiß, ald wenn 
man ihn bei mehreren tödtlih Verwundenden nicht weiß, 
ausgefprochen, Hinfichtlich der andern Theilnehmer aber 
auf das geltende Recht verwiefen. 4) Die Unnahım, 
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Daß einer mit bedachter Beſonnenheit die Händel herbeizu 
führen gefucht Haben könne ꝛc., wird ausdrüdlich durch : 
die Worte „fo mehrere ungefchicht8 in einem ſchlahen bei - 
einander waren” ausgefhloffen. Die ganze Ausdruchss ı 
weife, namentlich au das beigefegte „und einander heist 
fen”, zeigt das zufällig Entftehende, im Augenblicke den 
That ſich Entfpinnende. Ueberdies verftände ſich von felbfl,: 
daß in einem folchen Kall auch hier die allgemeinen Grunde: 
fäge von Mord eintreten müßten, ohne daß die C. C. Car 
«8 hätte ausdrüclih bemerken müffen. 5) Wegen des: 
im erſten Abfchnitt fehlenden „geverlicher weiß” Fönnte; 
man fagen, die Beftimmung fey eben im ztveiten Abfchnite x 
nachgeholt. Nichtiger aber wird hier die Erklärung feyn: ; 
wenn man den rechten Thäter, von deflen fonderlicher 4 
Hand ꝛc., wiſſe, fo fen dieſer jedenfalls ohne Rückſicht dar⸗ 
auf, ob feine Abficht gemefen fey zu tödten oder nicht, ı 
zum Schwert zu verurtheilen; in dem Kalle aber, wo man ', 
blos mehrere tödlich Verwundende Fenne, nur wenn fie 5 
geverliher weiß (abſichtlich) tödtlich gefchlagen Haben. „ 
Jedenfalls aber hob die C.C.C. aus gutem Grunde gerade 5 
bei diefem Falle den dolus als nothwendig hervor, befons 5 
ders meil:in dem Kalle, wo offenbar war, durch welches 
Streich einer geftorben, angenommen wurde , daf er mit | 
Willen getödtet worden. Brant l.c. 6) Die C.C.C., 
will ja Fein vollſtändiges Syſtem aufftellen (art. 104. 9 
und auch einen noch ſo häufigen Fall konnte fie ibergehen, 
weil ſie es in Beziehung auf ihn bei den allgemein gelten⸗ 
den Beſtimmungen laſſen wollte, und er wegen ſeiner Häu⸗ 
ſigkeit überall behandelt war. Gie will ja nur von etlichen 
peinlicden Strafen fprechen, damit die ungelehrten Richter 
nicht gegen die geltenden Rechte fprechen, zum tod oder 
fonft peinli frafen, wann und wie die Rechte guter Ges 
wohnheit und Vernunft nach gefchehen follen (art. 10€.). 
So mehr nur zur Auslegung und Werftändlichung des 
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mw dmden Rechts fügt fie den nicht progeflualifchen Theil 
H Äh, und zwar in der Tendenz, daß nicht zu hart geftraft 
i Imde Dies zeigt fich namentlich auch in unferm Artikel, 
s füdem fie Hier ald allgemein verfündendes Gefeg nur die bes 
hi haders fchweren Fälle der Tödtung ausdrücklich mit dem 
al Schwert beſtraft wiſſen will; deswegen ift auch ganz uns 
wohrfheinlih, daß fie-bei culpa dolo determinata, 
‚iw (bon die firengen Beftimmungen in den Digeften ad 
‚LCorn. de sic. feine Zodesftrafe feftfegen,, und noch 
ku in dem Kalle, wo man den rechten ıc. Thäter nicht 
ws, diefelbe feftgefegt Haben folle; um fo mehr, da jener 
kundfag ausdrücklich auch in Teutfhland aufgenommen 
iuede, oder wenigſtens das gleiche Prineip galt, nach Sach⸗ 
ffpiegel f. 201. 250 u. 153. auf dem äußerften Stand; 
drant's Kiagfpiegel f.49.; Processus judic. deutſch. 
derordnungen dritte Ausgabe 1581. ©. 69.; Le- 
ges Wisig. 6, 5. Das „on genugfan urfach” deutet ja 
och Darauf, daß fie nur ftrafbare Tödtungen fo behandelt 
wifen wolle. Wenn fie die Beftrafung der culpa dolo 
‚ leterminata hier hätte beftimmen wollen, fo hätte fie 
"a8 getoiß Durch irgend einen Ausdruck angedeutet, gewiß 
there nicht das „geverlicher weiß”, daß das Abfichtliche bes 
richnet , hinzugeſetzt, das, wie ihe nicht entgehen konnte, 
se entgegengefesten Auffaflung wenigſtens führen Fonnte, - 
‚ venn man auch nicht fagen will, mußte Was endlich den 
2ten Gegengrund beteifft, fo ſcheint Durch die Art, wie der 
Fall beftimmt if, hinlänglich angedeutet („fo mehrere ıc. 
und einander helfen”), daß jeder an den Händeln als fols 
den Theil nahm, und zwar als Partei, fo wie das „on 
genugfam urfach” die gute Abſicht die Händel zu fchlichs 
ten ausſchließt. Auch ift diefer Fall ein zu fehr einzelner, 
als daß er in einer fo allgemeinen Beftimmung angeführt 
feyn follte, wenn er auch in feinem einzigen der andern 
Sefege und Beſtimmungen berüdfichtigt iſ. Am &rarıs 
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theil wird der Fall der culpa dolo determ. gerade unte- 
ganz gleichen Verhältniſſen mit dem, dem geverlich geradet 
entgegenftehenden „ongefährlih” bezeichnet, z. B. in 
Brant Klagſpiegel f. 49. Auch werden die, wel 
die Händel blos ſchlichten wollen, mehr abwehren als tödte 
lich verwunden. Nach unfrer ganzen bisherigen Yusfühk: 
zung wird uns in jedem Fall foviel zugeftanden werde 
müffen,, daß dolofe Tödtung jedenfall® mit in unfrer Be: 
ſtimmung begriffen fey.” 

Was das frühere Recht betrifft, fo fchreibt zwar die 
}. 17. D. ad L. Corn de sic. hier nur eine Betrach⸗ 
tung der "von Allen beigebrachten Verwundungen vor, 
woraus Bartolus und alle Spätere mit Recht fehließen,f 
daß fie nicht den Fall von abfichtliher Tödtung im Auget 
babe. Nach den Beftimmungen ad L. Aquiliam aber: 
werden Alle ald Urheber behandelt. Diefe privatrechtliche: 
Befimmung bezogen die Späteren auch auf unfern ceis 
minafiftifchen Fall. Doch verurtheilten die Neueren, 
wenn man blos die mehreren Verwundenden wußte, nicht 
zum Tode, wohl aber immer in den Källen, die entfchieden 
unter die C. C. C. gehören. Das canonifge Recht hielt 
fih aber auch in jenem Kalle mehr an die firenge Anficht, 
‚da diefe für die befondre Reinheit, die fie bei Clerikern fors 
derte, der ficherfte Weg war, Wiefern jedoch die befons 
dern Beftimmungen beflelben in Beziehung auf die Elerifer 
allgemein anwendbar feyen, davon gehört die Entſcheidung 
nicht hieher. Aber zur allgemeinen Unmendung gab es 
natürlich leicht Veranlaſſung. Die Gloffe in demfelben 
Sinne — Nach den teutfh rechtlichen Befimmungen 
aber find nach der durchaus vorherrfchenden Anficht in 
jedem Fall Alle als Ucheber zu behandeln. Wir haben hier 
. namentlich dreier Sefege zu erwähnen, von welchen zwei 
aus der, der Abfaflung der C.C.C. oder vielmehr Bam- 
berg. unmittelbar vorangehenden Zeit find, aus dem 
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idlichen, mittleren und nördlichen Theile Teutſchlands, aus 
km verfchiedenen Gerichtszwängen des fränfifchen und fries 
fihen Cfächfiichen) Rechts: das Rechtsbuch Ruprechts, 
3 Hamburger Stadtrecht von 1497 und die Wormfee 
Statuten von 1498, die um fo mehr, da fie fo fehe mit 
ander übereinftiimmen, als die Repräfentanten der das 
mol in ZTeutfchland überhaupt geltenden Anficht betrachtet 
werden können. Während fie Diefelben Fälle bis ing feinfte 
detail faſt ganz mit denfelden Worten unterfcheiden und 
atfheiden, weichen fie nur darin von der ©. C. C. ab, 
kB fie das „tödlih” bei Verwunden, das „on genugfam 
zfach ” und das „geverlicher weiß” nicht fegen. I. Ras 
nentlich ift die Webereinftimmung in den Wormfer Statuten 
uuffallend , die die Anzeigen zu der peinlichen Frage ebenfo 
ibereinftimmend behandelt. (Daß in dee O. C. C. an 
ie Rechts verſtändigen verwiefen iſt, ergiebt. fi aus ihrer 
Eigenfchaft als Reichögefeg ſehr natürlich, und ift als eine 
ganz übereinftimmende Norm anzufehen, da unter die 
Rethte, auf die verwiefen wird, auch jene Geſetze find.) 
Für ihren befondern Einfluß fpricht auch 1) die Häufigkeit 
der dort gehaltenen Reichdtage (namentlih war auch das 
vahr ihrer Publication dasjenige, in welchem die auf dem 
Reichstage in Worms 1495 und 1497 gefafite Idee einer 
Berbeflerung des Criminalweſens eben da auf dem Reiche: 
tage ausgeführt werden follte; 2) zue Zeit Marimilians, 
unter dem die Abfaſſung einer P.G. O. fürs teutſche Reid _ 
befebloffen, und in Kolge davon dem Kammergericht und 
Reichsregiment der Auftrag zu ihrem Entwurf gegeben 
wurde, hatte erfteres hier feinen Sig (Senkenberg 
sel. 4, 544), und Schwarzenberg felbft war Beis 
figer bei letzterm (wahrſcheinlich ſchon 1500 unter Mag.), 
das wegen gemeinfchaftlicher Abfaffung jened Entwurfs in 
bäufigem Verkehr mit dem Reihsfammergericht in Worms 
ftand, und vielleicht felbft deöroegen einige Qt Lori 
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war’) IL: Was den Grund diefer Strafbeftimmung bes 
trifft, fo ift es theils die Schuld Aller, theild der, daß 
man den rechten befondern Thäter nicht unterfcheiden Fann. 
Wenn man.'den Beifat „und man Fönnt nit beweislich 


machen, von’ welcher fonderlichen Hand” ſchon ald Pleos , 


nasmus betcachten wollte, als follte e8 blos fagen, daß 
hier die beftimmte Strafe nur eintrete, wenn Mehrere 
tödtlich. verlegt haben, fo war die gewiß willführlich ; 
denn die Sache ſelbſt, daß Einer von Mehreren tödtlich 
verwundet worden , bringt noch gar nicht mit ſich, daß 
man die fonderlihe Hand, durch die er geftorben,, nicht 


beweifen kann, deswegen fann man es nicht als bloße . 
@rklärung. bettachten. Aus diefem ausdrücklichen Beifag ' 
gerade, namentlich aber aus dem von „on genugfam urs 
fa”, „geperlicher weiß” und dem erforderten „tödlich 


Verwunden“, die in andern Geſetzen bei meiftens gleicher 
Strafe fehlen, fehen wir, daß die C.C.C. fich Hier mehr 
zur Milde neigt, Bol. auch art. 105. 146. und :den 


art, 143. der Bamberg. mit dem 120ften der O.C.C., ' 


4159. Bamberg. mit C. C.C. 139. Was am Ende 
des Artikels die Verweiſung auf die Rechtsverfändigen ꝛc. 
(roorunter in jener Zeit immer die römifchen Rechtögelehr: 
ten. verftanden werden) betrifft, fo haben wir nur zu 
rügen, daß dies gewöhnlich als Anordnung einer arbiträs 
ven Strafe betsachtet wird, während das Recht, auf das 
mittelbar verwiefen wird, nielleicht eine fehr feſte Beſtim⸗ 
mung darüber hatte. | 
— An⸗ 
4) Auch dad Statutenbuch iſt auf eine auffallende Weiſe überein⸗ 
ſtimmend, und es könnte von bedeutendem Moment namentlich 
für die Erklärung diefes Abfchnitte feyn, wenn es, wie Birn= 
baum (Ar. d. Crim. Rechts XII, 444.) vermuthet, vor die 
C. C.C. fiele, weil die onen Worte, in denen allein der 
C. C. C. erwähnt ſey, ein ſpäterer Zuſatz ſeyn könnten; aber 


ed wird in der Ci G. G. auch fonft öfter erwähnt mit denfelben 
Borten, 4,2. p+ 143. and:in der Worrede mehreremal. . 
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Anhang. 
ueber die Literatur. 





Wie wenig bisher, ſoviel wenigften® uns befannt ift, 
ttog der vielfachen Behandlung für unfern Artikel gefchehen 
MR, ergiebt ſich aus der bisherigen Darſtellung. Die 
Seuprfächlich ſchwierigen und wichtigen Punkte find theils 
gr nicht beachtet, theild wenigſtens keineswegs feftgeftellt, 
umlich die Worte „on genugfam urſach“, „geverlicher 
wg” und „mo Mehrere tödlich gefchlagen” °). Auch 
Bienbaum in feiner egegetifchen Erflärung des Art. 148. 
het das Erfte und Zweite wenigſtens nach Kleinſchrod's 
Inszug nicht beachtet und Das Lebte nicht richtig erklärt. 
für das Erſte iſt der befte Beweis, daß ein fo ausgezeichs 

| ter Eriminalift, wie Wächter, es zwar hervorgehoben, 
abet noch ganz neuerdings (wenn und ein Urtheil über die 
Anſicht eines verehrten ehemaligen Lehrers erlaubt ift), wie 
wir gezeigt zu haben glauben, nicht genügend erflärt hat. 
!sen fo hat er die Wortbedeutung: des zweiten zwar aners 
lannt, nicht aber feine Wichtigfeit für die Beftimmung 
MR. Die Stellung der Worte „geverliber weiß” ift 
her noch gar nicht beachtet worden. ben fo wenig find 
Worte: als Todfchläger, als möglicherweiſe wenigſtens 
De Frage nach der bier vorausgeſetzten Willensrichtung 
| entfcheidenden , beachtet worden. 


5) So eben bekommen wir die vortrefflihen Annalen Higig’e 
zur Hand, und bemerken, daß Sarde in feinen Abhandlungen 
über die Tödtung hinfichtlich des dritten Punkts im Reſultat fo 
ziemlich auf daffelbe hinauskommt, ob wir gleich glauben, daß 
der Fall, wo die Wunden alle zufammen den Tod herbeiführen, 
nur befchräntt, unter jene Worte fubfummirt werden darf; eben 
fo fcheint er über das ‚„„on genugfam urfach” eine mit der uns 
fern übereinftimmende Anficht zu haben, ob es gleich nicht aut: 
drüdlich erflärt und fein Grund dafür angegeben ik. 


| and. 0. CA. 1897, 1. St. 


/ 
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Vigelius in feinee Collatio C. C. C. cum jure gi 
“communi fagt nichts Merfwürdiges , außer daß er die y 
erfte Beftimmung des Artifeld ohne Weiteres überfegt: 1 
Si quis ex pluribus occisus sit, omnes in solidum 
tenentur ! Unter der ungehenern Maſſe juridifcher Dif: 4; 
fertationen der Stuttgarter Bibliothek findet fih auch y 
eine de homicidio:rixato von Brodtmann, enthält „, 
aber nicht das Mindefte , das für unfern Artikel von einis „, 
- gem Belang wäre. . Eben fo die von Brüdner: an , 
homicidium absque occjdendi animo sit capitale? ; 
und die vielen über homicidium überhaupt. Von Mys | 
lius erifivt eine de vero sensu Art. 148. 1741, ; 
von der etwa zwei Drittel ein allgemeines Gerede von der | 
Wichtigkeit deffelben und über die C. C. C. überhaupt ent: 
halten, und dann einige Seiten zur Erfläcung, worin der 
einzige wichtige Saß der ift, daß die erſte Beftimmung | 
auch propositum vulnerandi citra :directam in- 
tentionem de nece enthalte! und die zweite iniqua fey, 
indem ja die erfie Wunde wahre Urfache des Todes fey. 
Müller de homicidio a pluribus commisso geht 
viel genauer in die einzelnen Källe ein, ift aber ebenfalls 
fie uns unwichtig. - Quiſtorp Beiträge ꝛc. I, 99 ff. 
II, 174. Bat den Urfpeung einzelner Artifel der C. T. O. 
aus den fremden und teutfhen Rechten abzuleiten verfucht, 
und Malblanc fagt, er unterlaffe dies, da Jener es be- 
reits in zwei ſehr ſchönen Abhandlungen gethan. Bezie⸗ 
Hung auf unſern Artikel Hat Theil 2, 174: „Da die Rö⸗ 
mer auch diejenigen als Todtfchläger behandelten, die je⸗ 
mand nur am Leib befchädigen wollten (er beruft ſich auf 
1.1,8. D. adL. Corn. de sic., die gerade dag Be: 
gentheil fagt, und 3, 4. eod., die gar nicht hieher ge: 
hört), fo ſey der allgemeine Grundfag, daß die Entſchul⸗ 
Digung wegen Animus occidendi indirectus nichts 
helfe, bieraus zu erfläcen, und die C. C. C. ziele noch 


- 


bes Art. 148. der Carolina. 115 


kefonder® auf das römifche Recht, wenn fie den Todtfchlag 
aus Jäheit und Zorn mit dem Schwert, die vorfeglichen 
mit dem Rad beftrafe, obgleich jener Unterfchied teutfchen 
Urfprungs ſey“ ©. 175: „es ſey nicht unmwahrfcheinlich, 
daß Karl da und dort befonders auf römifches Recht ge: 
fehen, während doch von einem Zweifel am beftimmteften 
und bedeutendften Einfluß des römifchen Rechts und befons 
ders feiner Bearbeiter gar Feine Rede ſeyn fann, wenn 
man ihre Schriften mit den teutfchen Geſetzen ꝛc. vers 
deiht.” Brant's comment. in omnes tit. juris 
tom. etc. beweift dies am deutlichften, da ee mit denfelben 
Srundfägen auch den deutfchen Klagfpiegel ſchrieb, eben fo 
Lengler, Riederer, Hämmerlein u. A. Uns iſt 
daher unbegreiflich, wie ein ſo treffliches Buch dieſen Ab⸗ 
handlungen ein fo hohes Lob ſpenden konnte. Sattler 
n-Hofacer's Jahrb. erkennt auch ganz richtig an, daß 
weder die erfte noch Die legte der tödtlichen Berwundungen 
unbedingt die Todeswunde fey, ohne in die andern Punkte 
meiter einzugehen. Uebrigens beruht das Räfonnement 
S. 290. auf der Forderung. einer abftracten Tödtlichkeit 
dee Wunden, mit der wir nicht übereinftimmen können, 
da die Wunde an einem franfen Verwundeten zc. auch für 
ſich rödtlih il. Keuerbac berührt die Frage nach do- 
Ins gar nit (525.), Martin unterfcheidet und fagt, 
wenn der Erfchlagene nur an der Menge und dem Zufam- 
mentreffen aller Wunden fterbe, fey es fahrläffige Töd⸗ 
tung, als ob die Abſicht vom Erfolg abhinge. Titt⸗ 
mannjunterfcheidet anders: in dem Kalle, two die Abficht . 
in tödten da war, haben Alle Todeöftrafe verwirft, eben. 
fo,die, welche in jener Abficht Iebensgefährliche Gewalt⸗ 
thätigfeiten außlibten, oder auch ohne diefe dazu aufges 
muntert. (Hiemit fcheint er faft die erfte Abtheilung der 
C. C. C. zu. verſtehen, wo aber lebensgefähliche Gewalt⸗ 
thätigfeit nie nöthig ift, wohl aber nicht biad Uhr, 
92 
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fondern Vorſatz und Complot.) Wo der Tod ohne Vorſatz 
eefoigte, iſt, mern mir Eine tödtliche Verwundung — 
nur der Urheber dieſer nach den Grundfätzen von der Töd⸗ 
tung zu beſtrafen. Sind mehrere tödtliche Wunden zuge⸗ 
fügt, fo find deren Urheber gleich ſtrafbar ohne Rückſicht 
auf die früher oder fpäter zugefügte; Fonnten die Ucheber 
der mehreren nicht aufgefunden werden — arbiträre 
Strafe. Hiemit ſcheint er die zweite Abtheilung der 
C. C. C. zu verfiehen, denn die game Abtheilung ents 
ſpricht völlig der in Art. 148, aber abgefehen hievon und 
davon, daß der Gebrauch von Vorfag — Abficht hier 
derwirrend iſt, indem die C. C. C. hierunter immer noch 
weht ald bloße Abſicht verfteht, und beides ſcharf trennt, 
fo if Hier wie bei Werner und den Obigen nach unfrer 
Anfiht nicht richtig, daß fie das „von Mehreren tödlich 
verwundet werden” nur vom Beibringen mehrerer tödt- 
licher Wunden von Mehreren verfiehen. Bon Wächter's 
Anfiht mußten wie auch in den meiften Punften abwei⸗ 
den, umd mit den Vorderfägen fällt auch fein Refultat, 
dag nämlich die gewöhnliche Anſicht äber die Strafe der 
Tödtung culpa dolo determinata gegen ‚die C.C.C. 
fey, und der Sag, daß, wenn Mehrere ohne Complot 
abfichtfid einander unterflügen, um einen getwiffen ber 
legenden Erfolg herbeizuflihten. Indem nut die Wirfımg 
feiner Handlung zugerechnet werde, kann, da er nicht in 
der ©. C. C. begründet ift, auch durch die Deutung ders 


felben nicht fallen, nach welcher nur culpa ‚dolo deter- 


minata gemeint fey, nicht dolus. Mas endlich die 
Statuten betrifft, fo enthalten die Tyroler und Radolfs 
zellee Mafefizordnung nichts fiir unfeen Artifel Bedeuten⸗ 
dee, Hämmerlein’s opuscula, Raymundi 
summula 1495, Riederer's Spiegel 1495, die 
Ordnungen der Gerichtsläufte (die dritte Ausgabe von 


1631), die verfchledenen andern Spiegel, Zormulare, 


br 
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Khetorifen, Ordnungen und Unterweifungen, Brieffors 
mulare , die in jener zum Juridiſchen ſich hindrängenden 
Zeit unmittelbar vor der C. C. C. erfchienen, enthalten 
ebenfalls nur im Allgemeinen Beftätigungen unſers Artikels 
und unfrer Anfiht von ihm, 3.8. von der allgemeinen 
Bedeutung des Todtſchlags die Ordnung von 1531 
S. 69, Riederer ©. 89. 19. 21: „Todſchlag on 
norhdürftig urlah.” Tengler und Branıt find 
nach der Bambergensis, deswegen von ung tocniger 


beachtet. 
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V. 
Die Vorbedingungen der Hausſuchung. 


Von dem 
Großh. Badiſchen Amtmann Ludwig v. Jagemann 
in Heidelberg. 


A. man's house is his castle! ſagt der Engländer, 
und ein deutſches Sprichwort lautet: Jeder iſt Herr in 
ſeinem Hauſe. Gewiß liegt dieſem Gedanken etwas Tie⸗ 
feres zu Grunde, als Stolz und eitles Selbſtgefühl. Das 
Innere des Hausweſens iſt das theuerſte Geheimniß eines 
jeden Bürgers. Hier walten frei alle Neigungen und Ab⸗ 
neigungen; was das Herz vor der ganzen Welt verſchließt, 
offenbart es den Blutsverwandten, und manche feinere Be⸗ 
ziehungen der Familienglieder unter ſich treten hier an's 
helle Licht, ohne daß die fernere Umgebung Etwas davon 
ahndet. Eben ſo ſieht Niemand gern ſeine ökonomiſche 
Eintheilung verrathen, indem man einestheils den Man⸗ 
gel, wenn er auch unverſchuldet iſt, mit widerſtrebendem 
Gefühle Dritten entdeckt, anderntheils aber den Wohl⸗ 
ſtand öder Ueberfluß fremden Augen zu entziehen fucht, 
* damit nicht Mißgunft den frohen Befig verfümmere '). 


1) Kant. legt diefem Hang eine gehäffigere Bedeutung bei, bie 
aber fchwerlich als Regel gelten kann. Er fagt in feiner An 
thropologie $. 7%: „Das WBermögen enthält gleichfam eine 
dreifache Macht in fih: Ehre, Gewalt und Geld; durch die, 
wenn man im Beflg derfelben ift, man jedem Menſchen, wenn 
nicht ducch einen diefer Einflüffe,, doch durch die andern beifoms 
men.und ihn zu feinen Abfichten brauchen kann.” Hiernach 
gliche.der Menfch, der fein Vermögen geheim hält, einer lauern⸗ 
den Schlange. on 
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Benn nun aber die leifefte Einmiſchung in der Regel von 
jdem Hausbewohner mit Unmillen zurückgewiefen wird, 
fo muß unftreitig, eine gerichtliche Hausfuchung die unans 
genehmfte Störung verurſachen. Denn wo eine zudrings 
liche Privatperfon noch mit Glimpf verfahren würde, da 
muß eine gerichtliche Commiſſion pflichtgemäß in die vers 
borgenften Fächer und Gemächer eindringen, um über 
jeugt zu feyn, daß ihr Nichts entgehe. 

Diele Betrachtung führt auf den anerfannten Satz, 
daß gerichtliche Hausſuchungen ſo viel, als immer möglich, 
zu beſchränken find, damit fie nicht in muthwillige Beras 
tionen des rechtlichen Beſitzes und häuslichen Friedens 
ausarten, damit nicht aus einer geſetzlichen Maafregel 
ine Waffe der Willkür gefchaffen werde. 

Der Verfaſſer ift gewohnt, bei feinen praftifchen Er⸗ 
örterungen im Bereiche diefer Wilfenfchaft immer’ von den 
Bedenklichkeiten und Schtwicrigfeiten auszugehen, die ſich 
irgend einer Procedur entgegenſtellen, und zwar in der 
vedlichften Abficht,, daß das Refultat nie ohne Noth eine 
Beeinträchtigung der bürgerlihen Freiheit enthalte: und 
fo will er fi denn, als Vertheidiger des Rechtes der 
Hausſuchung in einem ausgedehnteren Sinne, als es die 
Theorie gelten läßt, nicht verhehlen, wie befonders noth⸗ 
wendig hier eine umfichtige Prüfung der Vorbedingungen iſt. 

Zunäcft ſoll alſo der Zweck der gerichtlichen Haus⸗ 
fuhung ind Auge gefaßt werden. 

Hausfuchung ift eine von Gerichts wegen in einem 
Gebäude oder Behältniß ”) vorgenommene Nachſuchung 
nach Sachen, die zum Thatbeftande eines Verbrechens ge: 





2) Auch in einer Bude oder Schäferhütte kann eine Vifitation ges 
halten werden, welche denn ebenfalls unter den Begriff der 
Dausfurhung fänt, wer Veitras zur Lehre über die Er⸗ 
hebung des Thatbeſt. ©. 246 
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Hören, oder nad Perſonen, die des Verbrechens verdäch⸗ 


tig find °). 
In den meiften Lehrbüchern des Strafprocefies y. 


| wurde es verfäumt, eine Definition der Hausfuchung zu . 


geben; und doch kann man fich über ihr Weſen und ihre . a 
Borbedingungen ohne ſolche Grundlage faum verftändigen. 4 
Her die Hausſuchung, wie es im gemeinen Leben häufig 


geſchieht, nur als einen Nothbehelf ungeſchickter Inquiren⸗ 


ten anſieht, wird freilich in jedem vorkommenden Falle nur 
eine unnüge Quälerei der Bürger erkennen; eben fo menig " 
wird fie dee ſtrenge Theoretifer approbiren, der fi) vor⸗ 
ſtellt, im Eriminalpeocefie müſſe Alles lediglich durch die i 
Kunſt des Verhörs ausgewirft werden. Die Hausfuchung | 
foll aber weder als ein legtes Mittel, noch als eine Re: ı 
gelwidrigfeit gelten; fie iſt recht eigentlich eine Garantie 
der öffentlichen Sicherheit, indem nicht nur der verbreche- 
riſche Bang duch die Furcht davor niedergebalten, fon- 
dern eine Erkenntnißquelle dadurch geöffnet wird, ohne 


die Hunderte der erfolgreichften Unterfuchungen ihr Ziel 


verfehlen würden. 
Man halte nur in der aufgeftellten Definition feft, 


dab die Hausfuhung theild Entdecfung des Eorpus de— 


8) Mittermaier , beutfched Strafverf. $. 61. nennt die Haus: 
fnchung „, eine unter gerichtlicher Autorität vorgenommene Nach= 
forfchung in Privatwohnungen zum Zwecee einer Iinterfuchung.” 
„Nachforſchung » möchte aber zu wenig, und „zum Zweck der 
Unterfuhung” zu viel ausdrüden. Ganz ähnlich iſt die Defi- 
nition, welche Bauer, Lehrb. des Strafprocefi. F. 87. aufges , 
ſtellt bat: „Hausſuchung ift die in Beziehung auf eine Sf 
fache (?) gefche ebene (wohl eher: „geleiehente) gerichtliche Na 

eihung in Privatwohnungen.” Stübel, Erim. Verf. 
$. 1864. nennt fie blos: „Die Kuffuchung folcher Proceß⸗ 
objecte, die in die äußern Sinne fallen. ’’ 


4) © z. B. Duiftorp, Grundf. des. beutfeh. peinl. Rechts 

$. 610, 822, 8233. Grolman, Grundf. der Erim. Rechtsw. 

6.478. Feuerbach, Lehrb. des peinl. —* §. 536. Heff⸗ 
ver, Lehrb. des Crim. Rechts $. 651. 
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ki, theils Auffpürung dee Thäter zum Zwecke Bat, und 
man wird ſchwerlich icre geben. f 


Es ift alſo zunächft bei jeder Anklage oder Anzeige 

zu prüfen nötig, ob wirklich ein Verbrechen 

vorliege und, im bejahenden Kalle, aus welchen 

Merkmalen dee Thatbeftand deſſelben sufammengefegt 

ſeyn muß, indem vorher weder auf ein Cors 

das dDelicti’), noch auf einen Thäter ausge⸗ 
zangen werden fann°). 


Wenn ed nicht actenmäßig bereit hergeftellt oder 
mindeften® ſehr wahrfcheinlich gemacht ift, daß eine Leber 
tetung des Strafgeſetzes begangen wurde, fo kann zwar 
ein peinliches Vorverfahren Statt finden; aber man darf 
ſich nicht beigehen laflen, ein Individuum gu Verdächtigen, 
fey es Durch Hausfuchung , Specialverhör, oder Verhaf⸗ 
tung. Nun iſt alfo die Frage: wann find die Beweiſe 
fo geftaltet, daß jene Vorbedingungen als erfüllt gel: 
ten Pönnen? 


Ein Verbrechen if jueiftifch für wehriceinich ). zu 
betrachten: 


| a) menn die Anzeige dom Damnificaten erfolgt und 
diefer in unbefcholtenem Rufe fteht;; 


b) wenn Ein claffifcher Zeuge bereits darüber ausge: 
fagt hat; 


5) Der Ausdruck: Corpus delicti, mird hier und fpäter im 
neuern Sinne: . „als greifbarer, zum Shatbeftand gehöriger 
Gegenftand” gebraucht. 

6) Hierdurch wird die Vorfrage auf rein poifienfchaftlichen Boden 

, geftelt. Bol. Kitka a. a. O. ©. 8 

7) Dies wäre ein Gegenftand für cine beſondere Abhandlung. 
- Hier können nur die Hauptpunkte hervorgchoben werden. ©. 
Öeffter a. a. O. 99. — 
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c) wenn mehrere, felbft verdächtige °), Zeugen con⸗ 
celudente Thatfachen angeben; Ä 
d) wenn dee Richter felbft eine wichtige: Wahrneh 1 
mung machte; ) 
e) wenn da® allgemeine Gerücht gegen eine an fich " 
verdächtige Perſon fich erhebt. Ä r 
Diele Wahrfcheinlichfeit darf aber nicht blos außerge⸗ 
richtlich beſtehen, ſondern die Acten müſſen bereits die! 
weſentlichſten Momente °) enthalten, ehe es zur Haus⸗ 
ſuchung kommt. Dies iſt aus mehreren Gründen noth⸗ \ 
wendig: für's Erſte, damit fein leichtfinniger oder gar 
willkürlicher Unterfuhungsrichter die Maaßregel vollführen 
und dann, wo ed gilt, fich zu verantworten, mit Grüns ' 
den auftreten kann, die zwar plaufibel, aber erft hintens ' 
nach erfunden find; für's Zweite, damit auch der redliche 
Beamte im Stande fey, auf erhobene Beſchwerde ſich 
über die Gefetzmäßigkeit feines Verfahrens auszumeifen. 


Eben fo müſſen ferner die Merkmale des Thatbeftan: 
des eines angezeigten Berbrechend im Hinblick auf die Srage 
geprüft werden, ob eine Hausfuchung hier überhaupt: ein 
Reſultat liefern Fönne 0). Wo fein Eorpus delicti vors ' 
handen ift, das eine Spur des Verbrechens an fich trägt 
oder vermuthen läßt, da hat die Hausfuchung auch feinen 


8) Verdächtige Beugen geben oft beffere Materialien an Sanden, 
als fogen. claffifche, weil fie mit den Winfelzügen der Verbre⸗ 
cher genauer befannt find. | 


9) Darunter find keine Verhörsprotofolle, fondern blos ſumma⸗ 
rifche Aufzeichnungen verftanden ; denn man muß berüdfichtigen, 
daß oft der Interfuchungsrichter Eaum eine Viertelftunde Be: 
denkzeit hat, um über die erſten Schritte zu entfcheiden. 


10) Der Code d’instruct. crim. art. 36. fagt: „Si la nature 

: du crime ou du delit est telle, que la preuve puisse vrai- 
semblablement ötre acquise par les papiers ou autres 
pieces et efiets en la possession du prevenmu, eto. 
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we"). Wer würde z. B. bei dem Verbrechen des 
Reiseides, der Prävarication, Concuffion, der Wider⸗ 
ſetzichkeit, des Aufruhrs, Tumultes und der Fleiſchesver⸗ 
brechen °*) insgeſammt, in dem Haufe des Thäters ein 
Corpus Delicti zu finden hoffen? Es laſſen fich zwar ims 
mer Ausnahmsfälle denken; aber diefe müſſen dann auch 
beſonders begründet feyn. Dagegen gibt es viele andere 
Verbrechen, bei denen faft jedesmal die Möglichkeit, etwas 
Berdächtiges oder Ueberführendes im Haufe des Indicir⸗ 
m zu finden, anzunehmen if. Hierzu gehören zunächſt 
K Verbrechen am Eigenthume, mithin alle Arten von 
Diebftahl und Raub, die Verbrechen am Leben und der 
Steiheit, in ſoweit Inſtrumente oder gefährliche Stoffe vers 
wendet wurden, befonders aber dann, wenn der verlette 


beechen gegen den Staat, in fofern man glauben darf, ges 
beime. Eorrefpondenzen oder Waffenvorräthe zu finden ); 
und endlich bei einigen Verbrechen der Staatsbeamten '*), 
samentlich bei ſolchen, die eine Rechnung oder fonft öffents 
liche Bücher zu führen haben. In allen diefen Fällen if 
es als eime: Dienftnachläffigfeit *) anzufehen, wenn der 


11) Stübel, Crim. Verf. $. 1865. bemerkt jedoch fehr richtig, 
daß die Frage nicht auf den Ilnterfchied der delicta facti per» 
manentis et transeuntis geftellt werden dürft, 

12) Es ift hier nur von der gewöhnlichen Geftaltung der Fälle die 
Rede; ausnahmswelfe ließ der Verfaſſer auch fchon wegen 
Meineids Hausfuchung vornehmen, um die Privataufzeichnun 

en über eine Schuld, die der Beklagte böslich abgeſchworen 
—* zu erhalten; auch wegen Nothzucht an einer friſch men⸗ 
ſtruirten Perſon, um zu ſehen, ob die Kleider des Inculpaten 
Blutſpuren hatten, welches auch wirklich der Fall war. 

18) Von dieſem Mittel wird in Frankreich viel Gebrauch gemacht. 

14) Hierzu muß aber eine Wellung der vorgefegten Dienftpolizeis 
behörde abgewartet. werden. Mittermaier, Strafverf. $.120,. 
Bauer, Strafproceh $. 55. - 

*%) Es entſtehen oft-unverantwortliche Folgen daraus, daß zag⸗ 
bafte Inquirenten fchleunige Maafregeln verabläumen. Die 
Schuld liegt aber meiftene an den Gerichtshöfen, welche, auf 
erhobene Beſchwerde, jo leicht mit Verweiſen bereit Aid. 





Körper noch nicht aufgefunden ift; ferner noch die Vers , 


‚ 
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Inquirent, dem actenmäßige Rechtfertigungsgriinde zur, 
‚ Seite Achen und fein, anderer Weg, des Eorpuß delicti, 
ſich zu bemächtigen,, offen ik, das Mittel der Hauefuchung „a 
verabfäumt, ſeyen e8 auch nur Rückſichten der dumanb,z 
tät, die ihn davon abhalten. rg 
Zur Prüfung der Frage, ob ein Verbrechen wahr⸗ 
ſcheinlich ſey, gehört auch das weitere Bedenken, daß * 
feinen Zufall oder Unglücksfall, keine Selbſtbeſchädigung, 
für ein ſolches anſehe und Maaßregeln eintreten laſſe, die, 
nach der Lage der Dinge nicht nothivendig waren. Diefe,, 
- Warnung ift befonders für Anfänger in der Pragis behers f 
zigenswe rth. Es ereignet fich z. B. nicht ſelten, daß Je⸗ Me 
mand einen Diebftahl anzeigt und dabei eine Reihe von , 
Verdachasgränden, wie fie die gefchäftige Phantaſie er⸗ 
zeugt, voorbringt, während der Mangel nur in einem un | 
ordentlidyen Hausmwefen zu fuchen ift, wo eine Sache verlegt, } 
oder ausgeliehen, oder veräußert wurde, ‚ohne daß der Ei⸗ H 
genthümer fich im erfien Augenbliche darauf erinnern Fönnte. ' 
Ferner farın Jemand in den Befig verdächtiger Sachen kom⸗ 
men, und deswegen doch außer aller Beziehung mit Vers e 
brechern oder verbrecherifehen Planen ftehen. Unglücksfälle N 
ſind zumeilen nicht minder häufig, ald Verbrechen, wozu na- 
mentlich Todesfälle, Körperverlegungen und BrandBiftungen \ 
zu zählen find. Bei legteren ift ohnedies in der Regel fein 
böfer Wilke als Urfache anzunehmen ), follte man auh 
Feinde des Hauseigenthümers fennen: denn es iſt durch 
Erfahrung hinlänglich beftätigt, daß das Feuer ein tücki⸗ 
ſches Element it, welches eine Zeitlang ganz unbemerft 





15) Man trifft jedoch Gegenden, wo die Brandftiftungen zum 
Zwecke des Betrugs an der Brandkaſſe wahrhaft endemifch had 
alsdann gilt gerade die umgekehrte Präfumtion. Dem ift 
ein Gebirgsort bekannt , der binnen 10— 15 Jahren _auf folche 
Art ganz neu aus der Brandkaffe gebaut werden mußte. Ueber 
den Begriff bietet modernen Berbr. f. beffter a. a. O. 5. 377. 
beſ. Anmerk. 4 
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"Ee Kraft entwicelt und dann mit Einem Male hell⸗ 
kernd aus allen Augen ſchlägt, ohne daß fih Jemand 
die Beranlaflung denfen könnte. Die Todesfälle, die als 
reined Unglück zu betrachten find, weiſen dies gewöhnlich 
wei dee Leichenſchau untrüglih aus, indem die aus Boss 
heit beigebrachten Verletzungen meift ander& beſchaffen find, 
ale die zufälligen. Bei diefen läßt fid auch die Todes⸗ 
wfehe faſt immer aus den Umgebungen errathen. 

Dieſe Grundſätze gewähren den doppelten Vortheit, 
ich der Beamte, der ſich danach richtet, nie irre gehen 
kan, indem er auf dem Boden des Geſetzes bleibt; und 
kg Die Untergebenen Feiner willfürlichen Beration. ausge⸗ 
kat find. Die geheime Polizei und die Despotie bedienen 
ſch fehr gern der Hausſuchung als Mittel, um ihre Neu⸗ 
gierde zu befriedigen *) oder ihre Beſorgniſſe zu heben. 
Der Kehler liegt dann meiſtens darin, daß zur Haus⸗ 
ſichung gefchritten wird, ehe ed nur ausgemacht ift, ob 
ein Verbrechen begangen wurde. &rundlofe Vermuthuns 
gen und ordinäre Drtögerüchte werden aber einen pflichts 
treuen Beamten zu folhen Maaßregeln nie beftimmen; er 
wird fogar dann mit der größten Vorficht zu Werke gehen, 
wenn es geboten fcheint, zu handeln. 

Dies find nun die Borbedingungen der Hausfuchung 
in objectiver Hinſicht ””), und es ift nur noch beizu> 
fügen, daß, felbft beim Vorhandenſeyn derfelben, nicht 
fofort dazu geſchritten werden darf, fondern erſt unterfucht 
werden muß, ob nicht ſchon Materialien genug zum Bes 
weiſe des Thatbeftandes an die Hand gegeben, oder ob 








16) Kitka a.a.D. ©. 246 — 247. 


| 17) Man kann fich aledann der Maaßregel bedienen, um den Be⸗ 

| weis des Thatbeftandes ſowohl als der Thäterfchaft zu ergän- 

| zen, ſey es auch nur um ein wichtiges Indicium zu verificiren. 
Hierüber unten mehr. ©. übrigens Kleinf hrod im (alten) 
Archiv des Or. R, Bu II St. III ©, 53 — 5. 
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diefelben vielleicht auf andere Weife, als due Haug 
fuchung, zu erlangen find. Wenn 3. B. auf dem Plage. ns 
einer vorgefallenen Tödtung ein Inſtrument vorgefunden & 
wird, das augenfcheinlih einer gewiſſen Perfon gehört; 3° 
fo wäre e8 gewiß überflüffig, bei diefer und andern nad #5 
ähnlihen Infirumenten eine Hausfuchung vorzunehmen; E 
Eben fo märe e& eine vergebliche Mühe, bei vorliegenden! 
Beweife des Thatbeftandes einer Brandftiftung in den Häus In 
fern "der Umgegend- oder gewiſſer Verdächtigen‘ nach Zuns ü⸗ 
der und Schwefel Bifitation anzuftellen, indem ja aus A 
einem an fich fo unfchuldigen Befige doch Fein Indieium wu 
zu folgern wäre. Zeigt es ſich aber, daß die Spuren des x 
Verbrechens cher anderwäts als in Häufern verborgen 
find „ mie dies 3. 8. bei: der Wilddieberei der Kall-ift, wo ! 
das Tagdzeug meiftentheilß im Walde aufgehoben wird, fo ! 
muß man, fo fange nicht teiftige Beweife gegen ein .bes ı 
flimmtes Individuum fprechen, vorerfi an andern Drten | 
Nachforſchung anftellen. Findet fih irgend ein Object | 
vor, fo läßt fi dann leicht deflen Figenthümer ausfindig 
machen ). | 


Wenn nun über die Frage, ob ein Verbrechen wahr: 
ſcheinlich, und die Hoffnung, ein Corpus delicti zu ents 
decken, vorhanden ſey, bejahend entfchieden ift, fo fommt 
man erft zu der zweiten, weit fchiwierigeren Frage, ob 
und welche Gründe dafür ſprechen, in irgend einem Haufe 
oder in mehreren die Bifitation vorzunehmen. 


Es folgt dann alfo die Prüfung der Vorbedingungen 
der Hausfuchung in ſubjectiver Hinficht. 


Sn 


18) Befonderd auf dem Lande find die Befisthüimer des Einen fo 
genau den meiften Andern bekannt, daß es nur der Vorzeigung 
bedarf, um zu erfahren, wem ein gewiſſer Gegenftand ge: 
hört, hauptfächlich dann, wenn er eine Seltenheit if, Mit: 
Sermaler, Strafverf. Bd. I. ©, 810— 884, 
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Allerdings läßt fi Fein Thatbeftand ohne Thäter 
mfen, und man follte Daher auf den erften Blick meinen, 
re Eriminalbeamte müſſe alle Mittel anwenden diirfen, 
kefen zu entdecden, fobald das Verbrechen an ſich faum 
nehe bezweifelt werden Fann. Mber nur die, zum Nach⸗ 
heile der Wiflenfchaft, in der Praris noch fo ſtark graffirende 
jerkhee vom objectiven und fubjectiven Thatbeftande ift die 
rfache der hierin fo oft vorfommenden Mißgtiffe”). Der 
kiminalbeweis befteht nicht blos aus zwei Abtheilungen des 
hatbeftandes, die man willfürlich in einander fließen lafs 
m könnte; fondern es läßt ſich bei den meiften Verbre⸗ 
en der Beweis des Tihatbeftandes an ſich und der Bes 
wis der Thäterfchaft ſtrenge fcheiden, fo Daß der That; 
and vollftändig bemwiefen feyn Fann, chne daß ein 
fund zur Verfolgung eines Individuums daraus. hei 
geht. 

Es gibt befanntlich zweierlei Arten von Hausfuchung, 
ie generelle und die fpecielle ’). Vor Allem 
wm Daher entfchieden werden, welche in der Anwendung 
en Vorzug verdiene. -. 


19) Dem Verf. find gar viele Fälle befannt, mo fogar Gerichte: 
höfe, aus Mangel an Grundfäßen über diefen Punkt, zw den - 
auffallenditen Verſtößen kamen. So war 3. B.. eriviefen, daß 
der Werth einiger duch einen Senfal verkauften Wechfel nicht 
in die Hände des Indoffanten gekommen, mithin eine Unter 
fchlagung_begangen war; wogegen es zweifelhaft blieb, ob der 
Senfal den Werth für fich behicht, oder ob derfelbe ohne feine 
Schuld verloren ging. Der Gerichtshof erkannte, anftatt ein _- 
Klagfreierkenntniß gegen den Senfal zu geben, „die Unterfuchung 
habe wegen Mangels an objectivem (7) Zhatbeftande auf 
fich zu beruhen”; und doch war das Geld zweifellos unterfchlas 
gen worden! Der Grund diefes Verftoßes lag wohl darin, daß 
fich der Referent Beine Unterfchlagung ohne einen Beweis gegen . 
den Senfal denken Eonnte, während diefelbe vieleicht durch eine 
andere, unbekannte Perfon begangen war, Vgl. hierüber be⸗ 
ſonders Kit ka a. a. O. ©.4—). 


20) Stübel, Crim. Verf. $. 1866. hat Unrecht, wenn er dies 
fen Unterschied nicht gelten laffen will. 
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© Generelle Hausfuchung ift eine folche, die fih über = 
einen ganzen Diftrict ausdehnt. Man kann darunter einen % 
ganzen Det, ja ſogar mehrere Ortſchaften, oder ein Stadt: W 
viertel, eine Vorftadt, oder eine Strafe, oder endlich — 
eine gewiſſe Anzahl von benachbarten Häufeen verftehen; 4 
Die fpecielle Hausſuchung beſchrankt ſich Hingegen auf Ein Ni 
Haus, oder einige Häufer, gegen deren Bewohner ein i 
befsnderer Verdacht begründet ift. 
:Die generelle Hausfuchung hat viel mehr gegen fi oh 
als die fpecielle ””), und zwar um desmillen: k 
1. weil fie vorausfihtlich einige-Häufer unverfchulder ı 
in den Augen des Publicums verdächtiget. ä 
- Die Ratur der Sache bringt mit fich, daß bei einer \ 
allgemeinen Hausfuchung gar Biele in ihrem häuslichen : 
Frieden geftört werden, die außer aller Beziehung mit der | 
fraglichen That ftehen. Es ift fogar öfter der Fall, daß 
eine folche Bifitation abfihtlid auf: unverdächtige, unbe: : 
ſcholtene Perfonen erſtreckt wied, um denjenigen, auf die 
e8 eigentlich abgefehen ift, jeden Vorwand zur Beſchwerde 
abzuſchneiden. Gewiß ift es aber eine fchwere Verant⸗ 
mortung, den Unfhuldigen um des Schuldigen willen lei⸗ 
den zu laſſen, und nur im äußerften Nothftande kann fih 
ein Unterfuchungsrichter, ein Handhaber der Gefege,, hier: 
zu beſtimmt fehen. Wenn ſolche General: Hausfuchungen 
in einem gewiſſen Diftricte Häufig vorgenommen werden, 
fo fönnen fie den mißlichen Erfolg haben, daß die dorti- 
gen Häufer ald Diebes- und Räuberhöhlen, oder wenig: 
ftens als unheimlich , verfchrieen werden, und weder Käu⸗ 
fer noch Miether mehr finden, außer folchen, die den 
— — ſchlim⸗ 
21) Der Verf. glaubt der Erſte zu ſeyn, der hierauf aufmerkſam 
macht. So viele Bedenken die Theoretiker gegen die ſpecielle 
Hausſuchung bezbeingen , „fe leicht gehen fie meiftens über die 


generelle hin. e z. B. Quiſt orp a.0.2. 9610. Grol⸗ 
man aa. 9, 6,69. 
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hlimmen Muf noch befördern helfen. Faſt in jeder grös 
ken Stadt gibt es folche Viertel oder Gaffen ’”), deren 
übeln Ruf man durch allmählige Entfernung der verdächs 
tigen Subjecte eher zu heben fuchen, al& die Bequemlich⸗ 
ter, einen compacten Schlupfwintel für alle Nachfuchuns 
gen zu wiſſen, vorziehen follte, 

2. Die Seneralhausfuhung iſt weit ſchwieriger in der 
Ausführung, als die fpecielle. 

Ein Regierungsbeamter,, und befonder® ein Inqui⸗ 
wat, Sollte nie eine Maafregel unternehmen, wenn er 
icht im Voraus überzeugt feyn Fann, daß feine Befehle 
h vollführt werden, daß jeder im Bereiche der Möglichkeit 
itgende Erfolg erreicht wird. Nimmt man aber eine Ges 
nralhausſuchung, wie gewöhnlich gefchieht, in der MWeife . 
ver, daß die Bifitatoren ihe Geſchäft im erften Haufe ans 
fangen °°) und im letzten beendigen, während vielleicht 
aue eine Thorwache vor den Häufern fieht, in welchen fie 
noch nicht waren, fo müßte gerade der Glückszufall den 
gefuchten Gegenſtand gleich im erften Haufe in die Hände 
tiefen, fonft wäre die ganze Anftalt eine leere, lächers 
ke ?°) Kormalität: denn wer die Schlauheit der Mens 
den kennt, befonders wenn fie in Gefahr einer Sriminals 
terfuchung ſtehen, der wird fich leicht vorftellen, daß 
ke Bewohner der nachfolgenden Häufer fehr bald wiffen, 
na8 in der Nachbarfchaft vorgeht und fofort das Corpus 





22) Die fogenannten Sudengaffen 3. 8. werden meiftens als fe 
fene Zummelpläge der Polizei angefehen,, während gar Manche 
darin wohnen, die freiwillig fihon mehr Berbrechen entdedt 
veer ‚ als ein Pollzeidiener Zeitlebens herauszubringen vermag, 

ehrlicher Jude, welcher der Polizei an die Hand geht, wiegt, 
—— ſeines angebornen Scharfſinnes, mehrere bezahlte Die⸗ 
ner auf. 


35) Bergl. Jenull, Commentar ©. 182, 188, 
3) Der Richter darf Nichts unternehmen, wobei ihm des ges 


meine Hausverfiand vorausſagt, daß er in der Arıe hexums 
sehen wird. 


ERDEN LE. LER x 
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delieti, oder Alles, was dent ähnlich fieht, in den geheims 
fen Winkeln verbergen; und es läßt ſich dann von des 
forgfältigftien Nachſuchung Nichts mehr erwarten. 
Nur dann ift die allgemeine Hausfuchung eine ernfte, 
wielverfprechende Maaßregel, wenn fie mit einer Polizeis 
mannfcdaft ausgeführt wird, die hinreichend ift, nicht nut 
alle Perſonen des defignicten Diſtriets vom Augenblicke an, 
wo das Geſchäft beginnt, zu bewachen und zu beoboch 
ten ’°), ſondern auch, bei größern Umkreiſen, die Viſita— 
tion an mehreren Orten zugleich anzufangen. Läßt fie fd 
auf diefe Art nicht ausführen, fo unterbleibt fie weit beſſer 
Es fteht zwar noch der Ausweg zu Gebote, daß man die 
Bewohner aller der Käufer, in welchen nicht ſofort geſuch 
merden fann, in ein unverbächtige® Haus zufammenzufi 
und dann nach und nach, wie es das Gefchäft erfordert. 
m ihre Wohnungen zurüchführt. - Aber dies geht höchſten⸗ 
auf Landorten an, wo theils das Ehrgefühl nicht fo em: 
pfindfich ift, theils die Arbeit und der Verkehr nicht fo un: 
ausgeſetzt in Thätigkeit bleiben muß. 
3. Ferner iſt gegen bie Generalhausſuchung einzu 
wenden, daß fie äußerſt zeitraubend iſt. 
Unſtreitig muß dee Unterſuchungsrichter bei einer fi 
wichtigen Maaßregel“) ald Dirigent ””) ſtets anwohnen 


. 25) Wie felten fichen dem Inquirenten fo viele Lente zu. Gebote! 


36) Dagegen ift der Verf., wie noch anderwärte ausgeführt wer 
den fol, durchaus nicht der urgirung ‚ daß der Inquirent ohn 
Ausnahme bei jeder Hausfuhung gegenwärtig feyn Tolle, in 
dem dies gar oft nur e’.ı unnöthiger. Zeitoerluft wäre, un 
auch bei andern Maaßregeln, 3.8. Nacheile, Verhaftung, di 
Polizei für fich allein handeln darf. S. Zittmann, Hand 

buch 6.180. Anmerk,5. — Kitka, a. a. O. 5.248, Da 

gegen Mittermaler, Strafverf: a. a. D. — Bd.I, &.298 
Stübet, Grim. Verf. $. 1868 * 1882, — Kleinfhro 
a. a. O. 


27) Im Code diinser. erim. art. 87-90. iſt dies unbebing 
220. Vergl. Le Graverend a0 





— 
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mb Hat daher menigften® einen Tag zu opfern, um daB 
Geſchäft auszuführen und zu protofollicen. Wer aber 
feine Zeit zu Rathe Hält, wird ſich hüten, fie unnöthigers 
weife zu verlieren. Dies gilt aber nicht blos vom Dirigen⸗ 
ten, fondeen auch vom Unterperfonale Da immer die 
ganze Polizeimannſchaft aufgeboten werden muß und dee 
Vorgang bald in allen Theilen des Orts Fundbar wird, fo 
iR geroöhnlich, wie man ja auch bei Bränden häufig die 
Kfahrung macht, die fehlimme Kolge davon, daf an 
mdern, entlegenen Punkten unterdefien neue Verbrechen 
mgeftört verübt werden. 

Die fpecielle Hausfuchung dagegen richtet Ihe 
ganzes Augenmerf auf Ein Haus, worin nach vorliegenden 
Beweisgrüinden etwas Verdächtiges zu vermuthen if, 


. Kühren die Spuren auf verfhiedene Häufer, fo kann fie 


even fo, wie die generelle, an mehreren Drten zu gleicher 
Beit vorgenommen werden, unterfcheidet ſich aber doch 
mwefentlich dadurch, daß fie nicht manches Haus bios dee _ 
Bufammenhanges wegen durchſucht, fondern auf jedes, 
wohin fie eindringt, beziehungsweife ‚auf deflen Bewohner, 
den Verdacht der Eomplicität wirft ”). 

Es ift alfo einleuchtend, daß die fpecielle Hausfuchung 
noch weit mehr Ueberlegung und Vorſicht erfordert, als 
die generelle. Die Frage, wann fie erfannt werden kann, 
fol der Gegenſtand des zweiten Theild der Abhandlung . 


ſeyn; Hier wäre vorerſt noch zu entfehelden, welche der beis 
den Arten im Zweifel zu wählen fey. 


- Die Generaldausfuchung führt, wie gejeigt if, 
mancherlei Inconvenienzen nach ſich, welde die. Specials 
hausſuchung, wenigſtens in gleichen Grabe, nicht keunt. 





25) Martin, kehrb. des Grin. zent, Ste —* ©, 268. ſagt 
ſehr richtig: ‚einzelne Befiger aus der Reihe der übrlgen erw 
ausheben, beißt Be oifentlich füe merbüchtig, erklänen, *- | 
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Dagegen ift der Grundfag allgemein recipirt, dag der Un: 
terfuchungsrichter bei weit geringeren Anzeigungen, als 
hier zur fpeciellen gehören ), -die allgemeine Hausfuchung 
anwenden darf; ja, es wird in dee Praris als genügend 
erkannt, wenn nur ein Verbrechen wahrfcheinlich und nah _ 
dem Dafürhalten des Richterd oder redlicher Privatperfos 
nen möglich ift, daß der Thäter oder eine Spur der That 
in einer gewiſſen Gegend anzutreffen fey. Die Generals 
Hausfuchung ift alfo eine willkürlichere und die Special: 
hausſuchung eine härtere Maaßregel; letztere trifft den 
Einzelnen ſchwerer, muß aber auch mit teiftigeren Srüns 
den gewappnet ſeyn. 

j Die Anhänger einer humanen Eriminalprocedur wer: 
den daher ‘die Generalhausſuchung als eine Ausnahme 
und die Specialhausfuchung als Regel betrachten, mos 
durch denn von feldft die Maafregel in ihrer Anwendung _ 
ſehr Befchränft wird. Zu ausnahmsweiſen Mitteln darf 
man nur dann greifen, wenn ein befonderer Drang der 
Umftände e8 gebietet, und fo follte e8 auch hier gehalten 
werden. Iſt nämlich ein Verbrechen angezeigt, und es 
gilt, im Intereſſe dee öffentlichen Sicherheit und des An- 
fehens der Geſetze, ohne Aufſchub der Beweismittel fich zu 
vergemiffern, fo Fann eine auf den erften Blick ganz unbes 
deutende Spur der nachdrücklichſten Berfolgung werth 
ſeyn, und eine ganze Gegend der Viſitation unterworfen 
werden. Insbeſondere ift dies dann erlaubt, wenn man 
auf ein Subject der. That’) ausgeht, welches nach vor⸗ 
liegenden Anzeichen die Flucht zu ergreifen gefonnen ift. 

| Um nun insbeſondere die Vorbedingungen der fpes 
eiellen Hausfuchung zu erörtern, muß die Bemerkung vors 


m. In. & ß [ei a f * r im (alten) ne hut Ceim. N 
. wogegen er Po wieder 
zu viel Recht einräumt. gegen er \ ® 


30) Mittermeier, Other. Bir. 296.4. 


r 
ı 


| 
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ausgeſchickt werden, daß das Recht, dieſelbe vorzuneh⸗ 


men, eigentlich nur auf einem altherkömmlichen Gerichts⸗ 
gebrauche beruht, und in dem Sinne, wie ſie heutzutage 
angewendet wird, Fein ausdrückliches Geſetz für ſich hat”). 
Dies darf aber ſelbſt den ſtrengſten Legiſten nicht irre 
machen: denn es läugnet ja Niemand mehr, daß der Ges 
richtsgebrauch eine ergänzende Rechtöquelle iſt, Hauptfächs 


lich aber da, wo die Geſetzgebung eine fehr fühlbare Lücke 


hat’”). Wer den Gerichtögebrauch nicht anerfennen wollte, 
würde, befonders feit Abfhaffung der Kolter, mit Einem 
Borte dahin fommen, daß Fein gemeiner deutfcher Erimis 
nalproceß mehr exiſtire, indem ja hierüber Äußerft wenige 
Geſetze vorhanden find und diefe durch Obſervanz faft alle 
ihre urſprüngliche Geftalt verloren haben, 
In Bezug auf Hausfuchung berufen fih zwar Manche. 
af L. 1. $ 2. etl. 8. D..de fugitivis ”’); aber die 
Sache ift hier ganz anders, als unfer jegiges Verfahren. . 
„Hoc autem Senatusconsultum aditum etiam, 
- dedit militi vel pagano ad investigandum °*) 
fugitivum in praedia Senatorum vel paga- 
norum” 
heißt es in der erfiermähnten Stelle, und in der zweiten 
wird diefe Sonceffion bis dahin ausgedehnt, daß fogar in 
des Kaiferd Haus zu befagtem Zwede eingetreten werden 





81) um fo weniger die Generalhausfuchung, welche nur eine Ana⸗ 
logie oder ausdehnende Erklärung der fpeciellen ill. Wergl. 
Mittermaier, das deutfche Strafverf. }. 61. 

32) Vergl. Mittermaier, Anmerk. zu Feuerbach’ 6 Lehrbuch 
12te Aufl. $. 5. 

3.8. Ihringk, de perquisitione domestica (Marb. 
1695) $. 18, 

84) Schon die Ausdrüde „aditum dedit” und „ad investi- 
gandum” deuten an, daß hier von keiner Hausfuchung im 
eigentlichen Sinne, fondern nur yon einem Zuteitt zum Brorde 
der Nodfrage ober Rachforſchung dis Rede ſey. 
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darf. Dies if alfo nur die einer Brivatperfon") ger 
gebene Befugniß , bei der Werfolgung eines flüchtigen Vers 
Brecherd in die Häufer Anderer einzudringen; man Fönnte 
beinahe fagen, daß nur die Anerkennung eines ‚natürlichen 
Rechtes darin Hegt, indem man ſchwerlich verwehren fann, 
dag ein Berchädigter dem Frevler, dem er auf der Spur 
iſt, in alle Schlupfmwinfel nacheilt. Auch ift hier blos von 
der Verfolgung ber Thäter, nicht von der Auffuchung 
des Eorpuß belicti die Sprache. Mithin kann weder ein 
Recht des Inquirenten zur Haudfuchung im Allgemeinen, 
nöch eine Megel über Aufſuchung von DObjecten aus diefen 
Geſetzen abgeleitet werden ”), fo intereflant fie für die 
Entftehungsgefchichte jener Maaßregel bleiben. 

Der Gerichtsgebrauch iſt darüber nirgend® zweifel⸗ 
haft, baß ſpecielle Hausſuchung im Strafproceſſe erlaubt 
ſey; ader es herrſcht noch eine große Ungewißheit über 
die Vorbedingungen derſelben. Diejenigen, welche es ſich 
am bequemſten machen, ſtellen den Satz auf: 

a. es ſey dazu wenigſtens ein halber Beweis’) nöthig. 
Damit ift aber, fo abgerundet die Theorie fcheint, im We⸗ 
fentliden Nichts gefagt. - Denn es entfieht fogleich die 
Weitere Frage: was ift ein halber Beweis? Wenn mar. 


Einñen claffiichen Zeugen hat, der über die That in ihrem 


ganzen Umfange deponirt, ſo kann man allerdings halben 
Beweis annehmen: aber wie felten trifft es ſich fo, und 
wie lange dauert es gewöhnlich, bis die Unterfuchung auf 
diefem Punkte angelangt iſt. Wer Hingegen vermag zu 
beftimmen, mann die andern Beweismittel, Geftändniß 


—— chrod, tm (alten) Archiv d. Cr. R. Bd. II. St. III. 


26) Es wäre allerdings gut, wenn man darin ein legales Funs 
ament für die Diuafezgel finden könnte; aber man muß fih 
nicht aus Berlegenheit einer Zäufchung hingeben. 


37) Duißorp, a. . O. X.V. &. 19%, und fen Kolisger. 
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ober Anzeigen, Augenſchein oder Urkunden, einen halben 


Beweis ausmachen? In jedem einzelnen Kalle müßte eine 
Streitfrage daraus entftehen, und die Entfcheidung wäre, 
fie möchte mit noch fo viel Scharflinn gegeben feyn, immer 
unfiher ; monach alfo gerade das, was bezweckt wird, bie 
Beſchützung der bürgerlichen Freiheit, am wenigſten da> 
durch zu erreichen ift. 

b. Andere aber verlangen, daß der Stand des An⸗ 
Hagebeweifes, um Hausfuchung vernehmen zu fönnen, fo 
beſchaffen ſeyn müffe, daß zu gleicher Zeit auch Special: 
ingnifition °) und fogar Verhaftung ”°) erfannt werden 
dürfte. 

Diefe Anficht Hat weit mehr fie fih, als die erfte, 
fonn aber doch vom praftifchen Befichtspunfte aus eben fo. 
wenig approbirt werden. Es ift allerdings fo ziemlich 
feſtgeſtellt, in welchen Fällen die Specialinquifition und 
Eaptar zu verfügen ift, und infofern wäre für die Haus: 
fuhung ein guter Haltpunft gewonnen. Aber e8 muß vor 
Allem die Einwendung erhoben werden, daß die factifchen 
Borausfegungen zur Hausfuchung ganz anderer Het find, 
als jene zur Specialinquifition und Verhaftung Um auf 
Specialinquifition zu erfennen, muß die Unterfuchung 
fhon eine ziemlich geraume Zeit geführt und eine Uebers 
ſicht des Beweismaterials gewonnen feyn, fo daß eigentlich 
sus: der gegebene Stoff ind Detail verarbeitet wird; ges 


wiß kann man aber die Hausfuchung nicht in die zweite 


Abtheilung des Strafverfahreng ftellen, indem fie gerade 
im Vorverfahren dazu dienen foll, den Beweis zu comples 
tiren und fehnelles Licht über _ ameifehafe Thatfachen zu 


38) Grolman, 0.0.0. F. 478. Bauer, a a. D. 6.8 
vergl. mit $. 55, 228 - 226. Puchta, Dit der eutichen 
Suftizimter Br. H. ©, 898, 


39) Wittermaier, Safverfs Br. I. EM. 
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verbreiten. Verhaftung aber wird in der Regel erkannt, 
um Flucht, Eollufion oder Kortfegung des Verbrechens zu 
verhindern ); auch diefe Gründe paffen nicht auf Hauss 
ſuchung, mit Ausnahme ded Einen Falles, wo ein dev 
Flucht verdächtiger Thäter verfolgt: wird. 


Wo aber die factifhen Worausfegungen verſchieden 
find, können auch die Rechtsgründe nicht gleich feyn, ins 
dem der Gefeßgeber ſtets diefe von jenen ableitet, 


Bei weitem wichtiger iſt aber die Cinwendung, daß 
‚eine Hausſuchung, welche nur beim Vorhandenſeyn jener 
Bedingungen Statt finden dürfte, in den meiften Fällen 
ein ganz unnüges Poſtfeſtum wäre, indem eine gründliche 
Erörterung der Beweismittel dazu gehört, um zur Spes 


eiolinquifition oder Captur zu ſchreiten. Läßt fich jene ' 


auch mit Anftrengung in einigen Tagen abfoloiren, fo ift 
dies für cine Hausfuchung ſchon ein bedeutender. Zeitz 
verluft *'). | 


Empirifch ſteht bei der Hausfuchung ein für allemal 
der Sag fe: daß fie fhleunig und unerwartet 


‚vorgenommen werden müſſe. Die Theorie nimmt hierauf 


viel zu wenig Rückſicht; fonft würde fie Feine weitläufige 
Vorunterſuchungen verlangen. in Praftifer, dem eine 
ängftlide Sefeßgebung oder die Engherzigkeit dee vorgefeßs 
ten Gerichtshöfe zur Pflicht macht, eine Hausfuchung nicht 
eher vorzunehmen, als bis die Anflagebeweife ſchon ges 
hörig gefammelt find, wird gewiß, fobald ihm an feiner 
Zeit und amtlichen Würde nur einigermaßen Etwas geles 
gen ift, lieber die Maaßregel ganz unterlaffen und fich auf 
andere Art zu helfen ſuchen. Denn eine verfpätete Haus⸗ 


40) Mittermaier, a. a. O. Bd. J. &, 816— 817. 
41) Bergl. Bitte, DM. 
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chung ift nur ein Opfer an Zeit und gefchieht immer auf 
die Gefahr, fich lächerlich zu machen “). 


Man betrachte die Sache in ihrer wahren Geſtalt. 
Denn der Richter den Verbrechen, die er in Erfahrung 
bringt, eifrig und geheim nachfpürt, fo wird der Thäter 
gewiß noch eifriger und geheimer die Schritte des Gerichts 
beobadhten. Der Richter ift Stellvertreter des Gerechtigs 
keitsprincips; der Verbrecher aber hat für die theuerften 
Interefien feiner eigenen Perfon zu ſorgen, auf daß er 
nicht Freiheit, Ehre und Beſitz, ja das Leben einbüße. 
Wer follte zweifeln, daß die Gefahr für die eigene Exi⸗ 
fen; wachſamer macht, als jene für dag Gemeins 
wefen? Daraus geht denn hervor, Daß der Verbrecher, 
teog der größten Vorſicht, gewiß immer fehr bald erfahs 
ten wird, daß eine Unterfuchung im Werke ſey, und dies 
veranlaft ihn denn, alle Indicien, die auf feine Schuld 
hindeuten möchten, zu befeitigen. Wird nun gar ein 
mehrtägiged Zeugenverhör abgehalten und am Ende der 
nculpat felbft ſummariſch conftituirt, fo würden nur ents 
ſchiedener Blödfinn oder die außergemöhnlichfte Lethargie 
verabfäumen,, in der nächften Stunde alle und jede Spur 
von einem Corpus delicti aus dem Haufe zu entfernen. 
Kommt dann der Unterfuchungsrichter langſam nachgefchlis 
hen, fo findet ee — leere Wände, leere Kiften 
und Kaſten. 





42) Auf die Anzeige von einem fraudulofen Bankerott, welche 
blos auf der Bermuthung Eines redlichen Manncs beruhte, 
nahm der Verfaſſer fchleunigft Hausfuchung vor und traf den 
Inculpaten in voller Beſchäftigung, feine Effecten nächtlich aus 
dem Haufe zu fchaffen, worauf denn fogleich eine Wache hinges 
ſtellt und Specialunterfuhung erkannt wurde. Hätte man hier, 
nach der herrfchenden Theorie, warten wollen, bis eim halber 
Beweis oder die Bedingungen des Verhafts eingetreten wären, ' 
fo hätte man ein leeres Haus angetroffen und die —B 
erfahren qüſſen, dee angeführte Sheila at - - 


8 
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Diefe Bemerkungen führen von felbft darauf, daß ; 
Die Borbedingungen der fpeciellen Hausfuchung ganz andere | 
ſeyn müflen, als die vorerwähnten. ft nämlich die Uns 
entbehrlichfeit diefes Hülfsmittel® einer wirffamen Seimie 
nalprocedur anerkannt, fo muß ihm auch ein Bewegungs⸗ 
Preis eingeräumt werden, der den Umftänden anges 
meſſen ift. 

Hiernach fonnen als ftatthafte Vorbedingungen allein 
folgende *°) anerfannt werden: 

1. ein nahes oder nächftes Indicium; 

2. mehrere entfernte $ndicien, welche den Bewohner 
eines Hauſes als Hauptthäter, Gehülfe oder Begün⸗ 
ſtiger **) eines Verbrechens bezeichnen; 

3. ſchlechter Leumund des Bewohners im Allgemeinen 
oder insbeſondere in Bezug auf Verbrechen der vor⸗ 
liegenden Art. | 

Nahe Anzeigen gehen aus Thatfachen hervor, die den Zus 
fammenhang einer gewiſſen Perfon mit dem Verbrechen fo 
wahrſcheinlich machen, daß das Gegentheil faum denfbar 
iſt; entfernte Anzeigen dagegen find folche auf Thatfachen 
gegründete Vermuthungen, die viele andere Mögligfeiten 
zulaffen und daher nur als trüglich gelten Fönnen ). 
Man Fann jedoch in vielen dringenden Fällen nur die 
Probabilität, nicht die juriftifche Gewißheit der ndicien, 
verlangen, indem eine Verfolgung derfelben bis auf die 





43) Mehr oder weniger annähernd ft diefe Theorie jener von 

Feuerbach, a. pn O. $. 536. Martin, a.a. D. ©. 262. 
Heffter, a. a. O. $. 651. und bef, Stübel, a. a. D. 
§. 1888, Kieinſchrod, 0.0.0. ©, 59, 

44) Bei diefen kommt eigentlich die Hausſuchung am öfteften vor: 
denn faft jeder Verbrecher geht darauf aus, fich oder die vers 
bächtigen Objecte zunächſt im Haufe eines Dritten zu verfteden. 

raverend, Traité de la legisl. erim. (Bruxel- 
les 1852) T. L. p. ‚20, 

#5) real. Mittermaier, Lehre vom Beweis genſtadt 

3854) ©, 418. V. G. O. Act, Si, 86, 7.80, 
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hBerfte Spur fo weitläufig und zeitraubend werden Fann, 
18 eine förmliche Specialunterfuhung. Wenn alfo eine 
Anzeige actenmäßig fo conftatirt ift, daß der Inquirent, 
ohne dem Vorwurfe des Leichtfinnes ausgefegt zu feyn, fie 
für glaubhaft halten fann, fo fteht der Vornahme der 
Hausfuhung Nichts mehr im Wege, es müßte denn feyn, 
daß die Anzeige nicht beftimmt genug auf eine gewifle Pers 
fon hindeutet. Um die Sache jedoch Plarer zu machen, 
muß angeführt werden, in wie weit man fich mit dem uns 
nlffändigen Beweife eines Indiciums begnügen kann. 


Bekanntlich Fönnen Indicien duch alle Arten des 
Sciminalbeweifes hergeftellt werden, alfo durch richterlichen 
Nugenf&bein, duch Kunftverftändige, Geftändniß, Zeus 
gen und auch wieder durch Zufammentreffen von Neben⸗ 
umftänden. Wenn der Augenfchein, wegen Dunkelheit *) 
odee ftörender Einwirkungen *), vorläufig nur unvolls 
fommen eingenommen twerden, oder die Erpertife eine nur 
oberftächliche Prüfung anftellen fann; wenn der Zeitpunft 
noch nicht da ift, die Zeugen zu beeidigen, das Geftänds 
niß nicht erfchöpft oder die Nebenumftände nicht insge⸗ 
fammt erhoben werden fönnen, fo ift der Beweis formell 
noch mangelhaft, darf aber dennoch vom Inquirenten zum 
Zwecke der Hausfuchung benugt werden; und zwar des⸗ 
halb, weil fie, wie vorhin ſchon angedeutet wurde‘, nicht 
in die Hauptunterfuhung, fondern in das Vorverfohren 
oder zur Inſtruction des Proceſſes gehört; fie kann wohl 





46) Die meiften Verbrechen werben bekanntlich bei Nacht ver 
übt; der Inquirent aber, der feine Thätigfeit bis zum Tages⸗ 
anbruch verfchieben wollte, würde fich großer Verantwortung 
ausſetzen. | 

47) Hierzu gehört: namentlich ein Auflauf von nenglerigen oder 
aufgeregten Menfchen. Die Regeln des Augenfcheins find übris 
gend am beſten entwickelt in Mittermater, Lehre von Bus 
weile $. 38. F 
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im Specialverfahren noch vorkommen“), muß aber nicht ! 
bis dahin verfchoben werden. Auch ift fhon durch die: 
oben aufgeftellte Definition dargethan, daß fie nur darauf r 
. audgeht, die Subjecte und Dbjecte der That in die Hände x 
des Gerichts zu liefern, mithin eine borbereitende, und = 
feine erläuternde Handlung ausmacht. Man wird alfo ı 
auch zugeben müſſen, daß fein vollkändiger Beweis ihrer ı 
Vorbedingungen, wie bei andern Proceßhandlungen, er: - 
fordert werden darf. Findet Feine fehleunige Einfchreitung : 
Statt, fo it ihre Erfolg fat immer pereitelt, und fo lange : 
darf man es nicht anfteben faffen. 
| Zu den nahen Indicien darf man 5. B. folgende : 
- zählen: Ä 
a. Anmwefenheit am Plate der That unter verdächtigen 
Umftänden; 
b. vorausgegangene Drohung; 
c. außergerichtlihes Geſtändniß; 
d. früherer Befig eines auf dem Plage gefundenen "ns 
ftrumente® ; 
e. Denunciation eined geftändigen Mitfchuldigen ; 
f. Erwerbung von Inſtrumenten oder Stoffen, die zur 
Vollfiihrung der That nothivendig find; 
g. Veräußerung einzelner zum Corpus delicti gehörens 
den Gegenftände; 
h. Flucht oder dazu geoffenbarte Abficht. 
in vollftändiges Regifter derfelben niederzufchreiben, wäre 
ein vergebliche8 Unternehmen, weil jeder neue Kal eine 
neue Anzeige mit fich bringen fann. Um fo weniger laflen 
fich die entfernten Anzeigen aufzählen, da fie in allen mög⸗ 





48) Spätere Hausfuchungen , in einem Beitpunfte vorgenommen, 
200 fich die Verdächtigen ſchon ganz ficher glauben , liefern oft 
ein beſſeres Refultat, als die frühzeitigen. Man kann aus dies 
dem Stunde die Rachſuchung in demfelben Haufe mehrs 
als auflelen. 
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ihen. Abftufungen vorfommen und ihre Würdigung jedes⸗ 
nal dem praftifchen Verſtande überlaffen bleibt, der theil® 
ihre factifche Grundlage, theils ihren Zufammenhang mit 
dem Verbrechen '”) zu unterfuchen hat. Viele concludente 
Rebenumftände Fönnen oft dringender, als der Beweis 
durch Einen claffilben Zeugen, zue Hausſuchung beftims 
men; wie 3. B. wenn Jemand fein Wohlgefallen an einem 
Stauenzimmer öfter autgefprochen, nad deſſen Ausgäns 
en fich erfundigt, eines Tags denfelben Weg wie daf 
kibe eingefchlagen hat, von da erhitt zurückkam, ſich 
ine Zeitlang einfchloß und dann denfelben Abend viel Geld 

erzehrte, — wer würde auf die Nachricht, daß jene 
Scauenzimmer genothrüchtigt und beraubt worden fey ) 
finen Augenblick anfkehen, bei der: indicirten Perfon Haußs 
ſuchung vorzunehmen, wenn gleich alle Berdachtögriinde, 
einzeln betrachtet, fehr ſchwach find? 2 

Es verfteht fich jedoch, daß ebenſowohl, wie die 
Anzeigen, auch die Gegenanzeigen “) reiflid erwogen und 
berückſichtigt werden müffen. Dies fann nur aus dem 
Srunde nicht immer vor der Hausfuchung gefchehen, weil 
Riemand beffer, als der Inculpat die für ihn fprechenden 
Bermuthungen anzugeben weiß und ein fo umſtändliches 
Vorverhör in der Regel unthunlich iſt. 

Nun bleibt aber noch der weitere Beſtimmungsgrund 
zur ſpeciellen Hausſuchung, nämlich der des ſchlechten kLeu⸗ 
munds, zu betrachten übrig. Dieſer iſt zwar meiſtentheils 
nicht mehr und nicht weniger, als ein entferntes Indi⸗ 





49) Das Trefflichſte hierüber ſindet man i mittermater, 
Lehre vom Beweife. 402 —407. 416 

50) Diefer Fall ift unlängft in hiefiger Gegend vorgefommen, und 
Der Inculpat wurde ducch die Kraft: der Sabieien zum Sefhihds 
niſſe gebracht. 

51) Mittermoier, a. a. 2.5. 19a. " 


u 
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cium“ꝰ), und e8 wurde vorhin gefagt, daß nicht auf Eines 
allein Hin, fondern nur mehrere entfernte Indicien jenee F 
Schritt gerechtfertigt erfcheine; fchlechter Leumund wurder> 
aber befonders hervorgehoben, weil er offenbar eine Aus = 
nahme begründet. ' 
>. Wenn irgend ein Verbrechen gefchieht und durchaus 
feine Spur des Thäters vorhanden ift, fo ſieht man fick. 
zunãchſt nach denjenigen Perfonen um, die bereits in Eris= 
winalunterfuchung ftanden und zu einer Strafe verurtheiltie 
oder doch ale verdächtig) entlaffen wurden. Dies find 4 
Leute, zu denen man fih der That verfehen fann, weil 
fe (bon Proben ihres verbrecherifhen Hanges abges m 
legt haben. | 0 r 
Subjecte, die unlängft erſt aus Zucht s oder Arbeits⸗ = 
häufern zurückkommen, ftehen der gefeglihen Ordnung y 
nach unter polizeilichee Aufficht, und es ift daher gar nichts ; 
Beſonderes, wenn die Polizei, aus Weranlaflung eines | 
vorgefallenen Verbrechens, Nachfuchung bei ihnen anſtellt, 
indem alle Tage und alle Stunden nachgefehen werden | 
darf, wo fi der Verdächtige aufhält und wie fein Haus⸗ 
wegen beftellt ift. Jede Bedenklichkeit würde aber dann | 
ſchwinden, wenn ein Verbrechen in Frage fieht ), wie | 
das Subject ſchon von gleicher Art eines begangen hat“). ; 


— 
89 Eine geſetzliche Anzeige nah P. G. O. Art. 28. 6. 1., wo 

es heißt: „Od der verdacht eyn ſolche verwegene und leichtfer⸗ | 

tige Perfon fey, daß man fich der Miffethat zw je verfehen 
E 5 Vergl. Puchta, Dienſt deutſcher Juſtizämter Br. UI. 


53) Absolutio ab instantia; Klagfreierklärung. Mitter⸗ 
maier, Strafverf. $. 186. 


. 54) Nach dem gefeslichen Ausdrucke: „Ob bie felbig perfon, 
dergleichen miffethat vormals verübt, underftanden habe, oder 
beziegen worden fey.” P. G. D. a... O 


. 65) Berg. Schulze, Leitf. der Entw. der philof. Prine. des 
bürgerl. u. peinl. R. 5.236. 241. Abegg, die verſch. Straf⸗ 
sehtötbeorien ( Neuſtadt a. d. O. 1835) ©.23— 26. 
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Allerdings muß ein Mack und Ziel in der Verfol⸗ 
umg oder Beobachtung verdächtiger Perſonen feyn. 
Neuere Geſetze befchränfen die polizeiliche Aufficht auf eine 
gewiſſe Anzahl von Fahren‘°), und auch die Praris gefteht 
gern zu, daß Leute, die in üblem Rufe ftanden, für ehrs 
ih anzufehen find, wem fie eine geraume Zeit hindurch 
feißig arbeiteten und ſich in guter Sefellfehaft aufhielten. 
Bei folchen kann dann auch Feine Hausfuchung wegen 
(Hlechten Leumundes mehr Statt finden. 

Es muß hier twiederholt werden, daß der Inquirem 
ichte Klügeres thun kann, als vor dem Vollzug der Haus⸗ 
kbung feine Enticheidungsgründe in die Acten niederzun . 
kgen; er wird alddann gewiß nicht leichtfinnig verfahren, 
ſendern von feinem Plane abftehen, wenn er die Vers 
bachtsgrüinde. bei der Zufammenftellung nicht getwichtig 
genug erkennt. Man hüte fich- übrigens vor einer Zag⸗ 
haftigkeit, die. alle Hausfuchungen, weil Die Möglichfeit, 
Kichts zu finden, immer vorhanden if, lieber. unterläßt, 
um nicht die Gefahr einer Compromittirung herbeizuziehen. 
Bein Beamter bedarf mehr.des Muthes, als der Eriminals 
Unterfuchungsrichter ”). Er hat es mit Sauter Menſchen 
zu thun, die entweder an Bosheit oder Schlauheit ihres 
Gleichen fuhen, oder, wenn fie befler find, ein fo em⸗ ' 
pfindliches Ehrgefühl Haben, daß fie bei der geringften An⸗ 
näherung über Beleidigung °”) ſchreien. Wenn aber die 
56) 3. 3. Entwurf eines Strafgefegb. für Baden 


$. 29. 30, wo Ein Jahr als Minimum und fünf. Jahre (wohl 
zu enge) ald Marimum beftimmt find, 

57) Sobald man mit guten Gründen gewappnet iſt, kann man 
Die müfigen und boshaften Zungen über fich ergehen laffen. Ein 
Eriminalbeamter darf fir um dis aura popularis Nichts be⸗ 
tümmern. 

58) Stübel, a. a. D. $. 1885— 89. hat die über diefen Punkt 
geltenden Regeln mit vorzüglicher Schärfe aufgeftelt. Doch 
möchte für die Behauptung, daß man bei „gemeinen Leuten '’ 

dreiſter zufahren dürfe, ale bei „ Standesperfonsn” , (met 
ein sechtliches Fundament gu finden ſeyn. 
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Gründe zur Hausſuchung hinreichend find, fo muß man fie, 
unbefümmert , twelder Erfolg dabei herauskomme, vors 
nehmen: denn jeder Verftändige wird einfehen, daß auch 
ein guter Richter irren kann, und daß die Hausfuchung, 
wenn fie noch fo griindlich vorgenommen wurde, nie ein 
ſicheres Refultat liefert, indem Stein für Stein 
abgetragen werden müßte, um endlich fagen zu Fönnen, 
daß in einem Haufe gar Nichts verborgen fey. . 
Umgefehrt fann man aber auch Hausfuchung in ges 
wiſſen Fällen unternehmen, ohne daß die erwähnten Vor⸗ 
bedingungen dazu vorhanden find, wenn ein Erfolg zuvers 
Säffig ") su erwarten ſteht. Denn der Inquirent, welcher 
in einem Haufe wirklich den Thäter oder das Eorpus des 
lieti findet, Eönnte nur von einem’ pedantifchen Gerichts⸗ 
hofe einen Verweis dafiir bekommen, daß er zu voreilig 
eingeſchritten ſey. Es ift aber gefährlich, folche Abwei⸗ 
- dungen von der Regel zu machen, und deswegen Fan 
Kein Wohlmeinender dazu rathen. 
Eine fehe empfehlenswerthe Einrichtung wäre übri⸗ 
gend die, daß das :.Unterfuhungsgericht Jedem, bei dem 
eine Vifitation vorgenommen und nichts Werdächtiges ges 
funden wurde, und der außerdem nicht mehr indiciet ift, 
ein foriftlihes Atteſtat über diefes Ergebniß zus 
ſtellte °°), von welchem er jeden Gebrauch machen und es 
fogar in öffentlichen Blättern abdeucen lafien darf. Wenn 
näms 
: 69) -8. B. wenn eine glaubhafte, wohleingeweihte Perfon dem 
Nichter privatim und unter der Bedingung, daß die Anzeige 
nicht artenmäßig werde, einen Verſteck verräth ; oder wenn das 


3 einer Perfon fo llend iſt, d 
eine Saat darauf ableiten it end if daß ſich pſochologiſch 


60) Dies könnte ungefähr fo lauten: „In U. ©. _. ſ. w. 
wird dem N. N. auf Verlangen bezeugt , daß bei der in feinem 
a vorgenomienen Ban hen nichts Verdächtiges 

gefunden wurde.” ©, au einſchrod, im (alten 
de⸗ Er. 3 “ Bd. II. St. ill, ©. 49, ’ ) Ar iv 





| 
| 


| 
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sämlich für die Maaßregel der Hausſuchung ein weiter 
Spiefraum ftatuirt wied, fo muß auch für Satisfaction 
geſorgt feyn, im Fall ein Unfchuldiger In Verdacht gezogen 
wurde. Der Verf. hat ſchon die Erfahrung gemacht, daß 
Leute, die Miene machten, Befchwerde zu führen, ſich ganz 
beruhigt zeigten, wenn ihnen eine @hrenerflärung gegeben 


murde. Da eine Hausfuchung nur den Anfang eines Bes - 


weiſes oder Verdachtsgrundes vorausfegt, fo braucht auch 
der Inquirent, der ein ſolches Zeugniß ausftellt, nicht zu 
beforgen, dab man ihm Willfiir oder Ungeſchicklichkeit 
suchredet. Im -Gegentheile hat das Publicum noch weit 
krengere Begriffe über Hausſuchung, als fie die Theorie 
je einräumen wird ”), und die Präfumtion geftaltet ſich 
deshalb , wie die Sache auch ausgehen mag, ftetd mehr 
füe den Inqulrenten, als file den Hausbewohner, von dem 
man gerne glaubt, er habe nur feiner Schlauheit die Ret⸗ 
tung zu verdanken ). 

Endlich fragt es ſich noch, ob der Verdächtigte vor 
dee Hausſuchung zu verhören, oder ob es beſſer iſt, dieſes 
Berhör aufzuſchieben. Keinem Zweifel kann es unterlie⸗ 
gen, daß das Gericht ſchuldig iſt, dem Inhaber einer 


durchſuchten Wohnung die Verdachtsgründe zu eröffnen, 


die. gegen ihn vorliegen; aber ed wäre zu viel verlangt, 
wenn Dies vor dem Vollzuge der Bifitation in einem förm⸗ 
linden Verhör auf der Amtsſtube gefchehen follte, indem 
ja als dann ein Jeder, der nicht vollfommen mit Blindheit 
geſchlagen ift,, es ſich beim Nachhaufefommen zum erften 
Geſchafte machen wiirde, alle Gegenftände,, auf die das 





61) Der fchlichte Bürgerverftand meint 3. B. immer, die Haus⸗ 
uchung müfle bei allen Freunden und Berwandten einss Incul⸗ 
paten regelmäßig vorgenommen werben, fo lange noch einige 
Dbjecte fehlen. 

62) Das Sprichwort: „„semper aliquid haeret” hat in 
Beziehung viel Bahr, ‚ und es hilft dem Richter 386 
große Vorſicht empfehlen 

Arch. d. CA. 1837, 1. St. S 
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Uugenmerk gerichtet ſeyn kann, zu befeitigen. Dagegen : 
iſt es unerläßlih, dem Hausinhaber in dem Augenblice, 
wo die Bifitationscommiffion bei ihm eintritt, anzufündi- 
gen, was bei ihm gefucht-merden fol”). Da er und 
die Seinigen, wie ſich von felbft verfteht, zu gleicher Zeit 
in firengfte Beobachtung geftellt werden, fo ift es nicht 
mehr möglich, Etwa zu entfernen; fondern es bleibt blos 
die Wahl, die: etwa vorhandenen Objeete freiwillig in Die 
Bände des Gerichts zu legen, oder ſich der Unannehmlichs 
feit der Nachſuchung zu untergiehen. Erſteres müßte jedens 
falle auch der Commiſſion erwünſchter feyn, und fie wird 
daher alles Mögliche verfuchen, es dahin zu bringen. Hält 
es der Unterſuchungsrichter für paflend, fo kann er gleich 
im Haufe felbft das fummarifche Verhör zu Protokoll brin⸗ 
gen; es wird. aber in ‚der Regel befler feyn, den Haus: 
inhaber erft nach beendigtem Gefchäfte auf der Amtsſtube 
über die vorliegenden Verdachtsgründe zu vernehmen, 
theils weil das Gericht nur in unvermeidlichen Fällen außer 
dem Juſtizgebäude verhandeln foll, theils weil die Stim⸗ 
mung des VBernommenen felten, während der Anmefenheit 
einer Unterfuchungscommiffion in feinem Haufe, ruhig 
genug ift. 

- Weber die Art und Weile, wie eine Hausfuchung 
regelrecht zu vollführen ift, wird fich der Verfaſſer an einem 
‚andern Orte äußern. Hier war es blos darum zu thun, 
die Borbedingungen derfelben zu erörtern. Die in diefer 
Beziehung aufgeftellten Grundſätze werden ſich zwar vor: 
ausſichtlich des Weifalls vieler Theoretiker nicht zu erfreuen 
haben, und e8 wäre au dem Berfaffer nicht fehtwer ges 
weſen, die frengern Anſichten Lesterer mit ſehr fcbein: 
haren Sründen zu vertheidigen:. wenn aber ein Praftifer 


6) Anderer einung if Kita, 0.0. O. ©. 47. We. il; 
aber ohne Angabe h nreichender Sränte. 
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Selegenheit hat, fein Votum über folhe Kragen abzu: . 
geben, fo ift wohl feine erfte Pflicht die der Aufrichtigfeit, 
und er Fann der Wiſſenſchaft von feinem Standpunfte aus 
feinen beſſern Dienft leiften, als wenn er offen ausfpricht, 
welche Lehrfäge nach feinen Erfahrungen ſich unzureichend, 
unhaltbar oder gar zweckwidrig bewährt haben. Im Eris 
minalprocefle ift gar Vieles auf die redlichſte Geſinnung 
und Discretion des Unterfuchungsrichterd gebaut: warum 
will man fich gerade bei der Hausfuchung,, wo faft Alles . 
auf Die Beurtheilung der Umftände in jedem einzelnen 
Falle anfommt, nicht entfchließen „ der gefunden Einſicht 
des Beamten einiges Vertrauen zu fhenfen? — 
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VI. | 
Beurtheilung 
BER . ber | y 
neueſten criminaliftifhen Schriften 
Bpn 


Mittermaler. 


1) Verfuch einer Gefchichte der GSteafgefeggebung und bes 
Otrafrechts der Brandenburg Preußifhen Lande. Von 
Dr, Abegg, Profeffor in Breslau. 1835. 


F ür die Geſchichte des Strafrechts in Deutſchland kann 
nicht leicht ein mehr wünſchenswerther Beitrag geliefert werden, 
als wenn die Geſchichte der Ausbildung des Strafrechts in ein⸗ 
zelnen deutſchen Staaten gründlich bearbeitet wird, und dank⸗ 
bar freut ſich daher der Forſcher der oben angeführten Schrift 
Abegg's (die in Hitzig's Zeitſchrift für die Criminalrechts⸗ 
pflege Ir Supplementband, Abth. I. abgedruckt iſt) — Der 
Verf. ſtellt die Geſchichte nach vier Perioden auf, und zwar 

ifte Periode bis zur Eriminatorbnung von 1717 und bem revis 
dirten oftpreußifhen Landrechte von 17215 2te Periode, die 
mit dem Wegierungsantritt Friedrichs des Großen fchließt ; 
Ste Periode, die Fortfchritte der Geſetzgebung unter Friedrich 
dem Großen und feinem Regierungsnacfolger barflellend ; bie 
ate Periode beginnt mit ber Bekanntmachung des Landrechts und 
ſtellt die Fortfchritte dev Gefeggebung unter dem jegigen Könige 
dar. In der erflen Periode zeigt der Verf. S. 8, daß bie 
C. C.C. ſchon früh in den churfürftlichen Landen fich verbreitet 
babe, und daß für Pommern fchon 1566 eine Ausgabe der 
C.C.C. fidy findet; hebt die durch die Polizeiordnung Joachims 
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von 1515 angeführten ftrafrechtlichen Beſtimmungen hervor, 
bemerkt die im Lambtagsreceffe von 1527 vorkommende Bes 
ſtimmung über Unterfchleb von Morb und Todtſchlag, und 
die ſtrafrechtliche Beſtimmung über Mordbrand. Auch iſt ber 
vom Verf. ©. 19. angeführte Landtagsreceß von 1536 ſehr 
wichtig, ba er bemeift, daß ſchon das römifche Recht da⸗ 

mals ſehr verbreitet war. Auffallend ifl das (S. 20. anges 
führte) Gefeg von 1537 fiber Sottesläfterung, wo ſchon ſehr 
milde Vorſchriften abweichend vom gemeinen Rechte vorkoms 
men, Mehrere Gefege (S. 22— 28.) beziehen fi) auf eins 
zelne Verbrechen ,. oder auf Abflelung von Mißbraͤuchen. In⸗ 
tereffant find mehrere in biefe Zeit gehörige Gefegesentwürfe, 
sorzüglich die Landesordnung Johann George, worin über 
peinliche Sachen manche merkwürdige Vorfcheiften (3. B. über 
die Prozedur, über das Sühngelb, über Wilddiebſtahl) vorkom⸗ 
men, und — menn aud) bie Landesorbnung nicht Geſetzeskraft 
erhielt , dennoch) wichtig werden, um bie Anfichten ber damalit 
gen Zeit zu zeigen; bedeutend iſt daher auch die Verbefferung 
bee Lanbesordnung von 1591 (S. 44.), worin das Ate Buch 
von Malefizſachen, das Ste von dem flrafrechtlichen Verfahren 
handelt. Der Verf. bat fehr Recht gehabt, das wichtige Dos 
cument — als Zeugniß damaliger Anfichten — abbruden zu 
laſſen (S. 46 — 78.); fehr intereffant ift (&. 52.) die Stelle 
über Ehebruch, woraus man fieht, daß (die Stelle bezieht ſich 
auch auf gemeines Recht) die damalige Prarts ſchon milder zu 
werben anfing. — Merkwürbig ift auch (S. 60.) die Stelle 
über die Beftrafung der Injurien, und Anwendung der Klagen 
auf Abbitte und Widerruf; ferner (S. 68.) - über bie Fälle , in 
welchen der Inquifitionsprogeß angewendet wurde. Unverkenn⸗ 
bar war es die Abficht des Königs Friedrich I. für die Verbeſ⸗ 
ferung der Juſtiz energifch zu forgen; fchon 1713 fprach ex ſei⸗ 
nen Willen deswegen aus; eine neue Periode entſteht mit deu 
Griminalordnung von 1717, die auch für jeden deutfchen Ju⸗ 
riften wichtig wird, da fie trefflich die Anfichten bes bamaligen 
Gerichtsgebrauchs lehrt, an welche das Geſetzbuch fich am 
fließt; der Verf. zergliedert (&. 85 — 101.) das Geſetz ges 
nauer und fügt intereffante Bemerkungen bei. — Im 3.1620 
hatte ſchon für das Königreich Preußen die Reform bes Lands 
rechts begonnen ; der Verf. wirft nun (©. 106.) einen Blick 
auf das Ältere preußifche Strafrecht und giebt lehrreiche Netitke 


130. J Beufictheilung 


(S. 110.).3. B.-über das: Wehrgeld. Im Landrecht den 1620 
iſt die Darſtellung des Strafprozeſſes ſchon dem Verfahren 
nachgebildet, wie es Damhouder beſchreibt; in der Revi⸗ 

ſion von 1721 iſt überall (S. 118.) ein Anſchließen an das 
gwine Recht und den damaligen Gerichtsgebrauch fichtbar ; 
Häufig wirken ſchon geläuterte Anfichten ein. Reichhaltig fließt 
vom J. 1718 an bie Quelle bei Gefeggebung über einzelne 
Verbrechen 5; Friedrich der Größe (der bekanntlich von der herr: 
ſchenden Philofophie feines Zeitalters fich nicht. losmachen konn⸗ 
te) griff noch energifcher in die Legistation ein, ihm verbanft 
Preußen die Aufhebung der Folter (S. 137.). Der Verf. theilt 
mit Recht die intereffanten Cabinetsordres des Königs mit 
(S. 138— 145.) Wichtig find die Sefege Friedrichs des 
Großen über Kindermord, Gelbfimord. m : Auch verteilt 
man gern ‚bei der Cabinetsorbre von 1750, worin. ber: König 
die Richter- auf die Beobachtung bes richtigen Verhältniſſes zwi: 
[hen Verbrechen und Strafe aufmerffam macht (©. 149), 

obwohl freilich der König felbft, z. B. 1786. in.ber Gabinets; 
ordre über Strafe des Todtſchlags, (S. 133.) feinen Grund: 
fügen unkreu zu werben ſchien. Bekannt if die firenge Auf: 
fit, welche der König über die Verwaltung der Juſtiz übte; 
in feinen Gabinetdordres zeigt fich viel Energie, wie auch oft 
Derbheit und Willkür, jedoch geleitet durch eim Gerechtigkeits⸗ 
gefühl. Cabinetsjuſtiz haßte er; der Verf. giebt (S. 165.) in- 
tereffante Notizen. — Die Perlobe ber Negierung Friedrich 
Wilhelms IL. ift nur merkwürdig wegen vieler einzelnen Geſetze 
(8. 170.). Ein neuer Abfchnitt beginnt mit Befanntmachung 
des jetzt noch geltenden Landrechts. Der Verf. bat Mecht, 
wenn er S. 181. aufmerkſam macht, daß die damalige Zeit der 
Geſetzgebung über Strafrecht nicht günſtig war; man bedauert, 
daß der Verf. nicht in eine genauere Kritik des Landrechts ein⸗ 
gegangen iſt; an Stoff Hätte es nicht gefeblt. Er ſpricht 
S. 194. von der Reviſion des Landrechts, S. 197. von der 
Bearbeitung der Criminalordnung von 1805, und S. 208. 
von den Vorarbeiten der neuen Reviſion. Gewiß überläßt ſich 
jeder Freund der Geſetzgebung mit dem Verf. der Hoffnung, 
daß bald ein den Bedürfniſſen und dem Standpunkte der wahren 
Civiliſation entſprechendes Geſetzbuch aus dieſen Vorarbeiten 
hervorgehen werde. 
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2) Eriminaliſtiſche Jahrbücher für das Königreich Sachfen. 
Herausgegeben von B.v. Wagdorf und G. A. Sieb⸗ 
brat, . Appellationsräthen zu Zwickau. Bd. 1. Heft 1. 
Zwickau 1836. | 


3) Zur Beurtheilung des Entwurfs eines Griminalgefegs 
buchs für das Königreich Sachſen. Von Prof. Herrs 
mann. Leipzig 1836. 


4) Einige Worte zur Begrüßung bes Entwurfs zu einem 
neuen Criminalgeſetzbuche für das Königreich Sachfen. 
Leipzig 1836. Zur . 

5) Sendſchreiben an die Iandfländifchen Kammern bes KB: 
nigreichs Sachſen 1836 über die Aufklärung der Strafs 
geſetze. Bon Prof. Dr. Grohmann. | 


6) Weber den Begriff des Verbrechens aus dem Standpunkte 
Des Strafgeſetzgebers, und Über das Verbhältniß des Ber . 
gnadigungsrechts zur Strafgewalt. Leipzig 1837. 


7) Kritiſche Bemerkungen über den Entwurf zu einem Eri⸗ 
minäigefegbuche für das Königreih Sachſen. Bon Br. 
E. Vogel, Privatdocenten. Leipzig 1836, 

8) Ad novae Codicis crimin. Saxonici proposilionis 
art. 24—28. de puniendo conatu. Diss. Aem. 
Aster...Lips. 18356. 2 

9) De nimia in: jure severitate per inconstantiam et 
'jureconsultorum et legum introducta nunc qui- 
dem per majorem judicum novique codicis cun- 


stantiam tollend. Pars Vta.. Auctore Klıien. 
Lips. 1836: E er 


Vergleicht man die Gleichgültigkeit und Kälte der deutſchen 
Suriften in den Jahren 1811 — 1813, als der Entwurf zu dem 
Strafgefegbuche für Baiern und das Strafgefegbud) ſelbſt ers 
fihien, mit dem allgemeinen Intereſſe, mit welchen jegt jeher 
neue Entwurf in Deutfchlandvon den Schriftftellern aufgenom⸗ 
men wird, und Kritiken, Bemerkungen u. %. ‚hervorruft, fo 
muß man fich der Kortfchritte des wifjenfchaftlichen Lebens und 
vorzüglich ber Strafrechtswiſſenſchaft erfreuen, welche allmählig 
mehr eine praftifche Richtung annimmt, und ihre würdige Aukı 
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gabe erfaßt, auch In das Leben einzugreifen, und dahin gu wir: 
ten, daß die Kluft zwifchen Theorie und Praris verfchwinde. — 
Wie trefflich würde es feyn, wenn unfere Gelehrten bei dem 
Erfcheinen neuer Entwürfe von Gefegen die Intereſſen ber Wiſ⸗ 
fenfchaft vertreten, den nicht feltenen Widerftreit der Beftims 
mungen ber Entwürfe mit wifjenfchaftlichen Korderungen nach⸗ 
weiſen, vorzüglich die im Entwurf vörgefchlagene Faſſung ber 
Vorfchriften mit Strenge prüfen würden. Es ift begreiflich, 
daß die mit der Bearbeitung von Entwürfen befchäftigten Prak⸗ 
tiker nicht immer Muße genug haben, um allen Sortfchritten 
der Wiffenfchaft zu folgen 5; da fie aber doch den Forderungen 
dee Wiſſenſchaft Genüge leiften wollen, fo wählen fie eine in 
einem ber gangbarftien Compendien aufgeflellte Anficht und 
ſchlagen fie als Gefe& vor, während ber mit der Wiſſenſchaft 
- genau vertraute Juriſt weiß, dag eben’ diefe Anfiche nach den 
nieueren Forfchungen als unrichtig nachgemwiefen worden tft. 
Hier wilden wiſſenſchaftliche Kritiken neuer Entwürfe wohlthäs 
tig wirken und gewiß auch von denjenigen benußt Werden, 
. welche 3. B. in den landftändifhen Kammern mit Prüfung der 
Entwürfe beauftragt find, während man leider nur zu oft bei 
Bergleihung ber Verhandlungen bemerkt, daß. bie Herren, 
welche über die Entwürfe fprechen, mit ihren wifienfchaftlichen 
Anfihten um 20 Jahre hinter ihrer Zeit zurüd find. — Mit 
Freude begrüßen wir daher die oben angeführten Schriften als 
Stimmen, die im Namen der praktiſch eingreifenden Wiſſen⸗ 
fchafe fich erheben, und, wie wir hoffen, als Vorläufer Ande⸗ 
ter, die mit noch größerer Kraft die Forderungen ber Willen: 
[haft geltend machen. Uns fcheinen manche der angeführten 
Schriften noch zu ſchüchtern aufzutreten, ftatt ernft und ſtreng 
- das Amt der Kritik zu üben. Es ift zwar zu billigen, wenn 
mit gerechten Lobe das Gute, mas ein Entwurf enthält, an: 
erkannt wird; allein mic Lobeserhebungen ift nicht& gewonnen; 
und eine firenge Kritik, welche nach dem jegigen Stanbpunfte 
‘der Wiſſenſchaft und nad) den Forderungen derfelben einen Ents 
wurf prüft, vorzüglich auch firenge die Saffung der Gefege 
unteifucht (ein Hauptfehler ber meiften Entwürfe ift die Unbe⸗ 
ſtimmtheit der Mebaction) und geeignete Vorſchläge macht, 
würbe wahrhaft nüglich feyn. Unter ben Schriften, bie wir 
oben sub Nr. 5— 8. anzeigten , ift befonders die von Herr: 
mann (Nr. 3.) und von Vogel (Nr. 7.) hervorzuheben. 
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Die erſte prüft zwar nuc den allgemeinen Theil des Entwurfs, 
aber geht in ein folches Detail ein und enthält fo viele originelle 
Anfichten des mit dem Standpunkte der Wiſſenſchaft vertraue 
tm Verfaſſers, daß fie als ein Gewinn für bie Strafrechtswiſ⸗ 
ſenſchaft überhaupt bezeichnet werben muß. Der Verf. rlige 
zuerſt (S. 13 — 18.) den Ausdrud im Art. 1. des Entwurfs: 
unverfenubaren Geift und Sinn, und zeigt, daß da⸗ 
duch ber analogifhen Anwendung ber Strafgefege zu weiter 
Raum gegeben würde; er ſchlägt vor: nach der unverkennbaren 
Abficht bes Geſetzgebers; allein (f. dies Archiv Bd. III. S. 410.) 
damit iſt nichts gewonnen; alle folche Beiwörter beweifen ſelbſt 
Ne Angſt des Sefeggebers 'vor der zu weiten Ausbehnung des 
Geſetzes, allein ihre Unbeflimmtheit fichert die Bürger nicht, 
und wenn auch im gemeinen Reihte die Analogie nothwendig 
ſcheint, fo widerftreitet fie dad) gewiß dem Charalter neuer Ges 
ſezbücher, weiche Vollſtändigkeit beabfichtigen. Der Verf. 
tabelt ©. 19. die Vorfchrift (Art. A. des Entw.), daß bei Vers 
brechen eines Ausländers im Auslande zuerft die Anordnung 
bes Juſtizminiſteriums abgewartet werden ſoll; allein es muß 
body erwogen werden, baß bei foldyen Delicten manche Geſichts⸗ 
punfte vorkommen , welche wünſchenswerth machen, baß nicht 
das, oft nicht hinreichend mit allen Verhältnifien vertraute Uns 
tergericht amtlich einfchreite, fondern erſt das, alle Verhältnifie 
würbigende Juſtizminiſterium entfcheide, ob ber Staat Ins 
terefje genug bat, daß in diefem alle eingefchritten werde. — 
Nur flüchtig wird S. 26. die tief eingreifenbe, offenbar zu harte 
Zuchthausſtrafe getadelt, die nach dem Entwurfe immer den 
Bertuft ber Ehrenrechte nach fi) ziehen fol. Mit Recht erklärt 
fi) aber ©. 29. der Verf. gegen die Schärfung durch Ausſtel⸗ 
lung an den Pranger, und S. 50. gegen Art. 60, weicher - 
Detention gegen gefährlihe Verbrecher anorbnet. Errichte 
man Arbeits- oder Beflerungshäufer, in welche der entlaffene 
Berbreches wegen feiner Gefährlichkeit gebracht werben kann, 
und beftimme durch ein Gefeg, unter welchen Bedingungen (in 
Hannover liegt eben jegt ein freilich ber Mechte der Verwaltung 
zu weit ausdehnender Entwurf den Kammern vor) diefe Des 
tention Statt finden darf, und die Intereſſen werden dann 
weit befier gefichert feyn. Mit Recht wird S. 41. die. Lüde 
des Entwurfs gerügt Über die Verwandlung der Geldftrafen in 
Sefängnipftrafen. Die Seflattung ber Öffentlichen Wetaanın 
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machung vollzogener Strafen (Entw. 22.) findet ber Verf. 
S. 45. in der Allgemeinheit bedenklich. Wir geben dies zu, 
erinnern aber daran, daß, wenn Deffentlichkeit der Juſtiz einge: 
‚ führt wird, die Bekanntmachung bei allen Vergehen von felbft 

eintritt. Vorzüglich tadelt ©. 81. der Verf., daß der Ent⸗ 
murf nicht auch den Ehrenverluft unmittelbar an entehrende 
Verbrechen als Strafe knüpft, und dev hiftorifhen Anſicht 
folge, daß gemifie ſchändliche Handlungen Nachtheile an ber 
Ehre herbeiführen. Rec. ſtimmt bier: nicht bei; Denn entweder 
tft die Handlung wirklich fo ſehr Beweis niebriger Sefinnungen, 
daß fie mit Freiheitsftrafe beftraft wirb, oder das Geſetz broht 


feine folhe Strafe; in dem letzten Falle fo: audy keine Ehren . 


ſtrafe eintreten , weil biefe für ſich allein nie-bei dem Beſtraften 


wirkſam ſeyn wird, noch bei dem Volke Kraft hat; und auf. 


jeden Fall bedenklich tft, weil die Strafe zu ungleich wirkt, Iſt 
aber die Handlung mit einer Freiheitsſtrafe bedroht, fo hut der 
Geſetzgeber nun von dem Vorurtheile fich loszumachen/ daß 
blos eine gewiſſe Strafart entehrt, und vielmehr dem Michter 


zu geflatten ,. daß er im einzelnen Kalle auch mit bürgerlichen 
Freiheitsſtrafen, 3. B. dem Arcbeitshaufe, Ehrenverluft im Urs 
tbeile verbinde,. und jene Verbrecher z. B. Diebe, Verläum⸗ 


der u. A., von welchen der Verf. &. 53. fpricht, werden bann 
auch mit esitahrenden Strafen betroffen werden können. Auf 
jeden Fall muß der Sefeßgeber von Ehrenftrafen einen fehr fpar: 
famen Gebrauch machen. Mit Recht erklärt fich: der: Verf. 
&.59. gegen, bie Freigebigkeit mit körperlicher Züchtigung 
Ernft und nachdrücklich tabelt er S. 67. viele Vorfihriften des 
Entwurfs Über den Verſuch, insbefondere ©. 73, die: daß 
auch der Verſuch mit abfolut.untauglihen Mitteln geſtraft 
werben foll, und S. 75. die Vorfchrift, daB auch Verſuch ſtraf⸗ 
bar ift, wenn an dem Gegenflande die Nechtöverlegung ‚gar 
nicht begangen werben konnte, &. 79. die Beftrafung desjeni⸗ 
gen, der freimillig von dem Unternehmen abſteht. Gehe 
Intereffante wiffenfchaftlic begründete Bemerkungen werben 
S. 87. über den 'fogenannten eventuellen und unbeftimmsen 
Dolus - vorgetragen; eine der trefflichſten Erörterungen iſt 
©. 93 f. über die Auficht des Entwurfs, welcher gleiche und 
ungleiche Theilnehmer unterfcheidet (f. Darüber fchon Archiv III. 
&.603.). Daß hierder Entwurf die Fortfchritte ber Wiffenfchaft 
nicht berückſichtigte, Liegt ziemlich Elar vor. Auch über bie Be: 


6 
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fimmung über Anftiftung wird S.101, u. ©. 105. über bie 
Belegung bed Samilienprincipe im Entwurfe Art. 37. mit 
Recht eine Rüge vorgetragen. In Bezug auf die Frage: ob 
der Richter ermächtigt werden foll, wegen mildernder Umftände 
unter das Minimum der Strafe herabzugehen, erklärt ſich ber 
Berf. S. 114. gegen ein ſolches Recht; er hat nicht genug bes 
achtet, daß bie Frage mit dem Charakter ber Strafbeilimmuns 
gen in einem Gefegbuche überhaupt zufammenhängt (f. Archiv 
IL ©. 544 — 546.), wo das Gefeg ein weites Ermeſſen dem 
Richter giebt und ihn felbft zwifchen verfchiedenen Strafarten 
wählen laßt, iſt freilich dies Recht des Richters nicht nöthigs 
dein fo ausgemacht als der Verf. dies annimmt, ift es noch 
nicht, daß bie Beflimmung nichts taugt (f. über die öſterreichi⸗ 
(he Erfahrung Kitta in dieſem Archive III. ©. 624.). Gut 
it die Ausführung des Verf. S. 115. iiber ben Milderungss 
grund wegen verminderter Zurechnung (ben der Verf. bil⸗ 
‚igt), ©. 125. über Einfluß der Jugend, ©. 129. über Rück 
fait (Schade tft es, daß ber Verf. über bie Concurrenz bei 
Strafen fih nicht näher erflärt), S. 137. fiber die Art, wie 
der Geſetzgeber über die Seelenflörungen ſich erklären fol (Ars 
div Ill. ©. 606.), und vorzüglih S. 144. über den Noth⸗ 
fand. Unfehlbar ift das vom Berf. darüber Bemerkte das 
Vorziiglichfte, was in neuerer Zeit über den Gegenftand gefagt 
wurde. Die ganze Schrift ift mit Klarheit und Geiſt gefchries 
ben. — Die Schrift Nr. 7. enthält gleichfalls viel Beachtungss 
würdiges; die vorliegende erfte Abtheilung. bezieht ſich nur auf 
den allgemeinen Theil. Der Verf. erklärt S. VIII, daß er vor⸗ 
züglich von dem hiftorifhen Geſichtspunkte aus fi in der Eins 
leitung über das ausfprechen wolle, was nach dem felbititänbi: 
gen Bildungsgange des fächfifchen Rechts das Nachdenken ber 
Lefer zu Vergleihungen zwifchen dem Sonft und Segt zu vers . 
anlafjen geeignet ſchien. Der Verf. polemifitt S. X. gegen 
eine Aeußerung in der Schrift Herrmann's &. 10. Uns 
fheint, daß ein Mißverftändnig obwalte. Hütte Herrmanı - 
fo feine Aeußerung gemeint, wie Hr. Vogel glaubt, fo würde 
der Tadel des Lestern ganz gegründet ſeyn; allein uns ſcheint, 
dad Herrmann im Eifer (vielleicht darin die Ausdrüde 
nicht genug ſchonend) fich gegen diejenigen erklären mollte, 
welche mit vornehmer Miene (häufig weil fie mit der Wiſſen⸗ 
(haft fortzufchreiten zu. bequem waren) jede Kritil eines Eat 
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wurfs, wenn fie von den Forderungen der Wiſſenſchaft aus⸗ 


geht, als ein theoretiſches Produkt keiner Beachtung für wür⸗ 
dig balten und nur behaupten, daß man von dem rein prak⸗ 
tifchen Standpunkte ausgehen müſſe. Bas verfichen dieſe 


— [rn SE an 


Herren unter dem praktifchen Standpunkte? Häufig nur das 
Sefthalten an bem Alten, weil es bisher gut fich bewährt habe; 
fo 3. B. rechtfertigt man bie Prügel und die Strenge ber Stra, 


fen, weil dies der praßtifche Gefihtspunkt fey. Hr. Vogel 


iſt ſelbſt viel zu wiſſenſchaftlich gebildet, als daß er folchen An« 
ſichten das Wert reden möchte. Die Schrift (Nr. 7.) zerfällt 
in eine Einleitung, welche Notizen über ben Bllbungsgang ber 


Geiminalgefege im Königreihe Sachſen im 18ten Jahrhun⸗ 


dert liefert (&. 8 —40.) und von S. 41. an von ben früher 


en Entwürfen von Erhard, Tittmann und Stübel 
handelt (mit willlommenen Nachweifungen aus den über jene 
Entwürfe erfchienenen Recenſionen). Nachdem der Berf. 


S. 91. aus den Landtagsakten von ber Entftehung bes neuen. 


Entwurfs gehandelt hat, rühmt er &. 104. mit Recht bie Ein: 
fachheit und Kürze des Entwurfs und baß der Entwurf ſich 
auf Feine einfeitig feftgehaltene criminaliftifche Theorie fügt 
(daß hier eine Zäufchung obwaltet,; dürfte nicht zu verkennen 

ſeyn, Archiv III. &.405.). Dee Verf. ftellt dann S. 108, 
als Gefeggebungsprincipien auf: 1) daß die Vorfchriften zweck⸗ 


mäßig gefaßt ſeyn müffen, 2) daß fie ausführbar gefaßt feyen, . 


3) ein neues Geſetzbuch muß im Wefentlihen auf das Mate: 
rigle der bisherigen vaterländifhen Gefeggebung geftüßt feyn, 
4) die Borfchriften müfjen der Hauptſache nad) allgemein ge 
faßt feyn, 5) richterliche Freiheit ift nicht vichterliche Willkür. 
Sn der Ausführung diefer Säge kommen viele recht gute Be: 
merkungen vor, z. B. ©. 112. wie das Strafübel der zum 
Verbrechen antreibenden Leidenſchaft anpaffen müffe; allein mit 
manchen Sägen kann man nicht einverftanden feyn, 3. B. 
©. 115, daß Hffentliche Arbeiten bei Verbrechen gegen bie ge: 
fammte Stantögefellfchaft paffend feyen. Bei dem dritten 
Srundfage ift bie Ausführung ©. 121. gar mager, und doch 
wäre bier eine Hauptfrage zu erörtern gemefen. Der Verf. bat 
ſehr Recht , daß der Gefeggeber nicht im gewagten neuen Erpes 
rimenten fein Heil fuchen, fondern an das beftehende Recht ſich 
anfchließen fol; allein wie weit? Vorurtheile vererben fich, 
und bie Geſetzgebung foll fortfchreiten. Der Berf. prüft 


nun. 
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mn den Entwurf ſelbſt und handelt zuerft von ben Freiheits⸗ 
trafen (S. 140.), etinnert wohl mir Recht an bie Nutzloſig⸗ 
eit diefer Strafe, wie fie gewöhnlich erequirt wird, bei gerin- 
eren Straffällen, und hebt S. 155. ben Vorſchlag von Vezin 
ervor, den Sträfling eine heflimmte Reihe von Sonntagen 
m einfamen Kerker bei Waſſer und Brot zubringen zu laffen ; 
ver Berf. ſetzt S. 157. voraus, daß diefe Strafart nur bei 
Berbrechen aus den höheren und mittleren Bürgerklaffen und 
ei Verbrechen angewendet werde, bie nicht zu den ſchweren ge: 
dren und nicht von ergrauten Sündern verübt werden. Der 
Borſchlag verdient Beachtung, allein der Grundgedanke muß 
er ſeyn: daß die Einfperrung verbunden werde mit anderen 
lebeln, daher Einfamfeit, und felbft mit Dunkelarreſt, und 
aß fo- viel möglich (alſo bei Einfamkeit) die Belehrung vorzügs 
ih durch einen würdigen Beiftlichen angewendet werde. Dem 
Richter. muß Freiheit gegeben werden, nach Befchaffenheit der 
imſtände eine oder andere Art anzuordnen. — Gegen bie 
Prügelftrafe: bat fi) der Verf. &. 170. nicht energifch genug 
msgeſprochen. In der Lehre vom Verſuche tadelt der Verf. 
5.180. den Art. 23, weil er die Worte. aufnimmt: im. Sale 
ım beflimmten Erfolg zu den gefeglichen Erfordernifien bes 
Berbrechens gehört. Sollte e8 nicht Überhaupt zweckmäßiger 
eyn, wenn bad Gefegbuch bei den einzelnen Verbrechen durch 
ine genaue Faſſung andeutete, wann es das Verbrechen als 
ollendet anſieht und zugleich beſtimmt ſich ausſprechen würde, 
ei welchen Verbrechen es den Verſuch beſtrafen will, und über 
en Anfangspunkt der Strafbarkeit? Mit dem Generaliſiren 
ommt man nicht weit. In Bezug auf die Strafbarkeit des 
Berfuch8, der mit abſolut untauglichen Mitteln begangen. mirb, 
ft der Verf. auch nicht mit dem Entwurf zufrieden (S. 184 — 
187.). Zu wenig iſt über den Vorſatz S. 190. und über die 
inpaſſende Vorſchrift des Entwurfs wegen der gleihen und un⸗ 
leihen Theilnehmer gefagtz; und man bedauert, daß ber Verf. 
ih in Bezug auf die Milderungsgründe, Zurechnung ꝛc. 
5.195 f. nur auf Andeutungen befchränkt hat. Wir wün⸗ 
hen, daß in ben nachfolgenden Abtheilungen der Verf., wels 
her beweift, daß er hiezu die erforderlichen Eigenfchaften hat, 
ine in das Detail gehende Kritik der einzelnen Artikel liefere. — 
In der Schrift Nr. 4. kommen manche geiftteiche Bemerkun⸗ 
ſen vor, die freilich nur bingemworfene Andeutungen liefern. 


Ard. 8. €, %. 1837, I. St. 
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Nach manchen allgemein bekannten Sägen über bie ver: 


ſchiedenen Strafrechteprincipien fpricht der Verf. S. 26. feine : 


Meberzeugung aus, daß die Gerechtigkeit die Norm für die An- 
wendung, Borausfegungen, Art und Maaß ber Strafen dar- 


dieten müſſe, wobei der Befeggeber ©. 27 aber nicht dem fo= i 


genannten Princip der abfoluten Theorie huldigen, aber audı 


nicht feindlich den relativen Theorieen fidy entgegenfegen, viel: : 
mehr als Momente der Strafe vermitteln müſſe; die fländifche : 
Prüfung eines Entwurfs könne nur eine negative ſeyn (&.37.), -: 


in fofern nur darauf zu fehen iſt, daß das Gefetzbuch Feine An: 
deutung einer Strafrechtötheorie, deren Durchführung darin be- 
zweckt werde, enthalte. Rec. geftebt, daß er nicht einfieht, wie 
eine aus fo verſchiedenen, auc nicht juriftifch gebitdeten Män: 
mern beftehende Verſammlung dies bewirken fol. Wenn aber 


der Verf. ©. 41. fagt, daß der Zweck der fländifchen Beratbun: 4 


gen der fey: der Stimme des Bebürfniffes, wie es fidy unter 
allen Klafien des Volkes individuell geſtaltet hat, Gehe zu 
verfchaffen., fo muß man ihm in diefer Hinficht beiflimmen, 
eben fo (S. 42.), daß Über Theorieen in der Kammer keine 


Stimmenmehrheit entfcheiden könne; allein der Verf. denkt 
ſich die Sache leichter als fie iſt; bie Stände follen (S. 46.) | 
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die lebendigen "Mepräfentanten bes im Volke lebenden Rechte: 


gefühls bei Beſtimmung des Strafmanßes ſeyn: das iſt vor: 


trefflich; allein die Votanten werben doch unbewußt von einer 


ober der andern Anficht über ben Zweck der Strafe geleitet, und 
die Abfchreddungstheorie fpielt dabei feine Eleine Rolle. Der 
Verf. rechtfertigt den Entwurf (&. 49.) vor dem Vorwurfe, 
daß nach einer oder der andern Stelle ber Einfluß einer be- 
fimmten Theorie fihtbar ſey; der Verf. hat Recht; allein 
Mec. ti eben fo überzeugt, daß jene Stellen leicht einer Miß⸗ 
deutung fähig find; auch flimmt Rec. dem Verf. &. 60. bei, 
wenn er beweifen will, daB der Entwurf nur die Zufammer- 
faſſung aller im Strafbegriff liegenden Momente auf der Grunt: 
lage der Gerechtigkeit beabfichtigt habez daß dies Überall 
verwirklicht worden fen, erlaubt fid Rec. zu bezweifeln. — 
Auch. in der Schrift Nr. 6. finden wir manches Beachtungs⸗ 
würdige, vorzüglich da dev Verf. mit Recht darauf dringt, daR 
ber- Begriff von Verbrechen nicht willkürlich aufgeftellt werden 
dürfe; ‚mit der bloßen Rückſicht auf den nur äußern Zweck der 


Rechtsficherung kommt man (S. 13.) nicht durch 5 die Bemer-. 
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kungen des Vfs. jind wohl gegründet; allein wenn ber Verf. 
S. 17. als einzig ausreihendes Merkmal, wonach die Beein- 
trüchtigung der Rechte als Verbrechen bezeichnet werden foll, 
den Grad des Bewußtſeyns bezeichnet, daß feine Handlung eine 
Rechts verletzung entweder in Hinjicht eines Einzelnen oder in 
Beziehung auf die Geſammtheit der Staatsbürger fey, fo 
glaubt Rec., daB dadurch der Gefegaeber keinen feiten Anhalts⸗ 
punkt gewinne. Der Verf. will (©. 20.) Abfihe und Trieb⸗ 
feder trennen, und verfuht nad ben Zriebfedern, alfo ben 
moralifhen Seelengebrechen, die Verbrechen zu claffiffciren, 
3. B. aus der Schlechtigkeit des Willens entflünden Ehebruch, 
Staatsverbrehhen, Beleidigungen ; aus der Niedrigkeit der Ge: 
finnung alle Berbrechen,, die auf ber Lüge beruhen ꝛc. Dies 
ift alles recht ſchön und ſcharfſinnig, allein man mag in dem 
philofophifhen Compendium bie Triebfebern auf biefe Weiſe 
abfondern, im Leben fließen fie in einander. Wohin gehört 
denn bie Triehfeder bei der Kindesausfegung, wenn das Mad⸗ 
chen das Kind bei Leuten ausfegt, von benen es weiß, baß fie 
Lange ſich ein Kind wünſchten und ſich freundlic, deffelben ans 
nehmen werden? — Wo ift ein Griterion, an welchem ber 
Geſetzgeber voraus erkennen kann, welder Grad des Bewußt⸗ 
ſeyns zum Grunde liegt? Wo findet er bei der Frage: ob die 
Befchädigung, die Uebervortheilung. bei Verträgen, bie Sobomie 
ein Verbrechen fenn foll, einen Anhaltspunkt? — Uns ſcheint 
bei vielen Fragen nur die wohlverftandene Griminalppliti die 
Beantwortung zu liefern. Der Verf. durchgeht einige Artikel 
des Entwurfs (S. 26.) und lobt die Beſtrafung mancher Hand: 
lungen, die man in neuerer Zeit. häufig als nicht ſtrafbar er; 
fennt; 3. B. er will das furıum possessiones usus elc. 
minder beftcafen; er muß von feinem Standpunkte aus die Be- 
frafung des Verſuchs auch mit untauglihen Mitteln (S. 36.) 
und nad) dem moralifdhen Sefichtspunete auch den Art. 26. des 
Entwurfs rechtfertigen, welcher auch denjenigen beitraft, ber 
freiwillig von dem Unternehmen abfteht. — Rec. läugnet 
die vom Verf. S. 40. angegebene Erfahrung, daß ein Verbres 
dyer mitten in der begonnenen Unternehmung von der Vollen: 
dung der That feltener aus wahrer Neue abftebt, als folche bei 
Miedererftattung, der geftohlnen Sachen zu präſumiren ift. — 
Uebrigens flimmt auch Rec. in den Wunfc) des. Vfs. (©. * 
ein, daß ein höheres ſittliches Princip leite; nur glaubt 
2 
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nicht, daß der Geſetzgeber deswegen die Gränze überfchreiten 
dürfe, bie feiner Wirkſamkeit durh die Rückſicht auf 
das Außere Stantsleben gezogen if. In Anfehung 
der Beynadigung hebt der Verf. S. 51. mit Recht die würdige 
Seite diefes erhabenen Rechts hervor, und ſieht darin eine Nach⸗ 
hülfe für die Rechtsvermirkiihung; dies müßte aefeglich mehr 
hervorgehoben werden (S. 55.). Wenn der Verf. S. 69. glaubt, 
dab die Strafmilderung wegen verminderter Zurechnung (wobei 
er S. 60. viel myſtiſche und von keinem praßtifchen Crimina⸗ 
tiften zu bilfigende Säge vorträgt) beffer erfegt werden tünne 
durch eine Erklärung der Gnadengemalt, daß fie für folche Fälle 
befondern Anſpruch auf Ihre Berüdfichtigung für begründet er: 
achte, fo irrt er ſehr; das Princip der Gerechtigkeit und die 
Griminalpolitit erklären ſich dagegen, daB hier erſt der Begna⸗ 
diger nachhelfe; auch befindet ſich der Verf. in einer gewaltigen 
Täufchung, wenn er ©. 65. von biefer Ausdehnung ber Be: 
gnadigungsgemalt einen ginftigen Einfluß auf die Beſſerung 
det Verbrecher erwartet. Dee Verf. macht noch einige Vor⸗ 
ſchläge (S. 65.) Über das Begnadigungsrecht, z. B. daß der 
Megent erkläre, welche Motive ihn leiten wiirden (dies würden 
größtentheild allgemeine Phrafen feyn), oder daß die Richter in 
einzelnen Fällen gebunden feyen, den Verbrecher ber Gnade zu 
empfehlen, fo wie der: Verf. eine eigene begutachtende Com: 
miffion vorfchlägt. — In der Schrift Nr. 5. fucht der unermüb: 
liche Grohmann (den wir von dem Vorwurfe einer ungerech⸗ 
ten und zu heftigen Polemik gegen Abegg nicht freifprechen 
Eünnen) feine oft ſchon mit Feuer vertheibigte Ueberzeugung mie: 
ber geltend zu machen, daß die Todesſtrafe aus dem Gefegbuche 
geftrichen werde. Wie wollen die bekannten. Griinde für und 
wider nicht wiederholen; Mec. glaubt, daß unfte Schriftſteller 
in der Lehre von der Todesſtrafe noch immer zu ſehr in allge⸗ 
meinen Süßen ſich gefallen, ſtatt die ernſte Frage der Noth⸗ 
wendigkeit mit Benutzung ſtatiſtiſcher Nachweiſungen und der 
Stimme der Erfahrung zu würdigen. Wenn der Verf. S. 10ff. 
ſich gegen manche andre Strafarten des Entwurfs, vorzüglich 
gegen körperliche Züchtigung erklärt, ſo ſtimmt ihm Rec. gern 
bei. Die Art, wie der Commiſſionsbericht der ſächſiſchen Kam⸗ 
mer dieſe Strafart zu rechtfertigen ſucht, befriedigt weder den 
wiſſenſchaftlich gebildeten Juriſten, noch den Praktiker. Nicht 
ungegründet iſt auch der Tadel des Verfs. S. 41. über die Art, 
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wie der Entmurf über bie Aufhebung der Zurechnung wegen 
Seelenftörungen handelt; die Erörterung enthält viel Wahres, 
nur bedauert man, baß er keine Vorfchläge macht, wie benn 
der Geſetzgeber die. Beftimmung ausdrüden fol; die Faffung iſt 
ſchwierig; der Verf. fcheint es ©. 42. zu tadeln, wenn ber 
Entwurf nur auf die offenbaren Seelenkrankheiten ſich bezieht; 
man fragt: foll denn aucd die fogenannte amenlia veculta 
von dem Gefeggeber bereingezogen werden? Die Sache ift 
ernſt, aber auch ſchwierig, da in neuerer Zeit ein feiner Ma: 


terialismus der Aerzte zu ſpuken anfängt. Bedenklich möchte 


es ſeyn, wenn man dem Verf. S. 55. folgen wollte, ber auch 
da, wo das Bemußtfeyn auf bas dußerfte getrübt iſt, einen 
Grund der Unzurechnungsfähigkeit annehmen wollte — Die 
Schrift Ne. 8. iſt eine akademiſche Diſſertation, die ſich die 
Aufgabe ſetzte, die Artikel, welche in dem ſächſiſchen Entwurfe 
von dem Berfuche handeln, zu prüfen. Vorzüglich ſucht 
der Verf. &. 16 — 24. die Meinung derjenigen zu widerleuen, 
welche ben mit untauglihen Mitteln verübten Verſuch als ſtraf⸗ 
108 erklären wollen. Der Verf. thut es mit Gefhidlichteit, 
vorzüglich indem er zeigt, baß zwifchen dem, der z. B. Gift 
giebt , aber ohne es zu willen Stoffe beimifcht, welche das 
Gift unmirkfam machen, und dem, welcher Zuder ſtatt Gittes 
giebt, Bein Unterſchied fey, und die Gegner inconfequent wären. 
Dem Rec. fcheint, daß aud) in diefer Lehre das Generalijiren 
viel geſchadet habez man fpricht immer von dem Judergeben 
beim Giftmorde; denke man doch auch an andere Fälle, 3. B. 
bei Kindesahtreibung u. a. Der Gefeggeber mag mandje Hund: 
lungen flrafen, quia res mali exempli est; aber er muß des: 
wegen nicht din Begriff bes Verſuchs auch da anwenden, mo 
z. B. Jemand um feinen Feind zu tödten fympathetifche Mit: 
tel anwendet. Auch den Urt. 25. des Entwurfs rechtfertigt ber 
Verf. 5.25, nach welchem alfo auch ein Verſuch ſtrafbar iſt, 
wenn der Gegenfland, an welchem das Verbrechen verübt wer⸗ 
den follte, gar nicht eriftire, 3.8. wenn A, ſchon todt war, 
ala B. ihn tödten wollte. Die Gründe find nicht überzeugend. 
Die Vorfchrift des Entwurfs (Art. 26.), nach welcher auch ber 
fretwillig von dem Unternehmen Abftehende Strafe leiden fo, 

tadelt der Verf. (S. 27.) mit Recht. Gut ift dabei die Aus: 

führung (S. 32.), daß die Straflofigkeit in diefem Sale nach 
jeder Strafrechtstheorie (abfoluten und relativen) gershyiettun 


— 
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wird. — Die oben sub Nr. 2. angeführte Zeitfchrift iſt zwar 
nicht unmittelbar nur auf den neuen fächfifchen Entwurf gerich- 
tet, verdient aber wegen ihrer Beziehung auf ſächfiſches Recht 
bier eine Anführung. Das vorliegende erfle Heft enthält einige 
mit Geift und praftifhem Sinn gefchriebene Abhandlungen, ob⸗ 
wohl Rec. wünſchte, dag die Redaction ftrenger in ber Wahl der 
Eriminalfälle feyn möhte. — Die Abhandl. Nr. 1. (von&ieb: | 
drat) über eine im anfcheinenden Widerfpruche mit ſich ſelbſt 
flehende Entfcheidung bezieht ſich auf den Fall, wo Mehrere wegen 
des nämlichen Delicts angeſchuldigt find und in Anfehung des Eis 
nen bie That als erwiefen, in Anfehung des Andern als nur wahr: 
fcheinlich angenommen werden muß. Nähere Erdrterungen wären 
bier wünfchenswerch gewefen. Die Andeütungen des Vfs. find 
gut: Inder Abhandl. 2. (S. 87.) find von Hrn. Appellations⸗ 
gerichtsrath Krug Erkenntniffe zur Erläuterung der Grund⸗ 
füge über Verbrechen gegen das Eigenthum mitgetheilt. Die 


Faͤllo find nicht vorzliglich intereſſant; nur einige Bemerkumgen 


des Vfs. in den Noten, z. B. über die Zuſammenrechnung 
ber Strafen, verdienen Beachtung Die befte Abhandlung iſt 
bie Ne. 3: Beiträge zur Beweistheorie des ſächſ. Criminal: 
prozeſſes mit befonderer Rüdficht auf den neueflen Entwurf — 
von"Appell. G. R. Krug (S. 50). Nur die erfte Abthei⸗ 
lung bes Auffages liegt vor. Der Verf. prüft die Urtheilsfät- 
lung durch Geſchworne und die durch rechtögelehrte Richter, und 
die noch jegt in Sachfen übliche Anficht, daß nur, wenn der ſub⸗ 
jective Thatbeftand durch Gefländniß oder zwei Haffifhe Zeugen, 
der objective Thatbeſtand durch felbftfländige von dem Geſtändniß 
unabhängige Beweismittel erwiefen fey, die orbentlihe Strafe 
erfannt werden könne. Recht gut find S.57. die Bemerkungen 
über Geftändnig (mit Anführung einiger Fälle, wo fich bie Trüg⸗ 
lichkeit des Seftändniffes zeigte). Der Verf. prüft, wie durch das 
Wegfallen der Folter fich die Verhältniffe änderten, legt befonders 
auf art. 16.C.C.C. Werth, und glaubt, daß die Praris Unrecht 
gehabt habe, wenn fie ſich jetzt nicht auf Indicien die volle Strafe 
zu erkennen getraute, er rügt die SSnconfequenz der Praris, 
welche ſich für berechtigt hält, eine geringere (gleichfam außer: 
ordentlihe) Strafe auf Indicten zu erfennen. Die eigene An: 
licht des Vfs., wie er fie für eine neue Geſetzgebung empfiehlt, ° 
wird erft in der Kortfegung der Abhandlung vorfemmen. Der 


Jul IN. bezieht fi) auf einen Gattenmeord, bei welchem das 


® 
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Appellationsgeriht ausführte, daß Bein Grund vorhanden fey, 
Begnabdigung eintieten zu lafjen. In V. ift ein (nicht vorzüg: 
lich intereffanter) Fall angeführt, wo ein Angefchuldigter von 
tem Berdachte abfichtlicher Branditiftung freiaefprochen,, wegen 
Sigenghumsbeeinträchtigung geftraft worden ift. Der Fall VI. 
enthält die, wie Rec. glaubt, völlig gerechte WVerurtheilung 
siner Perſon megen flrafbarer Verwahrloſung ihres Kindes, 
Zn Nr: VII. erklärt fi) der Herausgeber (Siebdrat) über 
den Sinn ber Formel bei ber Losſprechung: „geftulten Sachen 
nach“, und meint, daß fie auf die Fälle paffe, wo die dem In⸗ 
culpaten beigemeffene an ſich ftrafbare Handlung vollftändig ers 
miefen ift, daneben aber befondere Umſtände vorhanden find, 
weiche die Handlung fiir diesmal als ſtraflos erfcheinen laffen, 
1. B. bei Nothwehr. So lange die fächfifche Praris diefe For: 
mei kennt, muß fie freilic, dev Richter beibehalten ; aber zwed: 
mäßig find alle diefe gefchsaubten, dem Volke unverflänblichen 
und efrien Hinterhalt ausdrüdenden Formeln nit. — Gern 
führen wir endlich die Nr. 9. oben genannte Schrift eines Manz 
nes an, den die gelehrte Welt als einen gründlichen Schriftftels 
ter hoch achtet, der aber aud) in der langen Reihe von Jahren, 
in welchen er in Wittenberg ud Leipzig als Richter wirkte, 
durch fein edles Beſtreben den Geiſt einer verfländigen Milde 
su verbreiten, verdiente Verehrung ſich erworben bat. Won 
ihm find in ben legten Jahren 5 Programme erfchienen, welche 
unter dem oben angeführten Titel durch Nachweiſungen ber 
Härte der Gefege und der Pflicht der Richter, in der Fortbil⸗ 
dung bes Rechts auf eine befjere Praris einzuwirken, bezweck⸗ 
ten. Das obengenannte (legte) Programm berückſichtigt fchon 
den Neuen (eben als der Verf. fein Programm ſchrieb) erfchiene: 
nen Entwurf. Intereſſant ift die Nachweiſung, wie in Leipzig 
zwifchen dem Schöppenftuhl, der immer die jirengere Meinung 
sum Grunde legte, und der Fakultät, welche der mildern hul⸗ 
digte, eine Verſchiedenheit der Anfichten entſtand. — In 
neuefter Zeit wurde der Schöppenftuhl aufgehoben; das Appel⸗ 
Intionsgericht würde als competent erklärt. Der Verf. macht 
p. 20 ff. auf einige der Punkte aufmerkfam, in melden vors 
züglich die Meinungsverfchiedenheit fich zeigte, fpricht vorzüg⸗ 
lich p. 24. über die Rückſicht auf das jugendliche Alter, und 
durchgeht am Schluffe die verſchiedenen Strafbeflimmungen- 
bes neuen Entwurfs. Möchten die von dem würdigen Manıe 
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pP. 51. gegen törperlihe Züchtigungen kräftig ausgeſproche⸗ 
nen Worte und die p. 59. aufgeftellten Anſichten über ben 
Charakter eines neuen Stafgefegbucds wohl gewürdigt mer: 
den! — Teefflih fagt der edle Verf. p. 54: Wer an ber 
Geſetzgebung Theil nehmen will, bedarf eben fo fehr ‚reicher 
Wiſſenſchaft als reicher Erfahrung über die Wirkungen ber 
Geſetze. — 


10) Die gemeinrechtliche Lehre vom Majeftätsverbrechen und 
Hochverrath, mit beftändiger Rückſicht auf die Verfchiedens 
beiten der Doktrin, Praris neuer und alter Gefeggebuns 
nen, aus den Quellen entwidelt von J. H. Zirkler, 
Oberjuſtizrath in Tübingen. Stuttgart 1836. 


Es gehört zum Modetone, bie Ausfprüche bes gemeinen 
Rechts Über Majeflätsverbrechen und Hochverrath als bie aus 
dem tyrannifchen Geifte römifcher Smperatoren und dem fervils 
fien Geiſte der römiſchen Suriften entflandenen Beftimmungen 
zu verfchreien.. Solches Gefchrei kann freilich nur von denjenis 
gen kommen, welche mit dem Geiſte der Quellen ſich befreun: 
bet haben. Weder den legibug, über ba6 criıuen ınajestatis, 
noch den Zuriften, die fie commentirten, kann der Vorwurf 
gemacht-werben, daß fie die wghre bürgerliche Freiheit vernich⸗ 
ten wollten, und nicht einmal ber Suftinianeifhen Sammlung 
kann die Abſicht untergefchoben werden, daß durch die Vor⸗ 
ſchriften über crimen majestatis einem tyranniſchen Syſteme 
gedient werden ſollte. Dagegen iſt es wahr, daß in den Stel⸗ 
len, die man auf Staatsverbrechen beziehen kann, viele ſind, 
welche theils nur polizeiliche Anordnungen oder temporär noch: 
wendig gewordene Maaßregeln enthielten, daß ferner unter ben 
Ausfpriihen römifcher Kaifer einzelne vorkommen, die feiner 
Rechtfertigung fähig find, daB es auh an Beiſpielen nicht 
fehle, welche bemeifen, daß man unter einzelnen Kaifern bie 
Majeflätögefege mißbrauchte, und daB man von jeher aus den 
Stellen des Corpus juris über crimen majestalis, eben 
weil fie unbeflimmt gefaßt waren, oder weil man fie aus dem 
Zufammenhange riß, ein Syſtem aufzubauen fuchte, welches 
der bürgerlichen Freiheit höchſt bedrohlich war, und dazu diente, 
daß man diejenigen, welche man gern ſchuldig finden wollte, 
auch fchuldig finden Eonnte. Auch muß man ehrlid) ausfpre: 
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hen, daß manche ber Juriſten, weldye in den redlichſten Ab: 
ſichten ein Syſtem über Hochverrath aufftellten, nicht daran 
dachten, wozu man ihr in der Studirflube ausgefonnenes Sys 
ſtem mißbraucen konnte, und mißbrauchte. Deſto dankens⸗ 
werther iſt jeder Beitrag zur gründlichen Entwickelung der Lehre 
aus den Quellen, und davon, daß das vorliegende Buch einen 
ſolchen Beitrag enthält, iſt Rec. überzeugt. — Der Verf. er⸗ 
klärt ſich in dem Vorbericht über die Mißverſtändniſſe in der 
Lehre, über die neue Schrift von Weiske, und macht Be 
merkungen über einzelne ſtaatsgefährliche Handlungen, In dem. 
Werke felbft fpricht ex zuerft von, den Schriften vu „grünes 
bufch und Diek, erklaͤrt fi) gegen die Meinung 5) baß bie 

erduellio in dem criınen majestatis untergeganges ſey; er 
zeige nun (©. 6.), daß von bem Begriffe von perduellio fols 
gende Verbrechen umfaßt worden fepen: 1) das der Leberläufer 
und Verräther, die mit auswärtigen Feinden ſich verbanden; 
2) Umſturz der beftehenden Staatsverfoffung; 3) Aufruhr; 
4) Berlegungsgrundfäge; 5) wenn Jemand einen einzelnen , 
Bürger in Keindes Gewalt brachte. Der Grundgedanke bei 
dem perduellis fey der eines Feindes geweſen (S. 10.). Der 
Berf. fammelt Beweife (S. 15.) von der Fortdauer bes judi- 
cii perduellionis. — Erſt die Entflehung der quaest. per- 
petuae bilbete eine Krifis (S.18.), und in den fpäteren unru> 
bigen Zeiten verminberte ſich der Begriff politifcher Verbrecher 
(©. 23.). Die veränderte Lage der Dinge gab bem alten Pers 
duellionsprozeß eine andere Richtung, auch bie indirecteren unb 
feineren Angriffe auf Sicherheit und Ehre des gemeinen We⸗ 
fens mußte durch Gefege erreicht werben, und bie mit der alten 
perduellio vergefellfchafteten Verbrechen mußten auf beſtimmte 
Sränzen ober Arten ber Tödtung zurüdgeführt werden; fo ents 
ftand die lex Julia majestatis (S. 82.), biefe nahm die noch 
praktiſchen Fälle der perduellio in fih auf (S. 37.), aber die 
perduellio blieb noch praktiſch für die ſchwerſten Fälle. Man 
dehnte bald das crimen ınajestatis auch auf Aeußerungen 
aus (S. 41.). Die in der 1. 5. Cod. vortommende Ausdeh: 
nung auf Angriffe gegen die höchſten Staatsbeamten (viel Wich⸗ 
tiged ©. 51. gegen Gothofred) war nicht neu, fondern con: 
fequent ſchon nad) republikaniſchen Anfichten (S. 54.). Das 
crimmen ınajest. wurde begangen gegen das Ganze, gegen die 
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moraliſche Perfon des Staats (&.63. liber das Verhältniß zur 
vis publica). @in Angriff gegen das Volk geſchieht gegen 
dufſejbe als Herrſcher, oder als Gemeinde, ober Regierung, - 
oder Verfaſſung, oder obrigkeitlihe Autorität (S. 71.). 
auptangriff in der erſten Rückſicht gefchieht durch Verbindung 
it dem auswärtigen Zeinde (S. 73.). Gegen das Volk ale 
Gemeinde ‚wird Verbrechen begangen dur eollegium illici- 
tum ©. °,\. (mo freilich der Verf. S. 83. weit geht, und 
tüchtig rgliſirt). Mit den Affociationen geht er flrenge 


a it dad, was allerdings in aufgeregten Zeiten bet 
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feindlich —* Gegenliberftehenden Parteien paßt, zur allgemeinen | 
Anſicht.“,“ Ueber factio, seditio, turba kommen gute | 
Bemerkuligen &. 89. vor, wo man jebod) tvieder Zweifel gegen . 


feine Anficht von der turba haben muß. Die unter dem Ge: 
ſichtspunkt der Gefährdung der auf Untheilbarfeit und unwider⸗ 
ftehlichee Gewalt beruhenden obrigkeitlichen Autorität ſtehen⸗ 
den Verbrechen werben S. 97. zergliedert. — Oft kann ber 
Verf., defien Scharffinn fein und gewandt römifche Stellen-anar 
Infirt, von dem Vorwurfe nicht freigefprochen werden, daß er 
moderne publiziflifhe Anſichten in das römifche Recht hereins 
trägt, 3. B. ©. 105. über das Waffenzufammenfchleppen ꝛc.; 
dagegen kommen über manche Fälle bed crimen ınajestatis, 
3. B. Befreiung des Gefangenen, von Fälſchung öffentlicher 
Urkunden u. A. ſehr wichtige Bemerkungen vor (S. 106 — 
117). Auch iſt die Entwickelung (S. 118.), wie weit durch 
Angriffe auf den princeps das crim. majest. begangen wurde, 
fehr gut — Ausführlich handelt der Verf. (&. 122.) von den 
Injurien gegen den princeps und der bekannten 1. un. Cod. 
si quis imper. ınaledie, Der Verf. ift firenge, und er hat 
Recht, wenn er von Menſchen fpricht, welche fhamtos und 
frech ſich die Beſchimyfung der Majeltät zum Zwecke machen, 
ober die Läflerungen al® ein wohlberechnetes Mittel brauchen, 
um die Achtung vor ber Regierung zu untergraben, nur muß 
man Perfonen diefer Art nicht mit denjenigen znfammenwerfen, 
die in augenblidlicher Aufwallung oder in Unzufriedenheit (viel⸗ 
leicht über, einen unglüidlihen Ausgang des Prozefjes) einmal 
unziemliche Aeußerungen machen. Daß man nicht eine Tren: 
nung des Negenten in das was ihn als Privatperfon betrifft, 
und das was ihn als Megenten angreift, machen dürfe, ift 
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ihtig (S. 133.), nur muß man nicht zu weit gehen und auch 
ke Aeußerungen Über Regierungshandlungen, für melche in 
onftitutionellen Staaten der Minifter verantwortlich ift, her⸗ 
nziehen. Daß der Verf. die Verfolgungen wegen Injurlen 
nicht grundlos ausdehnen und vernünftige Redefreiheit ſchüten 
will, zeigt die Ausführung S. 185 — 140. — Bel der Ents- 
widelung des crimen majestatis nach dem neueften römifchen 
Rechte (S. 144.) zeigt ber Verf., daß es auf den böfen Vor⸗ 
ſat ankomme; er billigt S. 150. die Anficht, daß zur per- 
dnellio eine ſolche Entfchtebenheit und Feſtigkeit des Vor⸗ 
ſahes gehört , die ſchon einen beflimmten Plan mit darauf be: 
techneten Mitteln faßte, und zeigt nun (S. 157.), daß zwis 
den perduellio und crimen majestatis eine Bradverfchieden- 
heit Deftand und die erfte auf das Marimum ging ; und zer> 
gliedert (S. 165 — 185.) bie einzetnen Fälle ded Hochverraths; 
überalt findet man feine und juriftifch mohlbegrändete Bemer⸗ 
kungen , aber auch manche zu harte Aeußerungen, bie von uns 
verfländigen Richtern leicht mißbraucht werden können (3. B. 
©. 186.). Schwerlich hätten römiſche Juriſten, wie Ulptarı, 
fo räfonnirt, wie ber Verf. es that. Gern verweilt man dagegen 
wieder bei feinen Ausführungen über Manifeftation des ani- 
mus hostilis &. 194. und der Auslegung ber 1.7. 8. 6. D. 
ad leg. Jal. und S. 198. Über die Ernftlichkeit der böfen Ges 
fnnung. Auch verdient &. 202. die Aeußerung, über die 
fehlerhafte Faſſung ber Sefege In modernen Geſetzbüchern, wohl 
ine Berückſichtigung. in Grundgedanke, den der Verf. 
(nad Roßhirt) durchführt, iſt der, daß eine Handlung zwar 
oft nicht perduellio tft, weil e8 an der Ernftlichkeit des böfen 
Vorſatzes fehlt, daß fie aber dennod, als Verbrechen gegen den 
Staat flrafbat feyn müffe (S. 203.). Der Hochverrath kann 
nah ©. 207. audy ohne offene Gewalt , durch bloße Lift verübt 
werben 5 bier wird S. 209. von der Verführung des Militärs 
gehandelt. — Was nun nicht unter Hochverrath gehört, iſt 
nah ©. 216. nach dem neueften römiſchen Rechte einfaches 
Majeſtaͤtsverbrechen; bieher rechnet er den coetus und con- 
ventus, die seditio, die maledicta in prindpem (S. 227.) 
die Kälte, welche ad similitudinem laesae majest. bes 
firaft wurden (S. 228.). Gut ift, was der Berf. S. 231— - 
256. fiber die Unterlaffung der Anzeige des Hochverraths ſagt, 
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und S. 239. bemerkt, daB es bei Hochverrath nicht blos auf 
das objectiv Gefährliche, aber. auch nicht allein auf die fubr 
jective Gefährlichkeit anlommt,, und daß man in Bezug auf bie 
leste fich hüten müfle, zu Tendenzprozeſſen zu gelangen. — 
Auch verdient legislativ Beachtung , was ©. 246 — 253. über 
geheime Gefellfhaften und Gomplot bemerkt if. Den Abs 
ſchnitt IV. (S.261.) über die Modificationen des gemeinen 
Rechts durch das deutfche hätte man ausführlicher gewünſcht; 
die Berufung darauf, daß die 1. 5. God. in bie deutfchen Quel: 
len überging, genügt nicht; daß man bei ſchweren hochverräthe⸗ 
eifchen Angriffen von Seiten der mit dem römifchen Rechte ver: 
trauten Suriften ſich gern auf römifche Stellen berief, ift rich: 
tig, allein man thut Unrecht, wenn man deswegen glaubt, 
dag das ganze römifche crimen wajestatis in Deutfchland 
praktiſch wurde 3 bie art. 124. 127. C. C. C. müffen aus ben 
Parallelftatuten jener Zeit interpretict werden. Daß im heuti- 
gen Rechte; der beutfche Hochverrath nach ben Gefegen über 
-perduellio, feinem Thatbeſtande nach, betrachtet werben muß, 
ift richtig (S. 273.), allein bie Schwierigkeit liegt nicht in den 
offenen gewalttätigen Angriffen, fondern darin, wie weit man 
alle im römifhen Rechte unter crimen majestatis geftelte 
Handlungen aud noch als Staatsverbrechen beftrafen darf, 
und mie weit bie Vorbereitungshandlungen oder ercentrifche 
Reformationsplane unter den Staatöverrath fallen, oder gar. als 
Verfuche des Hochverraths zu beftrafen find. Hier hat der 
Verf. gewiß Net, wenn er gegen died Hineinzwängen. unter 
die Verſuchsgrundſätze fic erklärt. (Beachtungswürdig ift hier 
auch dad ©. 283, über die Vorbereitungen Bemerkte.) Viel 
confequenter iſt es, wenn man von eigenen Delicten fpricht. 
Der Berf. hat Reht, wenn er S. 288. von der Verwirrung 
in der Doktrin fpricht, allein wenn man auch gern feinen leg= 
ten Andeutungen folgt, fo vermißt man doch die Begrün: 
dung einer eigenen beflimmten Meinung bes Vfs.; wir wün- 
fchen ſehr, daß er, der mit den Quellen fidy gut vertraut ge: 
macht hat, Bar und beflimmt, mit genauer Bezeichnung. des 
Thatbeftandes zufammenftele, was im heutigen Rechte als 


Hochverrath zu betrachten, und was ald Staatsverbrechen nady ' 


den Vorfchriften Über crimen ınajestatis zu beſtrafen ift. 
Die Hauptfache ift, daß in der Kortbildung des Rechts gar 
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wele Handlungen, melche die Römer zum crimen majestalis 
schneten, als eigene Verbrechen hervorgehoben worden find, 
+3. Aufruhr, Befreiung eines Gefangenen; und daß andere 
in den Sragmenten der Juriſten über crimen majestatis das 
hin gerechnete Handlungen, die bei den Römern vielleicht einen 
ſchlimmern flaatögefährlichen Charakter hatten, bei uns durch 
polizeiliche Mittel hinreichend abgeiwendet werden können. Ein 
Schriftſteller, der diefe Lehre gründlich, praktiſch und legislativ 
behandeln wollte, müßte vorzüglich auch die Arbeiten der enge 
liſchen Schriftfteller über tr&ason benugen. Bladftone’s. 
bekanntes Buch ift in diefer Kehre kein ficherer Führer. 


— en. — en 


Halle, gedruckt in der Gebauerſchen Buchdruckerei. 
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vi. 
Veber 


die Fortfihritte der Sefegsesun 
en Bezug auf den Strafprogeß 
und Du) 
die Forderungen, welche an den Sefeggebet 
geſtellt werden fönnen | 
x — Von .. . 
Mittermaier. Be 


(Forfſetzung des Aufſatzes Nr. I. im vorigen Gefte.) 


$. II. Criminalprozeßordnung des Kantons, 
Waatland. 


Wenn auch unverkennbar der frangöfi ſche Code dein- 
struction: den Verfaſſern des waatlündiſchen Code vog⸗ 
ſchwebte, ſo überzeugt man ſich durch eine genauere Ver⸗ 
gleichung bald, daß der letzte originell bearbeitet iſt und 
vielfache Berbefferungen ehthält, obgleich die Heütp. es 
rimente, die man darin aufſtellt, nicht immer. alen For⸗ 
decungen. entfpröähen. Wir Wolle, DR vaik RG xWo 
ar. 8. CA. 1887. II, Gt. 
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tigften Beflimmungen unfere Leſer befannt machen und ı 
erſt im Verfolge des Auffates auf das Detail zuriicfoms 
gen. In dem Titel Preliminaire find unter den alle | 
gemeinen Vorfchriften merfwürdig art. 7, nach welchem 
der Antrag auf Anwendung der Strafen nur den hiezu von 
dem Geſetze bezeichneten Beamten gebührt, und der Ans 
trag von Amts wegen geftellt wird. — Die Klage wegen | 
Entfhädigung fann von denjenigen, die durch ein Vers 
brechen beſchädigt wurden, zugleich und vor den nämlichen | 
Richtern angebracht werden, welche über den Eriminals | 
punft entfcheiden. Nach art. 9. bewirkt der Verzicht auf | 
die Eivilflage nicht die. Aufhebung oder Suspenfion der 
Steafverhandlung. Ein wegen eines Verbrechens einmal 
geſetzlich Losgeſprochener kann wegen der nämlichen That | 
nicht mehr vor Gericht geftellt werden (119. Ausliefe⸗ 
‚sung eined Waatländers oder eined Fremden fann nur 
nach Genehmigung des Staatsraths erfolgen (13.). Dee 
ordentliche Gerichtsftand der Verbrecher: ift (i3.) der des 
begangenen Verbrechend. Wer aufer dem Canton fich 
eines Verbrechens gegen die Sicherheit des Staats, der 
Falſchung Der Siegel der oberen Staatsbehörden, oder der 
nationalen, gefeglichen Eours habenden Münzen fehuldig 
macht, wird in dem Santon nach den waatländifchen Ges 
fegen unterfucht und gerichtet (15.). Als Uufgabe der ges 
richtlichen Polizei ift die bezeichnet, die Verbrechen zu vers 
folgen, die Beweiſe derfelben zu fammeln und die Thäter 
den Gerichten zu überliefern (20.). Der Generalprocus 
rator und feine Subftituten haben im Laufe der Unters 
fuchung nur das Recht der Requifition'), daher die Unter⸗ 


A) —— erkt leicht, daß Be Amtsverrichtungen der Staatsbe⸗ 

hörde hier weit mehr eingeſchränkt find, als in Frankreich. 

. ee Borfehuift michi Dr 1 der Bor —* Staats⸗ 
>» wie. van uygden u er yue trangere 

— — 
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Sungsrichter sum Anfang einer Unterfuchung aufzufors 
ken und in jeder Lage der Sache bis zum definitiven 
Schluſſe der Vorunterfuchung die Mittheilung der Acten 
zu fordern oder Binficht davon zu nehmen, auf Vervolls 
fländigung derfelben anzutragen und fonft paffende Anträge 
zu fielen (28.). Der Staatsrath hat die Aufficht über 
die Staatsbehörde, giebt ihr die nöthigen Inſtructionen, 
allein er kann ihe nicht vorfchreiben, welche Eonchufionen 
fie ellen foll, oder den Lauf der Unterfuchung aufhalten 
oder fuspendiren (25.)°). Die Unterfuchungsrichter haben 
Vie Verbrechen zu erforfchen und zu verfolgen, Klagen und 
Anzeigen aufzunehmen, die Worunterfuchung zu führen 
und Vorladungen zu erlaflen (26.). So oft fie eine Uns 
tefuchung beginnen, haben fie der Staatsbehörde dies mit 
Angabe der Thatfachen, wegen welcher Unterfuchung eins 
geleitet wird, anzuzeigen (27.). Sie fünnen aus gewiſ⸗ 
fen Gründen Tecufi rt werden (32.). Der Friedensrichter 
nimmt die Anzeigen oder Klagen wegen der in feinem Bes 
örfe begangenen Berbrechen auf, und überfendet fie dem 
Unter ſuchungsrichter. In Fällen des flagrant delit, 
oder wo Gefahr bei dem Verzuge ift, fann er auch in, 
Abweſenheit des. Unterfuchungsrichters auf der Stelle Pros 
tolle aufnehmen, die Notizen fammeln, Zeugen vers 
hören, Hausfuchungen vornehmen, jedoch mit dem Auf 
trag, ſogleich den Unterfuchungsrichter in Kenntnig zu 
fegen und möglichft Die Sachen im Stande, wie er fie fins 
det, zu laſſen. Er kann auch die Vorladungen, felbft. 
Arreftbefehle erlafien (37.), hat aber dann die Aufträge 
des Unterfuchungsrichters zu befolgen. Auch der Präfeck 
(oberer Verwaltungsbeamte) Fann in dringenden Fällen, 
wenn ein Verbrechen verübt ift, und wenn der Unter, 


| . 


2) Wichtig wegen der größern Unabhängigkeit der Graakte 
bebörde. 
ML 
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fachungs⸗ und Friedensrichter nicht da find, Protofolle : 
aufnehmen und die Notizen fammeln, jedoch fogleich den : 
bezeichneten Beamten die anzeigen (41.). Der Bürgers - 
meifter hat ebenfalls in dringenden Fällen Rechte, die erfte 
Information aufzunehmen (45.). Der Richter beginnt 
-eme Vorunterfuchung entweder von Amts wegen, oder | 
anf den Antrag der Staatsbehörde, oder. auf Klage oder 
Anzeige (57.). In Fällen des flagrant delit, oder went, 
der Richter auf irgend eine Art erfährt, daß ein Verbres 
chen verübt worden, trifft er fogleih die vorlänfigen Ans 

ſtalten, um das Verbrechen zu. conftatiren und die Thätee : 
zu entbedfen. Um zu bezeichnen, was flagrant delit ift, 
hat man den unbeftimmten und fehr verfänglichen Artis 
fel 41. des franzöfifepen Code aufgenommen, weil man, 

wie das expose des motifs fagt, die Sache nicht beffer 

auszudrücken mußte. Dies ife ſchlimm, und wenn audy 

in Waatland nicht fo viel Gefahr begriindet ift als in 

Ftankreich °), fo follte man doch in einem Gefegbuche 

feine ſo unbeftimmte Borfchrift aufftelfen, die, wie wir 

zeigen werden, fehr gut zu entbehren if. Im Falle des 

delit flagrant ift jeder, Staatsbürger berechtigt, den 

Schuldigen ſogleich zu ergreifen und ihm vor den Unter: 

ſuchungs⸗ oder Friedensrichter 2c. zu führen; auch kann 
in dieſen Fällen der Richter den Angeſchuldigten unmittel⸗ 

bar, ohne daß es eines Mandats bedarf, ergreifen oder 

vorführen laſſen. Das Project legte den Staatsbürgern 

(anders bei Staatsbeamten) keine Verbindlichkeit auf, Ver⸗ 

brechen zu denuncilren; die Commiſſion des grand con- 

seil ſchlug diefe Verbindlichkeit vor, allein mit Necht 

wurde diefer Artifel nicht angenommen; der Artifel 64. 

fagt nur: toute personne à la vocation de denon- 

cer. Wozu dies? Das Gefeg muß gebieten oder vers 
— - 


9 van Muyden|.,c. p,8%. 
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sten, aber nicht blos ermahnen. Das Gefeg bezeichnet 
"Me Urt, wie Sagen und Anzeigen aufzunehmen find 
(71-—-75.). Wenn der Unterfuchungsrichter eine folche 
nicht annehmen oder nicht benugen will, fo Fann die Pars 
tei an die. Anklagsfammer-fih wenden (72.), welche dann 
entfheibet. — Zuerſt hat der Richter den Thatbeftand 
berzuftellen, Yugenfchein vorzunehmen 2c. (76.) und davon 
die Staatsbehörde rechtzeitig in Kenntniß zu.fegen, welche, 
wenn fie nicht erfcheinen Fonnte, einen neuen Augenfchein 
fordern fann (77.). Leider ift Hier das Geſetz — ähnlich dem 
ftanzöfifiten Code — fehr lückenhaft über die Aufnahme 
des That beſtandes; art. 83. fagt nur, daß der Richter 
GSachverſtändige beiziehen fann. Dies ift: nicht genug; 
denn man weiß, mie oberflächlich eben in Kranfreich dee - 
Tharbeftand in den Fällen gewaltfamen Todes, Vergif⸗ 
tung 2c. bergeftellt wird, teil die Inquirenten zu wenig 
von der gerichtlichen Arzneifunde willen. Gut ift art.96, 
welcher verlangt, daß dem Uingefchuldigten die Namen dee 
Gahverftändigen mitgerheilt werden, um feine Recufas 
tonsrechte auszuiiben. — Der mit der Unterfuchung bes . 
uftragte Richter Fann überall, wo er glaubt, daß dies 
ne Herftellung des Verbrechens oder Entdedung der Thä⸗ 
te müglich ift, Hausfuchung vornehmen (98.), jedoch 
me vermöge eines fpeciellen, die Perfonen und Die 
Begenftände der Hausfuchung bezeichnenden Befehls diefes 
Richters, und nie (wenn nicht Gefahr auf dem Verzuge 
R) nach Sonnenuntergang und vor Sonnenaufgang. Gut 
ind mande Vorfchriften über Formen, die vor Willfür 
hügen follen (100— 110.). Die franzöfifben Beftims 
mungen über die Arten der Mandate find beibehalten, 
aber Flarer gefaßt (111 — 130.) Man fieht nur nicht 
genug, warn jedes Mandat erlaffen werden fol. — Nah 
art. 131. werden die Ungefchuldigten en etat d’arresta- 
tion gefegt — vorbehaltlich der Fälle ; wo das Bern Ve 
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proviſoriſche Freiheit gegen Eaution zu erfennen geftattet. 
DIE Vorſchrift gab Veranlaffung zu großen Discuffionen. 
Da man — offenbar zu hart — die Verhaftung jedes 
Inculpaten in der Vorunterfuchung ald Regel aufftellte, 
fo fuchte 'man die Ausnahmen fehr einzufchränfen. Nach 
art. 172. darf die proviforifche Freiheit erfannt werden, 
wenn der Richter glaubt, daß es in der Unterfuchung Feine 
Störungen erzeugt, daß die Eaution hinreichende Garantie 
gewährt, daß der Ineulpat nicht entflieht und feine Kreiheit 
nicht während des Prozefles mißbraucht. Der Richter 
entfcheidet über das Befreiungsgefuh nah Vernehmung 
der Staatsbehörde und der Eivilpartei; gegen feine Ent⸗ 
ſcheidung fönnen ſowohl diefe legteren ald der Inculpat an 
die Anflagefammer appelliten (174) Das Marimum 
der Caution fann nie 4000 France überfteigen. Die vers 
f&iedenen Vorfchläge *) befriedigen fo wenig als die Finals 
eedaction. Mir glauben unter andern Beftimmungen vors 
ſchlagen zu können, welche eben fo den Staat als die indis 
diduelle Freiheit fügen. — Wenn der Angefchuldigte 
einen befannten Wohnfig hat, fo kann der Richter nur einen 
Erſcheinungsbefehl gegen ihn erlaflen (145.), der jedoch 
nach dem Verhör in ein anderes Mandat verwandelt mwers 
den kann. Erſcheint der Vorgeladene nicht, fo wird ein 
Vorführungsbefehl erlaffen. Werden durch das Verhör 
Die gegen den Inculpaten vorhandenen Indicien nicht ge: 
hoben, fo wird ein mandat de depöt oder d’arret gegen 
ihn erlaflen, während im entgegengefegten alle der Ange: 
fchuldigte fogleih in Freiheit gefegt wird, wogegen die 
Staatsbehörde und die Eivilpartei Recurs ergreifen Fön: 
nen. In Bezug ) auf die Beeidigung der Zeugen in de 
nenn 


5\ Bulletin des seances du grand conseil p. 620 — 628. 

5) Dies legte iſt fehr tadelnswerth, da die Civilpartei nie fo ge 

ftelt werden darf, daß fie durch die Verfolgung ihres Privat 
rechts den Gang des Strafprazefiss zum Nachtheil des Ange 
Elagten ſtören könnte. | 
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Borunterfuchung erheben ſich große Streitigkeiten‘). : Man 
fühlte die Unzweckmäßigkeit der franzöfifchen Beſtimmung, 
nach welcher zwei @ide eintreten; Laharpe zeigte treffs 
lich die Nachtheile, wenn man überhaupt in der Vor⸗ 
unterfuchung Zeugen beeidigt, und nach langen Debatten 
kam man endlich zur Vorſchrift (158.), daß die Zeugen 
hier nicht beeidigt, jedoch erinnert werden follen, daß fie 
in der Hauptunterfuchung eidlich vernommen werden föns 
. nen. Das‘ Gefeg enthält eine Lücke, indem gar nichts 
über die Art der Vernehmung der Zeugen (man fennt die 
Gefahren der Suggeftionen) vorfommt. — Der Richter 
fendet. die Acten der Vorunterfuchung, wenn er fie für 
vollftändig Hält, (hier bedürfte es einer näheren Beftimmung 
darüber, wenn fie als vollftändig zu betrachten ift,) an den 
Generalprocurator (1:89.), welcher fie binnen drei Tagen 
dem Präfidenten der Anklagskammer mit feiner Anſicht 
ſendet, ob die Unterfuchung vollftändig if. — Die Ans 
Magsfammer unterfcheidet dann zuerft über die Vervoll⸗ 
fändigung, und dann erhält der Generalprocurator wieder 
die Acten, der feinen Antrag über Verfegung in den Ans 
flageftand ftellt, worauf darüber, oder über Zurückwei⸗ 
fung der Sache an das Zuchtpolizeigericht entfchieden wird. 
Es kann jegt noch die proviforifche Freiheit gegen Kaution 
zugelaffen werden (1 94— 207.) Iſt auf Verfegung in 
Anklageſtand erkannt, fo wird die Anklagsacte entworfen, 

(fehe mager ift art. 207; man weiß, wie unbeſtimmt 


häufig diefe Acten in Frankreich find ,) fie wird mit dem . E 


Acten dem Director der Debatten zugeſchickt (203.). 
Die Mitglieder der Anklagsfammer können auch aus bes 
ftiimmten Gründen (251.) vecufirt werden (218.). Die 
Stiminalgerichte entfcheiden über alle Verbrechen, welche 
die Competenz der Zuchtpolizeigerichte überſteigen, und 








6) Bulletin des seances p. 598 - 616. 
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die legteren dürfen urtheilen, fo oft das Marimum der 
Gtrafe nit 300 Tage correctionelles Gefängnig, oder 
600 Francs Geldſtrafe überfteigt (222.). Der Präfident 
der Affife it der directeur des debats ’); er bereitet 
das Nörthige zur Verhandlung vor (231.), läßt die Ans 
Magsacte u. 9. dem Angeklagten ſignificiren. Der Ange⸗ 
klagte kann ſich ſelbſt einen Vertheidiger wählen, der ex 
oſſicio zu beſtellende muß Advocat oder als stagiaire 
- aufgenommen ſeyn. Der Staatsanwalt, der Angeflagte“ 
und die Cipilpartei Fönnen mit Angabe der Motive den 
directeur des debats, Richter und Suppleanten recus 
fiven; der Angeklagte allein kann peremtoriſch, d. 5. ohne 
Ingabe von Motiven aus jeder der Kategorieen, aus wel⸗ 
&er die Beifiger des Eriminalgerichts genommen werden, 
Einen und aus. der dritten Kategorie recufiren (249.). 
Eine motivirte Recufation ift zuläflig (251.), 1) wenn der 
zu Recufirende in divecter Linie (ohne Befchränfung — 
in der Seitenlinie bis fechsten Grad und bei Verfchwägers 
ten dis vierten Grad) Verwandter des Angeklagten, Bes 
fhädigten, oder der Eivilpartei, 2) wenn er das Verbres 
chen denunclrte, 3) wenn er in den Verhandlungen dars 
über ausfagen muß, 4) wenn er ein Intereſſe am Aus⸗ 
gang des Prozeſſes Hat. — (Ueber Recufationsverfahren 
art. 252 — 262.) Der Angeklagte bezeichnet 12 Tage 
vor Eröffnung der -Affife die Zeugen, welche er vorgeladen 
Haben will, und die Staatshehörde muß, wenn fie die 
Zeugen nieht auf ihre Lifte nehmen will, dies drei Tage 
nah der an fie gelangten Mittheilung dem Angeklagten 
anzeigen. Für alle Borbereitungshandlungen beftimmt 
das Geſetz gewille Friſten (265 — 272.). Die Verbands 





7) Ein eigener Gefeßesentwurf bezieht fih auf die Ernennung und 
fonftige Berchältnifle diefes Beamten. Bei der Debatte Eonnte 
man ſich nicht vereinigen, und fo ift diefer Entwurf noch nicht 
angenonmen, 


\ 
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ungen der Affife find öffentlich, wenn nicht das Gericht 
auf Antrag der Staatsbehörde oder von Amts wegen das 

Begentheil verordnet (279.). Wenn der Verteidiger fir 
fo beträgt, daß ihm der Präfident das Wort zu nehmen 
genöthigt ift, fo beftimmt er, ob die Sache vertagt oder 
ob ein neuer Vertheidiger ernannt werden foll -(286,) 
Wenn der Angeklagte fich fo beträgt, daß dadurch die Des 
hatten unmöglich gemacht werden, fo fann er nach Beras . 


thung des Gerichts entfernt und die Alfife in feiner Aw 


wefenheit fortgeführt und das Urtheil gefällt: werden, als 
wenn er gegenwärtig wäre. Der Vertheidiger führt für 
ihn die Defenfion (290.). Die Verhandlungen, werden 
auf ähnliche Weiſe wie nach dem franzöſiſchen Code d'in- 
struction geführt, nur mit einigen nicht unwichtigen Abs 
meichungen , insbefondere im Intereſſe größerer. Heilighal⸗ 
tung des Eided. Der Zeuge wird nicht ſogleich anfangs 
beeidigt,, fondern nach den Antworten auf die Generals 
frage kann die Staatsbehörde oder der Angeflagte ſech 
der Beeidigung widerfegen. ar nie dürfen beeidigt wer⸗ 
den Zeugen, die mit dem Ungeflagten im Verhättnig ‚der 
Verwandtfchaft in gerader Linie oder ald Geſchwiſter oder 
Ehegatten ſtehen, oder das .16te Fahre noch nicht erreicht, . 
oder im Zuftand des Blödſinns oder Wahnſinns fich befins 
den, oder in Folge eines Urtheils des Rechts beraubt find, 
ein eidliches Zeugniß abzulegen (306.). Der Angeflagte 
oder die Staatsbehörde können die eidliche Abhör eines Zeus 
gen hindern, der mit dem Angeflagten in der Seitenlinie bie 
vierten Grad verwandt ift, oder mit dem Befhädigten oder 
der Eivilpartei fo nahe verwandt oder verſchwägert oder 
Ehegatte defielben ift, oder am Ausgang des Prozefles ein 
Intereſſe hat, oder Geſchenke oder Verfprechungen wegen 
des abzulegenden Zeugniſſes erhielt, oder Dienftbote des 
Angeklagten oder Beſchädigten if (307.). Der zum 
Eide zugelofiene Zeuge muß ſchwören, die volle Wahrheit 
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nd nichis als die Wahrheit zu fagen, im Namen Gottes, 
und fo, wie der Zeuge wünſcht, daß ihm Gott in der 
Gterbeftunde beiftehe (308.)”). Ueber die Befragung 
Der Zeugen fommen nur die ziemlich lückenhaften franzoft: 
(hen Beftimmungen vor. ine gute neue Vorſchrift ifl 
folgende: Wenn der Zeuge, der in der Vorunterfuchung 
verhört wurde, im der Zmifchenzeit ftarb, oder nicht bei 
der Affife gegenwärtig ſeyn kann, fo wird feine fchriftliche 
Yusfage vorgelefen; allein die Staatsbehörde und- der 
Uingeflagte Fönnen die-Motive auseinanderfegen, die fie 
gehabt hätten, um die Beeidigung des Zeugen zu hindern 
£825;). Nah den Vernehmungen der Zeugen ſchließt 
der Vorſtand die Debatten, allein das Geſetz (339.) giebt 
ihm das Recht, bis zum Augenbli mo er die Audienz 
verläßt, im Intereſſe der Entdeckung der Wahrheit, den 
Schluß wieder aufzuheben. Nach dem Schluffe entwickelt 
Die Staatsbehörde die Anklage (art. 340. ſetzt hinzu: 
#il veut la soutenir) °), worauf der Angeklagte und 
fein Vertheidigee die Vertheidigung vortragen. ‘ Hierauf 
degiebt fich das Gericht in das Berathfchlagungszimmer ; 
das Urtheil wird nach der moralifchen Ueberzeugung der 
Bichree gefällt (347.). Die Fragen werden der Reihe 
nach aufgeftellt; zuerft, ob das Verbrechen, worauf die 


8) Wann wird man endlich auch In den Ländern, wo der franzö⸗ 
ſiſche Code gilt, einfehen, daß der franzöfifche Zeugeneid — 
entblößt von allen religiöfen Beziehungen — feinen Eindrud 
auf den Schwörenden macht? In den Rheingegenden nennt 
man den gewöhnlichen (nicht mit religiöfen Formen begleiteten) 
Eid, einen Franzofeneid, und die Volksmeinung nimmt ed 
leider nicht fchr firenge damit. In Rheinpreußen ift ſchon 1817 
der Gebrauch der veliglöfen Formel vorgefchrieben worden, und 
in. Zweibrücken fordern die Präfidenten der Affifen (auch ohne 
Gefeg) einen religiöfen Eid von den Zeugen. 


I) Nach dem franzöfifchen Gebrauche erklärt der Staatsprocurator, 
wenn er die Anklage felbft nicht mehr für begründet erkennt: 
Je me rapporto & ja sagesse des jurds. 
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Anklage ging, erwiefen ift, ob der Angeflagte der Thäter 
ift, ob die That nach den Gefegen ein Verbrechen ift, und 
dann um die einzelnen Schärfungs = und Milderungsgründe 
(351.). Cine Majorität von 9 Stimmen ift nothtwendig, 
um herzuftellen, daß der Angeklagte der Thäter iſt (353.) 
Um andere Fragen zu beantworten, geniigt Majorität von 
7 Stimmen. Berurtheilung zur Todesfttafe fann nur 
eintreten, wenn Stimmeneinhelligfeit da ift (355.). Das 
Geſetz beftimmt nun näher über die Entfcheidung des Kos 
ſtenpunkts, wegen Entſchädigung u. A. — Eine Ap⸗ 
pellation gegen das Urtheil findet (da nur auf innere Ueber⸗ 
zeugung die Richter urtheilen) nicht Statt; dagegen iſt 
Caſſation zuläſſig (466.), ſowohl von Seite des Verur⸗ 
theilten als der Staatsbehörde, fo oft im Urtheile eine 
falfche Anwendung von dem Strafgefeße gemacht wurde. — 
Der Berurtheilte kann Eaffation ergreifen, 1) wenn ihm, 
nachdem er verhaftet war, nicht ein Vertheidiger ernannt 
wurde; 2) wenn die Formalitäten des art. 238. (iber 
rechtzeitige Mittheilung der Anflagsacte und Zexgenlih‘) 
nicht beobachtet wurden; 3) wenn die vom Angeklagten 
bezeichneten Zeugen, deren VBorladung die Staatsbehörde 
fidernahm , nicht vorgeladen wurden; 4) wenn nicht die 
geferlich geforderte Nichterzahl vorhanden war; 5) wenn 
nicht das Bericht unmittelbar nach der Debatte zur Bera⸗ 
thung fehritt; 6) wenn nicht gehörig conftatirt ift, daß die 
Urtheile nach der gefeglich geforderten Stimmenmehrhite ers 
folgten. Die übrigen Vorfchriften des Code werden pafs 
fender bei den einzelnen Erörterungen im Verfolge dieſes 
Aufſatzes näher angegeben. 
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s 11. Eriminalprozgeßordnung bes Koͤnigreichs 
der Niederlande. 


‚Dem ſchon oben”) angeführten Geſetzbuche von 1834, 
wie es aus den Berathungen der Generalſtaaten hervor⸗ 
ging, liegt der franzöſiſche Code d'instruction zum 
Grunde, jedoch mit der Hauptverſchiedenheit, daß in 
Holland keine Geſchworne entſcheiden, ſondern die „Febt6s 
gelehrten angeftellten Richter das Urtheil fällen. In den 
übrigen Anordnungen des Code ift überall, das Streben 
des Geſetzgebers erſichtlich, eine größere Beftimmtheit der 
Strafvorſchriften einzuführen, die Vorunterfuchung gründ⸗ 
licher zu organifiren und die Bürger mehr vor Willkür 
der Beamten zu fügen: Wir wollen die vorzüiglichften 
Beſtimmungen hervorheben. Nach art. 51. werden die 
Inſtructionsrichter auf zwei Fahre von dem Provinzial: 
gerichtshofe ernannt. Nach art. 55. fann der Beamte 


der Staatöbehörde bei den Verhören des Unterſuchungs⸗ 


eichters gegenwärtig feyn, und Fragen angeben.,. welche 
der Richter ftellen fann. Der Unterfuchungsrichter muß 
auch der Staatsbehörde immer die Verhöre und einge⸗ 
fommenen Informationen mittheilen. Nach art. 58. ge⸗ 
loben die Zeugen nur (alſo hier noch ohne Eid) die Wahr⸗ 
heit zu ſagen. Nach art. 61. können Verwandte, Ver⸗ 
ſchwägerte in gerader Linie, Geſchwiſter und Verſchwä⸗ 
gerte im gleichen Grade, Oheime, Tanten, Neffen, Ehe⸗ 
gutten ꝛc. nicht genöthigt werden, Zeugniß abzulegen. — 
Ueber das Verhaftungsrecht beſtimmt art. 67: Wenn in 
Fällen, wo gegen den Angefchuldigten genugfamer Ver: 
dacht vorhanden iſt, daß eine Leibes- oder entehrende 
Strafe ihn bedroht, oder daß die Anfchuldigung auf Dich: 


— 





— 


10) €. Not. 1. voriges Set ©, 7. 
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ſtahl, Betrug, Mißbrauch des Vertrauens, Betten oder 
Bagabondiren geht, und der Unterfuchungsrichter hinreis 
enden Grund der Beforgnig der Flucht des Angefchuldige 
ten hat, fo kann er gegen ihn proviforifchen Verhaft ers 
fennen, muß aber den Verhafteten ungefäumt verhören 
und binnen 3 mal 24 Stunden an das Gericht Bericht 
erftatten, welches binnen drei Tagen zu entfcheiden hat, 
ob die Verhaftung beftätigt wird, fo daß fonft der Ange⸗ 
ſchuldigte in Freiheit gefegt wird. Nach art. 68. kann der 
Unterfuchungsrichter im Laufe der Unterfuchung jeden eines 
Verbrechens Verdächtigen Vorladung erfennen und ihn 
vernehmen. — Ueber die Eröffnung der Unterfuchung ftelft 
art. 73. eine vom franzöfifpen Code abweichende Vorſchrift 
auf. Die Staatsbehörde muß, wenn fie wegen flagranf 
delit, oder auf den Grund einer vom Unterfucbungsrichtet 
geführten Unterfuchung, oder nach vorliegenden Beweiſen 
findet, daß ein Verbrechen verübt und eine Perfon deſſen 
verdächtig ift, an das Bezirksgericht ihren Antrag ſtellen, 
worauf das Gericht entſcheidet, je nachdem es findet, daß 
die That ein Verbrechen oder Vergehen iſt (76.) In den 
Fallen, die oben art. 67. als ſolche bezeichnet find, In denen 
der Unterfuchungsrichter Verhaft erfennen kann, verfüugt 
nach (77.) das Bezirksgericht die Verhaftung. Gegen 
einen die Verhaftung verweigernden Beſcheid kann die 
Staatsbehörde Oppoſition einlegen (78.). Nach art. 86. 
kann der Staatsprocurator bei dem Verhöre des Unter⸗ 
ſuchungsrichters mit dem Angeſchuldigten gegenwärtig 
ſeyn; er kann auch Fragen bezeichnen, welche der Unters 
ſuchungsrichter ſtellen fol. Nach art. 87. ſollen keine 
verfängliche Fragen (strikvragen) an Angeſchuldigten oder 
Zeugen geſtellt werden; Fragen, worin eine Thatfache, 
die der Befragte noch nicht zugegeben hat, als währ" an⸗ 
genommen oder vorausgeſetzt wird, gehören such in Viele 
Sloſſe — Mad art. 94. fol außer dem Kae ded LE- . 
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lit Slagrant- ofne vorgängige Anordnung des Beiirks⸗ 
gerits feine Hausfachung vorgenommen werden; in Fal⸗ 
fen der dringenden Nothwendigkeit darf fie der Unter 
ſuchungsrichter auch ohne diefen Befehl des Bezirfögerichts 
‚auf Requifition der Staat6behörde vornehmen in der Wohs 
nung des Angefchuldigten, in der Wohnung , worin das 
Verbrechen verübt wurde, in Herbergen und andern öffents 
liben Häufern und Plägen. — Nach) art. 95. foll in 
Sällen, wo das Bezirfsgericht die Hausfuchung verfügte, 
Der Unterfuchungsrichter nicht befugt feyn, Schriften, 
Bücher, Papiere zu unterfuchen oder in Befchlag zu neh⸗ 
men, wenn nicht der Befehl des Bezirfegerichts ausdrück⸗ 
lich darauf geht. — Die gefchloffenen Vorunterfuhungss 
aeten werden von der Staatsbehörde an den Generalpro⸗ 
curator gefendet (104.). Der Provinzialgerichtähof (cors 
refpondirend dem Appellationshofe in Kranfreich) entfchei- 
det als Anflagefammer (aus fünf Richtern beftehend). 
Die Entfcheidungen find die nämlichen wie in Zranfreich. 
Die Eaffation ift zuläffig(124.), wie nach dem franzöfifchen 
Code. — Als Defenforen Fönnen nad) art. 128. nur die 
vor den Gerichtshöfen des Königreichs praktifirenden Advo⸗ 
caten oder Procuratoren, welche Doctoren der Rechte find, 
zugelaffen werden. — Nach art. 138. und dem Gefee vom 
28. April 1835 9.20. (über die gerichtliche Drganifation) 
iſt bei Strafe der Richtigfeit Die Verhandlung öffentli, aus⸗ 
genommen wenn da8 Bericht aus wichtigen im Protofolle an⸗ 
zugebenden Gründen das Verfahren bei verfchloffenen Thü⸗ 
ren anordnet. — Ueber abiwefende Zeugen entfcheidet ein 
neuer Ürtifel (142.), daß, wenn Zeugen, die in der Vor⸗ 
unterfuhung vernommen waren, in der Zroifchenzeit ges 
ftorben find, oder aus wichtigen Gründen nicht in der 
Sigung erfcheinen Pönnen, das Gericht die Vorleſung 
ihrer Ausfagen verordnen und darauf foviel Werth legen 
Fann, alßes nach) Vorſchrift des art. 343. Werth beilegen 
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m Pönnen glaubt "). Neu ift art. 144 a.d. über die 
kolgen des Hußenbleibens der. Zeugen. — Mad) art. 146, 
.tann der Hof auch neue Zeugen, deren Namen auf. der 
vorher mitgetheilten Zeugenlifte nicht enthalten waren, vor⸗ 
rufen und felbft eidlich vernehmen *). Nach art. 147; 
muß der Zeuge nach feiner Religion (alfo nit wie 
in Sranfreich nach der mageren von allen höheren Würden 
entkleideten Kormel) den Eid ablegen. Ueber dae Frage⸗ 
recht an die Zeugen beftimmt art. 149, daß der Präſident 
nah Berathfchlagung mit dem Gerichte weigern fann, 
daß eine vom Angeklagten oder dem Defenfor verlangte 
Frage an einen Zeugen geftellt werde. Nach art. 152, 
ſollen als Zeugen nicht gehört werden die Blutsverwandten 
des Angefcbuldigten (das Geſetz bezeichnet genau die Pers 
fonen), fein Ehegatte und der Denunciant, der für die 
Anzeige Belohnung erhielt. Ihre Vernehmung bringt feine 
Nichtigkeit hervor, wenn fie mit Zuftimmung des Generals 
procuratord und des Ungeflagten vernommen wurden. 
Sie fönnen felbft ohne diefe Zuftimmung abgehört werden, 
wenn Das Gericht es verordnet, jedoch dann ohne Eid und 
nue um Aufklärung zu geben. Nach art. 153. follen, um 
Aufklärung zu geben, aber nicht eidlich abgehört werden, 
Kinder unter 16 Jahren, Perfonen, die wegen Mangel 





11) Hier ift eine der größten Schwierigkeiten für den Geſetzgeber. 
Durch die VBorlefung der Ausfage des abweſenden Zeugen wird 
Der Angeklagte des Rechts beraubt, aufklärende Fragen an den 
Seugen zu ftellen; die Richter felbft entbehren dies Mittel und 
können den Zeugen nicht beobachten. Auch weiß man, wie 
Veichtfinnig und ungenügend die Zeugen oft in der Borunters 
fuchung vernommen werden. Die vorzulefende Ausfage kann 
aber denmoch Leicht einen Eindrud auf die Richter hervors 

- bringen. _ 
) Dies tft bedenklich, weil dann der Angeklagte, der ben eu: 

1) m vielleicht nicht kannte, fih um, ihn vorher nicht erkundigen 
fonnte, überrofcht wird, und daher. feine Vertheidigung «ihen 

ann, 


\ 
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des Berſtandesgebrauchs unter Curatel ſtehen, und Perſo⸗ 
nen, die eine entehrende Strafe erlitten haben oder 
wegen eines damit bedrohten Verbrechens in Unterſuchung 
find"). — Die Lücke des franzöſiſchen Code über ſtören⸗ 
des Benehmen des Angeklagten (in Kranfreich durch Gefeg 
som 6. September 1835 ausgefüllt) wurde im art. 161. 
fotgendermweife ergänzt: Wenn der Angeklagte auf die an 
ihn geftellten Fragen feine Antwort giebt, fo ſoll der Prä⸗ 
fident ihn an feine Verpftichtung erinnern; da® Gericht 
verordnet aber, daß dennoch mit der Verbandfung forts 
gefahren werde. Stört durch Lärmen oder Bewegungen 
der Angeflagte die Drdnung in der Sigung, fo ermahnt 
ihn das Gericht zur Stille, und wenn dies fruchtloß bleibt, 
fo wird der Angeflagte aus dem Saale geführt, die Vers 
handlung wird fortgefegt, der Vertheidiger aber bleibt 
zu der Vertheidigung verpflichtet. — Neue Artikel wurs 
den nach art. 162. eingefchaltet. Wenn fih aus den 
Verhandlungen ergiebt, daß nach den herausgeftellten Um⸗ 
ſtanden, die in der Anklagsaete nicht hervorgehoben waren, 
eine Verſchärfung der Strafe eintreten könne, ſo ſoll der 
Otneralprocurator. den Angeklagten aufmerkſam machen; 
damit er fich verantworten könne. Unterdlieb dies, fü 
darf das Gericht auf diefe Verſchärfungen feine Rückſicht 
nehmen. Das Gericht fann aber auch auf Antrag der 
Staatäbehörde oder Geſuch des Angeflagten. oder von 
Amts megen die Verhandlung fuspendiren und gndere Zeus 
gen vernehmen laffen. Wenn das Bericht nach dem-Schluffe 
der Verhandlungen fich zurückgezogen hat, fo fann wegen 
dee Wichtigkeit der Sache auch verfügt werden, daß das 
Urtheil fpäter (jedoch nie üben 8 Tage) gefällt werde. — 
— — Ueber 
— ————— —5 — Ya -ın Sraumehrätte ger. 


-- onen, der Beſchädigte, ſeloͤſt der unmittelbar am Ausdange 
Sntereffirte, als Zeugen betrachtet uud veüdiot werten - 
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leber das Zufamrhentreffen mehrerer Verbrechen beſtimmt 
art. 164, daß die Strafe des ſchwerſten Verbrechens aus⸗ 
geipeochen werden foll, daß, wenn die Strafe in Ehrloſig⸗ 
feit beſteht, auch die Freiheitsſtrafe, welche aus andern 
Gründen der Angefchuldigte verwirkt, beigefiigt werden foll. 
Henn fich ergiebt, daß der Angeklagte fchon früher — 
jedoch nach dem Verbrechen, welches den Gegenftand dee 
jegigen Anklage ausmacht, wegen anderer Verbrechen vers 
aetheilt wurde, fo foll das Gericht bei der Ausmeſſung der 
Strafe darauf Rückſicht nehmen, jedoch nie eine härtere 
Strafe ausfpeechen, als das Maximum beträgt, welches 
duech Das Geſetz auf das ſchwerſte Verbrechen geſetzt ift. 
Die Verurtheilung zur Zodesftrafe ſchließt die Erfennung 
der andern Strafe aus. Wenn das Geſetz dem Gerichte 
das Recht giebt, wegen Jugend oder Verführung durch 
Andere, nder ſonſt wegen Milderungsgriinde eine gerins 
gere als die im Geſetze gedrohte Strafe zu erkennen, darf 
! daB Gericht auch eine correctionelle Strafe ausfprechen. 
Rach art. 170. fann der einmal Sreigefprochene gegen 
dee nämlichen Thatfache nicht wieder vor Gericht geftelle‘ 
werden. Das Geſetzbuch hat im XX. Titel eine Art von 
gefetzlicher Beweistheorie gegeben, die freilich in ſehr alls 
gemeinen Ausdrücken gefaßt it. Mach art. 326. werden 
als Beweismittel nur anerfannt: 1) Beweis durch Zeugen, 
2) Geftändniß, 3) Urkunden, 4) Anzeigungen. — Nach 
art. 328. fann jedes Beweismittel durch Gegenbeweis 
umgeftößen werden. Nach art. 379: ift der Richter nie 
verpflichtet, auf den Grund irgend eines Beweismittels 
den Angeklagten zu verurtheilen,; wenn er nicht zugleich 
vollfommen überzeugt ift, daß diefer das Verbrechen, defs 
fen ee angefchuldigt ift, verlibt, oder daran Theil genom⸗ 
men hat. Mac art. 331. macht das iſolirte Zeugniß 
einee Perfon nie binreichenden Beweis; allein der Rich⸗ 
tee kann, wenn bie ifolirten und einzelnen auf urkailenet 
Hop. d.€. 3, 1837, II, Sk, Ü 
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Thatſachen fich beziehenden Zeugniffe verfchiedener Perſo⸗ 
nen darauf abzielen, durch ihren Zufammenfluß oder ihe 
Berhältniß eine allgemeine Thatfache zu conftatiren, nad 
feinem Ermeſſen den Zeugniflen volle Kraft beilegen. — 
Weber Indicien beftimmt art. 840. Unter Indicien vers 
ſteht das Gefeg alle Thatſachen, Ereignifle oder Ums 
fände, deren Dafeyn Vereinigung oder Zufammenhang- 
ſowohl unter ſich al8 mit dem Verbrechen Herfiellen, daß 
ein Verbrechen verübt ift, und welche den Thäter deflels 
ben anzeigen. Nach art. 342. wird die Beurtheilung der 
Kraft der Indicien dem Srmeflen der Richter überlafien. 
Dieſe find verpflichtet, bei diefer Prüfung mit der größten 
Aufmerffamfeit und getwifienhafteften Genauigkeit zu®erfe 
zu. gehen. Mach art. 835. reicht ein bloßes Geſtändniß 
der Schuld, wenn es durch Frine im Progefle ausgemits. 
telten Umpftände beſtärkt ift, nie zum Beweife hin. . 


§. IV. Neue [hweizerifhe Strafprozegorbnungen. 


Unter den Geſichtspunkt gemifchter Gefeßgebungen . 
in de® Urt, daß eine nicht öffentliche fchriftliche Worunters 
fuchung und eine öffentliche mündliche Hauptunterfuchung 
verbunden werden, gehören auch die neueften Geſetzgebun⸗ 
gen der Schweiz über das Strafverfahren. Wußer dem- 
bereit8 in $. II. dargeftellten waatländifchen Geſetzbuche 
enthält nur noch das Luzerniſche pom 17. Juni 1836 
eine vollftändifhe Strafprozeßordnung (aus 331 66). 
Luzern befaß fchon ein ſolches Sefeßbuch vom 18. Februar 
1827; allein dies war ungenügend wegen feiner Unbes 
ſtimmtheit und-wegen ded Mangels zweckmäßiger Grunds 
lagen, In dem neuen Geſetzbuche folgte man dere französ 
ſiſchen Anſicht (9. 1.), nach welcher die Vorunterfuchung: 

Geſchäft der genichtlichen Polizei if, Die von Amts wegen 
den begangenen Verbrechen nachfpürt, und von den Ge⸗ 
aneinde »immänneen ( Semeindevorſtehern) den Amtöftatts 


— 
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haltern, dem Staatsanwalt und dem Verhörrichter aus⸗ 
geübt wird ($.3.). Die Erften nehmen Klagen und Anzets 
gen wegen begangener Verbrechen auf und theilen den Amtes 
ſtatthaltern Alles mit, was ihnen von verübten Verbre⸗ 
hen zur Kenntniß fommt. Der Statthalter ftellt die Vor⸗ 
unterſuchung an, wenn er fie als gegriindet erfennt; bei 
Eriminalverbeechen nimmt er den Thatbeftand auf (Vor⸗ 
friften darüber wie in den deutfchen Geſetzbüchern); wenn 
ſchon erhebliher Verdacht gegen eine Perfon vorhanden 
und Entweichung oder Beredung mit Mitfchuldigen zu bes 
ſorgen ift, ann er (5. 30.) gegen den Verdächtigen einen 
Borführungsbefehl erlafien. — Beidem Verhöre, das, 
wie $. 34. fagt, nur im Allgemeinen und ohne Vorhal⸗ 
tung von Widerfprüchen zu führen ift, dürfen Feine fugs 
geſtiven oder verfängtichen Fragen geftellt werden. Wenn 
die nöthigen einleitenden Handlungen vorgenommen find, 
raft dee Statthafter zwei (dee zunächft gelegenen) Bezirks 
uüchter en, und legt ihren die Yeten vor, morauf dies 
Eollegium erfennt, od die Sache zur Criminalunterſuchung 
ſich eigne (39.). Gegen den Beſchluß findet Recurs an 
die Juſtizkammer des Appellationsgerichts Statt. Für 
den ganzen Kanton beſteht ein Staatsanwalt, der auf ſechs 
Jehre ernannt wird, und die Pflicht hat, den begangenen 
Beebrechen nachzuſpüren, fie zu verfolgen, Verhaftung 
onzwordnien, den Amtsſtatthalter zur Borunterfuchung aufs 
zufordern, Perfönen zu verhören ($. 43.). Leitet er felbft 
eine Unterfuchung ein, fo befindet er ſich in gleicher Stels 
lung wie der Statthalter ; dieſer Bat ihm von allen vorges 
fallenen fehe wichtigen Verbrechen’ fogleih Nachricht zu 
‚ erteilen: Der Cauf ſechs Fahre erıtamnte) Berhörrichter‘ 
inftrufet die: Criminalprozeſſe, welche ber Statthalter oder’ 
der Staatsanwalt eingeleitet haben, oder wo das Appels 
lationsgericht unmittelbar verfügt, Daß ‚sogleich der Wers 
_ höreichtee den Prozeß inttrutxe (Ao). Cr Weeks, 
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ann nur eintreten, wenn die Exiſtenz eines Verbrechens 
bereits wahrſcheinlich und die Perſon verdächtig iſt, Thä⸗ 
ter oder Mitſchuldiger zu ſeyn. Eine Verhaftung kann auch 
eintreten, wenn zu beſorgen ſteht, der Verdächtige werde 
Die Freiheit zur Verdunkelung der Wahrheit und Erſchwe⸗ 
rung. der Unterfuchung mißbrauchen?). Bei minderwichs 
tigen Sällen (man begreift nit, wie man fa unbeftiimmt 
fprechen. Fann) und wenn von der Freiheit des Verdächtis 
gen Fein befonderer Nachtheil für die Unterfuchung zu bes 
fürchten fteht, kann (nach $. 66.) die Verhaftung gegen 
— abgewendet werden. — Nach $. 63. kann der 

efangene nach Erkenntniß der Behörde wit Schmälerung 
der 0” oder Förperlicher Züchtigung biß 15 Streichen bes 
ſtraft sserden, wenn er durch Schmähungen, Drohuns 
gen, verfuchte Gewalt oder hartnäckige Weigerung des 
Gehorſams gegen Befehle. der Unterfuchungsbehörde fich 
eines ungebührlichen Betragens ſchuldig macht. Der Po: 
lizeiperhaft ift gelinder. als der Eriminalverhaft; der legte 
kann nur duch das Appellationsgericht und durch das 
Berhäcamt erfonnt werden (72.). In Eriminalfachen 
aͤrtheili als erſte Inſtanz das Criminalgericht, das aus 
einem-Präfidenten und vier. Mitgliedern beſteht (129.). 
Ile 14 Tage verſammelt es ſich. In zweiter Inſtanz 
enkicheidet dag Appellationdgericht, das überelk, wo ein 

pdedurtheil zu fällen ift, als Malefisgericht in Verein mit 
ſechs ſeiner Suppleanten entſcheidet. Die Richter können 
aus beſtimmten Uefachen .(1.34.) -vecufirt werden; allein 
bei dem Appellationsgericht fann der Angefchuldigte vier 
und bei dem Mafefiggerichte ſechs Richter ohne Angabe 
von Urſachen recufiren.., ‚Die Eriminalprozefle werden durch 
ein Berhöramt Die. das aus. einem, Verboöͤrtichier 
WM BL — adden 
: 29) Bis uibeltikkudt Wan dergleiche dei’ 

Giopfosse Sage) BRrk eh he. ben iii in ee Ars 
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denten des Eriminalgerichtd befteht (136.). Die Leitung 


mr 


der Unterfuchung fteht dem Verhörrichter zu (140.). Der 
Staatsanwalt Fann allen Verhören und amtlichen Hands 
lungen des Verhöramts beimohnen und Anträge ftellen, 
an welche jedoch das Amt nicht gebunden if. Wenn der 
Staats anwalt einen Informativprozeß von dem Statthalter 
erhalten oder felbft einen folchen gebildet hat, fo hat er 
binnen 48 Stunden einen Antrag an die Kammer des Aps 
pellationsgericht8 zu ftellen, welches dann entfcheidet, ob 


. die Vorunterfuchung zu ergänzen oder der Prozeß aufzus 


heben, oder Specialunterfuchung zu erkennen fey (144.). 
Bis zur erkannten Specialunterfüchung bleibt der Verhafs 
tete im Polizeiverhafte; wenn aber Specialunterſuchung 
erfannt wird, fo wird Sriminalverhaft ausgefprochen, fos 
fern nicht Griinde vorhanden find, den Angefchuldigten 
anf freien Zuß zu progeffiren. — Wenn Specialunters 
fuchung erkannt iſt, hat das Verhöramt durch Verhöre 
den Beweis der Schuld oder Unfchuld des Verdächtigen 
berzuftellen. — Ueber Suggeſtiv⸗ und captiöfe ragen 
kommen ähnliche Beftimmungen wie im baierifchen Geſetz⸗ 
buche vor. Ungehorfamsftrafen find erlaubt in den oben 
ſchon bezeichneten Fällen des $. 63, ferner, wenn der 
Angefchuldigte die Vernehmlaffung vertweigert, gar Feine 
Antwort giebt, oder durch Berufung auf anderwärtd ges 
thane Ausfagen die Antwort verweigert, oder fich taub, 
oder. ſtumm, oder wahnfinnig ftellt ($. 157.); jedoch ift 
inden Zällen des $. 157. nur enger Verhaft bei Waſſer 
und Brot auf drei Tage als Strafe zuläffig. —- Die 
Unterfuchung (f. Vorſchriften 6,449 — 192.) geſchieht, 
wie fonft im geheimen ſchriftlichen Prozeſſe. Umftändliche 
Vorfchriften enthält da8 Gefegbuch.. über den Verweis 
(6; 193— 239.) ganz nach dem Borbilde der duhed 
Gefegbicber, welche eine gejegliche Beroeisihronie nit . 


\ 


\ 
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im. Nach $. 205. macht die Ausſage eines vollgültigen 
Zeugen halben Beweis. Die Ausfagen von Zeugen, welche 


nah 9204. nicht vollgültige Zeugen feyn dürfen, gelten 


als Indicien ($. 205.). Auf Indicien kann ($. 233.) *) 
nur ein veructheilendes Erkenntniß gebaut werden, wenn ges 
wiſſe gefegliche Bedingungen vorhanden find; flatt der To⸗ 
desſtrafe wird aber 20jährige biß lebenslängliche Freiheits⸗ 
ſtrafe erfannt (235.). Wenn das VBerhöramt Alles ges 
than zu haben glaubt, was zur Unterfuchung, Beweislei⸗ 
fung und Entdeckung der Wahrheit dienen fann, fo nimmt 
es mit dem Angefchuldigten ein Schlußverhör vor (9. 240.). 
Dem Uingefchuldigten wird ein Vertheidiger beftellt, wenn 
er nicht feloft einen folchen wählte *). 88 wird eine Krift 
beſtimmt, innerhalb welcher der Staatsanwalt und der 
Angeſchuldigte und fein Vertheidiger Einreden gegen die 
Vollftändigkeit der Prozedur machen und auf Ergänzung 
antragen fann. Mach erflärtem Schluffe der Prozedur 
bat der Staatsanwalt binnen gewiſſer Friſt eine fchriftliche 
Darftellung des Rechtsfalls in factifcher und rechtlicher Bes 
ziehung und mit feinem Antrage zu den Acten au bringen 





15) ler 8 fchreibt vor: Aus Indicien entſteht überzeugende 
Scwißheit, und fomit ein volftändiger Beweis, 1) wenn mehs 
‚vere mit dem vorliegenden Verbrechen in beftimmten Sufammens 
hange fichende Anzeigen, welche einzeln volftändig erwieſen 

- find, in der angezeigten Perfon zufammentreffen, und 2) unter 
fich dergeftalt im Zufammenhange ſtehen, daß eine ſolche Ueber⸗ 
einftimmung nach dem ordentlichen Laufe der Dinge: nicht anders 
ale aus der Begehung des Berbrechens vernünftigerweile er» 
Härt werden kann, 8) überdies der Inguifit keine befonderen 
begründeten Anzeigen der Unfchufd für fich hat, &) endlich durch» 
aus Feine Umftände vorhanden find, welche die Vermuthung 

326 daß die That von einer andern Perſon verübt wor⸗ 
‘den ſey. 


416) Sehr ungeeignet iſt die Vorſchrift des g. MI, nach wel 
x der ee ae —— —8 * on 
Sht Ka in dieſem Beitgunkte ugteocıen laoı, 


ru 
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(243.). Wo fein Geftändniß des Befchuldigten vorliegt"), 
dat der Staatsanwalt und der Angefchuldigte die Zeugen 
zu bezeichnen, welche vor Gericht vernommen und beeidigt 
werden follen (244.). Der Präfident des Eriminafgerichte, 
weichem nun die Acten tiberfendet werden, fett dann einen 
Zag zur Beurtbeilung an und ladet Pärteien und Zeugen 
vor (246.). Der Angeflagte mit feinem Vertheidiger, und - 
dee Staatsanwalt find gegenwärtig. Die Verhandlungen 
find Sffentlih (250.). Der Präfident läßt die weſentlich⸗ 
Ken Prozeßacten und die Darftellung des Staatsanwalts 
ablefen; wenn fein Geftändniß erfolgte, fo werden die 
vorgeladenen Zeugen vernommen und nach der Verneh⸗ 
mung Deeidigt, worauf der Angeflagte befragt wird, was 
ee den bisherigen Ausſagen beizufiigen habe, und der 
Staatsanwalt feinen Bortrag macht. Der Angeflagte oder 
deſſen Vertheidiger trägt hierauf die Wertheidigung vor 
(252.). Die Verhandlungen werden dann gefchloffen und 
das Bericht beginnt im Geheimen feine Berathung, wobei 
dee Verhörrichter feine Bemerkungen über das Ergebniß 
dee‘ Unterfuhung machen fann””) und ſich zurüchieht. 
Nach $. 257. findet auch eine Losfprechung von der In⸗ 
fanz Statt, die aber nach Ablauf von 5 Jahren die Wir⸗ 
fung einer gänzlichen Losſprechung erhält. Dem Urtheile 
müflen vollftändige Entfcheidungsgründe beigefügt werden. 
Gegen jedes Urtheil findet Appellation Statt. — Mar 
fieht aus der Vergleichung dieſes Geſetzbuchs, daß über 
die Art der Mifchung des fchriftlichen Verfahrens mit dem 


öffentlichen mündlichen viel Unflarheit herrſcht, und daß 


17) Wie ift e8 in den Fällen, wo nur ein fogenannt qualificittes 
Geftändniß abgelegt wurde! j 

18) Dies ift ſehr tadelnswerth; denn dadurch giebt man dem Ver⸗ 
börrichter, der leicht durch die Unterfuchung leidenfchaftlich gegen 
den Angeklagten geftimmt feyn kann, ein gefährlicher TRIAL, 
auf bie Richter einzuwirken, ' 
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die fogenannte Vorunterfuchung nicht die gehörige Bebeus 
tung erhalten hat, indem das öffentliche Hauptverfahren 
eigentlich nur eine Schlußverhandlung bildet, bei welcher 
das Princip der Mündlichkeit nicht confequent durchgeführt 
ift, wie wir dies näher im Verfolge diefes Auflages nach: 
weifen werden. — In dieſem Geifte find aud die übri— 
gen neuen fehweizerifhen Geſetze abgefaßt. Im Kantor 
Bern trägt ein Gefeg von 1831 '") den Regierungt: 
ftatthaltern auf, den Thatbeftand begangener Verbrecher 
zu conftatiren und Anzeigen in Bezug auf den Urheber fid 
zu verfchaffen. Ein Gefeg vom 7. März 1854 ) giebi 
eine Inftruction zur Kührung der VBorunterfuchungen. Son: 
derbar genug wird darin von der Polizei gefagt, daß fie 
Das Recht der Meinung habe, oder des vorläufiger 
Urtheils über den Entftehungsgrund der Rechtsverlegungen 
und über die Perfon, welche der Urheber einer folchen 
feyn möchte. Das Verfahren zur Herbeifchaffung dei 
Gründe zu der Meinung ‚. daß eine Rechtsverlegung durd 
ein Verbrechen verübt ſey, und daß eine befiimmte Perfor 
der Urheber ſeyn möchte,. wird Vorunterfuchung genannt 
Die Inſtruction enthält übrigens die befannten Anweiſun 
gen zur Führung der Generalunterfuhung. Wenn fi 
nahe Anzeigen gegen eine beftimmte Perfon ergeben, fi 
theilt der Statthalter die Acten zur Hauptunterfuchun; 
dem Gerichtspräfidenten mit. in Gefeß vom 15. Decbr 
1834 *) beftimmt die Zührung der Hauptunterfuchung 
wo nun die gewöhnlichen in den Compendien für die Füh 
rung der Specialunterfuhung aufgeftellten Anmeifunger 
angegeben werden. Die gefammelten Unterfuchungsacter 
werden an das Dbergericht eingefendet, welches über dir 


49) ‚Gefegfommlung Th. I. ©, 187. 
20) Ebendaſ. IV. ©. 25, | 
21) Ebendaf. IV. &, 288, 
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Vollftändigfeit und darüber entfcheidet, ob die Sache als 
ſchweres Verbrechen vor das Criminalgericht oder nur vor 
das Polizcigericht gehört. Sehr hart ift $. 23 , nach wel⸗ 
chem Perfonen , die wegen eines ſchweren Verbrechens in 
Iinterfuchung find, gegen Sicherheitsteiftung nie in Frei⸗ 
beit geiegt werden fönnen, bis das Dbergericht die Acten 
als vollftändig erfannt hat, und in diefem Kalle nur dann, 
wenn der gegen fie geführte Beweis nicht hinreiht, um 
fie zu einer Zuchthaus: oder noch höhern Strafe zu vers 
uetheilen. Das Obergericht, an welches Acten eingefens 
det wurden, übergiebt fie dem Staatsanwalt zur Erfläs 
rung über die Vollftändigkeit ). Erkennt das Ober⸗ 
gericht die Acten als vollftändig, fo wird der Angefchuls 
digte befragt, ob er fich ſchon vor der erften Inſtanz oder 
erſt vor dem Dbergericht vertheidigen laffen mil. Der 
Staatsanwalt faßt eine Anflagefchrift ab, welche mit der 
Bertheidigungsfcheift, wenn ſolche eingereicht ift, der Eriz . 
minalcommiffion zu ihrem Gutachten mit den Acten mitges 
theilt wird. Dies Gutachten wird abgelefen und das Ober⸗ 
gericht entfcheidet dann. — Nach der Berfaflung ($.79.) 
follen die Verhandlungen öffentlich feyri, ausgenommen 
in Fällen, wo das Staatswohl oder die Sittlichfeit eine 
öffentliche Verhandlung unterfagen. — In Zürich ents 
ſcheidet ein Gefeg vom 10. uni 1881 über die Strafs 
zechtöpflege *). Darnach werden alle Verbrechen "*) von. 
Amts wegen unterfucht; den Bollziehungsbehörden liegt 
die Informativunterfuhung ob; bei Verbrechen conftatict 
der Bezirköftatthalter den Thatbeftand; und wenn dag. 
Verbrechen zur Competenz des Criminalgerichtd gehört, 





22) Geſetz vom 11. April 1832 in der Geſetzſamml. II. ©, 147. 
35) Geſetzſammlung Sh. I. ©. 177. 


24) Mit einigen Ausnahmen, 3. B. bei Ehebruch, weaun u wit 
B5ſnt öffentiicheim Aergerniß verbunden war — Tamiiediisstaht, 
eT 
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theilt ee nach Vornahme der erſten Schritte die Acten dem 
Staatsanwalt mit, welcher die Unterfuchung durch ben 
Statthalter vervollſtändigen laflen, oder felbft fie vervoll⸗ 
fändigen fann *), fo wie er auch, wenn ein Verbrechen 
font zu feinee Kenntniß gelangt, Unterfuchung einleiten 
‚darf (6. 21. 22.). Die von ihm gefammelten Vorunters 
fuchungsacten feudet er bei den zur Competenz des Eris 
minalgerichts gehörigen Verbrechen an das Gericht, wel⸗ 
ches zuerft entfcheider ($. 74.), ob Stoff zur gerichtlichen 
Unterfuhung vorhanden fey; wird dies bejahend entfchies 
den, fo gelangen die Acten an das Kantonalverhöramt, 
das aus einem für drei Fahre gewählten Verhörrichter und 
einem Schreiber befteht. Der Staatsanwalt fann allen 
amtliden Handlungen des Verhöramts beiwohnen und 
Anträge ftellen ; wenn gegen eine beftimmte Perfon ein bes 
deutender Brad von Verdacht fich ergiebt, fo fpricht dag 
Criminalgericht die: Verſetzung in den Anflageftand aus. 
Die volltändigen Heten fendet das Verhöramt dem Staates 
anwalte, dee nun Anträge auf Vollftändigfeit ftellen kann. 
Der Präfident des Eriminalgerichtd fest dann einen Tag 
zur Beurtheilung dee Sache, ladet hiezu den Staats⸗ 
anmwalt und Angefchuldigten, der einen Vertheidiger wähs 
Ien Tann, vor. Bei der öffentlihen Verhandlung ents 
wickelt der Staatsanwalt nach den Acten die Thatfachen 
und Beweiſe, würdigt die Strafbarfeit und ftellt feine 
Anträge auf Strafe, worauf der Vertheidiger mündlich 
oder fchriftlih die Vertheidigung vorträgt. Diefe Vers 
handlung ift öffentlich, wenn nit Sitte und Anftand ges 
fahrdet werden ($. 81.), nach deren Beendigung das Les 
theil gefällt wird, Die Zolter if} aufgehoben, wenn der 





35) Dies heißt alle Grundfäge, die liber die Stellung bed Staates 
anwalts gelten müſſen, verlegen; denn auf diefe Art verwandelt 
man den Ankläger in einen Unterfuchungsbeamten und giebt ihm 

dr Befsguiß, beliebig die Unterkuiyaag koautruärn. 
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Ungeſchuldigte, der ſchon in Anklageftand verſetzt ift, fidh 
weigert, beftimmte Antwort zu geben, oder fich beleidis 


| genden oder drohenden Benehmens ſchuldig macht, fo 


fan er mit Verfchärfung der Haft, mit Zefleln und 
Schmälerung der Koft beftraft werden (86.).” Auch auf 
Oinzeigungen kann geſtraft, jedoch nie Todesftrafe erfannt 
werden. Die Richter müflen vollfiändige Ueberzeugung 
von der Schuld haben. — Bei Anflagen wegen Ver⸗ 
brechen kann auf Entlaflung von der Inſtanz erfannt wer⸗ 
ben (95.). Wenn bei dem Verbrechen Todes : oder Kettens 
frafe in Frage kommen fönnte, fo müſſen die wichtiaften 
Beugen vor dem verfammelten Eriminalgericht in öffents 
licher Sigung vernommen und nach ihrer Ausſage beeidigt 
werden (93.). — Ym ähnlichen Geifte ift auch in dem 
&hurgauifhen Gefege ”) der Strafprozeß organifirt. 
Das Verfahren wegen Verbrechen tritt von Amts wegen 
eins; die Vorunterfuchung wied durch den Bezirfäftatthals 
see geführt, welcher nach beendigtee Informatiounters 
ſuchung die Acten an den Pleinen Rath fendet, der beurs 
theilt, ob die Sache an das Bezirfögericht gehört, oder 
ob Specialunterfuchung einzuleiten ift ($. 10.). Die Spes 
Galunterfuchung wird von dem Werhörrichteramt vorges 


sommen. Dies Verfahren wird in dem deutichen Prozeſſe 


geheim und fhriftlich geführt. Folter ift nicht erlaubt, 
Ungehorfamsftrafen find geftattet, in fofern die Haft vers 
fhärft und die Koft gefchmälert werden kann ($. 21.) 
Auf Indicien ift zu ftrafen erlaubt ($.28.), wenn gewifle ge: 
fegliche Bedingungen vorhanden find’) Wenn der Anges 
ſchuldigte fein Geſtändniß ablegte, fo ift von dem Gerichte in 
allen Criminalfällen, weiche Todes s oder fünf⸗oder mehrs 


26) Geſetz v. 19. Sunt 1884 in der Gefesfammlung II. &. 139, 


Es find di lichen, welche im Layer \ 
m, oben Bet. 15) Vorkommen, he weriiten Sr 


* 


198 Ueber bie Fortfchritte der Geſetzgebung 


jährige Zuchthausftrafe nach fich ziehen können, auf eids 
liche Einvernahme der Zeugen, deren Ausfagen für den 
Beweis der Schuld oder Unfchuld des Inculpaten entſchei⸗ 
bend werden können, zu erfennen. Die Einvernahme der 
Zeugen gefchieht öffentlihd. — Die Richter, Anfläger 
sind Vertheidiger können Kragen an die Zeugen ftellen. — 
Mach $. 34. kann wegen bloßen Verdachts auf Entlaffung 
von der Inſtanz erfannt werden. Aus $. 40. ergiebt fich, 
daß die öffentliche Schlußverhandflung in der Berlefung der 
Acten in Gegenwart des Angefchuldigten, in der Vernehs 
mung der Zeugen und dem darauf folgenden mündlichen 
und öffentlichen VBortrage der Anklage und Bertheidigung 
befteht. Auch fieht man aus $. 37, daß diefe Schlußvers 
handlung nicht felbft ald Specialunterfuchung betrachtet ift, 
indem der $. 37. fagt, daß über jeden Angefchuldigten, 
der in Specialunterfuhung geftanden ift, 
duch förmliches Urtheil entfchieden werden muß, morauf 
das Geſetz erſt von der öffentlichen Schlugverhandlung 
ſpricht. — Einer Erwähnung ift roch das Genfer Geſetz 
vom 5. Dechr. 1832 würdig. In Genf gilt noch der 
franzöfifhe Code d’instruction, jedoch fo, daß die 
Richter ftatt der Geſchwornen urtheilen. Man fühlte in 
Genf, daß der Code fhon.wegen deu Verfchiedenheit der 
Gerichtsverfafiung einer Revifion bedurfte; die von dem 
befannten Profeffoe Roffi begonnene Arbeit blieb jedoch 
liegen, und man entfhloß fih nun 1832, proviforifch 
einise Abänderungen eintreten zu laflen. Dahin gehört 
die Beftimmung des erwähnten Gefeges, daß das Bezirkes 
geriht, das aus drei Mitgliedern befteht und nach dem 
franzöfifhen Code nur über die Fortſetzung der Unters 
ſuchung in der instruction preliminaire zu urtheilen 
hat, auch jene Sunctionen ausübt, welche in Frankreich der 
chambre d’accusation obliegen‘, fo daß fie auch über 
‚Pie Berfegung in den Anklageſtand wergeit, w06 Ih duch 
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die Rüchficht durch die Defonomie erflärt, aber an fi 
nicht zu billigen iſt *). Der Unterfuchungsrichter hat 
mündlich in der Sigung der fogenannten Anflagsfammer 
Vortrag zu erftatten, aber er hat Fein Stimmrecht und 
darf bei der Bergthung nicht gegenwärtig feyn. — Eine 
vorzügliche Sorge des Genfer Geſetzgebers war es, daß ims 
mer Beifiger in gleicher Zahl (alfo 4 oder 6) bei dem Ge⸗ 
richte fich befinden, weil dies fir den Angeklagten am 
günftigften ſcheint. In correctionellen Sachen müſſen vier 
Richter fiten ($. 9.).. Die Fragen müffen fo geftellt wers 
den, daß zuerft die über die Schuld des Angeflagten und 
die über die Milderungs⸗ und Schärfungsgründe, und 
wenn diefe Frage bejaht iſt, fiber Die Strafe berathen wers 
den muß. Im Falle dee Verfchiedenheit dee Stimmen 
über die Größe der Strafe wird zuerft iiber die fchwerfte 
Strafe, dann über die nächſt höhere und fo herabgeftiegen 
geſtimmt, bis abfolute "Stimmenmehrheit vorhanden iſt. 
Bei Stimmengleichheit wird die dem Angeklagten: gün⸗ 
ftigfte Meinung angenommen (12. 18.). Ueber Verbre⸗ 
chen müflen ſechs Richter entfcheiden (16.). Nach art. 18. 
ift der Zutritt zu den öffentlichen Sigungen des Criminal⸗ 
gerichts den Frauenzimmern und Kindern unterfagt, vorbe⸗ 
haltlich einer befondern Erlaubniß des Präfidenten. Die 
Hälfte der für das Publicum beftimmten Pläge bleibt für: 
die Mitglieder des Eonfeild, für die Richter und andere: 
Beamte, fir die Advocaten und Studenten der Rennen. 
fenfchaft vorbehalten. . ra 
(Zortfegung im oiiäften Hefte.) 

—— — 


28) S. die wichtigen Bemerkungen von de Ba’ulı in der Bier: 
fchrift für ausländifche Geſctzgebung Bd, VII. ©. 286, 
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VIII. 
Betrachtungen 
eines franzoͤſiſchen Juriſten 
über die Todesſtrafe, 
nebft einigen einleitenden Bemerkungen 


mitgetheitt 
vos 


Herrn Dr. 5. 4 Zaharid, 
Profeſſor in Göttingen. | 





&; ift ohne Zweifel eine erfreuliche, für die Humanität 
unfere® Zenalters zeugende Erſcheinung, daß man die To⸗ 
desftrafe fo viel als möglich zu befchränfen oder ganz aufs 
zubeben fich befirebt. Wer Zeuge von Hinrichtungen ges 
wefen ift, der hat es empfunden, welchen entfegfichen 
Eindruck ein folder Yet der Gerechtigkeit auf das innere 
Gefühl ausübt und hat wehl auch Mühe gehabt, in ſich 
ſelbſt die Zweifel Darüber zu bekẽmpfen, ob e8 nothwendig 
fey, daß der Staat mit feinen ungeheuern Kräften durch 
einen gewaltſamen Eingriff in die Ordnung der Statue fich 
des f. g. armen Sünders entledige. Daß derfelbe ein 
Mörder iſt und felb das ewige Gele, welches das Leben 
des Menſchen als unverkeglih As betrachten gebietet, ges 

brochen, vielleicht mit empörender Graufamkeit, aus Ges 
teinnfucht oder niedriger Leidenfdyaft den Lebensfaden eines 
feiner Rebenmenfchen abgekürzt hat, tritt in Ber Seele 
des Zuſchauers meiften® in den Bintergrund, und fein Ges 
FÜGE wisd empört Dusch die rohen Zeichen ber Freude 


— 
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oder der Wuth, in welche er den das Schaffot umgeben⸗ 
den Pöbel über den gelungenen oder mißlungenen Streich 
des Nachrichters ausbrechen fieht. 

Welcher Gebildete Fönnte in folhen Momenten die 
Bemühungen Derjenigen, welche ihre geiftige Kraft auf die 
Befämpfung der Rechtmäßigkeit der Todesftrafe verwen⸗ 
den, mißdilligen und die Korderung ihrer Abſchaffung ale 
übertriebene Empfindelei verfchreien? Wer fönnte dann 
den Wunſch unterdrücken, daß eine Zeit Fommen möge, 
wo der Staat nicht mehr in die Nothwendigkeit verſetzt 
werde, einen folchen Act der Gerechtigkeit zu vollziehen? — 
Bei ruhiger Prüfung wird er fich indeß davon überzeugen, 
daß Diefe Zeit noch nicht gefommen, daß der Staat vers 
;  pflichtet fey, die heiligften Güter feiner Bürger durch wirk⸗ 
fame Strafen zu fihern, und daß, da nur Diejenigen 
wirffam genannt werden können, welche den Verbrecher‘ 
in feinen eigenen, fey ed auch unerſetzlichen, Rechten bes 
drohen, die Behauptung, „daß die Rechtöftrafe Feines 
Menfchen Recht verlegen dürfe”, in confequenter Kortbils 
dung zu einer gänzlichen Aufhebung des bürgerlichen Strafs 
rechts hinführen müſſe. 

So zahlreich auch die Reihe der Kämpfer gegen die: 
Rechtmäßigkeit und Nothwendigkeit der Todesfirafe bes 
ſonders in neuerer Zeit geworden ift, ſo iſt doch ſoviel uns 
leugbar, daf die allgemeine öffentliche Meinung fich noch 
keineswegs entfchieden für ihre Abſchaffung ausgeſprochen 
hat. Im Gegentheil liefeen unter Anderm die Verbands 
lungen in den Verſammlungen der Volfsvertreter.den übers- 
zeugendften Beweis, daß ſich verhäftnigmäßig immer nur 
eine geringe Zahl der Mitglieder dem auf Abfchaffung 
der Todesftrafe gerichteten Antrage angefchlefien hat und 
auch unter den neueren Legislationen und Strafgeſetz⸗ 
entwürfen wüßten wir, abgefehen von einigen Verfuchen „ 
in Rordamerifa, Fein Beifpiel anzuführen, wo Ay Vr 


— 
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Geſetzgebung gänzlich gegen die Todeoͤſtrafe ausgeſprochen 
hätte. — Einen höchſt lehrreichen Aufſatz über den neues 
ften Stand der Anfichten über die Abfchaffung der Todes: 
frafe hat Mitteemaier im iften Bande der neuen 
Folge diefed Archivs geliefert und im erften Stück des drits 
ten Jahrgangs eine Fortfegung gegeben '), und wenn wir 


nah den dafelbft gelieferten Zufammenftellungen den Zus 


fand Deutſchlands im Verhältniß zu andern europäis 
fhen Staaten, befonders England und Frankreich, ins 
Auge fafien, fo ift nicht zu verfennen, daß in unferm Bas 
terlande nur ein höchft mäßiger Gebrauch von der Todess 
firafe gemacht wird. Es giebt Länder in Deutfchland, 
wo ſeit faft 50° Fahren Fein Beifpiel einer Hinrichtung vors 


gekommen iſt, 3.8. mie Referent aus Erfahrung vers 


fibern fann, im Herzogthum Gotha, und im Herzogs 
thum Braunfchmweig ift erft nach einer fangen Reihe‘ 
von Jahren vos Kurzem einmal wieder ein Todesurtheif 
an einem ‚dreifachen Raubmörder volljogen worden "). 
So häufig: auch im römifchen Recht und in der Carolina 
die Todesfttafe ſelbſt für bloße Eigenthumsverletzungen 


angeordnet ift, fo Hat fich doch der Gerichtsbrauch befons 


ders hier auf eine den Forderungen der Gerechtigkeit all: 
gemeinen Bolfsanficht entfprechende Weife geltend gemacht, 
und, wo die Gerichte, vielleicht von einer pedantifchen und ' 
beſchränkten Anfiht über die fortdauernde Gültigkeit vers 
alteter Geſetze gefeſſelt, die Tadesftrafe für Vergehen auss 
ſprechen zu müſſen glaubten, bei denen ſie nach den geläu⸗ 


terten Anſichten unſerer Zeit mit der Größe der Verſchul⸗ 


: dung 


1) ©. auch: Sepp j über den gegenwärtigen Stand der Streit⸗ 
- frage ühher die Zuläffigkeit der Todesſtrafe. Tübingen 1835, 


2) Dev befonders für die Lehre von Beftrafung der im Auslande 
begangenen Verbrechen intereffante Fall wird referirt im Ju⸗ 
riſtiſchen Magazin, beransgeg. von Scholz III. u. A. 
Deur Holge, tes Heft. ©. SL fir 
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dung in Feinem Verhältniß fteht, Hat wenigftene die Gnade 
den Fehler der Geſetzgebung zu verbeflern gefuht. Vers 
gleichen wir die Nachrichten über volljogene Tedesurtheile, 
fo find es faft nur Mordthaten, bei welchen die Strenge 
des Geſetzes in Deutfchland in der neuern Zeit zur Aus⸗ 
führung gefommen ift, und auch gegen Brandfifter ift 
man wohl unerbittlich geweſen; dagegen bat iman felbft 
bei Verbrechen, die mit gemwaltfamer Verlegung der Pers 
fon verbunden find, wie Raub und Nothzucht, und bei 
ſolchen, die eine tiefe Verlegung der Sitte enthalten, wie 
Blutfehande und Sodomie, nicht wie in andern Ländern, 
z. B. England und Dänemark, die Todesftrafe in Anwen⸗ 
dung gebracht, und felbft bei dem Verbrechen des Hochs 
verrath8 hat die Wiffenfchaft durch gerechte Unterfcheiduns 
gen, vorzüglich wegen Verſuch und Vollendung , viel zur 
Milderung der ftrengen Gefege beigetragen. 

Um. fo mehr ift eg zu bedauern, daß manche neuere 
Entwürfe die Todesftrafe immer noch für zu viele Ver- 
brecben beibehalten haben. Diefer Vorwurf trifft insbe: 
fondere au den Hannoverſchen Entwurf! Hier fin _ 
den mir fiir Hochverrath, Landesverrätherei, thätliche 
Mißhandlung des Regenten, in geroiffen Källen fiir Auf⸗ 
ruhr und Zweifampf, für Brandftiftung an Wohngebäus 
den, in Bergmerfen, an Schiffen und Sciffsmühlen, 
für vorfäglich verurfachte Strandung und Ueberſchwem⸗ 
mung, Vergiftung von Brunnen und berfäufliden Waa: 
ren, Mord, Zodtfchlag mit beftimmter Abficht, Kindes: . 
mord mit Rückfall, für mehrere Källe des Raubes und 
eückfällige Anführer einer Räuberbande, die Todesftrafe 
angeordnet, und e8 werden hierdurch in vielen Fällen dem 
Abfchrefungs = Princip beflaaensmwerthe Opfer gebrdcht. 
Referent kann es auf feine Weife billigen, daß auch die 
bloße Verſchwörung beim Hochverrath, die nur einen 
Verſuch enthält, dab überhaupt die Kandesverrätneret mr 

Ar. d. ER. 1837. II. St. O 





204 Betrachtungen eines franzdf. Suriften 


dem Tode bedroht if. Er muß es beflagen, daß man in 
vielen Fällen auch die ideale Eoncurrenz zweier Verbrechen 
und auf den Rückfall zu viel Gewicht gelegt Hat. So foll 
4. B. nad Art. 182. der Theilnehmer an einem Aufruhr 
nicht bloß wegen Eoncurrenz von Mord, Todtfchlag und 
Brandftiftung , fondern auch , wenn er dabei einen Raub 
begangen hat, mit dem Tode beftraft werden, und Diefe 
Strafe trifft alfo jeden, der, um fich zu bewaffnen, beim 
Aufruhr einer Perfon gewaltfam einen Stoc oder Degen 
meggenommen hat; und vergleicht man z. B. die Beftims 
mungen über den Raub, der, wenn ce mit harten Mif- 
Handlungen der beraubten Perſon verbunden war, mit dem 
Tode bedroht ift, mit der Strafe der Nothzucht, fo ift es 
unbegreiflih , warum der Nothzüchtiger, der die Genoth⸗ 
züchtigte fo mißhandelte, daß fie in Kolge der Mißhandlung 
geftorben ift, mit einer bloßen Kreiheitsftrafe abfommt. 

Höchlih zu mißbilligen und vermwerflich ift das Ge⸗ 
richt, welches auf die Unterfcheidung zwiſchen beftimms 
tee und unbeftimmter Abfiht beim ZTodtfchlag gelegt üft, 
und wenn die Artifel über die Brandfliftung in ihrer allge: 
meinen Baflung bleiben, fo muß man bedauern, daß es 
nicht bei der bisherigen Praxis bleibt. 

Doch es ift Hier nicht der Det, weiter auf diefen 
‚Begenftand einzugehen, und nur die Bemerfung möchten 
wie hinzufügen, daß der in fo mancher Beziehung vortreff⸗ 
lihe, neuefte Würtembergifche Entwurf, auch mas 
‚die fparfame Anordnung der Todesftrafe betrifft, eine 
höchft erfreuliche Erfbeinung genannt werden muß. — 

Bei der großen Wichtigfeit der Frage über die Recht: 
mäßigfeit der Todesftrafe iiberhaupt, muß jeder Beitrag, 
welcher dazu geeignet feyn Fönnte, auch die innere Weberzeu- 
gung für die Rechtmäßigkeit und Nothwendigkeit der Todes: 
firafe zu gewinnen, willfommen feyn, und fo glauben wir: 

auch Feine nuglofe Avbeit zu idernehimen, wenn wie den Les 





über die Todesftrafe. | 205 


fern dieſes Archivs den Inhalt eines nicht ohne Geiſt gefchries 
benen Auffages eines franzöfifchen Juriſten mittheilen, wels 
cher, wie wir meinen, einer allgemeinern Verbreitung auch 
in Deutfchland nicht unwürdig ift. Derfelbe findet fich in dee 
Gazette des Tribunaux vom 25. Mai 1836 und ents 
hält den Berfuch einer Widerlegung der Gründe, melde 
der berühmte Here von Lamartine in einem in der 
Societe de la morale chretienne gehaltenen Vortrag . 
gegen die Todesftrafe vorgebracht hatte, Leßterer iſt früls 
her mitgetheilt in der Gazette des Tribunaux vom 
21. April 1836. Lamartine behauptet darin, die 
Todesftrafe fey aus dem doppelten Grunde widerrechtlich 
(illegitime), weil fie 1) die bürgerliche Gefellfchaft bei 
dem gegenwärtigen Standpunfte der Civiliſation nicht 
mehr bedürfe, und 2) weil das menfchliche Leben unver, 
letzlich fey. 

Die Widerlegung diefer Gründe ift überfchrieben : 
Reflexions d’un magistrat a l’occasion du 
discours deM. Lamartine sur " Yabolition 
de la peine de mort, 

unterzeichnet mit dem Namen Hello °). 

Wir finden in diefen Betrachtungen würdigere Anfichs 
ten über die legten Gründe von Staat und Strafe, als 
man fonft aus Kranfreich zu vernehmen gewohnt war; zus 
gleich zeichnet und aber der Verfaffer mit fhonungslofer 
Strenge ein Bild von dem Stande der Civilifation, auf 
welchem fich ein großer Theil der großen Nation befindet, 
ohne noch dabei der fittliden Verwilderung zu gedenfen, 
welche auch in den f. g. gebildeten Ständen auf eine entfeßs 
liche Weife alle Achtung vor dem, was dem Menfchen 


5) Hello iſt procureur general bei dem fönigl, Serichtöhofe 
zu Rennes. Er ift Berfafler eines Werts du regime consti- 
tutionnel und war unter der Reftauration ein behartlihiet 
Bertheidiger der conjtitutionellen Principien. 


2 
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heilig ſeyn fol, zu vernichten droht. Denn kann es wohl 
ſchlimmer um den fittlichen Zuftand einer Nation beftellt 
ſeyn, ald da, wo felbft die geiftreicheren Schriftftellee fi 
nicht ſcheuen, Durch Lakcivitäten und unverhüllte Schilde: 
rung der Lafter und Verbrechen ihren Produften Reiz zu 
verleihen, und wo Daßjenige, was ein dichter Schleier be: 
decken follte, täglich vor den Augen des Publifums auf der 
Bühne dargeftellt wird? — Um fo erfreulicher ift es, 
die Stimme eined Mannes zu vernehmen, welcher, allen 
feinen Yeußerungen zufolge, von Achtung für Religion 
und Sitte erfüllt feyn muß! 

Herr Hello wirft in feinen Betrachtungen über die 
Todesftrafe die doppelte Krage auf: 

I. Iſt die Todesftrafe an fih (abfolurt) widerrechtlich 

(illegitime) ? und 

1I. Iſt fie ed beim gegenwärtigen Zuftand der Inenfch: 
lichen Geſellſchaft, (relativ)? 
Um die abfolute Widercechtlichfeit zu wider: 
legen, fagt Hello: 

„Das Dafeyn des Staats beruht auf Gottes Willen, 
und der Beweis dafür liegt in der natürlihen Schwäche 
des einzelnen Menfchen und dem ihm angebornen Trieb 
nach gefellibaftlicher Vereinigung. Wenn aber Gott den 
Staat gewollt Hat, fo muß man annehmen, daß Alles 
dem Willen des höchften Weſens entfpreche, was zur Er- 
haltung der bürgerlichen Gefellfehaft nothwendig if. Gott 
will die Gerechtigkeit, diefe Grundbedingung für die Er; 
haltung der moralifden Drdnung, und zwar in ihren beiden 
Hauptrichtungen, nämlich die ftrafende und die Jedem das 
Seinige reftituirende Gerechtigfeit. Die Achtung vor dem 
Geſetze fann nur gewinnen, wenn man e8 auf diefe Weife 
mit dem Willen Gottes in Verbindung fegt.” 

„Die Wahl der Strafen hat aber Gott dem Mens 

feben übertaffen, ohne irgend ein Eriterium für ihre Zus 
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Läffigfeit oder Unzuläffigfeit zu geben. Wir haben Fein 
anderes Kennzeichen für ihre Legitimität, ald die Noth⸗ 
wendigfeit. Man fehlägt daher einen unrichtigen Weg 
ein, wenn man über die Legitimität einer 
Strafe a prioriraeifonnirt, ohne die Roth: ' 
mwendigfeit zu beftreiten; ift aber die Nothwen⸗ 
digfeit erfannt, fo fließt man richtig, daß fie 
legitim fey. Die Todesftrafe macht davon feine Aus⸗ 
nahme. ft fie nothwendig, fo kann fie nicht ungerecht 
feyn, fonft wiirde man die Gottheit. der Inconfequenz bes 
ſchuldigen! Wäre fie ein Verbrechen gegen die Schöpfung, 
fo wäre fie das einzige Verbrechen, über welches feit dem 
Anfang der Welt das menfhliche Geflecht in einem iers 
thiimlichen Dunfel geblieben feyn wiirde!” 

„» Die Gegner haben freilich recht, wenn fie den Grund 
nicht gelten laſſen, daß die Todesftrafe aus dem Rechte der 
Bertheidigung abzuleiten fey, daß diefes Recht bei dem 
Fndividuum beginne und von diefem an die bürgerliche Ges 
fellfchaft übertragen fey. Ich habe aber, fagt Hello, nie 
diefe Eeffion des Individuums an den Staat begreifen kön⸗ 
nen! Bon Bertheidigung fann nur da die Rede feyn, wo 
der Staat dem @inzelnen bei einem begonnenen Angriff zu 
Hüffe kommt. Man verwechfelt hier zwei ganz verſchie⸗ 
dene Dinge, das Strafrecht und das Vertheidigungsredpt. 
Der Einzelne hat dag erftere nicht, welches nur ein Recht 
dee ganzen Gefellfhaft if. Vertheidigung und 
Strafe unteriheiden ſich mefentlih durch ihre Dauer 
und innere Natur. Rene hat ihre Quelle oder Grunds 
lage in der individuellen Sicherheit und kann nicht meiter 
gehen als ihr Grund, d. i. der gegenwärtige und bevoss 
ſtehende Angriff. Diefe beruht auf der gefellfchaftlichen 
Drdnung und dauert fort, wenn das Recht der Vertheis 
digung erlofchen if. Der Staat übt dabei nicht ein ihm 
übertragenes oder geliehenes Recht auß, fondern A Ari, 
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weiches ihm felbft zufommt, und von welchem er in foweit 
Gebrauch macht, ald er es in fich felbft begriindet findet. 
Die Schuld des Verbrechers tft nicht getilat, wenn ihm 
die Macht genommen ift zu fhaden. Das angegriffene 
Individuum muß fi darauf befchränfen, Gewalt mit Ge: 
walt zu vertreiben und den Angriff abzumehren.- Der 
Staat dagegen ift den vernünftigen und freien Weſen, Die 
- ihn bilden, mehr fehuldig, als blos abmwehrende Maaß— 
regeln (mesures de police); er ift ihnen auch verbun: 
- den zu Acten der Gerechtigfeit! Die Polizei hat es mit 
dee materiellen Drönung zu thun, die Gerechtig— 
feit mit der moralifhen Drdnung Und hierin liegt 
der Grund, meshalb die Strafe nie bloße Sicherungs⸗ 
maaßfregel genannt werden kann; fondern fie ift auch und 
hauptfählih eine Belehrung und Warnung (un en- 
seignement et un exemple) für Alle. So erfcheint 
die Strafe zugleich ale Sühne und als Einſchüchte⸗ 
tung (expiation et intimidation).” 

Hello wendet fich dann zur Betrachtung des Einwurfs, 
daß das menfchliche Leben unverleglich fey. Er 
erfennt ed an, daß ihm ein reines und erhabenes Gefühl zu 
runde liege, und will, daß die Unverleglichkeit des Lebens 
ein allgemeines und heilige8 Dogma der ganzen Menfchheit 
fey. , „Allein, fagt er, auch der Staat ift eine göttliche 
Einrichtung und heilig, und wenn mwir das Leben des In⸗ 
dividuums und das des Staates in die beiden Wagfchalen 
legen, fo muß letzteres das Uebergewicht haben, fonft würde 
die Gottheit in ihr. eigenes. Werf ein zerftörendes Element 
aufgenommen haben. Und wird nicht dadurch die Unvers 
leglichfeit des Lebens des Einzelnen um fo mehr befeftigt ? 
Kann fich wohl der Mörder, welcher jenes heilige Dogma 
verlegte, kann er zu ihm feine Zuflucht nehmen? und bes 
Fundet nicht der Staat feine Ueberzeugung von der Unvers 
leglichteit des menſchlichen Lebens, wenn ec von dem Mörs 
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der , der das Dogma verlegte, daß leute Dpfer dafür vers 
langt? Wie fände es um diefe Unverleglichfeit, wenn 
nur der Mörder davon Gewinn hätte?” 

„Allein, wendet man ein, der Menfch Fann ieren, 
und man ftraft als wäre er unfehlbar; er kann irren, und 
man ſchreckt nicht zurück vor dem Gedanken, daß fich der 
Irrthum hier nicht wieder gut machen läßt?! Leider, fagt 
Hello, if died nur zu wahr! Ein Irrthum ift möglich, 
ee läßt fih, wenn er begangen ift, nicht wieder gut 
macen, und man fann diefem Uebel nichts Anderes ent: 
gegenfegen, als Palliative. Allein hüten wie uns vor Webers 
treibung! Wollten wir und von dem. &edanfen an die 
Sallibilität unferes Geſchlechts beherefchen laflen, fo würde | 
dies zum Sfepticismus fiihren und zum abfoluten Verzicht 
auf Theilnahme an allen Angelegenheiten der Menfchheit. 
Und in der That giebt e8 neben den Gründen, welche die 
Höchfte Vorficht anrathen, auch Gründe, melche die Mens 
ſchen wieder beruhigen und das Vertrauen ftärfen fönnen. 
Ein Geſetz, weldes nur höchft fparfam die Todesftrafe zur 
Anmendung bringt und fie nah und nad in allen Fällen 
ausfchließt, wo fie nicht abfolut nothwendig iſt; Eine Jury, 
welche eben fo bedenklich bei Anwendung der Todesftrafe 
ift, als das Gefeg, die vollfie Heberzeugung dee Schuld 
verlangt und felbft dann noch mit einem einzigen Worte 
die Wahl der Strafe beherrfcht *); Ein Tribunal, welches 
das Recht hat, noc difficiler atd die Jury zu feyn, und 
die Sache der Entfcheidung anderer noch beſſer Unterrichte> 
ter zu unterwerfen; Ein Fürſt, weiber, nachdem die 
Bürger einen Menfchen verurtheilt Haben, in Mitde und 


4) Hierdurch fol auf die Befugnif der Jury hingedeutet werben, 
durch den Ausfpruch, dak circonstances atténuantes Bor- 
handen fenen, die Todesſtrafe auszuschließen. S. Geſetz vom 
28. Agrit 1832, Art, 5. Vergl. Neues Archiv Br. KIU, 
©. 340. 
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Gnade fein ſchönſtes Vorrecht erblickt. — Sind dies nicht 
Garantieen genug gegen die Wechfelfälle des Irrthums, 
und find fie nicht geeignet die Menfchen zu beruhigen, wenn 
wir nicht die moralifche Gewißheit zerftören und Lie Aus: 
übung der Gerechtigkeit unmöglich machen wollen ?” 

„Ich glaube nicht, fährt Hello fort, an eine ab: 
folute Widerrechtlichfeit der Todesftrafe, hervorgehend aus 
unferee Natur und dem Willen Gotted. Ich fann mich 
nicht davon überzeugen, daß Gott dem Menfchen, welcher 
beftimmt ift, in der bürgerlichen Geſellſchaft zu leben, ein 
Privilegium verliehen habe, welches unvereinbar it mit 
feiner Beftimmung! Ich glaube im Gegentheil, daß nach 
Gottes Willen das Bedürfniß der bürgerlichen Gefellfchaft 
Das einzig richtige Maaß für die pofitiven Gefege ift, wel- 
chen er den Menſchen untergeordnet hat! Dies Bedürfniß, 
welches der Gefeggeber feiner Beftimmung gemäß erfen- 
‚nen und feftftellen fol, ift verfchieden nad den Völkern, 
und bei den einzelnen Völkern verfchieden nach den Zeiten.” 

‚Diefe Bemerkung führt den Verfaſſer zur Prüfung 
der relativen Widerrechttlichkeit (illegitimite 
relative), der einzigen, welche, feiner Anſicht zufolge, 
möglich iſt. 

„Die Abbüßung (expiation), ſagt er, ift die 
moralifche Grundlage des Strafrehts; die Warnung 
(Cexemple) die ſich von felbft ergebende Wirfung der 
Strafe. Jene begründet ihre Rechtmäßigfeit, diefe ihre 
Nützlichkeit. Beides muß fich bei der Etrafe vereinigen; 
durch die leßtere allein kann die Strafe nie gerechtfettigt 
werden. Die Strafe muß in einer nothwendigen Verbin: 
dung mit dem Verbrechen ftehen, dann fegt fich die Wars 
nung immer in Verbindung mit der Strafe.” 

„Herr von Lamartine giebt zu, daß die Todess 
ftrafe früher legitim geweſen fey, und räumt dadurch die 
nothwendige Berbindung derfelben mit dem Verbrechen ein. 
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Nur wenn letztere aufgehört hätte, würde auch die Rechts 
mäßigfeit der Strafe ceffiren. Warum foll nun jene aufs 
gehört Haben? Weil viclleicht die Strafe härter gemorden 
iſt? Man hat fie im Gegentheil entfleider von allen SYualen, 
Weil die Strafbarfeit des VBerbrecheng ſich gemindert habe? 
Ich kann nicht einfehen,, daß das Leben des Menfcen jegt 
weniger Werth habe, als fon, und der fromme Mann, 
der das Leben des Mörders in Schuß nimmt, wird hofs 
fentlih da8 des Opfers für nicht weniger heilig halten. 
Die Beziehung der Strafe zum Verbrechen ift alfo noch 
die nämliche und fann dies nicht der Grund feyn, nus weis 
chem die Rechtmäßigkeit der Strafe weggefallen ift, ” 

„Here von Lamartine behauptet, daß die Aens 
derung in der fortgefchrittenen Eivikifation ihrer Grund - 
habe in den moralifchen und materiellen Kräften, melche 
ihr zu Gebote ſtehen. Darauf erwiedere ich nur dies: 
Man mordet noch jegt! Es giebt noch Menfcben, auf 
welche die moralifchen Kräfte feinen Einfluß Haben, Mens 
fen, welche die materiellen Kräfte nicht vom Morde abs 
haften fönnen. Auch die Eivilifation ift alfo noch genö⸗ 
thigt das zu firafen, was fie nicht verhindern fann, So 
löſ't man alfo die Echwierigfeit nit! Der vollendetfte 
Staatsorganidmus kann zwar die Zahl der Straffälle vers 
tingern, aber fie nicht ganz verhüten!” 

„Man preift die Wunder unferer Eivilifation, man 
wiederholt die zur Gewohnheit gewordenen Webertreibuns 
gen und gefällt fib in fhmeichelhaften Illuſionen. Man 
bedenft nicht, daß die Einilifation, welche in ihrem Wers 
the nicht herabgefegt werden foll, gar nicht gleichmäßig in. 
einem Lande verbreitet ift, welches auf feinen weiten 
Streden von einer alten, zahlreichen, aus verfchiedenen 
Völkerſchaften zufammengefegten Nation bewohnt ift, voll 
von buntfchecfiger Ungleichheit des Charakters. Die Eivis 
lifation ift, wenn man genay beobachtet, von einer aka . 
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nenswürdigen Ungleichheit: Hier weit fortgefchritten, 
glänzend und mit. Recht ftolz auf fich felbft; dort noch 
weit zurück und faft gar nicht vorhanden. Groß würde 
die Enttäuſchung der Enthufiaften unferes Jahrhunderts 
feyn, wenn fie mit eignen Yugen fähen das Elend, den 
Aberglauben und die thierifche Rohheit, welche hier und 
da verftecht, nur in den Zeiten des Mittelalters ihres Gleis 
chen finden. Ein Zauberer braucht nicht weit ſich von der 
Hauptftadt zu entfernen, um auf Menfchen zu ftoßen, welche 
ihn lebendig verbrennen würden! Es giebt Sranzofen, die 
noch fein Wort von dee Eharte gehört haben und für 
welche unſere politifhen Kämpfe ein unbegreifliches Räthfel 
- find! Und doch ift das Gefeg gemacht für Alle, und nur 
zu oft ſetzen fich diejenigen, welche es läftern, auf die Höhe 
des Olymps, von wo fie faum den niedern Thalbewohner 
bemerfen. Die Allgemeinheit ift der Charafter des Ge: 
feges; als politifches darf e8 nicht hemmen den Gang der 
Kortgefrittenen; als Strafgefeg muß es auch diejenigen 
umfaflen, weiche noch am mweiteften zuriic find; fie un: 
beachtet zu laſſen, toäre die traurigfte aller Thorheiten!” 
Herr von famertine hatte auch den Grund 
gegen die Todesftrafe gebraucht, daß fie der Erfahrung 
nach ja doch die Mordthaten nicht verhindere. Das Ver: 
brechen habe, fagt er, feinen Grund entweder in einer 
Leidenſchaft, oder in dem Intereſſe. Jene ſey blind und 
mache ſich um jeden Preis geltend, dieſes wäge mit kal⸗ 
‘tem Blute die Strafe ab und entſcheide ſich doch für die 
verbrecherifche Handlung. — Hierauf ermwiedert Hello: 
Dies würde beweifen, daß die Todesftrafe auch früher 
twiderrechtlich gewefen fey; denn die menfchlihen Leidens 
ſchaften und Intereſſen find noch die nämlichen und find in 
unferm Zeitalter, für welches die Vertheidigung beftimmt 
if, nicht ſtärker als früher. Und dürfen wir wohl, 
ftogt er, dieſen Grund gelten laflen und die Ohnmacht der 


ö 
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Sefeßgebung zugeſtehen? Die Drohung des Geſetzes hin⸗ 
dert gewiß in vielen Fällen den Ausbruch des verbrecheris 
ſchen Willens zur That, und wenn e8 auch weniger der Fall 
wäre, was würde ung berechtigen, die möglichen Gegens 
wirfungen noch zu vermindern ? 

Einen moralifhen Beweis für die Rechtmäßigkeit dee 
Todesftrafe findet Hello in der Uebereinſtimmung der Völ⸗ 
fer. So wie man den Atheiften fagen fönne: Alle Men; 
ſchen glauben an einen Gott, beweiſe du alfo, daß er nicht 
exiſtirt, fo Fönnten auch wir den Gegnern der Todesſtrafe 
zurufen: Wenn es ſich zum erſten Male darum handelte, die 
Todesſtrafe einzufüihren, fo wiirde man allerdings den Bes 
weis ihrer Rothwendigkeit übernehmen müffen; man würde 
zu zeigen haben, daß die Völker unrecht hatten, wenn fie 
diefelbe bisher nicht anmendeten. Allein das Verhältniß ift 
umgefehrt. Alle Völker, wenige und kurz dauernde Aus⸗ 
nahmen abgerechnet, haben fie zugelaffen; fie ift im Beſitz 
aller Legislationen der Erde. Die Neuerer find alfo diejes 
nigen, welche eine Aenderung in der Drdnung der Dinge 
verlangen, die fo alt ift, tie die Welt. An ihnen iſt es, 
Das Innere des Verbrechers, den gefaßten und aufgegebes 
nen Gedanken zu belaufben, um zu zeigen, daß die Auf: 
gebung deflelben einen andern Grund hatte, als die Kurt 
vor der Todesftrafe. Sie mögen den unmöglichen Verſuch 
machen! Und follen wir, vielleiht um einer bloßen Hypo⸗ 
thefe willen, einen Verſuch mit Aufhebung der Todesftrafe 
machen! Welch’ ein gefährliches Erperiment wäre dies! 
Welche Verantwortlichfeit würden ſich diejenigen aufbür⸗ 


den, welche fpäter mit Schrecken aus ihrer Selbſttäuſchung 


erwachen möchten! in Fürſt hatte einen Mörder begnas 
Digt, der fpäter achtzehn neue Mordthaten beging. Der 
Elende, rief der Fürſt, er hat neunzehn Menfchen gemors 
det! Nein, rief eine ernfte Stimme, er Hat nur einen 
getödte. Eu fallen Die übrigen achtrehn zn Toh\ 
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Noch ſucht Helko zu zeigen, wie uneichtig es fen 
und wie wenig Kenntniß des Menſchen, felbft in feiner tief: 
fien Vermilderung , ed verrathe, wenn man don der Vers 
achtung des Todes und deshalb von der Unwirkſamkeit der 
Todesftrafe rede, und führt aus feiner Erfahrung ein Beis 
fpiel an, welche traurige Kolgen es hatte, al ein Menfch, 
der fich des Verbrechens des Diebfiahld, der Brandftifs 
tung und des Mordes fchuldig gemacht hatte, von den 
Affiffen au Cötes-du-Nord nur zu lebenslänglicher 
Zwangsarbeit veructheilt worden war. Died erwedte in 
einem Menfhen, Namens Guejou, die Meinung, daß 
die Todesſtrafe aufgehoben ſey, und wie er felbft geftand, 
war dies der rund, warum er gleich darauf ſelbſt zum 
Mörder wurde. 

, Je supplie, fließt der Verf., qu’on n’inter- 
prete pas en mal les paroles d’un ami de la per- 
fectibilitö humaine; mais la philanthropie a ses 
egaremens; elle peut devenir cruelle aux hem- 
mes qu’elle croit servir, en leur faisant oublier 
que les lois ont deux faces, que les plus rigou- 
reuses contre l’individu sont souvent protectri- 
ces pour la societe, et que chez le legislateur, 
une humanite extreme est une extreme inhu- 
manite. 
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IX. 
Die Berhandlungen der Ständeverfammiung 
des Großherzogthums Heffen 
auf dem Landtage vom J. 183° fıase 
über den Geſetzesentwurf wegen Befchränfung 
der Deffentlichkeit ded Strafverfahrens 
in Bezug auf das Publifum. 
| Beitrag 
zur Gefchichte und Beſprechung des Princips der Deffentlichkeit 
der Gerechtigkeitspflege. 
Bon 
Herrn Advokat Bopp 
in Darmfladt. 


v 


Zu den deutfchen Staaten, in denen ſich das Princip der 
Deffentlihfeit des GStrafverfahrens lange 
aufrecht erhielt, gehört das Sroßherzogthum Hef: 
fen. ine Erforſchung der Urfache würde zu weit führen. 
Sinen nicht geringen Einfluß dürfte wohl der Umftand ge: 
äußert haben, daß Heffen ſich feine landftändifche Ver⸗ 
faſſung, alfo ein politifches Element zu erhalten mußte, 
das dem Untergang volksthümlicher Fnftitutionen entgegens 
ftrebte. 

Als die Periode des gefchriebenen Rechts auch für 
Heffen heranfam, behielt der Geſetzgeber den Anklage: 
prozeß und deſſen Deffentlichkeit bei). In der Straf: 





1) Beitfchrift für Gefeßgebung und Nechtöpflege des Kurfürken: 
thums und Großherzogthums Heffen und der Teelen Statt Krank: 
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progeßgebung des Landgrafen Ernſt Ludwig, der Peins 
lichen Gerichts » Drdnung deffelben vom Jahr 1726, welche 
noch bis auf diefen Augenblic in den beiden älteren Provins 
‚zen des jegigen Großherzogthums, im Gegenfag zur Pros 
vinz Rheinheſſen, ihre Anwendung im Ganzen behauptet, 
finden wie ein gemifchtes Verfahren ’): die Generals 
Snquifition und den ordentlichen peinlichen 
Prozeß’). Nach dem Refultate der General: Inquis 
fition fol der Fiscal Namens des Staats als Anfläger 
auftreten, worauf vor verfammeltem Gericht, aus dem 
peinlichen Richter, drei rechtögelehrten Affefforen, dem 
‚Actuar und zwei bürgerlichen Schöffen beftehend,, in Ge: 
. genwart des Kiscals und des Vertheidigers des Angefchuls 
digten, welche beide mit geeigneten Fragen und Bemers 
fungen dem Gerichte an die Hand gehen fünnen, weiter 
verfahren werden foll ). Diefes Verfahren fol öffents 





furt, herausgegeben voonBöhmer, Bopp u. Jäger, Bb.1. 
Darmitadt 1834. ©. 527. 5383. „Ein Blil in die 
Rechtsgeſchichte des Srofhberzogthums Heffen in 
Bezug auf Deffentlichfeit der Rechtspflege”, und 
©. 541 — 554: „Rühl, Ueber Deffentlichfeit der 
Rechtspflege nach den in den älteren heilen des 
Großherzogthums Heffen beftehbenden Rechts— 
normen.” Rommel: Gefchichte von Heffen Th. 4. Abth.1. 
Caſſel (Hamburg) 1835, (auch unter dem Zitel: Neuere Ge⸗ 
fchichte von Heflen Bd. 1.) ©. 176, 


2) Staatslericon, herausgegeben von v. Rotteck u. Welker, 
Bd. 1. 1836. s. v. Anklage ©. 575. | 


3) Rühl, Die Grundzüge des peinlichen Prozeffes 
nach Snhalt der Sarolina, fodann der Heſſen— 
Darmftädtifchen peinlichen Gerichtsordnung vom 
Jahr 1726 und des neueren Snquifitionsverfahr 
rens im Großherzogthum Heffen (in meinen Mit: 
theilungen aus den Materialien der Geſetzgebung und Rechtes 
Big Beh gpobherzogthume Heſſen Bd. 1. Darmftadt 1830, 


4) Einen in diefen Formen behandelten , dem Zahr 1782 angehö⸗ 
wenden Criminalrechtsfall habe ich im lOten Bande von Hißig’s 
Annalen der deutfchen und ausländiſchen Eriminalrechtöpflege 
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Lich feyn. So Heißt es Tir.10. „Bon Drt, Tag 
und Stunden, in welchen unfere peinliden 
Gerichte gehalten werden follen”, 9.2: Wenn 
ein peinlich Beflagter auf die artifulirte peinliche Anklage 
öffentlich zu refpondiren Hat, Deßgleichen, wenn auf ſolche 
Weife eine Sententia definitiva non tamen capitalis 
zu publiciven ftünde, foll das Gericht regulariter allhier 
(in Darmftadt) auf einen Samſtag und zu Gießen auf einen 
Dienstag um deßwillen gehalten werden, damit die Leute 
vom Land, welche alddann auf den Wochenmarkt in die . 
Stadt fommen, den peinlid Beflagten in exemplum 
aliorum öffentlidy vorgeftellt und auch die etwa vorgehen: 
den peinlihe Executiones mit anfehen fönnen.” ers 
nee heißt es Zit. 11. „Von der peinliden Ans 
tage und des peinlih Beflagten Refpons 
fion auf diefelbe”, 9. 5: „Im termino ipso, 
wenn peinlich Beflagter erfchienen oder aus dem Gefäng⸗ 
niß ad locum judicii gebradht worden ift, — fol — 
mit dem Malefiz: Stöckchen das gewöhnliche Zeichen. ges 
geben und bei offenen Thüren jedermann ad audiendum 
et videndum zugelaffen, fofort das Gericht dem Herr 
fommen gemäß geheget werden.” Indeſſen foll diefe Defs 
fentlichfeit nur die Regel feyn. Denn es heißt im folgens 
den 9. (6.): „In casıbus delictorum carnis, item 
blasphemiae hingegen, da öfters höchft ärgerlich und 
nicht zu jedermanns Ohren gehörige Umftände vorfommen, 
foll das Verhör felbft nicht, mie in andern Fällen, auch 
publice gehalten werden, fondern unfer peinlicher Rich: 
ter, fobald das Gericht gemöhnlichermafen, geheget ift, 
und der Fiscal die Anklage per recessum generaliter 





unter der Auffchrift: „Ein Criminalrechtsfall aus dem lebten 
Biertheil des ebitofophifchen Sahrhunderts.” ©. 119 — 132. 
dargeftelt. ©. auch noch meine Mittheilungen K. MU. ð. 
Darmfladt 1832, ©, 165 f. 
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wiederholt Hat, dem Umftand denen Peuten durch einen 
kurzen Vortrag Fund thun, mie daß gegenwärtig peinlich 
Beklagter — befchehene figcalifche Anklage — zwar jegt — — 
öffentlih vor's peinlich Halsgericht geftellt worden fey, 
wegen odangeführten Urfachen aber das examen clausis 
foribus geſchehen follte, mit beigefügter Erinnerung, mie: 
der abzutreten.” Außerdem foll e8 dem Regenten über: 
laſſen bleiben , den Angeklagten von der Deffentlichfeit des 
Verfahrens zu dispenfiren, ein Vorbehalt, der in der 
Kolge zu einer nugbaren Regel wurde, wie 3. B. aus fols 
gendem Refcript vom 18. März 1765 (ein merfwiürdiges 


AUktenſtück der Zeit!) ) hervorgeht: „Wenn mehrere 


Complices eines Berbrechen® da find, und einem die 
Dispenfation von dem öffentlichen peinlihen Prozeß und 
daf ſolcher nicht auf dem Rathhaus, fondern in der Stille 
vor ſich gehe, bezahlt hat, fo ift zu unterfcheiden. Haben 
die übrigen Complices auch) Vermögen, daß fie die Dis⸗ 
penfation bezahlen können, dann müffen fie folhe auswir⸗ 
fen, oder fich dem öffentlichen Prozeß unterziehen. Kön⸗ 
nen fie e8 nicht, fo foll dag peinliche Gericht mit Anfüh: 
tung aller Umftände berichten, da es unbillig wäre, daß 
der, welcher Die Dispenfation bezahlt hat, ſolche per in- 
directum wieder verlöre. ” 

Nachdem der eine Inquifitions = Prozeß mit feiner 
Heimlichfeit ſchon lange in dem größten Theil von Deutfchs 
land Eingang gefunden hatte °), gelang es ihm, unter 
_— Bei: 


5) Beitfchrift für Geſetzgebung und Rechtspflege des Srofherzogs 
thums und Kurfürftentbums Heſſen cc. Bd.1. ©. 8 
Nach eince Verordnung vom Jahr 1762 Eonnte man ver (Stars 
des Ehebruchs durch Zahlung von 300, 150 und resp. 75 Guls 
den entgehen. 

6) Mittermaier, Das deutfche Strafverfahren ıc. Abth. 1. 
6.29. Deffentlichken des Strafverfahrens.“ Jarcke, Ueber 
die ſpätere Geſchichte des deutſchen Strafprosel: 
J I: 4 Feues Archiv des Criminalrechte Bd. 9. Nr. IV. 
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Beihülfe der Doctrin, auch in Heſſen zur Herrſchaft zu 
gelangen, die er, ohne dag ihn ein ausdrücklicher Act dee 
Geſetzgebung fanctionirte, feit dem Anfange diefes Jahr⸗ 
hunderts und bis auf diefen Augenblick behauptet. 

Um diefelbe Zeit, da fo in Heffen die Deffentlichs 
feit des Strafverfahrens zu Grabe getragen wurde, ges 
soannen die Bewohner der Lande des linfen Rheinufers, 
mit Seanfreich vereinigt, die Inſtitutionen diefes Reiche 
und fo auch die Deffentlichfeit der Gerechtigfeitspflege, ers 
hielt alfo diefer Theil von Deutfchland Güter ’) zuriid, 
die er im Laufe der Zeit verloren hatte’). Es ift befannt 
genug, daß alle diefe Inſtitutionen bald in der Vorliebe 
dee Bewohner des linfen Rheinuferd Wurzel, faften ). 





7) Bodmann, Rhein aui e Alterthimer. Mainz 1819. 
277% » Rheinganifch h 3 


8) Denkwürdig iſt die Stelle in der Rede des Königlich Preußiſchen 
Staatsminiſters v. Beyme bei Jnſtallation des Reviſions- und 
Caſſationshofs für die Rheinprovinzen am 15. Juli 1819: 
„Durch Infälle des Kriegs und eine unglüdliche Berkettung der 
Umftände fiel das Linke Rheinufer vor mehr als zwei Jahrzehn⸗ 
ten unter die Herrfchaft einer fremden Nation; der dafige 
Rechtszuftand erlitt eine gänzliche Ummwälzung. Die Berfaffung 
und die Snftitutionen des fremden Staats wurden eingeführt, 
und durch eine fonderbare Fügung des Schickſals erhielt der 
Deutfche am Rhein geriffe Einrichtungen zurüd, die in frühes 
ren 3eiten dort, wie anderwärts, einheimifch, im Laufe der 
Zeiten aber untergegangen waren.” — Archiv für d. Civil und 
A nlecht der Königl. Preußiſchen Rheinprovinzen Bd. 1. 

th. 2. S. 8. 


9),,8weifelnd“, heißt es In jener Rede des Miniſters v. Beyme 
weiter, „nahm man ſie (die neuen Inſtitutionen) an; durch 
eine zwanzigjährige Erfahrung hat man indeſſen dort die Ueber⸗ 
zeugung gewonnen , baß einige diefer Inftitutionen, daß insbes 
fondere das öffentliche und mündliche Verfahren dem nächften- 
und legten Zweck der Rechtsverwaltung am meiſten entfpreche.” 
Sn gleichem Sinn fprach fich bei diefer Gelegenheit der General s 
Procurator Eichhorn und der Präfident des neuen Gerichts⸗ 
hofs, Sethe, aus. ©. Archiv a. a. O. ©. 9.19, Dagegen 

- hat der Königl. Preugifche Criminalrath Mas qva in feiner 
Schrift über das Gefhmpenengerich ıc.., Berlin 1820, die Ge⸗ 
richtsöffentlichkeit zur „, Landplage ” geftempelt. , 


Arch. d. €. 1897. II, Er. 


l 


220 - Verhandlungen d. großherzogl. heſſ. Stände’ 


Dies erkennend, ertheilte der Großherzog, als er in 
Jahr 1816 von dem nördlichen Theil des ehemaligen fran 
zöfifchen Departements Donnersberg, der jegigen Provin 
Rheinheſſen, (gegen Abtretung ded, noch Spuren des ge 
heimen Vehmgerichts zeigenden Herzogtums Wet 
phalen) Befig ergriff, in dem Patent vom 8ten Zul 
1816 '°) die Verfiherung: „Nur befondere Rückſichten 
des allgemeinen Beften werden uns zur Mbänderung be 
fiehender und durch Erfahrung erprobter Einrichtungen be 
wegen. Das wahrhaft Gute, was Aufklärung und Zeit 
verhäftniffe Heibeigeführt, wird ferner beftehen.” De 
zugleich die Staatsregierung die Abfiht ausſprach, dat 
ganze Großherzogthum auch durch das Band einer gleicher 
Rechtögefeßgebung zu verfnüpfen "), fo war eine Anna: 
‚berung nach der Seite hin, wo durch Erfahrung erprobt: 
Sinrichtungen ſich geltend machten, Gebot. Unterm 1.De 
cember 1817 trat das Edict über die Grundzüge der fünf 
tigen Yuftigverfaffung und des gerichtliden Verfahrens fiiı 
das gefammte Sroßherzogthum an das Licht’). Wäh 





10) Bon der Nahmer, Entwidelung der Zerritorlals unl 
Berfaffungsverhältniffe der deutfchen Staaten an beiden Ufern 
des Rheins ıc. Frankfurt 1832. (Dritter Band von des Ver: 
faſſers Handbuch des Rheintfchen Partikularrechts) S. 60 — 62. 


11) Verordnung vom 4. Novbr. 1816. Mein Beitrag zum dritte 
and des A. Müller’fchen Archivs für die neuefte Gefep 
gebung aller deutfchen Staaten. Die Civil: und Crimi 
natgeießgebung bes Großerzogthums Heffen ıc 


12) Mittermater, Leber die neueften Fortfohritte de 
Sriminalgefeggebung in Deutfchland. (Neues Ar 
chio des Criminalrechts, Bd. IV. Mr. vIL) ©, 180. 181 
Gensler, Beitrag zu der Geſetzgebung für die Verfaſſung de 
deutfchen Gerichte und des Verfahrens vor und von demfelben 
mit Bemerkungen zu dem Großherzoglich Heffifchen, die Orga 
nifation der Eivils und GStrafiuftiz, fo wie die Staatsauffich 
über beide und die Grundlagen des Zünftigen gerichtlichen Ber 
Tahrens betreffenden Edicte vom 1. December 1817, Heidelber; 
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' send es ſich in dem erften Abfchnitt mit der DOrganifatlon 
dee Civil-Juſtiz befhäftigt, handelt es im zweiten 
Abſchnitt von der Drganifation der Straf⸗Juſtiz: „Die 


— 





Straffälle ſollen in drei Klaſſen eingetheilt werden, a) in 
die kleinen oder einfachen Straffälle, b) in die mittleren 
oder Zuchtpolizeifiraffälle, und c) in die großen oder peins 
lichen Steaffälle.” Während der dritte Abfchnitt von dee 
Drganifation dee Staats: Aufficht auf die Juſtiz handelt, 
enthält der vierte Abfchnitt die „Brundlagen des 
fünftigen gerihtliben Verfahrens”, nements 
lich befimmend: „An Steaffachen ”) foll in Zukunft 
a) foviel die eigentlichen peinlichen Sachen betrifft, das 
feierliche öffentlihe Verfahren, welches in den jenfeitigen 
Bandestheilen gefeglich ift, auch in den diefleitigen Landes⸗ 
theilen, nach gebührender Tnftruction der Sache, eintre⸗ 
tin. b) Bei den einfachen Polizeiftraffällen dagegen foll 
die Deffentlichfeit, damit nicht durch fie bei unbedeutenden 
Fällen die Ehre zu empfindlich gefränft wird, hinwegfal⸗ 
lm, und eben diefes foll c) aus demfelben Grunde auch 
bei den Zuchtpoligels Vergeben, mit Ausnahme einiger 


Falle, namentlich des Diebftahls und der Betrügerei, ges 





18) In Bezug auf Deffentlichkelt des bürgerlichen Prozefs 
Le 6 heißt ed: „Eine Deffentlichkeit des Civilverfahrens in dem 
inn — daß auch in dem Streit nicht befangene Perfonen zus 
elaflen werden, fol nur dann — eintreten — wenn a) beide 
eile es verlangen und der Richter nicht aus Gründen der öfs 
fentlichen Ordnung das Gegentheil zu verfügen für gut findet, 
oder, wenn b) nur ein Theil eine folche Oeffentlichkeit begehrt 
und der Nichter diefem Geſuch aus erheblichen Gründen ents 
ſpricht.“ Rühl, „Kurzer hiftorifcher Ueberblid des . 
bürgerlihen Rechtszuftandesin Deutfchland und 
Der Reformen deffelben, insbefondere, wie das 
Streben nach Legterem {m Großherzogthum Heſ— 
fen ſich bisher bethätigt hat“, bei Pölitz, Jahr⸗ 
bücher Der Gefhichte und Stantekunft 1835, Eeptemberhiit 
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Dies erfennend, ertheilte der Großherzog, als er in 
Jahr 1816 von dem nördlichen Theil des ehemaligen fran 
zöfifchen Departements Donnersberg, der jegigen Provin 
Rheinheſſen, (gegen Abtretung des, noch Spuren des ge 
heimen Vehmgerichts zeigenden Herzogthums Wert 
phalen) Befig ergriff, in dem Patent vom 8ten Zul 
1816 '°) die Verfiherung: „Nur befondere Rückſichte 
des allgemeinen Beften werden ung zur Wbänderung -be 
fiehender und duch Erfahrung erprobter Einrichtungen be 
wegen. Das wahrhaft Gute, mas Aufklärung und Zeit 
verhäftniffe Heibeigeführt, wird ferner beftehen.” Di 
zugleich die Staatsregierung die Abficht ausſprach, daı 
ganze Großherzogthum auch durch das Band einer gleiche 
Rechtögefeggebung zu verfnüpfen "), fo war eine Annä 
herung nach der Seite hin, wo dur Erfahrung erprobt: 
Einrichtungen ſich geltend machten, Gebot. Unterm 1. De 
cember 1817 trat das Edict über die Grundzüge der Fünf 
tigen Juſtizverfaſſung und des gerichtlichen Verfahrens fü 
das gefammte Sroßherzogthum an das Licht”). Wäh 





10) Bon der Nahmer, Entwidelung der Zerritorlals un 
BVerfaffungsverhältniffe der deutfchen Staaten an beiden Ufer: 
des Rheins ıc. Frankfurt 1832. (Dritter Band von ded Ber 
faſſers Handbuch des Rheinifchen Partikularrechts) S. 60 — 62. 


11) Berorbnung vom 4. Novbr. 1816. Mein Beitrag zum dritte, 
and des A. Müller’fchen Archivs für die neuefte Geſetz 
gebung aller deutfchen Staaten. Die Civil: und Erimi 
natgeiehgebung bes Großerzogthums Heffen x« 


12) Mittermater, Ueber die neueften Fortfchritte de 
Sriminalgefeggebung in Deutfchland. (Neues Ar 
chiv des Criminalrechts, Bd. IV. Nr. VII.) ©. 180. 181 
Gensler, Beitrag zu der Gefeßgebung für die Verfaflung de 
dentfchen Gerichte und des Verfahrens vor und von demfelben 
mit Bemerkungen zu dem Großherzoglich Heffifchen, die Orga 
nifation der Civil⸗ und GStrafiuftiz, fo wie die Staatsauffic) 
über beide und die Grundlagen des Tünftigen gerichtlichen Ber 
Threns betreffenden Edicte vom 1. December 1817, Heidelber 
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end es ſich in dem erften Abfchnitt mit ter Organifatlon 
ee Civil-Juſtiz beichäftigt, handelt es im zweiten 
Abfchnitt von der Drganifation der Straf⸗Juſtiz: „Die 
Steoffälle follen in drei Klaffen eingetheilt werden, a) in 
‚ie Fleinen oder einfachen Straffälle, b) in die mittleren 
wer Zuchtpolizeifttaffälle, und c) in die großen oder peins 
ihen Steaffälle.” Während der dritte Abfchnitt von dee 
deganifation der Staats⸗Aufſicht auf die Juſtiz handelt, 
hält der vierte Möfchnitt die „Brundlagen des 
ünftigen gerichtlihen Verfahrens”, nements 
ih beftimmend: „In Steaffachen ”) fol in Zukunft 
3) foviel die eigentlichen peinlichen Sachen betrifft, das 
tierliche öffentlihe Verfahren, welches in. den jenfeitigen 
tandestheilen gefeglich ift, auch in den diefleitigen Landes⸗ 
Heilen, nach gebührender Infteuction der Sache, eintrer 
en. b) Bei den einfachen Polizeiftraffällen dagegen foll 
jie Deffentlichfeit, damit nicht durch fie bei unbedeutenden 
Fällen die Ehre zu empfindlich gefränft wird, hinwegfal⸗ 
en, und eben diefes foll c) aus demfelben Grunde auch 
bei den Zuchtpolizei⸗Vergehen, mit Ausnahme einiger 
Falle, namentlich des Diebftahls und der Betrügerei, ger 
sehen.” . . , 





18) a" Beyup auf Deffentlichkelt des Hüärgerlihen Prozeſ⸗ 
6 heißt ed: „Eine Deffentlichkeit des Civilverfahrens in dem 
Sinn — daß auch in dem Streit nicht befangene Perfonen zus 
gelaffen werden, fol nur dann — eintreten — wenn a) beide 
Theile «8 verlangen und der Richter nicht aus Gründen der öf⸗ 
fentlichen Ordnung das Gegentheil zu verfügen für gut findet, 
oder, wenn b) nur ein Theil eine —* Oeffentlichkeit begehrt 
und der Richter diefem Geſuch aus erheblichen Gründen ents 
ſpricht.“ Rühl, „Kurzer hiftorifcher Ueberblid des . 
bürgerlihen Rechtszuftondes in Deutſchland und 
Der Reformen deffelben, insbefondere, wie daß 
Streben nach Letzterem {m Großberzvathum Hef: 
fen fich bisher bethätigt hat”, bei Polis, Jahre 
en ber Geſchichte und Stantatunf 1895, Eertembergiit 


p e 
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Der Zeitpunkt nahte heran, der dem Großherzog⸗ 
thum ein Staatsgrundgeſetz geben ſollte. Bas unbefriedi⸗ 
gende Ediet vom 18. Mätz 1820 „Ueber die landſtän⸗ 
difche Verfaffung des Großherzogthums“ wurde publicirt. 
Zu den vielen Ausftellungen gefellte fid auch noch daß, von 
5 Abgeordneten aus Rheinheflen m einer Eingabe bei der 
Staatsregierung ausgefprochene Deſiderium, daß das 
Edict Feine Garantie für die „SInftitutionen” dieſer Pros 
vinz enthalte). Als nach Ablehnung diefes Edictd auf 
.. dem .erften Landtage, den der Regent mit der Thronrede 
eröffnete, worin er ſich namentlih dahin ausſprach, daß 
er „an der Rechtsverfaffung eines jeden Landestheils, fos 
wohl in Bezug auf die Grundlagen derfelden, ald auch. 
auf die damit verwebten, einem jeden Theil theueren Ins 
flitutionen nichts ändern werde, als wenn gemeinfchaftliche 
Weberzeugung eine Aenderung ald das Beflere erfennen 
lafle”. ”), die neue Verfaffung berathen wurde und die _ 
Verhandlungen auf den Artifel derfelben führten, welcher 
ausſprechen füllte, daß im ganzen Großherjogthum eine 
umfaſſende Rechtögefeßgebung eingeführt werben follte, 
verwahrten ſich fämmtlihe Abgeordnete der Rheinprovinz 
dagegen, daß dadurch die feierlihe Verſicherung aufges 
hoben werde, welche der Regent für Beibehaltung der 
- Gefchtvornengerichte und des „öffentlichen, mündlichen 


und collegialiſchen Verfahrens ” ertheilt habe "). 





a 


14) Treue Darſtellungen und Verhandlungen, welche der Eröff⸗ 
nung der Landſtände des Großherzogthums Heſſen vorangingen. 
Von einem Deputirten. Mainz 1820. ©. 16 37. Weine 
Geſchichte des ftändifchen Weſens im Großherzogthum Heffen 
von der Mitte des dreizehnten Jahrhunderts bie zum Berfaf- 
Jungeimerte am Schluſſe des Jahrs 1830. Darmftadt 1888, 


188) Meine Geſchichte ıc. ©. 81. 
16) Ebendaf. x. ©. 168— 170. 
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Der im Fahr. 1826 den Ständen vorgelegte, von dem 
Minifter v. Grolman entworfene Gefegentwurf über das 
Civilverfahren bei den Untergerichten (Studt⸗ und Lands 
gerichts⸗Ordnung) und die damit in Verbindung ftehende 
Legislation wurde. nach ausführlichen. Verhandlungen ”), 
wobei auch die Sache: der Deffentlichkeit- dee Rechtspflege 
vor dem Publifum, von welcher die Gefegesentwürfe 

ſchwiegen, vielfach befprochen wurde, mit geringer Majos 

rität in der zweiten Kammer abgelehnt. 

Auf dem Landtage von 1833 erhob fich in der zweiten 
Kammer der Antrag wegen Verwirklichung des Art. 103. 
der Verfaflungsurfunde :”) und Bearbeitung der Geſetz⸗ 
bücher iiber das Rechtöverfahren auf Grundlage des Prints 
cip8 der Collegialität der Gerichte, der Deffentlichfeit und 
Miindlichfeit des Geſchwornengerichts in Straffachen. 
Der Ausfhußbericht "”) redete diefem Antrag das volle 

Woͤrt. Bei der Berathung fprachen ſich faſt alle Stims 
men dafür, namentlich auch für volle Deffentlichfeit des 


N 





17) ©. A. Müller Archiv a. a. 9. &.87—93. Pragmatifche 
Gefchichte der Verhandlungen der Landitände des Großherzog: 
thums Heſſen im Sahr 1827 über die proponirte neue Stadt = 
und Landgerichts= Ordnung und die damit in Verbindung fte= 
henden weiteren Gefeße, nach officielen Quellen dargeftellt von 
Dr. Gottfried Weber, General: Advofat am Caſſations⸗ 
hofe, Hofgerichtsrath in Darmfladt Mitglied der Geſetzge⸗ 
bungs= Commilfion &c., Darmftadt 1828 ‚ fo wie die Beurthei⸗ 
lung diefer Schrift im 20ften Bande von Schund’s Jahr⸗ 
bücher der gefammten deutfchen &iteratur, 1832. &. 227 — 246. 
und Rühl a.a. D. (in den Sahrb. von Polis) ©. 231. 

18) Für das ganze Grofherzogthum fol ein bürgerliches Geſetz⸗ 
buch, ein Strafgefegbuch und ein Gefegbuch über das Verfahren 
in Rechtsfachen eingeführt werden.” ““ 

19) ©. meine Schrift: Der Antrag In der zweiten Kammer ber 
Ständeverfammlung'des Sroßherzogthums Heſſen Im Jahr 1880 
wegen Erfüllung des Art. 103. der Berfaffingsurfunde, und der 
darüber von dem Abgeorbneten Geh. Staatsrath Jauy Nao— 
mens des Ausſchuſſes erflattete Bericht... Heransgegruen MD 
suit Anmerkungen begleitet 10 Darmſtadt 1883. on 
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Berfahrens aus *), wahrend bie Staatsregierung eine 
Ungeneigtheit an den Tag legte, eine Deffentlichfeit zuzu⸗ 
geben, welche die Brenzlinie überfritte, Die das Edict 
vom 1. Dechr. 1817 vorgezeichnet hatte. Mit 42 Stims 
men gegen drei genehmigte die Kammer den Untrag und 
fo au das Princip voller Deffentlichkeit. 

Einige Wochen nad Sröffnung des Landtags vor 
1835 legte die Staatsregierung der zweiten Kammer ir 
ihrer 19ten Sigung vom 2. Juni den „Entwurf einer 
Geſetzes über die Deffentlichfeit der Ber: 
bandiungen in Strafſachen in der Provin; 
RKheinheſſen“?, folgenden Inhalts, vor“): „Art. 1 

Das in der, in der Provinz Rheinheſſen beftehenden Straf 


5 den x eorbneten ber — Fe erklärte fc 


nahmen eu 6 itten und Anſtand —— Vor mn 


bereinftimmen, daß man vermeiden’ müffe, was möglich 
Weiſe feiner Auctorität fchaden, wohl gar ihm zum Scandal gı 
zeichen könnte. Auch das Zuhören bei öffentlichen Berhan! 
lungen ſollte nicht Jedermann erlaubt feyn. Die Jugend z. 2 
gehört nicht dahin. Ich bin häufig Zeuge geweſen, daß die m: 
anvertraute Zugend dort Dinge hörte, welche fich keinesmweg 
für ihr Alter ſchickte.“ Zugleich fhlug der Redner vor, de 
man „Einlaßlarten ausgeben follte, 3.8. auf der Polizei”, i 
dem es dann eine anftändige Verſammlung wäre. 


21) Genau genommen « „über Beichränkung der Deffentlichkelt vı 
dem Publikum.” 


2?) ——— der zweiten Kammer der Landfände des Gro 
PA Sr ums Hefien im Sabre 1835, Wellagen. Bd. 1. Beil. 12 
lage 188, enthält die Weine ‘) 
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geſetzgebung enthaltene Princip der Deffentlichfelt der Ges 
richtsverhandlungen fol auch fernerhin gelten; gleichwohl‘ 
können Ausnahmen Statt finden. Met. 2. Wenn nämlich 
eine Verhandlung vor den Eriminalgerichtshöfen, vor den 
Zucdhtpolizei= oder einfachen Polizeigerichten gefährlich für die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit, für die guten Sitten 
oder fiir den guten Ruf und die Ruhe nicht betheiligter 
Andividuen oder Samilien erfbeint, fo find die befaßten 
Gerichte befugt , die Verhandlung bei gefchloffenen Thüren 
ju verordnen. Art. 3. Das Gericht erläßt in einem fols 
een Kalle, auf den Antrag des öffentlichen Minifteriums, 
des Defchuldigten, der eiwaigen Eivilpartei oder felbft von 
Amts wegen ein förmliches Urtheil, worin die Motive zue 
Anordnung der Berbandlung bei verfchloffenen Thüren auss 
gedrüct feyn müſſen. Mach öffentlicher Verkündigung 
dieſes Urtheils muß ſich das Publicum zurüchiehen und 
Niemand ift. zum Eintritt in den Gerichtsſaal, außer den 
bei der Verhandlung befcpäftigten Perfonen, berechtigt, 
als wirkliche Magiſtrate und Gerichtsangehörige, wozu 
auch die Anwälte und Stage-Advokaten gerechnet werben, 
und die fiir die Seffion defignirten Gefchwornen. Der - 
Art. 504. und folgende der peinlihen Prozegordnung find 
gegen die Zumiderhandelnden anwendbar. Art. 4. Die 
Anordnung der verfchloffenen Thüren kann in jedem Mos 
mente der Verhandlungen, aber nicht friiher, als beim 
Aufrufe der Sache begehrt und befchloflen werden. Sie 
Tann blos für einen Theil der Verhandlungen, oder für 
deren ganzen Verlauf, dag Resume des Präfidenten in 
Sriminalfachen einbegriffen, Statt finden; nur die Vers 
Fündigung des Endurtheild und bei dem Aflifengerichts: 
hofe die Erklärung der Geſchwornen müſſen öffentlich ges 
ſchehen. Art. 5. Gegen die, die Verhandlung bei ver: 
fchloffenen Thüren anordnenden Urtheile ift fein Mecurs 
zufäffig. Art. 6. An Sonntagen und heiligen Air: 
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tagen darf keine öffentliche Verhandlung in Strafſachen 
Statt finden, 

Diefen Gejetzentwurf begleitete der Regierungs: Soms 
miffeie Geh. Staatsrath Dr. Knapp ꝰ) zum Zwed der 
Entwicelung der Motive mit einem Vortrag, im Wefents 
lichen des Inhalts: Die franzöfifche, in Rheinheflen herr⸗ 
ſchende Strafprozeßordnung kenne, im Gegenfag zu der 
dort gleichfalls geltenden Civilprozeßordnung ”'), feine 
Beſchränkung dee Deffentlichkeit. In Frankreich fey „dies 
fem Mangel durch die Eharte von 1814 in der Haupts 
ſache abgeholfen worden, indem es in dem, auch in der 
Eharte von 1830 beibehaltenen Art. 64. derfelben heiße: 
Die Gerichtsverhandlungen in Straffachen follen öffents 





25) Nach dem Vortrag, den biefes Mitglied des Miniſteriums des 
Innern und ber Juſtiz in der Sisung der zweiten Kammer am 
19. September 1833 hielt, der Werfaffer des Entwurfs des dem 
Großherzogthum zugedachten Strafgeſetzbuchs, den er im Mat 
3824 mit den Motiven an die Staatsregierung gelangen ließ. 
Sm Sahr 1830 wurde Mittermater mit der Prüfung diefes 
Sutwurfs und der Ausarbeitung eines Entwurfs einer Strafs 
prozeßordnung beauftragt. Sene Kritik lief im Jahr 1831 ein. ‘ 


24) Es heißt im Art. 87. derfelben: „Die mündlichen Verhand⸗ 
Iungen gefchehen öffentlich, die Bälle ausgenommen, worin das 
Geſetz befichtt, daß fie geheim ſeyn follen. Sollte inzwifchen 
eine öffentliche Verhandlung entweder Aergernif oder große Uns 
bequemlichkeiten nach fih ziehen, fo kann das Gericht die Vers 
fügung treffen, daß fie bei verfchloffenen Thüren gefchehe; gleiche 
wohbift es in diefem Falle verbunden , hierüber vorläufig zu bes 
rathichlagen und dem Eatferlichen General: Procurator bei dem 

. Appellationd = Gerichtehofe oder, fofern die Sache bei einem 
Appellationsgerichte anhängig ift, dem Großrichter Zuftizminis 
fter von feinem Beſchluſſe Rechenfchaft zu geben.” Im Art. 48. 
der ephemeren: bürgerlichen Prozeßordnung für das Königreich 
Weftphalen hieß es: „Die mündlichen Berhandlungen follen 
öffentlich gefchehen; — doch kann auch, wenn die öffentliche 
Verhandlung entiveder Auffehen erregen und den Anftand vers 
letzen, oder andere befonderd nachtheilige Folgen haben würde, 
das Gericht verfügen, daß diefelbe bei verfchloffenen Thüren ge⸗ 
fhehe. In einem folchen Fall, muß jedoch darüber nach Anhö⸗ 
rung des Föniglichen Procuvatord , vom Gericht ein Beſchluß ge⸗ 

foßt werden. on 


. 


m... 
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lich ſeyn, es ſey denn, daß die Oeffentlichkeit gefährlich 
für die Ordnung und die Sitten werde, in welchem Fall 
das Gericht dieſes durch ein Urtheil zu erklären hat.“) 
In der Provinz Rheinheſſen beſtehe indeſſen die Oeffentlich⸗ 
keit des Verfahrens in Strafſachen unbeſchränkt fort, und 
ſo ſey es denn geſchehen, daß in der vorletzten Aſſiſenſitzung 
bei der Verhandlung einer Anklage wegen eines Angriffs 
auf die Schamhaftigkeit, welche ſogar an einem Sonn⸗ 
tage fortgeſetzt worden ſey, ſcandalöſe Handlungen fi vor 
einem ſehr zahlreichen verſammelten Publicum beiderlei Ge⸗ 
ſchlechts in ihrer ganzen Unſittlichkeit hingegeben hätten ’”), 





35) Die Königlich Preußiſche Kabinets⸗ Ordre vom 21. Sannar 
1822 über Ausfchließfung des öffentlichen Berfahrens bei den 
Serichten in den Rheinprovinzen in den Fällen ter Gefährdung 
der Sittlichkeit ift des Snhalts: „Art. 1. Wenn in einer cors 

rectionellen oder Criminalfahe, worin auf Anwendung Per 
Art. 330 — 840, des Strafgeſetzbuchs (die Verbrechen und Ver: 
geben gegen die Gittlichkeit betreffend) angetragen wird, das 
öffentliche Minifterium befindet, daß die öffentliche Berhandlung 
der Sittlichkeit nachtheilig werden möchte, fo hat daffelbe dars 
auf anzutragen, daß für diefen Sal das öffentliche Werfahren 
aufgehoben werde. Art. 2. Das Gericht hat auf diefen Antrag, 
nach vorgängiger Berathung, ein förmliches Urtheil abzufaffen, 
welches jedenfalls in der öffentlichen Sigung zu verkünden ift. 
Bei der Abfaffung diefes Urtheils müſſen fämmtliche Kammern 
Des Landgerichts concurriren.” Archiv für das Civil⸗ und Eris‘ 
minalrecht der Königlich Preuß, Rhein: Provinzen, Band 8. 
Köln 1822. Abth. 2, ©. 163. 


26) Der Berfaffer der Schrift: Nachlefe über das öffentliche und 
mündliche Gerichtsverfahren, für und wider daffelbe, Darmftade 
1818, der jetzige General: Staatsprocurator Weber beim Ghzgl. 
Oper: Appellations = und Gaffationsgericht in Darmftadt, früher 
Richter am Kreisgericht in Mainz, fügte, indem er fi) das 
hin ausfprah: „Wie fehr ich für die volle Deffentlichkeit der 
Berhandlung der Strafgegenflände bin, fo gern gebe ich doch 
auch zu, daß dem Gerichte oder deſſen Vorſteher gefeglich auss 
drücklich erlaubt feyn folte, in gewiſſen gefeglich genau bes 
ftimmten Fällen, wenn auch nicht die Deffentlichkeit ganz aufs 
äuheben, wenigitens fie theilweife zu fusrendiren, oder auch 
nach Befund eine ebenfalls gefeßlich zu beſtimmende Kutecki 
‚unter dem zuzulaffenden Publicam zu treffen , hinyar A0 
hörte 4. B. dei Unterfuchungen yon Rothyuht di Ad Yraxıa 
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und in der legten Mffifenfigung bei dem Verfahren gegen 
die Siftmifherin Jäger dem Publicum in der verbreche: 
riſchen Kunft, das Sift auf eine Weiſe zu bereiten, bie 
Dem auserfehenen Opfer die Erkennung der Gefahr uns 
möglich mache, und die Entdeckung der That fehr ers 
fehwere , öffentlicher Unterricht ertheilt worden fey ”"). 





Gerufenen Kragen — allerdings pertinente und nöthige Fra⸗ 
gen — vor einem ſehr gemiſchten Publicum ſtellen, weiche vor 
einer ſo ungeläuterten Verſammlung zu beantworten ein weib⸗ 
licher Mund verweigern muß.“ — Vergl. auch noch die 
Schrift: Die Deffentlichkeit des Strafverfahrens., von v. Sa s 

emann, Heidelberg 1855. S. 41ff. Der Verfaffer tft gleich 
als der Meinung, daß man bei allen Criminalprozeſſen, deren 
Segenftand gegen die Sittlichkeit im ftrengften Sinn, oder eigent- 
lich gegen die Keufchheit verftößt,, dem Publicum die unmittels 
bare Anfchauung entzieht, d. b. die Thüren des Gerichtsſaals 
während der Verhandlungen fchliept.” 


27) ©. die Schrift: Werhantlungen des Alffifenhofs in Mainz 
über die der Giftmörderin Margaretha Zäger und ihrer Mits 
ſchuldigen Sibilla Catharina Renter zur Laſt gelegten Verbre⸗ 
chen. Nebſt einem Portrait und einer kurzen Biographie der 
Margaretha Zäger. Mainz 1885. 64 Seiten, und: Literariſche 
und keitiiche Blätter der Börfenhalle Jahrg. 1835. Mr. 1032 
vom 20, April: „Prozeß über zmei Giftmiſcherin— 
nen.” Cs heißt ©. 21. 22. der erfteren Schrift: „Der 15te 
Beuge, Here Büchner, wiederholte die das Geftändniß der 
Vergiftung betreffenden Angaben der Herren Wittmann und 
Leo. Leber die Giftbereitung in feinem Laboratorium erklärte 
er, die Jäger hatte zwei Löffel vol reinen Arfenifs genommen, 
biefe in einen Zopf gethan und 2 Schoppen Waffer darauf ge= 
gofien, den Zopf zum Feuer geitelt und ihn ins Kochen ge- 
bracht; hierauf hätte fie die Maſſe ungefähr 7 Minuten Eochen 
laſſen, dann den Zopf durch die zirkelförmige Bewegung aufge 
rüttelt und den Inhalt auf ein Tuch gegoffen, um ihn durchzus 
feinen. Durch diefes Verfahren hätte fie erlangt, daß er heil 
abgelaufen fey. Der Zeuge wäre Über die Gefchicklichkeit, 
welche fie dabei bewieſen, eritaunt geweſen. Er bemerkte, daß 
er fie, als die Mafle einige Zeit gekocht, aufmerkſam gemacht 
babe, fie folle fie vom Feuer nehmen, da fie- genug gekocht, 
worauf fie ihm einen firengen Blick zugeworfen und bemerkt 
habe, es fen noch nicht Zeit dazu.” — Zu beachten ift die Ers 
Icheinung , daß, während Stimmen die Gefahren des Unter⸗ 
richts in der Giftlehre predigen,, andere Stimmen die Nüglichs 

Felt befielben hervorheben. ©. 3, DB. van Beittan vum erken _ 


. \ 


über Deffentlichfeie des Strafverfahrens. 229 


Solche Thatfachen beurfundeten die Nachtheile jener ſchran⸗ 
Fenlofen Deffentlichkeit und die Nothwendigkeit der Be⸗ 
ſchrankungen derfelben *). Indeſſen genüge eine ſolche 
allgemeine Beſtimmung, wie ſie die franzöſiſche Charte 
enthalte, und zwar darum nicht, weil ſie noch manchen 
Zweifel über die Fragen, „von wann und bis wohin die 
Verhandlung der verſchloſſenen Thüren Statt finden könne, 
ob dieſe Anordnung blos von Amts wegen von dem Ge⸗ 
richte, oder auch von den Parteien und bon welchen bes 
gehrt werden dürfe, ob alle Zuhörer, riamentlich die Ad⸗ 
vofaten, auszufchließen, und ob Recurfe gegen folche, die 
Deffentlichkeit unterfagende Urtheile zuläfjig feyen” , übrig 
lafle, Zweifel, auf deren Löſung, mit Befeitigung des 
Nebelftandes überhaupt, die Artikel 1— 5. des Geſetzes⸗ 
entwurfs bereichert feyen; während der Art. 6. den Uebel⸗ 
fand, daß eine Affifenfigung zuweilen an einem Sonntage 
zur Stöcung dee Feier deſſelben fortgefegt würde, begeg⸗ 
nen ſolle. 





Heft der neuen Zeitſchrift: Jahrbuch der geſammten Staats⸗ 
arzneikunde, herausgegeben von Doermeblcinatrath Wildberg 
in Neuftrelip. Leipzig 1885. ©. 79 — 84: „Die Belchs 
rung der heranwachſenden Jugend über die Gifte” ꝛc. 


28) Quod erit demonstrandum! So wurde, um ein Beifpiel 
anzuführen, die Anklage gegen den Siftmörder Saftaing in 
Paris öffentlich verhandelt: 

Hoffmann, Caftaing, der zweifache Giftmifcher, nach 
franzöftfchen Actenftücen bearbeitet. Berlin 1825. S. 105 ff. 

Ein äußert zahlreiches Publicum wohnte den Verhandlungen 

bei, welche die ganze Kunftfertigkeit diefes Arztes in der Bes 
reitung und Beibringung eines feinen Giftes darlegten, das 
keine Spur zurüdließ, 

Henke, Zeitfchrift für die Staatsarzneikunde. Bweited Ers 
gänzungsheft. Erlangen 1824, „I. Leber den Cri⸗ 
minalprozeß ge gen den wegen Siftmordes in 
Paris Singer bi hieten Dr. Caſtaing. Bom Her⸗ 

3 Dodehar die Gefahruna ee t, daß die Defeat ie 

und doch hat die hab 9 xt, daß die Here r 
je u trafprogeffx6 nicht ur le uw xde. Er — XF— 
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Die Kammer verwies den Geſetzentwurf zur Beguts 
achtung an den zweiten (Geſetzgebungs⸗) Ausſchuß “), 
der in der 84ſten Sitzung der Kammer vom 11. Juli 
durch den Abgeordneten Heſſe) folgenden Bericht ers 
ſtattete ”): „Es darf als befannt voraußgefeßt werden, 
daß der Grundſatz unbedingte Deffentlichkeit, fo wie dens 
felben ohnehin der Art. 87. de8 Code de procedure 
micht anerkennt ””), in neuerer Zeit ſowohl doctrinell, als 
legislativ, getvichtige Gegner gefunden hat. Man fft, 
wie die Motive des Geſetzentwurfs audfprechen, zu der 
Ueberzeugung gelangt, daß insbefondere in Unterfuchungss 
fahen der Nugen, welchen das gemeine Wefen auß der 
Deffentlichkeit der Verhandlungen ziehen foll, Eontrofe des 
Publicums, Abſcheu vor dem Verbrechen und Zurcht vor 
der Strafe, bei der Natur einzelner Verbrechen, fo wie 


5 bei der Richtung, melde die Unterfuchung Behufs dee 


Erforſchung der Wahrheit zu nehmen genöthigt ift, zuwei⸗ 
len nur theilweife erreicht werden kann, und daß die Nach⸗ 
theile, welche die Sigenthümlichfeit mancher Verhandluns 
gen nothwendig nach fich ziehen, die unterftellten Vortheile 


des öffentlichen Verfahrens aufwiegen können. Zälle der 


29) Aus 7 Rechtögelehrten beftehend. 


80) Hofgerichtsrath in Darmftadt, früher Inquirent bei dem 
Gtadtgerichte in Darmftadt, und fo Kenner des geheimen 
(des Snquifitionss ) Prozefies, und nad) dem Schluß des Lund: 
tags zum Oberappellationg = Gerichtsrath erhoben. 


BI) Verhandlungen zc. Beilagen, Bd. 1. Beil. 186, 


82) ©. überhaupt über bie In der franzöftfchen Eivil = Prozeßorbnung 
ausgelprochenen Befchränfungen der Gerichtsöffentlichkeit Witt 
termater, Der gemeine deutfche bürgerliche Prozeß in Ver⸗ 
gleichung mit dem preußifchen und franzofifchen Eivilverfahren. 
Bweite Auflage. Bonn 1822, „©. 101, 102. und die Schrift: 
Anfichten und Wünfche der Bewohner der preußifchen Rheins 
provinzen bei der bevorftehenden Zuftiz: Organifation,, mit dem 

. Gutachten der Königl. Preuß. Immediat s Suftiscommiffion über 
das öfeylihe und mündliche Berfahren im Civil⸗Prozeſſe. Züs 

sich 1827, ©. 63 ff. v 
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Kt werden vorfommen bei Unterfuhung fiber Fleiſches⸗ 
verbrechen, die,. wenn einerfeits Ekel erregend, Doch ans 
drerfeitd ganz dazu geeignet find, Lüfteenheit zu wecken; 
ſie können vorfommen bei einem Verfahren über das Vers 
brechen der Kinderabtreibung, des Kindermords, bei Vers 
giftungen, zumeilen auch bei Verbrechen gegen den Staat 
u. A.-ım. 

Wenn nun auch, namentlih von Mittermaier:- 
im neuen Archiv des Eriminalrehts Bd. XI. ©. 336 ”) 
Hat behauptet werden wollen, daß in der angegebenen Bes 
ziehung eine Rückſicht auf die guten Sitten aus falfcher 
Empfindfamkfeit und affeetirtee Tugend hervorgehe, und 
daß eine ſolche Ruͤckſicht vorausfege, es feyen die Gerichts⸗ 
präfidenten ‚nicht im Stande, den Verhandlungen eine . 
Richtung zu geben, bei welcher eine Verlegung des. Ans 
ftandes nicht zu befürchten ſey, fo fteht einem folhen Rais _ 
fonnement. entgegen, daß öffentlide Verhandlungen der 
angegebenen Act pofitiv eine Beförderung des Laſters, ſo 
wie der Verbrechen werden können, und daß es nicht in 
der Hand des Präfidenten — der eine Wahrheit zu ir⸗ 
forfchen die Verbindlichkeit Hat — liegt, dem Angeflags 
ten oder den Zeugen dann den Mund zu fchließen, wenn 
fie den guten Sitten nachtheilig oder fonft gemeingefährs 
liche, jedoch aber zur Sache gehörige Erzählungen zu 
machen im Begeiff find. — Da ein foldhes @infchreiten 
des Gerichts oder deffen Vorftandes rechtlich unmöglich 
ift, fo find. bereits verfchiedene legislative Verſuche zur Be⸗ 
feitigung des angeregten Mifftandes gemacht worden, von 
denen indbefondere die Charte vom Jahr 1814 und 1830, 
fo wie der Niederländifhe und Würtembergis 
10: Entwurf eine® Verfahrens in Straffachen Beachtung 


83). Im Sange feiner. Betrachtung :.. Der- Etrafprose nad 
den neueften Iegislativen Erfhriuungenn, : 
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- gerdienen, Die erftere enthält, was darüber in den Mo⸗ 


tiven des Geſetzesentwurfs gefagt if’), dee zweite aber 
laßt überhaupt das größere Publicum nur zu den Schluß⸗ 
verhandiungen, zu dem eigentlichen Verfahren. aber nur 
eine gewiſſe Klaſſe Höher fichender Staatsangehörigen zu, 
in fofern nicht der Gerichtshof, was ebenwohl in feiner 
Befugniß liegt, wegen zu befürchtenden öffentlichen Aer⸗ 
gerniſſes eine Ausnahme eintreten läßt. Der Würtembers 
giſche Entwurf kennt nur ein öffentliches Schlußverfahren, 
zu dem achtbaren Männern der Zuteitt verftattet ift, mit 
Ausnahme einzelner fpeciell genannter Fälle”). Wenn 
es nun an und für ſich ſchon ſchwierig feyn möchte, ohne 
Kränkung für die übrigen Staatsangehörigen diejenigen 
richtig auszufcheiden , welche vorzugsweife die Befugniß, 
allen Eriminalverhandlungen beizuwohnen, geftattet feyn 
ſoll, fo möchte, ohne vor der Hand über den Werth oder 


Undwerth jener legislativen Projecte abfprechen zu wollen, 


eine folche Unterfcheidung zwifchen angefehenen und weniger 
angefehenen Staatsbürgern dann gar nicht nothivendig ers 
feinen, wenn den Serichten im Allgemeinen die Befugniß 





3) &. Mittermaler, Der neue Entwurf einer Cri⸗ 

—  minalordnung für das Königreich der Nieders 
Lande, Mit Anmerkungen dargeftellt, in deffen 
und Bahariä’s Eritifcher Beitfchrift für Rechtswiſſenſchaft und 

Dann des Auslandes, Bd. 2. Heidelberg 1830. ©.112, 
118, 119, 120, und Ebenderſ. Der Strafprozef na 
den neueften legislativen Erfcheinungen x. im 
1iten Bande des Neuen Archivs des Criminalrechts S. 166. 


: 86) Entwurf einer Strafprozeßordnung für das Königreih Würs 
semberg. Gtuttgart und Tübingen 1828. Art. 128. ©. 48, 
S. Mittermaier aa. Dd. (N. Ach. d. Erim.R. Bd. XI.) 
&. 168. In welchem (fehr befchräntten) Sinn der Entwurf 
einer Strafprozeßordnung für das Königreich Hannover Oef— 
fentlichkeit des Verfahrens kennt, ift aus dem Auszug zu er= 
fehen, der ©. 1 f. des 10ten Bandes ded Neuen Archivs des 
Stiminalrechts mitgetheilt if. Unbedingte Deffentlichkeit 
fol nach dem Entwurf eines Strafgeſetzbuchs von Livingſton 
vorherrſchend feyn. 


x 


EEE 
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daſteht, da, wo wirklich Machtheil aus öffentlicher Ver⸗ 
Dandlung zu erwarten fieht, die Gerichtsthüren zu ſchlie⸗ 
hen. Ihr zweiter Ausſchuß if hiernach dee Anficht, „daß 
zur Befeitigung des in den Motiven, fo wie im @ingang 
dieſes Berichtes geriigten Mibftandes und Machtheiles der 
öffentlichen Verhandlungen in Unterfuchungsfachen oder 
durch den Entwurf vorgezeichnete XBeg der zweckmäßigere 
fen; es ift aber auch meiter der Ausſchuß des Dafürhals 
tens, daß gegen den Inhalt und die Faſſung der einzelnen 
Artikel, mit Ausnahme des Art. 2, ein erheblicher. Ans 
ftand nicht vorliege.” 

„Der Art. 1. fpricht fih, zur Befeitigung eineß 
jeden etwaigen Anftandes, für Aufrechthaltung des Prin⸗ 
cips der Deffentlichfeit der Gerichtsverhandlungen in Unters 
fuchungsfachen aus. Art. 2. präcifirt näher die proponir⸗ 
ten Ausnahmen und zählt darunter Verhandlungen, welche 
gefährlich erfcheinen a) für die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit, b) für die guten Sitten ”), und c) für den 





36) Für: diefe Ausnahme hat fih Weber, Bonden Haupts 
forderungen an eine zeitgemäße Strafprozeßge⸗ 
feggebung 2. (Meued Archiv des Criminalrechts Bd. iv. 
©. 617.) ausgefprochen,, indem er meint, es vertrügen „ges 
gewiſſe, dee öffentlichen Sittlichkeit befonderd Hohn —e 
Verbrechen, als z. B. Sodomie, Nothzucht u. dgl., darum die 
volle gerichtliche Publieität nicht, weil dadurch ber Reiz zu ſol⸗ 
chen Sefeßübertretungen bei Andern leicht auch gewedt und 
überhaupt die allgemeine Gittenfrivolität nur mehr genährt wer» 
den würde.” Diefelbe Meinung hat diefer Schriftfteller aus⸗ 
gefprochen in feinem Beitrag zum Iten Band des N. A. Leber 
Mündlichkleit und Deffentlichkeit des gerichts 
lihen Verfahrens in Straffahen ıc. ©. 487, indem 
er fich zugleich für eine zweite Ausnahme erklärt, meinend, daß 
nur ‚‚ehrfamen und erwachfenen Perfonen,, nicht alfo lieders 
lichem Gefindel, noch auch der Jugend der Zutritt zu den Ge⸗ 
richtsperhandlungen verftattet werden?’ fole. Auch Bentham 
hat in feiner Schrift: Die Regeln der Logif über den 
gerichtlichen Beweis ıc., Indem er ſich für Publicität ale 
Regel erklärt, vorgefchlagen,, eine Ausnahme zu machen, wuun 
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guten Ruf und die Ruhe nicht betheiligter Individuen oder 
Familien. Die beiden erſten Ausnahmen ſind, nach der 
Anſicht ihres berichtenden Ausſchuſſes, wohl begründet; 
denn wenn auch, nach dem Princip der jenſeitigen Geſetz⸗ 
gebung, der Angeſchuldigte darauf, daß die Verhandlun⸗ 
gen öffentlich gepflogen werden, ein Recht hat, ſo iſt doch 
dieſes Intereſſe nur ein Privatintereſſe, und es muß daſſelbe 
im Colliſionsfalle dem öffentlichen Intereſſe, welches allein 
nur jene Ausnahmen des Artikels im Auge bat, wei⸗ 
chen. Dagegen hält der Ausſchuß die in dem Artikel vors 
gefehene dritte Ausnahme aus zweifachem Grunde nicht für 
gerechtfertigt ; eines Theile deshalb nicht, weil fie beruht 
auf dem Intereſſe von Privaten, dieſes aber vor denjenis, 
gen des Angefchuldigten, welcher die Deffentlichfeit in Ans 
ſpruch zu nehmen befugt ift, Feinen Vorzug hat; andern 
Theile, weil die beanftandete Stelle des Artikels, in dee 
Anwendung zu weit führen und fo das öffentliche Verfahs 
ren zue Ausnahme, das bei geſchloſſenen Thüren aber zue 
Megel dienen Fönnte. Einen mweitern Anftand findet der 
Ausſchuß in der Aufnahme der einfachen Polizeigerichte in 
den. Art. 2; denn bei diefen Gerichten fommen nicht wohl 
Unterfuchungsfachen vor, welche der öffentlihen Ordnung 
und Sicherheit, fo wie den guten Sitten Gefahr drohen. 
Zudem fungiren aber auch bei den Friedensgerichten weder 
Staatöprocuratoren, noch Anwälte”), und es Fönnte das 
Ä \ | ber, 
. der Anftand es erheifche, fo wie er überhaupt Ausnahmen ges 
macht haben will, wenn Ruhe und Ordnung im Serichtefaale 
erhalten werden folle, wenn ECoflufionen zu verhindern feyen, 
wenn Individuen oder Familien gegen die Verbreitung von 
Auffchlüffen zu fihern fenen., welche ihrer Ehre, Ruhe und Eres 


dit fchädlich werden könnten, wenn Staatsgeheimniffe zu bes 
wahren feyen, wenn es fiih um Koftenverminderung handle. 


87) Vol. Mittermaier, Das beutfche Strafverfahren in Vers 
gleichung ꝛc. Abth. 1. 4. 36. „, Franzöfifche Criminalgerichts⸗ 
verfaffung. ” 
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her, wollte man die einfachen Polizeigerichte nicht ausſchei⸗ 


den — je nach den verfchiedenen Anfichten der einzelnen Fries 
densrichter in Bezug auf Deffentlichfrit oder Nichtoöffentlich⸗ 
keit, ein ganz verfebiedenes Verfahren entfiehen. Weber die 
fonftige Faſſung des Artikels bemerkt fodann der Ausſchuß 
Folgendes: Der Ausdruck „Eriminalgerihtshof” und 
„Zuchtpolizeigericht”” Fönnte zu Anſtänden Veranlafung 
geben; denn auch das Eaffationsgericht hat ftrafrechtliche 
Arteibutionen, das Obergericht ift die Appellationsinkanz 
in Zuchtpolizeiſachen, für gewiſſe Beamte, nach Yet. 483. 
des Code d’instruction criminelle, ein forum pri- 
vilegiatum , und dennoch fein Zuchtpolizeigericht. Wenn 
nun gleichwohl anzunehmen ift, daß der Eutwurf unter 
Eriminalgerichtshöfen und Zuchtpoligeigerichten ſolche Ges 
richte verftehe, welche in Straffachen im Allgemeinen gu 
entfcheiden befugt find, fo wird es doch angemeflen feyn, 
diefes deutlicher auszudrücen. Der Ausfhuß ſchlägt, ſei⸗ 
nen biöherigen Ausführungen zu Folge, nachſtehende Kafs 
fung des Art. 2. vor: 
Wenn nämlich in Criminal⸗ oder Zuchtpofigeifachen: vor 
einem für die Provinz Rheinheffen angeordneten Gericht 
eine Verhandlung Statt findet, welche gefährlich ers 
ſcheint für die öffentlide Ordnung und Sicherheit, oder 
für die guten Sitten, fo fol das Gericht befugt fen, 
Verhandlung bei verfchloffenen Thüren zu verordnen.- .: 
Was die Frage beteifft, auf welche Weife das Erkenntniß 
Darüber, ob öffentlidy oder nicht öffentlich verhandelt wer⸗ 
den folle, herbeizuführen fey, fo glaubt ihr zweiter Aus⸗ 
ſchuß, unterftellen zu müffen, daß es zwar die Intention 
des Entwurfs fey, die Verhandlung über diefe Frage 
nicht bei geöffneten Gerichtsthüren halten zu laflen, weil 
ja gerade durch Entwickelung der Gründe für. und gegen 
den Zweck eines demnächſtigen Exrfenntniffes, daß nicht 
öffentlich zu verhandeln fey, vereitelt werden wwürke, — 
Arc. 8.€.8. 1837. II. &t. QD 


256 Verhandlungen d. großherzogl. heſſ. Stände 


Da jede der Entwurf hieriiber möglicherweife einemmm 
Zweifel Raum und zu demnächfliger unrichtiger Rechtes 
ſprechung Beranlaflung geben könnte, fo möchte e8 rathe 
ſam feyn, einen Zufagartifel zwifchen dem Art. 2 und 3. 
einzufchalten, des Inhalte: 
Die Verhandlung darüber, ob und wie weit eine Sache 
bei verſchloſſenen Thüren verhandelt werden folle, ges 
ſchieht nicht öffentlich. 
Der dritte Artifel enthält Mehreres, was in Vergleichung 
mit den Befimmungen der franzöfifhen Charte, dem 
Yet. 87. ded Code de procedure und den oben ers 
wahnten legislativen Verfuchen Anerkennung verdient. Es 
ift hier, wie nach dem Art. 64. der Eharte, nur das Ges 
richt, welches über die Krage, ob eine der Ausnahmen des 
Art. 2. plabgreiflih feyn, zu entfcheiden hat, und es läßt 
der Entwurf dad Bericht unabhängig von dem Einfluß einer 
Adminiftrativbehörde, Indem es nach dem Art. 3. gerade 
fo, tie nach dem Inhalt der Eharte, nur fich felbft, nicht 
aber, wie nach dem Art. 87. ded Code de procedure 
oder dem Art. 128. des Würtembergifchen Entwurfs, der 
Staatsbehörde oder dem Juſtizminiſter Rechenfchaft über 
feinen Beichluß zu geben verbunden ift.” 

„Es hat fodann der Ontwurf, nach der Anficht des bes 
eichtenden Ausfchufles, darin einen Vorzug vor der neueren 
franzöfifchen Geſetzgebung, daß er nicht nur wirkliche Mas 
giſtrate und Gerichtsangehörige, fondern auch die Anwälte 
und Stage s Wdvofaten unter allen Umftänden zu den Erimis 
nals und Zuchtpolizeiverhandlungen zuläßt, indem hierdurch 
das nach der jenfeits rheiniſchen Gefeßgebung als nothwen⸗ 
dig unterftellte Princip der DeffentlichFfeit, in fomeit es mit 
dem öffentlichen Intereſſe vereinbar ift, aufrecht erhalten 
und namentlich nicht, wie nach der Gazette des tribu- 
naux vom Jahr 1827. Nr. 673. 674, vom $ahr 1828. 
Nr. 864. 869. 373, von einzelnen franzöſiſchen Gerichts⸗ 
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hoͤfen geſchehen iſt, ein Stand außgeſchloſſen werden wird, 


welcher neben der in der Zulaſſung des größeren Publicums 


gefuchten Controle vorzugsmeife zur Aufcechtbaltung der 
Geſetze und Vertheidigung der. Angeklagten berufen if, 
judem auch, feiner wiſſenſchaftlichen Ausbildung wegen, 
weſentliches Intereſſe dabei hat, allen, Verhandlungen in 
ihrem Detail beiwohnen zu dürfen ”).. Daß nach Vers 
kündigung des die Deffentlichfeit beſchränkenden Erfennts 
niffes das Publicum ſich alsbald und ohne daß ein Recurs 
gegen ſolche Verfiigung plaßgreiflich erfcheint, zurückzuzie⸗ 
Den die Berbindlichfeit hat, ift, wenn anders der Zweck 
Des Geſetzes erreicht und gleichzeitig prompte Juſtiz admini⸗ 
ſtrirt werden folle, eben fo nothwendig, ald dem Gericht 
Mittel gegeben werden müſſen, feinem Veſchluß ungefäumt 
Folge zu verſchaffen.“ 

„Analog mit dem Fall der Renitenz gegen das in dem 
Art. 3. des Entwurfs erwähnte Urtheil ſcheint dem berich⸗ 
tenden Ausſchuß allerdings der in dem Art. 504. des Code 
Q’instruction criminelle vorgefehene Exceß. Der als 
fegirte Artikel fagt, überſetzt, Kolgendes: „„Wenn in 
der Audienz oder an jedem andern Ort, mo ein gerichts 


liches Verfahren öffentlich vorgenommen wird, eine oder 


‚mehrere Perſonen, welche dabei zugegen find, öffentliche 
Zeichen des Beifalls oder der Mißbilligung geben, oder 
auf irgend eine andere Art Unruhe erwecken, ſo läßt der 
Praſident oder der Richter fie hinausweiſen. Widerſetzen 
ſie ſich ſeinem Befehl oder kommen ſie zurück, ſo befiehlt 
der Präſident oder der Richter, ſie in Verhaft zu nehmen 
und nach dem Arreſthauſe abzuführen. Er erwähnt dieſes 
Befehls in dem darüber abzuhaltenden Protokolle, welches 
dem GSefangenhüter des Merefihaufes vorgezeigt ‚wird, 





. 88) Wittermater a. a. Fr (ei für Rechteeo. u. wo 


bes Yusl, Bi. 2) ©, 11 
O2 
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worauf die Ruheftörer dort aufgenommen und 24 Stunden 
fang feftgehalten werden. . Erft dann ‚:: wenn da® einfache 
Ausweiſen' aus dem Sitzungsſaale nicht zureicht: und wenn 
eine poſitlve Widerfeglichkeit eintritt, ſoll dem Präfidenten 
oder Richter die Befugniß, die Renitenten auf 24 Stun 
den In Arreſt feſtzuhalten, geftattet feyn.”” 

„Der Ausſchuß if, adgefehen von der Analogie, der 
Anfiht, daß eine folhe Steafe nichts weniger, als zu 
hoch gegriffen erſcheine, weil diefelbe dienen foll zur Auf⸗ 
rechthaltung des tichterlichen Anſehens und. zur Ausfüh⸗ 
kung des proponirten Geſetzes. 

- „Wenn übrigens der zu dem Act. 2. gemachte Vor⸗ 
ſchlag, daß die einfachen Polizeigerichte ganz auszuſcheiden 
feyen, die Billigung dee verehrlichen Kammer finden follte, 
dann mwiirden auch in dem Art. 3. die Worte „„oder felbft 
Kon Amts wegen”” megbteiben können, weil diefe ohne 
Zweifel nur niit Ruckſicht auf jene Gerichte eingeſchaltet 
worden find.” 

„Der Ausſchuß trägt daher darauf an, die Worte 
oder felbft von: Amts wegen”” in dem Art. 5. zu 
ſtreichen.“ 
„Der Art. 4. geht von dem Geſi Stepunft aus, deß 
die Beſchränkung der Oeffentlichkeit nicht weiter reichen 
folle, als nach Belchaffenheit eines jeden einzelnen Sale 
durchaus nothwendig erſcheint.“ 

„ee iſt möglich, daß nicht eine ganze Berhandlung, 
ſondern daß nur die Abhör dieſes oder jenes Zeugen des 
einen oder des andern: Angeſchuldigten dem öffentlichen Ins 
tereſſe Nachtheit drehe, In einem folhen Falle würde, 
wollte man während der ganzen Verhandlungen die Ge⸗ 
eichtötßüren ſchließen, eine theilweiſe unnöthige Ausnahme 
von dem gemacht werden, was die jenſeitige Geſetzgebung 
im Allgemeinen für nothwendig erkennt; deshalb die ſach⸗ 

gemaͤße Beſtimmung des Artite&, doh die Unaednung der 
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verfchloffenen Thüren für einen Theil der Verhandlungen 
oder für deren ganzen Verlauf Statt finden Fönne. Wen 
fodann der Entwurf die Verkündigung des Endurtheils 
unter allen Umftänden öffentlich vollzogen wiſſen will, fo 
' findet hierauf das fo eben Gefagte Anwendung, indem bie: 
öffentliche Berfündigung des Urtheils eines Theils nicht 
wohl einen derjenigen Nachtbefe- herbeiführen kann, deſſen 
Befeitigung der Entwurf bezweckt, andern Theils aber die 
Vornahme diefes Altes vor dem Publicum -zu fehr als 
Ausflug des jenfeitigen Rechtsfoftemes betrachtet werden 
muß, um ohne erhebliche Veranlaſſung einer Befchräns 
kung unterworfen zu werden. Was aber die öffentliche 
Erklärung der Geſchwornen betrifft, fo möchte derfelben 
Foligendes .entgegenftehen.. Nachdem der Präfident die 
Kragen geftellt. und die Geſchwornen inftruirt hat, läßt er 
Den Angeflagten abführen.. Art. 341. des Code d’in- 
struction criminelle; Die Geſchwornen treten wieder 
ein, und es giebt deren MWorfteher ihre Erklärung ‘ab. 
Art. 348 ff. Der Präfident läßt nunmehr den Angeflag- 
ten wieder vorführen, es wird in feiner Gegenwart.die Era 
klärung der Geſchwornen verliefen, es können, wenn diefe 
daß „„Schuldig““ ausgefprochen haben, auf den Grund 
der Art. 362 und 363. noch Verhandlungen Statt finden, 
und nun erſt erfolgt das Urtheil). Wollte man nun bei 
diefem Gange des Verfahrens den öffentlichen Ausfpruch 

der Geſchwornen beibehalten ,. fo würde der Nachtheil ent⸗ 
fiehen, daß man das Publicum für eine Furze Zeit herein⸗ 
faßen und fogleich wieder ausweiſen müßte, was leicht zu 
Störungen Veranlaſſung geben könnte, oder. e$ Fönnten, 
wollte man von Seöffnung. be Ausſpruchs der s Seſchwoe⸗ 


v4 


. 39) Mittermaler, Das deutſche Strafverfahren in Verglel⸗ 
chung ꝛc. Ah. 2. $: 189. '» ustheitsfätlung durch Gelchworne 
. im franzöffchen Prozefe, ” u 
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nen an bis zum Endurtheil in Fällen des Yet. 2. Die Pu⸗ 
blicität beibehalten , gelegentlich der Verhandlungen über 
Anwendung der Strafgefege noch alle die anftögigen öffents 
lichen Erörterungen eintreten, welche durch den Geſetz⸗ 
enttwurf verhütet werden follen.” 

„Da nun aber das Wiederbeginnen der Deffentlichfeit 
in Diefer Lage des Prozeſſes dann unnöthig feyn würde, 
wenn der Serichtöpräfident ſowohl bei der Ordonnance 
de mise en liberte (Art. 858.), als auch bei den cons 
demnatorifchen Erkenntniſſe gefeglich verpflichtet wäre, Die 
@rklärung der Geſchwornen entweder gleichzeitig vorlefen 
zu laflen, oder aber in den zu verfüindigenden Beſchluß 
wörtlich einzurücken, was, wenn letzteres auch regelmäßig 
geſchehen mag, durch Art. 857 ff. des Code d'instr. 
crim. nicht ausdrücklich vorgefchrieben ift, fo trägt der 
Ausſchuß darauf an, daß die Worte des Art. 4. „ „und 
bei dem Aſſiſengerichtshof die Erfläcung der Geſchwor⸗ 
nen” ” wegzulaflen feyn möchten.” | 

„Dagegen würde folgender Zufatartifel nothwendig 
werden: 

Wenn auf den Grund der Art. 2 und 4. bei dem Aſ⸗ 
fifengerichtöhofe die Erklärung der Geſchwornen nicht 
öffentlich gefchieht, fo Hat der Präfident gleichzeitig 
mit dem freifpeechenden oder verurtheilenden Erkennt⸗ 
niß die Erklärung der Geſchwornen öffentlich verliefen 
zu laſſen, oder feinem Erkenniniß wortlich einzu⸗ 
rücken. 
„Zweifelhaft könnte bie Beantwortung der Frage ſcheinen, 
ob der Entwurf nicht auch das Refume des Präſidenten 
unbedingt zu denjenigen Handlungen. hätte zählen follen, 
weiche bei nicht verfchloffenen Thüren vorgenommen wer⸗ 
den müßten, indem fich dafür allerdings anführen ließe, 
dag dem Präfidenten des Mffifenhofs fo. viel Gewandtheit 
Juguteauen ſey, um In feinem Borteag indhefondere das 
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Bemeingefährlihe auszuſcheiden. Ihr zweiter Ausfchuß, 
meine Herren! ift indeffen der Anficht, daß ein folcher 
Zweifel der proponirten Beftimmung des Act. 4. mit Grund 
nicht entgegengefeßt werden fönne, weil der Präfident, ins 
dem er zu den Geſchwornen fpricht, in das Detail der 
Verhandlungen, in die Einzelnheiten des Verbrechens eins 
zugehen oftmals genöthigt feyn wird, und weil gerade 
diefe Einzelnheiten es find, deren übeln Eindruck zu vers - 
meiden vorzugsmeife die Tendenz des. Gefegentwurfs ift.” 


„Zum Art. 5. Die Zweckmäßigkeit diefes Artikels 
ift bereitd oben in der Begutachtung des Art. 3. anerfannt 
worden. Zum Art. 6. Der Ausfhuß weiß demjenigen, 
was die Motive des Entwurfs fo richtig bemerken, nicht® 
beizufügen, und hegt die Ueberzeugung, daß der chriftlich s 
religiöfe Sinn der Bewohner der Provinz Rheinheſſen in 
der Beftimmung dieſes Artikels dankbar die Fürſorge der 
gefeggebenden Gewalt für einen Gegenftand erfennen wers 
de, welchem nicht zu allen Zeiten. diefelbe ihm . gebüh⸗ 
rende Aufmerkſamkeit geſchenkt worden iſt. Wenn null 
gleich auf den Grund diefes Artifels zu erwarten fteht, baß 
die Präfidenten der Gerichte eine ſolche Eintheilung i in, Fixi | 
rung der einzelnen: Sachen machen werden, damit zur. Bes 
endigung eines Verfahrens die,dem Sonn: oder Gelertage 
vorausgehende Nacht nicht leicht wird. zu Hülfe geriommien 
toerden müflen, fo fann doch ein folder Fall eintreten, 
und es wird daher nicht fowohl, um Nichtigfeiten abzus 
fchneiden — denn diefem ftiinde der Artifel entgegen — 
‚als vielmehr zur Beförderung des Geſchäfts und zur Vermei⸗ 
dung nachtheiliger Unterbrechungen angemeſſen ſeyn, dem 
Art. 6. zuzuſetzen: Jedoch iſt es bei Verhandlungen vor 
den Aſſiſengerichten dem Gerichte geſtattet, zur Beendi⸗ 


gung einer begonnenen Sache die dem Sonn⸗ und Feier⸗ 


tage vorhergehende Nacht zu benutzen. 
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„Geſtützt auf die Ausführungen, meine Herren, ſtellt 
Ihr zweiter Ausſchuß den Antrag: 
Daß es Ihnen gefallen möge, dem von der Staats⸗ 
regierung übergebenen Geſetzesentwurf, mit Berückſich⸗ 
tigung der beantragten Amendements, Ihre verfafs 
fungsmäßige Zufimmung zu ertheilen.” 
Dhne Zweifel würde diefer Bericht mehr befriedigen, wenn 
er, fett blos mit einigen Worten darauf hinzudeuten, 
: daß der Örundfag unbeſchränkter Deffentlichfeit (vor dem 
Publicum) Ddoctrinefl gemwichtige Gegner gefunden hätte, 
einen Bli auf die Literatur in Bezug auf feinen Gegen 
Kand geworfen und fo der Discufjion feftere Anlehnungs⸗ 
punfte gegeben hätte. 
Dieſe Discuffion befhäftigte die Kammer durch zwei 
volle Sigungen. 
In der Sigung vom 16. Juli 1835 wurde das All 
emeine des Geſetzesentwurfs fünf Stunden lang mit gro⸗ 
bei Lebhaftigkeit erörtert... An der Berathung nahmen die 
Abgeordneten Sch mitt (Advokat in Mainz, einer der ältes 
ſten und angefehenften öffentlichen Anwälte, Präfident der 
Kammer auf dem Landtage vom %. 1854); Glaubrech 
(gleichfalls einer der Alteften und angefehenften Anwälte in 
Mainz und Berfaffer der intereffanten Schrift: Ueber die 
gefeglihen Sarantieen der perfönlichen Sreiheit in Rheins 
hefien. Ein Beitrag zur Kenntniß der franzöſiſchen Ge⸗ 
feßgebung in deutfchen Staaten. Darmftadt 1834) "°); 
Brund (Bürgermeifter der Gemeinde Fürfelden in 
Rheinheſſen und Mitglied der zweiten Kammer auf 
jedem Landtage, feit dem Fahr 1826 auch öfter Mitglied 
des Gefchmwornengerihts); Mohr (Hospitalfchaffner in 
Dppenheim in der Provinz Rheindeffen); Perrot 


40) ©. die Anzeige diefer Schrift im 2öften Bde der Schund: 
cſccen Jahrbücher der hiſtoriſchen Literatur S. Vo — 186, 
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Autsbefiger in Al zei in Rheinheffen); Weyland 
(früher Landrichter in Großgerau in der Provinz Starfens 
burg, fpäter Hofgerichtörath und Ober⸗Appellations⸗Ge⸗ 
richtsrath in Darmſtadt); Heffe (Referent des Aus⸗ 
ſchuſſes); Hardy (früher Suftijamtmann, fpäter Lands 
eath in Seligenftadt in der Provinz Starkenburg); Lud⸗ 
wig (Ober: Appellations: Öerihtsrath); v. Grolman 
Cfeüher Advofat , dann Juſtizamtmann, fpäter peinlicher 
Richter in Darmſtadt, jetzt Viſitations⸗Commiſſair der 
Untergerichte in den Provinzen Oberheſſen und Starken⸗ 
burg, Bruder des verſtorbenen Miniſters v. Grolman); 
v. Sagern (Hohn des ehemaligen Bundestagsgeſandten, 
Staatsrath v. Gagern); Rittgen (Profeffor der Me— 
dicin in Gießen) und Hellmann (Kabrifant in Neckarſtei⸗ 
nach und Mitglied der zweiten Kammer auf den meiften 
Landtagen) Theil. 

Gewiß würde ich Viele befriedigen, wenn ich die Bes 
rathung mit einiger Ausführlichfeit mittheilte. Indeſſen 
nöthigen mich die Grenzen, weiche diefer Darftellung ges 
ſteckt find, zur Hingabe einer bloßen Ueberficht *). | 


Mehrere Abgeordnete, Shmitt, Glaubrech und 
Brunck, fpracben fi für den status quo und jede Abäns 
derung deffelben duch Befchränfung der Deffentlichfeit des 
Strafverfahrens aus. Der Abgeordnete Schmitt-bes 
mühte fich befonders, nachzumweifen, daß nur die Integrität 
der Deffentlichfeit des Strafverfahrens die Garantie leifte, 





41) Da auf dem Landtage von 1835/1886 auch die „„ Grundzüge 
der neuen Sefeßgebung und Juſtizverfaſſung“ berathen wur: 
den und fo auch das Princip der Deffentlichkeit der Strafscchte= 
pflege erörtert ward, ich aber. daͤe ſe Erſcheinung zum Ge⸗ 
genitand einer befonderen Darſtellung machen werde, fo werde 
ich veranlaßt ſeyn, noch einmal auf die Discuffion in den bei- 
den Sisungen der zweiten Kammer var 16. ugd II, Au RSS 
aurüdgubommen., ' oo 


- 
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welche man in den Ländern des Inquiſitionsprozeſſes In dee 
alten Aftenmäßigfeit zu finden glaube, und darzuthun, daß 
weder im Intereſſe der öffentlichen Ordnung und Sicher 
heit eine Befhränfung der Publicität wünfchenswerth oder 
nothidendig fen, (indem gerade bei Anklagen wegen polis 
tifchee Verbrechen die Deffentlichfeit eine Garantie gegen 
richterlihe Menfchlihfeiten gebe), noch im Intereſſe dee 
guten Sitten. „Ich Fann mi”, bemerkte der Redner, 
„auf den in den Motiven erwähnten Nothzuchtfall bezies 
hen, in welchem, außer einem andern Kammermitglied, 
auch Ih ald Vertheidiger auftrat. In den Vorträgen 
Des öffentliden Anflägers und der Vertheidiger, fo wie in 
dem Refume des Präfidenten, verlegte auch nicht ein Wort 
das zartefte Ohr.“ Uebergehend zur Betrachtung der 
vorgefchlagenen Befchränfung wegen der Gefahr für den 
guten Ruf und die Ruhe Dritter, bemühte fich der Rebner, 
nachzumeifen, daß. bei einer folchen Limitation „Die ganze 
Deffentlichfeit, mit Ausnahme vielleicht der Verhandlun⸗ 
gen gegen Bagabunden”, zu Grabe gehen würde. In 
gleihem Sinn ſprach ſich der Abg. Glaubrech aug, 
indem ee namentlich auch darauf hinzeigte, daß die Defs 
fentlichfeit des Strafverfahrene Sache des gemeinen Wes 
ſens fey ), und weiter fagte: In Rheinheffen Haben 
wie Peine ſolche ausführliche fchriftliche Unterfuchung , wie 
dieſſeits. Zwar haben wir auch eine fehriftliche Vorunters 
ſuchung; allein diefe ift blos informativ und mehr ſumma⸗ 





42) Abegg bemerkt ©, 47. feines Lehrbuchd des gemeinen Cri⸗ 
" minalprozeſſes, Königsberg 1833, richtig: „, Wenn die Oeffent⸗ 
lichkeit aufzunehmen iſt, fo Megt der Grund nicht darin, daß 
nur in ihr und ohne fie nicht Gerechtigkeit gepflegt wer⸗ 
den könne, denn diefes iſt unrichtig, fondern es Äft die tiefere 
daß neben dem individuellen Intereſſe des Betheiligten auch 
ein öffentliches Intereſſe — wie es ſelbſt die P. G.O. In dem 
gu mändliden Wechtstage”” anerkannt hatte — vorhan⸗ 
den If.” — — 
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riſcher Art, und bei dem Urtheile kommt es keineswegs auf 
die Vorunterſuchung, ſondern lediglich auf die mündlichen 
Ausſagen der Zeugen in der Audienz und überhaupt auf 
die Verhandlung in der Sitzung des Gerichts an. Wir 
kennen in Rheinheſſen eben fo wenig ſchriftliche Vers 
theidigungen, fchriftlihe Relationen und Correlationens 
denn wir haben weder Referenten, noch Eorreferenten und - 
in Eriminalſachen ift fein „Schuldig” mit dem Ausſpruche 
Der Motive begleitet. Die Deffentlichkeit it der Erſatz. 
Bas bleibt übrig, entzieht man ung diefes? Nichts! Die 
ganze Verhandlung wird zu einem Geſpräche, das fpurlo® 
in dem Dunfel der geheimen Sigung untergeht. Sie ers 
Halten ein Urtheil, von deffen Gemwichtigfeit fie feinen Diens- 
ſchen überzeugen, als etwa ben allein, welcher von einem 
Slinden Glauben für die Perfonen erfüllt ift, welche dab 
Urtheil erlaffen Haben *). — Uebergehend auf die vors 
geichlagenen Ausnahmefälle, und zwar auf den Vorfchlag, 
die Deffentlichfelt dann zu fuspendiren, wenn fie für die 
öffentlihe Drönung und Sicherheit gefährlich wäre, hob 
der Redner hervor, daß ein folcher Kall in den 40 Jahren, 
feitdem die Gerichtsöffentlichfeit in Rheinheſſen beftehe, 
nicht vorgefommen fey; daß Großbritannien eine 
ſolche Ausnahme nicht kenne **) und auch in Franks 
reich jene Ausnahmebefimmung noch nicht zur Anwen⸗ 
dung gebracht worden fey, da felbft die Regierung übers - 
zeugt fey, fie werde fich durch deren Anrufung als Partei 
bezeichnen und den Glauben an die Gerechtigkeit des Urs 





43) Wie unverträglich Heimlichkeit mit einem Strafverfahren iſt, 
welchem das Princip der Mündlichkeit mit dem Inſtitut des Ge⸗ 
ſchwornengerichts zu Grunde liegt, hat der Berfaffer der Schtift: 
Andeutungen einiger Forderungen an eine gute Strafrechtspflege, 
Miesbaden 1819, (Rebmann) bündig nachgemwiefen. 


44) Mittermater, Der englifche Strafprozek ıc, a% 
* Crim. Rechto. Bd. IX. Mr, XX. eu x 


— 
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theils ſchwächen. „Darum frage man auch nicht , eb wir 
eine ausgedehntere Deffentlichfeit verlangten, als in Frank⸗ 
reich, wo noch ganz andere Mittel der Vertheidigung dem 
Bürger zu Gebote ftehen, Preßfreiheit u. f. vo.” Rede 
man von fonfliger Gefahr fiir die öffentliche Sicherheit *'). 
und berufe man fidy dabei auf jenen Fall des Giftmordes, 
fo diene er keinesweges zum Beleg, da Erfindimgen doc 
befannt twiirden, und’ die Weiſe, wie jene Siftmörderin ihr 
Gift bereitet habe, ganz befannt und vor ihrem Erſchei⸗ 
nen vor den. Affifen Gegenſtand der Unterhaltung gewefen 
ſey, auch durch die Preſſe veröffentlicht worden wäre, 
"wenn das Verbrechen fich in Heimlichkeit verhüllt hätte, 
Die vorgefchlagene Ausnahme zum Schuß der guten Sit⸗ 
ten berührend, bezog ſich Redner auf das Votum, das 
Geuerbab ©. 189 — 192. feines Werkes: Betrach⸗ 
tungen über die Deffentlichfeit und Mündfichfeit der Ge 
zechtigfeitspflege , Dagegen abgegeben habe. Einen Blick 
auf den. dritten YAusnahmefall werfend, Hob Redner den 
Geſichtspunkt hervor, daß eine im Intereſſe des Gemein⸗ 
weſens begründete Inftitution nicht Dem Intereſſe Einzel: 
nee geopfert werden dürfe, Daß aber auch das Intereſſe 
Des Angefchuldigten, das in der Deffentlichkeit feine Ga: 
rantie finde, einer folden Rückſicht nicht geopfert werden 
könne; daß ferner gerade die Deffentlichfeit den Nachthei⸗ 
den entgegenmwiefte, welche man durch die vorgefchlagene 
Ausnahme entfernen wolle. Mit Recht habe Mitter: 
maier bemerkt, Die Deffentlichfeit zeige den wahren 
Hergang, da man mit der Anfchuldigung zugleich die Vers 





45) Treffend ſagt der Verfafler der Schrift: Rechtfertigung des 
öffentlichen mühdlichen Berfahrens gegen feine Verfolger, Düf- 
feldorf 1818: „Lernt der Zaugenichts, wie man mit einem 
Nagel die verfchloffene Thüre öffnet, fo lernen hundert ehrliche 
Leute die Rothwendigkeit, die Ihüre fo zu verfchließen, daß 
man fie mit einem Ragel at iÄnen tan,” 


! 
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eidigung böse, während er fonft doch, aber entftellt, 
8 Publicum gelange "). - on 
Der Adg. Brunck ſchloß fib im Ganzen beiden 
eÖnern an, und fügte, fich feiner Sprachweife iiberlaflend, 
U. Hinzu: „Ich muß befennen, daß ich die Motive des 
jefegesentwurfs fiir gar Peine Motive halte”). Wer 
nfittliche8 auffucht, geht wahrlich in feinen Gerichtsſaal. 
n großen Städten, two die ®erichtshöfe ihren. Sig haben, 
iebt e8 andere praftifche Anftalten.” - Jenen Giftmorde⸗ 
ill berihrend, bemerfte er: „Alle Gemeinden: in Rheins 
effen Haben die Giftmiſchung fpeculativ betrieben, und 
ee Landwirthſchaftliche Verein und die Tandwirthfchaftliche 
eitung fordern ja felbft zu Fünfklichen Giftmifchungen zue 
tertilgung der Mäufe und dergleichen Ungesiefer auf, und, 
gen. Belohnungen dafür aus.” aB 
Dieſen drei Rednern traten mehrere Abgeordnete 
»genüber. Der Abg. Heffe (Referent des Ausſchuſſes) 
ihm, bemerkend, er ſey das einzige Mitglied des Aus⸗ 


46) Schon Klein, ein Mann, dem ein ficherer praktiſcher Blick 
und Takt bei Beurtheilung der öffentlichen Bedürfniſſe und An⸗ 
fprüche nicht abgefprochen werden kann, hat $. 7. feiner Erör⸗ 
terung: Gedanken von der öffentlichen Verhandlung der Rechtes 
händel in dem Gebrauch der Beredtjamkeit in den Gerichtshöfen, 
abgedrudt ©. 67— 77, des erften Bandes feiner vermifchten 
Abhandlungen über Segenflände der Geſetzgebung und Rechtes 
gelchrfamkeit, Leipzig 1780,. von Dr. Böhmer in Göt⸗ 
tingen dafelbft im Sahr 1825 mit Anmerkungen neu heraus⸗ 
gegeben (f. die Anzeige im dten Band des N. Ach. des Erin. 
Rechts ©. 177 — 179.), fich dahin ausgefprochen: „Was ein= 
mal vor Gericht verhandelt wird, das kann nun. wohl der immer 
wachfenden Zadelfucht and der auch im Finftern laufchenden Be⸗ 
gierden, Böſes zu bemerken und auszubreiten, auf keine Weife 
entgehen. Auch ift das heimliche Zifcheln dem ehrlichen Wanne 
weit nachtheiliger, als die freche Werläumdung , gegen welche 
er fich öffentlich vertheidigen Taun.” 

47) Mancher bürfte darin, am mit Srolman: Handbuch über 
den Code Napoleon, Bd. I. Einleitung ©. 48, zu reden, nur 
„Kleine Beforgniffe” bei der großen Sache der Oeffentlichteit 

ennen. F on 
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ſchuſſes, das fämmtliche vorgefchlagene Ausnahmen | 
billige, den Gefegesentwurf in feinee ganzen Faſſung in 
Schuß, indem er ſich, ‘ohne jedoch neue Geſichtspunkte 
hervorzuheben, bemühte, darzuthun, daß derfelbe dem 
Princip der Deffentlichfeit nicht zu nahe trete. . Der Abg. 
Ludmig (Präſident des Ausſchuſſes) fprach fich eben’ das 
hin aus, indem er bemerfte, er könne ſich nicht überzeu⸗ 
gen, daß die Deffentlichfeit eine Garantie für die Güte der 
Rechtſprechung ſey. Der Abg. Hardy entwickelte kurz 
die Gründe, welche ihm. dafür zu fprechen feheinen, daß 
der Geſetzesentwurf im Allgemeinen Empfehlung vers 
. diene. Auf gleiche Art fprachen fih die Abg. Perrot 
und Mohr aus, und auch der Abg. Rittgen votirte 
für den Geſetzvorſchlag. Der Abg. v. Grolman (Mits 
glied des Ausſchuſſes) erklärte ſich in ſofern für den Geſetz⸗ 
vorſchlag, als er eine Ausnahme wegen Gefährde der öf⸗ 
fentlichen Ordnung und Sicherheit und der gusen Sitten 
fordere... Befonderes Gewicht legte er darauf, daß Vers 
handlungen über politifhe Verbrechen der Oeffentlichkeit 
entzogen würden *), damit „das Gift, das nur im Zins 
‚fteen herumfchleicht” nicht „ducch die Verhandlungen öfs 
fentlih in den Gerichtsfälen der Menge. gleihfam mitges 
theilt”” werde. Der Abg. Weyland (gleichfalls Mitglied 
des Ausſchuſſes) votirte eben dahin, indem er ſich zugleich 
darauf ftüßte, er habe viele ächte Kreunde der Gerichts; 
“ öffentlichkeit „ die der Provinz Rheinheflen angehörten, ges 
fprochen, und erfahren, daß fie einer Befchränfung der 
Deffentlichkeit, wofür der Ausſchuß fich erklärt habe, ihren 
Beifall zollten). 
48) Gerade hierbei ift volle Deffentlichkeit von fo hohem Werth. 


©. Mittermater, der. Strafprozeß nach den neueften legis⸗ 
Lattven Erſcheinungen rc., im N. Archiv des Er. Rechts Bo. XI. 


9) Auch der Abg. Perrot hatte biefes verſichert. Dagegen 
nahm Abg. Brund dad Wort? „Ach glaube auch etwas 


-. 
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Gegen: den Geift des Gefekentwurfs und biefen 
felöft und für "eine beftimmte Beſchränkung der Deffents 
lichkeit erhob fih der Adg.v. Gagern. NMachdem er.die 
Bemerfung hervorgehoben hatte, eé fey.anzunehmen, daf 
die Staatöregierung in dem Geſetzentwurf zugleich ihre 
Anfiht darüber ausgefprochen habe, wie fle Die Deffents 
lichfeit überhaupt verftehe, was alfo das Land von ihe zu 
erwarten Habe, dag der: Borfchlag alfo ein gefteigertes 
Intereſſe darbiete, fügte er hinzu: Won mehreren Meds 
neen in einer Beziehung ubweichend, glaube er, daß eine 
Befchränfung der Deffentlichkeit zuläffig fey, ‚ohne das 
Princip zu verlegen; dagegen fey er aber auch der Meis 
nung , daß die vorgefchlagenen Befchränfungen nicht das 
Maaß einhielten, bei dem diefes Princip beftehen Fönne; 
Er theile die Meinung Feuerbach's: 

„Richt das ift der Zweck der Deffentlichfeit, daß bie 
Rechtöpflege zum Scaufpiel diene, die Neugierde bes 
£räftige, die gähnende Langeweile zerftreue, dem Müßig⸗ 
gänger ein Ruheplätzchen öffne; ſie hat einen fehr ern⸗ 
ſten Zweck, vermöge deſſen das Erſcheinen bei Gericht 
als eine in rechtlicher und politiſcher Beziehung bedeu⸗ 
tende Handlung, als ein im eigentlichen Sinne ſtaats⸗ 
bürgerliches Geſchäft zu betrachten ift. Aus eben dieſer 
Urſache follte Niemand bei Gerichten zugelaflen werden, 
der nicht die Eigenfchaften zur vollen Ausübung aller 
bürgerlichen Rechte befigt, Niemand, der nicht ſchon 
den Berfaffungseid geſchworen hat, Niemand, der 





über die Geſinnungen der Bewohner der Provinz Rheinheſſen 
ſagen zu können. Ich bin unter ihnen geboren und erzogen, 

ich habe von Jugend auf mit ihnen verkehrt, Berufsgefchäfte 
haben mich in alle Gemeinden geführt. Es ift feine Gemeinte- 
in der Provinz, in welcher ich nicht bekannt bin, und feine Ge⸗ 
meinde, von welcher ich nicht gekannt wäre. Sch kann aber 
verfichern, daß alle rechtliche eeute die Fortdauer der Oekent⸗ 
lichkeit wünſchen. 
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nicht duch Amt, Eigenthum oder ftändifches Gewerbe 
- anfäfig ik ”). Nur wenn das Redbt, "vor Gericht zu 
erfcheinen, als Ehrenvorzug dee achtbaren und felbfis 
ftändigen Staatsbürger gilt, gewinnt die Gerechtig⸗ 
feisspflege durch Deffentlichkeit an Ernſt, Feierlichkeit 
und Würde, während fie da, mo fie ohne Unterfchied 
mit einem Jeden fih gemein macht, allzuleicht in Ges 
fahr fommt, mit andern Begenftänden gemeiner Volks⸗ 
und Pöbelbeluftigungen in eine Reihe geſtellt zu werden. 
„Wenn ih”, fuhr der Redner fort: „von irgend einem 
Gerichtshof. das Beilpiel einer Deffentlichkeit fehe, wo der 
größere Theil des Publicums aus Pöbel, Kindern und 
Weibern befieht, fo kann mir eine folche Deffentlichfeit 
weder. Achtung einflößgen, noch kann ich mich von ihrer 
Zwechmäßigfeit überzeugen. Wein ich glaube, da — 
von Feiner Verhandlung, was auch dee Gegenftand fey, 
jemals das ganze: Publicum, niemals die ausgeſchloſſen 
werden dürfen, welche Recht und Intereſſe haben, dar⸗ 
über zu wachen, Daß und wie die Geſetze gehandhabt wer: 
den. Diele Selichtspunfte find im dem Geſetzesentwurf nicht 
ju Grund gelegt worden.” Nachdem der Redner fich 
hierüber unter Adoption der Anfiht Feuerbach's auss 
gefprochen Hatte, ging er auf die Betrachtung der Motive 
des Geſetzosentwurfs über. „Man fpricht von den Nach⸗ 
theilen, welche die Deffentlichfeit der gerichtlichen Ver⸗ 
Bandlungen überhaupt feither fiir öffentliche Ordnung und 
gute Sitsen und für den Huf dritter Unbetheiljgter ges 
— — äußert 
50) Die Frage: „ob die Oeffentlichkeit blos auf den gebil⸗ 
deten Theil des Publicums zu befchränfen ſey, 
bat vu Sagemann ©. 52 ff. feiner angeführten Schrift ans 
fprechend erörtert, indem er fie verneint: „Jede abgefchlofs 
fene Berfammlung” fo fagt er u. A. „tft Privatverſamm⸗ 
lung.” Eben fo bat der Berfüfler die Frage: „ob gewifle 


‚Stände ohne Unterfuchung des Bildungsgrads für zutrittsfähig 
au erklären?” eröttert und negfet, 2 Br 


über Deffentlichkeit bes Strafverfahrene, 251: 
äußert habe. Die Behauptung, daß folhe Machtheile dan. 


aus entftanden feyen, muß ich leicht auf fich ſelbſt beruhen 
laffen, allein id kann mich nicht erwehren, eine allges 
meine Bemerfung Ihrer Berücfichtigung zu empfehlen. 
Es if Häufig und in mancher Beziehung dem Deutfchen 
zum Vorwurf gemacht worden, daß er, im allzugroßen. 
Eifer, untergeordnete Nachtheile zu befeitigen, das von- 
foichen untergeordneten Nachtheilen häufig nicht zu reinis- 
gende Wefentliche, das, was vom wahren Rechtezuftans: 
de, wie von der Freiheit ungertrennlich ift, außer Augen: 
gefest und vernachläfiigt Habe. Hierdurch find wir zw. 
verfchiedenen Zeiten in den Zuftand von Unfreiheit zurüchs 
geworfen morden, deſſen mir und .vielfach zu ſchämen 
haben. Ich wünfche, dag wir bei der Prüfung und Bes 
fhlußnahme über den vorliegenden Gefegesentwurf nicht. 
in diefen Kehler verfallen, daß wir nicht die Deffentlichfeit 
in der Ausdehnung befhränfen möchten, weldye, mit Rück⸗ 
fit auf die angebliden und vielfach eingebildeten Nach⸗ 
theile, von der Staatöregierung jet vorgeſchlagen wird. 
Man hat, und auch im Ausfchußberichte, behauptet, die. 
Deffentlichfeit im Strafverfahren beftche nur im Privat⸗ 
interefle des Angeklagten, und weil das Privatinterefle dem: 
öffentlichen untergeordnet fey, datum Fönne:fich auch dee 
Angeklagte, welcher ein Recht auf die Deffentlichkeit Habe; 
nicht befchmwert finden, wenn fie fo, wie vorgefchlagen- 
worden ift, beſchränkt wiirde. Meine Herren! wer fagt, 
daß die Deffentlichfeit im Privatinterefie des Angeklagten 
beftehe,, der weiß nicht, was Deffentlichkeit it und hat fie 
nie verftanden. Die Oeffentlichkeit beſteht im Intereſſe des: 
Geſetzes, fie befteht im Intereſſe der öffentlichen Ordnum 
und Gefellichaft, fie befteht im Intereſſe der Gerechtigkeit“). 
51) Aus dieſem Geſichtspunkt befonderd fol auch der Eipils 
Prozeß öffentlich Teyn. .Mittermaler, Der gemeine deutihe 


bürgerliche Prozeß in Vergleichung ıc. cr Beitrag, za 
Auflage, 1832, ©, 106. FE ns u N 


Arc. 0. EX. 1837, II, &r. R 
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Ueberall, wo Deffentlichfeit beſteht, wird fie als ein Be: 
ſtandtheil des rechtlichen und gefeglihen Verfahrens ans 
gefehen,, als eine wefentliche Bedingung der Handhabung 
der Gerechtigkeit, und wenn fie im wahren Staatsinterefle, 
in dem höchſten Staatsinterefle befteht — denn welches 
Gtaatsinterefie ſteht dann höher, als die Gerechtigkeit ? — 
wenn alfo dem fo ift, frage ich Sie: kann es durch irgend 
ein anderes Staatsintereffe geboten feyn, daß die Gerech⸗ 
tigfeit in Rheinheſſen nicht unter der von ihr ungertrenn: 
lichen Bedingung einer auf vernünftigen Grundlagen be: 
ruhenden Deffentlichfeit gehandhabt werde? Kann eine 
Befchränfung der Oeffentlichkeit, wie fie der Befegentwurf 
in fo weitem Umfange vorfchlägt, durch die Rückfichten, 
welche die Motive zum Geſetzentwurf entwickeln, gerecht: 
fertigt werden? Was die Motive und die ‚angeblichen 
Machtheile der Deffentlichfeit betrifft, fo find darüber fo 
treffende Aeußerungen nicht allein. als die Weberzeugung der 
Medner vor mir, fondern auch von ausgezeichneten Schrifts 
ftelleen herrihrend, vorgetragen worden, daß ich. mich 
alles Weitern enthalte, und mich lediglich darauf beziehe. 
Man fagt: nach dem Sefegentiwurf, wie er vorliege, werde 
jedoch die Oeffentlichkeit in den bezeichneten Fällen nicht ganz 
aufgehoben ; man legt Werth darauf, daß auch fernechin 
die Anwälte und Stagiäre den Serichteverhandlungen bei- 
wohnen dürften. Ich Halte diefe Eonceffion für einen ganz 
gleichgültigen und kaum zu ermwähnenden Umftand. Die 
Unweſenheit Der. Stagiäre und. Anwälte, weiche ald Hands 
werfögenoflen der: Gerichte erfcheinen, kann das Princip 
der Oeffentlichkeit nicht: erſetzen, welches in dem unbes 
ſchrankten Rechte der Staatsbürger, vor Gericht zu er: 
feinen, beruht ), umd wie ich Hoffe, auch aufrecht ers 


52) Auch der Beurtheller dee Schrift: Siemens, Ueber die 
= Mängel unfrer heutigen —— und die Mittel, denſelben 
:abjuhelfen. : Haunover 1802 im o Boude der Schunck⸗ 
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halten werden wird. Man fagt, im Intereſſe der Ges 
richte müſſe die Deffentlichfeit befchränft werden, und das 
Pflichtgefühl der Richter biete für die Serechtigfeit des 
Urtheild geniigende Garantie. Ich ziehe vor, fiber diefen 
Dunft hier nichtd zu bemerfen, weil ed mich zu weit fühs 
gen würde, und weil ich mir vorgenommen habe, Bloß‘ 
auf die allgemeinen und legislativen Gefichtspunfte einzüs 
gehen, melde dieſer Gegenftand fo vielfach darbietet. 
Ich Fann es aber nicht unterlaffen, Einzelnes zu berühren, 
was vorhin von dem Heren Regierungs-Commiſſair über die 
Stellung der Richter im Allgemeinen geäußert wurde. Er 
bemerfte, der Richter fey beauftragt und berufen, über 
die öffentlihe Ordnung zu machen und fie zu handhaben, 
und aus diefem Motive will er die Befugniß des Richters. 
begrüinden, in den Fällen, two er ed angemeſſen glaubt, 
Die Deffentlichfein zu fu@pendiren. Ich glaube aber, daß 
dem Richter dieſe Befugniß nicht gegeben werden follte. 
Der Richter .ift nicht Polizeibeamter , er hat die Geſetze 
anzuwenden, ohne Rückſicht auf die Folgen, die daraus 
entſtehen. &3 ift ein Glück für ihn, wenn diefe Geſetze 
fo Elar find, daß Hinfichtlih ihrer Anwendung fein Zwei⸗ 
fel bei ihm obmaltet. Entwürdigen Sie den Richter nicht, - 
und nöthigen Sie ihn nicht, in das Gebiet der Polizei eins 
zugreifen und den Bang des Rechts und feine Uriheile 
nach polizeilichen Rũckſichten zu bemeflen. Nöthigen Gie 
ihn hierzu, fo geben Sie feinem Anſehen, der. dee der 
Gerechtigkeit, den empfindlichfiet Stoß. „Es it” Fuße 
Dee Redner fort, „ferner. bemerfr worden, daß daß, 





ſchen Jahrbücher, äußert ſich &.-56. dahin, es fen nicht abzus 
then, warum den Advokaten im’ Allgemeinen die Bulaffung zu 
folchen öffentlichen Audienzen ald Vorrecht zugeflanden were 
den fole, da doch unmöglich der Advokatenſtand als yermar 
nente controlicende Behörde des Michterftandes beſkehx vx⸗ 
N 2 
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was aus guter Geſellſchaft verbannt ſey, auch nicht vor . 
dem Richter ausgefprochen werden dürfe. Allein vor dem 
Kichter muß Alles gefprohen werden dürfen, was jur 
Bertheidigung und Rebtsausführung gehört.” Machdem 
der Redner noch zum Schluffe die Bemerfung hervorges 
hoben hatte, es dürfe zweifelhaft feyn, ob gerade jene 
Vorſchrift Frankreichs ſich zuc Adoption eigne, auch, daß 
der Ausdruct „plaidoiries” in dem Art, 87. der franzöfis 
fen Civil⸗Prozeßordnung und dad Wort „debats” in 
dem -Astifel der feanzöfifchen Charte einen befchränftern 
Begriff enthalte, als der Ausdrud „RBerhandlungen”, 
teug er darauf an: „den Gelegentwurf abzulehnen und 
die Staatsregierung zu erfuchen, einen andermweitigen Bes 
fegentwurf zum Zweck der Befeitigung der Nachtheile, 
welche durch die in Rheinheſſen beftehende Deffentlichkeit 
des Gerichtsverfahrens vor dem Aflifenhofe und Zuchtpolis 
zeigerichte entftanden feyn follen, und zwar auf der Grund⸗ 
lage vorzulegen, daß anfälfige Staatöbürger von den Bes 
richtsverhandlungen in Peiner Lage des Verfahrens, in 
welcher bisher Deffentlichfeit beftanden, ausgefchloffen ſeyn 
fönnen.” Der Abg. Hellmann unterftügte das Amen⸗ 
dement des Abo. v. Gagern. 

- Dee Regierungs s Commiffaie (Geh. Staaterath 
- Rnapp) nahm mehrmals das Wort), indem er u. 9. 
vorteug: Es fen keineswegs die Abficht der Staatsregies 
rung, daß die Deffentlickfeit aufgehoben oder gefährdet 
ſeyn foll; aber fo wie alle menſchlichen Yuftitutionen, wenn 
fie auch im Allgemeinen noch fo vortheilhaft feyen, doc 
in gemiffee Beziehung nachtheilig feyen, fo fey dieſes auch 
bei jener Deffentlichfeit der Fall. Allerdings folle, wie 
man fage, diefe Publicität eine Schutzwehr für den Anges 
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385) In einer beſtimmten Beziehung hat ſchon die Rebe des Abg. 
v. Sagern eines Bortragb det Reaierungbs Sommiflirs gebacht. 
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f&uldigten feyn; allein noch wichtiger fey das Intereſſe ber 
Allgemeinheit; der Richter fey vorzugsmweife beauftragt, 
durch Handhabung der Gefege die Sicherheit ded Staat 
aufrecht zu erhalten und fiir Sitte und Ordnung zu wachen. 
Bon den Gerichtshöfen müſſe alles entfernt gehalten wers 
den, was felbft in feiner guten Geſellſchaft geftattet fey. 
Am Schluffe beftritt der Regierungs- Commiffaie die Behaups 
tung des Redners von der Tribune““), daß der Geſetzentwurf 
von den Bewohnern in Rheinheflen mit geoßer Beſorgniß 
aufgenommen worden fey, da die Kaffung deffelben die Defs 
fentlichfeit ald Regel, als Grundfag beftchen laſſe und nur 
geriffe Ausnahmen Statt finden follten, worüber die Ge⸗ 
richte frei von dem Einfluß der Staatsregierung zu erfens 
nen hätten. Ueberdies follten diefe ihr Urtheil motivieren, 
was dafiir bürge, „daß nicht die Thüren bei allen Vers 
handlungen und für. immer gefchloffen werden” würden. 
Auch die Gegenwart der Anwälte und der Stagiäre gebe 
Dem Angefchuldigten eine große Garantie. 

Später hielt. dee Regierungss Commiffaie 
einen nochmaligen Vortrag zu dem Zweck, um Ciniges 
von dem zu beantworten, was frühere Redner gegen den 
Geſetzesentwurf vorgebracht hatten. „Die Deffentlichkeit”, 
fo fprach er unter 9., „wie fie in dem frangöfifchen Strafs 
verfahren nach den franzöfifehen Geſetzen, welche auch in 
Mheinheffen gelten, befteht, ift eine unbefchränfte; es 
wird nämlich ald Zuhörer zugelaflen, wer da kommt und 
wer da will. Glauben Sie nicht, meine Herren! daß die 
gebildetere Klaffe der Bevölferung rein im Intereſſe des Ges 
fees und blos in der Abfiht, um der Gerechtigkeit eine 
Sarantie zu geben, ſtets diefen öffentlichen Gerichtsfigungen 
beitvohnt; denn jeder einzelne Bürger, jeder Geſchäfts⸗ 


54) Der Abgeordnete Schmitt Hatte von der Nribune ge 
fprochen. 
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mann wartet feines Berufs, ſelten aber findet da ein 
Mann Zeit, ſich auf fo viele Stunden von feinem Befchäfte 
zu trennen und fie bei der Affifenverhandlung zuzubringen, 
Es iſt auch Niemand gezwungen, diefen Berhandlungen 
beizuwohnen. Es hängt alfo von dem Zufall, von den 
Launen der Menſchen ab, ob fih viele Zuhörer einfinden, 
ob viele oder wenige Zuhörer da find, und in der Regel 
find nur wenige Zuhörer da. Gobald aber einmal eine 
pifante Sache vorfommt, dann füllen ſich die Gerichtes 
böfe mit Zuhörern an. Sehen Sie aber, wer all’ da if? 
Grauen, Mädchen und iiberhaupt viel Pöbel, welcher ftets 
Intereſſe am Scandal hat, verfammelt ſich alda, weit 
weniger gebildete Leute. Soll aber in der Anweſenheit 
diefee Menfchen die größte Sarantie für die Rechtfprechung 
biegen? Das bezweifle ih. Die Richter begeben fich, 
wenn fie das Urtheil finden wollen, in das Berathungs⸗ 
zimmer zurück, und dahin fann das Publicum fie nicht 
- begleiten. Was fie dafelbft fprecdhen, wie fie dort deli⸗ 
beriren, wie ſich endlich das Urtheil aus diefen Debat⸗ 
sen bildet, weiß Niemand; es hat Niemand das Recht, 
zuzuhören; auch dort Fönnen die Richter mit dem Refes 
venten ffimmen, und auch niet, fie können dort ebenfalls 
etwas genießen, und auch nicht; und wenn ich nicht irre, 
fo macht Feuerbach in feinem Werke über die Deffents 
lichkeit und Mündlichkeit den Richtern an den franzöfifchen 
Gerichtshöfen zum Vorwurf, daß fie fehr oft blos dem 
Präfidenten zunicten. Dee Präfident, fagt er, macht 
eine Bewegung rechts und links, und die andern Herren 
machen ed nach dem Präfidenten zu eben fo, und fo wiirde 
dann das Urtheil ausgeſprochen. Diefe Garantie, melde 
Durch die Deffentlichkeit begründet fegn ſoll, finde ich alfo 
nicht entfcheidend , ich glaube vielmehr, daß die Gewiſſen⸗ 
haftigfeit der Richter und ihre Rechtskenntniß die größere 
und fibere Sarantie für eine gewiſſenhafte Rechtspflege 
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geben muß. Der Befegentwurf befchränft allerdings bie 
Deffentlichfeit, wenn nämlich Deffentlichfeit darin befteht, 
wie der Abg. v. Gagern vollfommen richtig bemenft ‚bat, 
daß folche Perfonen der Verhandlung beimohnen, welche 
nicht unmittelbar dabei betheiligt oder befchäftigt find. . In 
fofeen aber. der Gefegentwurf fagt, daß immer noch ſolche 
Derfonen Heimohnen können, welche nicht bei der Sache 
betheiligt und beſchäftigt find, beſchränkt er nur die Oef⸗ 
fentlichkeit, allein er Hebt fie durchaus nicht auf. Darum 
ift e8 auch feine Ironie in. dem Gefegesentwurf, wenn Der 
Art. 1. fagt: dad Princip der Deffentlichkeit in dem. Straf 
verfahren foll fortbeftehen. Die Mitglieder des Ausfchufr 
ſes werden fich noch erinnern, daß in dem Ausſchuß vieles 
Darüber geredet worden iſt, ob nicht der Beftimmung, daß 
Die Anwälte und Stagiäre den Verhandlungen beimohnen 
follen, wenn das Bericht für Andere. feine Thüren ſchließen 
läßt, eine Ausdehnung gegeben werden fünne. Man hät 
aber feinen Vorſchlag zu machen gemuft, welcher für 
praftifh ausführbar anzufehen gewefen wäre. Der Ge 
ſetzesentwurf geht ferner nicht fo weit, als die franzöſiſche 
Charte; denn diefe fagt in dem angeführten Artikel ges 
radezu, die Thüren follten verfchloffen werden, ohne. daß 
einer, welcher nicht zur Verhandlung gehört, beimohnen 
dürfe, während der vorgefchlagene Befeesentwurf immer 
noch Perfonen beimohnen läßt, welche nicht bei den Ber⸗ 
Handlungen betheiligt find.” Nachdem der Megierungss 
&ommiffair in mehreren Beziehungen dem Abg. v. Bas 
gern geantwortet hatte, äußerte er fib am Schluſſe noch 
dahin: Wenn ein Redner hervorgehoben habe, daß die 
unbefchränfte Deffentlichfeit des Strafverfahrens in allen 
Fällen und namentlich in denen, welche den Gefeesent: 
wurf im Auge haben, Abſcheu erwecke, nicht aber verleite, 
fo fönne man doch nicht annehmen , daß diefer Eindruck in 
allen hervorgebracht werde. So viel {ey aber eng. WR 
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Ad Rheinhefien die Zahl der Steaffälle fehr auffallend ss 
genommen habe. In früheren Jahren fegen bei dem Zucht⸗ 
‚polizeigerichte etwa 300 Källe im Jahr anhängig gewor⸗ 
:den „ während jegt die Zahl auf 600 bis 800 geftie 
gen fe: 
21 Der Abg. Slaubrech bemerfte hierauf: Mit Recht 
habe. der Herr Regierungs-Commiſſair hervorgehoben, 
daß den Gerihtsfigungen Leute beimohnten ‚ırmelche bei 
den: Verhandlungen nicht unmittelbar intereffiet ſeyen. 
Allein eben fo wahr fey es, daß ein Theil des Yublicums 
fh für die Sache felbft interefiicen und fie beurtbeilen kön⸗ 
ne; man fähe Perfonen aus allen Ständen, oft felbft des 
Biplomatifchen Eorpe, fo weit Mainz ein folcbes befige, 
und beinahe immer finde man Perfonen aus den höchſten 
:Klaffen: 

Auch der Abg. Brund nahm noch einmal das 
Wort, um eine befiimmte Aeukerung des Regierungss 
Kommiffaird zu beantworten. Mur in der Handhabung 
größerer Drdnung und firengerer Polizei liege der Grund 
der Vermehrung der zuchtpolizeiliden Straffälle, woher 
.e86 fomme, daß gerade die Bemeinden die meiften lies 
ferten ,“ bei welchen diefe Handhabung am meiften vor 
herrſche; da in früheren Zeiten faum ein Fall von zehn zur 
Unzeige gekommen fey, fo fey allerdings auch die Zahl 
fcheinbar geringer gemwefen. Gerade der Gemeinde, in 
der er wohne, fey der Vorwurf der großen Zahl von 
‚Straffällen gemacht worden, worauf er geantwortet habe, 
daß die befondere Strenge in der Handhabung der Polizei 
und. Verfolgung der Gefegesübertretung die Erfcheinung 
erkläre. „In feinem Kal”, fügte der Redner Hinzu, 
„Pann die Bemerkung des Herrn Regierungs-Commiſſairs, 
ein Beweis gegen die in Rheinheſſen beftehende Deffentlichs 
keit der Mechtöpflege feyn, und ich zweifle auch, ob Leute 
vom Bande, welche wegen folcher Vergehen beftraft wur⸗ 
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den, dadurch eine Anfteuetion dazu erhalten haben.” . 
Schließlich bemerkte der Redner, er Habe, fo oft er einer 


Gerichtsſitzung beigewohnt Habe, nie Kinder unter den Zus 


hörern bemerft. 

- Der Regierungs⸗-Commiſſair ermwiederte dem Abg. 
Brunck, er habe nicht behauptet, daß die Oeffentlichkeit 
des Strafverfahrens In Rheinheflen auf Vermehrung der 
Verbrechen und Vergehen hinmirke, ſondern nur bemerkt, 
daß ungeachtet dieſer Deffentlichfeit jene Erſcheinung ſich 
gezeigt habe, worauf der Abg. Schmitt entgegnete: 
Daraus könne gefolgert werden, daß gerade eine Ausdeh⸗ 
nung der Deffentlichfeit auf Verminderung der Delicte hins 
wirfe; denn gerade die Stadt Mainz, deren Bewohs 
ner die nächfte Gelegenheit zum Beſuche dee Gerichtsſitzun⸗ 
gen hätten, biete die wenigften correctionellen Straffälle. 

Gegen den Schluß der Berathung ftellte derſelbe Ads 
geordnete für den Kall, daß: der aanze Gefegesvorfchlag 
nicht abgelehnt werde, ein von ihm motivirte8 und vom 
Abg. Glaubrech unterftügtes Amendement, dahin ges 
hend: unter Ablehnung der iibrigen Artikel deffelben die 
beiden erften in folgender Faffung anzunehmen. „Art. 1. 
Das in der rheinheffifhen Strafgefeßgebung enthaltene 
Princip der Drffentlichkeit foll auch ferner beftehen bleiben, 
Art. 2. Wenn jedoch eine Verhandlung vor den Eriminals 
gerichtehöfen gefährlich für die guten Eitten erſcheint, fo 
ift der Präfident des Gerichts ermächtigt, alle Frauen, 
Mädchen, Jünglinge, Knaben aus dem Yudienzfaale ents 
fernt zu halten.” 

In der folgenden Sitzung vom 17. Juli 1835 leitete _ 
der Präſident die Berathung, welche die Kammer wieder 
üder fünf Stunden befchäftigte, auf die einzelnen Artikel 
des Gefegesentwurfs *). Ich würde mich um fo ſchwe⸗ 


85) An der Berathung nahmen Theil: die Abg. d. Sayern, 
Nitgen, Shmitt, Mohr, Brunn’, Stone (Suite 
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ver entfchließen, auf eine einigermaßen ausführliche Dar⸗ 
ſtellung diefer Discuffion zu verzichten, wenn ich nicht Die 
Abſicht Hätte, darauf bei der gedachten Ausarbeitung einer 
Weberficht der ftändifchen Verhandlungen über die „ Grund» 
züge der neuen Geſetzgebung und Juſtizverfaſſung“ zurück⸗ 
zukommen. Ich bemerke daher, indem ich darauf hin⸗ 
deute, daß ſchon die Discuſſion in der vorhergegangenen 
Sigung ſich hie und da mit den einzelnen Artikeln befchäfs 
tigt hatte, nur noch, Daß wiederholt einige Amendements 
geftellt wurden, deren Befchaffenheit die am Schlufte der 
Sitzung vom 253. Juli 1835 vorgenommene Abftimmung 
beurkundet °). Es wurde nämlich dahin abgeſtimmt: 

1) Die Frage: Nimmt die Kammer im Allgemeinen den 
Geſetzesentwurf an, vorbehältlich derjenigen Mobdificas 
tionen defielben, welche fie in der folgenden Abftimmung 
über die einzelnen Artike! befchließen wird? 

ward mit 25 gegen 16 Stimmen bejaht”). 


befiser in Rheinheſſen und öfter Mitglied des Geſchwornen⸗ 

gerichts), Glaubrech, Heffe, Perrot, Weyland, 
v.Srolman, Ludwig, Köhler (Öberconfiftorialrath) unb 
v. Sünderode. (Lesterer ſprach fih dahin aus, es fey wohl 
am paffendften, den Gegenſtand der allgemeinen Gefepgebung 
vorzubehalten.) Es konnte nicht fehlen, daß fich in die Bera⸗ 
thung viele „praftifche Bemerkungen’ verwebten. Da viele 
Zeitfchrift auch darauf Herechnet ift, „praktifche Bemerkungen ’’ 
mitzutheilen , fo behalte ich mir vor, für diefe Rubrik einiges 
in ſich Abgefchlaffenes aus den Discuffionen hervorzuheben, be= 
fonders ſolches, was ald Beitrag zur Gefeggebungspolitik interz 
effant feyn dürfte, Umgiebt uns ja jest von allen Geiten der 
ae neuer Geſetzgebungen, der alle Steine zufammentras 
gen läßt. 

66) In Anmerkungen zu den befreffenden Abftimmungsfragen 
werde ich das Erforderliche Eurz erläutern. 

57) Bei diefer Abſtimmung erbat fich der Abg. Mayer (Kaufs 
mann in Mainz und Deputirter diefer Stadt) das Wort, fein 
Bedauern darüber ausfprechend,, daß Krankheit ihn abgehalten, 
an der Berathung Theil zunehmen, und bemerkend, daß er mit 
ber Deinorität geftimmt habe, weil er glaube, daß man ber 
Provinz Rheinhefien den beftehenden Zuftand fo lange gönnen 
fol, bis dem ganzen Lande eine umfaflende geitgemäße Geſeß⸗ 

:  "gebung gegeben ſey. 
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2) Die Srage: Nimmt bie Kammer den Brt. 1. des 

Oefegesentwurfs an? 
ward mit 26 gegen 15 Stimmen bejaht. 

3) Die Srage: Nimmt die Kammer den Act. 2. des 

Geſetzesentwurfs an? 
ward mit 26 gegen 15 Stimmen verneint. 

4) Die Frage: Nimmt die Kammer den Art. 2. mit den 
beiden, von dem Ausfchuß vorgefchlagenen Modificatios 
nen an? 

ward mit 22 gegen 19 Stimmen bejaht. 

6) Die Frage: Will die Kammer die zu dem Art. 2. bes 
fchloffenen Modificationen als Bedingung der Annahme 
des Geſetzes fielen? 

ward mit 23 gegen 17 Stimmen bejaht. 

6) Die Frage: Nimmt die Kammer den von dem Aus⸗ 
ſchuß vorgefchlagenen Zufogartifel an: „die Verbands 
lungen darüber , ob und wie weit eine Sache bei vers 
ſchloſſenen Thüren verhandelt werden fol, gefchieht 
nicht öffentlich ?” 

ward mit 23 Stimmen gegen 18 bejaht. 

T) Die Srage: Will die Kammer, daß der Art. 2. im 
Anfange folgende Kaflung erhalten fol: „Wenn näms 
li in Criminal⸗ oder Zuchtpolizeiſachen vor einem für 
‚die Provinz Rheinheffen angeordneten Bericht eine Vers 
handlung Statt findet, welche” 20.2 ward einftimmig 
bejaht, indem die Kammer davon außging, daß die 
Frage in Bezug auf das geftellt fey, was der Ausſchuß⸗ 
bericht Hinfidstlich des Ausdrucke: „Criminalgerichtshof 
und Zuchtpolizeigericht” bemerft habe. 

8) Die Frage: Nimmt die Kammer den Art. 3. des 
Geſetzesentwurfs an? 

ward mit 24 Stimmen gegen 17 bejaht. 

9) Die Frage: Will die Kammer, daß im erfien Abſatz 

des Act. 3. nach den Worten: „das Bert riähr \m 
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einem folden Kall”, nach dem Antrag des Mhgeordneten |‘ 
Schmitt zugefegt werde: „nachdem ſich die Rathe⸗ 
und Anflages Kammer vorher gutachtlich fiber Die Bes 
ſchränkung ausgefprochen hat”? °°) 

ward mit 26 gegen 15 Stimmen verneint. 

10) Die Frage: Will die Kammer, daß dem im erften 

Abſatz des Art. 8. vorfommenden Worte „Urtheil” 
nah dem Antrag des Abg. Schmitt die Worte 
„durch Stimmeneinhelligkeit bedingtes“ zugefeßt wer, 
den follen? u | 

ward mit 26 Stimmen gegen 15 verneint. 

11) Die Frage: Nimmt die Kammer den Antrag des 
Ag. Glaubrech an, wonach in dem Geſetz folgens 
der Zufag aufgenommen werden foll: „Wenn ein Eris 
minalgerichtshof oder Zuchtpoligeigericht eine geheime 
Sitzung angeordnet Hat, fo muß über die Ausſagen der 
Zeugen Protofoll geführt und die Ausfage eines jeden, 
nad) vorgängiger Verlefung, von den Zeugen, dem Ges 
richt, dem Staatsprocurator, den Parteien und ihrer 
Vertheidiger unterzeichnet werden. Es mülflen ferner 
die Vertheidigungsgrüinde des Angeklagten wenigftens 
ſummariſch ju Protokoll genommen und diefe® Protokoll 
ebenfalls von dem Angeklagten und feinem Vertheidiger 


— 





68) Nach den ausführlichen Amendements diefes Abgenrhneten follte 
der erſte Abfag des Art. 3. fo lauten: ‚, Das Gericht erläßt in 
einem folhen Fan, nahdem [ich die Rathes und Ans 
tlagefammer vorher gutachtlih über die Bes 
ſchränkung ausgefprochen hat, auf den Antrag des 
öffentlichen Miniſteriums, des Beſchuldigten oder der etwaigen 
Civilpartei, ein förmliches, durch Stimmeneinhelligs 
Leit dedingtes Urtheil, worin die Motive zur Anordnung 
der Verhandlungen bei verfchloffenen Thüren ausgedrückt ſeyn 
müffen.” Diele Amendements wurden namentlich von dem Abg. 
Slaubrech unter Verteidigung der dafür fprechenden Grün: 
de unterftügt, aber von dem Regierungss Commiffair und 
dem Üreferenten des Ausſchuſſes befteitten. Auch die Abg. 

Brund und v. Gager v erhabrn KH für tat Amendement. 
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gemeinſchaftlich mit dem Gericht und dem Staatöpros 

eurator unterfcheieben werden?” '*) 
ward mit 23 Stimmen gegen 18 bejaht. 

12) Die Frage: Will die Kammer die Annahme des 
von dem Abg. Glaubrech geftellten Amendements als 
Bedingung der Annahme des Geſetzes ftellen? 

ward mit 25 gegen .16 Stimmen verneint. 

13) Die Frage: Nimmt die Kammer den Art, 4. bes 

Geſetzesentwurfs an? 
ward mit 28 Stimmen gegen 18 verneint, ' 

14) Die Frage: Nimmt die Kammer den Art. 4. an, 
wenn aus demfelben,, nach dem Antrage des Ausfchufs 
ſes, die Worte „und bei dem Affifengerichtehofe die 
Erklärung der Gefchtwornen” weggelaflen werden, jes 
doch mit Vorbehalt der Abftimmung des von dem Abg. 
Schmitt geftellten Amendements ? 

ward mit 21 gegen 20 Stimmen bejaht. 

15) Die Frage: Befchließt die Kammer, daß nach dem 
Antrage des Ag. Schmitt im Art. 4. hinter dem 
Worte „Berlauf” die Worte „Refume des Präfldens 
ten in Criminalſachen einbegeiffen” weggelaſſen und bins 
ter die Worte „das Refume des Präfidenten und die 
Berhandlungen iiber die Strafanwendung”. gefekt, 
resp. eingefchaltet werden follen ? °°) 

ward mit 21 gegen 20 Stimmen bejaht, 


69) Diefes Aendement ftellte der Abgeorbnete Glaubrech, ins 
dem er bei der Entwidlung der Motive. fich zugleich auf feine: 
Mede bezog, die er gegen den Gefeßesentwurf überhaupt vom. 
erften Zage der Berathung deflelben gerichtet, und in welcher ex 
darauf hingedeutet hatte, daß die Heimlichkeit des Verfahrens 
dem Urtheue ale Beurkundung raube. Dieſes Amendement 
wurde namentlich von den Abg. Schmitt, v. Gagern und 

» Brund unterftügt. 

) Nach diefem Amendement follte ter Art. 4. To lauten: „Die 
Anordnung der gefchloffenen Ihüren kann in jedem Moment 
der Verbandlungen, aber nicht früher , ald beim Aufceuke Ver 
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16) Die Frage: Will die Kammer die Annahme "des 
von dem Abg. Schmitt geftellten Amendements al 
Bedingung der Annahme ded GSeſetzes Helen ? 

ward mit 23 gegen 18 Stimmen verneint. Ä 

17) Die Stage: Rimmt die Kammer den von dem Aus⸗ | 
ſchuß angetragenen Zufagartifel an: „Wenn auf den 
Grund der Art. 2 und 4. ber dem Affifengerichtähofe die 
-&eflärung der Geſchwornen nicht öffentlich geſchieht, 
fo Hat der Präfident gleichzeitig mit dem freifprechenden 
oder verurtheilenden Erkenntniß die Srflärung der Ger 
ſchwornen öffentlich verlefen zu laffen, oder dem Er⸗ 
Penntniffe wörtlich einzurüdten ? 

ward mit 37 gegen 4 Stimmen bejaht. Die Abg. 
Schmitt, Brund, Mayer und Glaubrech 
motivierten ihre Vereinigung damit, daß fie das 
Vorgeſchlagene, als ein Gefet bereit® enthalten, 
für überflüffig anfähen. 

18) Die Frage: Nimmt die Kammer den Art. 5. des 
Geſetzesentwurfs an ? 

ward mit 33 gegen 8 Stimmen bejaht. 

19) Die lepte Frage: Nimmt die Kammer den Art. 6. 
mit dem von dem Ausfchuß angetragenen Zufag an: 
„Jedoch ift e8 bei Verhandlungen vor dem Affifenges 


Sache begehrt und befchloffen werden. Sie kann blos für einen 
Theil der Verhandlungen, oder für deren ganzen Verlauf Statt 
. finden; nur die Werkündigung ded Endurtheild und bei dem 
-  Affifengerichtöhofe das Refume des Präfidenten, die Erklärung 
- der Gefchwornen und die Verhandlungen über die Strafanwen- 
- dung müffen öffentlich gefchehen.” Das Amendement, deffen 
Gründe der Abg. Schmitt genügend entwidelte und wobei er 
u. A. bemerkte, es wäre zu erwarten, daß ed dem Affifenpräfis 
denten gelingen werde „ alles Bedenklihe von feinem Reſumé 
gen zu halten, wofür auch die Erfahrung fprehe, und die 
erhandlungen über die Strafanwendung ſeyen in. der Regel fo 
teoden , daß das Anhören keine Befürchtung übrig laffe, wurde 
von den Abg. Glaubrech, Mohr, Brund und v, Gar 
gern —8 
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‚richtöhofe: dem Gericht geftattet, zur Beendigung einen 
begonnenen Sache die dem Sonn: oder Feiertage vors 
hergehende- Nacht zu benugen ?” 

ward mit 37 gegen 4 Stimmen bejaht. 


50 gelangte der Geſetzesvorſchlag an die erftie Kammer, 
yelche in ihrer Sigung vom 23. November 1835 den 
zericht des Ausſchuſſes, erftattet von dem Kanzler der 
andesuniverfität, Dr. Linde, anhörte Obgleich dies 
e8 Aftenftüc 23 Druckſeiten einnimmt, fo wäre es mir 
eb, wenn ich ed dennoch in extenso wiedergeben fünnte, 
ım den Geift, der in ihm weht, Plar erfennen zu laffen“). 
Der Raum geftattet aber nur eine Andeutung der Punkte, 
infichtlich deren die Anträge des Ausfchußberichts von den 
zZeſchlüſſen der zweiten Kammer abweichen, und diefe Ans 
eutung ift hingegeben in dem weitern Bericht des Aus—⸗ 
huſſes der zweiten Kantmer, welcher der abweichenden 
Befchlüffe der erften Kammer gedenft. Denn diefe votirte 
anz nach den Anträgen ihre® Ausſchuſſes““). Der weitere: 


61) Ein Auszug iſt für diefen Zweck ganz unzureichend: Cs 
verdient nur herausgehoben zu werden, daß man fich darin 
gegen die Abficht verwahrt, „indirect das Princip der Deffents 

lichkeit der rheinheffifchen Gerichtöverfaffung zu untergraben. ” 
Uebrigens werde ich bei der Bearbeitung der Ueberficht der Vers 
bandlungen über die Grundzüge der künftigen Geſetzgebung und 
ASuftizverfaffung auf diefen mit der Feder der Dialektik gefchries 
benen Ausfchufbericht zurüdzulommen um fo mehr Beranlafs 
fung haben, da daffelbe Mitglied der erften Kammer, welches 
denfelben erftattete, im Gange der Berathung jener Grunds 
lagen fich namentlich dahin äußert: „gegen die Deffentlichkeit 
der Verhandlungen in Straffachen ſpreche der wichtige Grund, 
daß fie eine wahre Pflanzfchule der Verbrechen ſey“, die ,, Lieb⸗ 
baberei an diefer Deffentlichteit” bebauerte, und darüber, daß 
die Gerichtsöffentlichkeit aus der Ziefe der heffifchen Rechtöges 
fchichte hervorleuchtet, ein altum silentium beobachtete, obs 
geh der Geift der Herrn = Kammern fonft dem hiftorifchen Recht 
o zugethan iſt. | 


62) Die Berathung des Gefepedentwurfs in der erften Kammer 
befchräntte fih, mit Ausnahme einer kurzen Bewertung ib 
Regierungs⸗ Commiſſaits, auf eine Discuiken , rien Tem 
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von dem Ausihuß der zweiten Kammer am 22. Januar 


1836 erfkattete Bericht ift aber des Inhalte: „Ahr ziweiter Ni 


YAuefhuß hat wiederholt über den Geſetzesentwurf, die 


Deffentlichfeit der Verhandlungen in Straffachen in der 


Provinz Rheinheſſen betreffend, Bericht zu erftatten” ; «# 
verbreitet fich indeffen diefee Bericht nue über die in ber 
hohen erftien Kammer gefaßten, mit denen der zweiten 
Sammer nicht übereinffimmenden Befchläffe: 


4) Der Art. 2. des Geſetzes enthält unter den Fällen, 
in welchen es den Berichten geftattet feyn foll, die Ges 
eichtsehüren zu fehließen, den, — 

wenn eine Verhandlung erfeheint, für den guten Ruf 
und die Ruhe nicht betheiligtee Individuen, 


Die zroeite Kammer vermochte fi von der Zweckmäßigkeit 
diefee Beftimmung, aus Gründen, welche die Verhand⸗ 
lungen ausführlich enthalten, nicht zu überzeugen; das 
gegen aber hat die erfte Kammer den Artifel angenommen, 
ohne auf die dieſſeits beliebte Mendesung einzugehen. 

- Der Ausfhußbericht der erfien Kammer verbreitet 
fi über die Motive, welche den dort gefaßten Beſchluß 
vorbereiteten. 

Die Majorität Ihres zweiten Ausfchuffes kann fich 
von dem überwiegenden Gewicht der für die unveränderte 
Ä Ge⸗ 





Referenten bes Ausſchuſſes und dem Freiherrn v. Gagern 
(Bater). Letzterer bemerkte namentlich, er müſſe ſich in dem 
Einne ausfprechen, in dem fich der Abg. Mayer bei der Abs 
ſtimmung geäußert habe, und gab den Mitgliedern der Kams 
mer zu bedenken, daß fie fammtlich unter einer andern Gefeßs 
gebung lebten, als die, welche in Rheinheffen herrſche, daß 
man „nicht gern Principien” durchlöchere ‚; bis man im Kalle 
ey, ganz neue zu fubflituiren” ; fein Wunfch fey, daß nur im 
alle der Gefahr für Ehrbarkeit, Schamgefühl und gute Site 
ion, Weiber, Kinder und Sünglinge ausgeſchloſſen würden. 


— 
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Sefegespropofition angeführten Gründe noch immer nicht 
überzeugen und empfiehlt Ihnen daher : 


auf dem vorderen Befchluß zu behatren, jedoch aber, 
in Betracht der von einander abweichenden Anfichten 
beider Kammern, diefen Befchluß nicht zur Bedins 
gung der Annahme des Gefeges zu machen. 


2) In der zweiten Kammer war auf den Antrag des 
Ausſchuſſes beſchloſſen worden, die einfachen Polizels 
gerichte in den Art. 2. nicht aufzunehmen. / 


Motiv dieſes Antrags war vorzugsweiſe die Betrachtung, 
daß bei einfachen Polizeigerichten nicht leicht Unterſuchun⸗ 
gen vorkommen würden, welche der öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit, ſo wie den guten Sitten nachtheilig ſeyn 
könnten. Schon in den Verhandlungen der zweiten Kam⸗ 
mer hatte der Abgeordnete Herr Mohr auf die Unrichtig⸗ 
keit dieſer Unterſtellung aufmerkſam gemacht. 


Daſſelbe geſchah in dem Ausſchußbericht, erſtattet 
an die erſte Kammer, welche dem Beſchluß der zweiten 
Kammer nicht beigetreten iſt, und nachdem nun auch das in⸗ 
zwiſchen neu eingetretene Mitglied unferes Ausſchuſſes, dee 
Abgeordnete Herr Parcus ), dem, feinen amtliden Er⸗ 
fahrungen zu Kolge, ebentwohl befondere Kenntniß des jens . 
feitigen Gerichtöverfahrend beigemeffen werden darf, die 
Richtigkeit unſeres früheren Motivs in Zweifel gezogen 
hat, fo nehmen wir feinen Anftand, Ihnen den Beitritt 
zu dem Befchluffe dee erſten Kammer, wonach die eins 
fachen Polizeigerihte aus dem Art. 2. nicht ausgeſch ieden 


werden follen , zu empfehlen. 
N 


63) Staatsprocurator bei. dem Krelögericht in Main;. 
Ardq d. CR. 1887. II: Or. B GS 
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3) Zur Frage 11. hatte die zweite Kammer auf den Ans 
trag des Abg. Heren Glaubrech befchloffen, in das 
Befeg einen Zufaß folgenden Inhalts aufzunehmen: 


Wenn ein Criminalgerihtshof oder Zuchtpoligeigericht 
eine geheime Eigung angeordnet hat, fo muß über 
die Ausfagen der Zeugen Protokoll geführt und die 
Ausfage eines jeden, nach vorgängiger Borlefung, 
von den Zeugen, dem Gericht, dem Etaatsprocus 
rator und den Parteien und ihren Vertheidigern uns 
terzeichnet werden. Es müffen ferner die Vertheis 
digungsgriüinde des Angeklagten, wenigftens ſum⸗ 
marifch, zu Protofoll genommen und diefes Protos 
koll ebenfall8 von dem Angeklagten und feinem Ber; 
tbeidiger gemeinfchaftlih mit dem Gericht und dem 
Staatsprocurator unterfchrieben werden. 


‚Die erfte Kammer aber conformirte ſich nicht mit diefem 
Beſchluß. Ihr zweiter Ausfhuß, meine Herren, kam 
nur den Anfichten der erftien Kammer beipflichten. 


Die Gründe, welche gegen das Amendement des 
Abgeordneten Herrn Glaubrech ſprechen, find in dem 
Ausſchußbericht der erften Kammer, unferm Erachten 
nach, fo treffend vorgetragen worden, daß wir und zur 
Vermeidung von Wiederholungen lediglich darauf beziehen 
önnen h. Ä 





68) Diefe Gründe fand der Ausfchußbericht der erften Sammer be: 


fonders darin, of wenn man dad Amendement annehme,- 


man auch auf gleiche Art in allen den Fällen handeln müffe, in 
denen zufällig Fein Publicum fich einfinde, daß fich von dem pros 
ponitten Zufagartifel nyz dann reden ließe, wenn man ihn für 
alle Strafrechtsfälle lage u. ſ. w. In der Sitzung der 
zweiten Kammer vom 5. Februar 1836 beleuchtete der Abo. 
Glaubrech diefen Theil des Ansfchußberichtes, der fich übris 
gens durch Betrachtung des Motivs feines Amendements von 
felbft widerlege. nn 
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Der Code d’instr. crim. verordnet im Art. 818: 
Zufäge, Veränderungen oder Abweichungen, wo⸗ 
dur) fi) die nämlichen Ausſagen eines Zcugen von 
feinen vorigen Erklärungen unterfcheiden möchten, 
läßt der Präfident von dem Actuar aufzeichnen. , Der 
Generalprocurator und der Angeflagte haben das 
Recht, darauf anzutragen, daß der Präfident dicfe 
Veränderungen, Zufäge und Abweichungen aufzeichs 
nen laffe. 


Diefer Artikel ſteht alfo einem wefentliden Theile deffen, 
wodurch der Abgeordnete Herr Glaubrech feinen Antrag 
zu motiviren verfuchte, entgegen, und die, unferm Erachs 
ten nach, zweckloſen Weiterungen des Amendements würs 
den nur dazu dienen, die Anwendung des Geſetzes in vier 
len Fällen zu verhindern, in denen zu folcher Anwendung 
geniüigende Veranlaſſung vorhanden wäre, 


Wir beantragen daher: 
daß die zweite Kammer fi mit dem Beſchluß der 
erſten vereinigen und dem Amendement des Abgeordne⸗ 
ten Herrn Glaubrech (Nr. 11. der Abſtimmung der 
zweiten Kammer) ihre Zuſtimmung verſagen möge. 
4) Zu dem Art. 4. des Entwurfs war auf den in dem 
vorderen Bericht motipirten Antrag des Ausfchuffes von 
der zweiten Kammer beſchloſſen worden, daß bei dem 
Affıfengerichtshofe die Erklärung der Geſchwornen nicht 
zu denjenigen Handlungen gezählt werden folle, welche 
ſtets öffentlich geſchehen müßten. 
Weiter wurde nach dem Antrag des Abg. Herrn Schmitt 
mit 21 gegen 20 Stimmen beſchloſſen, daß das Reſumé 
des Präſidenten und die Verhandlungen über die Strafs 
anwendung s ſteis öffentlich erfolgen ſollten. (Grage 15.) 
© 2 
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Die erftie Kammer ift zwar dem erfteren, nicht aber 
dem letzteren Befchluffe beigetreten, und auch wir fönnen, 
nach wiederholter Erwägung, da8 Schmitt’ ſche Amen: 
dement zur Annahme nicht empfehlen. 

Will der Präfident thun, was feines Amtes ift, fo 

muß er das Kactum der Geſchwornen klar vorlegen, daf: 
felbe mag zu unzüchtigen und ſchmutzigen Erörterungen 
Veranlaſſung geben oder nicht, und nur ein in diefer Be; 
ziehung rückſichtsloſer Vortrag entfpricht eben ſowohl dem 
Intereſſe der Anſchuldigung, wie der Vertheidigung. 

\ Dieferhalb wiirde ed gegen den Geift und gegen den 

Zweck des Gefegesentwurfd anftoßen, wollte man die un- 
bedingte Deffentlichfeit des Refume des Präfidenten vers 
ordnen, eben fo wie es ſich mit den übrigen Befchlüffen 
nicht vereinigen liege, wenn man den Verhandlungen über 
die Strafanwendung das Recht unbedingter. Oeffentlichkeit 
geſtatten wollte. 

Der Angeklagte oder ſein Vertheidiger haben, wenn 
gleich ihnen nach Art. 363. des Code d’instr. crim. uns 
terfagt ift, gegen die Erklärung der Geſchwornen zu bes 
baupten, Daß die angegebene That falfch fey, dennoch dag 
Recht, gelegentlich die Erörterung über die Anwendung 
der Strafe, in den Thatbeftand des Verbrechens einzu: 
gehen und hier alles dasjenige öffentlich zu fagen,. was der 
Geſetzesentwurf nicht gefagt haben will. 

Hiervon abgefehen, ſteht aber auch das Schmitt⸗ 
fe Amendement mit dem vorhin erwähnten, von beiden 
Kammern gefoßten Belchluffe, daß die Erflärung der Ges 
ſchwornen nicht öffentlich gefchehen, dagegen von dem 
Präſidenten mit dem Endurtheil öffentlich berfündigt vers 
den folle, nicht im &inflang. 

Blos dann nämlich hat diefee Beſchluß praktiſche Be⸗ 
deutung, wenn, wie auch der Ausſchuß bei ſeinem frühe⸗ 

sen Antrag unterſtellte und wie & Vie Kar antarigeachene 
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Abſicht des Gefegesentwurfs ift, die Verhandlungen über 
die Strafanwendung in geheimer Sitzung gefchehen, - ins 
dem die Erklärung der Gefchwornen den Debatten über 
die Strafanwendung vorausgeht, und, wollte man nur den 
einen oder den andern Aft bei gefchloffenen oder geöffneten 
Gerichtsthüren vornehmen läffen, durch das Ausweiſen und 
Einlaffen ein gefchäftftörendes Verfahren entftehen wiirde, 
Wir beantragen hiernach: 
daß es Ahnen gefallen möge, fich mit dem Bes 
ſchluß der erften Kammer zu conformiren und dem 
Schmitt'ſchen Amendement (Nr. 15. der Bes 
fehlüffe dee zweiten Kammer) Ihre Zuftimmung nicht 
zu ertheilen. 
Nach einer weiteren ausführlichen Berathung, welche die 
zweite Kammer in ihrer Sigung vom 5. Zebr. 1836 mehs 
rere Stunden beſchäftigte“), fchritt diefe in ihrer Situng - 
vom 17. Febr. zur Abftiimmung, welche dahin ausfiel: 
1) Die Srage: Will die Kammer bei ihrem früheren 
Befchluffe, daß aus dem Art. 2. die Stelle: „oder für 





65) An diefer Berathung nahmen die Abg. Slaubreh, Schend 
(Vicepräſident), Heffe, Graf Lehrbach (Hofmarfchall), 
Weyland, Knorr (Oberconfiftorialratb), Parcus, 
Heinrichs (Gutsbeſitzer und Bürgermeifter in Rheinheflen), 
Schmitt, Meyer, Goldmann (Geheimer Secretair beim 
Ghzl. Minifterium des Innern und der Juſtiz), Mohr und 
Langen (früher Advokat in Mainz, nun Gutsbefiger in Rheins 
heffen) — der der frühern Berathung nicht beimohnte und an dies 
fer Discuffion nur in fofern Theil nahm, als er am Schluffe 
derfelben bemerkte, er wolle nur kurz zu Protokoll erklären, 
daß er das Refume des Präfidenten überhaupt für fein zweds ' 
mäßiges Snftitut erkläre, daß er es eben fo für das gefährlichfte 
erachten würde, wenn es gefchloffene Thüren finde) — Antheil. 
Auch der Regierungs = Commiffair nahm das Wort. Der Präs 
fidvent der Kammer (Geheimer Staatörath Eigenbrodt) nahm 
einmal dahin das Wort: Er habe fich früher für den Antrag 
des Ausfchuffes entfchleden, die proponirte Beſchränkung der 
Deffentlichkeit nicht zu genehmigen, gegen diefe Beſchränkung, 
und dafür geftimmt, das Geſetz nur unter Vir\or Briiamaaa — 
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den guten Ruf und die Ruhe nicht betheiligter Indivi⸗ 
duen oder Familien“, wegfallen fol, beharren? 
ward mit 23 gegen 11 Stimmen bejaht. 
2) Die Frage: Will die Kammer bei ihrem früheren 
Befchluffe, wodurch die Annahme der in der vorherges 
gangenen Frage erwähnten Modificationen ded Art. 2. 
als Bedingung der Annahme des Gefiged geftellt wors 
den ift, beharren? 

ward mit 21 gegen 13 Stimmen bejaht. 
8) Die Frage: Will die Kammer bei ihrem friiheren 
Beſchluſſe, daß aus dem Art. 2. die Worte „oder eins 
fache Polizeigerichte” wegfallen follen, beharren ? 

ward’mit 19 gegen 15 Stimmen bejaht. 
4) Die Frage: Will die Kammer bei ihrem früheren 
Beſchluſſe, wodurch die Annahme der vorhergehenden 
Frage erwähnten Modificationen des Art. 2. als Bes 
dingung der Annahme des Geſetzes geftellt worden ift, 
bebarren ? 

ward mit 18 gegen 16 Stimmen verneint. 
5) Die Frage: Will die Kammer auf ihrem früheren 
Befchluffe, wodurch fie, nach dem Untrage des Abg. 


— — — — 


zunehmen; er fen dabei von dem Grund ausgegangen, den der 
Ausfchug hervorgehoben habe. Außerdem habe ihn aber noch 
ein zweiter Grund geleitk Die Frage, ob die Deffentlichkeit 
des GStrafverfahrens zu befchränfen fen, fen auch früher in 
Mheinpreußen aufgeworfen und von der Preußifchen Regierung 
durch das (oben mitgetheilte) Gefeg vom 21. Januar 1822 ges 
würdigt worden. In den Sahren 1830 u. 1883 ſeyen noch weis 
tere Beitimmungen erfolgt, welche den Zweck hätten, in folchen 
Fällen die Deffentlichkeit aufzuheben. Außer diefen Ausnahms⸗ 
fällen befteht noch eine Ausnahme, wonach die Verhandlungen 
über Münzverbrechen, Falſchmünzerei, nicht öffentlich fenn 
follen. Außer diefen Falken fey aber die Deffentlichkeit in Rheins 
. preußen unbefchräntt,, umd biefes Beifpiel, welches zeige, daß 
eine andere Staatsregierung feinen Grund zur mweitern Bes 
ſchränkung gefunden habe, fey ihm ein weiterer Grund für 
fein Votum. | " 
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Slaubrech, den im Bericht des Ausfchuffes ermähns 
ten Zufag: „Wenn ein Criminalgerichtsfall” ꝛc., anges 
nommen hat, beharren ? 
ward mit 18 gegen 16 Stimmen bejaht. 
6) Die Frage: Will die Kammer auf ihrem früheren 
Beſchluſſe zum Art. 4, daß nach dem Antrage des Abg. 
Schmitt dad Refume des Präfidenten und die Vers 
Handlungen über die Strafanwendung ftets offentlich 
ſeyn ſollen, beharren? 
ward mit 18 Stimmen gegen 16 bejaht. 
Zugleich ward beſchloſſen, eine gemeinſchaftliche Adreſſe 
an den Regenten gelangen zu laſſen, der ſich hierauf im 
6. 18. des mit dem Schluſſe des Landtags publicirten, 
vom 30. Juni 1836 datirten, Landtagsabfchieds dahia 
ausſprach, er habe das Gefeß „mit Berückſichtigung der 
von den Ständen: votirten: Wbänderungen und Zufäge, jes 
doch mit Ausnahme des von der zweiten Kammer zu dem 
Art. 3. gewünſchten Zufages und: der von derfelben vors 
geichlagenen Abänderung des Art, 4, wonach das Refume 
des Präfidenten und die Verhandlung über die Strafs 
antvendung öffentlich geſchehen follte, weil das erftere eine 
weſentliche Abänderung des in Rheinheſſen beftehenden Vers 
fahrens in Straffachen” involvire „und Die zweite mit 
den Zweck des Geſetzes in Widerfpruch” fiehe, erlaffen. 
Hierauf hat die Geſchichte der Deffentlichfeit des 
Strafverfahren folgendes Befeg vom 22. März 1836 in 
ihre Annalen eingetragen: „Wet. 1. Das in der, in dee 
Provinz Rheinheflen beftehenden Gtrafgefeßgebung ents 
haltene Princip der Deffentlihfeir der Gerichtsverhand⸗ 
lungen fol auch fernerhin gelten, gleichwohl können Aus⸗ 
nahnıen Statt finden. rt. 3. Wenn nämlich in Erimis 
nal: oder Zuchtpoligeis Sachen vor einem file die Provinz 
Rheinheflen angeordneten Gerichte eine Verhandlung Statt 
finder, welche gefährlich für die öffentlie Orduung UN 
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Sicherheit, oder für die guten Sitten erfheint, fo find 
die befaßten Gerichte befugt, die Verhandlung bei ges 
fehloffenen Thüren zu verordnen. Die Verhandlung dars 
über, ob und mie weit die Sache bei gefchloffenen Thüren 
- verhandelt werden foll, geſchieht nicht öffentfih. Art. 3. 
Das Gericht erläßt in einem folchen Falle auf den Antrag 
des öffentlichen Minifteriums, des. Befdhuldigten, der 
etwaigen Civilpartie, oder felbft von Amts wegen ein förm⸗ 
liches Urtheil, worin die Motive zuc Anordnung der Ber: 
Handlung bei gefchloflenen Thüren ausgedrüct ſeyn müſſen. 
Mach öffentliher Verfündigung diefes Urtheils muß ſich 
das Publicum zurückziehen, und Niemand ift zum Eintritt 
in den Gerichtsfaal, außer den bei der Verhandlung bes 
fchäftigten Perfonen , berechtigt, als wirkliche Magiftrate 
und Gerichtsangehörige, wozu auch die Anwälte und 
Stage: AdvoFfaten gerechnet werden, und die für die Seſ⸗ 
fion defignirten Geſchwornen. Der Art. 504. und folgende 
dee peinliihen Progefordnung find gegen die Zumiderhans 
deinden anwendbar. Urt. 4. Die Anordnung der vers 
fchloffenen Thüren Fann in jedem Momente der Verhands 
lungen, aber nicht früher, als bei dem Aufrufe der Sache 
begehrt und befchloflen werden. Sie kann blos für rinen 
Theil der Verhandlungen oder für deren ganzen Verlauf, 
das Reſumé des Präfidenten in Eriminalfachen einbegrifs 
fen, Statt finden; nur die Verfündigung des Endurtheilg 
muß öffentlich gefchehen. Art. 5. Wenn auf den Grund 
des Art. 2. und 4. bei dem Aflifengerichtshofe die Erklä⸗ 
rung der Geſchwornen nicht öffentlich gefchieht, fo Hat der 
Dräfident gleichzeitig mit dem freifprechenden oder verurs 
theilenden Erfenntniffe die Erklärung der Geſchwornen öfs 
fentlich verlefen zu laffen, oder dem Erfenntniffe wörtlich 
einzurücken. Art. 6. Gegen die, die Verhandlung bei 
verfhloffenen Thüren anordnenden Urtheile ift Fein Recurs 
guläffig. Art. 7 An Sonntagen und chriſtlichen Feier⸗ 
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tagen darf Feine öffentlihe Verhandlung in Straffachen 
Statt finden. Jedoch ift bei Verhandlungen vor dem 
Affifengerichtshofe dem Gerichte geftattet, zur Beendi⸗ 
gung einer begonnenen Sache die dem Sonn: oder Keiers 
tage vorhergehende Nacht zu benugen.” 
Diefes Geſetz ift in einem Zeitpunkt erfchlenen, in dem, 
um fih mit Mitteermaier (Archiv für die civiliftifche 
Praxis, Bd. 19. ©. 442.) auszudrücken „die Korderuns 
gen der Deffentlichfeit und Mündlichkeit Schreckensworte 
zu ſeyn“ feinen, und in dem auf der andern Seite, um 
mit demfelben Anwalt diefer Principien, die ebendafelbft 
Zeugniß von der Stimmung darüber im Grofherzogs, 
thum Baden ablegt, zu reden, „die Zahl der mit 
Vorurtheil erfüllten Praktiker täglich abnimmt und die 
Gegner fi in Sreunde verwandeln.” 
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X. 


Beitrag 
zus Erörterung der Frage, 


ob Strafgefegbücher Feine allgemeinen Bes 
ſtimmungen in Hinſicht auf boͤſen Vorſatz 
enthalten ſollen, 
mit Rüdficht 


auf die Abhandlung Nr. IX. im GStüd 2, 
Fahrgang 1835 des Archivs und — den neuen 
Badifhen Entwurf eines Strafgeſetzbuchs. 


Don 
Birnbaum. 


Ja der vorgenernten ſehr intereſſanten nd höchſt vers 
dienſtlichen Abhandlung Kitka's iſt insbeſondere die Frage 
näher erörtert worden, ob es zweckmäßig ſey, den Bes 
griff des böfen Vorfages in den Strafgefegbüdern feſtzu⸗ 
ſtellen, und der Verfaffer hat fih im Allgemeinen zur Bers 
neinung der Frage veranlaßt gefehen. Bald darauf hat 
auch Mitter maier, mit den Anſichten des Verfaſſers 
einverſtanden, bei Gelegenheit der Beurtheilung des Ent⸗ 
wurfs eines Strafgeſetzbuchs für den Canton Luzern vom 
J. 1836 ) erklärt: es ſey Zeit, endlich zuzugeſtehen, daß 
die Aufſtellung einer Definition des Dolus im Geſetzbuche 


1) Archiv 1886. Stück 3. &. 427. Bol. auch Berliner Jahr: 
Bier je ny ſfen ſcheftliche Kritik. Auguſt 1836. Heft 21u. f. 
U⸗ 0 





in Hinficht auf böfen Vorſatz. 277 


nichts tauge, und Böhmer hat in den Göttinger Ges 
lehrten Anzeigen von beiden Anfichten auf eine Weife Res 
henfchaft gegeben, daß man ihn wohl al$ diefelben thels 
lend anfehen fann’). Es iſt keineswegs meine Abſicht, 
hier eine ganz entgegengeſetzte Meinung geltend zu machen. 
Allein einerſeits iſt bei Erörterung der Frage Manches zur 
Sprache gekommen, wogegen ſich wohl einige Bedenken 
erheben duͤrften, und andrerſeits iſt dabei Einiges nicht be⸗ 
rührt worden, was mit der Frage in unmittelbarem Zus 
fammenhange zu ftehen und für den Gefeggeber, dem bei 
der ganzen Erörterung ein Weg vorgezeichnet werden follte, 
von großer Wichtigkeit zu feyn ſcheint. Wir wollen vers 
fuchen, im Kolgenden erftlich jene Bedenfen auseinander 
zu fegen, und dabei unfre von der des Herten Kitfa etwa 
abweichende Anfiht näher zu begründen, und dann wo 
möglich etwas zu einer vollftändigern Löfung der hier ges 
fegten Yufgabe beizutragen, indem wir uns beſtreben, fie 
von verfchiedenem Gefihtepunfte aufjufaflen. Wir wol⸗ 
fen, fo wie Here Kitfa feine Anfichten vorzüglich durch 
Belege aus der öftreichifchen Gefeßgebungsgefchichte zu 


verdeutlichen fuchte, auch unfrerfeits insbefondere auf Diee 


jenigen Gefeggei ingen Rücficht nehmen, deren nähere 
Betrachtung fri herer oder ‚gegenmwärtiger Beruf uns zur 
befondern Bfliyt machte. Wir glauben überdies; daß 
gerade der Gang der franzöfifhen und der holländifchen 
Geſetzgebung, deren Beriicfichtigung wir in den vorhers 
gehenden Worten andeuten wollten, in diefer Hinficht nicht 
allgemein genug befannt, aber gerade bei Erörterung dee 
Frage im Allgemeinen lehrreich genug ift, um hier vor⸗ 
zugsweiſe berückfichtigt zu werden. Wir wollen aber hier⸗ 
auf ung keineswegs befchränfen, fondern ung im Gegen⸗ 
theil beftreben, auch die Beſtimmungen anderer Geſetz⸗ 


2) Juni 1836, Stüd 102, 109, ©, 1014; 
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bücher ine Auge zu faffen, insbefondere des neueften badis | 
fhen Entwurfs, deffen Betrachtung uns ebenfalls von viels |; 
fältigem Intereſſe ift. 

Wir glauben vor Allem einige Zweifel gegen die Rich 
tigfeit deflen erheben zu müflen, was von Herren Kitka 
über den Begriff des böfen Vorſatzes als einen 
gegebenen und niht gemachten gefagt worden if, 
oder eigentlich al8 einem ſolchen, Der durch äußere 
Sinne nibt wahrgenommen werden kön— 
ne’) Es ift hierbei im Allgemeinen zu erinneen, daß 
überhaupt an fib Fein Begriff ald etwas durch 
äußere Sinne Wahrnehmbares fich bezeichnen | 
„läßt; aber dasjenige, was den Begriff in der Seele des 
Menfchen erzeugt, läßt ſich allerdings als ein ſolches bes 
zeichnen, was entweder zur inneren Thätigfeit des 
Menfchen gehört, oder der äußern Wahrnehmung 
anheimfällt. Und dann ift auch wieder jeder Begriff, 
in fofern er in irgend einem zur Sprache eines beftimmten 
Wolfe gehörigen Worte einen äußern Ausdrud 
hat, als der in Worte gefaßte Begriff einer äußern 
Wahrnehmung fähig In dieſer Hinficht läßt ſich 
nun auch der Begriff des böſen Vorſatzes als ein 
gemachter denken, wenigſtens in gewiſſem Sinne. 
Als gemacht in gewiſſem Sinne laſſen ſich auch Worte 
denken, ſelbſt ſolche, deren ſich ein Geſetzgeber bedient, 
obgleich beſonders einem Strafgeſetzgeber der Ge⸗ 
brauch ſolcher Worte nicht eben anzurathen iſt. Bei weis 
tem die meiſten Worte aber, deren ſich Geſetzgeber 
ſo wie andere Menſchen bedienen, ſind gegebene Worte, 
d. h. ſolche, die nicht eben durch Vorbedacht und Will⸗ 
kür dieſes oder jenes Menſchen ihren Gebrauch oder ihre 
Bedeutung, ſondern beides gleichſam von ſelbſt und mit 


I... O. S. 228. 
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der Zeit erhalten haben. Es gab eine Zeit, mo man nicht 
blos von der Sprache, fondern auch von dem Rechte 
eines Volkes mit gewiffen Einfhränfungen die Vorftellung ' 
hatte, daß ed fih niht machen lafle, fondern gleihfam 
etwas mit dem Volke felbft Gegebenes ſey. Wie nun 
aber das Wort und feine Bedeutung in der Regel 
als etwas Gegebenes zu betrachten ift, fo läßt fich dies 
natiirlih auch von dem Begriffe fagen, den man mit 
dem Worte verbindet, er mag fich nun feinem Gegenſtande 
nah auf etwas äußerlih Wahrnehmbares oder 
nicht Wahrnehmbares beziehen, obgleich bei beiden 
auch das Gegentheil möglich ift. 

Wir wollen zuvörderft, um einen Beweis zu liefern, 
daß auch Begriffe, die zum Gegenftand eine innere 
Thärtigfeit des Menſchen haben, entweder ges 
gebene oder gemachte ſeyn können, wenigſtens in 
einem gewiſſen Sinne, einen Blick werfen auf die römis 
feben Begriffe von dolus malus, die jedoch, fo wie die 
Grörterungen der römiſchen Juriſten hierüber, nicht felten 
Anleitung gegeben haben, ſowohl zu wiflenfchaftlichen Er⸗ 
örterungen als legislativen Beftimmungen des böfen 
Vorſatzes in-neueren Strafgefegbüchern und ftrafrechts 
lichen Abhandlungen. Wir wollen hierbei ung Mühe geben, 
über den wahren Sinn unfrer oben aufgeftellten Behaup⸗ 
tung fo wenig ald möglich Zweifel übrig zu laflen. 

Das Wort dolus überhaupt war bei den Römern . 
ſchon früh im Gebrauche, und ohne hier näher unterfuchen 
zu wollen, ob es feiner Etymologie nah aus einem: 
Ueberliſten oder aus einem Verletzen bedeutenden 
Worte herftamme’), wollen wir blos bemerfen, daß fein 
fpäterer Gebrauch immer einigermaßen zwifchen beiden der 





4) Bol. Carmignani teoria delle leggi dela —— | 
sociale, Vol, II, pag. 61» Pisa 1881. . - 
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griffen gef hmwanft zu haben ſcheint. Immerhin aber bes - 
zeichnete man durch das Wort eine beflimmte innere 
Thätigkeit des Menſchen, und fo weit man, was nicht 
felten geſchah, den Begriff deſſelben durch animzus no- 
cendi näher beftimmte, ſcheint derfelbe auch ein g’agebes 
ner in dem Sinne gemefen zu feyn, daß fich dieſer bes 
flimmte Begriff des genannten Wortes in den Borftelluns 
gen der Römer nach und nad von felbft gebildet 
hat. Dies erhellt befonders aus einer Stelle Cicero's, 
auf die ich ſchon bei anderer Gelegenheit aufmerkſam ges 
macht habe ). Es wird in derfelben in Beziehung auf 
vis facta coactis hominibus gefagt: Quod ergo eo 
animo factum est,. ut homines unum in locum 
convenirent, ut arma caperent, ut certo conci- 
lio certum in locum proficiscerentur, ut ido- 
neum tempus eligerent ut caedem facerent, id si 
voluerunt et cogitarunt et perfecerunt, potestis 
eam voluntatem id consilium id factum a dolo 
malo sejungere? Wan fieht leicht ein, daß Cicero 
hier unter dolus malus den animus laedendi, insbes 
fondere den arımus occidendi verftand, ohne im mindes 
ften daran zu denken, daß, mie fo oft die Neueren bes 
hauptet haben, zum Weſen des Begriffs der animus le- 
gem poenalem violandi gehöre, und die ganze Anlage 





5) Fragm. pro, Tullio cap. 25. Stuttg. 1824. pag. 108, 
Man vgl. was L. 2. 8.2sq. und L.4. 9.4 q. D. vi bonor. 
rapt. vom dolus malus desjenigen, qui praecedente consilio 
ad hoc ipsum homines collegit armatos, ut damnum det, 
dann von hominibus coaclis ad hoc, ut damnum daretur, 
endlich, vom damni dandi consilium vorfommt. Cf. L. 1. 
6.1. D. ad leg. Jul. Majestatis. Bei vielem Verbrechen 
fonnte auch insbeſondre von einem animus Iaedendi in Bezies 
bung auf das Jaedere majestatern publicam in L.3. D. h.t. 
die Rede feyn, wobei man aber freilich den animus Iaedendi 

einetwegs von: eineh ausfchlieglich Darauf gerichtes 
fen Enutſchluß verſtand. — 
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der angeführten Stelle giebt hinreichend zu erkennen, daß 
der Redner ſich auf den von ihm einigermaßen erklärten 
Begriff als einen natürlich gegebenen berufen wollte, 
nach welchem ſich der Sprachgebrauh herkömmlich 
gebildet hatte. Wir finden aber auch auf der andern 
Seite im römifchen Rechte einzelne Beifpiele eines Bes 
griffs des Wortes dolus malus, den man einen ges 
machten nennen fann, infofern der Geſetzgeber mit 


jenem Worte eben dDiefen befondern Begriff, wohl 


gegen den gewöhnlihen Sprachgebrauch, verband, und 
Daher die Rechtsgelehrten bei der interpretation inss 
befondere darauf aufmerffam zu machen hatte‘). Da ſich 
namentlib in einem mit dem SCtum Silanianum in 
Berbindung ftehenden Edicte die Worte fanden: zequis 
testamenitum ejus qui occisus esse dicelur aperien- 
dum curet seiens dolo malo, fo wurde das Wort 
sciens ausdrücklich auf das Wiſſen des faftifchen Umftandes 
der begangenen Tödtung bezogen und darum derjenige fie 
nicht ſtrafbar erflärt, qui ignarus occisum, aperue- 
rit testamentum. Dagegen wurde der dolus malus 
hier ausnahmsweiſe fo verftanden, daß derjenige qui per 
rusticitatem ignarus edicti aperuerit, wegen fehlens 
den delus malus fir ſtraflos erflärt, diefer alſo nicht, 
tie fonft gewöhnlich , für den anımus nocendi genoms 
men wurde. Man wiirde aber fehr irren, wenn man 
annehmen wollte, die Worte sciens, dolo malo in den 
römifchen Strafbeftimmungen ſeyen überall auf die näms 
liche Weife zu erflären. Wenn es 3. B. in dem ulifchen 


Geſetze hieß: nequis posthac stuprum adulterium . 


facito sciens dolo malo ete., fo bezog ſich dad Wort 


A 


sciens auch ‚hier auf den faktifchen Umftand; Ziberam 


6) Dan vgl. L. 4. g. 18. mit 6.2. 22, D. de scto Shan. | 


auch L. pr. et $. 4. D, ‚de: juxisdietiome, 
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Juisse mulierem ; das Wort dolo malo bedeutete aber 
hier feineswegs foviel, daß etwa eine Unfenntniß der ge⸗ 
ſetzlichen Steafbeftimmung von der gefeglihen Strafe hätte 
befreien fönnen. Da man überhaupt das stuprum für 
eine corruptio nahm, und daher auch die actio de servo 
corrupto anwendbar war bei dem sluprum mit der 
Sflavin eines Andern, auf meldes das Juliſche 
Geſetz ſich nicht bezog, fo nahm das Gefeg auch den do- 
Zus malus hierbei für weiter nichts als für den anımus 
corrumpendi oder ‚den animus vitiandı mulierem, 
der Das Entgegengefegte war von dem anımus pro uxore 
habendi mulierem, welcher, wie befannt, aud die 
nuptiae von dem concubinatus unterfchied ’). In der 
Lex Julia de adulteriis, deren Gegenſtand ohnehin 
nach römifchen Anfichten ein sun sponte nefarıum war, 
bei welchem die rämifshen Sefeßgeber fogar oft die ante 
acta der Strafbeſtimmung unterwarfen, wenn nicht die 
Worte posthac oder fecerit auf das Gegentheil deutes 
ten °), hat alſo der Gefeßgeber den dolus malus nicht in 
einem von ihm willführlich feftgefegten, fondern 
in dem nad römifchen Vorftellungen natürlich geges 
benen Öinne genommen, und wir finden darum auch 
nicht, daß die römifchen Juriſten, welche das Sulifche 
Geſetz interpretirten, etwas zur Erklärung jenes vom Ges 
fe gebrauchten Ausdrucks zu fagen für nöthig gefunden 
hätten. In Beziehung auf adulterium könnte man nad) 
zömifchen Vorftellungen den dolus malus fogar mit römis 

| fen 


7) Dan vgl. befonbers L. 12. mit L. 6. D. ad leg. Jul, de 
adulter.; ferner mit L. 13.pr. 9,1. 3.4, 6. D. eod. tit. 
L. 27. D. de ritu nüptiar. und Meine Bemerkungen in 
Sen } e ve Abrig der römifchen Antiquitäten. Leipzig 1829. 

. u. Te. \ 


8) Bgl. Zachartä über die rüdwirkende Kraft neuer Gefeße. 
Göttingen 1834. ©. 22%, und Meine dafelbft angeführten Be⸗ 
suerkungen im Archid IX, ©. 128. En 
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chen Worten ald voluntas sive animus violandi ma- 
trimonium vel spem matrimonii bezeichnen °), gewiß 
aber war von einem anımus violandi legem poenalem 
dabei iiberall nicht die Rede. Jenem Begriff des böfen 
Vorſatzes in Beziehung auf Verbrechen, den wir anderswo 
auch als den natürlichen im Gegenfage des philofophis 
ſchen, metaphufifhen oder Fünftlichen dee neueren 
Rechtslehrer bezeichnet Haben, haben die Römer in der 
Megel auch bei allen ihren Strafbefiimmungen feftges 
Halten, und dies ergiebt ſich namentlich auch noch daraus, 
Daß in einigen Ötrafgefegen bei dem Verbote gewiſſer 
Verletzung en im natürlichen Sinne dieſes Worte, z. B. 
der Tödtungen, in Beziehung auf den Thäter das 
Wort dolus malus gar nicht gebraucht worden zu ſeyn 
ſcheint, vielleicht weil das Wort occidere gewiſſermaßen 
ſchon das Vorſätzliche oder Abſichtliche der Handlung in ſich 
zu ſchließen ſchien, in Hinſicht auf den Urheber aber ſo 
gebraucht wurde, daß unverkennbar eine Beziehung ſei⸗ 
nes Willens auf die verletzende That damit an⸗ 
gedeutet werden follte '). Nachdem im Pompeiſchen Ges 
fee von der Tödtung gemiflee Verwandten -dDie Rede 
war, dehnte das Geſetz die Strafe diefes Verbrechens auf 
denjenigen aus, cujus dolo malo.id factum erit, und 
bezeichnete damit denjenigen, von dem es fonft heißt: 
causam mortis praebust, indbefondre den mandator 
caedis. Noch an andern Drten wurden durch die Worte 
is cujus ope, consilio dolo malo factum est insbes 
fondere die Gehilfen und Urheber neben dem eigents 
lichen Thäter bezeichnet *), wie etwa auch im franzöfis 
ſchen Rechte bei Bezeichnung der ald complices ju bes 


9) L. 18. $. 3. D. ad leg. Jul. de adulter. 


10) L. 1. D. de lege Pomp. de parrieid. vgl, mit L. 15. und 
L. 1. pr. D. ad leg. Corn. de sicariis. 


11) Sol. L. 14. pr. D. ad leg. Jul, de adult. 
Ard. d.€. 3. 1837. II. St. 
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teachtenden Urheber der Geſetzgeber fih des Wortes 
“ machinations bedient, deſſen ebenfalls ſchon die römis 
ſchen Juriſten fich bei der Definition ded dolus malus, 
obſchon in andrer Rückſicht, bedient haben '’). Hiermit 
“aber wollen wir unſrer Berückſichtigung des römifchen 
‚Rechts ein Ziel fegen, da es hier nicht unfer Zweck ift, die 
unfern Gegenftand betreffenden römiſchen Anfichten zu ers 
örtern. Was wir aber aus dem römischen Rechte hier 
angeführt haben, fehien uns durchaus nöthig, um unfre 
Anficht deutliches zu machen, und felbf dasjenige zu ers 
weifen, was zu unſrer Aufgabe gehört. 

- Wir ehren nun zu den Anfichten Kitka's zurüd, 
fofeen wir insbefondre mit denfelben nicht einverftanden 
feyn können, und hier ftoßen wie denn zunähft ©: 223. 
auf eine Behauptung, die ung, wenn wir anders den 
Verfaſſer vollfommen verfichen, in feiner Weife zuläflig 
ſcheint. Daß der böfe Vorfag zur inneren Thätigfeit des 
Menfchen, die an fich der äußern Wahrnehmung nicht ers 
. biegt, gehöre, it ein vollfommen wahrer Sag, den wir 
unbedingt zugeben, aber wir müffen die Daraus gezogene . 
Folgerung beftreiten, der Begriff über den böfen Vor⸗ 
fag gehöre deßhalb zu den gegebenen Auch ift 
hierbei nicht zu überfehen, daß der böfe Vorſatz als 
etwas Inneres an fich, gleichwohl fih auf vers 
fhiedne Weife in.dem Thun und Laffen eines 
Menfhen äußern kann. Sn fofern ift er auch nicht 
ganz der äußern Wahrnehmung entgegen, ja «8 fann cins 
zig und allein durch etwas, was mir durch äußere Sinne 
wahrnehmen, auf deffen Vorhandenſeyn bei einer gewiſſen 
Handlung gefcloffen werden. Das Gegentheil von dem 
| hier Geſagten ift wohl auch nicht die Meinung Kitka's, 


12) Man vgl, Code pénal. art. 60. L. 1. 9. 1. D. de äol. 
mal. Sch beziehe das Wort Urheber eins auf den, den man 
ſonſt intellectaciien urheber urunt. 
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obgleich feine Worte dahin könnten gedrutet werden. Was 
aber von ihm weiter gefagt worden ft: gegebene Bes 
griffe, oder (was der Verfaffer für gleichbedeutend hält) 
Begriffe iiber dag was der innern Thätigs 
Peit des Menſchen angehört, wie z. B. der Bes 
geiff über den böfen Borfag (wie der Berfaſſer 
fih ausdrückt), hätten das Eigenthümliche, daß es höchſt 
ſchwierig und oft unmöglich fey, die einzelnen Merkmale 
folder Begriffe in Worte genau aufjufaflen oder diefe 
Begriffe duch Worte darzuftelten, ift wohl 
eine Behauptung, die nicht ohne Einfchränfung zuzugeben 
if. Wäre fie volllommen wahr, fo müßte man die Bes 
mühungen fo vieler Pſychologen, die Erfcheinungen des 
Beiftes oder die Vermögen der Seele zu definiren, für 
geradezu unnüg erklären. Es hat nun zwar einer der außs 
gezeichnetfien neueren Pſychologen, Stiedenroth, fi 
insbefondre gegen Wolf's „nicht verlangte Definitionen” 
erklärt ”). Aber derfelbe Hat in feinem Verſuche einer 
neuen Begriindung der Pfychofogie als Wiflenfchaft doch 
feldft damit begonnen, den Begriff der Pſychologie feftzus 
ftellen, was al® ein unnüßes Beginnen müßte angefchen 
werden, wenn Begriffe über das, was der innern Thätigs 
feit des Menfchen angehört, ſich nit durch Worte dars 
ftellen ließen! Es dürfte übrigens nicht unpaffend feyn, 
hier noch auf eine Stelle in dem Werfe Stiedenroth’g 
©. 19. aufmerffam zu machen, mo derfelbe fich. iiber die 
gewöhnliche Anftcht der Begriffsbildung durch den Verftand 
auf folgende Weile äußert: „Des Berftand foll Begriffe 
bilden. Sicher follen diefes die allgemeinen Begriffe feyn, 
denn es wird von Abftraction und Combination geredet. 
Sieht man ſich nun in feinem Seife nach ſolchen abftracten 





2}, Ap aoge ws Getlärung der: Geelenerfcheinungen. - Berlin 
Man weiß, wie günftig Siehe ek 
Wert —588*— — 8* 
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Begriffen, die dem VBerftande gehören können, um, 
fo find fie nicht zu finden. Die Borftellungen, welche 
dafür gelten, find mehr oder weniger concret, ja e8 kann 
fogar eine Anfhauung durchaus die Stelle des Des 
griffs vertreten, wie fich ergiebt, wenn man eins am ans 
dern wieder erfennt, während man zuvor nur um Ein 
&remplar der Art wußte. Hätte ein Verftand die Begriffe 
aus ihren Merfmalen zufammengefegt, fo wiirde nichts 
leichter feyn, als fie in ihre Merkmale wieder aufzulöfen 
und. die Definition zu geben. Man verlange aber 
nur einmal eine Definition von den geringfügigften Dingen, 
und man wird erfahren, wieviel davon in VBereitfchaft 
int” — 8 liegt in diefen Sägen viel Wahres, aber 
fie liefern für die Anfiht Kitfa’s Peine Beftätigung , fo 
fehr dies etwa auch fcheinen möchte. — Go viel wenig: 
ſtens läßt fih ald gewiß annehmen, daß unter die vielen 
Dinge, die man nicht definiren Fann, nicht eben 
blos ſolche gehören, welche dee innern Thätigkeit 
des Menſchen angehören. Oder ſollte es. um 
‚nur ein Beiſpiel des Gegentheils anzuführen, etwa möglich 
ſeyn zu definiven was ſchwarz oder weiß ſey? .... 
Nah Kitka's Aeußerung müßte dies möglich ſeyn. Er 
ſetzt wenigſtens den gegebenen auf die innere Thä⸗ 
tigkeit des Menſchen ſich beziehenden Be— 
griffen die gemachten oder, wie er ſie auch 
nennt, äußerlich wahrnehmbaren Begriffe ent⸗ 
gegen *), und behauptet von letzteren, daß fie mit Hilfe 
dieſer Wahrnehmung in beftimmte Grenzen eingefchloffen, 
d. h. definirt oder erflärt werden können. Das Weiße 
und Schwarze ift unfteeitig äußerlich mwahrnehms 
Dar, obſchon wir davon eine Borftellung in der 





14) Statt der Worte „gegebenen Begriffen” auf &, 228. . 
3. 15. müffen wohl dem ganzen Sufammenhange nach die Worte _ 
„gemachten Begrifien” Kehl en > 
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‚Seele haben Fönnen, aber es läßt ſich doch gewiß nicht 
in einen Begriff faffen oder duch Worte definis 
. ven. Es ergiebt ſich wohl auch aus dieſem Beifpiele aufs 
eoidentefte, wie unpaffend e8 fep, gemachte Begriffe 
und folche, die-fih auf etwaß äußerlich Wahrnehm⸗ 
bares beziehen, für ein und daflelbe zu erflären. Ohne 
jedoc hierbei länger zu verweilen, wollen wir nur doch 
dies hervorheben, daß zu den gemachten oder äußer⸗ 
lich wahrnehbmbaren d.h. auf äußerlih Wahr: 
nehmbare& fich beziehenden Begriffen auch der des Vers 
brechens nad Kitka's Anſicht gehören fol. Allein die 
fer Sag muß fich entfchieden als ein ireiger erweifen, wenn 
man bedenft, daß der Begriff de Verbrechens nun und 
nimmer allein durch etwas äußerlih Wahrnehmbas 
res bedingt it, fondeen dazu nothwendig auch etwas im 
Annern des Menſchen Belegenes gehört, das als 
der Grund der äußern Erfheinung gedacht wied. 
Zwar ift bei jenem Ausſpruche bemerft, zu den äußers 
lich wahrnehmbaren Begriffen gehöre das Verbre⸗ 
chen „objectiv betrachtet.“ Allein dieſer Zufag 
macht weder im Allgemeinen den Ausſpruch felbft zu 
einem richtigern, noch dient er im Geringften dazu, die 
Kolgerung daraus zu rechtfertigen. Als foldhe näms 
li fehen wir in Beziehung auf den Begriff des Dieds 
ſtahls gemwiffermaßen die Meinung audgefprochen, au 
dies befondre Verbrechen könne nicht anders als nach feis 
nen durch den äußern Sinn mwahrnehmbaren 
‚Merkmalen definigt werden. Daß dies aber durchaus 
falfch fey, wird wohl Niemand in Abrede ftellen. Wer 
wird denn den Begriff des Diebſtahls fiir vollendet 
Halten, ohne die Annahme einer befondern Ab- 
fit, mit der die Entziehung eines beweglichen fremden - 
Gutes aus dem Befige eines Dritten gefchehen ſeyn müle, 
und welger Befeggeber, des den Died gay Vorr 
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Haupt definiren will, wird ſich dabei blos auf die 
Außerlich wahrnehmdbaren Merkmale allein bes 
ſchranken können, ohne die zum Diebſtahl wefentlich er⸗ 
forderliche diebiſche Adficht zu erwähnen, und ohme 
Diefe fetbft genauer zu definiren, obſchon fie an ſich 
zur inneren Thätigkeit des Menfchen gehört! 
Much) map es feltfam feheinen, unter die äußerlich 
wahrnehmbaren Merkmale des Diebftahls auch dies 
(gerechnet zu fehen, daß die Entzichung eines beweglichen 
fremden Buts aus dem Beſitze eines Dritten ohne defs 
fen Willen gefehehen fey, indem doch der Wille defs 
fen, aus deffen Befig etwas entzogen wor⸗ 
den ift, eben fo gut als die Abſicht Deffen, der es 
entzogen bat, an ib nidbt äußerlih wahrnehme 
bar, fondern etwad Inneres eines Menſchen ift, auf 
deflen Vorhandenſeyn oder Nichtvorhandenſeyn von irgend 
einer. Außern Erſcheinung oder einem durch die Sinne Wahr⸗ 
nehmbaren geſchloſſen werden muß. Es liegt hierin wenig» 
ftens eine Art Inconſequenz. Diefe felbft aber hat den Vers 
faffer no zu weiteren Behauptungen geführt, Die ich als 
unrichtig ermeifen werden. Nachdem er, um feine im Alls 
gemeinen ausgefprochene Anſicht durch ein Beifpiel zu bes 
fätigen, Die Behauptung aufgeftellt, daß es möglich fey, 
die bei jedem Diebftahl eintretenden durch den äußern Sinn 
toahrgenommenen Merfmale gehörig aufzufaffen und deß⸗ 
Halb den Begriff des Diebſtahls dergeftalt zu firiren, 
daß von diefem Begriffe Die blos zufälligen Merkmale, 
welche, fobald fie in den Begriff aufgenommen merden, 
diefen zu eng maden, gehörig ausgeſchieden bleiben, bes 
hauptet er weiter: dieſes Alles laſſe fich Hinfichtlich des 
Begriffs des Höfen Vorſatzes nicht thun, „weil man den 
'döfen Vorſatz als eine blos innere, nicht auch Äußere Thür 
tigfeit äußerlich wahrnehmen könne, und daher auch nicht 
dm Stande ſey, die dem volen Buriane Aaaatümiicken 
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Merkmale zu beobachten, jene, welche weſentlich zum Begriffe 
gehören, aufzufaflen und diefelben durch Worte nah Aus— 
ſcheidung alles Zufälligen in einem Begriffe rein daraus 
fiellen.” — Diefe Erörterung fol dann meis 
ser den Beweis liefern, daß der Begriff des böfen 
Morfages zugleich zu den einfachen d. h. zu ſolchen Bes 
griffen gehöre, deren Inhalt unendlich klein ift, fo dag für 
unfer beſchränktes Denkvermögen feine weitere Uns 
terjheidung der Merkmale des Begriffs, mithin 
aud feine Erflärung von demfelben möglich if. Wir find 
Der Meinung, daß allen diefen Behauptungen unrichtige 
Vorftellungen zu Grunde liegen, und wollen verfuchen - 
Died nachzumeifen. Betrachten wir vorerft die einzelnen 
Merkmale, aus welchen ald äugerlih mwahrnehma 
baren nah Kitfa’s Theorie der Begriff des Dieb⸗— 
ſtahls zu comftruiren ift, und namentlich das von ihm 
mit dem Worte Entziehung als erftes bezeichnete, fo 
möchte e8 wohl auch ſchwer halten, von dDiefem Worte - 
eine Definition zu geben, aus der irgend Jemand «td 
was mehr lernte, als er beim Nennenhören des Wortes 
an fih fchon weiß, und es dürfte gewiß auch fehr unpafs 
fend feyn, wenn ein :&efeggeber im Strafgefegbuche neben 
der allgemeinen Definition des Diebſtahls noch eine Defi⸗ 
nition diefes einzelnen Merfmals geben wollte. So wird 
man denn auch bei Entwicklung oder Betrachtung des Bes 
griffs des böfen Vorſatzes auf irgend ein Mertmal 
deffelben flogen, das. nicht weiter definirt wers 
den fann oder zu werden braucht, aber an ſich noch Feinen 
Beweis dafür liefert, daß der böfe Vorſatz übers 
haupt nicht definirt werden könne oder ſolle. Es 
wird fich aber auch finden, daß außer diefem Merfs 
mal indem Begriffe des böfen VBorfages noch 
andre Merkmale liegen, und damit wird von felbft 
die Behauptung ſich als nichtig erweiſen, VOR dr DEN 
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ein einfacher ſey. In der That genügt, um fich hier⸗ 
von zu Überzeugen‘, die einfache Betrachtung, daß nicht 
aller Vorſatz aub ein böfer Vorſatz ſey. Denft 
man fih nun den böfen Vorſatz ald Einen Begriff, 
welchen die Römer fogar in Ein Wort faflen Fonnten, 
fo muß man nothwendig annehmen, daß in diefem Einen 
Begriffe mehr als Ein Merfmal enthalten fey; fos 
wie e8 denn feinem Zreifel erliegen kann, Daß eins 
mal das Merfmal eined Vorſatzes überhaupt, und 
dann Das Merfmal des Böfen im VBorfage zu dem Bes 
griffe gehöre. Diefe Zerlegung des Begriffs dolus in 
feine Beftandeheile ift geroiß nicht weniger natürlich, als 
wenn bei Erörterung ded Begriffs von Diebftahl, ale 
einee Entziehung aus dem Befig, von Entzies 
Hung und von Befig als von zwei verſchiedenen Merk⸗ 
malen geredet wird. Daß der Begriff von dolus in deu 
deutfchen Sprache nicht in Einem Worte ausgedrückt wers 
den fann, und daß dafür fich nicht eben fo Ein Wort ges 
Bilder hat; wie für den Begriff der Heimlihen Ents 
wendung das Wort Diebſtahl, ift eine reine Zufälligs 
Peit, die wohl hier nicht weiter von Bedeutung feyn kann. 
Wir wollen aber nun Herrn Kitfa fehr gern zugeben, 
daß das zum Begriffe des böfen Vorfages gehörige 
Merfmal des Vorſatzes an fih einer Definition eben 
fo wenig fähig ift oder bedarf, ald das von ihm zum Begriff 
Des Diebftahis gerechnete Merkmal einer Entziehung. 
Aber es liegt hierbei fo viel am Tage, daß der Grund hievon 
nit darin zu fuchen fey, daß der Vorſatz etwas zur ins 
nern Thätigfeit des Menfchen Gehöriges if, fo wie 
denn auch Herr Kitka ſelbſt wohl manches, was dazu nicht 
gehört, namentlich und ausdrücklich den Begriff der Farbe 
zu den einfachen rechnet, deren Erklärung oder Definition 
nicht möglich fey. Daß der Begriff des böfen VBors 
 foges guden einfachen niit. aruire , ik (hou oben 
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bemerkt worden , und wenn auch der des Vorſatzes 
iiberhaupt Ddiefe Bezeichnung eher verdienen möchte, 
fo dürfte doch felbfk diefer immer noch eher definirt oder, 
durch Worte erklärt werden fonnen, als der der Karbe, 
Der Einwurf, daß man bei einem Verfuche der Begriffss 
befiimmung Gefahr laufe, bloß daſſelbe zu fagen, was ſchon 
Das Wort an ſich bezeichne, if von Feiner großen Bedeus 
tung, da es ja fogar eine Korderung an jede Definis 
tion ift, daß fie vollfommen dem Definitum ents 
ſpreche. Es kömmt hierbei nur darauf an, daß man 
in der Definition daffelbe fagend, als das zu definis 
rende Wort bezeichnet, dies auf eine im Ganzen deuts 
lichere Weiſe thue, und hierbei mag es freilich im All⸗ 
gemeinen fehr zweifelhaft feyn, ob ein Geſetzgeber bei 
einer Definition des VBorfäglihen dem Richter bies 
fen Begriff de ut lbich er machen finne, als er es 
durch das Wort allein ohnehin ſchon if. In diefer Hins 
ficht ift auch die Definition des vehtsmwidrigen Vor⸗ 
fates im baierifchen Geſetzbuch gewiß fehr wenig zu billis 
gen und die Definition des vorfäglihen Verbre⸗ 
chens im preußiſchen Gefegbuch nicht mehr der Empfehs 
fung werth. Zur Erklärung des Vorſätzlich en in letz⸗ 
terer ift eigentlich weiter nicht8 gefogt, als daß es ein Ab⸗ 
ſichtliches fey. Was in der Definition noch weiter ents 
halten ift, insbefondre das Merkmal des Beleidigers 
gegen die Borfchrift des Strafgefeges, bezieht ſich 
gar nicht auf den Begriff des Vorfäglichen, fondern 
gehört zur Definition des Verbrechens, und da ed nicht 
unſre Aufgabe hier ift, diefen Begriff zu erörtern, fo mag 
es dahin geftellt bleiben, in wiefern die Definition in dies 
fee Hinfisht dem Definitum entfpreche, oder nicht. 
Demnächſt ift aber nun eine andre wichtige Frage zu 
erörtern, deren Bedeutſamkeit Kitfa einigermanen que 
füpft aber nicht volfommen gewürdigk Gar, Ve To 
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nämlich, ob Borfag und Abſicht wirklich gleichbeden⸗ 
gende Worte fegen. Der Sprachgebrauch ift hierüber febs 
neswegs feftbeftimmt. Was Abſicht fey, Darüber 


find wohl die meiſten Menfchen, Die fürh dieſes Wortes be . 


Bienen, einverfianden, obgleich, welche Abſicht vor⸗ 
handen feyn müffe, um entweder ein Berbrechen 
überhaupt oder ein befiimmtes Verbrechen ald begangen 
annehmen zu können, nicht felten befonders wegen mans 
gelnder näherer Beftimmung des Befegs 
gebers ſehr zweifelhaft ſeyn und diefer Zweifel felbft ein 
mwefentlihes Gebrechen der Befeggebung ſeya 
fonn. Wir wollen Hierauf fpäter zurückkommen. Bier 
haben wir vor der Hand noch Anderes zu erörtern. Weni⸗ 
ger als das Wort Abſicht ft dad Wort VBorfag feiner 
Bedeutung nach durch den Sprachgebrauch beſtimmt. 
Biele, die fi defielben bedienen, gebrauchen es ganz in 
Demfelben Sinne, in dem fie das Wort Abficht gebraus 
chen, aber auch nicht ‚felten gebraucht man daffelbe, um 
Damit das gu bezeichnen, was die Römer propositum 
nannten, die Franzoſen premeditation nennen, und im 
Deutſchen mit mehr Beftimmtheit Borbedarht genannt 
werden fann. Wir müflen es daher fehr billigen, wenn 
in dem neueften Entwurfe eines Strafgefegbuchs für das 
Großherzogthum Baden dem gemwöhnlihen Sprachges 
brauche am angemeffenften die abfihrtlihe Tödtung 
überhaupt von der mit Borbedacht verübten Töd⸗ 
tung unterfehieden wird"), obgleich twir das im näms 
lichen Artikel gebrauchte Wort Affeft, das nach einer 
neueren philofophifchen Terminologie in feiner Unterfcheis 
Bung von Leidenfchaft dasjenige bezeichnen foll, was der 
Mömer dem propositum gegenüber Durch impetus bezeichs 


u mn — ———— 


148) ntwuu, Karlavcht WR: .v..w. 


— — 
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neteꝰ), nicht billigen Fönnen. Wir Haben un ſchon anders 
warts darüber ausgefprochen, tie twenig diefe neue wiſſen⸗ 
ſchaftliche Unterfcheidung zwiſchen Affekt und Leidens 
ſchaft an ſich natürlich, wie wenig fie in den gewöhnlichen 
Vorftellungen der Menfchen gegründet und dem gemeinen 
Sprachgebrauch angemeflen fey; und dies allein ift Grunde 
- genug, fie in einem Strafgeſetzbuche zu umgehen. Jedenfalls 
glaube ich könnte ein deutfcher Geſetzgeber ſtatt des Wor⸗ 
tes Affekt ein anderes deutſches paſſendes Wort finden, 
ohne gerade dafür das nach der wiſſenſchaftlichen Termi⸗ 
nologie ihm entgegengefeßte, nach dem gemeinen Sprach 
gebrauch aber damit oft aleichbedeutende Wort Leidens 
ſchaft zu gebrauchen. Das Streben, in den Ausdrücken 
des Strafgeſetzes fo viel ald möglich populär zu feyn, läßt 
Ki mit dem Beftreben, nicht gegen die durch wiſſenſchaft⸗ 
diche Terminologieen und Diftinctionen: gemonnenen Refuls 
Tate zu fiindigen, meiner unmaßgebliden Meinung nach 
wohl vereinigen. — Indem übrigens der badifhe Ents 
wurf einerfeits der abſichtlichen Tödtung Überhaupt. 
als genus die mit Vorbedacht verübte al® species, 
dann. aber auch wieder der aus Kahrläffigfeit veriibs 
ten die vorfäßliche 'entgegenftellt ”"), Fann es feinem 
Zweifel unterliegen, daß Hier abfichtlich und vorſätz⸗ 
lich für gleichbedeutend genommen wurden. Allein nicht 
alle Berfaffer von Gefegbücbern haben in neuerer Zeit mit 
gleicher Beftimmtheit geredet, und es kann immer auch noch 
bei dem badifchen Entwurf die Frage übrig bleiben, ob 
üiberall, wo das Wort vorfäglich gebraudt ift, es 
ſoviel als abfichtlich Heißen fol. So 3.8. finden wie 


16) Sch habe mich’ hierüber näher außgefprochen In meiner Abhanbs 
lung über die verſchiedenen Arten firafbarer Tödtung, im neuen 
Archiv des Crim. R. Bd. XI. S. 88 u. f., 8.249 u.f., befons 
ders S. 260, dann S. 416 u. f. ” Bol. DW. XV 5.8 Kr 


12 4 177. &, 93. $. 179, 6. 9. | 
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gleich in einer der folgenden Beftimmungen, die noch iu 1 
dem Titel von der Tödtung gehören ”), am Rande bie 

Rubrik: „fahrläffige durch vorfägliche Körperver⸗ 
legung verurfachte Tödtung”, und der Tert der Strafe 
fimmung beginnt mit den Worten: „Wer einen andern 
mit Vorbedacht, in der Abficht ihn zu mißhandeln, an 
feinem Körper oder an feiner Geſundheit zu beſchädigen 
‚verlegt hat, wird, wenn dadurch der Tod des Verletzten 
verurfacht wurde, folgendermaßen befiraft.” — Wie 
bemerfen hier wenigſtens in dem Entwurf ein ähnliches 
Schwanken zwifchen zwei verfchiedenen Bedeutungen def: 
ſelben Wortes, mie in dem gemeinen Sprachgebraude 
ſelbſt, und dabei drängt ſich natürlich die Frage auf, od 
der Geſetzgeber nit die Verpflichtung habe, dieſem 
Schwanfen einigermaßen duch fefte Begriffsbeftiimmung 
entgegen zu treten? Wir verlangen hier Feineswegs, daf 
und der Geſetzgeber eine ſtrengwiſſenſchaftliche Definition 
Des Wortes Vorſatz gebe, mie fie etwa befonders in Als 
teren pfochologifchen Unterfuchungen vorkommen möge. 
Iſt ja doch felbf eine aus der Natur der ftrafbaren Hands 
lungen hergeholte, allen Korderungen der Wiſſenſchaft ents 
fprecbende Definition des Verbrechens in Gefegbüchern 
nicht8 weniger ald anzurathen, fo fehr auch Kitka das 
Verbrechen gegenüber dem böfen Vorſatze ald etz 
was dur Worte Beſtimmbares gegenüber einem durch 
Worte oder Definitionen nicht Beftimmbaren hervorges 
hoben hat, Dies hätte vor Allem Herr Kitka beherzi⸗ 
gen follen, dann wiirde ee auch den wahren Grund, warum 
docteinelle Definitionen des böfen Vorſatzes oder gar 
des Vorſatzes überhaupt in Gefegblicheen nichts taus 
gen, eingefehen, und ihn nicht in der, der finnlihen 
over Äußerlihben Wahrnehmung entzogenen 





18) $. 187. ©. 9. 
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Natur des böfen.Borfages, oder in der. unrich⸗ 
tig vorausgefetten Einfachheit des Begriffs gefucht 
haben. Wir verlangen, um ed noch einmal auszufpres 
ben, Feine doctrinelle Definition des böfen Borfages 
oder gar des Vorſatzes an ſich, aber wir ſehen auch 
nicht ein, warum ein Geſetzgeber ſo ſehr zu tadeln ſeyn 
ſollte, wenn er, um allen Mißverſtändniſſen und jeder ſchie⸗ 
fen Anwendung der Strafgeſetze vorzubeugen, im Allge⸗ 
meinen erklärte, er wolle das Wort vorſätzlich, 
wo ed im Geſetzbuch vorkomme, mit abſichtlich für 
gleichbedeutend verftanden wiffen, wobei er aber natürlich 
ſich confequent bleiben müßte. 

Die Berfaffer des neuen badifchen Entwurfs haben 
es felbft vermieden, vom Vorbedacht eine Definition 
zu geben, oder etwas zu deſſen Erflärung beizufügen, 
und wir find nicht gefonnen, ihnen hierin Unrecht zu geben, 
obgleich ſelbſt das an Definitionen und wiſſenſchaftlichen 
Erörterungen ſo arme franzöſiſche Geſetzbuch vom Jahr 
1810 eine Definition der premeditation in einem eignen 
Artikel aufgeftellt, und die franzöfifchen Geſetzgeber des 
Jahres 1852 bei der Reformation des Geſetzbuchs diefe 
Definition, fo unglücklich fie auch im Ganzen genannt wer⸗ 
den kann , unverändert beibehalten Haben. — Vielleicht 
haben die Berfafler des badifchen Entwurfs eben in Erwägung 
des Unpafienden.der franzöfifchen Definition deg Vorbe⸗ 
Dachte, die eigentlich auf jede abfichtliche Verbrechens⸗ 
begehung paßt, ſich einer Definition enthalten, und in der 
That wüßten wir auch nicht, welcher Worte ein Gefepgeber 
fich bedienen follte, um nicht nur allein gelehrten Richtern, 
fondern feld Geſchwornen mehr zu fagen, als jie bei dem 
Nennenhören des Wortes Vorbedacht ohnehin ſchon wiffen. 

Auf der andern Seite mag ſich auch wohl für das 

Verfahren der franzöfifhen Gefeßgeber ein Rechtfertis 
gungsgeund finden laſſen. Es möchte ſeldſt Angermahen 


\ 
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zweifelhaft fcheinen, ob das franzöſiſche Wort pre- 
meditation an fich dieſelbe Befimmtheit habe, als das Iı 
deutſche Wort Vorbedacht. Es verdient menigs Ni 
ftend angemerft zu merden, daß in der franzöfifcben 
MRedaction des niederländifchen Entwurfs eines Straf 
gefegbuchs von jenem Worte eine aanz andere Definition 
gegeben if, als im frangöfifhen frühern und neueften 
Strafgefegbuh. Während diefes die Tödtung mit pre- 
meditation begangen nur als eine Art derjenigen anfah, 
die ed (übrigens unbeftimmt genug) voloztaire nannte, 
und zur Erklärung beifügte: la premeditation consiste 
dans le dessein forme avant Paction ete. “) (mag im 
Grunde bei einer jeden abfichtlichen Handlung der Fall ift, 
aber freilich anders gemeint war, als der Ausdruck andeu: 
tete), finden wie in dem niederländifchen Entwurf nach 
allgemeiner Angabe, daß Verbrechen entweder mit pre- 
meditation oder dur faute grave, imprudence, 
negligence begangen werden, dazu die Definition geges 
ben: la premeditation consistie dans la volonte de 
'commettre les actions que la loi defend ou de ne 
pas faire celles quelle ordonne ”). Es erliegt feinem 
Zweifel, daß hierdurch eine Definition des dolus übers 
Haupt oder der böfen Abſicht gegeben werden follte, 
die man ſchon in den früheren Geſetzgebungsberſuchen unter 
der Benennung opzet oder boos opzet zu geben verfucht 
Hatte, übrigens auch auf eine Weife, welche das Bedenk⸗ 
"Side folcher Definitionen in Gefegbüchern recht anſchaulich 
zeigt, und bei der die Theosieen deutfcher und italienifcber 
Criminaliſten einen unverfenndaren Einfluß hatten *). 





19) Code penal art. 295 - 207. 


20) Projet du Code penal du royaume des pays-bas. 
xelles 1827. art, 11-— 12. 


21) Indem Entwurf eines Strafgeſetzbuchs für bie batavifche Res 
ublit, des im Haag 380% srichienen iſt, Heißt es im Buch J. 


‘ 
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Yabei darf auch unerwähnt bleiben, daß die Definition 


on 


premeditation, befonders der unpafiende Gebrauch 


iefes Worts für eine Sache, die e8 eigentlich nicht 
ezeichnet, von verfchiednen Schriftftelleen, ſowohl 
elgifhen als holländifchen, fehon gleich bei dem Erfcheis 


en 


— 


des Entwurfs getadelt worden ift, daß übrigens diefer 


Sauptftüd 1. art. 3.: Verbrechen würben mit Bons opzet (mit 
böfer Abficht) oder durch schuldig plgtverzuim (durch Kahrläfs 
figkeit) begangen. Boos opzet wurde Art. 4. definirt als wid 
om te misdoen, d.h. als animus, voluntas delinquendi., 
Sm Art. 5. beißt ed: wer Verbrechen in Drift, d. h. in im- 

etu j. B. in ealore iracundiae nogehe, fey von böfer Abs 
ficht, jedoch in geringerem Maaße nicht freizufprechen. 
Diefe Definitionen und Beflimmungen haben bei den folgenden 
Sefeggebungsverfachen zu vielen Discuffionen Anlaß gegeben. 
So entfland in dem im Sahr 1808 unter König Ludwig geges 
benen Strafgefeßbuch des Königreichs Holland eine veränderte 
Redaction. Im Art. 11. heißt ed dafelbft, Verbrechen würden 
begangen entweder mel opzet oder door merkelyke Schuld, 
onvourzigtigheid en onachtsamheid, und opzet wurde art.12, 
definirt als de wil om te doen of te laten die daden welke 
by de wei verboden of geboden zyn, d. h. der Wille zu thun 
oder zu laffen, was durch das Geſetz geboten oder verboten ft. 
Diefe Definition ging nun auch in,den jüngften Entwurf über, 
Alle diefe Definitionen aber erinnern befonders an die von Fis 
Iangieri und an die Definitionen des Progetto del Codice 
penale pelregno d’Halia von 1806. Part. I. tit. 1. art, 1 
sqg. Man vgl. noch Kemper Crimineel- Wetboek, 
met aanmerkingen, Amsterd. 1809. pag. 23 49q. und 
Precis des discussions du Conseil d’etat sur le Code crimi-- 
nel, Amsterd. 1810. pag. 28. Schon hier findet fich das 
Wort opzet franzöfifch durch dessein preinddite au dol wieders 
gegeben. Dem Entwurf des Strafgeſetzbuchs hatte die 
Sefeggebungscommiffion im Jahr 1804 den Entwurf einer 
Einleitung von Reht im Allgemeinen vorausgehen 
laffen, in deflen Ltem Hauptſtück über Zurechnung nicht 
weniger als hundert ſieben und dreißig Artikel. 
ftehen , und nebftdem kommt im Entwurf des Strafgefegbuche 
felbfE noch unter dem Zitel: vom Unterfchied und von 
der Schätzung der Berbrechen, eine Reihe von Artikeln, 
art. 22— 50, über die Schäßung der Verbrechen nach den 
verfchiednen Graben dolus und culpa vor. Bierunter 
ift nun wohl manches fehr Beherzigenswerthe, aber wenig für 
ein Sefegbuch Zaugliches, und gewiß hat noch nie ein Geſetz⸗ 

Pr diefe Begriffe mit mehr Umſtändlichkeit feftzufegen ges 
ucht. 
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Entwurf ſelbſt, natürlich in feiner holländiſchen Redaction, 
der künftigen holländiſchen Nationalgeſetzgebung zu Grunde 
gelegt werden ſolle ””). | 


Die erwähnte Definition des franjöfifhen Ges 
ſetzbuchs, die man auch noch in der neueften Zeit in Frank⸗ 
reich für norhmwendig hielt, obſchon fie eben fo gut, tie: 
etwa eine Definition vom böfen Vorſatz oder vom Vorſatz 
überhaupt, auf eine innere Thätigfeit des Mens 
ſchen ficb bezieht, veranlaßt und, wieder auf den badis 
ſchen Entwurf zurückzukommen, und noch eine andere Ans 
ſicht Kitka's zu ermähnen, die uns einer Berichtigung 
zu bedürfen ſcheint. Kitka hat nämlich die Behauptung 
aufgeftellt, die Eonfequenz einer auf Geſchwornengerichte 
gebauten Strafgefeggebung bringe es mit fih, die Erklä⸗ 
rung über den böfen Borfag im Strafcoder zu iibergehen. 
Es ift aber gewiß nicht Die Rückſicht auf Gefchwornenges 
richte, die ohnehin nach franzöſiſchem Rechte nicht bei allen. 
fteafbaren Handlungen vorfommen, was den franzöfifchen 
Geſetzgeber beſtimmte, eine Definition des böfen 
Vorſatzes im Geſetzbuche nicht aufzuftellen. Und fo 
ganz ohne allen Berfuch den böfen Vorfak einigers 
— — maßen 

92) Savart observations critiques sur le Code penal, 
Bruxelles 1828, ad art. 12. und die Recenfion diefes an fich 
unbedeutenden Schriftchens, in den Bydragen tot regtsge- 
leerdheid en wetgeving Vol, III. pag.410. von den Ter, 
Amsterdam 1828. Gegen den Entwurf von 1827 hatten fich 
befanntlich befonders in den füdlichen Provinzen des Königreichs 
der Niederlande fo viele Stimmen erhoben, daß man endlich 
auf Revifion des Strafgefegbuchs vor der Hand ganz zu vers 
zichten befchloß. Seit der Trennung der füdlichen und nörd⸗ 
lihen Provinzen aber ift der Wunfch einer Revifion neuers 
dings dort und hier in Anregung gekommen, und hier ift neuers 
Lich durch einen Eöniglichen Befchluß vom 28. Februar 1836 , im 
Gtaatsblatt Nr. 9. die Abfaffung eines neuen Strafgeſetzbuchs 


befohlen worden, wobei auf das. Gefegbuch des Königreichs Hol⸗ 


land vom Jahre 1808 und auf den Entwurf von 1827 Rüdficht 
‚genommen werden fol. 
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maßen duch Worte.näher Ju bezeichnen, iR ed 
auch in Frankreich feit Einführung der Befhwornengerichte 
nicht geblieben, obgeſehen von dem, was wir in Bezie⸗ 
hung auf die im Gefegbude enthaltene Definition des 
Vorbedachts bereits bemerft Haben. Ya es Hat eben 
die Nothwendigkeit, gewiſſe Fragen, die fich auf die ins - 
nere Thätigfeit des Menfchen beziehen, zur Ber 
fimmung der Strafbarfeit menfchliher Handlungen deu 
Entfcheidung der Gefchtwornen zu überlaſſeih in der frans 
zöfifchen Praxis eine Zeitlang dahin gefiihrt, daß man, 
zum Theil gegen die Beftimmung der Gefege, die böfe 
Abſicht fih ala nothmendig zum Begriffe eines jes 
den Verbrechens dachte, und die Praris war es, 
welde jenes vermeintlide Merfmal eines jes 
den Verbrechens durch beffimmte Worte aus⸗ 
drücklich zu präcifiren fuchte Dieſe Beſtimmung 
aber iiberbot an Unzweckmäßigkeit alle von Kitfa getadels - 
‘sen Beftimmungen der deutfchen Gefegbücher, und gab 
Darum auch bald Anfaß zu einer völligen Abänderung des 
bei Borlegung der Kragen an die Geſchwornen nach frils 
heren Gefegen befolgten Syſtems durch die neuere Geſetze 
gebung, welche inzwifchen auch keineswegs in diefer Hin⸗ 
fibt ald ein Mufter von Vollkommenheit anzufehen if, 
Wir werden uns hierüber fogleih etwas näher erflären. 
Zuvor aber fey noch die allgemeine Bemerkung erlaubt, 
dat die Geſetzgebung auch da nicht, wo Geſchwornenge⸗ 
richte beftehen, fich völlig der nähern Beſtimmung der 
zum Begriffe der Verbrechen gehörigen inneren oder 
pſychologiſchen Merkmale enthalten kann, fie 
müßte denn nur geneigt feyn, dem Gefchwornengerichte 
wirklih jene Allgewalt einzuräumen, welche Heuts 
zutage fo viele (jedoch nicht alle) franzöfifhen Schrift 
ſteller für diefe Einrichtung in Anfpruch nehmen, . und 
von deren tirfliher Ausübung (freilich aber \n-aeret 
Arc. 0. CH. 1837, IL &t. u u 
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Rückſicht) die Annalen dee Schwurgerichte vor Kurzem 
ein fo auffallendes, allee bürgerlihen Drdnung Gefahr 
deohendes Beifpiel gegeben haben! | | 
. Was nun aber die im Vorhergehenden angedeuteten 

Veränderungen und Beftimmungen der franzöfifchen Praxis 
und Legislation angeht, fo wollen wir vor Allem das Ges 
feg vom 14ten Vendémiaire des Jahres III in Erirnes 
zung bringen, in welchem von dem Grundfage: daß es 
fein Berbregen gebe ohne die Abfiht es zu 
begehen’), ausgegangen, und demgemäß in allen 
Fällen, welche zur Entſcheidung der Geſchwornen 
gebracht würden, dieſen eine auf die Abſicht ſich 
beziehende Frage beſonders vorzulegen befohlen wur⸗ 
de ’*). In dem bald darauf folgenden Geſetzbuche vom 
sten Brumaire ded Jahres IV murden die den Geſchwor⸗ 
nen vörzulegenden Kragen noch genauer beftimmt, und 
insbefondre follte nach Beantwortung der Stage: ob das 
Verbrechen an fib conftatirt fey, und einer 
folgenden: ob der befiimmte Angeflagte der 
Thäter fey, erſt die question sur la moralite du 
fait oder die question intentionelle vorgelegt werden. 
Ja der Geſetzgeber fette voraus, daß öfters in Beziehung 
auf die nämliche That und auf den nämlichen Thäter mehs 





23) „ Considerant qu’il ne peut exister de erimes la où: il 
n’y a pas eu intention de la commettre. Noch heutzutage 
behaupten viele feanzöfifche Zuriften fogar: id n’y a point de 
delit sans la volonte de le commettre, obfchon das Geſetzbuch 

nicht nur allein als delits, fondern ſelbſt als crimes manche 

fahrläſſige Handlungen betrachtet! Andre ſagen: sans inten- 

tionalite point de criminalite, noch Andre: il n’y a point de 

delit sans la volonte de se rendre coupable. Man vol. 

* B. Bourguignon dietionnaire des lois penales, 

aris 1811, Dissertation preliminaire pag. XIV. Lu- 
cas Systeme penal, Paris 1827. p. 288. 


u „Les presidens seront tenus de poser la question rela- 


Aiue & Vintention.” Dan nannte bie Frage ſeitdem da que» 
stion intentionelle, 


N 
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mehrere questions intentionelles würden Statt finden 
können, und der Gerichtspräfident follte diefelben in ihrer 
ordre graduel vorlegen, fo daß die erfte negativ beants 
mortet die Stellung der folgenden unnöthig- machte. , Der 
franzöfifche Geſetzgeber betrachtete alfo keineswegs die zu 
einem Verbrechen nöthige böfe Abficht ald einen eins 
fachen Begriff. Ja er hielt es fogar für nöthig, den 
Begriff der böfen Abficht zur Belehrung der Ges 
fhroornen etwas näher zu beſtimmen. Er ſchrieb 
nämlid vor, daß fie ihre Ueberzeugung von dem Vorhan⸗ 
denſeyn der gefeglich geforderten böfen Abſicht in diefen be⸗ 
ſtimmten Worten ausfprechen follten: Z’accused a com- 
mis le fait mechamment et a dessein, und nur dann, 
wenn fie Die Ueberzeugung hätten, que le fait a did com- 
mis involontairement et sans aucune intention de 
ruire, follten fie losfprechen dürfen ”). — Schon früs 
her hatte das Strafgefegbuh von 1791 in einer Menge 
von Fällen, wo es die Übficht des Geſetzgebers war, diefe 
oder jene That, nur wenn fie vorfäglich begangen fiy, als 
Verbrechen zu betrachten, und wo das Seſetzbuch von 
- 4810 daß einfache Wörtchen volontairement gebraucht, 
die Worte mechamment et avec intention de nuire àñ 
autrui gewählt ”). — Aus diefem Allen und vielleicht 
auch aus einer vom früheen NRechtszuftande noch herrüh⸗ 
genden Erinnerung an römiſches Recht, deflen Ausſpruch: 
crimen contrahitur si et voluntas nocendi interce- 
dat “), man leicht für einen allgemeinen nehmen mochte, 
machte ſich allmählig die Anficht geltend, daß die vers 





25) Cf. Code du 38. brum. an IV. art. 874. 893, 394. 397, 


25) Code penal de 1791. tit. 2. sect.2. art. 29. 32. 35. 86. 
87. verglichen mit Code penal de 1810. art. 489. 434. 437. . 
452, was auch bei der Interpretation verfchiedener Artifel des 
heutigen Geſetzbuchs benugt zu werden pflegt. 

27) L. 1. C. ad leg. Cornel. de sicar. 


u 2 


502 Ueber allgemeine Strafbeſtimmungen 


breberifhe Abſicht in der Abfiht zu ſchaden 
im Allgemeinen befinde, und die Betrachtung der neuen 
franzöſiſchen Geſetzgebung an ſich, von der man fo oft es 
rühmen hört, fie fey eine rein fociale und abftrahire 
. von Geundfägen der Moral, Ponnte nur zur Befeftigung 
dieſer Anficht dienen. So murde es in Frankreich allge 
meine Praxis, die im Geſetzbuch vorgefchriebene Frage 
nah der Moralität der Handlung fo zu veps 
fiehen, daß man bei jeder VBerbrechensanflage an die 
Geſchwornen die Frage ftellte: ob der Angeflagte 
die Abficht zu fhaden gehabt Habe, und obs 
gleich diefe Frage nun längft nicht mehr geftellt wird, da 
das Strafgefetbuch der Kaiferzeit alle früher getrennten 
Kragen in der einzigen: ob der Angeklagte fhuldig fey, zus 
fammenzufaffen befahl, fo finden wie doch noch in einer 
meuerlichft erfchienenen Schrift über den böfen Vorſatz bei 
Verbrechen ’”) den Sag ausgefprochen: Ze fait sans Pin- 
tention de nuire n’est pas un delit. Diefe Schrift if 
noch in mancher andern Hinficht ‚intereffant für unfern Ges 
genftand, und beweift auffallend, daß man auch in Frank⸗ 
reih das Bedürfniß fühle, etwas zur nähern Beftims 
mung der mauvaise intention oder der perversite de 
Zintention bei Berbrechen zu thun. Der Verfafler der 
genannten Schrift Hat fogar in Beziehung auf. die befons 
dere Klafle von Verbrechen, die er zu feinem Hauptgegens 
-flande gemacht, die Behauptung aufgeftellt: c'est au 
droit romain quoappartient la doctrine de l’inten; 
tion, und dem gemäß ift er auch der Meinung, daß ig 
diefer Hinficht noch jegt der franzöſiſche Jurift aus dem 
sömifchen Rechte Belehrung fchöpfen könne. Uber dafs 


28) Chassan theorie de l’intention dans les delits de la 
‘ parole de l’ecriture et de la presse, dans la Gazette 
des tribunaux 21. Jan. 1837. N. 3545, 


{ 


in Hinſicht auf bdfen Worfag. 808 


ſelbe Schwanfen wie anderwärts ift auch hier fichtbar, 
indem bald von der intention de nuire, bald von der in- 
tention de manquer aux lois, felbft von der zatention 
de porter un dommage à la societe als dem eigentlichen 
böfen Vorfage bei Verbrechen die Rede iſt. Ueberdies 
wird gewöhnlich von franzöfifchen Juriſten die ganze Lehre 
von den inneren oder pfpchologifchen Merfmalen des Vers 
brechens zu einfeitig auf die Lehre vom böfen Vorſatz bes 
fhränft, ohne gehörige Berückfihtigung der Fahrläfs 
figfeit, und e8 werden die ragen, die fich auf die Ers . 
flärung der Natur diefer befonderen Gemüthszuſtände, 
nicht gehörig von denen gefondert,, die fih auf die Zus 
rechnung im Allgemeinen bejiehben. Wir finden 
und nicht veranlaßt, auf den lettgenannten Punft bier 
näher einzugehen. Aus dem bisher Gefagten aber wird 
Niemand bezweifeln, daß eine Art Definition des bei Vers 
brechen vorausgefegten Vorfages zum Theil in den frühes. _ 
ven franzöfifhen Gefegen, noch mehr aber in der frühes 
ven Praxis der Gerichtshöfe lag. Es ift eine andere Frage, 
ob dieſe Definition eine gute war. Und in dieſer 
Rückſicht erliegt c8 wohl feinem Zweifel, daß eine Pragis, 
- welche, wenn That und Thäter ermiefen war, die Vers 
urtheilung von dem Urtheile des Vorhandenſeyns der. 
Abſicht zu ſchaden abhängig madte, geradezu die 
Anwendung derjenigen gefeglichen Beftimmungen ausfchloß, 
durch die fahrläfige Handlungen mit Strafe bedrohf tours 
den °"), auf der andern Seite aber die gefeglichen Strafs 


— —— 





29) Wie z. B. nach heutigem, franzöſiſchen Rechte auch ohne rau- 
de, mauvaise fui, intention de nuire ein banqueroute sim- 

“ ple begangen , und derfelbe nichg nur ein delit, fondern nad) 
Umftänden feldft ein erime feyn Tann, art. 402— 1102. Die 
Gazette des tribunaux vom 35. Nov. 1836. Nr. 3484. hat 
aber ein fehr neues Beifpiel geliefert von zwar nac IsKt 
beftehender verfehrter Anficht der frühern Proayio , in rt Ste 
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beftimmungen, nach melden zu gemiffen Verbrechen die 
Abſicht zu ſchaden überhaupt nicht genügte, ſon⸗ 
dern eine beffimmte befondere Abſicht erfordert 
wurde °°), zu weit ausdehnte. Eben dies fcheint auch 
zus Abänderung des Syſtems der Fragftellung mit beiges 
tragen zu haben. Aber au das neuere Syſtem, nach 
welchem auf die Eine Frage, ob der Angeklagte ſchul⸗ 
dig fey, der Geſchworne mit Nein antworten foll, nicht 
nur allein, wenn er die Ueberzeugung hat, daß die frage 
liche That nicht geſchehen oder daß der Angeklagte 
nicht der Thäter fey, fondern auch wenn er die Uebers 
geugung hat, daß der Thäter nicht die vom Gefeg 
vorausgefegte Abſicht gehabt habe, Hat ſich ſchon 
“in vielee Hinſicht als unvollfommen erwiefen , insbefondre 
dadurch, dag nah Anleitung des Geſetzes felbft 
in Beziehung auf Zurechnung zum böfen Borfag oder 
auch zur Sahrläffigkeit die Stage: ift der Angeflagte 
f&uldig, bald mehr bald weniger enthält, wodurch die 
Begriffe der Geſchwornen, die nach einander zur Beurtheis 
fung folcher verfchiedenen Sälle gerufen werden, noth⸗ 
wendig ſich vermwirren müffen Man follte doch 
denfen, es könne 3. B. ein Kind, von dem man die Uebers 
zeugung hat, es fehle ihm die Unterfcheidungsgabe, eben 
fo wenig als ein Wahnfinniger, 3. B. einer abſichtli⸗ 
ben Tödtung für ſchuldig erklärt werden. Allein 
der franzöfifehe Geſchworne muß zwar den einer folchen 
That Beſchuldigten, von dem er glaubt, daß er im Wahns 


fheidung eines Gerichtöhofes, wodurch jemand für nicht ſtrafbar 
nach art. 402. 6. ult. erklärt wurde wegen fehlender böfer Abs 
ſicht, welche Entfcheidung jedoch der Caſſationshof annullirte. 


: 80) Wie z. B. nach heutigem franzöfi Ichen Recht nach der Refors | 
mation des art. 809, vom 3. 1832 der Begriff von homicide 
volontaire des art. 5 nicht mehr befteht Ohne intenlion de 
‚donner !a mort, 
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r gehandelt Habe, für nicht ſchuldig erffäcen, weil 
h franzöfifcher Praxis eine befondere Frage über das 
thandenfeyn des Wahnſinns nicht vorgelegt wers 
n darf; aber er Fann in den Fall fommen, ein Kind, 
ı dem er die Ueberzeugung Hat, daß ihm die Unter: 
idungsgabe fehlt, für ſchuldig erflären zu müſſen, 
4 die Frage über das Vorhandenfepn der. Unterfcheis 
igsgabe bei Kindern nach gefeglicher ausdrügflicer Vor⸗ 
ift befonders vorgelegt werden muß, nads 
ı die Sage über die Schuld mit Ya beantwortet 
‚den ift. 
(Der Beſchluß folgt nächſtens.) 
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XI. 
Einige Bemerkungen 
uͤber J. Gobler's Ueberſetzung der P. G. O. 
nebft 


einer Befhreibung eines zu Breslau befind» 
lihen Exemplars derfelben. 


Bon 
Abegg. 





Die Gründe, welche ſchon vor mehreren Jahren den 
Plan bei mir Hervorriefen, durch eine neue Ausgabe der 
Gobler'ſchen Ueberfegung der P. G. D. dieſes feltene 
end in vieler Hinficht wichtige Werf dem allgemeinen 
Gebrauche zugänglicher zu machen, habe ich in der Vor⸗ 
‚ rede au dem fo eben im Druck erfchienenen erwähnten 
Werke ') vorgelegt. Eben fo diejenigen, welche mich bes 
ſtimmten, die Paraphrafe von Remus gegenüber zu 
fiellen. Indem ich mich in Betreff der fonftigen Einrichs 
tung der von mir beforgten Ausgabe auf jene Vorrede und 
die Anmerkungen beziehe, welche den einzelnen Artifeln 
beigefügt find, und meine Arbeit den Freunden der Wils 
fenfchaft und literärifcher Studien mit dem Wunſche übers 
gebe, daß meine Bemühung, eine längft gefühlte Lücke außs 
aufüllen, freundliche Anerkennung, und ihren Lohn in den 


— 





1) J. Gobleri interpretationem C. C. C. ex unica, quae 
exstat ed. Baäsil. 1543 et G. Remi Nemesin Carol. ex 
alt. ed. Herborn, Nass. 1600 denuo vulgavit J. F. H. 
Abegg. Heidelb. sumtibus 2. G. B Mohr 1886, 


“= 


über 3. Gobler's Ueberfegung der P. G. 0. 807 


Früchten finden möge, die möglicherweiſe durch eine mehrs 
feitige gründliche Benutzung dieſer Hilfsmittel — mie fie 
bisher nicht hatte Statt finden können, gemonnen werden, 
ergreife ich die Beranlaffung, noch einige Punkte Fürzlich zu 
berühren, die ald Beitrag zue criminaliftifchen Büchers 
Funde angefehen werden mögen. Sie ſchließen ſich an die 
befannten Abhandlungen an, welche Spangenberg 
und Wächter in unfer Archiv über die Tateinifchen Uebers 
feungen der Carolina geliefert, fo wie an die, welche Ich 
felbft über Gobler's Rectenfpiegel, und Wächter 
ziber deflen Verhältniß zu einigen ältern criminaliftifchen 
Werfen ohnlängft vorgelegt haben ’), 

Was uns zunächft intereffirt, if die Frage: ob es 
nur eine, oder ob ed mehrere Ausgaben der Webers 
fegung des Gobler gebe? Die Frage wäre weniger 
wichtig Hinfichtlich der Seltenheit des Werkes, oder des 
Gegentheils; denn erftere ift zur Geniige befannt, und fo 
wie nur wenige öffentliche und Privat: Bidliothefen diefes 
Werk befigen, fo ift auch die Zahl derer, die eg im Dris . 
ginal gefehen und benugt haben, höcft gering. Mdn 
weiß ed, mie felbft anerfannte ireraten auch nur den 
Titel, und die meiften Schriftfteller bei den wenigen Artis 
fein, wo es bisher üblih war, den Gobler anzuführen, 
die betreffenden Stellen nur aus zweiter Hand anzuführen 
dermochten, und erſt Wächter hat, wie ich es in dee 
Vorrede zu meiner Ausgabe gebührend anerfannt, das 
zweifache Verdienſt fich’erworben, den Werth der Gobler⸗ 
fchen Ueberſetzung gegen die unbilligen Urtheife, nament⸗ 
lich auch folcher, die hierin wieder nur einer Tradition folgs 
ten und nicht durch eigene Erfahrung geleitet wurden, in 
Schuß genommen und durch eine forgfältige Benugung in 





2) Neues Archiv VII. S. 429 f. XII. ©. 82‘, Vraıe UNCH 
Folge 3. 1835. &t. 1. ©, 1f, 3.186’ &.1. 8, 115. 
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feinem Lehrbuche auch auf überzeugende Weife dargethanmm 
zu haben. Bon erheblicherer Wichtigkeit wäre aber obige 
Stage, theild wegen des größern Einfluſſes, den jene 
- Ueberfegung eines Zeitgenoffen Kaifer Karls V. erlangt 
haben müßte, von welchem ung freilich nichts befannt ift, 
theils weil dann zu erwarten wäre, daß fpäte Ausgaben, 
fofeen fie nicht bloße mwörtliche Abdrücke lieferten, Verbeſ⸗ 
ferungen enthielten. Davon ift jedoch nicht die geringfte 
Kunde vorhanden; denn felbft die, melde die Meinung 
aufgeftellt Haben, daß mindeftens zwei verfchiedene Auss 
gaben vorhanden wären, wie Spangenberg‘), liefern, 
hinſichtlich der mitgetheilten Beifpiele der Ueberfegung eins 
zelner Artifel, nirgends ein anzuerfennendes ') Zeugniß 
einer Abweichung von der erften und, mie e8 jetzt wohl 
unzweifelhaft feftfteht, einzigen Ausgabe, die von der 
Gobler'ſchen Verſion erfchienen if. Und auf welchen 
Irrthümern und VBerwechfelungen die ältern Behauptungen 
und Anführungen mehrerer Ausgaben beruhen, hat 
ſchon Koch in der Vorrede zu feiner Ausgabe der P. G. O. 
binlänglich nachgewiefen °). 

Den Gründen, welhe Wächter”), auf eigne Ans 
ſchauung geftügt, geltend macht, um das Dafeyn nur 
einer einzigen Ausgabe darzuthun, Habe ich gleiche beftäti- 
gende beigefügt. Die der Univerfitätsbibliothek zu Tiis 
Bingen gehörige Ausgabe, die fih Koch zur Anficht ver: 
ſchafft, fo tie die, welche er fpäter felbft erworben hatte, 
die, welche Walch bei feinem Gloffarium benugte, die 


8) Archiv VII. ©. 431. 


4) Die Abweichungen beruhen auf falfchen Abdrüden oder Schreibs 
fehlten in dem Spangenberg’fchen Auffage. Eben fo wenig 

bei Walch, der auch öfters Sobler und Remus verwechs 
feit, Pason ich dad Mäbere in der gedachten Ausgabe bes 
merkt habe, ' 


6) Daſelbſt $. 11, 


über 3. Gobler’s Lieberfegung der P. G.O. 609 


Däaͤchter zugehörige, welche ich durch deſſen freundliche Be⸗ 
deitwilligkeit für meinen Zweck gebrauchen konnte, mehrere 
andere, die jener, und die ich ſelbſt geſehen, namentlich auch 
die auf der Heidelberger Univerſitätsbibliothek befind⸗ 
lie, fo wie die, welche ich aus der Bibliothek des Mas 
tien: Magdalenen : Öynnafiums zu Breslau fo 
glücklich gewefen bin, der Verborgenheit zu entziehen, — 
fie alle find zu Bafel 1543 fol. ex oflicina Jo. 
Oporini herborgegangen. Zwar liefert diefer Um⸗ 
Nand, daß alle bis jegt befannt gewordenen Eremplare 
von einer und derfelben Ausgabe find, noch feinen directen 
Beweis, daß nur diefe eine eriftire; es wäre die Mögliche 
keit nicht ausgefchloffen, eine andere zu entdeden; aber, 
abgefehen von der großen Unmahrf&einlichfeit einer fols 
chen Annahme und Erwartung, wird die Wahrfcheinlichs 
feit, daß fernere Auflagen des Werfes nicht mehr erfchies 
nen find, durch innere Griinde, deren Angabe jest faum 
mehr nöthig ift ’), zur Gewißheit erhoben. Jedenfalls wird 
es fich rechtfertigen, ein Wert nach faft dreihundert Jah⸗ 
ren wieder allgemein zugänglich gemacht zu haben, wels 
ches faft in jedem Lehrbuche, auch derer, Die es niemals 
zu fehen Gelegenheit gehabt, als ein unentbehrliches Hülfs⸗ 
mittel der Auslegung namhaft. gemacht wird. 

Ich will nun das Breslauer Exemplar genauer 
befchreiben, und durch einige bisher nicht hervorgehobene 
äußere Kennzeichen die Prüfung und den Beweis der 
Identität ſämmtlicher ung befannter Abdrücke, als einer 
und derfelben Ausgabe angehörig,, zu erleichtern fuchen. 

I. Ale etwas Aeußerliches und für die Sache ſelbſt 
Sleihgültiged oder Zufälliges mag es betrachtet werden, 


— 


6) u ge XII. ©. 86. und neue Folge 1836. Et. 1. 
of 0 U} 


3) ©. darüber Koh, Wähter a. a. O. um malt in an 
wer Vorcede darüber bemerkt babe. 





% 
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daß, fo viel ich wenigſtens beobachten Fonnte, niemals die 
Meberfegung Gobler's, nebft der zu derfelben gehörigen 
Erläuterung der I,. Respiciendum allein, fondern ſtets 
mit andern Schriften deflelben Verfaſſers, oder Anderer 
in einem Bande gefunden wird. Diefer Umftand, und 
näher der, daß die gedachte Ueberſetzung in der Regel nicht 
den Anfang macht, hat ohne Zweifel darauf mit Einfluß, 
. daß jenes Werf fo felten vorfommt. In den Katalogen 
der Bibliothefen, aus einer Zeit, wo man mweniger- genau 
darauf fah, fo wie in denen öffentlich zu verfteigernder Büs 
er, hat man fich nicht felten begnügt, den Titel des Wers 
kes, welches den Band eröffnet, anzugeben, und fo mag 
denn wohl noch manches Eremplar in folder Weiſe unges 
Fannt und verborgen eriftiren. Wenn in dem Celle'ſchen 
@remplar der Commentar der L. Respiciendum fehlt, 
worauf Spangenberg") ein Gewicht gelegt hat, fo 
iſt diefes, wie fhon Wächter gezeigt hat, nur daraus 
zu erklären, daß jenes Exemplar defekt ift ); denn jener 
Sommentar macht einen integrivenden Beftandtheil diefes 
Werkes von Gobler aus, wie auch der Titel, felbft des 
&elle’fchen Eremplard, ergiebt. Daraus erklärt fich 
auch der Irrthum Spangenberg's, der jenes Exem⸗ 
plar füie „durchaus compfett” hielt, als ob daflelbe ohne 
Angabe des Druckers und des Jahres erfhienen fey, fo 
wie deffen fonftige Abweichung bei der Befchreibung. Jenes 
Eremplar der Ueberfegung ift mehreren andern Schriften 
des Gobler beigebunden, welche Spangenberg a. a. O. 
bezeichnet hat. 
Das vor mir liegende Breslauer Eremplar ents 
Hält nur: ' j 
1) „Repetitiones et tractatus, clariss. Juriscon- 
sulti D. Nicolai Belloni.Casalensis, 


8) Archiv VII. &, 481 — 458. 
9) Neuss Archiv XII. ©, 85, - 


über J. Gobler's Ueberfeßung der 9. G.O. 81 1 


jura civilia primo loco interpretantis in ce- 
leberrima Dolona Academia in Burgundia: 
nunc primum in lucem editi. Nach diefem Titel 
ſteht: „Quorum Catalogum versa statim pagina 
reperies '°). Accessit quoque rerum et ver- 
borum in hisce omnibus memorabilium locu- 
pletissimus index. — Cum Caes. Maiest. gra- 
tia et privilegio ad quinquennium. Basileae.” 
Erft am Ende des Werfes, welches 143 ©. fol. um⸗ 
faßt, wozu der nicht paginirte Index von 9 Seiten 
fommt, fteht: Basileae, ex oficina Joannis Opo- 
rini, Anno Salutis M. D. XLIIII. Mense 
Augusto. Da diefes alfo. aus demfelben Druckort 
Hervorgegangen, fo erklärt fi auch die äußere Vers 
Bindung mit der Gobler’fchen Ueberfegung. Dürfté 
man annehmen, daß die Jahreszahl 1544 ein Druck⸗ 
fehler wäre, und e& 1543 heißen müßte, was freilich 
gewagt wäre, und dem Einwand Raum gäbe, wie 18 
wenig Wahrfceinlichfeit habe, daß’ zwei größere Werke 
in derfelben Dfficin und mit den nämlichen Lettern“) 
damals in demfelben Jahr und Monat im Druck erfchies 
nen ſeyn follten, fo würde die Verbindung noch wenis 
ger, als rein, zufällig erfcheinen. . Indeß ift darauf 
fein Gericht zu legen, da andre Eremplare überhaupt 
andre, felbft auswärts gedruckte Werfe, daneben ent⸗ 
halten. Diefes ift auch bei.dem unfrigen der Sal. Es 
ſchließt ſich nämlich an: 


10) Eine Angabe ſämmtlicher Abhandlungen laſſe ich hier, als für 
den nächſten Zweck entbehrlich, hinweg, da fie zu viel Raum 
einnehmen würde. j 


11) Mit den nämlichen Lettern wie dieſes Werk find die Aucdtas 
rien zuder Gobler’fihen Verſion gedrudt; Diele Ver ox 
ſelbſt ader ijt mit größerer Schrift gelegt. . 
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2) „Acervus exceptionum juris. Das ift: Ein vaſt 
jiberaus nüglihd Büchlein von gerichtlichen Außzögen, 
Schutz und gegenweren, zu Latin unnd Teutſch, aus 
Geiſtlichen und Weltlihden Rechten, Einem jeden an 
Gerichten unnd Rechten nicht allein Nothiwendig zu 
wiſſem, Sonder au Nüglichen zugebrauchen, Gemeis 
nem Nutz zu gutem verfaft und zufamm getragen. 
Durch Jacoben-Salwechtern. Adjecta est 
piis lectoribus, in frontispicio libelli, juris 
Utriusque MonarchaeClariss. Jo. Oldendor- 
pij epistola commendatoria.. — Gedrudt zu 
Frankfurdt am Mayn, duch Herman Gülfferichen, 
inn der Schnurgaflen, zum Krug. Cum gratia et 
Privilegio. M. D. XLVI.” Diefes mit’ deutſchen 
Lettern gedruckte Werk, welches nicht paginiet ik, geht 
bis zum Buchftaben R einflieklic, aber fo, daß jeder 
mehrere Lagen enthält. 

» Hierauf folgt nun das in Rede flehende Wert de 
Gobler, mit den drei Theilen, die ſchon auf dem 
Titel zufammengefaßt find, nämlich die Ueberfeßung der 

9.8.9. nebft den Aucftarien, derjenigen des Lands 
friedens zu Worms, und dem Commentar zu 
der L. Respiciendum. Wir werden hiervon gleicy 

ausführlicher fprechen. 

Den Beſchluß macht: 

4) „Bambergiſche Halßgerichts und Recht⸗ 
lid ordnung, inn peynlichen ſachen zu volnfarn, 
allen Stetten, Communen, Regimenten, Amptleuten, 
Vögten, Verweſern, Schultheyſſen, Schöffen und 
Richtern dienſtlich, fürderlich und behülfflich, danach 
zu handeln und rechtſprechen, ganz gleichförmig gemey⸗ 

nen geſchriebenen Rechten ꝛc. darauß auch diß Büchlein 
gezogen und fleyßig gemeynen nutz zu gutt geſammelt 
ud verordnet iſt. M. D. XXXVIM.“ Uuf der 


über 3. Gobler's Ueberſetzung der P. G.O. 818 


Kehrſeite des letzten Blattes ſteht: „Getruckt zu Meyntz 
bey Ivo Schöffer, imm jar nach der Geburt Chriſti 
unſers Herrn, Fünfftzehenhundert und acht und drey⸗ 
ßigſten, Und volendet auff den Sechſten tag Ja⸗ 
nuarij.“ 
Auch dieſe Ausgabe iſt mit den bekannten bildlichen 
Darſtellungen in Holzſchnitten verſehen. Ich hoffe 
bei einer andern Gelegenheit auf dieſelbe zurückkom⸗ 
men zu können. 

II. Was nun das Breslauer Exemplar des erwähn⸗ 
en Gobler'ſchen Werks betrifft, zu deſſen furzer Bes 
‚hreibung ich nun übergehe, fo ftimmt dieſes mit allen 
übrigen, die ich zu vergleihen Gelegenheit gehabt habe, 
durchaus überein. 

1) Der Titel, wie ihn die Vorrede-zu der von mir be⸗ 
forgten Ausgabe genau angiebt, ift der nämliche, wie. 
ihn das Wächter'ſche und Tübingifche, fo wie 
das Eelle’fche ꝛc. Exemplar enthalten. 

2) Das nunmehr folgende, unpaginirte Blatt, enthält 
Gobler's Dedication feiner Ueberſetzung an Kaiſer 
Carl V. 


3) Das darauf folgende, gleichfalls nicht paginirte Blatt, 
giebt die Ueberſetzung des Kaiſerlichen Promulga⸗ 
tions patents. | 

4) Nunmehr beginnt mit pag. 7. die Ueberſetzung 
der P. G. O., welche mit pag. 156. fliegt. Der 

durch je zwei einander gegenüberftchende Seiten forts 
laufende Columnentitel lautets Cozstitutio Ca- 
roli V. Imp. — Just. Goblero interprete. Die: 
fen Solumnentitel Fonnte ih, da er zu viel Raum ers 
fordert, in meiner Ausgabe nicht beibehalten, meil ich 
Die Paraphrafe des Remus gegenüber geftellt 
babe. Für legtere it der Eolumnentitel,, Rad har: 
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kürzt, beibehalten ”), für jenen die Bezeichnung: 
Gobleri versio, gewählt worden, die ſich dadurd 
. rechtfertigen mag, daß Gobler felbft auf dem Titel 
fagt: in latinum versa; und es ift damit auch dee 
Gegenſatz der Abfiht und Ausführung von dem eigen 
und andern Webertrager deutlih genug beftimmt. 
Denn befanntlih liefert Gobler eine eigentliche 
wörtliche Weberfegung, und gerade diefeg giebt 
derfelden einen eigenthiimlichen Werth, wenngleich dies 
fes Streben, auch abgefehen von den Stellen, wo man 
es für mißlungen erflären muß *), häufig auf Koften 
der beflern Latinität Statt gefunden hat. Die Leiftung 
von Remus fann zwar in vielen Artifeln als wört⸗ 
liche Ucberfegung gelten, im Ganzen aber kündigt fie 
fib als Umſchreibung an; fie ſucht häufig mehr 
den Sinn und Inhalt, ald die Worte des Tertes wie 
derzugeben; fie fieft fich angenehmer, man findet das 
Beſtreben, theils fich mehr Flaffifcher Ausdrücke, theils 
und insbefondre der technifchen, der römifchen Rechts: 
quellen zu bedienen — fie erfcheint daher, und als Pas 
raphraſe, fließender, aber oft auch gefuchter, und läßt 
dann den Kaifer Manches fagen, was im deutfehen Dris 
ginal vergebens gefucht wird '"); unverfenndae ſchweb⸗ 
ten, wie 3. B. glei in der Borrede, dem Ueberfeger 
die Proömien Juſtinian's vor, und im Ganzen ſcheint 
die Urt, wie diefer Kaifer in feinen Inſtit ut ionen gu 
den Anfängern fpriht, denen auch gelegenlich gefchicht: 

| | liche 

12) Vollftändig lautet derfelbe: Paraph. Constitut. Crim. Ka- 
ruli V. und bezeichnet auch die Capitel, welchen Ausdrud 


Remus für Artikel gebraucht. Gobler enthält eine ſolche 
Rachweilung auf dem Columnentitel nicht. 


15) Wächter a.a. D. XII. S. 91. Not. 8, 


14) Walch Gloss, interpr. C. C. C. inserv. Praef. p. 62. 
Wächter a. Qs O. Al, 9. W. . 
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libe Vorträge gehalten worden, dem Paraphraften 

zum Mufter gedient zu haben "*). 
In fofern nun vorzugsmweife Gobler ald wörtlicher Webers 
feger erfcheint, fo wäre es für die Kritik, die freilich, 
wie Wächter erinnert, andere wichtigere Hilfsmittel in 
‚der authentifchen Ausgabe der P. G. O. befigt *), dog 
nicht unerheblich zu wiffen, welche Ausgabe: derſelbe 
zu Grunde gelegt Habe; jedenfall fiir die Auslegung, 
wenn auch die Terteskritif wenig durch die Hülfe der ge: 
dachten Verfion gefördert werden follte. „Wahrfcheinlich 
ift es”, fagt Wächter “,, „daß fie (Sobler und Res 
mus) ohne befondere Auswahl eben irgend eine gedruckte 
Ausgabe der vielen des fechszehnten Jahrhunderts zu 
Grunde legten.” Dieſer Bermuthung muß ich nicht nue 
völlig beitreten, fondern ib glaube geradezu behaupten zu 
diirfen, daß wenigſtens Gobler weder die erfte noch 
eine von den Ausgaben, die man für ſolche gehalten Hat, 
bei feiner Ueberfegung gebraucht Habe, und in diefer Hins’ 
ficht Fann ich nicht einmal die Möglichkeit, die jener Ges 
lehrte zugiebt, annehmen, daß fie (oder doch Gobler) did 
erfte Ausgabe der Carolina vor ſich gehabt haben. @in 
fprechender Beweis für da6 Gegentheil liegt in der vielfach 
abweichenden Zählungsmweife der Artifel und der einzelnen 
Abſätze (oder Paragraphen) derfelben, welche fich bei einer 
Vergleichung dee Gobler'ſchen Verfion mit der älteften 
ung befannten Ausgabe von 1533 ergiebt. Ich Habe hie⸗ 
bei den neueften Abdrud von Reinhold Schmid (Jena 
1835) zu Grunde gelegt und theilt in der Vorrede, theils 
an den betreffenden Stellen auf die Abweichungen aufmerfs 
fam gemacht. Indem ich nämlich die Zählung des Dri- 





15) Bol. 3. 8. Art. 180. 132. 157. 209, 
16) a. 0.9. ©. 90. ’ 
17) Ebendafelbfi. 

Arc. 8. ER. 1837. II. ©. „ X 
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ginals (deſſen genauer Abdruck Gegenftand meiner Sorge 
war, ganz unverändert beibehalten mußte, konnte ich nur 
auf dem Wege einer in den Anmerkungen zu liefernden 
Nachweiſung das richtige Verhältniß zu dem Grundtexte 
herſtellen. Diefem fließt fid die Paraphrafe von Re: 
mus an, und fo war es denn nicht zu vermeiden, und 
mußte. vielmehr nothiwendig folgen, daß bei einem durchs 
aus genauen Abdruck beider, “neben einander geftellten 
Meberfegungen, die Zahlen und Nummern der Säge zus 
weilen einander nicht entipreden. Welcher der bis zu dem 
Jahre 1542 erfchienenen Ausgaben der P. G. O. — 
deren Koch neun anführt ”), Gobler bei feiner Ueber⸗ 
teagung ind Lateinifche gefolgt fey, wage ich für jegt noch 
nicht mit Beftimmtheit zu entfcheiden. Aber ficher ift es 
wohl eine der fpätern,, welche in der Zählungsweiſe von 
der friihern abweicht, da man bei der fonftigen Genauig⸗ 
keit Gobler's, deren oben gedacht worden ift, nicht an: 
nehmen und e8 auch nicht erflären könnte, daß und wes⸗ 
halb er fi veranlaft gefunden haben follte, die Einthei⸗ 
lungen der Quelle zu verbeſſern. — Die weitere Einrich⸗ 
tung der Verſion ift nun, daß die einzelnen Artifel mit 
ihren Ueberſchriften zuerft wörtlich überfegt, und mit größe: 
ven Charafteren abgedruckt, unter diefen — jedoch nicht 
unter allen Artifeln, dann die mit etwas kleineren Let: 
teen gedruckten Auftarien folgen '“), meift fo, daß mit 
Uncialbuchftaben das Wort des Terrtes vorangeftellt 
wird, auf welches ſich ein Scholion oder eine Erläuterung 
bezieht, beſonders wenn deren mehrere zu einem Artikel 
geliefert werden. Die Artikel find am Rande mit arabis 


18) Vorrede zu feiner Ausgabe $. 5. x 


19) Diefe Anmerkungen werden ftets durch das großgedruckte Wort 
afuctarium bezeichnet : die Artifel felbft, wo fie feine befondere 
7 ubrif haben, 3. B. Art 7. 8. 9 10, find überfchrieben: 
Textus. : 


_ 


über 3. Gobler's Heberfeßung ver P.G.D. . 817 


(hen Buchftaben angegeben, ohne Beiſatz, d. h. ohne als 
Artikel, oder wie Remus thut, als Eapitel be 
zeichnet zu ſeyn; im Terte jedoch, wo auf frühere oder 
fpätere Beftimmungen Bezug genommen ift, gebraucht 
Gobler, aud hier die Eigenſchaft des Ueberſetzers feſt⸗ 
haltend, den Ausdruck Arrifel, wogegen Remus, 
der eine intheilung nach Sapiteln macht, folgerichtig auch 
im Tert für die Verweifungen diefe Bezeichnung beibes 

’ Hält; aber nicht ſtets, wie Gobler, mit dr P. G. 9. 

' zugleich die Anfangsmworte des im Bezug genommenen Artis 
feld anführt, wie er denn endlich nicht felten auf andere 
Kapitel vermeifet, mo diefed zwar richtig, aber nicht dem 

Original entfprechend if. Remus hat ferner auch Ueber⸗ 

ſchriften bei folchen Artikeln, wo fich dergleichen im deuts 
ſchen Text nicht finden. Um dieſes anzudeuten,, habe-ich - 
in meinem Abdrucke fie in Klammern einfaflen laſſen. 

Was nun no als Äußeres Kennzeichen eines und 
deſſelben Druckes der Verfion von Gobler zu betrachten 
ift und fie das Daſeyn nur einer einigen Ausgabe [pres 
den müßte, felbft wenn man, mie e8 bei manden ans 
deen Werfen der Kall ift, eine Ausgabe mit einem andern 
Titelblatt oder veränderter Jahrszahl finden follte, das 
ift die in den uns befannt getwordenen Exemplaren fich jeie 
gende völlige Uebereinftimmung der äußern Einrichtung 9), 
ſelbſt bis auf die Druckfehler und kleinen Verſehen, die 
wohl nicht abfichtlich fpäter hätten beibehalten werden fon; 
nen. Hierdurch bietet ſich nun noch eine neue Gelegenheit 
der Vergleichung dar. 
So fteht nach der Paginazahl 7-bei unferm Eremplar 
durch Druckfehler: 10; worauf dann richtig 9, 10 u. ſ. w. 


20) Daß einige Abweichungen, die wir in den Stellen finden, 
welche Walch und Spangenberg mittheilen, nur auf Ver⸗ 
fehen beruhen, babe ich an den beireenden Ercden rnit 
und auch ſchon oben erinnert (Mot. 45). 


gr ı 
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folgen; bei p. 111 find die Ziffern etwas verſchoben, 
doch wäre es möglich, daß diefes erft bei fpätern Abzüigen 
geſchehen, alfo, ohne unferer Anficht entgegenzuftehen, 
demnach nicht überall wahrzunehmen mwäre; eben fo 

. 131. 

r Die Zählung der Artikel beginnt erft mit dem dritten 
(p. 10). Statt Art. 25. auf p. 31 ſteht irrig 15; 
Ratt Art. 191. p. 143 findet fih 161; die Bezeichnung 
des Art. 193. fehlt; eben fo die des Art. 217. 

Endlich aus dem Terxt felbft möge Kolgendes her; 
vorgehoben werden. In dem Proömium, wo des Kais 
ſers Titel etwähnt werden, flieht ftatt Gzbraltaris, — 
Gribaltaris, und Art. 124. 137 fg. ftatt forcapum 
forcipibus — forpicum, forpicibus , wogegen 
Art. 130. 131.193 i. f. richtig forcipibus fteht ”'). 

In allen diefen Einzelnheiten habe ich die von mir 
verglichenen Abdrücke übereinſtimmend gefunden. 

5) Der Ueberfegung der P. G. D. ſchließt fich. diejenige 
des Landfriedens an; die Seitenzahl 157 ift nicht 
bezeichnet, fondern erft, nach der @inleitung, beginnt 
&.158 a. E. der Landfriede ſelbſt bis 175, welcher 
‚mit Eurfiofchrift gedruckt ift. | 

6) Eine leere Seite (176) trennt Diefe Arbeit von dem 
Commentar in Legem Respiciendum, deffen Titel 
S. 177 nochmals, aber etwas abmweichend von dem 
Haupttitel angegeben ift, fo daß es vielleicht feine Rich⸗ 
tigfeit gehabt haben könnte, wenn Spangenberg 





Z1) Ungeachtet ich bei dem, von mir veranftalteten Abdrude die 
Schreibart, Interpunction ıc. auf's Genauefte zu beobachten, 
mir zur Pflicht gemacht und bei wiederholter Revtjion forgfältig 
darauf geachtet habe, fo Eonnte und wollte ich es nicht gänzlich 
verhindern , daß der Eorrector dergleichen eigentliche Fehler des 
Driginals perbeflerte. Ein Paarmal tft eine Abweichung gegen 
meine Abficht aufgenommen. So z. B. fchreibt Gobler durch 

gängig causa, nicht canasa. 


über J. Gobler's Ueberfeßung der P.G. OD. 18 


vermuthet, jener Commentar fey wohl auch allein aus: 
gegeben worden. Allerdings würde eine folche Tren⸗ 
nung das Hauptwerf unvellftändig haben erfcheinen lafs 
fen, das, wie bemerft, auf dem erften Titelblatte die 
drei Werke Gobler's in Verbindung nennt. Zwar 
wäre damit nicht unvereinbar, daß von dem Commen⸗ 
tar noch einige Abzüge mehr gemacht worden wären; 
jedoch fteht dem entgegen, dag am Schluſſe des Gans 
zen hinter &. 208 die series chartarum bezeichnet 
ift,, welche wie die Seitenzahl Durch dag gefammte 
Werk geht. 


Der Titel it: In Legem, Respiciendum, Ti- 
tulo Pandectarum de poenis, succincta ad 
aequitatis commendationem Explanatio. D. 
Justino Goblero, Goarino iurecons. au- 
tore. — Cum Caes. Maiest. gratia et privi- 
legio ad quienquennium. Basileae. — Das 
Fahr fieht Hintere der Dedication .(epistola nun- 
cupatoria © 179 — 181) Datum Mundae 
M. D. XLIII. J, auf das gefammte Werk bezügs 
lich, wie ſchon erinnert iſt, auf der Kehrſeite von 
p- 205: Basileae, ex oflicina Joannis Opo- 
rini, anno Salutis M. D. XLIII. Mense Au- 
gusto, | 


Sine praefatio, welche, gleich dem Commentar, 
mit denſelben Lettern gedruckt iſt, wie die Auktarien 
zu der Verſion, nimmt die Seiten 182 — 184 init. 
die Explanatio legis die Seiten 185 — 205 ein, 
und legtere ift an die einzelnen Worte des Geſetzes 
geknüpft, welches p. 184 mit eben den Eharafteren 
gedruct ift, wie in der Werfion der Carolina die 
Artifel, zum Unterſchiede von den Anmerkungen, 
erſcheinen. 
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Diefe genauere Befchreibung des Gobler' ſchen Wer⸗ 
es wird in Verbindung mit dem, was die oben erwähn; 
ten Abhandlungen darüber fagen, genügen, um Gele 
genheit zu geben,. unfere Anficht über das Dafeyn einer 
einzigen Ausgabe zu befiätigen, oder zu widerlegen, 
wenn Andere, denen daſſelbe zu Gebot fteht, die ange: 
gebenen Merkmale beachten wollen. Vielleicht fcheint es 
Manchem unnöthig, fo viel über das Aeufere einer literäs 
.rifchen Erfcheinung zu bemerken, die ihrem Inhalte nad - 
veraltet und von problematifhem Werthe if. Ich will 
Darüber nicht rechten, und beziehe mich auf die gerechten 
Urtheile, welche Andere über Gobler's Verſion fällen, 
die ich oben und in der Vorrede zu meiner neuen Ausgabe 
angeführt habe. Da bei Gelegenheit diefer Herausgabe meis 
ne Studien mic) nothwendig auf jene Kragen und Gegens 
ftände hinführten, fo glaubte ich diefe Fleine Abhandlung 
als Beitrag zur criminaliftifchen Literärgefchihte und Bis 
cherkunde vorlegen zu dürfen, und fürchte nicht wegen dies 
ſes Strebens von folchen Kennern getadelt zu merden, 
welche auch den Pleinften Beitrag zur wiſſenſchaftlichen Bes 
arbeitung nad irgend einer Seite hin in Zufammenhang 
mit dem Ganzen zu feßen, und von diefem Gefiptspunft 
aus zu würdigen gewohnt find. 

Zum Scluffe möge es erlaubt feyn, den Bemerkun⸗ 
gen über die lateiniſchen Ueberſetzungen der P. G. O. 
[zu denen, worauf aub Wächter aufmerffam gemacht 
bat ”’), nod die von Zierig und Claſen, legterer wenig: 
ftend zum Theil zu rechnen find, denn nicht alle Artikel 
find überſetzt )] noch einige Worte über diejenigen in 
franzöſiſcher Sprache beizufügen. 





22) Archis XIL ©. 88. 

25) Vgl. meine Ausgabe, wo die betreffenden Stellen, deren 
Neberiegung Claſen liefert, unter dem Tert abgedrudt, auch 
einige folche aus Bierig oufaruommen AM, 


über J. Gobler's Ueberſetzung der P. G. O. ser 


Koch erwähnt in der „Nachricht von Ueberfegungen 
der Carolina in andere Sprachen” ’*): 

1) Eine frangöfifhe, Zug 1759, in fol., „welche fi 
von zwei Reapolitanifchen Obriſten und Keldmarfchallen 
Bernhard Ludwig und Joſeph Anton von 
Tſchudi herſchreibt. Sie ift zum Gebrauch der 
Schweizeriſchen Völker, welche befanntlid bei allen 
Mächten ihren eignen Blutſtab und eigne peinliche 
Rechte behalten, verabfaßt und mit den teutfchen Urs - 
Funden abgedruckt.“ Die Nachricht über diefelbe Hat 
Koch, wie er bemerft, aus den Söttingifchen gel. Ans 
eigen entlehnt. 

2). Eine andere, die er felbft befeflen: „Nouvelle edi- 
tionreyvue. A. A. Bienne MDCCLXVI. gr.8. 
©. 328.” Bon diefer vermuthet er, „fie fey aus 
der vorgedachten Zuger Edition vom Jahr 1756 ges 
nommen und der teutfche Text mit Fleiß weggelaſſen.“ 

3) Erwähnt derfelde: „Joh. Dtto Tobor führt in 
Racem. def. crim. hin und wieder fchon eine frans 
zöfifche Ueberfegung der Carolina an, und finde au 
Spuren, daß im Jahe 1727 eine Edition in Äto ers 
ſchienen iſt, weiter weiß ich aber davon nichts zu 
fagen. ” 

Bon einer andern fpätern, Koch unbekannt gebliebenen 
Ueberſetzung, welche ich felbft befige, will ich nun Nach⸗ 
richt ertheilen. 
| Der Titel derfelben ſtimmt völlig mit dem der Aus⸗ 
gabe überein, welche zu Bienne 1767 in 8. erfdienen 
if: „Code criminel de 2’Empereur Charles V. 
vulgairement appelle la Caroline : contenant les 
Loix qui sont suivies dans les Jurisdictions Cri- 





— — 


24) Deſſen Vorrede a. a. O. 5. 13. 
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minelles de ’Empire; Et a l’usage des Conseils 
de Guerre des Troupes Suisses. A Maestrickt, 
chez Jean -Edme Dufour et Phil. Roux, 
Imprimeurs-Libraires, Associes. MDOCOXXIX. 
840 ©. gr. 4to. 

Wenn Koch vermuthet, daß die zulegt von ihm 
erwähnte Ueberfegung ein Abdruc der Zuger von 1756 
ſep, fo möchte man dieſes für die vorliegende von 1777 
gleihfall® anzunehmen geneigt feyn. Allein abgefehen von 
der Bedenflichkeit, auf eine bloße Vermuthung eine weis 
tere zu gründen, fo feheinen mir mehrere Umftände das 
Daſeyn einer neuen felbftftändigen Leiftung zu verbürgen. 
Dafür will ich nicht den neuern Styl und die Schreibart 
geltend machen, denn der Unterfchied der Zeit ift nit 
beträchtlich , auch Fönnte Einiges bei einem neuen Abdruck 
geändert worden feyn. Allein zunächft gedenft die Bor: 
eede mit feinem Wort dieſes Umftandes, da doch die 
hier vorfommende geſchichtliche Erwähnung der Gründe, 
weshalb die in der Schweiz gültige Karolina ftets bei 
den in fremdem Sold ftehenden Schweizertruppen Ans 
tbendung finden und gefunden habe, hiezu Veranlaſſung 
bot. Ferner fagt der in der Dedication: „A Monsieur 
le Baron de Besenval, Lieutenant- General 
des Armees du Roi, Colonel u Regiment des 
Gardes - Suisses de Sa Majeste” unterfchriebene 
Herausgeber: „Vogel, Grand-Juge des 
Gardes Suisses du Roi” glei im Anfang: „Cet 
ouvrage Vous appartient: il a ete entrepris et 
 exedchtE par vos ordres.” Das ſcheint doch auf mehr 

hinzumweifen, als auf einen bloßen Abdruck einer früheren 
Veberfegung. Zwar fönnte man es auf die Erläuterungen 
beziehen , allein der Verfafler trennt diefe von dem, was 
er über fie und über den Tert in feiner Ausgabe fagt: 
„Je texte en etant souventirop obecur par lui- 


über J. Gobler's 6 Ucberfehung vr P. G. O. 828 


meme, pour affranchir d’un travail penible tes 
Officiers qui rendent la Justice dans les Troupes 
de la Nation, je m’en auis charge seul, et y ai 
ajoute des observations necessaires pour en fa- 
ciliter Vintelligence.” Nah der Inhaltsanzsrige 
(XXIV &.) folgt Die Ueberfegung in der Art, Daß jedem 
mit Eurfiofchrift gedruchten Artikel Cwobei der deutſche 
Tert nicht mit aufgenommen if) „Observations” bei: 
gefligt find, welche gleich nach dem Text mit großer Anti: 
qua= Schrift geſetzt erfheinen. Diefen liegen zu Grunde: 
„les decisions des plus celebres Commentateurs 
et Jurisconsultes, qui ont fait des gloses sur la 
Caroline, et dont le sentiment est le plus gene- 
ralement suivi.” Am Rande werden Stellen aus dem 
eömifhen Rechte ıc., dann die Commentatoren Ste- 
phanus, Zieritz, Blumblacher, Bul- 
laeusetc., ferne Carpzow, Merach, We- 
sembeck, aud häufig die befannten italieniſchen Prafs 
tifeer Jul. Clarus, Farinacius, und auch 
Damhouder neben vielen Andern citirt, 


Die Weberfegung mit diefen Anmerfungen geht bis 
©. 193. Dann folgen ©. 195 f. „les Ordonnances 
et Reglements Militaires etablis dans l’origine 
duService des Troupes de la Nation en France.” 
in XX VII Artifeln mit Erläuterungen und Formeln (letz⸗ 
tere in franzöfifcher und deutfcher Sprade) von ©. 303 
an, und endlib S. 816 die: „Explication du Con- 
seil de Guerre, suivie de la formule en Alle- 
mand, qui s’y observe”, und diefe in deutſcher 
Sprache mitgerheilte Weife der Verhandlung bei einem 
Priegsrechtlihen Verfahren &. 322 — 340 ‚madıt den | 
Befchluß des Sanzen. 
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Das Werk enthält manches Lehrreiche , obfchon wenig 
Selbftftändiges, und weder die Ueberfegung noch die Ob⸗ 
fervationen können als erhebliche Hülfsmittel - betrachtet 
werden ”°). 





235) Sollten einzelne Artikel z. B. 35. 36. 131. in einem Buche, 
welches für die Berbrechen der Splvaten Beftimmungen enthält, 
auffallen, fo muß man berüdfichtigen,, daß theile des Zufam⸗ 
menhangs wegen die Artikel, welche von Verbrechen der Frauen 
handeln, nicht wohl weggelaffen werden Eonnten, theils nicht 
durften, da gegen die Ehefrauen ıc. der Soldaten gleichfalls der 

.. befondere Gerichtsftand ꝛc. eintrat, und das hier als befonderes 
‚Recht geltende Geſetz — die Carolina — ohnehin als gemeis 
nes Recht für fie galt. 


9 alt e, gebrudt in dee Gebauerfchen Buchdruckerei. 
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XIL 
Ueber 


den Entwurf eines Strafgeſetzbuchs 
für das Großherzogthum Baden. 


Nach den Seratfungen ber Sropperssstien Geſetzgebungs⸗ 
Commiſſion. Karlcruhe 1836 


Bon 


Heffter. 


Mit dieſem erſten Hefte übergeben die mit Entwerfung 
eines Strafgeſetzbuchs für das Großherzogthum Baden 
Beauftragten die Ergebniſſe ihrer ſeitherigen Berathung 
ſachkundiger allgemeiner Erörterung. Wir erhalten damit 
den ganzen Erften Theil, von Verbrechen und deren Bes 
Rrafung im Allgemeinen, befiehend aus neun Titeln; von 
dem zeiten Theile, der die einzelnen Verbrechen betrifft, _ 
find zur Zeit bios die erſten neun Titel dee Bearbeitung 
. mitgetheilt, und zwar ohne Beifügung etwaniger Rechts 

fertigungen, mährend der allgemeine Theil ‚mit kurzen 

Motiven oder Paratitlen begleitet iſt, toeniger Tat Way 

- rd. o. C. 8, 1887. III. St. VY 
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fertigung einzelner Paragraphen, als zur Veranſchaull⸗ 
gung der leitenden Grundfäge. 

Es ift nicht Zweck dieſes Auffages, in eine vollſtän⸗ 
dige Sach > und Wortfritif der vorliegenden Eodificationd s 
Anlage einzugehen, wenn auch dem Referenten ein Stimms 
recht von den ehrenwerthen Verfafleen des Entwurfs eins 
geräumt werden follte. Kür eine derartige Kritif giebt es 
einen mehrfachen Maaßſtab oder Standpunft, einen alls 
gemein wiffenfchaftliben, um das Verhäftniß der neuen 
Sodification zu den Anforderungen der Wiflenfchaft Feftzus 
ftellen; andererfeitd den befondern politifhen, der die im 
Lande gegebenen Zuftände berückfichtigt.. Um den letztern 
mit Erfolg und Gründlichkeit anlegen zu können, ſteht der 
gegenwärtige Berichtserftattee den zu berückfichtigenden 
Berhältniffen nicht nahe genug, obwohl fie ihm nicht ganz 
unbefannt find; wir beſchränken uns demnach bier mehr 
‘auf eine bloße Anzeige und Betrachtung diefer neuen legis⸗ 
lativen Erſcheinung in ihrer allgemeinen juriftifchen Bes 
deutung; Bemerfungen über Einzelnes mögen nur einges 
fireut werden, wo der Zufammenhang gerade eine Ges 
legenheit giebt. 

An eine. neue Strafgefeßgebung pflegen meift folgende 
Fragen gerichtet zu werden: ob und mwaß fir ein Sys 
ftem überhaupt derfelben zum Grunde gelegt fey, mobei 
dann gewöhnlid an eine in der Theorie herrſchend gewors 
dene, mindeftens geltend gemachte Anficht über den legten 
Grund oder auch über die Zwecke der Strafen gedacht 
wird. Die Verfaffer des vorliegenden Entwurfs erfanns 
ten in der Strafgefeßgebung die Beſtimmung, „die bürs 
gerlihe Drdnung und die Grundlagen der bürgerlichen 
Geſellſchaft mit Nachdruc ‚gegen frevelhafte Angriffe zu 
ſchützen, dur die Kraft der: Strafdrohung die Motive 
zum Rechtthun zu verſtärken, von Begehung der Vers 
Örechen abzuſchrechen, und Auch gerechte Strafen, auf 
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deren Anwendung dee Gefehgeber mit Sicherheit rechnen 
diirfe, das Anfehn der Gelege aufrecht zu erhalten.” Es 
f&beint nue wenig darauf anzufommen, welchen Namen 
einee Strafrebtstheorie man auf jene Erklärung anwen⸗ 
den Fönne; allerdings muß für den Gefeßgeber die Gerechs 
tigfeit der Strafe oder dag Recht zu ftrafen außer Zweifel 
geſetzt ſeyn; was jedoch. an fich ftrafbar ſey, finder er in 
der ſittlichen Volksanſicht gewiſſermaßen fchon gegeben; 
die Hauptaufgabe ift für ihn, feftzuftellen, ob der Staat 
einen hinreibenden Grund zur Strafe in den einzelnen Fäls 
len habe, und, welche Strafmittel dabei in Ausübung zu 
bringen feyen. Diefe Fragen find rein politifch, d. h. aus 
der Natur des Staatsverhältniffes und feiner concreten 
Entwickelung zu beantworten; die erftere beantwortet ſich 
aus der Abgrenzung des Staatsgebietes überhaupt, zum 
Theil aber, gleich der andern, aus den fittlichen Intereſ⸗ 
fen des Staates, die durch das Verbrechen verlegt worden 
find, und deren Aufredthaltung im Wege der Reaction 
an dem Berbrecher möglih if. Man hat gut Reden, 
wenn man den Geſetzgeber an die Berechtigkeit hinverwei⸗ 
fet. Sie lehrt allein, das richtige Maaß zwifchen Vers 
brechen und Strafe dürfe nicht überfchritten werden; maß 
aber das richtige Maaß fey, ift immer nur in gegebenen 
Berhältniffen zu ermitteln. Alles fommt vielmehr darauf 
an, ſich die Staatsintereffen gehörig Flar zu machen, 
welche durch Verbrechen beriihrt werden. Werden diefe 
klar begriffen und zu ihrer Aufrechthaltung Mittel ers 
wählt, die nicht andere Staatsinterefien wieder beeins 
trächtigen, fo wird der Geſetzgeber auch die Gerechtigkeit . 
befriedigen. Gerechtigkeit und wahrer gemeiner Nutzen 
fallen überall aufammen. Hierin liegt. die Wiſſenſchaft 
- des weltlihen Staatdordnerd und Geſetzgebers; um, Dier 
ſes Ziel zu erreichen, ‚muß ev fich jeder einſeitigen Auffals 
fung. möglichſt entäußern, ſich der Bedeutung dad Staok 
2 Yr2 | 
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und fein Intereſſe immer im ganzen Umfange bewußt blei⸗ 
ben, und er wird dann nicht irren; jede auf einen Zweck 
gerichtete Strafrechtätheorie wird dagegen auf Irrwege 
führen, fo mie die f. g. abfolute Straftheorie ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Staat. 

Die Verfaſſer des vorliegenden Entwurfs Haben nun 
auch diefe politifche Seite der Strafe nicht verfannt, fie 
erklären insbefondere noch zu dem ſchon oben Angeführten: 
„Es war wichtig, in der Wahl und Anordnung der Strafs 

mittel mit folder Vorſicht zu Werfe zu geben, daß durd 
die Wirkfomkeit der gewählten Strafen die Zwecke der 
Strafgefehgebung am ficherften realiſirt werden können, 
zugleih das Strafgebiet nicht zu weit auszudehnen, um 
- nicht mit Strafe Handlungen zu bedrohen, welche die bürs 
gerlihe Drdnung und Rechtsficherheit weder ftören noch 
gefährden.” Es iſt dann ferner in Anfehung des Straf; 
ſyſtems ©. 51. (to wir nue eine andere Wortfaffung und 
weniger Phrafeologie wünfchten) erklärt, „daß blos folde 
Strafen gewählt worden, welche die Gerechtigkeit billige 
und die Strafflugheit als folche erkenne, daß fie zur Auf: 
rechthaltung der Wirffamkeit der Gefege nothwendig feyen 
und geeignet erfcheinen, durch die Intenſion (Ausdehnung) 
der in ihnen liegenden Uebel die Strafe (follte wohl heißen 
Schuld) fo empfindlich zu machen, daß ihre Androhung 
von Begehung der Verbrechen abfchrecfen kann, welche 
äugleich einen der wichtigften Zwecke der Strafe, den Zweck 
der Befleeung des Beftraften, zu erreichen im Stande 
ſeyen, foweit e8 auf Strafen anfomme, die denjenigen 
treffen, der in die bürgerliche Gefellfchaft zurückkehre. 

Fragen wir nun ferner nach dem eigentlichen Res 
dactionsplan, der fi) aus den Subjecten und deren Eapa⸗ 
citäten ergeben muß, für weiche ein neues Geſetz beftimutt 
wird, fo erhalten wir darüber in den Motiven felbft wie⸗ 

Der die Auskunft, daR man den voten Ark wertolgt 
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Habe, durch vollftändige und einfache Streafbeftimmungen 
ben fo gewiß zu bezeichnen, was Jeder bei Strafe zu 
aunterlaffen oder zu thun habe, als den Richtern zu zeigen, 
Bei welchen Handlungen fie peinliche oder bürgerliche Stra 
fen anwenden. dürften, dabei der richterlichen Willführ 
zweckmäßige Grenzen zu fegen und die Gleichförmigkeit der 
Rechtsanwendung zu. begründen. Man glaubte ferner, 
daß die nur der Wiſſenſchaft angehörigen Begriffe ‚ Regeln 
und Anmeifungen in dem Gefegbuche Feinen Platz finden 
dürften, und meinte damit ohne Zweifel, daß nur das der 
fehre Angehörige ausgefchloffen worden, da die Wiflen: 
[haft doch eigentlih die Sache felbft ift, mithin au im 
Befegbuch erfcheinen muß, nur nicht in der Korm des Lehrs 
vortrags. Wirklich ift auch die Wiffenfchaft in-dem vors 
liegenden Entwurf trefflih, man kann nicht beſſer vertre⸗ 
ten werden; und wenn man fonft Bedenken tragen fonnte, 
eine neue Strafgefeggebung in die Hände von Theoriften. zu 
geben, fo ift gegenwärtig, wie auch der vorliegende Ent⸗ 
wurf bezeugt, die Zeit gefommen, wo die Theorie ihre 
Sinfeitigfeit abgeftreift und ih im Zelde der Pragis ſelbſt 
conftituirt hat. Sie ift ſich endlich, nachdem fie den fans 
gen Theorien Kampf durchgekämpft hat, klar genug ‚ger 
worden, um mit einfacher Zunge dasjenige auszudrücken, 
was ſenſt Myſterien ſchienen, und die Praxis zum vollen 
Bemußtfeyn über dasjenige zu erheben, was fie mehr im 
Gefühl, als in der Ueberzeugung der Wahrheit geübt hat, 
Wie einfach find z. B. die Begriffe der Zurechnung gewor⸗ 
den, deren Unflacheit fi fonft Hinter Phrafen und Um⸗ 
ügen aller Art verftechte. 

Jedoͤch es wird Zeit, aus dem Entwurfe felbft den 
Beweis zu fchöpfen, daß die Verfaſſer ihre Aufgabe ges 
orig im Auge behalten Haben, und Geift und Form der 
Anprdnung im Einzelnen fennen zu lernen. Gegenſtand 
ed Entwurfs ift nicht das ganze Strafgebiet; rt wc 
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nicht die pollzeilichen Straffälle, fondern nur ſolche D 
liete, die eine peinliche oder bürgerliche Strafe begrüi 
den fönnen. Sein erfter Titel von flrafbaren Ban 
(ungen und den den Strafgefegen unterworfenen Perfon 
ift faſt ftereotyp in den neuen Gefeßgebungen und Entwü 
fen. Beinahe alle, auch der vorliegende theilt die mil 
Sneonfequenz, den Inländer wegen im Auslande begang 
ner Verbrechen nad dem milderen Strafgefeß des Ausla 
des richten zu laſſen, wofern nicht der Thäter zur Ur 
sehung der inländiſchen Gefege ſich ind Ausland erft b 
geben hatte, oder die That gegen Inland oder Inländ 
begangen ward. Bemerkenswerth ift fodann, daß na 
$. 7. Handlungen des Inländers wider einen ausmwärtig 
Staat oder deffen Behörden nur vermöge einer Ermäch 
gung des Juſtizminiſteriums gerichtlich beftraft werden fi 
fen, und auch died nur, wenn eine Reciprocität vom au 
waäartigen Staate zu ermärten iſt; — Bemerkenswert 
nicht ſowohl deshalb, daß diefen Sag der Entwurf hat, di 
hierin nur dem bisherigen Beifte des f. g. Europäifchen Vi 
kerrechts huldigt, als vielmehr, daß ihn das Völkerrec 
ſelbſt noch in Schu nimmt und nicht einmal unter deu 
ſchen Bimdesftaaten unbedingte Rechtögleichheit dieferha 
befteht ; daß fich Fein Staat zuerft jener HalbHeit entäuße 
zu wollen fcheint. Uebrigens wird man erft fpäter bei de 
noch nicht vorliegenden Theile des Entwurfs über die po 
tiſchen Verbrechen entnehmen, aus welchem Gefichtspunf 
ſoͤlche Delicte gegen ausländifche Staaten betrachtet werden 

"Bei den Strafen (Tir. Il. III.) unterfcheider d 
Entwurf peinliche und bürgerliche. Zu den erfteren werde 
blos die Enthauptung, lebenstängliche und zeitliche Zuch 
Hausftrafe von 3 bi8 20 Jahren, bei concurrirenden Be 
brechen bis zu 80 Jahren; endlich Dienftentfegung m 
Unfähigkeit zur Wiederanftellung gezählt; zu den letztert 
1) Urbeitshaus von z 08 vu 6 Fahren; 2) Gefängniß u 
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zwar entweder Kreisgefängniß von 4 Wochen bis 1 Jahr, 
oder Amtsgefängniß bis zu 6 Wochen; 3) Dienſtentlaſſung; 
4) Interdictionen; 5) Geldbußen bi8 1000 Fl. und 
Epecial: Eonfiscationen; 6) gerichtlicher Verweis. We: 


“eine Nebenftrafe erfcheint noch die Feſtungsſtrafe. Hierin 


befonders find die Verfafler des Entwurfs mit großer Um⸗ 
fiht zu Werfe gegangen. Unfern ganzen Beifall verdiene: 
es, daß man nicht etwa die Strafen ftufenmeis neben ein⸗ 
ander geftellt har, und nicht etwa die eine. da anfangen- 
läßt, wo die andere aufhört, fondern daß 3.8. die Arbeits⸗ 
hausftrafe dee Dauer nach über das Zeit: Minimum der: 
Zucdthausftrafe, die Sefängnißftrafe über das Zeit: Miniz- 
mun der Arbeitshausſtrafe hinausgeht. Die Verfafler des 
Entwurfs erfannten ferner, daß es vorzüglich darauf ans 
fomme, eine Straffolge von möglichfter Biegfamfeit und: 
Theilbarfeit zu erlangen, damit die Strafe: felbft mit der’ 
jedesmaligen Erfcheinung des Verbrechens und infonderheit. 
mit der Größe der Verfchuldung in Einklang gebracht wers: 

den fönne; darum war mit Bedacht zu nehmen, die Wirs 
fung einzelner Strafen nach den Umftänden zu verftärfen 
oder zu mildern.” Nur die Todesftrafe ift eine; die Voll⸗ 
ziehungsmweife jedoch nicht näher beſtimmt, fondern nach 
der Yeußerung der Motiven ©. 52. der Vorſorge der: 
Staatsregierung überlaſſen — mahrfcheinlih, weil man 
die Vollziehungsweiſe ald etwas Weränderliches , neuen 
Erfahrungen und rfindungen YAusgefegtes betrachtet. 
Schwerlich diirfte fich jedoch wohl die ftändifche Landes⸗ 
vertretung , alles Vertrauens zur Regierung ungeachtet, - 
bei einem fo unbeftimmten Gefe beruhigen können; die 


Möglichkeit neuere Erfindungen von ſchneller und ficherer 


Enthauptung kann die Gefeßgebang wohl nicht hindern, 
ſich jetzt ſchon beftimmt über die Vollziehungsmeife auszu⸗ 
fpeeben. Was ift überhaupt nicht veränderlich in der 
Strafgefeggebung? erwarten wir doch Früher ver XNXX 
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die Aufhebung der Todesftrafe ſelbſt. Daß fie jegt noch 
nicht aufgehoben werden foll, kann unter den jegt noch 
beſtehenden Berhältniffen nicht befremden; und fo lange 
nicht einmal Pleinere Staaten, mit einer ſolchen Ausſtat⸗ 
tung wie der Badifche, wo es fo manchen Stoff weniger 
zum Verbrechen geben dürfte, als in größeren und anders 
gearteten, mit einem Beifpiel der Aufhebung vorangehen 
£önnen, dürfen wir. e8 auch wohl von den größeren noch 
nicht erwarten. Was die übrigen Strafen betrifft, fo ers 
fläcen zwar die Motiven in der fchon angeführten Stelle 
von ©. 51. für einen Hauptzwec der Strafen die Beſſe⸗ 
rung des Beftraften, der in die bürgerliche Geſellſchaft 
‚zurückkehrt, zu bewirken, fo daß alfo die Todes- und 
lebenswierige Freiheitäftrafe davon ausgeſchloſſen ſcheint; 
jedoch ſoll es nach S. 56. eine Hauptſorge der Regierung 
ſeyn, bei allen Strafanſtalten diejenigen Einrichtungen zu 
treffen, welche am meiſten geeignet ſeyen, die Beſſerung 
der Sträflinge anzuregen, wenigſtens den Nachtheil der 
Communication der Sträflinge unter ſich zu entfernen; in 
dem Entwurf ſelbſt ſindet man übrigens keinen directen Vor⸗ 
ſchlag, wodurch eben ein beſonderes Princip hierüber ausge⸗ 
ſprochen worden wäre, ſo daß alſo die Regierung eben wohl 
berechtigt bliebe, in den ihrer Leitung überlaſſenen Straf⸗ 
anſtalten das entgegengeſetzte Syſtem anzuwenden. Sehr 
löblich finden wir jedoch, daß wenigſtens die beſonderen 
Zuchtmittel, welche die Vorſteher und Oberbehörden der 
‚Strafanftalten gegen die letzteren überwieſenen Sträflinge 
anwenden dürfen, am Ende des Titels näher beſtimmt 
worden ſind. 

Um nun den einzelnen Strafen moglichſte Biegſam⸗ 
keit oder Mannigfaltigkeit zu geben, will der Entwurf den 
Richter ermächtigen, mehrere Modalitäten nah Maaß⸗ 
gabe des Verbrechens und der ſich manifeſtirenden Geſin⸗ 
nung Des Verbrechers eintreten au laſſen. So iſt mit des 
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Zuchthausſtrafe in der Regel harte Arbtit und. ſchmale 
Koſt, fo wie der Verluſt beftimmter bürgerlicher Rechte 
verbunden, nämlich der Adelds, Ehren:, Amtss, Pens 
ſions- und Wahlrechte: es fann aber der Richter einzelne 
diefer Nebenfolgen erlaſſen, und andererfeitS darf er bei 
dem Dafeyn von Schärfungsgründen mit der zeitlichen 
Zuchthausſtrafe noch einfame Einfperrung auf 1 Monat, 
peciodifchen f. 9. Dunfelarreft auf jedesmal 4 Tage;. Huns 
gerfoft und Kettenanlegung verbinden, auch wohl diefe 
Schärfungen häufen. Die Arbeitshausftrafe, welche von 
den Berfafiern des Entwurfs hauptſächlich für folche Vers 
brecher beftimmt zu feyn fcheint, die unter Verhältniffen 
begangen find, welche die VBerfhuldung mildern und feine, 
Schändlichkeit beurkunden (S. 54.), darf twenigfteng auda 
nahmsmeife in gewiflen Fällen, mit dem Berluft von 
Ehren:, Bürgers und politifhen Rechten verbunden wer⸗ 
den. Statt des Arbeitshaufes ohne infamirende Wirs 
fung (das Wort infamirend in der römifchen Bedeutung 
genommen) und ftatt des Kreißgefängniffes foll ferner auf 
Seftung erfannt werden dürfen. Ueberdies werden bei 
allen bürgerlichen Freiheitsſtrafen (Arbeitehaus, Feſtung 
und Gefängniß) ähnliche periodifche Schärfungen, wie bei 
dem Zuchthaus, mit Wegfall der Ketten zugelaffen. Mit 
der Dienftentfegung , wo Unfähigfeit zur Wiederanftellung 
von Rechts wegen eintritt, darf ebenfo der Richter den 
Berluft der obenermähnten Ehren- und Bürgerrechte bald 
verbinden, bald ihn davon trennen; mit der Dienftentlafs 
fung aber nur eine Ausfchließung von meitern Öffentlichen 
Aemtern auf 2—5 Fahre. 

Wir laſſen den Verfaffern des Entwurfs volle Ge⸗ 
rechtigfeit twegen ihres Strebens widerführen, durch folche 
Arabesken möglichft angemeflene Strafen für jede Art der 
Verfhuldung zu gewähren, und billigen aus theoretifchen 
Geſichtspunkten ganz das in den Motiven darüner Srlayır 
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aber wie fürchten, es werde, wie fo oft, das Streben 
nach höchſter Gerechtigkeit, in einzelnen, ja in vielen Fäl⸗ 
len zu fchreienden Ungleichheiten führen. Kann ed wohl 
fehlen, daß das richterlihe Ermeſſen, dem hier zulegt 
Alles zu überlaffen ift, nicht auf Abwege und Berireungen 
geratben wird? Wie fehr fände e8 nah dem im Entwurf 
adoptirten Syfteme in der Gewalt des Richters, einen 
Werbrecher gegen den andern zu begünftigen; melden Eins 
Aug würde nicht die perfönliche Anficht des Richters von 
der größern oder geringern Schlechtigfeit oder Niederträchs 
tigkeit der Gefinnung — worauf die Motive vorzüglich 
Binverweifen — ausüben; tie oft würde man fih wun⸗ 
„ern müſſen, den Einen in einer andern Straffategorie zu 
finden, als wo fich ein Anderer ganz wegen des nämlichen 
Werbrechens befindet? Allenfalls, wenn ein und derfelbe 
Richter die Strafjuftiz eined ganzen Landes ausübt oder 
controlirt und rectificiren kann, ließe fich vielleicht auf eine 
durchgehende gleiche Gerechtigkeit rechnen, aber einer fols 
ben Drganifation der Juſtiz ift man im Allgemeinen wenig 
geneigt, und eine volle Sewährfchaft wiirde auch fie nicht 
leiften können. Es ift auch ‘ganz und gar feine zu recht⸗ 
fertigende Anficht,, die Strafe mit Rückſicht auf die Ges 
finnungen oder die Individualität des Verbrechers übers 
Haupt beftimmen zu laſſen. Die weltlide Strafe ift für 
das Verbrechen, für den Rechtsbruch in feiner nächften uns 
mittelbaren Erſcheinung, darüber ift allein Rechenfchaft zu 
geben; das Verbrechen an fich foll gemieden werden von 
jedem, der der Staatsgewalt unterworfen iſt; alles Häts 
fheln gegen Einzelne: Du Lieber haft dich nur etwas vers 
geffen, du Haft Did wohl nur verleiten laffen, du bift 
eigentlih gar nicht fo ſchlecht, um ein ſolches Verbrechen 
au begehn, (worüber man fi noch dazu trefflich täufchen 
kann) — hindert das Anfehn und die volle Wirffamfeit der 
Strafgeſetze. Das Verbechen an ch muß daher die . 
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©traffategorie und die künftige Stellung des Verbrecher 
in der bürgerlichen Gefellfchaft beftimmen; darum wür⸗ 
den wir menigftens bei den zum Zuchthaus verurtheilten 
Verbrechern wegen des Verluftes der bürgerlichen und po⸗ 
litiſchen Rechte gar feinen Unterfchied machen, fondern ihn 
fets von Rechts wegen eintreten laffen. Die Motive füh⸗ 
ren dagegen an: der Verluſt folcher Rechte fege ‚die: ents 
ehrende Befchaffenheit des Verbrechens felbft voraus, d. h. 
entehrende Motive; der. Richter fomme fonft oft mit der 
öffentlichen Meinung in Widerfpruch, welche manchen Vers 
brecher nach dem allgemein befannten Verhältniß der That, 
und nach feiner Individualität nicht ald ehrlos anfehen Fön; 
ne, und dennoch ald einen „mit dem Mafel entehrender 
Kolge der Strafe Gebrandmarften” betrachten fole, wähs . 
tend Andere wegen Handlungen, die als fhändli und 
niederträchtig gelten, als ehrenhaft angefehen werden. müßs 
ten, teil das Gefeg diefe Handlungen nicht mit entfpre- 
chender Strafe bedroht habe. Kerner fey die Folge der 
&hrlofigfeit nur ein ſehr refatives Uebel für .die Berbrecher 
von verfchiedenem Schlage, und nachtheilig auch fiir 
Dritte, die mit ihm in Berührung fommen;. endlichufteffe 
fie wegen ihrer Dauer über die eigentlihe Strafzeit hinaus 
ein Hinderniß der zu bezweckenden Beflerung entgegen. As 
fein abgefehen von einzelnen Wortverwirrungen diefer Mo⸗ 
tive müſſen wir es für einen Grundirrthum erflägen, wenn 
man die Straffolgen, die in einer Verminderung. der bür⸗ 
gerlichen und politischen Rechtsfähigkeit beſtehen, ımit dee 
öffentlichen Meinung über die Moralität eines Verbrechers 
in Zufammenhang bringen will. Wie viel Werth: hat. über⸗ 
haupt die öffentliche Meinung : über einen einzelnen Mens 
ſchen? auf welchen Quellen beruht fie? welchen Täuſchun⸗ 
gen iſt ſie ausgeſetzt? Möge man ſie jedoch immerhin als 
ein Pouvoir gelten laſſen: der Geſetzgeber oder Richter legt 
ihm feinen Zwang an; jenem aber kann e8 nicht AαÄ 
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tig ſeyn, und keine Verbindlichkeit obliegen, die Th 
nahme an der Staatsverwaltung und an gewiſſen Star 
vechten Jemandem zuzugeftehen, der durch ein ſchwei 
und daher auch. mit ſchwerer demüthigender Strafe ı 
põntes Verbrechen das Vertrauen auf die Rechtlichfeit 
ned Verfahrens untergraben oder gefhwächt Hat. 5 
Staat würde fein Anfehn, feine Würde auf das höd 
compromitticen, wenn er folche, die ee vorher der er: 
drigendfien Behandlung unterwerfen zu müllen glaul 
nach Beſtrafung derfelben ohne Weiteres wieder in die ( 
meinfhaft des activen Staatslebens aufnehmen mil 
In dee That Hat aber auch die öffentlide Meinung ein ı 
nes Urtheil des Staats immer geachtet. „Er ift im Zu: 
haus geweſen“, ift, falls er nicht durch Willführ, du 
außerordentliche Umftände dazu gefommen war, ein X 
wurf, den man felten überfieht, wobei man fich auf 

Staat, auf das Strafgefeg verläßt, daß es Feine unı 
Diente Strafe geweſen ſey. . Was die Relativität der 
ſprochenen Straffolgen betrifft, fo läßt fi) der näml 
Vorwurf ziemlich allen Strafen machen, infofern e8 nö 
lich aufidie. Empfindung des Verbrecher dabei anfomn 
fol; jedenfalls ift das in Krage ftehende acceflorifche Stı 
leiden ein: gewiſſes und ſicherndes. Was aber den let 
GSertund anlangt,, das angebliche Hinderniß der Befleru 
fo kann diefes auf andere Weife befeitigt werden, w 
man nämlich den Wiedereintritt in die politiſchen und b 
gerlichen Rechte jedesmal ;erft berdienen läßt, wie es 

allen, Rechten, mit der Fteiheit des Menfchen überha 
der: Gi, oder doch. fen ſollte. 

: Jedem wir und hier ohme-alle Scheu für eine dus 
gängio ‚gleiche Strenge erkläven, fo finden wir es auf 
andern Seite höchft löblich, daf der Entwurf den bür— 
lihen Tod, der jeden Rücktritt in die Bürgergemeinfd 
ausſchließt, aus dem Streaiigkem entfernt Hat. Bedi 
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: ficher jedoch erfcheint uns, daß man die Gerichte ermäch⸗ 
tigen will, die Befhränfungen der bürgerlichen und polis 
tifchen Rectsfähigfeit im Voraus auf den Ablauf einee 
beftimmten Zeitfrift einzufchließen, wenn fich der Verur⸗ 
theilte in diefer Zeit Peiner neuen Uebertretung fchuldig ges 
macht haben wiirde, die mit Gefängniß oder höherer Strafe 
gefeglih bedroht if. Wenigſtens will ung die größere 
Zweckmäßigkeit dieſes Vorſchlags vor dem franzsfifchen In⸗ 
ſtitut der Rehabilitation nicht einleuchten. Auch zu dieſer 
hat ja jeder zeitlich Verurtheilte eine ſichere Ausſicht, wenn 
er den Anforderungen des Geſetzes geniigt, was mit fehe 
gutem Grunde Zeugniffe guter Aufführung und zugleich ein 
fünfjähriges ſicheres Domikcil verlangt. Der neue Entmuef 
macht es dagegen einem Berurtheilten, dem es gelungen 
iſt, feine Richter für fich zu gewinnen, fehr leicht, es for» 
dert ihm gar Fein weiteres Vertrauengzeugniß ab, es ger 
nügt, daß er fein neues Verbrechen begangen habe. 

Einen ähnlichen Tadel müflen wir gegen den Vor⸗ 

" fchlag des Entwurfs ausfprechen, welcher die Stellung 
eines felbft peinlich Verurtheilten unter polizeiliche Aufſicht 
fofort auf die Zeit von 5 Jahren befchränft, und auch 
nicht einmal bei rücffälligen Verbrechen gewiſſer Kategos 
rieen, vor welchen das Publikum immer auf feiner Hut 
feyn muß, eine Ausnahme eintreten läßt. Wuch hier follte, 
wo nicht in allen, doch in beftimmten Fällen die Befreiung 
von der polizeilichen Aufficht erfi verdient werden, und für 
foihe Rehabilitationen würden Urtheile durch Geſchworne 
ganz an ihrem Plage feyn. 

Wir wenden uns nunmehr zu den Beſtimmungen ded 
Entwurfs über die Abfchließung des Strafgebiets oder des 
Kreifes verbrecherifcher Handlungen und die fpecififehe Wür⸗ 
digung der einzelnen. In dieſer Hinſicht Handelt der drinte 
Titel zuerſt von der Zurechnung, nämli wie aus 
dem Inhalt hervorgeht, von den alhgeaeınradune 
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ausfegungen der Zurechnung oder von der 
Zurehnung überhaupt, mie man wenigſtens hätte 
überfchreiben können; denn auch im vierten Titel wird noch 
von der Zurechnung gefprochen, nämlich von der Zurechs 
nung des Borfages und der Fahrläſſigkeit, dee Vollen⸗ 
dung und des Verſuchs, der Ucheberfchaft und der bloßen 
Nebentheilnahme. 

In jenem allgemeinen Titel tritt uns nun zuerſt der 
6, 64. entgegen. „Eine Uebertretung des Strafgeſetzes 
(die Uebertretung eines Strafgeſetzes), welche dem Ueber⸗ 
treter weder aus dem Grunde eines rechtswidrigen Vor⸗ 
ſatzes, noch aus dem einer Fahrläſſigkeit zur Schuld zuge⸗ 
rechnet werden kann, iſt ſtraflos.“ Hiernach könnte es 
ſcheinen, als ob jede fahrläſſige Uebertretung eines Straf⸗ 
geſetzes auch ſtrafbar ſeyn ſollte, indeß wird dies im $. 87. 
des Entwurfs auf die im Geſetzbuche ausgedrüchten Fälle 
beſchränkt. Bedeutungsvoller und inhaltfchwerer ift $. 64: 
„die Zurechnung zur Schuld ift ausgefchloflen durch jeden 
Zuftand, in welchem das Bewußtſeyn der Strafdarfeit dee 
Webertretung, oder die Willführ des Uebertreters aufges 
hoben ift.” Hierdurch ift denn endlich einmal das einfache 
Princip der Zurechnungsfähigfeit klar ausgefprochen.. Wifs 
fen und Können ift e8, worauf Alles anfommt; Niemand 
£ann diefe einfachen Bedingungen mißverftehen, wie etwa 
den Begriff der menfchliden Sreiheit, oder Dafeyn und 
Mangel des Vernunftgebrauhs, was bisher andere Ges 
fege und Entwürfe vorausgeftellt haben. Befchränfend 
wird hinzugefügt im $. 66, Nichtwiffen des Strafgefeges 
ſchließe die gefegliche Strafe nicht aus; mas wir als Regel 
billigen, aber gerechter Weife nicht ohne Ausnahme zus 
laffen follten. Nach dem faft fchon ftereotypen $. 67. 
wegen Nichtberüichfichtigung eines Wahns, entfernten Bes 
weggrundes u. ſ. f. folgt Die Anerkennung einzelner zurechs 
aungslofer Zuftände oder Weaengiten — Naothſtand, 
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Geiſteskrankheit, Verwirrung, Jugend, Zwang, rechts 
mäßige Nothwehr. Wir erflären und, von Wortfaffung 
und einzelnen Ausdrücken abfehend, in der Sache durchs 
aus einverftanden und billigen insbefondere,, daß bei Mins 
derjährigen noch zwifchen 16 — 18 Jahren die Todeöftrafe 
ausgefchloffen wird ($. 74.). Zu eng fcheint jedoch. die 
Beftimmung im $. 68. und 75, wonach die Ötraflofigs , 
keit von Verlegungen Anderer im Rothftand zur Rettung 
Dritter auf natürliche und biirgerliche Verwandte in ges 
rader Linie, und auf Gefchwifter befchränft if. Wenig⸗ 
ſtens möchte die Rettungsbefugniß noch auszudehnen feyn 
auf folche Perfonen, die und zur Aufficht und in unferg 
Schub ausdrüclich übergeben find. 


Im vierten Titel werden über Vorfag und Fahrläfs 
figfeit, über Vollendung und Verſuch, Urheber und Ger 
Hilfen (wobei feine Grade im Allgemeinen, wohl aber Uns 
terfcheidungen in einzelnen Fällen gemadht werden, 3. B. 
in $.185.), auf gleicher Höhe mit dem jegigen Stande der 
Wiſſenſchaft, richtige Erklärungen gegeben und mancherlef 
Zweifel entfchieden, die fi wegen der Abſchließung desß 
Strafgebietes erheben laffen. Go insbefondere die Frage 
wegen eines Irrthums *) oder wegen einer Verwechfelung 
in den Perfonen und Mitteln, die ſich bei wirklich inten⸗ 
dirten Verbrechen ereignen. Weber Irrthum im Dbjeck 
des Verbrechens entfcheidet $. 86, daß die That mit dem 
wirklich eingetretenen Erfolge dem Thäter in ſoweit zum 
Vorſatz zugerechnet werde, al8 durch die Verſchiedenhelt 
zwifchen der verlegten Perfon oder Sache und. derjenigen, 
morauf die Abſicht des Thäters gerichtet war, nicht ein ſchwe⸗ 
rered Verbrechen begründet ward. Diefe Entfcheidung ift 


. 
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*) Nur bei der Nothwehr vermiſſen wir noch die beſondere BE 
Einigung des Irrthums in den Vorausſetzungen der Rate 
11 14) rn . . 
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ganz richtig, aber fie erichöpft nicht alles, fie läßt die 
Stage wegen des putativen Verbrechens an einem ganz 
ungeeigneten Gegenftande unberührt. Unftreitig find tie 
Verfaſſer des Entwurfs nicht der Meinung gemwefen, ein 
ſolches Handeln für glei ftrafbar mit dem Verbrechen am 
geeigneten Dbject zu halten, fondern die Grundfäge vom 
Verſuch dabei anzuwenden, infofern fi nämlich bei dem 
auf ein falfched Dbject gerathenen Verbrechen Verſuchs⸗ 
handlungen gegen ein geeignetes Dbject finden. Da nun 
Die Strofbarfeit eines Verſuchs im Allgemeinen anerfannt 
iſt, fo bedurfte es einer ausdrücklichen Entfcheidung über 
das Wahnverbrehen nicht nothwendig. Jedoch Fönnten 
darüber Zweifel entftehen. 

Beim Verſuch mit ungeeigneten Mitteln unterfcheidet 
der Entwurf 6.95. 96: ob der Thäter fich nur in den Mits 
seln duch Irrthum oder Verwechſelung vergriffen hat, 
während er ein an ſich tauglihes Mittel anzumenden glaubs 
“ge, und andererfeitd: ob er aus Unverfiand oder abers 

eläubifchem Wahn ein unter feinerlei Umftänden dienliches 
Mittel anwandte. Letzteres ift ſtraflos, erſteres fällt in 
Den Kreis des ftrafbaren,, obgleich entfernten, Verſuchs. 
Wir billigen ganz diefe Unterfcheidung, nur halten wir die 
Faſſung des $, 95. nicht für ganz gelungen, in den Wors 
tens aus VBerwechfelung oder Irrthum. Denn 
auch der im Fall des $. 96. Befindliche befindet fich in 
einem Irrthum und glaubt ein an und für fich taugliches 
Mittel anzumenden. Es follte unvorgreifliher Maaßen 
beißen: 9. 95. „Die Strafe des entfernten Verſuchs tritt 
feld dann ein, wenn dee Handelnde zur Ausführung des 
beabfichtigten Verbrechens durch Zufall oder Uebereilung 
ſich eines untauglichen Mittels bedient Hat, während er ein 
Mittel anzuwenden glaubte, was an und für fich wirklich 
sauglich iſt. — Dee Verfuch des Verbrechens beginnt 
Hbrigens nach dem Entrourt erik wit dem Anfang der 
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führung, im Gegenfat der bloßen Vorbereitung. Letztere 
ift der Regel nach ſtraflos, wenn fie nicht in einzelnen Fäl⸗ 
len mit Strafe bedroht ift, wohin z. B. nach $. 109. das 
eingegangene Complot ohne Anfang der Ausführung ges 
hört. Vorbereitungen eines todes- oder zuchthauswür⸗ 
digen Verbrechens follen blos gegen einen gefährlichen Uns 
ternehmer die gewöhnliche Stellung unter polizeiliche Auf⸗ 
fiht auf 1 — 5 Jahre zur Kolge haben ($. 94.). Eben 
fo darf eine ſolche oder auch Cautionsleiſtung auf J bie 
3 Sahre bei angedrohten fehweren Verbrechen erfannt wers 
den (Art. 241.). Alles dies billigen wir. Wie fich übri⸗ 
gens Vorbereitungen zum Anfang der Ausführung verhalten, 
ſcheint man der Doctein, dem Tact der Richter überlaffen 
zu haben. Mißgriffe werden dabei nicht fehlen. 
Grade des Verſuchs werden nur zwei angenommen: 
entfernter und nächſter Verſuch. Wir wollen zugeben, 
Daß es bei dem für das richterliche Strafermefien gelaſſe⸗ 
nen Raum feiner weiteren Abtheilung bedarf; wenn jedoch 
der Begriff, den $. 97. vom nächften Verfuch giebt, ges 
nau erwogen wird, fo möchte fo manches in den Bereich 
des entfernten Verſuchs fallen, was der gewöhnliche Mens 
fchenverftand nicht leicht dafür gelten laffen kann. Es fol 
nämlich blos nächfter Verfuch ſeyn: wenn der Thäter fei- 
ner Seits Alles gethan hat, was zur Vollendung des beabs 
fihtigten Verbrechens nothwendig war, jedoch der zum 
Degriff des vollendeten Verbrechens erforderliche Erfolg 
noch nicht eingetreten ift, aus Urfachen, die nicht in feis 
nem Willen, noch in feiner eigenen Handlungsmweife ihren : 
Brund hatten. Alfo nuc bei denjenigen Verbrechen en 
nächfter Verfuch, zu deren Vollendung ein befiimmter rs 
folg nöthig if. Bei denjenigen aber, wo der Thatbeſtand 
Lediglich in der verbrecheriſchen Handlung ſelbſt liegt, würhe 
jeder Verſuch nur ein entfernter feyn. Es wird Wedxded 
fehe dorauf anfommen, ob die Verfaſſer des Tovxe N 
Arc. d. EX. 1837, III. St. 3 
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"der Begriffsbeffimmung der einzelnen Verbrechen, Häufis 
ger, als es die gemeine Theorie annimmt, einen beftimms 
ten Erfolg darin aufnehmen werden. Sonft wird 5.8. 
beim Diebſtahl, der doch wohl mit der Befitergreifung 
der Sache von Seiten des Thäters vollendet ift, auch nur 
ein entfernter Verfuch vorkommen fünnen, und alfo der, 
welcher die Sache ſchon angefaft hatte, noch feinen näch⸗ 
ften Berfuch begangen Haben. So wiirde ferner bei Flei⸗ 
fehesverbrechen, die durch Vereinigung der Gefchlechtstheile 
vollendet werden, bis dahin nur ein entfernter Verſuch 
vorliegen. Wir wollen glauben, daß es nicht fo gemeint 
ſey, daß man vielleicht untee dem Erfolg beim vollens 
deten Verbrechen etwas anderes verftanden habe, ald ges 
mwöhnlich in der Theorie des Verſuchs damit bezeichnet 
wird, und daf im Nothfall auch die Strafen des entferns 
ten Verſuchs in ſolchen Fällen zureichen werden; indeß 
dürfte eine nähere Verftändigung und vielleicht Aenderung 
des $. 97. doch ein wirkliches Bedürfniß feyn. 
Auffallender erfeheint ung , daß bei dem fichtbaren 
Beftreben der Verfaſſer des Entwurfs, den Kreis des 
Strafgebiets nicht zu weit auszudehnen, die Beſtrafung 
Des Verfuchs dennoch felbft auf ſolche Fälle erſtreckt wer: 
‚den fol, two ſelbſt eine bürgerliche Strafe von ganz gerins 
ger Art 3. B. bloßes Gefängniß und Geldfirafen werden 
angedroht werden, während die P. H. G. D. die Strafe 
des Verſuchs auf wirklich peinliche Fälle beſchränkt Hat. 

" Der Strafgrad bei VBerfuchsverbrechen im Gegenfaß 
zu vollendeten Verbrechen ift im Gefeentwurf $. 98. mit 
"Ausnahme einiger Fälle möglichft unbeftimmt gelaſſen. 

Für den entfernten Verſuch ift blog ein Marimum bes 
ftimmt, für den nächften ein Minimum, fo daß alfo der 
Richter felbft die ordentliche Steafe erfennen darf, wenig⸗ 
ſtens ift fie nicht ausgefchloffen, mas doch bei der Todes 
“Reafe bedenklich if. Sodann wird and Ver 5. 100, vicht 
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6108 für den nächſten Verſuch, fondern eben fo für den 

entfernten gelten müflen. Da ung der befondere Theil 

üider die einzelnen Verbrechen noch nicht vorliegt, fo find 

wir nicht im Stande, in einzelnen Rechnungs s Erempeln, 

die Anmendbarfeit der aufgeftellten Grundfäge genügend zu” 
prüfen. Einftweilen miüffen wir noch dem freieren Arbis 

trium, blos mit einem Maximum der Strafe den Vorzug 

geben; das Minimum follte man lieber bei den einzelnen 
Delicten beftimmen. 

Bei der verabredeten Theilnahme an einem Vers - 
brechen bemerfen wir rühmlihft, daß der $. 108. einen 
Theilnehmer auch nur als Gehilfen zu ftrafen geftattet, 
wenn fein Einfluß auf den verbrecherifchen Entfchluß, eben 
fo feine Mitwirfung zue That, nur gering geweſen ift.. 
Kür bedenklich Halten wir dagegen $. 111 und 112, os 
durch einzelnen Comploteurs und befonders den Anfiftern 
eines Verbrechens mit Complot eine gute Gelegenheit zu 
Ausflüchten eröffnet wird. Wenn nämlich das Verbrechen 
wirklich ausgeführt ift, fo foll doch den Anftifter blos Die 
Strafe des nächften Verfuchs treffen, wenn er vor der 
That die Andern abzuhalten gefucht, oder denfelben feinen 
Austritt aus der Verbindung ausdrüclich erflärt Hat; und . 
die Strafe des entfernten Verſuchs, wenn er beides zus 
fammen gethan hat. ft die Sache oder die Anftiftung 
einmal fo weit gefommen, daß doch zur Ausführung ges 
fhritten wird, und nicht, fo lange es möglich mar, thäts - 
lich verhindert worden, fo wird es gerecht und politifch 
richtiger feyn, den Anftifter nicht zu fhonen. Wir wuͤr⸗ 
den ferner auch nicht den Anftifter eines Andern zur Bege⸗ 
bung eines Verbrechens ohne weiteres Complot zur ges 
meinfchaftlichen Ausführung mit $. 105. ſchon dann für 
ſtraflos Halten, wenn er vor der Ausführung blos feinen 
Befehl oder Auftrag zurückgenommen, jene (Ak art 
nicht gehindert hat. Diefelbe Gelindigkeit tayeln wir OU 
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$. 112. in Betreff des gemeinen Theilnehmers, und an 
$. 119. in Betreff des Gehilfen, wenn fie die vorher zw 
gefagte Theilnahme nachher vermeigern oder Die Zufage 
ausdrücklich widerrufen, ohne Anftalten zur Verhinderung 
zu treffen. Börderung und Vorfhub gewährt dergleichen 
Zufage ſtets. Zu gelinde finden wir auch noch die Strafe 
der Begiinftigung, wie fieim $. 121. 122. ald die regeb 
mäßige angegeben if, wenn nicht die gefährlicheren Fälle 
im fpeciellen Theil noch fehärfer hervorgehoben werden. 

8 Der fünfte Titel verordnet über die Anwendung völ⸗ 
lig beſtimmter Strafgeſetze, insbeſondere über die Milde 
rung, beſtimmte Strafen und deren etwanige Verwand⸗ 
Jung. Der fechste über die Anwendung unbeftimmter 
d. h. secundum’quid unbeftimmter Strafgefege, welche 
eine Wahl zwiſchen Strafarten oder Strafflaflen dem Rich⸗ 
ter geftatten; denn ganz unbeftimmte Strafgefege wird 
das neue Gefegbuch ſchwerlich aufnehmen, fo wenig fie im 
Plan des Entwurfs liegen. (Motive ©. 76.) 

Als mildernd werden mit Recht außer der Jugend 
bis zum 18ten Fahre und einer längern Unterfuchungss 
haft diejenigen Zuftände anerkannt, die bei voller Yusbils 
Dung alle Zurechnung ausfchließen , fofern fie wenigſtens 
im verminderten Grade vorhanden find. Jedoch würde, 
um Mißverftändniffe zu verhüten, im $. 130. Ne. 2. au 
noch auf $. 71, zurückzuverweiſen feyn, damit die Taubs 
ftummpeit nicht etwa von den Milderungsgründen fchlecht: 
hin ausgefchloffen erfcheine. Auch dürfte daſelbſt noch ein 
größerer obwohl nicht unabwendbarer Nothſtand nach Anas 
logie von 3. 68. 75. zu berückſichtigen ſeyn. Diefelben 
Gründe, aber auch nur fie, follen demnach den Richter 
ermächtigen,. bei secundum quid unbeftimmten Straf 
gefegen noch unter das Minimum der Strafe, felbft in 
einer geringeren Strafart hinabzugehen ($.143.). Andere 

Gründe enthalten dagegen 9. 180 WR AA, ward ER 
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die Wahl der Strafe bei unbeftimmten Strafgefegen, 
namentlich zwifchen den beiden gefeglichen Endpunften ber 
ftimmen fol. Das Princip ift im $. 140. richtig ange⸗ 
geben; die beiden folgenden $$. enthalten nur beiſpielsweiſe 
Anwendungen des Principe. Hier muß es jedoch befrems 
den, im $.142. Nr. 2. unter den Milderungsgründen auch 
den wieder zu finden: wenn der Thäter durch Noth, oder 
Durch Ueberredung, Berführung, Befehl oder Drohung 
zur ftrafbaren Handlung verleitet worden iſt, ohne daß die 
Einwirfung von der Art war, daß dadurch alle Strafbarz- 
feit des Handelnden ausgefchloffen ward. Durch $.143. 
und die dafige Zurückverweifung auf $. 1350, mithin auch 
auf $. 75, ift nämlich fhon einer Einwirkung durch Dros 


bungen von minderer Bedeutung als die im $. 75. er⸗ 


wähnten die Kraft einer Strafminderung unter- das Minis 
mum zugeftanden; und auf gleicher Stufe damit fteht 
denn ohne Zweifel, wie ſchon bemerft, ein, wiewohl wer 


niger dringender Nothſtand für Leben oder); Gefundheit, 


Snconfequent fünnte es vielleicht auch feheinen, mande 


Milderungsgriinde hier zu finden, wie 3. B. aufgeregte 
Gemüthsftimmung (impetus), Entdeckung der Mitfchuls 
digen, freiwillige Anzeige des Verbrechens, von denen man 
meinen follte, daß fie auch bei dem beftimmteften Straf: 
gefe mit in Betracht gejogen werden müßten; indeſſen 


werden wohl der beflimmten Strafgefege nur fehe wenige 


im Enttourf vorfommen, und 109 fie vorfommen, wird 
es, wie bei der Tödtung, Strafunterfchiede zwifchen vors 
bedachten und übereilten Verbrechen geben, und der Cha⸗ 
rafter der. That wird fo feyn, daß fie fchlechthin eine 
Strafe als die allein gerechte indieirt, fo daß alfo ein 
nachheriges Benehmen des Thäters ganz außer Acht blei⸗ 
ben muß. 

Bei den Vorſchriften wegen der Strafverioanblung 


finden wie nichts Erhebliches zu eriüneen. War ah im 


— 
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$. 134. al8 ein Grund zur Steafvertwandlung angenom⸗ 
men wird, wenn eined Minderjährigen Eltern oder Vor⸗ 
minder die von ihm vermwirfte Geldbuße nicht erlegen, ers 
regt die durch das Geſetz nicht gelöfte Frage, ob nict 
jedenfalls vorher die Execution in das eigenthiimliche Vers 
mögen des Minderjährigen verfucht feyn müffe. 

Ueber die Beftrafung zufammentreffender Verbrechen 
geht der Entwurf im VII. Titel von dem Grundfag auf, 
Daß nur die Strafe des ſchwerſten Verbrechens mit ange 
meflener Erhöhung, felbft zu einer höheren Strafart, zw 
läſſig fey: blos Todesftrafe und lebenswieriges Zuchthaus 
abforbirt alle anderen Nebenftrafen. Geldftrafen endlich 
werden ohne Befchränfung zugelaflen. Die Motive geben 
Hierzu S. 79 — 83. genügende Rechtfertigung. Eben fo 
wird ganz richtig im $. 157. für den Kall, wo durch eine 
und diefelbe Handlung mehrere Strafgefege zugleich übers 
treten werden, nur die Strafe der ſchwerſten Uebertretung 
fie anwendbar erflärt, blos mit einer Schärfung, die 
Das höchfte Maaß jener ſchwerſten Strafe nicht überfteigen 
Darf. Mur ein theoretifches Bedenfen erregt, mas im 
6. 155. 156. über die fortgefeßten Verbrechen beflimmt 
iſt. Dazu rechnet der Entwurf nämlich erftens mehrfache 
Uebertretungen des nämlichen Strafgefeges, welche zufams 
men als Ausführung des nämlichen, auf ein beftimmtes 
Verbrechen gerichteten Entfchluffes erfcheinen; 3. B. alfo 
eine mehrfache tödtliche Behandlung deffelben Individuums; 
zweitens , mehrfache Uebertretungen des nämlichen Straf⸗ 
geſetzes, die ald Solgen der nämlichen fahrläffigen Hands 
lungen zu betrachten find, 3. B. unvorfichtige Vergiftung 
mehrerer Perforien durch Zubereitung einer Speife; bier 

“Halten wir, wenigftens auf den legten Kall, den Namen 
eines fortgefeßten Verbrechens, einer fortgefegten Vergifs 
&ung nicht für anwendbar, obgleich wir die gegebene Ent: 

ſcheidung felbfe billigen. Bewer ihn ung aber 
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jedenfalls $. 156, wo es heißt: „Ein fortgeſetztes nach 
der Vorſchrift des vorhergehenden $. 155. zu beſtrafendes 
Verbrechen kann auch dann angenommen werden, wenn 
die mehrfachen Uebertretungen des nämlichen Strafgefetes 
in Bezug auf daffelbe fortdauernde Verhältniß verübt wor⸗ 
den find.” Als Beifpiel dazu werden in den Motiven Ches 
bruch unter denfelben Perfonen und mehrfache Rechners 
untreue in der nämlichen Sahresrechnung angeführt. Aber 
‚warum till der Entwurf nur geftatten, und unter 
welchen Bedingungen fol der Richter dazu befugt feyn? 
Ung fcheint, daß wenn der Thatbeftand eines Verbrechens 
in der Verlegung eines fpeciellen Rechtsverhältnifles befteht, 
wie 3. B. der Ehebruch in der Verlegung des ehelichen Ver⸗ 
hältniffes zweier Perfonen , die Caffenveruntreuung ‚in der 
Verlegung des Dienftverhältniffes eines Rechners, alsdann 
ein blos fortgefeßtes Verbrechen, d. i. ein Verbrechen ans 
genommen werden muß. In der That liegt dies ſchon 
in der erften Beflimmung des $. 155, und der $. 156... 
Fönnte ganz geftrichen werden, befonders wenn jener erſte 
Sag des $.155. noch ein wenig dem Hall des $. 156. mit 
angepaßt würde, | 
Hinfichtlih des Rückfalls beobachtet der Entwurf 
Tit. VIII. ein Syſtem, womit wie uns ebenfalls nicht 
ganz einverftanden erflären Fönnen. Es wird nämlich 
zwar fchon im $. 141. Ne. 4. als ein Schärfungsgrund: 
im Allgemeinen anerkannt, wenn der Thäter frhon in feia. 
nem frühern Lebenswandel Hang zu ftrafbaren Handluns 
gen gezeigt und auch wirklich begangen hat; zur Anwen⸗ 
dung einer befondern Rückfallsſtrafe aber wird die völlige 
Gleichartigkeit des früiheen und jegigen Verbrechens an 
fi vorausgefegt nebft einer früheren vechtskräftigen Vers 
urtheilung, wenn fchon nicht gerade in derfelben ſubiecti⸗ 
ven Dualität und objectiven Dvantiiät dd Werauiiiib. 
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Dann find jedoch nur beftimmte Verbrechen genannt, bei 
welchen Rückfalleftrafe eintreten darf, nämlich: 

4) Diebftahl, Betrug und Fälſchung aus Gewinnſucht, 
Unterfchlagung, Raub und Erprefiung; 

9) Münzfälfhung und Fälfbung von Staatspapieren ; 

3) Mit Vorbedacht verübte Körperverlegung, und Theil⸗ 
nahme an Raufhänteln; 

4) Nothzucht, Schändung unmündigee oder bewußt: 
loſer Perſonen, Entführung, und Verletzung ver: 
Schamhaftigkeit mittelft Angriffs auf die Perfon; 

5) Meineid, falfches Handgelübde, Eides> und Ges 
lübde- Bruch; 

6) Borfäglihe Brandftiftung und rachſüchtige Eigen⸗ 
thumsbeſchädigungen. 

Wir unſeres Orts billigen zwar nicht das Syſtem mancher 
frühern Geſetzgebung, welche jeden ſchon einmal Beſtraf⸗ 
ten auch bei ungleichartigen neuen Begehungen für einen 
Rückfälligen erklärte, jedoch ſcheint uns der Kreis der Ver⸗ 
brechen, wo gleichartige Begehungen eine Strafſchärfung 
begründen können, in $. 158. viel zu eng. Wir ſehen 
3 D. nit ab, warum politifche Verbrechen gegen die 
Verfaſſung oder gegen den Souverän ausgefchloffen feyn 
follen; warum nicht ferner der ſchon beftrafte Ehebrecher, 
Der das nämliche verbrecherifche Verhältnig mit derfelben 
Perſon wieder anfängt, nicht auch als ein wahrhaft Rück 
fälliger in gleihem Berhältnig mit den dort genannten Vers 
brechern geftraft werden fol; und ähnliche Kragen laffen 
fi noch bei vielen andern Verbrechen ftellen. Uns ſcheint 
hier das Geradedurch das Gerechteſte. Rückfalls⸗ 
ftrafe bei allen gleichartigen neuen Vergehen; bloße Straf- 
fhärfung bei neuen Begehungen anderer Art. Bedenklich 
ſcheint uns übrigens noch die Verfügung des $. 161, wo⸗ 
nach das Gericht, das über einen Rückfall zu urtheifen 
dat, Die Rechtmäßigkeir des \eühern Extenuinides, ſo⸗ 
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fern ſich erhebliche Zweifel darüber darbieten, feiner eigs 
nen Prüfung und Entſcheidung zu unterwerfen befugt ſeyn 
fol! Wir würden dies höchſtens auf ausländiſche Urtheile 
beſchränken, ſonſt aber den Grundſatz der res judicata 
unverrückt aufrecht halten. Einen zureichenden Grund vers 
miffen wir auch zur Vorfchrift des $. 176, monach die 
Verjährung die Rückfallsſtrafe ausfchließen foll. 

Die Materie von der Verjährung felbft ift im Tit. IX. 
mit großer Umficht behandelt, und zwar ſowohl die Vers 
jährung der gerichtlihen Verfolgung, tie die der bereits 
erkannten Strafen. Die Unterfchiede zwifchen beiden Ars 
ten der Berjährung find mit Rückficht auf den wahren 
Grund aller Verjährung richtig aufgefaßt. Die Verjähs 
zung ſchon erfannter Strafen ift ſchwieriger; bei Todes⸗ 
und lebenswieriger Zuchthausftrafe ganz ausgefchloffen; 
die erftere Strafe verwandelt ſich aber mit Ablauf voh 
20 Jahren in lebenslängliches Zuchthaus. — Anderer 
Arten, mwodurd die Strafe eines Verbrechens aufgehoben 
wird, 3. DB. der Begnadigung, des Todes des Verbres 
chers, ift nicht. befonders gedacht, (vielleicht weil. man 
fie dem Prozeßrecht überweiſen wollte, wohin fie jedoch 
ſchlechthin nicht gehören,) außer in einigen Beziehungen, 
z. B. im 9.28. des Entwurfs, mofelbft der richtige, vom. 
gemeinen Recht abweichende Sat aufgeftellt wird, daß 
mit dem Erlaß der Strafe dur Begnadigung auch die 
Folgen derfelben, insbefondere "die Ehrenverwirkung, mit, 
aufgehoben wird, fofern nicht das Gegentheil ausdrücklich 
beſtimmt iſt; ein Satz, der übrigens in einem conſtitutio⸗ 
nellen Staate wohl noch einer Erörterung unterworfen 
werden fönnte. | 

Bei diefen Bemerkungen möge e8 in Betreff. des all: 
gemeinen Theiles bewenden. Weber den Anfang des befons 
dern Theiles Hinfichtlich der einzelnen Verbrechen entäaß . 
ten wir un? lieber bis zum etwoanigen Era VRR m 


— 
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reſtes jeder Ind Einzelne eingreifenden Kritif*), da e8 vor⸗ 
ztiglich mit darauf anfommen würde, die einzelnen Strafs 
fagungen unter einander zu vergleichen; eine ganz gründ⸗ 
liche Keitif wiirde auch noch den Befig mancher ftatiftifchen 
Specialnotizen über das Land, dem das neue Gefeg ges 
fchrieben werden foll, und genauere Nachrichten über feine 
gerichtliche Eriminalpragis nöthig machen, die uns bier 
abgehen. Nur folgende kurze Anmerfungen mögen alfo 
noch gemacht werden. 

1) Es fann nur gebilligt werden, daß die Aufzählung 
der einzelnen Verbrechen nicht nach einer gewiſſen theoretis 
ſchen Slaffincation geſchehen fol, fondern, wie in den 
Entwürfen für Hannover und Würtemberg, mehr rhapfos 
diſch und, wir möchten fagen, indem man die im Staat 
vorfindlihen , durch Verbrechen verwundbare VBerhälts 
niffe gleihfam gliedweife durchgeht, wobei e8 nicht eben 
darauf anfommt, an welcher Stelle man anfängt, wenn 
nur Mebeneinanderliegendes möglichft nebeneinander ers 
wähnt wird. Wir billigen ferner, daß die Eintheilung in 
Verbrechen und Vergehen aufgegeben iſt; proceflualifche 
Unterfchiede werden ſich Teicht nach den Verfchiedenheiten 
der angedrohten Strafen feftfegen laffen. Zu erklären 
aber wiirde noch feyn, was der Entwurf unter ſchweren 
Verbrechen 3. B. im $. 241. verftanden haben wolle. 

2) Gegen den Srundfag des Entwurfs, den Kreis der 
. verbrecherifhen Handlungen nicht ohne wirkliches Bedürfs 
niß auszudehnen, wird ſchwerlich etwas zu erinnern feyn. 





*) Borläufig wollen wir nur erinnern, daß im Zit. XVII. ' die 
Concuffion , oder die Anwendung von Drohungen, welche nicht 
zu den im $. 240, vorfommenden gehören, bei denen die Gefahr 
unverzüglichee und unabwendbarer Verwirklichung vormwaltet, 
fo wie die Anwendung geringerer Sewaltthätigkeit zur Erlans 
gung eines Vortheiles, ganz ausgefallen zu feyn flheint. Ob 
mit Abficht, oder durxch Lieberiehen, wünſchen wir duch die 
Fünftigen Motive beantwortet zu eriahten., 
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Es möge alſo immerhin eine weiſe Sparſamkeit mit der 
Beſtrafung bloßer Fahrläſſigkeit beobachtet werden, oder 
mit Beſtrafung von Handlungsweiſen, welche nicht ſowohl 
gegen. beſtimmte Rechtsanforderungen, als gegen allge⸗ 
meine ſittliche Anſichten in Widerſpruch treten, beſonders 
auch mit der Annahme von Unterlaſſungsverbrechen; den⸗ 
noch aber möge man nicht vergeſſen, daß vornehmlich in 
conftitutionelen Staaten, wenn fie das ſeyn ſollen, was 
man eben will, manche Bürgertugend zur Rechtspflicht 
erhoben werden muß. 

3) Alles was bisher von dem Entwurfe vorliegt, macht 
den Eindruck von einem Beſtreben, jede Strenge möglichſt 
entfernt zu halten, die Abmeſſung des richtigen Strafver⸗ 
weifes für jeden einzelnen Fall’ zu erleichtern, ohne gerade ‘ 
der richterlichen Willführ ein zw weites Feld zu gefatten, 
Wir Haben unferes Orts die Weberzeugung, daß der Ente 
wurf hierbei fehr angemeflene Grenzen feftgeftellt Habe, 
und daß die Annahme derfelben befonders für einen Fleinern 
Staat, der noch feine befondere äußere Anlehnung Hat, 
feinem Bedenken unterliegt. Für einen größern europäis 
ſchen Staat möchte daffelbe Syſtem ſchon bedenklicher feyn. 
Ader auch diefe Verſchiedenheit der Standpunfte eines Ger 
feggeber8 anerfennend, würden wir 3. B. Bedenken tragen, 
die Strafe des vorbedachten Kindesmordes mit $. 191. des 
Entwurfs nur auf 6 bis 15 Jahre Zuchthaus, und im 
Miederholungsfalle blos mit einem Minimum von 10 Jah⸗ 
zen feftzuftellen. 

4) Wenn man bei der fon fo bedeutenden Folge neuer 
Strafgefeggebungen und Gefegentwiürfe für deutfche Einzels 
ftaaten die Verfplitterung von Zeit und Kräften beklagen 
und deshalb auf den frühern Plan einer gemeinfchaftlichen 
Eodification für Deutfchland zurückkommen möchte, indem, 
was in Wh Einzelftaaten allmählig gelhafen RK nd ts 
geſchaffen werden wird nis ungleich geringen TÜREN 
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an Zeit twenigftend, fir ganz Deutfchland gewonnen wer; 
den fönntes fo muß es doch wieder auf der andern Eeite . 
erfreuen, daß ſich, jener Vereinzelung ungeachtet und bei 
freier Entwickelung, in allen Verſuchen eine innere Einheit 
hervorthut, und daß faft bei jedem neuen Verfuche irgend 
ein neuer Gewinn gemacht, oder ein Kortfchritt gethan wird. 
Es kann nicht fehlen, daß allgemach fo die Geſetzgebungs⸗ 
kunſt in Deutfchland eine Höhe der Ausbildung erreichen 
muß, mindeftens erreichen könnte, dergleichen fie in Feinem 
andern Lande unter einer einzigen Regierung zu erringen _ 
Gelegenheit und Hebel finder, und in nicht gar langer Zeit 
Fann e8 für ganz Deutfchland ein gemeines Strafrecht 
geben, welches, in allen wefentlichen Punkten übereins 
ftimmend, für den unmittelbaren Gebrauch der Praris blos 
auf neue kriftige umfaflende Gefeggebungen wird geftüßt 
werden Fönnen, ohne daß man nöthig haben wird, auf 
veraltete, nicht für unfere Zeiten und Zuftände gefchries 
bene Rechte ferner zurückzugehen. 
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XIII. 

, Die 
Beftimmungen des Römifhen Rechts 
über den Hochverrath 
in ihrem Verhältniſſe zur heutigen Doctrin und Praxis, 


Bon 
Heren Profeffor Hepp 


in Zübingen. 


§. 1. 


Bei der ſeither allgemeinen Klage über die ſchlechte Be⸗ 
ſchaffenheit des Römifchen Recdts in der Lehre vom Hochs 
verrathe rückſichtlich des Begriffs, des Thatbeftandes, des 
Umfanges und der Strafe Diefes Verbrechens, die dann 
auch theild durch den ſchwankenden Begriff de8 crimen 
majestatis und Die unter den despotifchen Kaifern damit 
getriebenen empörenden Mißbräuche '), theils durch die 
ungerechten Strafbeſtimmungen der L. 5. C. ad leg, 
Jul. maj. *) genügend gerechtfertigt erfcheint: bei dies 


1) Diet hiftor. Berfuche über dad Röm. Crim. Recht &. 122fg,, 
Henke Handbuh Ch. 3. ©. 385 — 386. Mit Rüdficht hiers 
auf bezeichnet Zacitus (Ann. 3, 22.) das Majeftätsverbrechen 
Bekanntlich ald omnium accusationum complementum, 


2) Hiſtoriſch läßt fich Freilich die Unficht, auch die Kinder der Hochs 
verräther zu beftrafen, erklären, Abegg im N. Arch. des Er, 
Rechts Bd. 7. ©. 141 fg., Weiske über Hoc. u. Majes 
ftätsverb. ©. 139 Anm. Allein der hiftorifche Erflärungsgrund 
ift doch hier, wie öfter, vom eigentlichen Rechtfertigungsgrunde 
verfchieden, und man verlangt mit Recht von dem Gefeßgeber 
daß er ſich über die, wenn auch allaımeinen Barackıle un 
Mifbräüche feiner Zeit erhebe. “ 
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fee feither allgemeinen Klage fcheint e8 auffallend, daß 
‚gegenwärtig zwei Schriftftellee mit zum Theil tüchtigen 
Waffen als Ehrenretter und VBertheidiger des Römifchen 
Rechts in diefer Lehre aufgetreten find, und zwar in der 
Art, daß fie den gegenwärtigen, keineswegs zu rühmens 
den Zuftand unferer Doctrin und Praxis daraus ableiten, 
daß man mwillfürlich von den Beflimmungen des Römifchen 
Rechts über den Begriff und Thatbeſtand des Hochver⸗ 
raths abgemichen fey, und daher verlangen, daß unfere 
weit über die Gränzen des Römifchen Rechts hinausgegans 
gene und vielfach verunftaltete Doctrin, fo wie die auf ihe 
beruhenden neueren Pegislationen wieder zu der einfacheren 
und richtigeren Anficht des Römifchen Rechts zurückkehren 
follen. Inſofern bieten diefe neueren Unterfuchungen über 
den Hochverrath eine doppelt intereffante Seite dar, in- 
dem fie theild das gemeine deutſche Strafrecht 
und deflen Doctrin und Pragis, theils wünfchenswerthe 
Verbeſſerung unferer neueren Legislationen in der 
Lehre vom Hochverrathe betreffen. Sie finden fich in der 
jüngft erfdienenen Schrift von Zirfler: „die gemein, 
rechtliche Lehre vom Majeftätsverbrechen und Hochverrath), 
mit befonderer Rückſicht auf die Verfchiedenheit der Doctrin, 
Praxis, neuerer und alter Gefeßgebungen, aus den Quels 
len bearbeitet, Stuttgart 1836”, und in dem, diefer 
Schrift freilih an Scharffinn und umfaffender Gelehrſam⸗ 
feit nachftehenden gleichzeitigen Werfe von Weiske: „der 
Hochverrath und das Majeftätsverbrechen, das crimen 
majestatis der Römer, Leipzig 1836.” Diefe beiden 
Schriften find freilich in einem fehr verfchiedenen Geifte gez 
ſchrieben und ftellen auch im Einzelnen vielfach entgegen: 
ftehende Anfichten auf, kommen aber, und zwar jede auf 
eigenthiimlihem Wege, in dem Grundgedanfen mit einan⸗ 
der überein, daß der Begriff und Umfang des Hochvers 
raths ſowohl vom Standpunkte Dad Rama Bruis, als 
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vom legislativen Standpunkte aus, zu beſchränken ſey, 
damit unſere gemeinrechtliche Doctrin und unſere neueren 
Legislationen vor noch größeren Nachtheilen bewahrt wür⸗ 
den. Indem daher der Verfaſſer gegenwärtiger Abhand⸗ 
lung im Intereſſe der Wiſſenſchaft es unternimmt, die 
Reſultate aus dieſen, vielleicht nicht Jedermann oder doch 
nicht gleich zugänglichen Schriften in möglichfter und zus - 
gleich getreuer Kürze mitzutheilen, und diefelben mit dem 
Standpunfte unferer gemeintechtlihen Doctrim und Praxis 
in der Lehre vom Hochverrathe zu vergleichen, fo dürfte 
Diefe Parallele zugleich dazu dienen, um aus derfelben auch 
einige Nuganmwendungen für eine zufiinftige Gefeggebung 
zu ziehen. Dies ift aber zugleih auch das Ziel und die 
Gränze, die fih der Verfafler bei diefer Abhandfung ges 
ftecht Hat, und da mag e8 denn gerne der Kall feyn,. daß 
dadurch materiell neue Anfichten nicht gefördert werden, 
wenn fie nur, was ſchon von Wichtigkeit ift,. Stoff zum 
weiteren Nachdenken in diefer fchwierigen Lehre geben. 


§. 2. 


Das Römiſche Recht iſt bekanntlich die Hauptquelle 
in der gemeinrechtlichen Lehre vom Hochverrathe, bietet 
aber wegen des weiten Umfanges des crimen majesta- 
tis, morunter auch die perduellio begriffen ift, viele 
Inconvenienzen und Schwierigkeiten dar. Daher es denn 
die Aufgabe der Wiflenfchaft ift, die perduellio oder den 
Hocverrath von den Fällen des crimen majestatis in 
specie (gewöhnlich crimen laesae majestatis genannt) 
zu unterfcheiden, und den Umfang diefes legteren Delicts 
nah Abzug derjenigen Fälle, welche nach der P. G. O. 
ſelbſtſtändige Delicte bilden, zu beftimmen. In diefer Be- 
ziehung find die Schriften der deutſchen Theoretifer und 
Praftifer bis in das 18te Jahrhundert hinein fehr unge: 
nügend, und erft Klein, Kleinfhrod, Broiman 
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und Feuerbach unternahmen es gegen Ende des vorigen . 
Kahrhunderts, den Begriff, Tharbeftand und Umfang des 
Hochverraths richtiger zu beftimmen und von andern an 
gränzenden Verbrechen theils durch ebjective theil8 duch 
fubjective Merfmale zu unterfheiden ’). Die Anfichten 
dieſer Schriftfteller wurden bald in der Doctrin allgemein, 
“und find au noch gegenwärtig die herrfchenden. Insbe⸗ 
fondere empfahl ſich die Schrift von Feuerbach: „Phi 
Iofophifch : furidifhe Unterfuchung des Berbrechens dee 
Hochverraths, Erfurt 1798”, micht minder durch bie . 
ungemeine Klarheit und Schärfe der darin ausgefprochenen 
Anſichten, wie durch die philofophifche Behandlungsweife 
‚ihres Gegenftandes, indem diefe damals und fpäter immer 
mehr von entfcheidendem Einfluß auf die deutfche Theorie 
“und Praris wurde. in noch größeres Gewicht befam 
diefe philofophifch juridifche Anficht vom Hochverrathe da: 
duch, daß fie fpäter, menigftens in allen mefentlichen 
Beziehungen, in das Baier'ſche Strafgefegbuch und von 
diefem in andere Pegisfationen und Entwürfe überging. 
Um daher im Gegenfage der neueren Anfichten von Zirk⸗ 
fee und Weisfe einen anfchaulichen Begriff von unferer 
gegenwärtigen Doctrin und Praxis auf. dem Gebiete des 
Hochverraths zu gewinnen, ſcheint es am zweckmäßigſten, 
die Feuerbach'ſche Anſicht von dieſem Verbrechen in ges 
drängter Kürze mitzutheilen und deren weiteren Entwicke⸗ 
lungsgang zu verfolgen. 
| Kein Verbrechen, fagt Feuerbach, verdient mehr 
eine forgfältige und genaue. Beftimmung wie der Hochvers 
rath, weil der Regent alles was er will vermag, wenn 
enttweder die Unterthanen die Gränzen diefes Verbrechens 
nicht willen, oder er ſelbſt fie nicht anerkennt; wie denn 
_ fon 


8) ähte Lehrb. Th. 2. S. 807-509. Henkea. a, O. 
Th.8 0 ©. 391 119g 8. 
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fbon Montesquieu (Esprit des loix 17, 7.) fehe 
wahr bemerkt: „ift das Verbrechen des Hochverraths uns 
beſtimmt gelaffen, fo reicht diefer Umftand allein ſchon hin, 
die Regierung in eine offenbare Despotie zu verwandeln”; 
und Vernunft und Erfahrung beftätigen diefen Sag *). 
Die Lehre vom Hochverrath ift daher für das gefammte 
Wohl und Wehe der Unterthanen eben fo wichtig, wie für 
den Eriminaliften, als das ſchwerſte unter allen Verbre⸗ 
Ken, von befonderem Intereſſe. Die römiſchen Geſetze 
ftellen indeß leider nur einen ſchwankenden Begriff dieſes 
Verbrechens auf, und felbft die befannte Begriffsbeftims 
munginL.11. D.h.t.: perduellis est animo hostili 
adversus rempublicam vel principem animatus, 
muß erft aus einem höheren Principe erklärt werden “). 
Aus der ſchwereren Strafe des Hochverraths ergiebt ſich 
nun vorerft fo viel, daß derfelbe ein weit ſchwereres Vers 
brecben als das (ohnehin durch die Art. 111. 127. 180. 
der P. ©. D. fehr befchränft gewordene) crimen maje- 
statis in specie, ja dad Römifche Recht bezeichnet ihn 
gradezu ald das ſchwerſte unter allen Verbrechen, und 
diefer Umftand giebt un einen Leitfaden fir die Beftims- 
mung des Begriffs diefes Verbrechens an die Hand. Der 
Hochverrarh als das ſchwerſte Verbrechen fann nämlich 
feiner Natur nach nur die Aufhebung des Staats felbft, 
entweder als eines Staats überhaupt (3. B. durch Unters 
werfung deffelben unter einen auswärtigen Feind), oder al® 


4) Man ficht, wie fehr Feuerbach es ſich von vorn herein ans 
elegen fenn läßt, den Umfang des Hochverraths zu befchräns 
? en, und ein gleiches Streben charakterifirt auch feine treffliche 
Kritik des Kleinfhrod’fchen Entwurfs 3h.3. ©. 38 fe. 
&.179 fg. Gleichwohl wird ihm eben jest der Vorwurf ges 
macht, daß feine Anficht vom Hochverrath zu einer ungebühre 
lichen und ganz gefegwidrigen Erweiterung dieſes Delicts 
Bee babe; wir werden weiter unten fehen, mit welchem 
Rechte. 


5) Feuerbach a. a. O. &2—8, | 
Inch. 5.4.3. 1837, III. St. ua 
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eines beſonderen Staats (d. h. nach ſeinen beſtehenden Ein⸗ 
richtungen) zum Gegenſtande haben. Der Hochverräther 
begeht einen Mord an der moraliſchen Perſon des Staats 
(ein parricidium patriae nach Cicero), er iſt Feind des 
Staats, er will ihn zerſtören, und über dieſes Verbrechen 
kann es kein höheres geben °). Vergleichen wir nun mit. 
dieſer aus der Natur und dem Weſen des Hochverrathé 
abgeleiteten Anſicht die Begriffsbeſtimmung Ulpian's in 
der angeführten L. 11. D. cit., fo wird Hochver⸗ 
rather (perduellis) derjenige genannt, weldyer anımo 
hostili adversus rempublicam vel principem ani- 
matus est. Das Object dieſes Delicts ift mithin der 
Staat und der Regent, allein nicht alle firafbaren Hands 
lungen gegen den Staat oder den Regenten find perduel- 
lio, fondern nur ſolche, welche animo hostils gegen die 
felben unternommen find. Dieſer anımus hostilis if 
alfo das charafterificende Merkmal des Hochverrathe, und 
darunter ift nach andern Gefenftellen (3.8. L. 21. & 1. 
D. de captiv.) diejenige Abſicht zu verfiehen, welche in 
exitium reipublicae gerichtet iſt). Der Hochverräther 
muß alfo diejenige Gefinnung haben, welche ein förmlich 
erflärter Keind (hostis) gegen den Staat, mit welchem 
er Krieg führt, hegt, und diefe Sefinnung ift dann feine 
andere ald die Zernichtung des Staats oder feiner wefent: 
lichen Eonftitutionen. Die legale Definition vom Hoch: 
verrath ſtimmt demnach ganz mit der aus höheren Prins 
cipien abgeleiteten überein. Diefee animus hostılis ift 
das harakterifirende Merfmal, wodurch ſich der Hochver: 
rath von andern Verbrechen unterfcheidet. Denn die wider 
die Eriftenz des Staats felbft oder deſſen wefentlihe Grund: 
eineichtungen gerichtete Abficht ift es, welche den Begriff 


6) Feuerbach a. a. O. ©.9 fe. 
7) Ebend. S. 21 fo. S. 880 -W. 
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Des Hochverraths bildet. Es fann ein Bürger oder Un⸗ 
terthan den Örundverträgen des Staats zumwider handeln, 
ohne doch die Mbficht zu haben, diefelben aufzuheben, wie 
3. B beim crimen laesae majestatis, bei der vis pu- 
blica, bei Empörungen und Auflauf gegen die Obrigs 
keit u. fe w. Uber dies ift noch keineswegs Hochvers 
rath, weil die Handlung immer nur gegen einen einzelnen’ 
Act der Regierung gerichtet iſt, ohne die Regierung und 
die Eriftenz des Staats felbft aufheben zu wollen. Die 
Gtaatöverbrechen im weiteren Sinn müfftn daher nach der 
Anficht des Handelnden wohl von einander unterfchieden 
werden‘), So weit Feuerbach! 


8 


Geht man nun, um zur Prüfung diefer Anficht und 
Deren mweitern Fortbildung in der Doctrin überzugehen, von - 
der zwiefachen (freilich jegt von Zirflee und Weiske 
befteittenen) Vorausſetzung aus, daß Ulpian in der 
L. 11. D. cit. wirklich eine allgemeine Begrifföbes 
ftiimmung von der perduellio geben wollte, und daß 
fortwährend die alte perduellio dem Begriffe und der 
Strafe nach von den übrigen Sällen des crim. majesta- 
tis getrennt geblieben fey: fo wird man wohl nicht ans 
ders als im Wefentlichen der Anficht von Feuerb ach, die 
denn auch fehr bald in der Doctrin die herrfchende wurde, 
beiftimmen fönnen; und wenn man auf diefe Weiſe die 
Staateverbrechen im meiteren Sinn nach der Abficht des 
Handelnden unterfcheidet, fo findet das Gleiche ja auch bei 
den Verbrechen gegen die Privarperfon Statt, indem auch 
bei diefen die fubjective Richtung eben fo entſchieden 
hervorteitt. So z. B. unterfcheiden ſich vollendete Kör⸗ 





8) Feuerbach 8.17fg. vgl. mit Grolman Bibl. dr Y.R.W-. 
1. 8, ©. 276, " . . 
Aa 2 


‘ 
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perverfegung und delictum perfectum homicidii, 
Entführung und Menfchenraub, Landfriedensbruch und 
Aufruhr, und viele andere Verbrechen, welche an fic, 
d. h. nach ihren äußeren Merkmalen aufgefaßt, unter der 
nämlichen oem hervortreten, mefentlich in fubjectiver Hin⸗ 
fit duch den animus oder die Abſicht des Thäters, und 
dieſer anımus bildet den f. 9. fubjectiven Thatbeſtand 
des Verbrechens, gehört mithin zum gefeglihen Bes 
geiffe defielben ). Mur darf man mit der Abficht dei 
Bandelnden nicht die Bemeggrfinde defielben vermechfeln, 
indem diefe zwar wohl von Einfluß auf die Zumeflung der 
Strafe ſeyn Fönnen, niemals aber, fie mögen von was 
immer von einer Befchaffenheit ſeyn, zum gefeßlichen Bes 
geiffe eines Verbrechens gehören. Mag daher auch der 
Thäter bemüht gemwefen fepn, durch feine hochverrätheriſche 
Dandlung einen vermeintlich guten Zweck zu befördern: oder 
aus Anhänglichfeit an eine von ihm ale die allein wahre 
erkannte Theorie eine beſſere Verfaſſung auf rechtswidrigen 
Wege einzuführen u. f. w., fo wird dadurch der anımus 
hostilis nicht aufgehoben, indem der verbrecdherifhe Wille, 
gleichſam Krieg mit der beftehenden Verfaſſung zu führen, 
unverändert Derfelbe bleibt, und mit diefem Willen alle 
gehentbaren Motive und Zwecke, welche durch das Vers 


9) Feuerbach Lehrb. 5.82. 244. 259, 319. 857, 390. Nr.& fo. 
Meine actenmäß. Darft. der Verfolgungen des Bern. Ober: 
gerihte &. 191 —205. Motive zum Württ. Entw. &.32— 
3. — Wenn dad Preuß. Landrecht zum Morde eine feind> 
felige Abficht fordert, mithin die Tödtung aus Liebe oder 
vermeintlichem Pflichtgefühl vom Gtrafgefege über den Mord 
auszufehtishen fheint, worüber jedoch die Anfichten getheilt find 
(Hipig Seitſchr. Bd. 2. S. 49. Mayer vom Thatbeftante 
und der Thäterſchaft. Berlin 1836. ©. 63.): fo dürfte diefe 
Gontroverfe auf biefelbe Weiſe, wie die feindfelige Abficht (ani- 
mns hostilis) beim Gochverrathe zu entfcheiden ſeyn, d. h. man 
darf die Abficht nicht mit dem Beweggrunde verwechfeln. Eine 
frindfelige Abſicht gegen das Leben iſt cine tödtliche, mithin fol 
wohl nur der animus oceidendi bahurd; heyelhuet werden. 
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brechen befördert merden follen, vereinbar find. ine 
unmittelbar auf das Verderben des Volks oder Staats ges 
richtete Abſicht wird daher nicht erfordert und kann auch 
deshalb nicht um Thatbeftande des Hochverraths gehören, 
meil ja auch der auswärtige den Staat mit Krieg überjies 
hende Feind eine gute Abfiht haben fann, 3. B. den bes 
Friegten Staat von dem Joche eines Tyrannen zu befreien, 
gleichwohl aber derſelbe animo hostili adversus prin- 
cipem auftritt. So hat denn auch die Doctrin und Praris 
den animus hostilis übereinfiimmend aufgefaßt, und bie 
Beforgniffe, welche in diefer Beziehung Jarcke geäußert 
Hat, find daher ungegründet''). 

Neuerdings haben freilih Mande, wie z.B. Eropp 
und jest auch Weiske a. a. O. $. 15. behauptet, daß 
der animus hostilis nad Römifhem Rechte nur fo viel 
wie dolus überhaupt bezeihne, allein Zirfler a. a. O. 
&. 145 — 50. hat dagegen mit überzeugenden Gründen 
dargethan, daß der anımus hostilis wirklich ein techni⸗ 
ſcher Ausdruck im Römiſchen Rechte fey und die perduel- 
lio &arafterifire, wie diefer Punkt denn überhaupt mit 
feiner ganzen Anſicht von der römiſchen perduellio zu⸗ 
fammenhängt, allein auch unabhängig von derfelben für 
wahr erfannt werden muß. Nur darin weit Zirkler 
(S. 154 fg.) von der gemeinen Vorftellunsweife ab, daß 
er glaubt, man fönne den animus hostilis nicht als einen 
auf Vernichtung des Staats oder feiner beftehenden Con⸗ 
fitutionen gerichteten animus bezeichnen, weil die Abſicht 
des Feindes ja nur bei einem (nur felten vorfommenden) 
bello internecino auf Vernichtung des Staats gerichtet 


10) Scholz Darſtellung des Sitrafrechtefalles gegen die Grufin 
Wrisberg ꝛc. etſhei un ungearünde der Braunfchw. Gerichte) 
©. 102 — 103 v. Kampp Jahrb. der Preuß. 
HT Hft. 32, I 286 fo Weiske vom — — 

58 fg. Anmerk. zum . Strafariend. Rh. v. 
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fey, und daher fegt er da6 Weſen des animus hostilis 
nur darin’ „gegen Den Staat oder deflen Oberhaupt einen 
ſolchen Kriegsſtand bezwedt zu haben, der, wenn der 
Staat oder das Staatsoberhaupt nicht nachgeben Fönnen 
und wollen, die Eriftenz beider auf dem Gpiele ſtehe.“ 
Hiemit it denn auch Weiske a. a. O. $. 13. in fofern 
einverftanden , als der Hochverrath nicht fowohl auf Vers 
nichtung der respublica, als vielmehr auf Verlegung 
derfelben gerichtet feyn fol. Es fragt ſich daher, was zur 
Rechfertigung der entgenftehenden Anficht angeführt wers 
den könne? An Gründen dürfte es in diefer Beziehung 
wohl nicht fehlen. Denn fo wahr auch an fi die Bes 
merfung Zirkler's ift, fo muß man dod erwägen, daf 
die Römer, als ein eroberndes und Alle unterjochendes 


Volk, das Weſen des Kriegs ausdrücklich in das conten- 


dere in exitium reipublicae fegen (L. 21: $.1.D. 
de captiv. 49. 15.), ungeachtet fie zur Zeit ihrer Machts 
vollfommenheit um den Umfturz ihres eignen. Staats duch 
Rriegseroberung wenig beforgt ſeyn mochten 5daß fie fers 
nee in 1.35. D. de relig. (11. 7.) die rechtswidrige 
Thätigfeit des als Staatsfeind erflärten Hochverräthers in 
das delere patriam d. h. M die Zerftörung oder Vers 
nichtung des eignen Staats fegen; und endlich, daß fie in 
L.234.pr.D. de V.S. (val. au Festus s. v. duel- 
lum) die Begriffe perduellis und hostis fie gleichbe⸗ 
deutend erfläcen. Da nun die Tendenz der Römer ſchon 
früh, und fpäter immer mehr auf den Umfturz fremder 
‚ Staaten duch Unterjodhung gerichtet war, bis zuletzt 
nichts mehr zu erobern war, und fie um die Erhaltung des 
bereits Erworbenen zu fämpfen hatten, fo dürften diefe 
Gründe, vom Standpunkte der römifchen Nation (nicht 
vom Standpunkte unferes heutigen Kriegführend) aufger 
faßt, wichtige Momente für die obige Anficht feyn. Allein 
man. Fann immerhin der AK won Lirtler und 
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Weiske unbefchadet der ſeitherigen Doctrin beitreten, 
indem die letztere das exitium reipublicae und das de- 
Zere patriam niemals fo wörtlich aufgefaßt hat, und 
iiberhaupt die VBergleichung des Hochverräthers als innes 
ren Staatsfeindes mit dem äußeren‘ Feinde nicht zu 
weit getrieben werden darf, fondern mehr nur bildlich und 
im Allgemeinen, nämlich dahin aufzufaffen ift, Daß der Hochs 
verräther gleichfam mit dem beftehenden Staate oder deflen 
Verfaſſung Krieg zu führen beabfichtige. Denn um die Hochs 
verräther, wären es ihrer auch noch fo viele, mit dem 
eigentlichen Feinde völlig gleich zu ftellen, dazu fehlt es ihnen 
vorerft an der nöthigen Anzahl, indem fie fih (ausgenommen 
im alle des Bürgerfriegs, wo dann aber von einem Hochs 
verrathe rechtlich betrachtet nicht die Rede feyn kann, weil 
bier erft um die Dberherrfchaft geftritten wird) wohl nies 
mals bis auf die Zahl eines eigentlichen Kriegsheers belaus 
fen würden; ferner auch die Abficht des auswärtigen Feins 
des (er: möchte denn um feine Selbftechaltung Ffämpfen) 
in der Regel eine eigennügige und felbfifche ift, wogegen 
die Geſchichte allee Völker lehrt ‚da hochverrätherifche 
Verbindungen gegen einen zum Tprannen gewordenen Res 
genten oder gegen einen aufgedrungenen fremden Herrfcher 
ihren Grund in der reinften Vaterlandsliebe, die felbft 
diefem Achtung einflößen mußte, haben fonnten und wirks 
lich Hatten"). Man darf daher das Punctum compa- 
rationis. zwifchen dem äußeren und inneren Feinde nicht 
zu weit treiben, und wird fich daher auch leicht zu der Ans 
- fit von Zirfler und Weiske befennen, aber auch 
“mit gleihem Rechte bei der feitherigen Vorftellungswelfe 
beharren können.» 
Geht man nun davon aus, daß der animus hasti- 
lis eine befondere Befchaffenheit oder Richtung des dolus 


11) Vgl. jedoch Bentham Princip. du Code penal 1. 
chap, 14: que le tyrannicide n’est jamaıs jurlıhanla, 
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IR”), fo erglebt ſich hieraus, um die fernere Entwickelung 
dieſer Lehre in der gemeinrechtlichen Doctrin weiter zu 
verfolgen, 


4 


) daß der Hochverrath nur doloſer Weiſe begangen 
werden kann, es daher gemeinrechtlich keinen ſtrafbaren 
culpoſen Hochverrath giebt, und darin ſtimmen denn 
auch durchgehends die neueren Legislationen mit dem 


gemeinen Rechte überein. Jenull in Wagner's Zeit⸗ 


ſchrift 1827. Bd. 1. S. 192. 196 — 197. Be 


daher z. B. ohne es zu wiſſen, daß ein Hochverrath be⸗ 


abſichtet werde, ſich als blindes Werkzeug hergiebt, iſt 


nicht als Hochverräther ſtrafbar, fo wenig wie ein 
Hochverrath bei einem Irrthume in der Perſon des 


Staatsoberhaupts angenommen werden fan. Denn 
wie ift hier ein animus hostilis denkbar? Es ergiebt 
ſich ferner | 


2) aus der bisherigen Deduction, daß der animus 


3 


hostilis das charakteriſirende Merkmal if, wodurch 
fih der Hochverrath in fubjectiver Hinſicht von andern 
Staateverbrecben, wie j. B. vom crim. laesae ma- 
jestatis, vom Aufruhr und Tumult und andern ftrafs 
baren Handlungen, die nur gegen einzelne Acte der Res 
gierung ‚gerichtet find , ohne diefe felbft oder die Exiſtenz 
des Staats gefährden zu wollen ’’), worauß fich denn 

) ergiebt, daß der Umfang der zum Hochverrath ges 
hörenden Handlungen in abstracto nicht erfchöpfend 





41 


2) Nur bei Handlungen, welche auf Tödtung des Regenten ge⸗ 
richtet find, begnügt man. ſich regelmäßig mit dem einfachen 
dolus oder animus.occidendi, wie dies fich auch aus dem 
Nöm. Rechte erweifen läßt. Zirkler a. a. O. S. 208. vol. 
mit ©. 119 fg. Wächter Lehrb. 2. S. 516. Anmerf. zum 
Baier. Strafg. Ih. 8. ©. 11. Von der Zödtung aus Noth⸗ 
wehr oder Zufall f. Feuerbach Lehrb. $. 167. Anmerf. a. 
und Rossi Traite de droit penal p. 193. ed. Brux. 


18) Weine Beiträge ya Hefguucth ©. % u. 62. 


⸗ 
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angegeben werden fann, indem manche Handlungen, 
die an ſich (objectiv betrachtet) vom Hochverrathe außs 
zufchließen find, dur den animus des Thäters in die: 
Kategorie der hochverrätherifhen Handlungen, fallen 
Fönnen, und umgefehrt eine Handlung, die an fich oder 
objectiv betrachtet (ald. gegen die Eriftenz des Staats 
oder feiner beftehenden Berfaflung gerichtet) einen Hochs 
verrätherifchen ‚Charakter har, deshalb vom Hochver⸗ 
vathe ausgefchloflen werden muß, weil fie ohne ani- 
‚mus hostilis verübt wurde. ine und diefelbe Hands 
lung fann mithin je nach WBefchaffenheit des animus 
entweder Hochverrath oder ein ſonſtiges Verbrechen 
feyn ꝰ). 
Dieſe Folgeſätze erkennen denn auch unſere neueren Schrift⸗ 
ftellee, wie z. B. Henke, Roßhirt, Salchow, 
Martin, Bauer, Heffter u. ſ. w. ganz der Conſe⸗ 
quenz gemäß an, und daher möge es dem Verfaſſer er» 
laubt ſeyn, das Geſagte duch einige Beifpiele zu erläus 
teen. So 3 B. ift der Aufruhr in objectiver Hinficht, 
d. h. rückſichtlich des Objects oder Gegenftandes, worauf 
er gerichtet iR, mefentlih vom Hochverrathe verfchicden, 
allein arnımo hostıli verübt wird er zum hochverrätheris 
fchen Aufruhr: und fällt in fofern in die Kategorie des Hochs 
verraths. So ift die Anmaßung von Hoheitsrechten an 
fih nur al® crimen laesae maj. ftrafbar, aber animo 
hostili adversus principem verübt geht fie in Hochs 
verrarh über. So befteht ferner im Römiſchen Rechte ein 
eignes Steafgefeg gegen das Anfchaffen von Waffenvor— 
eäthen, eine Handlung, die, wenn fie in hoch verräthe⸗ 
riſcher oder aufrührerifcher Abſicht geibah, als vers 
ſuchter Hochverrarh beziehungsweife Aufruhr aufzufaflen - 
wäre (mas freilich Diejenigen läugnen werden, welche 


14) Anmert. zum Baler. Strafg. BD, 86. 





— 
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Die Strafbarkeit de8 conatus remotus läugnen, wer 
fie nicht hier Ausnahmen von der Regel '") anerfennen), 
die aber auch abgefehen von diefen Fällen aus polizeilichen 
©ründen einer Strafe unterliegt. So kann ferner die Bes 
freiung eines ®efangenen oder eine fonftige Handlung, die 
on fi nicht Hochverrath ift, dadurch zum Hochverrathe 
und mindeftens als Eonat defielben fteafbar werden, daf 
fie als Mittel zu hochverrätheriſchen Zweden 
dienen follte, indem alsdann ein concursus delictorum 
idealis (heterogene gleichzeitige Eoncurrenz), nämlich ein 
Zufammenfluß eines vollendeten mit einem verfuchten Ver⸗ 
brechen vorliegt, wobei e8 denn freilih darauf anfommt, 
ob man die Strafbarfeit des conatus remotus über; 
haupt oder doch ausnahmsweiſe beim Hochverrathe aners 
kennt ꝰ), Aber auch umgekehrt kann eine Handlung obs 
jectio betrachtet, d. h. abgefehen von dem anımus des 
Thäters, hochverrätheriſch ſeyn, jedoch wegen mans 
gelnden animus hostilis nicht ald Hochverrath ſtraf⸗ 
bar ſeyn, wie 3. B. wenn (maß: freilid nur die höchſte 
Moth entichuldigen Fönnte) ein Feldherr aus Kriegslift ges 
meinſchaftliche Sache mit dem Keinde machte, oder wenn 
ſich Jemand nur zum Schein in eine hochvereätherifche 
Verſchwörung einließe, um die Thäter und deren Plan zu 
entdecken, wie denn auch diejenigen Schriftfteller, weiche 
gu den gegen die Perfon des Regenten gerichteten Hands 
lungen gleihfali® den animus hostilis verlangen, Vers 
legungen deflelben aus bloßem Privathaß oder Abneigung 
gegen feine Perſon vom Hochvertathe ausfchließen und nach 
dem Baierifchen Strafgeſetzbuche (Anmerk. Th.8. S. 10.) 
dieſe Diſtinetion wenigſtens in der Perſon des Reichsver⸗ 
weſers anerkannt iſt. 


15) Arch. des Crim. Rechts. Jahrg. 1836. ©. 3 51. 


16) 3achariä vom verfuchten Berbrechen Th. ı. $. 140, welcher 
fehr gut von ten Füllen des \. a, ualieirten Beriuche handelt. 
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Auf dieſe Weiſe glaubt der Verfaſſer ein getreues 
Bild der gegenwärtig beſtehenden Doctein in der Lehre vom 
Hochverrathe, fo weit fie und hier angeht, gegeben zu 
haben, und mußte fie um der gleichfolgenden Gegenfäge 
willen ausführlich entwickeln. Unfere Doctrin beruht dies 
ſemnach im Wefentlichen auf der Definition Ulpian’s im 
L. 11.D. cit., die man für eine allgemeine Defi⸗ 
nition der perduellio hielt, und deshalb die im Römis 
ſchen Rechte vorfommenden einzelnen Fälle derfelben mehr 
als erläuternde Beifpiele betrachtete, ohne fi an.fle ge⸗ 
bunden zu halten. Man verfuhr daher hier auf diefelbe 
Weife wie bei der injuria, dem crimen vis, dem Stels 
lionat und ‚anderen Verbrechen, zu deren allgemeinem 
Begriff die Doctein durch Abſtraction der einzelnen: im Rö⸗ 
miſchen Rechte vorkommenden Falle gelangte. 


Gegen dieſe gemeintechtliche Doctein find nun ges 
meinfchaftli und unabhängig von einander Zirfler und 
WB eisfe aufgetreten, mit dem gewiß lobenswerthen Bes 
ftreben, den gefährlichen Umfang des Hochverraths ſowohl 
für die gemeinrechtliche Doctrin und Praxis, als für den 
zufünftigen Gefeßgeber , auf eine fehr bedeutende Weife zu 
befhränfen, und dagegen, was denmfreilich eine uns . 
vermeidliche Folge ihrer Theorie ift, den Umfang dee 
übrigen Staatsverbrechen zu erweitern. Denn daß es 
hier nicht auf Straflofigfeit in ſich verbrecherifher Hands 
lungen abgefehen ſey, verfteht ſich auch ohne diefe Bemers 
fung von felbft. | 5 

Mas nun zuerft die Zirkler'ſche Anſicht betrifft, 
ſo ſteht dieſelbe in einem nahen Zuſammenhange mit der 
von ihm gegen Diek, Weiske und andere Schriftſtel⸗ 
fer verſuchten und, wie der Verfaſſer glaubt, mit Geq⸗ 
reichen Waffen durchgeführten gefhichtlihen Enwsdun 


e 
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der perduellic bei den Römern. Daher denn auch die 
fer bier ihr Pla z zu gönnen ift. 
- Die per:luellio, bemerft Ziefler (S. 1—50: 
S. 158 fg.), tommt bei den Römern ſchon in den frühes 
fien Zeiten und auch noch in den 12 Tafeln in einem fehe 
ausgedehnten Sinne vor, und hing mit den Zegibus sa- 
cratis oder einer allgemeinen Friedloserflärung , . welche 
jeden im Volke zum Rächer berief, genau zufammen, be 
fonders in fpäteren Zeiten, wo die perduellio fi auf 
diejenigen Verbrechen gegen den Staat befchränfte, welche 
wie jeßt Hochs oder Staatsverrath nennen. In diefem 
Sinne wurde die perduellio aud keineswegs, wie 
Cropp, Diek (und ſelbſt auch Weiske .1—6.) 
behaupten, durch die im 7ten Jahrhunderte Roms erlaſſe⸗ 
nen lex Varia, lex Apuleja und lex Cornelia ihrem 
Begriffe nach verdrängt und völlig aufgehoben. Vielmehr 
beftand die alte auf den leges sacratae bafirte perduel- 
lio und das judicium perduellionis als formelles 
Mecht neben dicfen leges (Volksſchlüſſen) fort, welche nur 
die imminuta majestas, d.h, folde Handlungen ums 
faßten, die nicht norhwendig eine ftaatsgefährliche Geſin⸗ 
nung vorausſetzen, und zunächft nicht die Erhaltung, fons 
dern nur das Anfıhn, die Ehre und Würde des Römis 
fden Staats (dignitas populi Romani) gefährdeten. 
Erſt Die lex Julia (welche aber nicht von Auguſtus, ſon⸗ 
dern.. von Julius Cäſar herrührt) Hat die alte perduel- 
lio- mit dem fie erweiternden crimen majestatis völlig 
vereint, ‚fo daß nunmehr aud das judicium perduel- 
lionis als formelled Recht verſchwand, und ſowohl die 
Fälle der imminuta majestas als die perduellio unter 
den Öattungsbegriff crimen majestatis fielen, und beide 
derſelben Strafe, nämlich der aqua et ignis inter- 
dictio, unterlagen. Gleichwohl wurde auch noch fpäter, 
‚ wie aus mehreren comihen Seienritkeien untäugbar hers 
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vorgeht, und auch an fi) natürlich if, die perduellio 
al® der fehwerfte Fall in, dee Doctein und Praris nicht nur 
dem Begriffe und Thatbeftande, fondeen auch der Strafe 
nach von den Übrigen Fällen des crimen majestatis 
unterfchieden. Zwar erweiterte ſchon Auguftus, mehr noch 
Tiberius (fegterer auf eine empötende Weife) das crimen. 
majestatis, allein ſchon Marc Yurel fegte fe, dag die 
ipso jure ſchon bei Lebzeiten des Angeklagten eintretende 
Vermwirkung feines Vermögens‘ nun auf den reus. per- 
duellionis zu beſchränken fey, und gleicherweife traf die 
damnatio memoriae auch nur diefen, nicht die übrigen 

rei majestatis. Im übrigen war freilich die Strafe die 

nämliche, allein fpäter wurde der aquae et ignis inter- 
dictio die Deportation fubftituirt und dann die Todess 
ſtrafe, fo jedoch, daß, da die lex majestatis fehr ven 
fehiedenartige Fälle umfaßte, die Todesftrafe keineswegs 
unbedingt eintrat, namentlich in Folge des mit dem Ver; 
ſchwinden der judicia publica eintretenden Milderunges 
rechts des Richters 7). An diefe Beftimmungen fließen 
fich nocb die im %. 393 von Theodog dem Großen erlaffene : 
trefflihe L. un. C. si quis imp. maledixerit, und die 
nach ihren Anfangsmworten f.g. Lex quisquis (L. 5. Cod. 
ad leg. Jul. maj.), welche felbft der unſchuldigen Kinder 
des Hochverräthers nicht fhont, um es ihnen, namentlich 
durch Entziehung des Vermögens unmöglich zu machen 
ſich zu rächen oder das Verbrechen des Vaters ebenfalle zu 
begehen. Zwar beichränfen Manche diefe Verordnung 
nur auf die f. 9. quasi perduellio, allein mit Unrecht, 
indem .einestheild die Kaifer Arcadiuß und Honorius aus 
natiiclichen Rückſichten den Regentenmord nicht gradezu 





17) Zirkler beruft ſich in bieler Iepteren Beziehung auf die Zu 
ctorität Birnbaum’s im N. Archiv Br. 19. S. 553 
Vgl. aud) Mittermaier zu Feuerbach Lehrb. $. — 8 
Abegg Strafrechtsth. ©. 
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ausſprechen mochten; anderntheils die Worte: etiam 
und: nam et ipsi pars corporis nostri sunt deutlic 
beweifen, daß die L. 5. C. cit. den Minifteemord dem 
unmittelbaren Angriff auf die Perfon des Kaiferd (crimen 
majestatis) gleihftellen wollte. Eben fo wenig dehate 
fie die Schwerdtfirafe, die Eonfiscation des gefammten 
Vermögens und die damnatio memoriae auf alle Falle 
des crim. majestatis aus, fondern hat diefe Strafen 
nur in Beziehung auf den eigentlichen Hochverrarh aus 
gefprocen. Ä 
. Seht man nun, fährt Zirfler fort, davon aus, 
daß ungeachtet der lex Julia die perduellio fortwähs 
rend dem Begriffe und der Strafe nach von den übrigen 
Zällen des crimen majestatis getrennt blieb; erwägt 
man die ausgezeichnet ſchweren Strafen derfelben; erwägt 
man insbefondere, daß die perduellio ihrem hiftorifchen 
Urfprunge nach auf der gefeglichen Sriedloserflärung dur) 
die leges sacratae bafirt ift, welche den perduellis für 
einen Staatsfeind und fiir vogelfrei alddann (aber auch nur 
dann) erfläcten, wenn der Thäter gleihfam auf Hands 
hafter That ertappt wurde (S. 282.), und verbindet 
man damit die Diefen legteren Sag beftätigenden L. 7. $. 5. 
D.h.t. u. Pauli rec. sent. Lib. 5. Tit. 29.9.2. 
(8. 194 fg.): fo ergiebt fi hieraus, daß die perduel- 

lio die Spige und den Eulminationspunft des crimen 
majestatis und zwar in der Art bildet, daß zum Begriff 
und Thatbeftande des Hochverraths nicht blo8 (mie nad 
der gemeinen Theorie) die Hochverrätherifche Abficht , fons 
dern aub ein beftfimmter Plan mit darauf bes 
rechneten Mitteln gehört, und diefe Mittel zum 
Zweck des Hochverrath8 müllen von der Art feyn, daß fie. 
entweder unmittelbar (tie 3. B. durch einen zum Waffen: 
Dienft getoorbenen Anhang) oder wenigftens mittelbar (mie 
3. B. wenn. fih Jemand betrügerich des Throns bemächs 
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tigt hat) die Gefahe eines Kriegsftandes für den 


Staat begründen. Alle anderen, wenn gleich in hochvers . 
wätherifher Abfiht“ (animo hostili) unternommenen, 


aber äußerlih noch nicht fo weit gediehenen Handlungen, 
es fey ohne beftimmten Plan oder ohne beftimmte Mittel, 
die den Thäter als einen perduellis manifestus darfes 
fen, gehören nicht zum Hochvercathe, fondern find nach 
andern Gefegen 3. ®. als crim, majestatis in specie 
oder als vis publica u. f. m. firafbar. Hievon ift denn 
die natürliche Folge, daß der Hochverrath als die Spitze 
und der Culminationspunkt des crim. majestatis feinen 
Unterfebied zwiſchen Vollendung und Verſuch zuläßt."). 
Denn ift der animus hostilis aus den getroffenen Mits 
teln unzweifelhaft (dolus ex re), fo fann zue Vollens 
dung deflelben nichtE mehr erfordert werden, und wenn 
man ihn aus der Idee eined maximum auffaßt, fo muß 
er entweder ganz oder gar nicht vorhanden feyn. Dies ift 
daher -auch durch den Art. 178. der P. ©. O. nicht abs 


geändert (S. 282 — 287.). Denn nit die Tendenz als - 


lein, fondern die That entfcheidet, und hierauf beruht 
der Unterfchied zwifchen dem faatsfeindlihen Ans 
griffe (Hochverrath) und den blos Kaatsgefährlis 
Ken Unternehmungen, und an diefem Begriff und Thats. 
beſtande des römifchen Hochverraths hat das deutſche 
Strafrecht nichts geändert. 

Diefer Anfiht von Zir ler, wenn andere der Vers 
faffee diefelbe (wie er glaubt) richtig aufgefaßt hat, wird 
Niemand die Idee der Driginalität ftreitig machey, und 
fie beruht eben fo ſehr auf einer gründlichen hiftorifchen 





18) Ueber biefe Streitfrage. vgl. Archiv des Er. Rechts Jahrg. 1836. 
©. 56. u. dazu: Mittermaier Zufag $.168 a. zu Feuer⸗ 
bach’s Lehrbuh, Zach ar i ä vom verf. Verbreh. Th. 1. 
8.17 Anmerk. 78fg., Luden vom verf, Verbr. ©. 509 — 510 

. Anmerk. vgl. mit ©. 227 fü. | 
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Forſchung als auf einer tüchtigen Interpretation der td: 
miſchen Geſetzesſtellen und anderer claſſiſcher Zeugniſſe In 
der fo überaus ſchwierigen und dunkeln Lehre der römi⸗ 
ſchen perduellio. Auch knüpft fi daran die wichtige 
Frage, ob es nicht in legislativer Hinfiht rathſam ſey, 
den Umfang des Hochverraths auf die von Zirfler ange 
gebene oder eine ihr ähnliche Weife zu beichränfen,, damit 
er al® dad maximum, die Spige oder der Eulminationd 
punft allee Staatsverbrechen hervortrete, und in dieſer 
Qualität unnachfichtlih mit dee ſchwerſten Strafe belegt 
werden fönne. Denn wer offen als Staatöfeind aufge 
treten und gleibfam auf handhafter That ergriffen if, 
verdient die fchiwerfie Strafe und den Namen eines 
Hochverräthers, wogegen die gemeinrechtliche Doctein 
und Prarid, namentlih mit Rücdfiht auf die Strafbars 
keit der bloßen Worbereitungshandlungen zu einem Ver— 
brechen (conatus remotus), genöthigt it, alle wenn 
auch noch fo unbedeutenden und entfernten Anflänge an 
den Hocdverrath mir dem ſchweren Namen dieſes ſchwer⸗ 
ſten Verbrechens zu belegen, und darauf bin eine Unters 
ſuchung und Beftrafung von Handlungen einzuleiten, die 
in dee That faum den Namen von hochverrätheeifchen, 
fondern höchſtens von ftaatsgefährlichen Handlungen vers 
dienen. Ye öfter ſolches gefchieht, um fo mehe wird dad 
Verbrechen des Hochverrathg in der öffentlichen Meinung 
- an feiner Intenfität verliecen, und in Zeiten politifcher Aufs 
regungen (welche eine ängftlihe Regierung nur zu leicht 
mit einee hochverrätherifhen Richtung der Unterthanen 
verwechfelt) fann es dann gar für eine Ehre gelten eine 
Unterfuchung wegen Hochverraths beftanden zu haben. 
So nugt man denn diefen Begriff allmählig ab, und es 
knüpfen ſich manche nachtheilige Folgen an diefen Mifs 
brauch mit dem Namen des ſchwerſten Verbrechens. 
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Bon diefer Seite her verdient daher die Zirfler’fche 
Anficht allerdings fehe beachtet zu werden. Allein ob fie 
vom Standpunkte des Römifchen Rechts die richtige fey, 
dürfte fehr zu bezweifeln feyn. Mag immerhin die per- 
duellio urfprüngfich auf der Friedloserklärung durch die 
leges sacratae gegründet geweſen feyn , fo befinden wir 
und doch, namentlich was die fpäterem Zeiten betrifft, 
hier auf einem ganz unficheen hiftorifchen Boden. Wis 
wiſſen weder beftimmt anzugeben, welche Fälle den leges 
sacratae unterlagen, noch können wir irgend mit Zupers 
ficht behaupten, daß ſich diefe urfprüngliche Idee bis in 
die fpäteren Kaiferzeiten hinein erhalten habe, zumal da 
ſchon ftreitig if, ob die perduellio und das judicium 
perduellionis nicht viel früher untergegangen ſeyen, als 
Zirfler annimmt Gewiß ift ferner, daß das crimen 
majestatis unter den Kaifern ein gefährlicher Spielball 
ihree Willfür und despotifchen Laune. wurde, und daß 
fhmeichlerifhe Richter fib zu allem hergaben, wozu die 
Kaiſer fie mißbrauchen wollten, was offenbar nicht‘ mögs 
lich gemwefen wäre, menn ſich die perduellio fo geftaltet 
hätte, wie Zirfler annimmt; endlich aub, daß die 
römifchen Juriſten felbft die Zälle der perduellio von 
dem jegt f. g. crimen majestatis in specie nicht genau 
unterſchieden, und daß nur gelegentli Ulpian eine Bes 
griffsbeftimmung von der perduellio giebt, von welcher 
es obendrein zweifelhaft ift, ob fie als eine allgemeine Bes 
griffsbeftimmung anzufehen fey, und die nicht einmal das, 
was Zirfler für das Charakterificende der perduellio 
ausgiebt, im Entfernteften andeutet. Es gehört daher 
eine ziemlich Fühne Combinationegabe dazu, um bei folchen 
Zeugniffen zu der abftracten Idee von Zirkler zu ges 
fangen, wenn nicht etwa die L.7. $.5.D. h.t. und 
Paul. R. S. 5. 29. 2. als entfcheidende Zeugniffe dakür 
‚gelten follten. Diefe Stellen lauten fo. In re rn 

Asch. d. CH. 1837. III. St. 2 >) | 
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fagt Modeflinus: hoc tamen crimen a judicibus 
non in occasionem ob principalis majestatis ve- 
nerationenı habendum est, sed in veritate. nam 
et persona spectanda est an potuerit facere "), 
et an ante quid fecerit et an cogitaverit et an 
sanae mentis fuerit. Nec lubrieum linguae ad 
poenam facile trahendum est. Quamquam enim 
temerarii digni poera sint, tamen ut insanis illis 
parcendum est, si non tale sit delictum, quod 
vel ex scriptura legis descendit, vel ad exem- 
plum legis vindicandum est. In der zweiten fagt ' 
Paulus: in reum majestatis inquiri prius con- 
venit, quibus opibus, qua factione, quibus hoc 
asctoribus fecerii; tanti enim eriminis reus non | 
obtentu adulationis alicujus, sed ipsius admissi 
causa puniendus est, wo denn Zirkler &. 199 fg. 
die Ausdrücke opibus, factione, auctoribus ſchatf⸗ 
finnig erörtert. Dieſe Stellen follen zum Beweiſe dienen 3 
(8.194 fg.), daß das Römifche Recht einen befonders 
firengen Beweis des animus hostilis, den es auch 
bier ale Abfiht und That zugleich aufgefaßt wik 
fen wollte, verlange, Allein dies dürfte Doch zu bezwei⸗ 
fein feyn. Denn vorerft ift in beiden Stellen (die Haupt: 
ftelle des Paulus ift zudem nur ein rechtshiſtoriſches Zeug: 
niß) nicht vom animus hostilis und von der perduellio 
inspecie, fondern vielmehr von dem Sattungsbegriffe cri- 
men majestatis die Rede, wie ſchon die Erwähnung der 
Injurien gegen den Regenten ergiebt, die nah Zirfler’s 
eigner Anficht nicht zue perduellio gehören, und aub 
die Worte quibus opibus etc. fünnen eben fo gut auf 
den bloßen Aufruhr, der auch nach Zirfler an fich von 


19) Dicfe Worte bezieht Sirkler ©. 197 u. S. 308. nicht auf 
das phyfilche Vermögen , (ontern auf den Muth. Anders pers 
ſteht ſie Beiste, wonnon wodter unten. 
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der perduellio außgefchloffen tft, bezogen werden. So⸗ 
dann aber und insbefondere ift, wie die in beiden Stellen 
an die Spige geftelten Worte. ergeben, die Abſicht beider 
Suriften offenbar nur. die, die Richter ihrer Zeit vor Krie⸗ 
cherei und Schmeichelei zu warnen, und zu diefem Behufe 
geben fie ihnen einige mohlgemeinte Yuslegungscregeln an 
die Hand, momit aber keineswegs gefagt ift, daß der 
animus hostilis nur auf die von ihnen angegebene 
Weiſe als erwiefen gelten fönne, fondern blos auegefpros 
Ken ift, daß er alddann Plar und unzweifelhaft (in veri- 
tate) vorhanden fey. Vergleicht man nun damit.die eins 
zelnen in der lex Julia maj. vorkommenden Fälle des 
crimen majestatis,. welche fämmtlid objeetio ges 
fährliche Handlungen darftellen, fo wird man fich leicht 
iiberzeugen, daß Modeftin und Paulus hier nichts Meues 
fagen, und am wenigſten von einem beſonders ftringenten 
Beweiſe des anımus hostilis reden wollten. - 


Der Verfaſſer glaubt diefem allen nach, daß das, 
was Zirfter zus Widerlegung der gemeincechtlichen 
Doctrin und Pragis geltend gemacht hat, nicht zut Widers 
fegung derfelben dienen könne, und findet, abgefehen das 
von, daß die römifchen Gefege im Allgemeinen auf 
die Analogie verweilen, auch noch in der erwähnten L. 7. 
$.5.D. cit. verbis: . ... delictum, quod vel ex 
scriptura legis (Juliae) "descendit vel ad exem- 
plum ejus vindicandum est, infofern eimen Stüßs 
punft für die gemeinrechiliche Doctein, al® die einzelrien 
Fälle der lex Julia analogifeh erweitert zuletzt zu Utpian’s 
in der L. 11. D. cit. gegebenen allgemeinen Begriffsbes 
fiimmung der perdaellio führen dürften Dies führt 
denn den Verfaſſer zu der Anſicht Weiske's, welcher 
von diefer Seite her die gemeinrechtliche Docttin anges 
griffen hat. 
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4. 6. 

Weiske Hat in dem Vor⸗ und Racer” u 
feinee Schrift über Hocverrath und Majeftärsperbeeien 
eine fehr seeffende Charakteriſtik der gemeinrechtichen 
Doctrin gegenüber feiner Anſicht vom römifchen Hochver⸗ 
rathe gegeben, und dieſe Gegenfäge verdienen möglich 
getceu und grell widergegeben zu werden. 

Wenn, bemerft Weisfe, das Römifche Recht von 
feinem fubjectiven Standpunfte aus jedes Unternehmen, 
jede Handlung, die eine gewiſſe Verlegung Des Staats 
bezweckt °°), ale Majeftätsverbrechen bezeichnet hätte, fo 
würde man fich darüber nicht wundern fönnen. Wäre 
iegend ein Unternehmen von der Art, dag man bie Abſicht 
der Verlegung der respublica daraus erfehen fönnte, fo 
müßte dies ſchon zur Annahme des crimen majestatis 
genügen. Wllein jene, gerade wegen dieſes Verbrechens 
fo oft angeflagten Römer fahen fehe wohl ein, daß, wenn 
jedes Unternehmen und jede Handlung, die contra 


rempublicam vel principem gerichtet iſt, als Maje: 


ſtätsverbrechen beftraft werden folle, die Freiheit der Bär: 
ger zu fehr gefährdet, der willfürlichen Verurtheilung zum 
Majeftärsverbrechen Thür und Thor geöffnet fe Und 
wenn auch ein Tiberius und Nero in einem folden Um: 
fange das Majeftätsverbrehen anerfannt haben mögen, 
fo geſchah es Doch fpäter nicht mehr, und namentlich nicht 
mehr nach dem Rechte, welches uns das Corpus juris 
hierüber" aufbehalten hat. Wan bedenke nur, was in den 
Worten jedes Unternehmen und jede Handlung liegt, 
und noch mehr, was in dieſelben hineingelegt werden kann. 
Wenn die Römer es alfo feheueten, ſich in diefer Allge⸗ 
meinheit auszudrücken, was fol man denn dazu fagen, 


Bol. z. B. das Bern. G 7, Juli 1882, Das 
m & 54 3. RN efet vom 7. Zu Deſterr. 
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wenn wir es thun, wir, die wir abgefehen von vielem 
Andern von dem objectiven Geſichtspunkte ausgehen! ”%) 
Nicht jedes Unternehmen alfo, fondern nur das Unter⸗ 
nehmen von einigen höchft folgereihen, im Geſetz 
ausdrücklich benannten Handlängen macht zum Maje⸗ 
frätsverbrecher , oder wie wie fagen zum Hochverräther. 
Diefe Handlungen find allerdings folche, durch welche eine 
Verlegung der respublica vorzugsigeife möglich iR. 
Wer folglich eine andere als die im Geſetz (lex Julia) 
bezeichnete oder ad exemplum .derfelben zu achtende, 
felbft in der Abficht die respublica zu verlegen, unters 
nimmt, wied durch das Unternehmen derfelben nicht Hoch» 
verräther, fondern ift nah anderen Geſetzen ftrafdar. Und 
gerade darin befteht ein großer Vorzug des Römifchen 
Rechts, daf es ftatt des allgemeinen Ausdrucks: jede 
adversus rempublicam vel principem gerichtete 
Handlung, vielmehr die einzelnen Handlungen, welche 
ald contra rempublicam gerichtet anzufehen find, bes 
zeichnet, und daducch diefem Verbrechen die für die indis 
viduelle bürgerliche Freiheit fo unentbehrlihen Schranken 
fegt. Zwar fcheint diefer Anficht-die allgemeine Definis 
tion Ulpian’s in L. 11. D. cit. zu widerftreiten, wie denn 
au im $.3. J. de publ. jud, (4, 18.) von der lex 
Julia ganz allgemein gefagt wird, fie ſey gegen diejenigen 
gerichtet, qui contra imperatorem vel rempubli- 
cam aliquid moliti sunt. Allein man darf dabei nicht 
vergeffen, daß aus einer lex niemald liber die darin 







21) Diefe Argumentation ift offenbar verfehlt, Denn bie in der 
. G. D. vorherrfchende Verbindung des objectiven mit dem 
fubjectiven Sefichtspuntte der Strafbarkeit fchließt die Berück⸗ 
fiihtigung des animus keineswegs aus, und man bezieht auch 
gewöhnlich die Ausdrüde ob⸗ und ſubjectiver Gefihtepunft 
nicht auf den Begriff, fondern auf den Grad der Strafbarkeit 
verbrecherifcher Handlungen. ©: vben 5.8. u. Abegy Su 
schhtötheorie S. 0 — Bli u, 5 80. 
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enthaltenen oder ad examplum derſelben zu achtenden 
Kölle geftraft werden konnte, und da in dem Pandekten⸗ 
Zitel ad leg. Jul. maj. die einzelnen der lex Jul. unters 
liegenden Källe enthalten ind, fo konnte es unmöglich Uls 
pian's Abſicht ſeyn, Darüber hinaus eine allgemeine, 
dem Römifchen Rechte durchaus unbekannte Begriffsbeſtim⸗ 
mung von der perduellio zu geben, und-auf diefe. Weife 
jeded animo hostili gegen den Staat oder gegen dem 
Regenten gerichf®te Unternehmen für Hochverrath zu ers 
klaren, fondern er abſtrahirte nur auß den gefeglihen 
&ällen der perduellio jene-Begriffsbefimmung , die dann 
notürlich nicht weiter reichen kann, als die Quelle, woraus 
fie geſchöpft ik. Und nicht anders ift auch die zweite, noch 
vagere Definition, zumal als blos für die Inſtitutionen bes 
fimmt, aufzufaffen.. (Weiſske & 7). : 

Ein zweiter Vorzug des Römifchen Rechts vor unfer 
ven heutigen Anfichten’befteht darin, daß nah L. 7. $. 5: 
D. h. t. der Richter des Majeſtätsverbrechens beachten 
fol: an reus potuerit fücere. Grade wegen des fubs 
jectiven Geſichtspunkts iſt dieſe Stage hochwichtig. Wie 
mancher, beſonders jugendliche Menſch hat, durch dieſes 
oder jenes angefeuert, die Abſicht, die Staatsverfaſſung 
ſeines Landes, die er nicht einmal hinreichend kennt und 


beurtheilen kann, umzuandern, umd ift entfchloffen, feinen 


Zweck durch verbrecherifche Unternehmungen zu erreichen; 


‚ unterfucht aber der Richter, ar potuerit facere, wie es 


das Römifche Recht will, wie oft wied es dann auch hier 
HA das Wollen Habe ich wohl, aber das Vollbringen 
ee, | 





2%), Auch, Heffter Lehrb. 5. 204. berüdfichtigt jene Worte, als 
lein’er bezieht fie auf Handlungen, die, wie die P. G. O, ſich 
im Art, 178, ausdyüdt, zur Vollführung der Miſſethat dienlich 
(objectiv ſchädlich) im. ©... 
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Ein dritter Vorzug des Romiſchen Rechts befteht 
darin, Daß es feinen ceiminell firafbaren Verſuch des 
Majeftätsverbrecheng Pennt; es will das Jubricum lin- 
guae nicht beftraft wiffen (L. 7. $. 5. D. cit.), und die 
Kaifer erflären den turbulentus obtrectator tempo- 
rum nostrorum, fo wie den, der contra constitutio- 
nem meam pronunciat, für des Majeſtätererbrechens 
nit ſchuldig (L. un. C. si quis imp.). Welche bes 
deutende Rolle fpielt dagegen grade: der Verſuch dieſes 
Verbrechens nach heutigem Rechte! Hat man doch wegen 
„entfernten Verdachts des Hinneigens zu ſtaatsgefähr⸗ 
lichen Tendenzen” Unterfuchungen und Strafe verhängt! 
Sinden wir doch in unfern neueften wiſſenſchaftlichen Wer⸗ 
fen iiber das heutige gemeine deutfche Strafrecht, mit 
Berufung auf ein allgemein gültiges Befeg, daß „nach s 
drückliche Strafen denjenigen treffen, melcher bei ers 
laubten VBerfammlungen oder Feſten Reden politifchen Ins 
halıs hält!” | 

Dies find die Hauptvorzüge, melde Weisfe an 
dem grade in der Lehre vom Hochverrath fo vieltach vers 
ſchrieenen Römifchen Rechte hervochebt, und er bemerkt 
dabei fcbließlich noch, daß, wenn die römifchen Kaiſer das 
Verbrechen des Majeftätsverbrechens auch auf das Schreis 
ben mit faiferlichee Purpurtinte und das Tragen gewifler 
kaiſerlicher Kleider egtendiet hätten, folches h. 5. T. unans 
mwendbar geworden fey , ftatt deſſen aber. nach heutigem ger 
meinen Rechte denjenigen „unnachfichtliche Beftrafung 
treffe, welcher Abzeichen in Bändern, Eocarden u. dergl. 
in andern Karben außer denen feines Landes trage.” Auch 
die barbariſchen Strafen der perduellio des Römiſchen 
Rechts feyen jegt überall in Deutfchland abgeſchafft, an 
die Stelle der unbedingt angedrohten Todesftrafe könne 
jegt unter Umftänden eine mildere Strafe treten, und ſo 
biete denn das Römifche Recht, von dieken Miten ie: 


\ 


880 Die Beflimmungen des Roͤm. Rechts 


freiet, noch jeßt einen beſſern Anhaltspunkt, wie die ge: 
meinrechtliche Theorie und die neueren Legislationen dar. 


$. 6. 


Man Pann diefer Darftellung von Weiske (melde 
nach des Verfaſſers Anficht der gelungenfte Theil feiner 
Schrift if) nicht ohne lebhaftes Anterefle folgen, und muß 
ide auf gleiche Weiſe wie der Zirkler'ſchen Anficht, mit 
welcher fie in dem Grundgedanken der Beſchränkung 
des Hochverraths übereinfommt, in legislativer Hinficht 
vielfach beipflichten. Allein, was das Römifche Recht be: 
trifft, fo dürften die gerühmten Vorzüge defielben doch zu 
weit getrieben feyn. 

Was nämlich den erften Vorzug des Römiſchen 
Rechts betrifft, fo ift derfelbe offenbar mehr ein formeller 
als materieller. Formell infofern, als man allerdings zus 
geben muß, daß nach Römifhem Rechte die Zahl det 
hochverrätherifhen Handlungen gefchloffen war. Allein 
dieſer formelle Vorzug wird bedeutend dadurch geſchwächt, 
daß einestheild eine Erweiterung der Fälle der perduellio 
ad exemplum legis möglid war, wogegen fi 3. B. 
das Baier. Strafg. in der Anmerf. Th. 8. ©. 7. Re. 8. 
mit Recht erklärt Hat; anderntheils daß die Fälle der 
perduellio nicht genau und ſcharf von den übrigen zum . 
erimen majestatis gehörigen Fällen gefondert, fondern 
beide durch einander gemengt find. Noch weniger wird 
man in materieller Hinficht da8 crimen majestatis rüh⸗ 
men können, da die Römifchen Kaifer mit diefem Verbre⸗ 
«en einen fo argen Mißbrauch trieben, und offenbar nicht 
hätten tceiben können, wenn der Begriff deflelben nicht fo 
vag.und unbeſtimmt geweſen wäre, daß eine willfürliche 
Ausdehnung deffelben felbft auf die unbedeutendften Hands 
lungen mit dem Buchftaben des Gefeges verträglich war. 
Es genügt daher noch Teineöwegd , Vie Yatl Ver hochver- 
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rätherifehen Fälle für gefchloffen zu erflären, fondern es 
fommt auf das Wie? an, und darin dürfte und das Rö⸗ 
mifche Recht wohl nicht zum Mufter dienen, man mag 
nun (tie es die Mehrften thun) die einzelnen Fälle der cö- 
mifchen perduellio von dem Falle de crimen maje- 
statis ın specie trennen, oder, wie e8 Weisfe thut, 
beide unabgefondert behandeln. Denn ein Majeftärövers 
brechen, wie das der lex Julia, welches eine Reihe von 
Fällen ohne inneren Zufammenhang und Drdnung aufzählt, 
frommt unferer gegenwärtigen Doctein und Gefeggebungss 
wiflenfchaft auf feine Weife, und würde für mehr nicht 
als für eine chaotiſche Beifpielfammlung einzelner Källe gel: : 
ten fünnen. Dahingegen muß man allerdings der Anficht 
von Weiske beiftimmen, daß Ulpian’s Definition nicht 
weiter reichen fann, als die Duelle, aus welcher fie ges - 
fhöpft ift, und daß daher die gemeinrechtlihe Doctein, 
welche fie fiir eine allgemeine Begriffsbeftimmung der per- 
duellio anfieht und die einzelnen Fälle der lex Julia ale 
bloße Beifpiele daran Fnüpft, auf einer irrigen Vorauss 
fegung vr ruhe, mwie dies der Verfaffer gegen feine früher’) 
ausgefprochene Anficht zugeben muß. In diefer Beziehung 
wird es nicht nöthig feyn, Die bereits oben angeführten 
Gründe hier zu wiederholen. Zwar fommt es im Römis 
ſchen Rechte fehr häufig vor, daß eine und diefelbe ftrafs 
bare Handlung aus verſchiedenen Strafgefeßen verfolgt 
werden fonnte, 3. B. alternativ ald vis publica oder 
privata, ex lege Julia majestatis oder Cornelia 
de falsis (numaria), ex lege Julia de vi oder aus 
einem gegen eine fpecielle Gewaltthat gerichteten Strafges 
feg u. f. w., und infofeen ſcheint e8 ganz in dem Geifte 
des römischen Strafrechts gelegen zu feyn, daß ex lege 
Julia majestatis eine Unflage wegen Hochverraths auch 


29) In den Beiträgen zur Lehre vom Hochverratk, Bern id, 
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dann angeftellt werden fonnte, wenn die ftrafbare Hands 
fung zwar an fich (objectiv betrachtet) einem andern 
Strafgeſetze unterlag, allein duch den anımus hostilis 
ſich als Hochverrath qualificiete. Allein diefe Schlußfols 
gerung würde gleichwohl eine übereilte ſeyn, indem eine 
Anklage aus verſchiedenen Strafgeſetzen wegen Einer Hand⸗ 
lung nur dann möglich war, wenn die electiv concurrirende 
lex von ſo weiten Umfange war, daß darunter auch 
ſolche Handlungen, die bereits einer fpeciellen lex. unters 
kagen, fubfumire werden Fonnten. Dies läßt fich nun 
aber von allen Verbrechensgattungen, die einer lex uns 
terlagen,, fo wenig behaupten, daß vielmehr die mehrften 
leges fid auf eine beſtimmte, genau gefaßte Zahl von eins 
zelnen Verbrechenshandlungen hbefchränften, welche den 
Anhalt dee fpeciellen ausmachten, und worüber hinaus nur 
aus einem andern Ötrafgefege geklagt werden Eonnte, 
Und fo verhält es fih auch, wie der Pandeften: Titel ad 
legem Juliam maj. unzweifelhaft ergiebt, mit dem cri- 
men majestatis. Es fommt noch insbefondere hinzu, 
daß Die Möglichkeit der Verfolgung Lines Verbrechens aus 
verfchiedenen Strafgefegen keineswegs auf der Verſchie⸗ 
denheit des anımus ded Thäters beruhte, indem z. B. 
die lex Julia de vi, die lex Cornelia de falsis u. f. w. 
gar feine befondere Richtung des dolus erfordern, fondern 
alternativ ex lege Jul. maj. oder Corn. de falsis 
oder wegen Münzverbrechen, alternativ in einzelnen Källen 
ex lege Julia de vi publica oder privata u. f. w. 
ohne Rückſicht auf einen befondern animus geflagt 
werden fonnte. Der Berfafler hält daher die Bemerfung 
Weisfe’s, daß das Römifche Recht die einzelnen Wer 
brechen nicht ausfchließlich oder auch nur. vorzugsweiſe 
Durch den bloßen animus von einander unterfchieden habe, 
für eine namentlich auf Dem Gebiete der Staatsverbrechen 
ſchr gegründete Bemerkung, 
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Zur Rechtfertigung der gemeinrechtlichen Doctrin 
mit ihrem ermeiterten Begriffe der römifchen perduellio 
nach Ulpian’s Definition in L. 11. D. h. t. fönnte man 
fich endlich noch darauf berufen, dag das Römifche Recht 
fowohl im Allgemeinen al8 auch insbefondere beim crimen 
majestatis eine analoge Anwendung (ad exem- 
plum legis) und ausdehnende Erflärung (ex 
sententia legis) geftatte, und daß man mit Hiülfe der 
ertenfiven Auslegung und analogen Anwendung zulegt zu 
einer allgemeinen Begriffebefimmung der perduellio ge: 
langen werde, mie fie Ulpian aufftelle; ferner auch, daß 
die eigenthümlihe Form der römiſchen GStrafgefege, 
namentlich der leges, mit den allgemeinen Begrifs 
fen, welche die P. G. D. von den in ihr enthaltenen Ver⸗ 
brechen gebe, nicht harmonire, und fich daher die Doctrin 
von den einzelnen Källen der römifchen leges längft zu 
allgemeinen Begriffen erhoben habe, wie man denn 5. B. 
auch feinen Anftand nehme, aus den einzelnen Källen der 
vis, des Stellionats, des falsum u. f. mw. einen allge: 
meinen Begriff von diefen Verbrechen zu abftrahiren,,. ohne 
fi in diefer Beziehung an die einzelnen Straffälle des Rö⸗ 
mifchen Rechts gebunden zu halten. Allein ed kann feinem 
Zweifel unterliegen, daf dies nicht die richtige Methode 
der Anwendung ded Römifchen Rechts fey, wenn gleich 
auf der andern Seite die zum Theil trefflichen Beſtimmun⸗ 
gen der P. ©. O. über den Begriff, den Thatbeftand und 
den Umfang der von ihr hervorgehobenen Verbrechen das 
natürliche Streben erzeugen mußte, es darin der P. G. O. 
auch in Beziehung auf diejenigen Verbrechen, rückſichtlich 
welcher -fie auf das Römiſche Recht verweiſt, möglichſt 
gleichzuthun. Der Verfafler' glaube daher, daß von dies 
fer Seite her unfere gemeinrechtliche Doctrin und Pragis 
mit ihrem erweiterten Begriff der römifchen perduellio 
(und das. Römische Recht ift ja hier unfere Qauptaneic, N 
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einen ungefeglichen Zundamente beruhe, und daß es daher 
zu ihrer Rechtfertigung anderer, vom Römiſchen Rechte 
unabhängiger Gründe, wovon weiter unten, bebürfe. 


Was fodann den zweiten Vorzug des Römifchen 
Rechts, wie folhen Weiske hervorhebt, betrifft, fe 
möchte doch fehr zu bezweifeln feyn, ob die Worte der 
L.7. 6.5. D.cit.: an reus potuerit facere in dem 
Sinne aufzufaffen feyen, wie fie Weisfe auffaßt. Daß 
fie anders aufgefaft werden können, zeigen ſchon die vers 
fchiedenen Interpretationen derfelden bei Zirkler und 
Heffter a.a. 9. Geht man davon aus, dag Mobdeftin 
die Richter feiner Zeit nur davor warnen will, daß fie 
nicht gleich eine Mücke für einen Elephanten halten folen, 
fo darf man die von ihm gegebenen Andeutungen , wie det 
Richter bei der Beſtrafung des crimen majestatis zu 
verfahren habe, nicht zu ſtrict, und als eigentliche Rechtbs 
fäge enthaltend auffaflen, und es können die Worte: an 
potuerit, facere eben fo gut auch auf bloße Drohungen 
gegen den Regenten, folglid auf Berbalinjurien (auf das 
lubricum linguae) bejogen werden, wie denn überhaupt 
die ganze Stelle wohl nur auf Schmähungen gegen den 
Megenten bezogen werden kann, indem Modeftin den Rich⸗ 
ter Darauf verweift, bei ſolchen Anklagen die ganze 
Perfsnlichkeit des Angeſchuldigten zu berückſichtigen, ob 
nämlich derfelbe, um mit der 9. ©. D. zu reden, eine 
Derfon fey, zu der man fich der Ausführung der Schmäs 
bung oder Drohung verfehen könne (an potuerit fa- 
cere), ob er in diefer Beriehung etwa ſchon vorher 
thätig gemwefen und mit folcben Gedanken fänger umge 
gangen ſey (et an ante quid fecerit et an cogitave- 
rit), und ob er dabei sanae mentis fey. So aufgefaßt 
verſchwindet denn freilich jener gerühmte Vorzug des Ro 
mifchen Rechts, und man tanı taher wor ten guten Geil 


über den Hochverrath. 885 


der römifchen Juriſten, den auch der Kaifer Theodos In 
der trefflihen L. un. C. sı quis imp. fi zum Vorbilde 
nahm, gegenüber den fchlechten fehmeichlerifchen Richtern 
ihrer Zeit, rühmen. | 


Was den dritten Vorzug des Römifchen Rechts bes 
teifft, fo hätte man eher das Gegentheil erwarten follen, 
da ja das Römifche Recht den Grundfag ausfpricht, daß 
beim Hochverrath ſelbſt der entferntefte Verfuch gleich ſtraf⸗ 
bar mit der Vollendung ſeyn folle, wie man gewöhnlich 
das cogitare in der L. 5. C. h. t. verſteht. Allein 
man darf nicht vergeflen, daß ja das Römifche Recht bei 
den mehrſten Verbrechen, die einer lex unterlagen, dem 
Begriffe und. der Strafbarkeit nach nicht zwiſchen Vollens 
dung und Verfuch unterfcheidet, und infofeen jener Gag 
nicht als eine finguläre Befimmung des Hochverrarbe, 
fondern als Kolgefag eines allgemeinen Princips anzufehen 
ift, welches die L. 5. C: felbft andeutet. Abgeſehen nun 
davon, daß die unbedingte Sleichftellung des Verſuchs mir 
der Vollendung zu einer fehr ſtrengen Beftrafung des Hochs 
verraths nach Römifhem Rechte führt, fo hat allerdings 
Weiske darin recht, daß nah Römifchem Rechte eine 
fo unbegränzte Beſtrafung des verfuchten Hochverraths, 
wie nach dem Standpunfte der heutigen Doctrin, nicht 
möglich war. Im Römifchen Reste finder ſich nämlich, 
wie neuerdinge Zahariä und Luden in ihren fcbäßs 
baren Schriften über das verfuchte Verbrechen ausführlich 
entwickelt haben, fein formelles Strafgefeg gegen den 
Conat überhaupt, ja nicht einmal ein technifcher Aus⸗ 
druck für das, mas wie durch den Gegenfag von Vollens 
dung und Werfuch bezeichnen. Materiell betrachtet beftans 
den freilich im Einzelnen Strafgefege gegen das vers 
fuchte Verbrechen, indem die mehrften leges (jedod 
nicht alle) fo gefoßt waren, daß darunter au Wake 
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Verſuchshandlungen ſielen?“), die daher der gleichen Strafe 
wie das vollendete Verbrechen unterlagen. Allein Damit wer 
zugleich die Zahl der nach einer lex zu firafenden Handlew 
gen gefchloflen, und unter diefen Umftänden fonnte von einem 
weiten ftrafbaren Verſuche diefer Handlungen nicht Die Rede 
feyn. Denn über den Inhalt der lex hinaus konnte nid! 
geftraft, und von dem Undinge des Arafbaren Verſuchs eind 
Verſuchs eben fo wenig die Rede feyn. Handlungen der. An 
waren daher, wenn fie nicht ale ſelbſtſtändige Vergehungen 
‚entweder aus einer andern lex (4.9. als crimen vis) odet 
extra ordinem (3.8. aß sollicitatio alienarum nu- 
ptiarum) oder endlich als delictum privatum (3.9. ol 
injuria) einer Anklage, beziehungsmweife Klage unterworfen. 
werden fonnten, ftraflo®. Unter diefen, geroiffen leges unter; 
liegenden Berfuchshandlungen finden fich freilich auch Einige, 
die wir h. 3. T. mit dem Ramen des conatus remotus 
bezeichnen würden, allein vom Standpunfte unferer heutigen 
Doctrin betiachtet, nur ausnahmsweiſe. Much bei den 
criminibus extraordinariis wurden, wenn gleich fe 
tener als bei den ordinariis, bloße Verſuchſshandlungen 
zu einem Verbrechen in dad Strafgefeb aufgenommen, 106 
gegen beiden delictis privatis, diefe al& folche aufgefoßt, 
unter feinen Umftänden von einem ftrafbaren Conate die 
Nede feyn Eonnte. Diefe einzelnen Befiimmungen des Röm. 
Rechts iiber den Conat, welche auf der Anficht beruhten, 
daß das öffentliche Intereſſe keineswegs die Beftrafung des 
Eonats in allen Fällen und in allen feinen gedenfbaren 
Stufen (deren man befanntlich bald drei, bald nur zwei 
annimmt) verlange, find denn, wie Zahariä gegen 
Cropp nachgewiefen hat, weder buch Hadrian, ned 
durch die römifchen Juriſten, noch endlich durch Yufis 
nian zu einem allgemeinen Strafgefeße erhoben, fondern 


24) ©. datüber belouderd die Shit von Tuten. 
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auch nach Juſtinianiſchem Rechte kann der Conat nur dann 
geſtraft werden, wenn er einem ſpeciellen Strafgeſetze un⸗ 
terliegt). Betrachtet man nun diejenigen Fälle, welche 
vom Standpunkte unſerer heutigen Doctrin als verfuchtes 
crimefi majestatis oder in specie als verfuchter: Hochs 
verrath zu bezeichnen wären °°), fo muß man allerdings 
zugeben, daß eine Beſtrafung derfelben nah Römiſchem 
Rechte nicht fo Häufig und durchgreifend möglich war, wie 
h. 3. T., zumal da dem Römifchen Rechte das, was wir 
SHocverrath an der Verfaflung nennen, und worauf gegen: 
märtig die am häufigften vorfommenden Unterfuhungen — 
felbt bis zum conatus remotissimus — ' beruhen, 
wenn anch nicht grade unbefannt war, aber doch in den 
Quellen, als feltenee Fall, nicht einmal befonders hervor: 
gehoben if. Allein worauf beruht denn Hier die abmels 
chende Doctrin und Praxis der Gegenwart? Offenbar 
nicht auf einem Mißverſtehen oder einer willfürlichen Abs - 
weichung vom Römifchen Rechte, fondern auf der Anficht 
des Deutfhen Rechts. BZmar findet ſich im älteren 

deutfchen Rechte bei dem öffentlichen Verbrechen Fein allge 
meiner Unterfchied zwifchen Vollendung und Verfuch aus⸗ 
gefprochen, fondern e8 wurden nur in einzelnen Fällen 
Handlungen auch ohne matericlle Schadensjufligung in 
Anbetracht ihrer gemeingefährlichen Richtung mit Strafe 
bedroht, wobei in der Regel freilich der Verſuch gelinder 
als die Vollendung beſtraft wurde, ſo jedoch, daß im Gan⸗ 
zen dieſe Unterſcheidung nicht von großer Bedeutung ſeyn 
dürfte ”). Zwar hatte ſich auch unter den Händen der 
Gloſſatoren des Römifchen Rechts und der italiänifchen 
Praktiker des Mittelalterd noch keineswegs die Idee der 


25) Luden Kap. 2. Bahariä Th. 1. $. 64— 87. 
26) Luden ©. 225 fg. 
27) Euden Kap. 3. Zadhariä 5.91 - 98. 
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allgemeinen Gtrafbarkeit des Eonats in allen feinen 
gedenkbaren Stufen ausgebildet, fondern es galt vielmehr 
als eine communis opinio, daß das Römische Recht zwir 
ſchen delicta atrociora und levia unterfcheide, und bei 
jenen den Berfuch überhaupt (was freilich irrig if), bei dies 
fen gar nicht (was eben fo irrig ift) beſtrafe, und Dies galt 
denn auch als die gemeinrechtlihe Theorie in Deutſch⸗ 
(and ). Allein duch den Art. 178. der P. ©. ©. 
wurde dies wefentlih abgeändert. Durch fie erhielt 
Deutſchland ein allgemeines, den verbrecherifchen Verſuch 
überhaupt in feinen verfchiedenen Stufen bedrohendet 
Strafgeſetz, welches, abweichend von den feither geltenden 
Rechtsquellen, den Begriff, Tharbeftand und Umfang des 
Conats erweiterte und die Strafe deflelben auf eine andere 
Weife ald das Römifche Recht befimmte ). Damit 
fallt denn eines Theils die gleiche Strafbarfeit des verſuch⸗ 
ten mit dem vollendeten Hochverrathe hinweg, und die 
muß allerdings als eine wefentlihe, wenn gleich mehrfach 
bezweifelte Verbeſſerung des Nömifchen Rechts angefehen 
werden ”°); andern Theild aber wurde dadurch, wie bei 
allen andern Verbrechen, fo auch beim Hochverrathe, der 
Umfang des firafbaren Verſuchs diefes Verbrechens er» 
weitert, namentlich mit Rückſicht auf den conatus 
re- 
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29) Bachariä 6.95. Aus diefer Selbftftändigkeit des Art. 178. 
ergiebt fich zugleich, daß derfelbe mehr aus fich ſelbſt heraus 
(aus feinem Sinn und Wortverftande),, als aus dem Römifchen 
und germanffchen Rechte und der Anficht der italiänifchen Prabs 
tiker zu interpreticen ift, was Luden u. Bahartä in mehr 
fachen Beziehungen nicht achörig beachtet haben dürften. Vol. 
befonders Zach ar iä felbft a. a. D. 


80) Meister princip. jur. crim. $. 305. Bauer Lehrb. 
$. 841. Anmerk. 6. u. $. 345. ed. 2. Wächter Lehrb. 2. 
&.519f9g. 3ahartäl.c. Sh.1. 8.46. Luden ©. 510 
Anmerk. u. Mittermater Zufagphg 168 a. zu Feuer: 
bach’6 Lehrbuch. 
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remotus, indem der Art. 178. ſchon feiner Wortfaſſung 
nach fehr wohl auf den conatus remotus Überhaupt bes 
zogen werden Fann, und diefe Anſicht beim Hochverrathe 
ihre befondere Stüge an der, befanntlih auch In die 
Soldne Bulle Art. 24. libergegangenen L. 5. Cod. h. t. 
fand. Worauf beruht nun alfo der von Weiske vor um 
ferer heutigen Doctrin hervorgehobene Vorzug des Rö⸗ 
mifchen Rechts? Dffenbar auf der Theorie der Römer von 
der befchränften Strafbarfeit des Eonats überhaupt, 
indem die Srundfäge vom Hochverrathe oder crimen 
majestatis_in diefee Beziehung nichts Eigenthümliches 
enthalten. Allein in fegislativer- Hinficht‘ ift es doch ſehr 
zweifelhaft, ob die Theorie der Römer einen Vorzug vor 
dem Syſteme der P. G. O. verdiene? Merkwürdig if 
aber bei dieſer legislativen Streitfrage, daß diejenigen 
Schriftſteller, welche ſich im Allgemeinen gegen die allzu⸗ 
große Ausdehnung des ſtrafbaren Verſuchs, nainentlich 
des conatus remotus, 'erflären, beim Hochverrathe 
Ausnahmen von: der Regel. anerkennen. Zu dieſer 
Anficht kann ſich der Verfaſſer freilich nicht: befenhen ”). 
Allein auf der andern Seite ift Doch‘ auch nicht zu verken⸗ 
nen, daf der Gefetsgeber aus der von Weis ke zwiſchen 
dem Römifchen Rechte und unferer heutigen Doctrin fiber 
die Veftrafung des verfuchten Hochverraths gezogenen Pas 
tallele einige Nußanmendungen für ſich ableiten Fann, 
die mit der bereits oben ausgefprochenen Anficht, den 
Begriff des Hochverraths auf die ſchwerſten Fälle zu bes 
ſchränken, in einem nahen Zufammenhange ftehen. Der 
Geſetzgeber follte nämlih auf die von Zirfler anges 
gebene Weife den nahen und nun gar den entfernten Ber; 


81) Archiv 1836. ©. 248— 251. Wal. aus dafür: Mitter⸗ 
maier Note 4, zu Feuerbach $. 42. u. Bahartä l.c. 
$. 114. Dagegen: Derfted um Sisto v —R X 
Mittermaier cit. und Andere. 
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ſuch des Hochverraths für ein ſelbſtſtändiges Deliet, 
d. h. für eine, nach einem beſonderen Strafgeſetze zu be⸗ 
urtheilende, ſtaatsgefährliche Handlung erklären. Die 
Gründe hiefür glaubt der Verfaſſer ſchon oben genügend 
entwickelt zu haben, und will ſie daher hier nicht noch⸗ 
mals wiederholen. 

Einen vierten Vorzug des Römifchen Rechts vor uns 
ferer -gemeinrechtlihen Doctein hat Weisfe nicht hervor 
gehoben, der doch allerdings hervorgehoben zu werden vers 
dient. Es ift eine auf dem Gebiete des gemeinen Rechte 
allgemein angenommene Anſicht, daß ausnahmsweiſe beim 
Hochvertath auch die unterlaffene Anzeige defielden 
firafbar ſey, ja diefe Unterlaſſung foll mit der poena or- 
dinaria der perduellio belegt werden, und hieraus find 
denn aud in die neueren deutfchen Pegislationen feht 
firenge Strafbeftimmungen gefloflen. Dies gründet man 
aufdie L. 5. O. h. t., und zwar auf das dafelbft vor 
fommende Wörtchen consciis, ungeadtet Eujaciud 
und Bothofredus längft dargethan haben, daß con- 
scius f. d. a. socius (Gehülfe) bezeichne, mithin in der 
L. 6. C. feineswegs von einer Strafbarfeit der unterlaf: 
fenen Anzeige die Rede ſey. Ja fhon Baldus foll in 
einem feiner Eonfilien gefagt haben, „die Seele. des Bars 
tolus werde dafür in der Hölle gepeinigt, und auch den 
Richtern und Beifigern, welche jenen Sag befolgten, werde 
es nicht befler gehen. Sie fenen Mörder.” Wie unge 
gräindet es ift, jenen Sag dem Römiſchen Rechte unter 
zuſchieben, geht auch aus Nov. 117. cap. 8. hervor”). 
Und worauf fann man ihn diefemnach wohl gründen? Mur, 
wie Heffter ”) bemerft, auf eine communis opinio, 


82) 3irkler &. 281 in. 8 mit Weiske 5. 24 u. 25. Aus 
ro Verſuch S. 298. Mittermater Rote zu Feuer: 
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mithin auf die reine Doctrin, im Widerſpruch mit dem Geiſte 
des Römifchen Recht und. gegen den Sag nulla poena 
sine lege, zumal bei einer in fich nicht ftrafbaren Hands 
lung. Erwägt man nun, wie viele und bedeutende politis 
ſche Griinde einer folchen Strafbeftimmung entgegens 
ftehen °*), fo muß man hier offenbar dem Römifchen 
Rechte einen Vorzug dor unferer Doctrin und Pragis ein» 
räumen. Allein dies will man in legislativer Hinficht noch 
immer nicht anerfennen. 


9. 7. 


Bergleiht man nun die Theorie des Römifchen 
Rechts, welches nach der feitherigen Ausführung nur eine 
beftimmte Zahl von Handlungen, worin der animus ho- 
stilis unzweideutig..ausgefprochen ift, und zwar, wenn 
Zirfler’s Anficht gegeünder ift, Handlungen der ftrafs 
barften Art, mit dem Namen und der Strafe des Hochs 
verraths belegt, alle übrigen ‚Unternehmungen contra 
principem vel rempublicam:dingegen nicht als per- 
duellio, fondern nach andern Strafgefegen ftraft: vers 
gleiht man diefe Theorie mit unferer gemeinrechtlichen 
Doctrin von „jedem Unternehmen, jeder Handlung, 
die in feindfeligee Abficht gegen den Staat oder deflen 
Dberhaupt gerichtet ift”, fo läßt ſich diefe, wie oben 
($. 6.) ausgeführt wurde, wenigftend nicht auf die Bes 
flimmungen des Römifhen Rechts zurückführen. Es 
fragt fib daher, ob unfere gemeinrechtlihe Doctrin auf 
einer zu mißbilligenden willfürlichen Abweichung vom Römis 
ſchen Rechte beruhe, oder ob vielleicht andere, von dieſem 





84) In diefem Jahrg. des Archivs Hft. 1. entwidelt. Dan kann 
diefe ftrafbare Handlung mit Bentham Principes du Code 
penali. 3. zu den delits de mal imaginaire zählen, woruns 
ter er verfteht: des actes, qui ne produisent pas de 
mal reel, mais que des prejuges, des erreurs . ı » 
ont fait ranger parmi les delits, 
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unabhängige Umftände auf die Entwidelung und Ausbil 
dung derfelben von Einfluß gewefen feyen? Und dies ifk ei 
eben, was behauptet werden muß und dee Werfafler in 
Kürze auszuführen ficd bemühen wird. . 
Allerdings it das Römifhe Recht die Hauptquelle in 
der gemeinrechtlihen Lehre vom Hochverrath, allein fie if 
nicht die einzige aefchriebene Quelle, und es läßt fich. über 
haupt nicht verfennen, dab in Deutfchland der Hochver 
rath von jeher aus einem andern, dem Römiſchen Rechte 
fremden, Geſichtspunkte aufgefaßt wurde, wodurd 
denn, da überhaupt der Gefihtspunft‘, auf welchem ein 
Verbrechen aufgefaßt wird, den Begriff, den Umfang und 
die Strafbarfeit deſſelben beftiimmt “), auch das Verbre⸗ 
en des Hochverraths eine andere Geftaltung als die römis 
f&e perduellio erhalten mußte, und e8 würde fid, 
wenn diefee Beweis erbracht wäre, zur Rechtfertigung uw 
ſerer gegenwärtigen Doctein nur um die Krage handeln 
Fönnen, ob die Verhältniſſe und Vorausſetzungen, worauf 
dee deutfchrechtliche weitere Begriff des Hochverraths be 
ruht, noch gegenwärtig diefelben ſeyen, oder ob fie ihren 
Sinn und ihre Bedeutung verloren haben, und daher in 
legislativer Hinficht eine Rückkehr zum Römifchen Rechte 
(natũrlich in veränderter Korm) wünſchenswerth, oder mehr 
wie diefeß , nothwendig machen ? 
- Außer dem Römifchen Rechte befien wir nämlich in der 
9.8.9. zwei Artikel, welche man (menigftens zum Theil) 
ſchon früh in die Lehre vom Hochverrath hineingezogen 
hat, ungeachtet .fie fih weder des Ausdrucks crimen 
majestatis noch perduellio bedienen,! wie doch jener 
Ausdruck in der Bamb. art. 132. vorfommt. Es finden 
ih überhaupt in der Bamb. H. G. O. detaillietere Beſtim⸗ 


- 35) N. Archiv des Crim. Rechte Bd. 14. Mr. 16. Jahrg. 1886. 
S. 611 fg. Mittermaler iumedl. a Keuerbach G. 161, 
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mungen über diefes Verbrechen, wie in der P. ©. O. 
und Daher dürfte eine Furze Parallele zwifchen beiden nicht 
iiberflüffig fen. 

Der Art. 132. dee Bamb. ift überfchriei n: Straf. 
der jhenen, fo die Romifchen Keyſerlichen oder Koniglichen 
majeftat lefteen, und enthält die Worte: Item fo einer 
Römiſche Kepferlihe oder Königliche majeftat unfer aller 
genedigfte herrenlefkert, verblindtniß oder eynis 
gung wider diefelben majefet dermaßen madet, das 
er damit zu latein genannt Erimen leſe majeftatis 
gethan Hat, fol nach fage der Fepferlichen gefchriben recht 
an feinen eren, leben und gut geftcafft werden, und in 
ſölchem Fall die urteyler bei den rechtsgelerten die recht⸗ 
lichen ſatzung ſölcher ſchweren ſtraff erfaren, und ſich mit 
jrer urteyl darnach richten. Hieran ſchließt ſich gelegentlich 
der Art. 133. von Leſterung (mit Worten oder Werfen) 
die einer funft feinem Herren (d. h. abgefehen von 
der Kaiferlihen und Königlichen Majeſtät) thut, und welche - 
nach geftalt der Läfterung an Leib oder Leben gefiraft wers 
den fol. An diefen Artikel ſchließt ficb wiederum gelegents 
lich der Art. 134, welcher im Allgemeinen von fehriftlichee 
unrechtlicher peynlicher Schmähung (zu fatein libell famoß 
genannt) handelt, an; und erft nach diefer Abſchweifung 
oder gelegentlihen Einſchiebung der Art. 133 u. 154 
kommt die Bambergenfis im Art. 135. wieder auf einige 
Fälle zurück, die nach Römifhem Rechte zum Hochverrath 
zu zählen feyn würden. Der Yet. 135. ift nämlich über⸗ 
ſchrieben: Straff einer ſchentlichen Flucht, auch der fo boß⸗ 
licher fchentlicher weyß Stete Schloß oder beveftigung’ 
übergeben, oder von jren Herren zu den veyndhen ziehen, 
und dann heißt e8 weiter: Item fo yemant einer ſchent⸗ 
lichen Flucht, die er von feinem herren, haubtman, pas 
ner oder Fenlein thut, überwunden wirdet, der ift (nach 
fage der recht) erloß, und foll am feinem Ley der Leben 
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nach gelegenheit und geſtalt der ſachen geſtrafft werden. 
Deßgleichen föllen die geſtrafft werden, fo boßhaftiger weiß 
Stete Schloß oder beveſtigung übergeben oder wider guten 
glauben und jhr Pflicht von jrem herren zu den veynhden 
ziehen, alles nach Rate der rechtverſtändigen. Zieht man 
nun auch (wie man es nach den Art. 124 u. 127. der 
P. G. O. zu thun pflegt) die beiden Artifel der Bamb. 
iiber (hochverrätheriſchen) Aufruhr und Verrätherei an 
dem Gtaate (Art. 149 u. 152.) in die Lehre vom Hoc 
verrath, und fucht aus diefen Beftimmungen der Bamb. 
ein Syſtem zu entwickeln, fo dürfte fich ein ſolches ſchwer⸗ 
ih daraus entwickeln laffen, vielmehr erhellen, daß der 
Verfafler der Bamb. feine Flare Anfiht vom römiſchen 
Hochverrathe gehabt habe. Mach den Art. 132 und 133. 
ift der Begriff des crimen majestatis auf Läfterungen 
„der Römiſchen Kanferlihen oder Königlihen Majeftät 
duch Worte oder Werke” befchränft, fo daß alle 
Schwarzenberg die L. 5. C. ad leg. Jul. maj. and bie 
L. un. C. quis’imp. maled. im Auge gehabt haben 
mußte, wie namentlich die Worte „verbündtniß oder Eyni⸗ 
gung gegen dieſelbe Majeftät” der scelesta facto inL.5. 
C. cit. entfprehen , und die Erwähnung der Strafe „an 
feiner Ehre, Leben und gut” an die damnatio me- 
moriae und die confiscatio omnium bonorum des 
Mömifhen Rechts erinnert. Die gleichen Handlungen an | 
einem „fonftigen” Herten, alfo auch an dem Landeb: 
oder Territorialheren verübt, werden im Art. 133. zwar 
auch mit Strafe an Leib oder Leben bedroht, jedoch weder 
crimen majestatis genannt, noch wird dabei der Strafe 
an der Ehre und Gut gedacht. Beide Artikel beziehen fib 
demnach nur auf Handlungen , melche zunächſt und unmit: 
telbar gegen die Perſon des Kaifers oder eines ſonſtigen 
Derren (Territorial⸗, Lehnsheren u. f. w.) gerichtet find, 
und dieſen werden denn im Art. 135. Teirnigen Handiuns 
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gen entgegengefeßt, welche wie h. 3. T. (wenigſtens nach 
Partifularrechten) mit dem Namen des Landes ver⸗ 
raths im Gegenfage des Staatsverraths bezeichnen, wo⸗ 
bei aber freilid Schwarzenberg eben fo wenig an eine Ueber» 
gabe des ganzen heiligen Römifchen Reihe an den Feind, 
wie an einen Hochvertath an der Reihsverfaffung 
denken Fonnte. Jenes war nämlich undenkbar, dahee 
denn Schwarzenberg im Art. 135. nur von Uebergabe von 
Städten, Sclöffern und Befeftigungen fpriht, und an 
biefe® möchte man damals eben fo wenig gedacht haben, 
wie früher die Römer. Es giebt alfo nach der Bamb. 
nur einen Hochverrath an der Perfon des Kaifers, alle 
übrigen, wenn gleih nah Römiſchem R:chte zum crimen 
majestatis gehörigen Handlungen werden dem Begriffe 
nad davon unterfchieden, und unterliegen anderen Strafs 
gefegen. Des Hochverraths an den Churfürften gedenkt 
dabei Schwarzenberg nicht, weil darüber fchon in einem 
älteren Reichdgefege, nämlich in der Goldenen Bulle, Bes 
flimmungen enthalten waren. Allein jene Beſchränkung 
des crimen majestatis auf die Perfon des Kaiſers mochs 
ten die ohnehin nur mit vielem Widerftreben ſich zur Abs 
fafjung einer peinlihen Reichsgerichtsordnung bequemen» 
den und auf die große Erbmacht des Kaifers eiferfüchtigen 
Reicheſtände ſich nicht wohl gefallen laſſen, und fo gingen 
denn, indem man die richtige Anwendung des Römifchen 
Rechts dem Rathe der Rechtsverftändigen überlaflen zu 
follen glaubte, die Art. 132. 133 u. 135. der Bamb, 
nicht in die 9. G. D. über *ꝰ), wogegen der eingeſchal⸗ 
tete Art. 134. vom libellus famosus im Urt, 110. dee 
P. G. D. feine Stellung fand. Später fuchten denn auch 
die Schriftftellee, z. B. Carpzov, zu erweifen, daß ein 
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Hocverrath allerdings auch an den Reichsftänden begangen 
werden könne. 

So weit nun Schwarzenberg das Römische Recht, wels 
ches er freilich nicht richtig auffaßte, benugte, läßt ſich doch 
noch eine gewiſſe ſeibſtſtãndige Anſicht über den Hochver⸗ 
rath in dee Bamb. nachweiſen. Allein verbindet man das 
mit die Art. 149 u. 152. in der Art, daß jener von dem 
bochverrätherifhen Aufruhre, Ddiefer entweder von dem 
Hochverrathe überhaupt (Verrath an dem eignen Staate 
oder Herrn) oder von einer Art derfelben, nämlich ‚der 
perduellio durch Verrätherei verfianden wird “), fo 
dürfte e8 ſchwer halten, wo nicht unmöglich ſeyn, dieſe 
verfhiedenen Beſtimmungen zu einem Grundgedanken zu 
vereinigen ,. und wir befinden ung in der That auf dem Ge 
biete dee P. G. O. in einer befferen Lage, indem diefe «8 
und doch möglid macht, theild das römifhe crimen 
ınajestatis richtiger aufzufaflen und zur Anwendung zu 
. bringen, theils einer felbfiftändigen deutfch : rechtlichen An: 
fibt vom Hochverrathe zu folgen, zu welcher der Verfaſſer 
nunmehr übergehen zu follen glaubt. 


‘. 8. 

Wir Haben, wie befannt, in dem Art. 124. der 
P. ©. D. ein eignes Strafgefeg gegen die Verrätherei, 
welche in die einfache und qualificiete zerfällt. Letztere 
"wird nah der P. G. O. begangen gegen „ein Land, Stadt, 
feinen eignen Heren (nad Remus: dominus, nad Gob⸗ 
ee: princeps, magistrastus, fundi dominus), 
Bettgenoflen oder nahe gefippte Freunde”, und zerfällt 
demnad in die öffentliche und Privatverrätherei. Zu jener 
würde zunächft Die Verrätherei an dem eignen Staate und 


57) Wie weiter unten auszuführen iſt, wird nämlich der entfpre: 
chende Art. 17. der V. G. D D. werkchteten interpretirt. 
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Landesheren, alfo mit andern Worten der Hochverrath zu 
zählen feyn, ‚und fo hat denn auch die Doctrin ſchon früh 
den Art. 124. auf den Hochverrath bezogen. Allein feit 
Böhmer fam noch eine andere Anficht auf, nach wels 
cher der Art. 124. nicht auf alle, fondern nur auf gewiſſe 
Fälle des Hochverraths, die man neuerdings qualifi⸗ 
cirten Hochverrath nennt, bezogen werden foll, und 
hierauf befhränft man denn die Strafe des Viertheilens 
fammt den übrigen Schärfungen des Art. 124. Diefe 
- Anficht hat neuerdings auh an Heffter und Wächter 
ihre Vertheidiger gefunden. Sie befchränfen nämlich mit 
Martin ) die Verrätherei des Art. 124. (wofür ſich 
Martin auch des Ausdrucks, Verrath“ ald gleichbedeutend 
bedient) auf den fpeciellen Sal, daß „der Thäter den 
Feinden des Verrathenen, zum Zweck der von ihnen bes 
abfichteten Schadenszufiigung, entweder deflen Perfon oder 
irgend etwas in die Hände geliefert Habe, welches der 


Verrathene zu dem Seinigen zähle, and zwar in der Urt, - 


dag der Thäter feine Verbindung mit dem Feinde dem 
Verrathenen nicht nur forgfältig verheimlichte, fondern 
auch den Schein beobachtetee Treue für fih zu gewinnen 
fuchte.” Würde der Hochverrath unter diefer Korm bes 
gangen, fo unterliege er dem Art. 124. und fey qualifis 
cirter Hochverrath (perdüellio durch Verrath), wogegen 
wenn er durch offenen Aufruhr begangen würde, die 
Strafbeftiimmung des Art. 127. der P. ©. O. zur Ans 
wendung fomme. Denn der Art. 127. unterfceide zwei 
Fälle des Aufruhrs, den einfachen und den hochverräthes 
rifhen, indem unter der „Obrigkeit“ auch die hohe Obrig⸗ 
keit d. 5. der Regent zu verftehen fey. Der Art. 124. 
foll diefemnah, wie Wächter) fih ausdrüdt, vom 


- 38) Lehrbuch $. 313 — 814. ed. 2. 
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Hochverrathe dur actus clandestini, der Art. 127. 
Dagegen vom Hochverrathe durch actus manifesti, durd 
Aufruhr, ſprechen, und dieſe legtere, fchon von Kreß 
und Böhmer vertheidigte Anfiht Hat kürzlich Wäch⸗ 
ter '°), gegen die Einwendungen von Martin, Jarcke 
und Anderen noch befonders in Schuß genommen. 

Soll nun damit gefagt feyn, daß der Hochverrath 
nach deutſchem Rechte nur in zmwiefacher Korm, nämlich 
entweder durch Verrätherei im obigen engeren Sinne des 
Worts, oder durch Aufruhr begangen werden Fönne, fo 
wiirde dies allerdings eine bedeutende Beſchränkung der 
römiſchen perduellio ſeyn. Allein dies dürfte Wäch⸗ 
ter's Anficht nicht ſeyn, vielmehr derfelbe für die übri- 
gen Begehungsformen des Hochverraths die Anwendung 
des Römiſchen Rechts, aus welchem wir ja überhaupt 
den allgemeinen Begriff und Thatbeftand des Hochver: 
raths zu ſchöpfen haben, ftillfchtweigend vorausfegen, fo 
daß alfo die Art. 124 u. 127. nur riicffichtlich der Strafe 


(menigfiend nah dem Buchftaben der P. ©. D.) von Er⸗ 


heblichfeit feyn würden. Man Eönnte ferner geneigt fepn, 
in jenen zwei Kormen des Hochverrathe einen Widerfpruch 
zu finden. Denn wie fann man den Hoch verrath ein: 
‚theilen, in den mit oder ohne Verrath? Allein diefer 
Widerfpruch ift nur ſcheinbar. Denn durch den bloßen 
Namen Hochverrarh wird noch nicht. juridifch bemiefen, 
daß derfelbe eine species des Verraths überhaupt fey. 
Der Name kann leicht zu weit gefaßt feyn, und daran 
würde die Wiflenfchaft natürlich nicht gebunden feyn. 
Allein es laſſen ſich nach des Verfaflerd Anficht von 
Anderer Seite her Zweifel gegen jene $nterpretation det 
Urt. 124 und 127. erheben. Was nämlich vorerſt die 
BVerrätherei (nach Remus und Gobler proditio) betrifft, 


40) Im Archiv deb Se. Rechte. Sohıra. 1885, ©. 476 Anmerk. 
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fo beruht die obige Befchränfung dieſes Begriffs nicht auf dee 
Erklärung des Art. 124. (denn die P. G. O. ſetzt diefen 
Begriff ald befannt voraus), fondern vielmehr nur auf den 
im Art. 42. enthaltenen Anzeigen der Verrätherei und auf 
dem Sprachgebrauche gleichzeitiger Landesgefege, von wel⸗ 
chen jedoh Martin a.a. D. nur ein einziges beigebracht 
hat. Allein wie würden doch in eine nicht geringe Vers 
legenheit gerathen, wenn wir den Begriff und Thatbeftand 
aller einzelnen Verbrechen nur aus den in der P. ©. O. 
von denfelben, vorfommenden , wenn auch eigenthümlichen 
Anzeigen zu entwickeln hätten, indem die Indicien ja 
nur beifpieldweife gegeben find und daher von den vers 
fbiedenen Kormen der Begehung einer vorbrecherifchen 


Handlung nur die eine hervorgehoben feyn kann, ohne daß. 


Dadurch, wie fi von ſelbſt verfteht, die übrigen mögs 
lihen Begehungsformen ausgefchloflen werden. Und fo 
kann es ſich auch hier verhalten, da, mie die Ausleger der 
P. ©. D. felbft zugeben, die proditio (der Verrath) auch 
in einem weiteren Sinne vorkommt. ben fo fann ims 
merhin durch gleichzeitige Landesgeſetze erwieſen merden, 
daß ein gewiſſes Verbrechen auch im engeren Sinne vor⸗ 
fomme, allein damit ift fehr wohl vereinbar, daß der 
Degriff deflelben auch im weiteren Sinne üblich gemefen 
fey. Endlich auch fprechen viele Hiftorifche Zeugniffe (von 
welchen fpäter) dafür, daß der Verrath im älteren deut⸗ 
fhen Recht f. v. als Treuebruch überhaupt begeichnere, in 
welchem Sinne 3. B. fhon Carpzov den Art. 124. aufs 
faßte, und welches insbefondere durch die engliſchen Ges 
fege , in welchen ſich der deutfche Begriff von Verrath mit 
feinen Unterabtheilungen als hoher (Staats⸗) und niedes 
rer (Privat⸗) Berrath bis auf die jüngfte Zeit herab erhal⸗ 
ten hat, beftätigt wird. Diefe fpäter mitzutheilenden 
Zeugniffe ditrften wohl ein entfcheidendes Uebergewicht der 


2 


Anſicht geben,“ daß der Art, 124. wir Bind von ie 
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(allerdings am mehrſten ſtrafbaren) Form des Verrathe, 
fondern von allen möglichen Formen deſſelben zu ven 
fiehen fey. 

Was fodann die obige Auslegung des Art. 127. des 
teifft, fo kann man allerdings mit: Martin (Lehrbud 
$. 580.) dagegen einwenden, daß der Ausdruck „Obrig⸗ 
feit” zwar wohl öfter, Feineswegs aber ausfchlieglich für 
gandesherr vorfomme, mithin jene Interpretation ſehr 
zweifelhaft ſey. Man fann aber auch den Art. 127. fehe 
wohl auf einen Aufruhr gegen den Landesheren beziehen, 
ohne daß daraus folgt, daß er ein hochverrätheriſcher fey. 
Denn ift der Zweck der Aufrührer nur dee, den Regenten 
zu einer Regierungshandlung oder zur Zurüchnahme einer 
ſolchen zu nöthigen, fo fehlt es an dem animus hostilis, 
um eine folche Handlung für Hochverrath zu erflären. Gie 
ift vielmehr, als gegen die Perfon des Regenten gerichtet, 
nur qualificieter Aufruhr, wie dies z. B. auch das Würt⸗ 
tembergifche Sefet vom 5. März 1810 über Staatsverbres 
chen im Art. 38. ausdeüclich anerfennt, Und weshalb 
follte diefer . damals nicht ungewöhnliche Fall nicht den 
Verf. der P. G. O. vorgefchwebt haben können, zumal 
da man von der P. ©. D. beim Hochverrathe Durch Aufs 
ruht wohl eine qualificirte Todesftrafe zu erwarten berech⸗ 
tigt ſeyn dürfte? 


% 9. 


Alle dieſe Zweifel gegen die obige Interpretation der 
Art. 124 und 127. gewinnen an Kraft, wenn ertwiefen 
werden fann, daf im älteren deutfchen Rechte der Ver: 
rath fich nicht blo8 auf actus clandestini befchränfte, 
fondern foviel wie Treuebruch überhaupt, d. h. eine Ver: 
kegung der einer beftimmten Perfon fchuldigen befonderen 
Treue, es fey Durch actus manifesti oder clandestini, 
bezeichnete, und dab an dieiem Bearife Ih die gemein 


1 
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rechtlihe Doctein vom Hochperrath, den man ſchon früh 
als eine species des Verraths überhaupt auffaßte, auss 
gebildet Habe. Dann brauchten mir nicht drei, nach vers 
fchiedenen Strafgefegen zu beurtheilende Kormen des Hochs 
verraths, die eine duch Verrath im engeren Sinn nah 
Art. 124, die zweite durch Aufruhr nach Art. 127, und 
die dritte auf fonftige Weife nah Römifchem Rechte, aufs 
zuftellen (mas zudem eine in fich unbequeme und unwiſſen⸗ 
fhaftlihe Theorie wäre), fondern wir hätten dann den 
Hochverrath in allen feinen verfchiedenen Begehungsfors 
men als das was er fchon feinem Namen nach ift, nämlich 
als eine Art des Verraths überhaupt, und zwar die ſtraf⸗ 
barfte, aufzufaffen, und daran knüpft ſich denn zugleich 
die wichtige Frage über das möglihde Subject Diefes 
Verbrechens, melde je nach dem Geſichtspunkte, aus 
welchem man den Hochverrath auffaßt, verfchieden zu 
beantworten ift. 

Schon Heineccius ‘) hat durch eine Reihe wich⸗ 
tiger Zeugniffe zu erweiſen gefucht, daß das, mas die Rö⸗ 
mer perduellio nennen, in Deutſchland unter den Ges 
fibtspunft der proditio oder des Verraths gefallen fey, 
welches, wie namentlihb Roßhirt *) und Henfe “) 
bemerft haben, daher rührt, weil ſtatt des großen Staats⸗ 
verbandes und der daraus abgeleiteten ‘dee des Staats, 
wie folche z. B. bei den Römern hervorteritt, in den Quels 
fen des deutſchen Rechts nur die mannigfachen durch Zeus 
dalität, Minifterialität u. ſ. w. gefnüpften engeren Vers 
bindungen hervortreten, die, wie die Lehnsverfaflung des 
ganzen deutfchen Reiche, die Bürgerverbindungen in den 
Städten und das geundherrliche Verhältniß auf dem Lan⸗ 


41) Elem. jur. Germ. T. 2. p. 110g. 
42) Lehrb. ©. 221 — 222. 224, und im N. Archiv 38.9. Nr.6, 
48) Handb. Th. 3. ©. 890. 
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de, zunächft auf der fdelitas beruhten, d. h. auf einer 
Verpflichtung zur befonderen Treue, die man dem Lante, 
welchem man angehörte, und dem Herrn, Dem man diente, 
fhuldig war. Was daher bei den Römern der anımus 
hostilis adversus rempublicam vel imperatorem 
ift, das tritt in Deutfchland (um mich diefes Ausdrucks zu 
bedienen) mehr als anımus infidelis, d. h. als Treu⸗ 
loſigkeit oder Verrath hervor, eine Handlung, welche die 
vielen kleinen Banden, die das deutſche Reich im Großen 
und Kleinen zuſammenhielten, zerſtörte. So ſpricht ſchon 
Tacitus (Germ. cap. 12.) von dem Verrathe und 
dem Uebergange zum Feinde, welche als Verbrechen gegen 
die Nation durch Aufknüpfen des Thäters an einen Baum 
geahnet wurden, und deutet auch an einer andern Stelle 
(Hist. 4. 28: ejurata patria) einen Verrath an dem 
Vaterlande an. Bei dem höher ſteigenden Anſehen wur⸗ 
den nun, wie Eichhorn") bemerkt, dieſe Verbrechen 
zu Verbrechen gegen den König, und es entfiand daher der 
den Germanen feither unbekannte Begriff des Majeftätd: 
verbrechens (Hochverrath), und wir finden au, daß ſchon 
Karl der Große gegen dicjenigen, welde fih an dem Pabfte 
vergangen hatten, das römiſche Strafgefeg vom Hochver⸗ 
rathe gegen den Kaifer (die L. 5. Cod. ad leg. Jul. 
maj.) anwandte *). Die Altgermaniſchen Rechtsbücher 
faſſen nun aber dieſe und andere Handlungen immer als 
einen Treuebruch auf, welcher an dem Lehns⸗, Dienſt⸗ 
oder Schutzverhältniß begangen wird, z. B. Lex Ripuar. 
Tit. 69: si quis homo regi infidelis extiterit, de 
vita componat et omnes res ejus fisco censeantur. 
Lex Sax. Tit. 3. $.1. 2: qui in regnum vel re- 
gem Francorum vel filios ejus de morte consi- 


44) Deutfche Reichs⸗ und Nechtögefch. Ih. 1. $. 90. 
45) Savigny Helhihte des R. R. Th. 2. &, 108, 
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liatus fuerit, capite puniatur. Qui dominum 
suum occiderit, capite puniatur. Capitulatio de 
part. Saxon. $.11.13: si quis domino regi infi- 
delis apparuerit, capitali sententia puniatur. Si 
quis dominum suum vel dominam suam inter- 
fecerit, simili modo punietur, und andere Stellen bei 
Heineccius l.c. Auch der Sachſen⸗ und Schwas 
benfpiegel heben von allen hieher gehörigen Handluns 
gen nur die Treulofigkeit und Verrätherei hervor, 3. B. 
Sachſenſp. 2. 13: Verräther und Mordbrenner, oder die 
ihre .Borhfchaft werben zu ihrem Frommen, die foll man 
alle radbrechen; 1. 40: Wer treulos beredet wird ꝛc.; 
Schwabenfp. Kap. 17: . . . fo hater feine Treue an 
ung gebrochen .... fo ift er meineidig und treulos. 
Daher erflärt es fih, daß auch in tee P. G. O. ein eigner 
Artikel über Verrätherei vorfommt, die fih auf alle ſowohl 
öffentlichen als Privatverhältniffe, in welchen ein Treues 
Bruch möglich ift, bezieht, und welche man daher in den 
öffentlihen oder Staatds und in den Privatverrath eins 
theilt. Am vollfändigften und veinften hat fich diefer Bes 
griff vom Berrath in den englifchen Geſetzen, und zwar bie 
auf den heutigen Tag erhalten, während er in der deuts 
ſchen Doctein und Praxis und in den neueren Legislationen 
nach und nach außer Gebrauch gekommen ift. Die engs 
liſchen Gefege unterfcheiden nämlich zwifchen high- trea- 
son (hoher, Hoch: Berrath) und petit treason (fleiner 
Derrath), wie dee fchon von Heineccius angeführte 
Cowell Inst. jur. Angl, Lib. 4. Tit. 18, und 
Blackstone Comment. on the laws of England 
Lib. 4. cap. 6. bezeugen. Die legtere Stelle nach der 
Ueberfegung von Eoldig hat ſchon Roß hirt im N. Arch. 
des Erim. Rechts Bd. 9. S. 145. Anm. 8. mitgetheilt,. 
allein diefe Ueberfegung ft nicht ganz getreu. Blads 
flone fagt: Verrath (treason, proditio) beit was 
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dem mirror of justice (1. 10.) ein Täufchen, ein Hin: 
tergehen,, einen Treuebruch. Mithin befhränft er fich auf 
ſolche bürgerlibe Verhältniſſe, in welchen eine Verpflich⸗ 
tung zur befonderen Treue befteht. Dies ift aber nicht 
6106 gegenüber dem Könige und der Regierung (King and 
government) der Kal, fondern auch in andern Verhälts 
niffen, wo ein Oberer oder Vorgefegter feinem Untergebe 
nen vertcauet und diefer das in ihm gefegte Vertrauen 
mißbraucht, es fey dieſes Verhältniß ein natürliches (na- 
tural), oder bürgerliches (civil), oder felbft ein geiſt⸗ 
liches (spiritual). 88 ift daher derſelbe Treuebruch, 
wenn Jemand in öffentlihen Verhältniffen gegen feinen 
Dberlehnsheren und Souverain (liege lord and sove- 
reign) fich verfhwört, und in bürgerlihen Verhältniſſen, 
wenn eine Ehefrau ihren Ehemann, ein Diener feinen . 
Herrn oder Meifter, und ein Beiftlicher feinen Obern oder 
Bifchof tödtet. Letzteres ift ein Bruch des niederen 
Gehorfams, der bürgerliden und häuslichen 
Treue, und wird daher Pleiner Verrath (petit 
treason) genannt, wogegen die Pflihtvergeffens 
heit, welche fo weit gebt, daß fie fi) fogar an der Mas 
jeftät vergreift, Hoch» oder großer Verrath genannt 
wird ‚. welcher infofern gleichbedeutend ift mit dem cri- 
men laesae majestatis, mit welhem Namen es au 
Slanpil in den englifhen Gefegen bezeichnet. 

.. Hiebei möge e8 dem Berfaffer erlaubt feyn, aus 
einem Auffage Mittermaier’s *) in defl. u. Zac. 
Keit. Zeitſchr. für Gefeßgebung u. Rechtsw. des Audi. 
Th. 1. S. 221 fg. folgende ganz hieher paflende Stelle 
mitzutheilen. Mittermaier fagt dort: Im englifchen 
Mechte hat eine in dem älterengermanifhen Rechte übers 
Haupt vorfommende Srundanfiht von dem Verrathe 
— — (trea- 


66) Bol. au Mittermater'd SI a zu Krarık, Lehrbuch. 


. 


über den Hochverrath. 405 


(treason) fi erhalten ”). Während der Hochverrath 
dem in andern Ländern f. 9. Mojeftätsverbrechen gleichs 
ſteht “*) und die Richtung gegen den Regenten und Staat 
hat *°), daher eine Verlegung der ſchuldigen Unters 
thanentreue enthält, erfcheint der Feine Verrath im 
englifchen Rechte ”) als ein Bruch der Treue, welche 
Jemand einem Privatmann fehuldig war. - Won den 
vielen Fällen, die man einft dahin rechnete, blieben feit 
Eduard III. als Fälle des kleinen Verraths nur übrig, 
wenn ein Diener feinen Heren, eine Ehefrau ihren Ches 
mann, ein Geiftlicher feinen -geiftlihen DObern, dem er 
Treue und Gehorfam fehuldig ift, mordet. Umgekehrt 
aber wenn 3. B. ein Ehemann feine Ehefrau ermordete, 
fo beging. er feinen Fleinen Verrath, weil ein Wann feiner 
Frau nicht zam Gehorfam verpflichtet ift, fondern einen 
Mord. Mitteemaier führt fodann den Unterfchied zwi⸗ 
fchen dem fleinen Verrath und dem Morde (welcher erſt 
durch die Acte vom 27. Juli 1828 als unzmwechmäßig 
aufgehoben wurde) noch weiter Durch, und verweiſt ſchließ⸗ 
lich noch auf dag für die Lehre vom Verrath klaſſiſche Werk 
von Foster, a report of some proceedings on 
the commission for the trial of the rebels in the 
year 1746 sq., in which are added discoures 
upon a few branches on the crown law (nämlich ' 
über Hochverrath und Theilnehmer am Verbrechen). Ste 
Ausg. London 1809, fo wie in der Note k. zu. $. 162 4 


47) Mirror of Justice 1.10. Fleta 1.10. Cowell I. e. 
$.1fg. Blackstone I\.c. 


48) Schon Glanvilla de legibus 14. 1. und Bracoton de 
legibus 3. 3. fprechen vom crimen majestatis, allein aus 
der Beſchteibung ergiebt fih, daß beide Schriftfteher nicht an 
das römifche crimen majestatis dachten. 


49) Hawkins pleas of the cerown 1. 2. 
460) Schon Britton in Houard- Trait& IN. PD. . 
Arch. 5. CH. 1837. III. Gt. DV 


406 Die Bellimmungen des Roͤm. Rechte 


des Feuerb. Lehrbuchss, auf Woolrich the history 
and results ofthe present capital punishments in 
England. Lond. 1832. p.53— 66. 

Vergleibt man nun mit diefen Beftimmungen dt 
englifchen Gefege den Art. 124. der P. ©. D., melde 
bei der Verrätherei die nämliche Unterfheidung wie dad 
oftenglifche Recht beim treason aufftellt, fo wird dadurd 
höchſt wahrfcheinlich,, daß die P. &. D. den Verrath nid 
in dem engeren Sinne , wie man ihn neuerdings aus dem 
Yet. 42. der 9. G. D. abgeleitet hat, fondern in feinem 
vollen Umfange im Auge gehabt habe; und es wird dieſe 
Annahme um fo wahrfcheinlicher,, da nach den Zeugniflen 
bei Kreß zum Art. 124. und bei Heineccius a.ad. 
6,145. Anm. (vgl. auch Damhouder c. 62. nr. 6.) 
die Strafe des Viertheilend vor und nach der P. ©. 9. 
diejenige Strafe war, welche im Allgemeinen den Hods 
vesräther , befonders den Königemörder (d. h. ohne Rüdı 
fit auf eine Form des Verbrechens) traf. Da nun die 
PY. G. O. auf diefe Strafe, ale „auf Gewohnheit ” berw 
hend, verweift, fo dürfte nicht wohl anzunehmen fepn, 


daß fie dieſelbe auf den Kal der Verrätherei im engerm 


Sinne des Worte befchränfen wollte, 


6..10. 

Die feitherige. Ausführung dürfte, wenn fie auch 
nicht vollbeweiſend ift, doch wenigſtens die Weberzeugung 
gemähren, daß überwiegende Grimde fiir Die Annahme 
vorhanden find, daß der Art. 124. von dem Verrarh über: 
haupt (proditio) zu verftehen fey, mithin der Hohe Ver: 
rath als species unter ihm begriffen fey. - Damit mil 
aber der Verfaſſer keineswegs behaupten, daß durch den 
Art. 124. die Strafe des Viertheilens unbedingt an die 
Stelle der römiſchen poena gladii gefegt fey, fondern 
der Art. 124. dürkte feiner garen Weorikaffung nach und 


über den Hochverrath. 407 


mit Rückſicht auf den im Allgemeinen in der P. S. ©; 
vorherrſchenden objectiven Geſichtspunkt der Strafbarkeit, 
endlich auch in Vergleichung mit den altengliſchen Geſetzen/ 
wohl nur auf Fälle der Tödtung oder ähnliche Fälle zu 
beziehen ſeyn. Doch iſt hierauf wegen der Unanwendbar⸗ 
keit jener Strafe Fein ſonderliches Gericht zu legen, und ed 
dürfte auch unfer gemeines Recht gegenüber dem Auslande 
eben feine fonderliche Ehre damit einlegen, daß ſolche Un⸗ 
terfuchungen noch immer in das Gebiet deffelden fallen. +; 
Jedenfalls ift es aber gewiß, daß die Theorie und 
Praris ſchon früh den Urt. 124. der P. G. O. auf deu 
Hocvercath bezog. So ſpricht ſchon Perneder It ſeinet 
9. G. O. fol. XIV. von Straff derer, fo verrethe⸗ 
rei und Untreu üben, und darum in die Peen der 
beleidigten Majeftät fallen. Go ſagt ferner Carpzov 
P. 1. Qu. 41.1. vom crimen laesae majestatis, ° 
unter Berufung auf ältere Schriftfteller, 3. B. Baldus, 
Paris de Puteo (del Pozzo), Lucas de Penna und Tiben 
Decianus, es enthalte diefed Berbsechen theils eine pre- 
ditio, quia patriae proditor est qui principis ma- 
jestatem laedit, theils ein falsum, quia ‚fiderns pro- 
missam et debitam, etiam sub juramento, violuti 
Ferner nennt er den proditor principis einen proditof 
dei, und fagt vom reus majestatis, daß derfelde ein 
crimen parricidii, proditionis et falsi simud com- 
mittit. ;. Hieran fnüpft denn Carpzov den Bag, daß 
der perduellio (die er mit feinen Vorgängern, zum Un 
terfchiede vom crimen majestatis in specie, als ani- 
mo hostili aliquid adversus imperatorem vel im- 
perium bezeichnet $. 41.) fi) nur ein Staatsunterthan 
ſchuldig machen Fönne ($. 16.), Ausländer aber als ho- 
stes dehandelt wiirden, wie dies colmmunis opinio fey. 
Dabei bezieht er denn ($. 94.) den. Art. 124. auf den Wer: 
rath überhaupt, mit der Bemerfung: haec: pbena \o- 
. DV 2 


⸗ 
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cum habet in proditores qui perduelles non sunt, 
multo magis obtinet ea in iis, qui hostili animo 
adversus totam rempublicam romanam etc., futj 
die Strafe dee perduellio nah Römifbem Rechte be: 
seachtet er als duch den Art. 124. der P. &. D. aufge 
hoben, beziehungsweife verſchärft. Auh Böhmer zum 
Art. 124, ungeachtet er den Begriff des Verraths nad 
Yet. 42. im engeren Sinne auffaßt, zählt gleichwohl die 
perduellio unbedingt zur proditio publica, mie 
die von ihm angegebenen Beifpiele ergeben, welche fi 
keineswegs auf die Verrächerei im engeren Sinne befchrän: 
fen, und er anerkennt daher auch mit Carpzov, daß nur 
ein Staatsunterthan Subject dieſes Verbrechens feyn 
könne (zu Urt. 124. 9. 6.). Gleicherweiſe haben auch 
Koch, Meifter, Srolman, Feuerbach, Roß—⸗ 
hiet, Salchow, kurz die mehrſten Schriftſteller, den 
Art. 124. auf den Hochverrath bezogen, ſo daß es herr⸗ 
ſchende Anſicht in der Doctrin wurde, daß der Hochvber⸗ 
rath rückſichtlich des Subjects einen Staatsunterthan vor⸗ 
ausſetze und die Schwerdtſtrafe des Römifchen Rechts in 
Das VBiertheilen bei Drännern und das Ertränfen bei Weis 
been abgeändert worden fey ). Erſt neuerdings haben 
Martin”), Wächter”), Bauer‘) und Heffter“) 
Die Strafe des Art. 124. auf den Fall der Verrätherei im 
engeren Sinne beſchränkt, ohne jedoch über die Auslegung 
des et. 127, welcher auch den hochverrätherifchen Aufs 
ruhr begreifen fol, einverftanden zu feyn. Doch geben 
auch diefe Schriftfteller zu, daß der Hochverrath nur von 

51) Wächter 2. S. 528. 

$2) Lehrb. 5. 210. 

58) a. a. O. u. S. 71. 

54) Lehrb. 5. 846. ed. 2, 

85) Lehrb. $. 309. 
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einem Staatsunterthan begangen werden könne, weil er 
eine Verbindlichkeit zur Treue vorausſetze, die bei einem 
Ausländer gegen einen fremden Staat nicht vorhanden ſey, 
wie dies befonders Matthäus 8) ausführli entwicele, 
und Zirfler”) und Weisfe”) zum Theil aus dem 
Römiſchen Rechte zu ermeifen gefucht haben. Sie fallen 
mithin die perduellio aus dem Gefihtspunfte des Vers 
raths auf, beziehen jedoch die Strafe des Art. 124. 
auf eine befondere Form des Verraths, was denn 
auch feinen Widerfpeuch enthält. Nur gründete fie dann 
jenen Gag mehr auf den gemeinen Sprachgebrauch, als 
auf einen eigentlichen Rechtsgrund. 


Indem nun die gemeinrechtliche Doetrin die römiſche 
perduellio an den allgemeinen Begriff des Verraths 
anfnüpfte, Eonnte fie fid an die im Römifchen Rechte vors 
fommenden einzelnen $älle der perduellio ($. 6. 7.) 
nicht gebunden halten, und es mußte ihr daher feine Bes 
griffsbeſtimmung dieſes Verbrechens, wie fie Ulpian in dee 
L. 11. D. h. t. aufftellte, höchſt willfommen fepn. 
Mochte au Ulpian und mochte Yuftinian im $. 3. J. de 
publ. jud. feine allgemeine Definition von der perduel- 
lio aufzuftellen beabfichtet haben, die Doctrin fonnte und 
durfte fie in dieſem Sinne ſich aneignen, weil fie die per- 
duellio als eine, und zwar am höchften firafbare Art des 
Verraths auffaßte. Dadurch wurde der deutfhe Hoch: 
verrath vom weiteren Umfange als die römiſche per- 
duellio, und der Art. 178. der P. ©. D. beftimmte zus 
gleich die Möglichkeit einer VBeftrafung ded Conats defs 
felben in allen feinen verfchiedenen Stufen. Den animus 





56) de crimin. 48.2. Cap. 1. $.7. 
57) vom Hochverrath S. 175 u. 279. 
58) v. Hochverr. 8.9 
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hostilis, als ‚fubjectives Merkmal deffelben, behielt man 
aus dem Römifchen Rechte bei, obwohl man ihn vom 
Standpunkte des deutſchen Rechts richtiger ald anımus 
proditorius auffaflen follte.. Nun hat zwar auch der Ber: 
säther eine.feindfelige Sefinnung, allein da, wie oben aus⸗ 
geführt wurde, der animus hostilis des Römiſchen 
Rechts. einer mehrfachen Auslegung fähig ift und jedenfalls 
mifdeutet twerden kann, fo würde es nur wünſchenswerth 
feyn fönnen, wenn man.ihn mit einem entfprechenderen 
Ausdrucke vertaufchen Fönnte- Als ſolcher ftellt fich der 
animys proditorius dar. Denn was follte auf dem 
Gebiete des Hochverrath6 darunter wohl anderd als die 
hoch verrätheriſche Abſicht verſtanden werden Fön 
nen? So wie daher zum Diebſtahl der diebiſche (animus 
furandi), D zum Raube die räuberifche, zum Aufruhr die 
aufeührerifche Abſicht erfordert wird, fo hier zum Hoch 
verraih die hochverrätheriſche. Allein Niemand wird bes 
haupten, daß die diebifche, räuberiſche Abſicht u. f. w. ein 
ſelbſtſtändiges, zum Thatbeftande des Diebſtahls und Raw 
bes u. ſ, w. gehörendes Merkmal bilde, fondern es ift daſ⸗ 
felbe nur ein aus den Übrigen Merkmalen diefer Ver⸗ 
brechen (dolus, Aneignung wider den Willen des Eigen⸗ 
thũmers u. ſ. w.) abſtrahirtes Merkmal; und nicht anders 
verhält es ſich denn auch mit dem Hocverrathe. Denn 
die bochverrätherifche Sefinnung .ift nur ein aus den Merk⸗ 
malen dolus, und auf’ Verlegung des Staats oder feiner 
wefentlichen Eonftitutionen gerichtete Handlung, abftrahies 
tee Begriff. Sind nämlich diefe beiden Merfmale des 
fub s und objectiven Shatbeftandes vorhanden, d. h. wollte 
der Thäter mit rechtswidrigem Vorſatze den Staat über: 
haupt oder nach feinen mwefentlichen Einrichtungen (Funda⸗ 
mentaleinrichtungen) verlegen, fo ift feine Abficht und Ge: 
finnung eine, durch äußere Handlungen kund gegebene 
bochverrätherifche Sefnnung. Daher erklärt e8 fich denn 
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auch, daß die neueſten Legislationen von dem (ohnehin nur 
bildlichen) Merkmale des Römiſchen Rechts, dem am- 
mus hostilis, ganz abſtrahiren und füglich abſtrahiren 
fönnen , und dabei eben fo wenig eine hochverrätherifche 
Gefinnung oder Abſicht zum Tharbeftande diefes Verbres 
chens verlangen °). Dies führt denn wieder zur Anſicht 
von Eropp, Jarcke und Weisfe zurück, ‚die jedoch 
vom Standpunfte des Römifchen Rechts aufgefaßt fehe 
zroeifelhaft feyn dürfte. Aber dag, was Weiske an des 
gegenwärtigen Doctrin und Praxis tadelt, der. erweiterte 
Umfang dee römifchen perdüellio und die Beſtrafung 
des Conats derfelben, ift vom Standpunfte de& Deuts 
ſchen Rechts aufgefaßt ein ungegründeter Vorwurf, und 
man darf dabei mit Feuerbach Kritif ded Kleinſſchr. 
Sntw. Th. 3. ©. 34 — 537. nicht außer Acht laſſen, daß 
zue Hofilität der Sefinnung noch die Hoftilität der That 
hinzukommen muß, d. h. eine in Beziehung auf den Staat; 
die Verfaflung oder das Oberhaupt an fich betrathtet rechtes 
widrige Handlung, meil fonft der Richter die Abſicht ohme 
die That oder mandye erlaubte Handlungen ftrafen würde. 
Auch bei der Ausmeffung der Strafe ftehen beide Momente; 
der animus und die That, auf derfelben Stufe, und es läßt 
fi nicht rechtfertigen, Daß man dem fubjectinen Straf: 
maaße einen überwiegenden Einfluß einräumt.. Damit wi 
freilich der Verfafler nicht behaupten, daß auch vom: legis⸗ 
lativen Standpunfte betrachtet. die gemeinrechtliche Dos 
etein zu rechtfertigen fen, vielmehr find die großen Nach⸗ 
theile derfelben nicht zu verfennen, und daher follte ber 
Sefeggeber mehr zum Standpunfte des Römiſchen Rechte 
zurückkehren und den Hochverrath mehr noch wie. diefes 
befchränfen (ed möchte denn Zir fler’s Anficht gegründet 


59) Fu Baier. Strafg. Art. 299. bedient ſich des Ausdrucks 
„treulos” und im Art. 300. Nr. II, 2. für einen befondern 
Fall des Merkmals ,„, feindfelige Abſicht.“ 
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feyn), die einzelnen Källe, in welchen eine Handlung 
als Hochverrath beftraft werden fol, genau bezeichnen, 
und dabei nicht jeden, auch noch fo entfernten Berſuch 
in die Kategorie dieſes ſchweren Verbrechens hinein zichen. 
Denn grade darin liegt der Hauptfehler unferer neuen 
Legislationen. 

Schließlich nur noch folgende Bemerkung. Die An 
fit der Doctein, daß nur ein Unterthan des Verbrechens 
des Hochverraths ſich ſchuldig machen fönne, hängt aufs 
innigfte mit dem allgemeinen Begriffe des Verraths zufams 
men, und ift entſchieden ald communis opinio zu be 
teachten"°), wie denn auch die Anmerf. zum Baier. Strafg. 
gu Art. 299. bemerken: „Des Staatsverraths können alle 
Unterthanen ohne Unterfchied zwiſchen @ingebornen 
und Eingeſeſſenen, fie mögen ſchon volllommen naturalis 
firt fegn oder nicht, und ohne Unterſchied des Standes 
fhuldig werden. Über eine Verlegung der Unter: 
thanspfliht fliegt im Begriffe dieſes Vers 
brechens. Denn Verrath fegt eine Verbindlichkeit 
zur Treue voraus,. Die bei Ausländern gegen einen 
fremden Staat nicht vochanden ft... . . 886 zeigt ſich 
Died auch daraus, daß manche ftaatsverrätherifche Hands 
lungen, wie 3. ®. die Beranlaffung oder Aufforderung zum 
Kriege, die Reclamation des Schuges eines auswärtigen 
Staats u. f. w. ihrem Begriffe nach auf Unterthanen bes 
ſchränkt und auf fremde Unterthanen nicht anpaflend find. 
Sollte indefien ein Ausländer, der ſich in dem Königreich 
aufhält, eine Handlung unternommen haben, welche nicht 
bios wegen verleßter Unterthanspflicht, fondern an ſich und 
unter andern Rüdfihten firafbar ik, hat er 3. B. eine 





60) ©. außer den. oben angeführten Schriftſtellern noch 
Feuer bach vom Hochverrath ©. 28, Grolma ibl. für 
Peinl. Rechtsw. 1.1. S. 251, Bauer u. Andere, fo wie 
die Anmert, zum Baker, Sxoko. Br, 8. S. 8. 
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Verſchwörung angezettelt, die Unterthanen zum Auswan⸗ 
dern oder zum fremden Militairdienfte, oder die Soldaten 
zur Defertion verleitet, fo ift derfelbe ald Feind des 
Staats zu behandeln, und nah Kriegsgefegen, 
oder auch nach den Beftimmungen diefes Gefegbuches mit 
einer Strafe, felbft mit der Todesfirafe zu belegen.’ 
Darin fprechen die Anmerk. zum Baier. Steafg. ganz bie 
fhon von Carpzov bezeugte communis opinio auß, 
mwonad ‚nur cives und incolae (beide jegt gewöhnlich 
subditi perpetui genannt), nicht aber auch advenae 
(die jegt f. g. subditi temporarii) d. h. Ausländer, 
welche fich nur vorübergehend im Staatsgebiete aufhalten, 
mögliche Subjecte des Hochverraths find. Letztere, folge 
li auch Ausländer, welche vom Yuslande her gegen einen 
Dritten Staat confpiricen und von diefem.ergriffen werden, 
follen als hostes angefehn und behandelt werden. Allein 
wenn man die Anmerf, zum Baier. Strafg. weiter verfolgt, 
fo befennen fie ſich doch nur auf eine fehr befchränfte Weife 
zu diefer gemeincechtlichen Doctrin,, indem durch das Pros 
mulgationd: Sefeg Art. 4. ausgefprochen ift, „daß Ausländer 
wegen der im Auslande [folglich auch im Baierifchen Staatg 
während ihres vorübergehenden Aufenthalts] an dem Kö: 
nige oder dem Baieriſchen Staate ſelbſt beganges 
nen Verbrechen nach gegenwärtigem Gefegbuche beftraft 
werden follen.” Huch unter den neueren Schriftſtellern des 
gemeinen Rechts Haben fi Einige, wiez. Bd. Martin (Lehrb. 
$.203.), Roßhirt (Lehrb. $.113.) und jetzt auh Mit⸗ 
termaier (Note 2. zu Feuerbach's Lehrb. $.163.), gegen 
jene Unterfcheidung zwiſchen subditis perpetuis und 
temporariis erfläct, und insbefondere haben Derfted 
(Grundregeln &. 224.) und Jenull über den Hochvers 
rath in Wagner's Zeitſchrift 1.c. S. 206— 211. es 
getadelt, daß man, durch den bloßen Sprachgebrauch 
verleitet, rückſichtlich der von Ausländern im Srasitar: 
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biete begangenen Verbrechen °') eine Ausnahme grade bei 
dem fchwerften Verbrechen anerfenne, jumal der This 
ter dann nah Kriegsrecht, und infofern nach firen: 
geren Brundfägen gerichtet werten müßte, Die zudem 
in Sriedengzeiten ganz unanwendbar ſeyen. Alleia 
theilß fragt es ſich noch, ob jene Ausnahme blos Ducch den 
Sprachgebrauch und nicht vielmehr durch die Natur dei 
Hochyerraths beftimmt werde, theild brauchte der Thäter 
nicht nothwendig nach Kriegsgefegen als Feind gerichtet ju 
werden, fondern man fönnte ihn mit Zirfler vielmehe 
wegen Kürftenmordes, Aufruhr oder Eonat diefer und ähns 
licher Verbrechen beftrafen. Allein die größere Sonfequenz 
iſt offenbar für die Anficht, weiche fhon Carpzov, Mats 
thäus, Böhmer und andere ältere Schriftfteller als 
communis opinio bezeichnen; diefe Eonfequenz führt 
aber fo manche Inconvenienzen und Härten mit fi, daß 
man fie lieber aufgeben, und fih auch rückſichtlich di 
Hochverraths zu dem allgemeinen Grundfage der gleichen 
Behandlung der-subditi temporarıi mit den subditis 
perpetuis befennen follte, wie dies auch die neueften de 
gißlationen und Strafgeſetzgebungs⸗ Entwürfe mit Recht 
gethan haben. 

Schließlich erlaubt ſich der Verfaſſer noch eine Zu⸗ 
ſammenſtellung intereſſanter Schriften iiber den Hochver⸗ 
rath zu geben. Abgeſehen von den auf das gemeine 
Recht ſich beziehenden Abhandlungen von Zirkler, 
Weisfe und Luden vom verſuchten ‚Verbrechen 
©. 225 — 239. S. 506 fg., find in legislativer 
Hinſicht von Intereſſe: Die Verhandlungen über den Hoc» 
verrath in den Hannov. Kammern vom J. 1835, im Archiv 


61) Anders verhält es fich freilich bei Verbrechen der Ausländer 
vom Auslande et wenigfiens nach gemeinem Rechte. Heffter 
im N. Arch. Bd. 14. ©. 5566. Knapp Württ. Erim. Recht 

© 25, Erılı It. Ted Strafecchtöfalles ꝛc. S. 111. 
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des Erim. Rechts Fahrg. 1836. ©. 431 fg; Mitters 
maier ebendaf. 1835. ©. 553 fg. und Feuerbach 
Kritik des Kleinſchr. Entw. Th. 3. ©. 33 fg. ©. 179 fe. 
Bon gedrucdten Straffällen find hervorzuheben: 
Scholz; Darftellung des Strafrechtöfalles gegen | die Gräs 
- fin Görz-Wrisberg und andere des Hochvebraͤhs Ans 
gefchuldigte, fammt Entfch. der Braunſchw. Gerichte und 
einem Gutachten der Heidelb. Juriſtenfacultät. Lüneburg 
1835. Das Erkenntniß des Preuß. Landekger. über die 
Mitglieder des f. g. Jünglingsbundes, in Hitzig's Zeitz 
fchrift Bd. 4. ©. 93 fg., nebft Kritifen darüber ebendaf.. 
Bd. 6. S. 215 — 224. fg, Das Erfenntniß des Wüctt. 
Gerichtshofs zu Eßlingen in derfelben Sache v. %. 1830, 
in der Allg. Juſtiz⸗, Camerals u. Polizeifama von 1830, 
Mr. 78. und in Hitzig's Annalen Bd. 16. ©. 321 fg. 
Nauman über den in. Rußland im %.1825 zum Aus⸗ 
bruch gefommenen Hochverrath, in Hitzig's Zeitfchr. 
Dd. 4. S. 193 fg. . Ueber die Unterf.. wegen der im 
J. 1823 gegen den Ehurf. von Heflen gerichteten Droh⸗ 
briefe, ebendaf. Bd. 5. S. 260 fg. Unterfuhungse 
acten über. die in-Bern im J. 1832 Statt gehabten 
Meactionsverfuche. Bern 1834 — 36. Ften Bd; 8. 


416 Merkwuͤrdiger Rechtsfall. 





| "XIV. 
Merfwürdiger Rechtsfall. 
Ein Knabe ald Dieb und Branpftifter. 


Bon 
Heren Oberappellationsrath u. Profefioe Kon opak 


zu Siena. 


De im Februar 1822 geborne, und im Auguſt 1834, 
alfo zu einer Zeit, da ee 122 Jahr alt war, zur Unter: 
ſuchung gezogene Inquiſit Johann Georg J. aus R., if 
dafelbft, von feinem fünften Jahre an, fieben Jahre lang 
in die Schule gegangen, im Lefen, Schreiben, Rechnen 
und in der Religion unterrichtet worden, Fennt die zehn 
Gebote , namentlich auch das fiebente, welches. er berfagt. 
Seinen Vater verlor er fcbon im Kebruar 1829, und war 
feit dieſer Zeit einzig der Aufſicht feiner nicht eben rechtlich 
gefinnten Mutter überlaffen, mit welcher er, nebft noch 
einem Bruder und einer Schwefter, in großer Dürftigkeit 
lebte. Das Folgende enthält die Ergebniſſe der erwähn⸗ 
ten gegen ihn geführten Unterfuchung. 


I. % als Dieb. 

Früherer Pleinee Diebereyen, welche zum Theil er 
(bon als zehnjähriger Knabe verübte, nach welchen ihn 
aber die geftohlenen, und gleich nach der That vermißten 
Bagen und Kreuger aldbald von den Damnificaten wieder 
abgenommen wurden, nicht zu gedenfen, kommen hier 
vorzüglich folgende Diebftähle in Betrachtung : 

1. Nach einer dem Land: und Stadtgerichte zu R. ge 
machten , und derandt auch vor dem Kreißgerichte zu H. 
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beftätigten, und mit Angabe.näherer Umftände begleiteten, 
wie fodann auch eidlih erhärteten Anzeige des Seilermeis 
ſters H. in R., waren diefem Legtern am 9ten und 10ten 
Ausuft 1834 aus einem Wandfchränfchen in der Wohns 
ftube an dem erftern diefer Tage drey bis vier Gulden rhein., 
an dem legtern acht Gulden thein., außerdem aber noch 

15 bis 18 Kreuger aus einem Jäckchen, und 20 bis 
24 Kreutzer aus einer Schachtel geftohlen worden. An 
dem erfteen Tage hatte der Schlüffel zu dem Wandſchränk⸗ 
cben an demfelben geſteckt, am letztern aber in einem in der 
Stubenfammer befindlichen Kleiderfehranfe gehangen. Die 
eine Stubenthiire war von innen abgefchnappt gemwefen, 
die andre, welche in die Kiihe, und die Kiichenthiire, 
welche in den Hof führt, waren unverſchloſſen. H.'s Vers 
dacht fiel auf den jeigen Inquiſiten, der öfters fich in 
fein Haus und zu feinen Kindern drängte, befonder® aber 
auch wegen der frühern Diebereyen, worüber er mar ers 
tappt worden, und weil während des Vogelſchießens, das 
um jene Zeit Statt hatte, viel Geld von ihm war verthan 
worden. Der Damnificat befand fich zu der Zeit, da 
diefe Diebftähle nur konnten begangen worden ſeyn, auf 
dem Gange des Stallungsgebäudes, und er vermuthet, 
der Dieb fey durch das offene Haus in den Hof, aus die 
fem in die Küche, und von da in die Stube und in die 
Kammer gegangen. 

Da jener geäußerte Verdacht ſich mehrfach von ans 
dern Seiten her beftätigte, fo wurde der Inquiſit am 
10ten Auguſt 1834 verhaftet. 

Unter @inmifhung mancherley offenbarer Lügen, 
wegen welcher er auch einmahl zehn Hiebe, und ein andes 
res Mahl fünf Hiebe zur Züchtigung erhielt, keineswegs 
aber wegen nicht erfolgten Bekenntniſſes, geftand .der In⸗ 
quifit theils in den ſummariſchen Verhören, theils im artis 
kulirten diefe Diebftähle ein. Er if, feinem verebereine 
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Beftändniffe nach, in da8 H. — Ihe Haus gegangen, um 
daſelbſt Geld, deſſen er zum Vogelſchießen zu Haben wünſch⸗ 
te, zu ftehlen. Er begab ſich, weil er die Stubenthüre 
verfchloffen fand, während er den H. im Stadel mit Gel 
ſtricken befhäfftigt fah, fiber den Hof dur die von ihm 
ganz leife geöffnete Küchenthüre in die Küche, Durch diefe 
in die Stube, und von da in die Kammer. Hier fand er, 
was nicht ganz mit H.s, der ſich aber auch geirrt haben 
mag, oben angeführter Ausfage überein ſtimmt, in de 


Taſche einee an der Kammerthüre hangenden Jacke den 


Schlüflel zum Geldſchränkchen, öffnete damit daſſelbe, 
nahm darin gefundenes Geld an fih, ſchloß dann das 
Schränkchen zu, ſteckte den Schlüffel wieder in die Jade, 
nahm auch aus dieſer mehrere Sechs s und Dreyfreuger: 
ſtücke weg, und ging auf demfelben Wege zurück und zum 
Haufe hinaus. Das geftohlene Geld betrug, mie er an 
gab, wohl drey bis vier Gulden. Er verthat Diefes Geld, 
und fchlich ſich, um neues zu erhalten, Tags darauf aber; 
mahls auf demfelben Wege in jene Stubenfammer , fand, 
auf Nachſuchen, den Schlüffel, welcher jet nicht in der 
Lade ſteckte, in einem dortigen Kleiderfchranfe hangend, 
öffnete damit das Geldſchränckchen, verfchloß es wieder, 
nachdem er, wie er fih ausdrückt, eine weit größere Par: 
‚ tie Geld herausgenommen hatte, und hängte den Schlüß 
fel wieder an feinen vorigen Drt. Das diefmaht von ihm 
entwendete Geld fteefte feiner, demnächſt auch anderweitig 
wnterflügten Ausfage zufolge, zum Theil in einem: weißen, 
von Bindfaden geftrichtem Beutel, den er auch an fi 
naher; Er zweifelt nicht, daß das gedachte Geld wenig, 
ſtens acht Gulden betragen habe. 

2. Die neun und ſechszigjährige Wittwe R. brachte pm 
Anzeige, dag ihr zwiſchen dem 28ften und Siften Auguft 
1834 ungefähr drey Gulden aus ihrer unverſchloſſenen 
Bade entiwender werden’iegen. - DEU laut den 'von 


— — ⸗— 
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ihre angeführten Umftänden nah, nur von außen durch 
Schiebfenſter, die nicht höher, als vier bis fünf Zuß ven 
der Erde find, in ihren Raum geftiegen feyn. Ihr Vers 
Dacht ift gegen den jegigen Inquifiten, der, wie ihr bes 
kannt, im H. — ſchen Haufe vor Kurzem Diebftahl vers 
übt, gerichtet, indem, wie fie außerdem fagt, Derfelbe 
ihe fhon oft Sachen entwendet, mehrmahls Geld bei ihr 
ausgewechſelt, und dabey gefehen hat, wo fie ihre Baar⸗ 
fbaft aufbemahre, auch einige Tage vorher oft zu dem 
Fenſter, welches aus ihrer Wohnftube in den Hof geht, 
und nicht höher, als vier bie fünf Fuß von der Erde iſt, 
herein geſehen hat. 

Nach anfänglichem Leugnen und dazu gefügter Lüge, 
räumt der Inquiſit auch dieſen Diebſtahl, und zwar in 
folgender Weiſe ein: Er hat ihn, nachdem er früher, 
bei mehrmahligem Auswechſeln von Geldſtücken an die R. 
ſich bemerkt harte, wo ſich ihr Geld befinde, zu zwei vers 
ſchiedenen Mahlen verübt. Einmahl hat er, als ee wußte, 
die R. fen nicht zu Haufe, ein kleines, über der @rde 
etwa vier Zuß hohes, vom Hofe in die Wohnftube gehens 
des Fenſter aufgefchoben, iſt hinein geftiegen, und hat aus 
einer Lade etwa einen Gulden tweggenommen. Das zweyte 
Mahl hat er diefes Fenfter mit einem Stöckchen verlegt ges 
funden, fih daher in den Hof des Nachbars H— r bes 
geben, wohin ein Küichenfenfter der R. geht. Diefe war . 
zwar auch verlegt, doch nahm er eine Scheibe, welche 
ſchon ein Loch hatte, vollends heraus, griff Durch die Deffs 
nung, nahm das Hemmftäbchen weg, ſchob das Kenfter 
auf, fiieg ein, und begab fih durch die Küche in bie 
Stube. Hier nahm er die noch vorgefundne Baarfchaft, 
wenigftens zwey bis drey Qulden betragend, an fich, ſchob 
das Fenfter wieder zu, verlegte es mit dem Stäbchen, 
und ging dann durch die Küchenthüre über den Hausplat 
zum Haufe hinauf. Mit dem gefohlnen Gar heaakı “a 
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fih am Siften Auguft nah B., wo ein Ausſpielen mar, 
und verfpielte und verthat dort das Geld bis auf neun und 
zwanzig Kreuger. 

Unterſtützt wurden obige beſchworne Angaben der 
Damnificaten, und die angeführten Geſtändniſſe des m: 
quifiten theils Durch die der Mutter deflelben in fo fern an 
gefhuldigte, und von ihr eingeftandene Theilnahme an dei 
Sohnes Diebftählen, daß fie wiſſentlich einen Theil der 
entwendeten Belder in ihren Nuten verwendet, namentlich, 
obgleich eine in höchfter Dürftigfeit lebende Perſon, am 
15ten Auguft 1834 auf Einmahl mehrjährige Steuerrüds 
fände mit fieben Bulden frl. 12 Bagen baar berichtiget 
bat, theils, viichfichtlih der gegen die R. verübten Dieb: 
ftähle durch einen an Ort und Stelle von Gerichts wegen 
eingenommenen Augenſchein, bei welchem die örtlichen 
Verhältniffe ganz den Angaben der Beſtohlenen und des 
Inquiſiten entfprechend gefunden wurden, wie denn auf 
der Pegtere, auf desfallfige Aufforderung, den doppelten 
Act des Einfteigend vor den Augen dee Berichtsperfonen 
swiederholte, wodurch denn auch felbft der geringfte Zweis 
fel über die Möglichkeit, diefe Diebftähle auf die eingeftans 
dene Weife verübt zu haben, auf das Vollfommenfte ge 
hoben wird. 


1. % als Brandfifter. 


Außer den unter I. 1 u. 2. zur Sprache gebrachten 
Diebftählen hat noch wegen eincd andern Verbrechent, 
wegen des Verbrechens einer Brandftiftung, eine Unter 
fuchung gegen den Inquiſiten Statt haben müflen. 

Der fbon genannte H. zeigte nämlih an, daß, als 
ee am Aten September 1884 in dem von ihm und dem 
Schuhmachermeifter 8. gemeinfchafttich beſeſſenen Stadel 
um 10 Uhr Vormittags mit Klachsriffeln befchäfftigt ges 
weien, ec aus dem in dam Aihıen Stiohelniertel etwe 
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3 Fuß hoch aufgehäuften Stroh Raub, wie aus einer 
Tabackspfeife, habe auffteigen fehen, Er habe nun, tie 
von K. felbft beftätigt wird , fogleich dieſen herbey gerufen, 
und mit Hülfe feinee Frau und des Sohnes des K. fey 
durch Gießen die Feuersbrunft abgewehrt worden. . Der 
Rauch ſey, als er, nach Herbeyrufung jener Leute, zum 
Stadel zurückgekehrt ſey, ſchon di und mehrere ‚Ellen 
breit aufgeftiegen. Das nach Löſchung der Sluth heraus 
gezogene Stroh fey mehr oder weniger verglommen ges 
weſen. Er hege einen Verdacht gegen den Inquiſiten, 
weicher um die Zeit des Brandes herum in der Nähe ger 
fehen worden ſey. Er fomohl, wie K., erklären, eine 
Klamme mit Gewißheit nicht gefehen zu haben; es. müſſc 
jedoch den Umftänden nach gefchloffen werden, Daß es mit 
einer Flamme wirflich gebrannt habe. Beide betsäftigten Ä 
ihre Ausfagen durch förmliche Eidesleiftung. 


Nach den Ausfagen mehrerer Zeugen, namentlich des 
Böttchermeifterd S., der Ehefrau des Schörnfteinfegerß 
D., der 26jährigen Tocter des Hofadvocaten T. und des 
Kaufmanns F. ift der Inquifit von ihnen um die Zeit des 
fraglichen Feuers, theild kurz vor, theild unmittelbar nach 
demfelben, in der dortigen Gegend gefehen worden, auch 
möge hier noch nebenbey, wiewohl nur zu einiger Unters 
ſtützung des fraglichen Verdachts, bemerft werden, daß 
die vierzehnjährige Louife Ehriftiane M. ausfagt, fie habe 
urz vor dem Seuerläcm den Inquiſiten, in der einen Hand 
rennenden, in der andern nicht brennenden Schwamm 
Jaltend, von dem Bauplate herunter gehend gefehen, und 
er fechsjährige Sohn Wilhelm Benjamin des Fleiſchers 
B. verfichert, er habe gefehen, daß an jenem Morgen 
er Inquiſi t auf dem Bauholje vor der Poſt gefeflen, und 
ı dee einen Hand brennenden, in der andern nicht brens 
enden Schwamm gehalten habe. 


Ar. d. CA. 1837. III. St. &r 


422 Merkiwärbiger Rechtsfall. 


Bey einer vom Land s und Stadtgerichte zu R. am kten 
September 1834 Nachmittags eingenommenen Augen⸗ 
ſchein fand man die fragliche Scheune baufällig, den Lehm 
der meiften Felder mehr oder weniger abgefallen, in tem 
eingelegten Felde einen Balken ſchwarz gebrannt und ein 
wenig verkohlt, die Scheune felbft aber gefülle mit Ge 
geeide und Stroh. or derfelben lag noch viel zum Thal 
angebranntes und verbranntes, vom Begießen od naß 
ſes Stroh. 

Am 2oeſten deſſelben Monate wurde auch von einer 
Deputatton des Kreißs und Stadtgerichts zu H. eine ört⸗ 
liche Befichtigung vorgenommen. Zum Theil twird in Folge 
derſelben das Mefultat der vorigen beftätigt, zum Theil geht 
aber, in Hinficht auf den Zuftand der. fraglichen Scheune, 
sole: rückfichtlich der Nähe und der Befchaffenheit der ans 
und umliegenden Gebäude, der Füllung derfelben mit hin 
und wieder daraus hervor tragenden, leicht Feuer fangenden 
ländlichen rjeugniffen, der von dem 8 — H — (dm 
Haufe zweyhundert Schritt betragenden Entfernung um | 
der fehr geringen Quantität desjenigen Waſſers, von we: 
chem im Zalle einee Feuersbrunf zu Löfchungsverfucen 
einzig hätte Gebrauch gemacht werden fünnen , überzen 
gend aus ihr hervor, daß, wenn der Stadel wirflich In 
Flammen aufgegangen wäre, Die Feuersbrunſt nicht allein 
für die Vorftadt ‚ in welcher er liegt, fondern auch für die 
Stadt felbſ in höchſtem Grade verderblich Hätte werden 
fönnen. 

Was die Ausfagen des Inquiſiten felbft über dieſe 
böchft wichtigen Gegenftand betrifft, fo enthalten diefe im 
Wefentlihen Solgended: Er hat, weil H. ihn Diebfaph 
halber verklagt, ſich an demfelpen rächen wollen, und pt 
‘dem Ende ben Entſchluß gefaßt, ihm feinen Stahel v 
Brand zu ſiecken, hat fi für einen Kreuger Schwan 
gekauft, amd ans feiner Bau  Wroenuuge um erforder 
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‚lichen Anzünden Stahl und Feuerftein genommen. . Nicht 
fogleich ift er jedoch, fondern erft einige Tage nach gefaßr 
sem Entichlufle, zur. Ausführung deſſelben gefchritten, und 
zwar nicht etwa in Folge eines Kampfes mit fich felbft dar» 
über, ob er überhaupt den böfen Worfag zur wirklichen 
That folle werden laffen, oder nicht; — denn in ‚diefer 
Binficht war die. Sache ihm eine völlig entfchiedene.— fon: 
dern meil er Durch die Nähe anderer Leute fich fletd daran 
verhindert gefehen hatte. Länger aber moghte er die Volls 
‚ziehung: feines Entſchluſſes nicht aufſchieben. Pit. dem 
Möthigen vorſehen ging er aus, ſetzte ſich, der Poſt gegen⸗ 
über, auf. dort liegendes Bouholz, zündete ein Stück. bes 
Schwammes an,. und behielt das andere Stück porforglich 
in der. Hand, um, wenn ar mit dem eußern, jeinen Zwecf 


Zwecke Gebrauch —** m können. - "un begab, et fi ih 
nad dem K— H — ſchen Stadet, guckte, durch eine Spalte 
des Stadelpförtchens, und wurde. den. in. feinem Gigdel⸗ 
antheile mit Flachsriffeln heſchäfftigien, und mit, dem Ge⸗ 
ſichte nach dem Hofe hin; gerichteten H, aemwahr. Er er⸗ 
wog, daß dieſer das Feuer nicht friihe Aenug, um noch 
löfchen zu können, ‚bemerken werde, vechnete zugleſch. au 
darauf, ‚daß damahls der Miühlgrahen nur ‚sehr, wanig 
Waſſer gab, mithin zum Löfchen des Feuers böh unzu⸗ 
Anglich ſeyn würde. Bun ſteckte er das angezündete Stüjck 
Schwammes durch das Loch eines Lehmfeldes in einen Bü⸗ 
chel ⸗Stroh im: K— ſchen Stadelantheile, weil, ‚wie er 
erner klüglich erwog, in dem H — ſchen Antheile ‚fein 
Stroh, fondern nur nicht leicht feuerfangendes Moog und 
taub worhanden war, und e8 nicht fehlen fonnte, daß aus 
yem K— ſchen Antheile das Feuer fi weiter, nämlich 
8 in den von ihm eigentlich ins Auge gefaßten d— feben 
— hin, verbreiten: würde... Rach kurzen Jeit ſchlug, 
die er ſagt, dag Stroh in heller Blamme auf, non‘ X 
I zu 
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dann ſogleich ausriß. Der Inquiſit räumt übrigens ein, 
daran gedacht zu haben, es werde ein ſehr beträchtlicher 
Schade aus ſeiner That entſtehen, auch zu wiſſen, daß 
Brandſtiftung ein großes Verbrechen ſey, nicht minder, 
daß er ſich habe einbilden können, es ſtehe eine ſchwere 
Strafe darauf. 

Es wurde noch, auf gerichtliche Veranlaſſung, ein 
Gutachten des Obermedicinalraths Dr. H — m über den 
kõrperlichen und geiftigen Zuſtand des Inquiſiten zu den 
Acten überreicht, ſodann aber, nachdem die Unterfuchung 
war beendigt, eine durch den Landgerichtsadvocaten B. 
verfertigte Vertheidigungsfchrift, nicht weniger ein zweytes 
Gutachten des oben erwähnten Arztes zu den Acten ge⸗ 
bracht worden ‚von dem Herzoglichen Oberlandesgerichte 
au 9. unter dem 26ften Februar 1835 gegen Den Inqui⸗ 


fiten, wegen verſuchter Brandftiftung, und mehrerer, zum . 


Theil qualifieirtee Diebftähfe, auf vierjährige Zuchthaus 
ſtrafe und Bezahlung der Unterfuchungsfoften, mit Aus⸗ 
nahme eines der Mutter defielben zur Entrichtung aufer: 
legten Theiles derfelben, erkannt. 

Bei der Publication dieſes Erkenntniſſes Außerte ber 
Inquiſit, daß er zwar die erkannte Strafe antreten, aber 
doch noch einmahl vertheidigt werden, und ein zweytes 
Erkenntniß erwarten wolle Er wurde, dem gemäß, in 

‚die Gtrafanftalt abgeliefert, und es ift nur nebenben hier 
noch zu bemerken, daß nachher fein Vormund aus von 
ihm angeführten Gründen *) ſich durchaus gegen eine Ab⸗ 
änderung des gefällten Erkenntniſſes erflärte. 


*) In der Strafanftalt könne, während der Sieräheigen Dove 
‚ der Strafzeit, in fittlicher und rechtlicher Hinficht durch 
rung und zedmäfige Ermahnung des Knaben wohlthätig auf 

‚ ihn eig wirkt, und in ihm noch ein nüßliches Mitglied für die 

Kür the he Geielift gemonnn. werden, dagegen derſelbe, 
bliebe, in frühere verderbliche Verhültniſſe ⸗ 
de an uad —8 ad mehutn Schlechtigkeit verfinken würbt- 

Berwiß beachtenewerihe Grünte! 
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Bon demfelben Vertheidiger wurde fodann, auf des⸗ 
fallſige Aufforderung, eine zweyte Vertheidigungsſchrift 
beygebracht, da dann die verhandelten Acten, zum Spruche 


in letzter Inſtanz, der oberften Gerichtsbehörde zugefendet 


wurden. 

Dem oben: Dargeftellten zufolge liegt bier nun 
zweyerley vor: Erſtens, der $nquifit hat mehrere Diebs 
ftähle begangen, unter welchen zwey mittelft einſteigent 
von ihm verübte, mithin qualificirte ſind. 

Zweytens, derſelbe hat ſich des nächſten Verſuche 
einer Brandſtiftung, welche, wenn ſie zur Vollendung ge⸗ 
diehen wäre, höchſt verderdlich für den ganzen Ort hätte 
werden können, ſchuldig gemacht. 


Das Eine, wie das Andere beruht theils auf wieders 


holten Geftändniffen des Inquiſiten, tbeild auf vielfachen 
gehörig ausgemittelten Thatumftänden , wodurch jene eine 
genügende Unterfiiigung erhalten. Was die Brandfifs 
tung betrifft, fo könnte, mit Hinficht auf einige oben bes 
merklich gemachte Momente, noch die Frage eines nähern 
Erwägung unterworfen werden, ob fie eine bloß verfuchte 
ſey. Da jedoch im vorigen Erfenntniffe die That des In⸗ 
quiſiten rückſichtlich des erwähnten Stadeld nur als ein 
Verſuch zur Brandftiftung betrachtet worden ift, fo fann 
hier die Sache um fo mehr auf fich beruhend bleiben, als 
das Refultat jener Erwägung, wenn es gleich vielleicht 
auf das Dafeyn einer vollendeten Brandftiftung führte, 
Doch Feine höhere, als die erfannte Strafe zur Folge haben 
Dürfte, indem eine reformatoria in durius nicht zuläſ⸗ 
fig it. Jedenfalls aber liegt mit völliger juridifcher. Ge⸗ 
soißheit der nächfte Verſuch einer Brandftiftung vor. 

Zwar ift nun, was die Geftändniffe des Inquiſiten 
betrifft, der Defenfor bemüht gewefen, ſie mit Hinſicht 
auf die Jugend deflelben, fo gut, wie gänzlich wirkungslos 


darzuſtellen, was denn, wenn es ihm damin qnkanıza 


- 
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wäre, ſeinem Antrage gemäß, eine Freyſprechung deſſel⸗ 
ben von jeder Criminalſtrafe allerdings würde herbey füh⸗ 
ren müſſen. Sein Bemühen zu dieſem Zwecke aber ik 
ı nicht bloß im Allgemeinen, ſondern auch in beſondrer Bes 
ziehung auf die pofitiven Geſetze, ein fruchtlofe® geblieben. 
Man kann das römifche Recht, welches ihm hierin auch 
keineswegs das Wort redet, ganz bey Seite geftellt bleiben 
laſſen, und fich beſchränken auf das einheimifche- deutſche 
Recht. Weit entfernt ift diefes davon, den Verbrecher 
unter vierzehn Jahren, wenn derfelbe nuc wicht noch in 
den Fahren der eigentlichen Kindheit ſeht, für Hänge 
ſtraflos zur erklären, 
P. G. O. Art. 164. 
weit entfernt daher auch davon, ſeinem Geſtandniſſe, das 
ja zu den Hauptquellen des Beweiſes gegen ion dient, 
P. G. O. Art.22, 
alle Kraft abzuſprechen. Yung iſt zwar. der jetzige Inquiſit 
allerdings noch; allein er ſteht zwiſchen dem 12ten und 
18ten Jahre ſeines Alters, mithin nicht in einem ſo 
wenig vorgeſchrittenen Alter, daß von ihm geſagt werden 
könnte, daßer 
„wiffentlich feiner fonn nit bett”, 
P. G. O. Art. 179. 
d. h. daß er eines dolus nicht fähig ſey, vielmehr zeigt 
ſich gerade das Gegentheil hiervon in einem, in Hinſicht 
auf die Jugend des Inquiſiten, in der That auffallen 
den, Grade. 


. Kann die Jugend deſſelben, als fothe, ihm gegen 
das erwähnte Erfenntniß nicht zu Statten fommen , fo hat 
er eben fo wenig von andern Vertheidigungsgründen für 
fih zu erwarten. Mehrere derfelben können bier mit 
Stillſchweigen übergangen werden, da ihnen in den Ent 
ſcheidungsgründen au jenem Erfenntnifle bereits Hinreichend 
begegnet worden ik. Aber in velantere umigung muß 
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bier noch gezogen werden, twa® als vornehmfte Grundlage - 
der Defenfion in beiden Vertheidigungsfchriften aufgeſtellt 

worden, und.einer forgfamern Prüfung und Wirdigung 
zu unterwerfen iſt, nämlich der von dem Vertheidiger, 
abgeſehen von der Jugend ſeines Schützlings, behauptete 
Mangel an Zurechnungsfähigkeit in Beziehung ‚auf den 
Inquiſiten. 

Zuvorderſt zu berüctfichtigen. find in diefer. ‚Hinfich 
die, beiden oben beveits im Algemeinen Me Fr 
9 — - m. 

In dem erften, vom. As ſten enbe 1834 datir⸗ 
ten, erklärt dieſer Arzt, er habe nichts gefunden, das 
auf Anlage zu einer Krankheit, „oder. auf, eine wirklich vors 
bandene Kranfheit des Fnquifisen. gedeutet werde fönnte; 
nur einen ftärfesn und frequenteren Schlag ded Herzen® 
und Armpulfes Habe er an’ Bemfelben wahrgenommen, 
welcher wahrſcheinlich von einer angſtiichen Stimmung des 
Knaben hergerührt habenber weiche derſelbe ‘duch nad 
längerer und öfterer Unterhaltung mit ihm nicht Hube Here 
werben fönnen. Dabey hade ſid etwas Scheues in ſeinmn 
unſtäten, umherſchweifenden Wil” gezeigt.In pipe 
ſcher Hinfiht Habe ſich durchaus Feine krankhafte Abwei⸗ 
chung don dem normalen Juſtande offenbart. Weder In 
körperlicher, noch in geiftiget Hinficht ſey der Inquifit fl 
nem Alter vorgeeilt, odec hinter demfelben zuruͤck geblie⸗ 
ben; er fey noch Kind in kindlichen Begehrunsen, und 
kindlicher Urtheilskraft. 

In dem zweyten, unter dem 12ten Februar (886. 
außgeftellten Gutachten erklärt derfelbe Sachverſtändige 
ſich gleichfalls fo, daß an einem Mangel der Imputabili⸗ 
tät gar nicht zu denken ift, und bemerft, er habe den In⸗ 
quifiten von Neuem zweymahl befucht, und gefunden, daß 
zwar jedesmahl deffen Herz und Puls Ichuelker und Kürtır 
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geſchlagen, jedoch bei längerem Merweilen das Blut befs 
felben ſich almählig beruhigt habe. 
r - Mit Unrecht wirft nun der Vertheidiger dem ges 
nannten Arzte erſtens einen Widerfpruch in fo fern vor, 
. WS nach den erften Gutachten auch bei einer längern Uns 
tehattung mit dem Inquiſiten ſich deſſen Blut nicht befänf- 
tigt habe, wohl aber nach dem zweyten, ohne zu bedenken, 
er bedenken zu wollen, daß das zweyte von Beſuchen 
fpticht,, welche mehr als anderthalb Monate fpäter Statt 
zehabt haben, als diejenigen, von melchen in dem erfien 
die Rede war. In dem einen, wie In dem andern Kalle 
waren diefe Erfcheinungen ohne Zweifel Folgen des böfen 
Bewußtſeyns, welche aber ſehr natürlicher Weiſe früher 
in einem ſtaärkern Grade und bleibender, als eine Reihe von 
Wochen fpäter, ſich offendarten. 


Uluch macht zweyteng der Vertheidiger fructlos einen 
Aarus von den Schlußworten des erſten jener Gutach⸗ 
Nicht iſt mit dieſen geſagt worden, nicht hat mi 
een gefagt werden Fönnen, der Inquiſit fey völlig einem 
Binde gleich zu achten, welchem ſein Thun zur Strafe 
nicht angerechnet werden koͤnne, ſondern nur, daß fein 
Benehmen, feine Aeußerungen während der Unterhaltung 
mit, dem Arzte nicht die eines gereifteren Menſchen gemefen 
ſepen, fondeen vielmehr die Spuren des Knabenalters an 
ſich getragen haben. . 


0... Dee. Defenfor trug, weil ihm das erfte, damahls 
alleinige Gutachten nicht genügend erfchien, in feiner erften 
Bertheidigungsfchrift auf @inholung eines Gutachtens von 
einer medicinifhen Yacultät, namentlich der & — ſchen 
an. Wuch in der zweyten Vertheidigungsfchrift noch fpricht 
er die Nothwendigkeit auß, von einer medicinifhen Kaculs 
rät ein Gutachten einzuholen, indem er die Eompetenz des 
Richters in Fallen Dieker Art gain uschlegt, 
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&llein- vollfommen. mit Recht if das: Herzogliche 
Dberlandesgericht auf jenen Antrag nicht eingegangen; füns 
dern hat vielmehr fich darauf befhränft, ‚die Beybringung 
des zweyten erwähnten Gutachtens zu veranlaflen. Auch 
das jetzt zu einem Urtheile in legter Infang: gefelich - in 
Anfpeuch genommene Tribunal kann ih durchaus nicht bes 
wogen finden‘; noch. auf; weitere Schritte in der. ivorliegens 
den Besichuing ge interfoquiren, Schritte, weiche ‚. ohme 
allen Nutzen, nur eine nicht geringe Berfchleifung. dee 
Sache, und eine- dedeutende Vermehrung der Koften zur 
Folge haben mürden. Handelt æs ſich von einem geiftigen 
abnormen, mit einem: phuftich krankhaften in urfärhlicher 
Verbindung ftehenden Zuſtande, da: kann einzig des. Arzt, 
oder eine mediciniſche Behörde entfcheiden, und das iſt es 
auch nur, was der von dem Defenſor angeführte Quiſtory 
bat ſagen wollen. Möge auch der Richter, was. nicht 
leicht je der Fall ſeyn wird, mit den zur Beurtheilung des 
phyſiſchen Geſundheits zuſtandes eines Menſchen erforder⸗ 
lichen Kenntniſſen verſehen ſeyn, es fehlt doch. feinem Urs 
theile darüber der öffentliche. Stämpel der. Befähigung 
dazu. Aber Pſycholog darf und foll aub der Rich⸗ 
ter ſeyn, und ohne Zweifel gebührt auch ihm in diefer 
Hinſicht ein vollgültiges Uerheil, In einem phyſiſch Pranfs 
haften Zuftande nun befindet fi, jenen beiden Gutachten 
zufolge, der Inquiſit nicht, und es fragt fich einzig nad 
feinem geiftigen, von einer körperlichen Abnormität gang 
unabhängigen Zuftande, und nach der Beantwortung der 
Damit in Verbindung ftehenden fernern Frage, ob ihm feine 
in Rede ftehenden Thaten zur Strafe angerechnet werden 
dürfen, oder nit. Sieht man nun auf alle oben in ges 
nügender Vollftändigfeit dargeſtellten und nachgemwiefenen 
Thatumftände, fo fann man es fich feinen Augenblick vers 
hehlen, der Inquiſit fey mit einer Ueberlegung, Beſon⸗ 
nenheit, Schlauigkeit, Behartlichkeit, ja ya Thal Bus 
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wegenhett Ju Werke gegangen ,. wie man fie ſelbſt bey ges 
elften: Böfewichteen nicht imimes findet, und wobey «6 
eine wahre Thorheit feyn würde; defien Zurechuungsfähigs 
keit abzuleugnen, und eine ſtraſdare ungerechtigkeit, ihn 
für Reaflos zu erklarfen. 

wWas ·˖ nun die Gattung und das Maß der dund. det 


vorige. Erkenntniß gegen: den Inquifiten ausgefprochenen 


Strafe betrifft, fo ann Riemend, weihen: (Be hier ein 
ſchiagenden Beſetz mon, 
nn. BSD Lett. 126 ui 489... en, 


nis nene faßt, auch bey noch fo gewiſſenhafter, und allen 


dings nicht zu unterlaſſender Berückſichtigung der Jugend 


deſſelben, die gegen ihn erkannte vierjährige Zuchthauß 


ſtrafe für eine zu ſchwere, den’ anzuwendenden Geſttzen 
wicht entſprechende halten, -und die jetzt In letzter Inftem 
ſprechende Behörde: konnte daher nicht anders, ats mit 
vollfömmener Ueberzeugung ſenes Erkenntniß rein zu Def 
tigen ſich bewogen finden, wWomit denn die Werurtheilung 
des Inquiſiten auch in die ferner erwachſenen Koſten in 
techtuch nothwendiger Verdindung ſtand. | 
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Da 8. 6 { tr 4 mh 
kur Beurtheilung des Entwürfe des Sitaefiuhe, 
Menden. 1831. m 
a elta bon 


Seren Dr. € Eucumus, en 


Et 


8 Appell. Se, Mathe. zu Bere in. Baier. 


“ x Po nn. ; 
Bon den vbepaglich des Betrugs bei Bertzägen 
au unterſcheidenden Faͤllen. 


Was Charakteriſtiſche dr Berimmungen des Baier 
Entwurfs von 1831, Artifel 326. liege . 

1) in der Beſchränkung des ſtrafbaren Betrugs bei den 
f. 9. einfeitigen Verträgen auf denjenigen, der «) die 
Entftehung des Vertrags hervorgebracht hat, und 
P) dur Täuſchung (alfo pofitiven Gebrauch der Uns 
- wahrheit, nicht bloße Benugung des Irrthume des 
Andern) verübt wurde; 

2) in der Annahme, daß bei den zweiſeitigen Berträgen 
ein ftrafbarer Betrug ſowohl durh Täuſchung, als 
durch bloße Benutzung des Irrthums des. Andern bes 

- gangen werde, fobald ſich jene. oder diefe auf weſent⸗ 
liche Stücke der Vertrageart bericht. 


AR UUeber das Verbrechen des Betrugs 


&8 dürfte die Frage ſeyn: ob duch Beftimmungen 
diefer Art die Strafbarkeit des Betrugs bei Verträgen 
nicht theils zu ſehr beſchrankt, theiis mehr, als ſtatthaft, 
ausgedehnt werde? 

Drei Fälle, ſcheint es, mären u unterſcheiden: 


die durch falſche Vorſpiegelungen in betrügeriſcher Abſicht 
gefchehene Berlätung des ünbern a) zu einer ſchad⸗ 
lichen, und nur vermeintlihden Vertragehandiung ; 
PD)ader zu einer wirklichen, aber doc ſchaͤdlichen Ver⸗ 
tragshandlung, und Eu 
der Betrug in der Erfüllung eines Vertrags, wels 
der ohne Zauſchung abgeſchloſſen worden war. 


Der erſte dieſer Falle, der unter a. bezeichnete ‚Betrug, 
dürfte faum ald Betrug bei Verträgen betrachtet 
werden. Zwar wurde Jemand durch falfche Vorſpiege⸗ 
fungen zu einer Vertragshandlung bewogen. Allein ein 
Vertrag. kam wirklich nicht zu Stande. Die Täufchung 
wurde pielmehr bewirkt durch: die Vorfpiegelung der nicht 
eriftirenden factifchen Vorausfegungen su dem Vertrage, 
und fo wurde der Betrogene zu feinem Schaden eben nur 
zu einer vermeintlihen VBertragshandiung verfeiter. 


Daraus folgt, daß Hier auch der Unterfchied zwiſchen 
den f. g. einfeitigen und den zweifeitigen Verträgen uner: 
hebli if. Der Betrug ift Bier immer derfelbe, mag 
durch die falfchen Vorfpiegelungen Jemand zu einer Schen⸗ 
Eüng-, zu einem vermeintlichen Commodate oder Verkauf 
verleitet worden ſeyn. Setze man den Fall: A giebt ſich 
für des B Sohn aus, welcher das feil gebotene Pferd dei 
C für 100 Sl. kaufen wolle, und verleitet fo den legtern, 
ihm diefes Pferd zu überlafen, weil B das Geld in 8 Ta; 
gen felbft bringen werde — Würde eine Gefepgebung 
ſich auch zu dem Granklane herum, Aa Weteug bei 


— 
En 
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Verträgen nur civil: und nicht ſtrafrechtliche Kolgen haben 
follte; fo könnten doch Fälle diefee Art nicht nech dieſem 
Grundſatze beurtheilt werden. Denn es befteht fein Vers 
trag, diefer wurde dem Anderen nur Horgefpirgelt, um 
deſſen Sache zu erhalten. Hinſichtlich der Schenfung 
fönnte zwar eingewendet werden, eine eigentliche Beſchädi⸗ 
gung eriftire nicht, weil der Schenfer doch immer die 
Sache ohne ‚Entgelt weggeben wollte. Allein jedenfalls 
wied doch ber Betrug nicht auf die Abſicht befcbränft, einen 
Andern in Schaden zu bringen, fondern er iſt auch dann 
ſtrafrechtlich, wenn die Abſicht nur darauf gerichtet war, 
ſich rechtswidrig einen Vermögensvortheil zu verſchaffen. 
Daher würde fich immer auch eines ſtrafrechtlichen Betrugs 
ſchuldig machen, wer, um von A ein Geſchenk zu erhal⸗ 
ten, fich dieſem fälfchlich a8 den Pathen darſtellt, den A 
als Kind nur, und feitdem nicht mehr gefehen Hätte. 
Die Frage, ob und in wiefern der Betrug bei 
Verträgen Gegenftand des Strafgeſetzes ſeyn könne, 
läßt fi fohin nur auf die beiden andern Fälle (oben unter 
b u. c.) beſchränken. | 
$ 2. * 
Folgen jener Uunterſcheidung für die Straͤfbar— 
keit des Betrugs durch Verſchweigen der 
Wahrheit. | 
Hauptſaächlich aber möchten jene Falle deswegen. zu 
unterſcheiden ſeyn, weil darnach ſich die Frage nach der 
Strafbarkeit des Betrugs bei Verträgen durch bloßes 
Verſchweigen der Wahrheit, verfchieden beon. 
wortet, und zwar dahin: | 
1) das Verſchweigen der Wahrheit, v h. die ablcbuich 
Benutzung des Irrthums des Andern, indem dieſer ſo 
x zu feinem Vermögensnachtheile zu einex verarmligen 
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fi nun Befindlihen, ganz aus freiem Willen unter: 
nommen wurde. Daher: fann auf den Umftand, daß 
dee Gewinnende felbft durch den Abſchluß des Wertrags 
nody thätig wurde, ein ſolches Gewicht nicht gelegt 
werden. Auch außer Epntractsverhältnifien wird der; 
jenige, welcher aus dem Irrthume eines Handelnden 
Nugen ziehen will, thätig werden müflen, um dieſen 
Zweck zu erreichen. So 3. B. auch der Erbfchaftsgläu; 
biger durch Anhalten des Echen zue Zahlung’), Golite 
alfo der Umftand des. Gelbfithätigwerdens , - um den 
Vortheil zu erhalten, .enticheiden; fo müßte die Be 
nadhtheiligung , oder der. Gewinn durch. Verſchweigen 
der Wahrheit ſowohl in, ald außer Verträgen einen 
firafbaren Betrug begründen, oder alle Gründe, melde 


- außer Verträgen diefem entgegenftehen, fireiten eben 


fo dafür, dag durch bloßes Verſchweigen der Wahcheit 
auch) in Bertragsverhältniffen Fein ftrafbarer Betrug bes 
sangen werden könne; 


b) der Sag: in Vertragsverhältniffen find 


die Contrahenten ſich gegenfeitig zur 
Wahrheit verbunden — kann wohl nicht in der 
Ausdehnung verftanden werden, daß jeder die Beweg⸗ 
gründe des Andern erfragen, und nöthigenfalls berichtis 
gen müſſe. Dennoch würde hier die Verpönung dei 
Verſchweigens der Wahrheit auf die Vorausſetzung einer 
ſolchen Verbindlichkeit gegründet werden müffen, melde 
für den Verkehr und Handel vielfache Inconvenienzen 
erzeugen dürfte, da der Handeldgewinn großentheil 


auf Speculationen mittel Verſchweigens der Wahrheit 
"beruht. Auch möchte es nicht wohl möglich ſeyn, durch 
Beſchränkungen des Verpönens die Machtheile abıss 
wenden, welche der fo. verftandene Grundſatz haben 


ut 





müßs 


8) Archiv a.a. D. &, 510, 
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müßte: daß die Contrahenten ſich zur Wahrheit ver⸗ 
bunden ſeyen. Wenn B für das Bild, welches A fite 
einige Gulden feil bietet, fchnell den Preis bezahlt, 
meil er jenes fiir eines berühmten Meifterd Werk er: 
fennt, und nun durch den ZWiederverfauf eine große 
Summe alsbald zu gewinnen wußte; fo wäre er unter 
Lorausfegung jened Grundfages nicht minder firafbar, 
als der Verkäufer der Uhr, von welchem oben die Rede 
war. immer 
c) handelte doch der Benachtheiligte in fahrläffiger Ueber⸗ 
eilung. Es hing nur von ihm ab, ſich über die facti⸗ 
fhen Momente Aufflärung zu verfchaffen,, fey es auch 
durch Befragen desjenigen felbft, mit welchem er das 
Sefchäft eingeht. Das NVertragsverhältnig für fich 
allein aber bietet doch Feinen zureichenden Grund dar, 
um den einen Eontrahenten fiir die Uebereilung des Ans 
dern in feinen Angelegenheiten verantwortlich zu machen.“ 
Es genügt, daß hier das Civilrecht dem Irrenden gu 
Hülfe fommt. | 
Anders, wenn man die Fälle diefer Art unter die Vorauss 
egungen flellt, welche in den Bemerfungen über das Vers 
bredden des Betrugs außer Vertragsverhältnifien — für. 
die Strafbarfeit der Benachtheiligung durch Verſchweigen 
der Wahrheit gemacht wurden, wenn ein Mißbrauch des 
Irrthums durch ein Verleiten zu der nachtheiligen Hands 
lung mittelft Ueberreden, täufchenden Benehmens, fals 
fcher Yeußerungen vorliegt, oder wenn Jemand wiſſentlich 
den, von einem Dritten erzeugten Irrthum benugt. Die 
Strafdrohung bat dann ihren Grund nicht mehr blos in 
einer vorausgefenten Verbindlichkeit, die Wahrheit zu 
fagen, fondern in der Forderung, die Wahrheit nicht zu 
entftellen, oder mittelft Beftärfung in dem Irrthume “es 
manden nicht in Schaden zu bringen. Der Einwand Fumr 
nicht mehr gemacht werden, daß Streafdeohungen its 
Ar. d.€. 3, 1887. II. &t, ð 
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‚dend in den Verkehr eingriffen. Denn es wird die Grenze 


‚des Strafbaren durch Thatfachen gezogen, welche fo genau 


‚beftimmte Strafgefege möglich machen, daß Niemand ver; 
Hindert wird, von überlegenen Kenntniſſen, von forgfamen 
Korrefpondenzen zu feinem Vortheiſe Gebrauch zu machen, 
fo weit diefed ohne Entftellung der Wahrheit durch pofltis 
ves Handeln geſchieht. Wenn in den oben berührten Fäl⸗ 
Jen der B das Gemälde für ein fchlechtes Bild erklärt 
hätte, welches kaum einen Thaler werth ſey, oder die 
Nice Partiale als das befte Papier anpriefe, welches ſei⸗ 
nen Werth nie verlieren könne u. dgl.; foläge in feinem Be 
nehmen immer ein pofitived Verleiten zu dem fchädlichen 
Sefchäfte, und es könnte fein Grund vorhanden ſeyn, die 
Sache wegen der Vertrages oder Handeldverhältniffe an 
ders zu beurtheilen, als außer diefen. Auch würde 


qh der Einwand gegen Strafbeftimmungen in fraglicher 
Beziehung — befeitiget ſeyn, welcher darin befteht, 
daß die Grenze ſchwer zu ziehen fey zwifchen dem ftatt: 
haften Gewinne, und der ftrafbaren Benachtheiligung. 
Denn nach der vorgetragenen Anficht liegt der Grund 
der Strafen nicht in den Benachtheiligungen, fondern 
in der Art, wie diefe von dem Gewinnenden veranlaft 
wurden, und welche hier in dem Verleiten durch Be 
ftärfung in einem Irrthume befteht. Jede Benachther 
ligung alfo, welche aus diefem Grunde zugeht, genügt, 


können bei dee Verpönung des Betrugs in Vertragk 
verhältniſſen überhaupt zu Beſchränkungen *) führe, 
weiche außer diefen nicht beftehen. 





4) f. unten $. 10, Art. 3. 
t 


um Strafe zu verhängen, und nur. politifche Gründe 


— Ep GE m > __ 


in Dertragsverhäftniffen... ..: 489 


$. 4. 

Aber der Grund, warum in Fällen dieſer Art, näms 
lich des Verſchweigens der Wahrheit bei dem Abfchluffe 
eines wirklichen Vertrags (oben 4. 2. Nr. 2.) , diefes nicht 
ohne alle Bedingung als ftrafbar angenommen wurde, bes 
ftand darin, daß Niemand verbunden feyn könne, die Bes 
mweggriinde zu erforfchen, oder zu berichtigen, welche den 
Andern beftimmen, das Gefchäft fo abzufchließen oder 
anzubieten, wie er e8 thut. Diefer Grund ift jedoch auf 
Fälle der andern Art (oben $. 2. Mr. 1.) nicht anwendbar, 
da Jemand durch das Verfcehweigen der Wahrheit zu einer 
vermeintlichen Vertragshandlung bewogen wird. Setze 
man: A hält den B fir den Sohn des C, dem er Geld 
zu zahlen hat. Er fagt dem B, daf er im das Geld file 
feinen Bater C mitgeben wolle. B aber verfchweigt, daß 
er jenee Sohn nicht ift, und behält das Geld für fi, 
Hier liegt Fein Irrthum im Beweggrunde vor, und e8 if 
nicht der Fall von der Art, wie oben, da der Darleiher 
glaubte, der Empfänger des Darlehens handle nicht im 
eignen, fondern im Namen dee Gemeinde. Der Irrthum 
befteht vielmehr darin, daß A glaubt, der B wolle mit 
ihm das bezeichnete Gefchäft eingehen, mährend dieſes 
nicht der Fall iſt. Unter dem Scheine eined von ihm gar 
nicht beabfichtigten Geſchäfts fügt B dem A einen Vers 
mögensfchaden zu. Das Verſchweigen der Wahrheit be 
zieht fich hier nicht auf eine Mopdification des an fich von 
beiden Theilen beabfichtigten Geſchäfts, beruhend auf einem 
falſchen Beweggrunde der einen Partei, fondern es ift die 
einzige und ausfchließende Urfache einer Vertragshandlung, 
während wegen Mangeld der Perſon, oder des Objects ıc. 
ein Vertrag gar nieht eriftent, forideen der “ferende nur . 
befhädigt wird. Hier ift der Kal gegeben, da man. fagen 
kann: das Verſchweigen für fib if das Ver: 
leiten zu Der ſchändlichen Hantlung, UM, mn 
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auch dem Beſchädigten Uebereilung vorgeworfen werden 
kann, fo wird diefe von dem dolus des Beſchädigers doch 
weit überwogen. Ohnehin trifft diefen fchon der Vorwurf 
eines täufcbenden Benehmens '), indem ee, veranlaft 
durch den Irrthum des Andern, eine Perfon vorftellt, welche 
er nicht iſt, oder Thatumftände heuchelt, welche nicht er 
firen. Zu einer vermeintlichen Vertragehandlung fan 
nämlich Jemand nicht nur durch Irrthum über die Perfon 
des Andern, fondern auch duch Irrthum über die Exri⸗ 
ſtenz des Objects der Leitung verleitet werden. Wenn 
A in der Meinung, B befige noch die bereit® veräuferte 
Sache, den Kauf mit ihm abfchließt, und den Kaufpreis 
bezahlt; fo wird er zu einer vermeintlichen Vertragshend 
lung zu feinem Schaden auf ganz ähnliche Weife verkatet, 
wie in dem oben angeführten Kalle, in welchem A über 
die Derfon des B im Ferthume war. Daſſelbe wäre der 
Fall, wenn das Object der Leiftung in Dienften befehl, 
welche ſich Jemand gegen Pränumeration 2c. von einen 
Andern verfprechen ließ, den er irrthümlich dafür We 
fähigt, 3. B. für einen Geometer, Maler 2c. hält. 

Immer wird fohin bei dem im $. 2. sub Nr. 1. be 
zeichneten Fällen des Verleitens zu einer vermeintliche | 
Vertragshandlung ein Irrthum erfordert über die Per 
fon des Andern, oder über die Exiſtenz des Leiftungs | 
objects (Sachen oder Handlungen). Irrthum über W 
Eigenſchaft, in welcher die Perfon Handelt, oder über W 
Beftandtheile und den Werth des Leiftungsobjects fü 
demjenigen felbft zue Laft, der übereilt gehandelt hat, 
wenn nicht die Erforderniſſe der Strafbarfeit des Ber 
fehweigens der Wahrheit vorhanden find,. welche am 
außer Vertragsverhäftniffen dieſes Verſchweigen zum Arab 
baren Betruge Rempeln, Ä 
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⸗§. 56. 


Bemerkung über den Artikel 333. Abſ. 3. des 
Wuͤrttembergiſchen Entwurfs von 1835. 


Es darf aber nicht außer Acht gelaſſen werden, daß 
bei dem ſtrafrechtlichen Betruge, der bei dem Eingehen 
eines wirklichen Vertrags angenommen werden ſoll, auch 
die allgemeinen Merkmale gegeben ſeyn müſſen, welche in 
dem Begriffe dieſes Betrugs liegen. Zu dieſen gehört, 
daß Jemand durch die falſchen Vorſpiegelungen, oder 
durch das Verſchweigen der Wahrheit zu einer nachtheili⸗ 
gen, ſein Vermögen beeinträchtigenden Handlung bewogen 
wurde. Wenn z. B. A, der nur Rheinwein zu kaufen 
beabſichtiget, einen Wein, von weldem der Verfäufer 
fälfhlid anrühmte, es fey Rheinwein, faufte, nachdem 
er denfelben für gut befunden, und über den Preis einig 
geworden war; fo kann man nicht fagen, der Käufer fey 
im ftrafrechtlihen Sinne betrogen. Civilrechtlich Fönnte 
der Vertrag angefochten werden wegen eines dolus cau- 
sam dans. Der Käufer wiirde den Kauf nicht abge: 
fhloffen haben, wenn ihm der Verkäufer are, hätte, 
daß er feinen Rheinwein habe. 


Allein die Verleitung, zu einem Seihäfte | 
überhaupt durch falfehe Vorfpiegelungen, Anrühmen zc. 
darf nicht vermechfelt werden mit folder Berleitung zu 
einem Gefchäfte in der Abfiht, dadurch zu beſchädigen, 
oder rechtömwidrig zu geminnen. Sobald das Vertrags⸗ 
object der Gattung oder dem Stoffe nach dasjenige ift, . 
woofür es ausgegeben wurde, und der Eontrahent erhalten 
Hat, was der eoncrete Gegenftand des Vertrags war; ſo 
kann ein ftrafbarer Betrug nicht mehr angenommen wer⸗ 
den. Der dolus causam dans ift daher mit dem Bes 


truge ım ſtrafrechtlichen Siune wicht zu veruehie. Un 
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Sefchäft kann wegen dolus causam dans civilrechtlich 
nichtig. fepn, und dennoc feine ftrafrechtlihe Folge haben. 

Daraus dürften ſich Bedenklichfeiten gegen die Zwed; 
mäßigfeit des Art. 333. Abſ. 3. des Wiürttemb. Ent; 
wurfs ergeben, welcher, wie auch aus den Motiven ‘) 
hervorgeht, den ftrafrechrlihen Betrug im Contractever⸗ 
hältniffe auf den dolus causam dans zurückführt, um 
als Eeiterium deſſen Strafbarfeit die befondere Argliſ 
bei Verleitung zur Eingehung des Vertrags bezeichnet, 
Denn 

4) mie erörtert wurde, fo darf der ftrafrechtfiche Be 
teug nicht mit dem dolus causam dans vermedfet 
werden, indem jenem hiedurch eine gewiß unzuläfige 
Ausdehnung gegeben würde; 

2) der Grad der Arglift bilder wohl ein Moment für di 
Zurechnung der Strafe, nicht aber das Eriterium it 
Strafbarfeit an ſich. Dieſes liegt vielmehr entwedet 
in dem pofitiven Gebrauche der Unwahrheit zue Beſchö 
digung ꝛc., oder e8 muß der Beziehung entnommen 
werden, in welcher das Verfchweigen der Wahrheit mit 
jener Folge Statt findet ’); 

3) für die Beantwortung der Frage: in wie fern duch 
Verſchweigen der Wahrheit bei Singehung eines Ver⸗ 
trags ein ftrafbarer Betrug begangen werde, gäbe dad 
von dem Württemb. Entwurfe adoptirte Princip Feinen 
feften Haltpunft,, und überhaupt würde 

4) folch eine Beftimmung dem Ermeſſen des Kichtert 
einen bedenklichen Spielraum geftatten, indem er nidt 
die in der Handlung liegenden Merkmale an einem ge 
feglich feftgeftelften Begriffe zu prüfen, fondern in con- 


6) ©. 28% — 289, 
7) oben S.%. 


in Wertragsverhältnifien. . 446 


creto ein Strafgefeg nach blos fubjectivem Dafürhal⸗ 
ten erft zu geben hätte. So wie aber auch ein höherer- 
oder niederer Grad von Leichtfinn oder Dummfelt auf- 
Seite des zu Täufchenden die anzumendende Arglift bes’ 
Dingt, fo würde auch die Eriminalität der Handlung 
von ſolchen individuellen, und zufälligen Umftänden, 
und von den Qigenfchaften der Perfon t des Getauſchten 
abhängen. 


49. 6. 


Reſultate aus dem Bisherigen für die oben.an» 

geführten Beffimmungen des Baieriſchen Ent» 

wurfs, und Vergleihung diefer mit dem Baieris 
fhen Strafgeſetzbuche von 1813. 


Gewiß mit Recht Hat nun zwar der Baieriſche 

Entwurf 

» bei den f. g. einfeitigen Verträgen die Strafbarfeit 
nur auf jenen Betrug befchränft, welcher, die Ent⸗ 
fiehung *) des Vertrags hervorgebracht hat. Denn 
Täufchungen bei der Erfüllung eines ſolchen Vertrags 
haben, auch noch abgefehen von fonftigen Gründen, 
feine, das Vermögen des Getäufchten verringernde 
Folge, die Nichterfüllung des Vertrags, unter welcher 
Form fie auch vorliege, kann nur civilrechtliche Zwangs⸗ 
mittel in Bewegung fegen. Warum aber fpricht 

2) der Entwurf Hier nur von der BVerleitung zur Eins 
gehung eines folhen Vertrags durch Täuſchung, 
da doch ſowohl nach Art. 325, ald aud 326. Nr. 1. 
durch Täuſchung, und durch Benugung des Jrrthums 
eines Andern ein flrafbarer Betrug begangen ters 
den kann? u 


8) d. h. da Jemand durch Zäufchung über die factifchen Vorauss 
fegungen zu dem Vertrage verleitet wurde , (eine Sale une 
geben, und nun einzubüßen. 


& 
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Nach den oben entwicelten Srundfägen °) erſcheint 


die Werleitung zu einer vermeintlihen Vertragshandlung 


auch durch bloße Benugung des Irrthums immer als ftraf- 


barer Betrug, und es ift fein Grund da, warum bei f. g. 
einfeitigen Verträgen hiervon eine Ausnahme gelten follte. 
See man, A hat auf Biiten des X verfprochen, dem B 
ein Darlehen zu geben. Er hält nun den C icrig für den 
B, und giebt ihm das Geld, welches C nimmt, und für 
ſich ausgiebt, obgleich er bemerft Hat, daß A ihm für den 
B anfah. ' Eben fo können bei einem Depofitum ꝛc. Jrr⸗ 
thümer in Anfehung der Berfon vorkommen, Durch deren 
Benugung Jemand ſich die Sache des Andern aneignet. — 
Wirklich ift es auch ungewiß, ob die Nr. 2. des Art. 326. 
des Entwurfs abſichtlich fo, mie fie fautet, gefaßt wurde. 
Diefelbe ift nämlich wörtlich die Nummer 2. des Art. 280. 
des revidirten Entwurfs vom J. 1828. Allein in den 
Motiven zum revidirten Entrurfe ’°) heißt eg: 
„über die Frage: wenn der Betrug bei einfeitigen Ver: 
trägen in die Sphäre der Eriminalität falle und ftrafbar 


‚werde, war der Grundſatz pofitiv zu beftimmen. Man 
hat dafürgehalten, daß diefe6 nur dann der Kall feyn 


dürfe, wenn einer der Pacifcenten den andern durch 

abfichtlihe Täufhbung oder Benugung feines 

Irrthums zu @ingehung des Vertrags verleitet” ıc. 
Daraus geht hervor, daß fchon bei der Redaction de 
renidirten Entwurfs hierin ein Verſehen untergelaufen, 
und auch in den vorliegenden Entwurf übergegangen ſeyn 
dürfte. 

8) Die Hinweiſung beziiglich der f. g. zweiſeitigen Ver: 
fräge auf die weſentlichen Stücke der Vertrags 
art, auf welche fih nämlich die Täuſchung oder Bu 

9, ©. oben $.&. 

10).6. 321. 
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nutzung des Irrthums beziehen milffe, dürfte fo wenig, 
als die in dem Württembergiſchen Entwurfe vorkom⸗ 
mende Hinweiſung auf den dolus causam dans zu⸗ 
reichend ſeyn. An ſich ſchon iſt jene Beſtimmung zu 
allgemein. Denn unter den weſentlichen Stücken einer 
Vertrags art verſteht man diejenigen, ohne welche 
das beſtimmte Geſchäft nicht, ſondern ein anderes ge⸗ 
geben wäre. So z. B. iſt es bei dem Mandate weſent⸗ 
lich, daß die Geſchäfte des mandans in deſſen Namen 
ohne Lohn verrichtet werden. Dieſe Momente nämlich 
trennen dad Mandat von der Dienftvermietbung. Von 
ſolchen civilrechtlichen Requifiten eines befiimmten Ge: 
fchäfts kann die Eriminalität einer täufchenden Handlung 
nicht abhängen. Täuſchung im ftrafrechtlihen Sinne 
fann fih nur beziehen entweder auf das Subject des 
. Vertrags, die Eigenſchaft, in welcher diefes Handelt, 
oder auf die Eriftenz (oder Möglichkeit) des Leiftungss 
objects, auf die Beftandtheile und den Werth dieſes. 
Der pofitive Gebrauch der Unwahrheit aber muß in.dies 
fen Beziehungen immer einen ftrafbaren Betrug bes 
. gründen, ohne Rückſicht darauf, ob das Civilrecht 
Nichtigkeit des Gefchäfts daran fnüpft, oder nur Ans 
fprüicbe auf Entſchädigung entftehen läßt. 
4) MWiirde aber die fraglihe Beftimmung auch in diefem 
Sinne zu verftehen feyn; fo müßte doch der meitere 
Grundſatz, daß die bloße Benugung des Irrthums des 
Andern, wenn fie ſich auf jene Stüde bezieht, ſtraf⸗ 
barer Betrug fey, jede Grenze der Strafgewalt aufs 
heben, und die Verfehrtreidenden in eine ſchwierige 
Lage verfegen. In Kolge jenes Grundſatzes hätte der 
Sontrahent die Verbindlichfeit, den Andern auch ohne 
deffen Anfordern über feine, den Umftänden zufolge 
irrigen Borausfegungen aufzuklären, oder de Wa 
theile, welche aus Sachfenntnifen und Sorrelpsntuungn 
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entfpringen, dürften nicht ohne Gefahr der Strafbar⸗ 

keit gezogen werden. Die dem Verfehre nothwendige 

Frelheit und Ungeftörtheit in jenen Grenzen, innerhalb 

welcher Nachtheile lediglich Kolge der eignen Webers 
eilung , oder der feichtfertigen Behandlung der Gefchäfte 
find, erfordert hier jene Befchränfung der Strafgemalt, 
welche ſich aus der oben entwicelten Unterfcheidung der 
Fälle ergiebt, da nämlich das Verfchtveigen der Wahr: 
heit ein Verleiten ift zu einer nur vermeintlichen Ver⸗ 
tragshandfung mit der Folge eines Vermögensſchadens; 
oder da bei dem Abſchluſſe eines wirklichen Vertrags 
eine folche Befchädigung zugefügt wird. 

5) Jene Einpflanzung des Strafgefeges in den Boden 
des Civilrechts möchte aber jedenfall zu vermeiden ſeyn. 
Strafbeftimmungen erfordern Präcifion, als Bedin⸗ 
gung ihrer gleichmäßigen Anwendung. Das. Strafge 
fen muß überall felbft die Merfmale beftimmen, melde 

- die Handlung haben muß, um unter daffelbe fubfw 
miet zu werden. Die Srage, welche Stücke civilrecht⸗ 
lich fo wefentlich find, daß Täufchung in Beziehung auf 
diefelben einen firafbaren Betrug ausmacht, muß die 
Strafgefepgebung ſelbſt fi beantworten, und der 
Steafrichter darf auch hier nicht angewiefen werden, 
aus andern Quellen das Strafgefeg zu ergänzen. In 
dem Streben, Geſchäfte aufrecht zu erhalten, geht 
mitunter das Criminalrecht bei Beurtheilung des We 
fentlichen auch von Anfichten aus, welche auf dag Straf⸗ 
recht nicht paffen. Hierher gehört z. B. derinfr.14.de 
contrah. empt. (18. 1.) vorfommende Grundſatz: 

Si inauratum aliquıd sit, licet ego aureum 
putem, valet venditio: si autem aes pro 
auro veneat, non valet. 
Es Fünnte demnach niit ld weßentlich betrachtet werden, 
daß eine gewiſſe, den Werkh cjüyente Suhl er Wr 


/ 
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handelten Sache volftändig vorhanden ſey; eb genügte, 
wenn fie in den inneren Theilen derfelben nur zum —*— 
eriftiet. Nur ein dolus causam dans' des betreffenden 
Eontrahenten hätte Nichtigfeit des Geſchäfts zur Folge. 
Wäre fohin niit die Subftanz der Sache, fondern eine 
andere vorgegebene Eigenſchaft diefer der Bemweggrund zu 
dem Geſchäfte geweſen; fo Fönnte diefes als nichtig nicht 
betrachtet werden, die Strafbarkfeit wäre fohin wenigſtens 
zweifelhaft, wenn auch der betreffende Sontrahent durch 
täufchendes Benehmen, und fonftige falfche Yeußerungen, 
in feinem Irrthume über die Subftanz beſtarkt worden 
wäre. 

Die Nichtigkeit eines Geſchäfts nach dem Livilrechte 
möchte ſohin das Criterium für die Strafbarkeit einer da⸗ 
bei unterlaufenen Täuſchung ꝛc. nicht abgeben können. 


7. 


Es dürfte alfo wohl bezweifelt werden, ob ed rath⸗ 
fam ſey, daß eine neue Steafgefeggebung fiir Baiern fich 
fo meit von der beftehenden entferne, wie der Entwurf 
es thut. Mach der beftehenden Gefeßgebung ”) wird 
unterfchieden: 

1) 06 die Entſtehung des nachtheiligen Vertrags 
durch die Täuſchung hervorgebracht wurde, oder 
2) ob die Täuſchung nur Beziehung hat auf den Inhalt 
des Vertrags ſeiner Eingehung nach, oder auf deſſen 
Erfüllung. 
Der unter Nr. 1. bezeichnete Betrug iſt immer ſtrafbar, 
und es kommen hier alle jene Beſtimmungen zur Anwen⸗ 
dung, welche das Geſetzbuch überhaupt bezüglich des Be⸗ 
trugs, ohne Rückſicht auf Vertragsverhältniſſe aufgeſtellt 
hat, ſowohl in Anſehung der Täuſchung durch poſitiven 


11) Stt, G. B. Art. 2359. 260. Anm. U. &. MR. 
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Gebrauch der Unwahrheit, als auch des Mißbrauchs vor: 
bandenen Irrthums '”). Ä 

Bei derjenigen Täufchung dagegen, welche nur Bes 

zug hat auf den Inhalt des Vertrags feiner Eingehung 

nach, oder auf die Erfüllung, wird unterfchieden zwoifchen 
a) den auf gegenfeitigen, und 

b) den nur auf Vortheil oder Gewinn des andern Theil 

gerichteten Verträgen, wie Schenfungen, Commodate, 

Darlehen. 

Bei den Verträgen der erften Art fommt e8 darauf an: 

a) ob fib der Betrug auf das Object "”) des Vertrags 
ſelbſt bezieht. Auch in diefem Kalle treten diefelben 
Strafbeftimmungen ein, welche das Gefegbuch über: 

haupt gegen den Betrug fanctionirt hat; 

PP) oder nicht auf das Object des Vertrags. Hier Füns 
nen neben den, in den bürgerlichen Gefegen beftimms 
ten Nachtheilen nach Befchaffenheit der Umftände 
nur polizeiliche Beftrafungen Statt finden. Eine 
Ausnahme Hievon hat nur Statt bei:dem Sebraude 
falfchen Maßes und Gewichts im Gewerbe " ), weis 
cher ald Berbrechen beftraft wird. 

Bei den einfeitigen Verteägen dagegen wird der bei Erfül⸗ 
lung des Vertrags vom Promittenten begangene Betrug 
nur auf die privatrechtliden Wirfungen eingefchräntt. 
Nur der Hinterlegungss und der Bevollmächtigungs s Vers 
trag macht hier wieder eine Ausnahme "). 

(Befchluß im nächften Hefte.) 


12) Anmerk. 1. c. ©. 281. 22, 


13) Diefer Sinn muß dem Art. 259. Abf. 2. vergl. mit den 
Anmerkungen ©: 243. beigelegt werden. Auch verfälfchte Rab: 

“  rungsmittel gehören hierher, durch welche eine Sefahr für Ge 
fundheit ꝛc. entfteht. Art. 265. Nr. 1 

i4) ohne Rüdficht auf Größe des Schadent. At, 263. IV. 

15) Art. 269. Ill. 








| 
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XVL 
Kernerer Beitrag 
zur Auslegung des Art. 148. ver P. G. O. 


(Nachtrag zu der Abhandlung unter gleicher Weberfchrift in 
biefem Archive 3. 1836. Stück II. S. 171 f.) Ä 


Bon 
Abegg. 


Sn der fo eben in Bezug genommenen Abhandlung habe 
ic den Verfuch gemacht, die gemeine Meinung in Betreff 
einigee Befimmungen des Act. 148. der P. ©. D. gegen 
die beachtenswerthen Gründe in Schug zu nehmen, welche 
Wächter derfelben, ebenfalls in diefem Archive, in der 
Abhandlung gleichen Titels ") entgegengeftellt hat. 

Je wichtiger die Sache erfcheint, insbefondre die Frage, 
um welche es ſich vornehmlich handelt, ob nämlich der 
Art. 148. von abfichtlichen, oder nicht vielmehr von 
fahrläffigen Tödtungen, mindeftens von foldyen, die 
durch f. g. culpa dolo determinata verübt wurden, 
fpreche,, und je weniger es gerechtfertigt werden dürfte, - 
fie nunmehr, al® wäre fie erledigt, auf fich beruhen zu laſ⸗ 
fen; um fo mehr ift es Pflicht im Verhältniſſe zur Wiſſen⸗ 
ſchaft, zu dem Vertreter einer, twenigftens der jett herr⸗ 
ſchenden Anficht gegenüber feine Meinung, und für den 
BVertheidiger der ältern, die Ergebniffe fortgefegter For⸗ 
ſchungen vorzulegen. 


1) 8b. XIV. ©. 1. ©, 102f. 
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Als die bei der aufgetworfenen Frage „in Betracht 
kommende Hauptftelle” ift „der Anfang des zweiten Abs 
ſchnitt es des Artikels” angeführt, und befonderes Gewicht 
auf die Worte „und Jemand alfo on gnugfam urſach 
erfchla:gen würde” gelegt worden. 

Wächter verftehr diefe Worte fo, „daß die Thä⸗ 
ter nicht Urfache des Todes feyn wollten”, woraus 
ſich beweiſen laſſe, daß die Stelle blo8 von culpofen 
Tödtungen,, von Tödtungen „„wider des Thäterd Wil 
Ien”’” bei beabfichtigten Verwundungen handle. 

In meiner früheren Abhandlung habe ich grade der Er: 
läuterung diefer Worte eine geößere Ausführlichfeit gemids 
met, mie es denn nothwendig war, um fich nicht durch die 
fbarffinnige und beftechende Darftellung Wächter's die 
erforderliche Unbefangenheit der Prüfung benehmen zu laflen. 
Mein SBeftreben ging dahin, theils zu zeigen, Daß jene 
Auslegung, „die der Verwundung und der darauf 
gerichte:ten Abſicht geftändigen Thäter feugneten, Ur ſache 


des erfolgten Todes zu feyn, d. h. wollten nur eine ' 


Kahrläffigfeit fchuldig feyn”, nicht dem Sprachge⸗ 
brauche und dem Sinne des Artifels entfpreche, womit 
Bann der fich hierauf gegründete Beweis, daß der Art. 148. 
nicht anf abfichtliche Tödtungen zu beziehen ſey, eine Haupts 
Rüge verlöre“), theild die wahrhafte Bedeutung jener Worte 
„on gnugfam urſach“ ins Licht zu fielen). Durch 
Zufamrnenftellung einer Reihe von Artikeln, in denen die 
Worte „anugfam urfach und entfhuldigung, 
gute urſachen, rechtmeſſig urfach, recht meſſig 
verurſachung, redlich urſach u. ſ. w.“ gebraucht 
werden, glaube ich dargethan zu haben, daß ſie ſo viel 


old „Rechtfertigung oder Entfhuldigung” be, 





2) Meine angef. Ach. S. 188 €. 
8) a. a. O. 8.186. 
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zeichnen, und den Gegenſatz enthalten zu „böſen, nicht 
entſchuldbaren Tödtungen.“ Auch die Stellung des 
Art. 148. in eine Reihefolge von Artikeln (138 — 152.), 
melde von Tödtungen handeln, „die bald Entſchul⸗. 
Digung auf ihnen tragen, bald nicht”, nad» 

Dem zuvor (Art. 1380 — 137.) „von böfen und nicht 

entfhuldbaren Tödtungen” die Rede gewefen, dürfte 

ich fiie meine Anſicht geltend machen. 


Diefes mußte ich kürzlich vorausſchicken, um jegt 
noch eine unterftüigende Bemerkung anzufnüpfen. 


Befanntlih find die älteften Ausgaben der Bam⸗ 
berger 9. G. D. mit Holzſchnitten verfehen, denen eine 
Weberfchrift in Reimen beigegeben if. Wir dürfen auch 
diefe als ein nicht zu verwerfendes Hülfsmittel für das 
Verftändnig des Sinnes eines durch das Bild erläu- 
terten Artikels, und für die Bedeutung gewiſſer Ausdrücke 
betrachten: ja mir merden grade fiir den gleichzeitigen 
Sprachgebrauch auf jene Reime ein bedeutendes Gewicht 
zu legen berechtigt feyn. | | 


In mehreren Ausgaben der Bamb. H. G. O., die 
ich befige, und andern, die ich eingefehen habe *), findet 
fih nun, wie auch R. Schmid’) nach der Driginalauss 
gabe anführt, zu dem Art. 229: 


4) 3.3. die Eine vom 3. 1531, die andere mit bem Eremplar 

der Gobler'fhen Versio, welches ich auf der Breslauer 
Maria: Magdalenen Bibliothek zu finden fo glüdlich 
war, zufammengebunden, von 1538. Beide Maynz bei JIvo 
Schöffer Eine dritte, etwas abweichende, in Elein Folio, 
wo leider das Titelblatt und die lebte Seite fehlt, fo dag ihre 
Alter nicht erhellt; doch iſt fie nicht die ed. princ., was fih 
beftimmt nachweifen läßt. 


5) Kaifer Karls ded Fünften Peinliche Gerichts: Ordnung nebft 
der Bamberger Halsgerichtsorönung nach den Ausgaben van. 
1533 u. 1507 f. Jena 1835. ©. 197. Not, 3%, 
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„wie man einen morder oder todtfhleger im 
- die mordtacht erfennen fol” " 
„Bon leybzeychen zu nemen” 
ein Holzſchnitt, über welchem die Verſe zu lefen find: 
„Welcher unverurfadt 
Diefe leyb bat gemacht 
Sol kommen in die mordacht.“ 
Vergleicht man nun die Art. 229 — 249, die von dem 
Achtprozeß handeln, und welche in die. G. O. Carls V. 
nicht iibergegangen find, fo ergiebt ſich, daß überall von 
Merd oder Todtſchlag im Sinne einer, menigftend der 
Megel nach und bis zur Ausführung der Unſchuld, co 
firafbar angunehmenden abfihtlihen Tödtung dk 
Rede fey. 
Was heißt nun Bier: 
„Weiher unverurſacht 
Diefe Ieych Hat gemacht” ? 
Gewiß nicht, ter Urheber der Verletzungen, ab 
nicht Urfache de8 Todes (im Sinne des Caufalzufammen 
ges) ift, als welcher nur durch Fahrläſſigkeit herbeigeführt 
wurde, — fondern wer Urheber einer ungerechtfers 
tigten Tödtung, einer böfen, die „on gnugfam 
urfach” gefchehen, if. Daß diefer Gegenfaß gemeint, 
dag das Wort „unverurſacht“ in dem Reime feinen 
andern Sinn Habe, als den wir nach dem gleichzeitigen 
Sprahgebraude in den, verf&iedenen hieher gehörigen 
Artifeln dee Bambergenfis und der 9. G. O. Carls V. 
annehmen müflen, ergiebt ſich aus der Vergleichung mit 
der von mir früher in Bezug genommenen Stellen und 
aus den Artifeln der Bamb. ©. D. insbefondre, die durch 
jenen Holzſchnitt und Reim verfinnlicht und erflärt wer; 
den follen. 


W 
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Die Bembergenfis handelt zuerſt Yet. 229 f. von 
dein Ungehorfam des Vorgeladenen in den drei rechttagen, 
wegen deffen jener der wirflichen Acht verfällt; hiernach 
Bet. 243: „Bon erfcheynen des beflagten und vermeynen 
Der Clage“; dann Art. 244f. was uns hier näher angeht: 
„Von geſteen der clag mit urſachen, und erbietung 
dieſelben entſchuldigung an unſerm landtgericht außzufü⸗ 
zen‘). Dieſer Art. 244. beginnt: Item geſtünde aber 
Tetter die entleybdung, und vermeynt, er wer gnug⸗ 
fam darzu verurſacht worden. 

Die Gegenſätze find alfo:. Urſachen, welche die 
Ueberſchrift gleichbedeutend nimmt mit Entſchuldi⸗ 
gung,. wie denn au der Yet. 243. gleichfalls dreimal 
Hiefür die Bezeichnung „Unfchuld” und einmal „Recht: 
fertigung” braucht, und deſſen Weberfcheift fich der 
Des vorhergehenden Artifels.mit demſelben Spachgebraude 


anſchließt, d. h. alfo eine zugeftandene, keineswegs bloß . 


fahrläffige oder eine foldhe Tödtung , bei der ed an dem 
Saufalzufammenhange gebräche; . welcher Umftand vielmehr, 
wenn er vorfäme,. oder. behauptet mürde, einen ſelbſtſtän⸗ 
dig von der hier obmaltenden Frage noch zu unterfchets 
denden Punft der Ausmittelung darbietet; — . vielmehr 
eine fonft in jeder. Hinficht zuzutechnende, aber durch die 
befondern Umftände ausnehmende Weife gerechtfer⸗ 
tigte Tödtung; — und auf der andern Seite eine folche, 
welcher dergleichen „uefgch die zu entfhuldigung 


dienen mögen.” nicht zur Seite ſtehen. Dieſer wird 





6) Wie ſich grade hier, bel ber Lehre der Acht, daB fichere Ges 
Leite anfchließt (Bamb. Art. .242 f.) und der gefchichtliche Ur⸗ 

. fprung deflelben aus dem ältern germanifchen Berfahren nach⸗ 
weiſen laſſe, habe. ic zu zeigen mid) bemüht in dem „Wer= 


- 
. 


fuch einer. gefhihtlihen Begründung dev Lehre _ 


von dem f.g..fihren Geleite‘. in meinen hiſtoriſch⸗ 


praktifher. ‚Erörterungen aus dem Bebiete des - 


ſtrafrachtlich en Verfahrent. Abh. ei 152 k 
Berlin. 4833..., str ner die life re he 


rd d. CA. 1897. HI. 68. _ Sl 
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bezeichnet durch die Worte: „on gaugſam wrfad”, 


oder, wie die erfläcenden Beime es ausdrüden: „uns 
verurſacht.“ 

Wollte man die Auslegung der Worte „on gnugs 
fam wefah” annehmen, die Wächter behauptet, fo 
würde hiee der Gegenfag „er war genugfam dazu 
verurfaht worden” eine ganz andere, mit dem 
Sinn und Zufammenhange des Ganzen nicht in Ueberen 
ſtimmung, und durch den überall gleichmäßig beibehalte 
nen Sprachgebrauch nicht usiterftütte Bedeutung erhalten, 
‚Sach der von mir verſuchten, gewiß ungezwungenen Aus 
fegung gewinnt aber die ganze in der Bambergenfis und 
9.8.9. Carls V. befindliche Reihe von Beftiminungen 
ihren nothivendigen Halt, und erſcheint folgerichtig und 
den aufgeftellten allgemeinen Grundfägen entiprechend’). 
: Bei diefer Gelegenheit erlaube ich mie noch eine Be 
merkung. Vorausgeſetzt, daß man.auch bei dem Daſeyn 
neuer Landesgeſetzgebungen — (die bald nach den jett vor 
liegenden verfchiedenen Entwürfen in allen deutfchen für 
dern vorhanden ſeyn werden) eine gründliche Erläuterum 
der 9. &. D. noch immer als den Mittelpunft eines wir 
fenfchaftlichen Studiums des Strafrechts anerkennen, folg 
fi auch, was zu deren Verſtändniß mittelft der Geſchichte 


7) Indem ich diefen Auffag an den Drudort abzufenden im Be- 
griff Bin, kommt mir das erfte Heft des Jahrganges 1837 
unferes Archivs zu, worin fih &.87 f. eine Abb. von Hm. 
Ref. Kauffmann: ‚„‚Entwidelung der Beſtimmungen d 
Art. 148. der Sarolina” findef, der in Betreff der fraglichen 
Auslegung S. 97 f. mit dem übereinflimmt, was ich ein Ja 
früher (a. a. D. S. 171f.) ausgeführt, und jet wiederholt bes 
fätigt habe. Da der Verf. diefes eigende erwähnt, obgleih 
insbefondre die Gegenſätze, auf die es hier ankommt, fchon is 

. meinen Unterfuchnngen 1830. ©. 836— 367. ausführt 
erörtert find, und derfelbe auch S. 113. in dem Anhang über die 
Literatur fagt: Es ergebe fi, „. fo viel wenigftens ihm befannt 
fey, wie wenig für unfern Artikel gefchehen fey” , fo muß ih 
annehmen , Da meine längft, und gerade in dieſem Archir 
erichienene Abhantlang \dar Kakunkinutt eutgangen fey. 


N . » 
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und Sprachforſchung dient, nicht als eine vergebliche 
Mühe betrachten werde — eine Hoffnung, die mich bei 
der Herausgabe der Ueberfegungen von Gobler und Res 
mus geleitet hat; fo dürfte es wünfchenswerth feyn, auch 
auf die hier benugten Hülfömittel.der Reime und der Holz⸗ 
fepnitte einige Aufmerffamfeig zu wenden, Zwar wer: 
den wir dadurch nicht auf ganz neue, bisher verborgen ges 
bliebene Wahrheiten geführt werden; es müßte nach Allem, 
was in unferer Wiſſenſchaft geſchehen, ſchlimm ſtehen 
init deren organiſcher Fortbildung und der wahrhaften Er⸗ 
kenntniß, wenn diefe gemwiffermaßen vom glücklichen Zufalle 
abhängen follte. Aber wir werden für Einzelnes, das 
Noch im Zufammenhange des Banzen feine Bedeutung hat, 
gewiß mande nicht zu verachtende Beſtätigung erhalten. 
Die Bilder betreffend, fo werden fie feltener fiir die Erklä⸗ 
sung von Stellen, als für gewiſſe Theile der Rechtvalter⸗ 
thümer, 3.8. Vollſtreckung gewiſſer Strafarten, einiges 
Intereſſe gewahren; ob für die Kunſtgeſchichte, mögen Ken⸗ 
ner entfcheiden. Aber eine biftorifche Verfolgung derfel: 
ben, 3. B. von den Codices picturati des Sachfenfpier 
geld an, dem Tengler’fchen Laienfpiegel, und anderit alten, 
Yrivatwerfen: zu deu Bamb. H. G. O. und dann zu. dem 
Ausgaben fpäterer Praktiker, z. B. Damhouder, Sa⸗ 
ver u. A. — mo man gewiſſe ſich forterhaltende Tradi⸗ 
tionen nicht verkennen kann, würde immer eine nicht ganz 
unbelohnt bleibende Unternehmung ſeyn, beſonders wenn 
man das geſchichtliche Strafrecht von dem umfaſſenden 
Geſichtspunkte der Sittengeſchichte aus auffaßt, 
den ich bei mehreren Setegenfeiten geltent zu machen ge⸗ 


(ur babe. 


882 


A460 Wertheim u 


XVII. 
Beurtheilung 


der 


neueſten criminaliſtiſchen Schriftenf 


1) Betrachtungen ũber das Strafrecht des Staats. Ben 


Reihmann, Criminalrichter in Dillenburg. Wirk 
baden 1836. 


2) Urber ben Zweck ber Strafe. Bon Dr. A. Moͤhl, Be 
zirksrichter in Kaiferslautern. Heidelberg 1837, 


B) Essai sur l’element moral du droit criminel, pet 
Brocher. Geneve 1836. ur 


Die Stage über das Princip des Strafreihts iſt mit Recht 
noch immer ein Gegenſtand wiſſenſchaftlicher Unterfuchungen. 
Wenn man das Flidwerk in der Strafgefeggebung , die Art 
beobadhtet, wie man Über Strafanftalten und Einrichtungen 
der Strafgefeggebungen in ben Iegislativen Verfammlunen 
verhandelt, fo kann man fich leicht Überzeugen, daB große Un 
klarheit über die Principien herrſcht, welche den Geſetzgeber ia 
Bezug auf das Strafrecht leiten ſollen. Es iſt freilich gewöhn 
lich, daß man dergleichen Unterfuchungen nur als nuglofe the 

retiſche Erörterungen betrachtet, und fich einbildet, durch biek 
Charakterifirung die gerechten Forderungen niederzufchlagen, 

während derjenige, welcher mit ber Bearbeitung von Strafge⸗ 
fegbüchern ſich befchäftigt, weiß, wie bei jeder wichtigen Vers 
ſchrift der Strafgefeggebung immer wieder die Frage ſich anf: 
dringt, weiche Aufgabe biefe Gefeggebung erreichen fol und 
welche Mittel ihr zu Gebote fichen, Alle neueren wiſſenſchaft⸗ 


der neueften erimindfiftifchen Schriften. #57 


lichen Verfuche über den Gegenſtand zeigen immer‘ nieht; Tag 
man von den Vorſtellungen bet Abſchreckung, der Prädention 
zurückkommt, und die Nothwendigkeit erkennt, das Strafrecht 
mehr auf ein mioralifches Princip zw gründen. Auch die vor: 
Legenden drei‘ Schriften bewähren dies Streben. Der Verf. 
der oben Nr. £. angeführten Schrift erklärt fih (&. 13.) gegen 
ſolche Theorieen, welchen irgend-eine dunkle Idee, ein mora⸗ 
lifches Gefühl, das man Gerechtigkelt.nennt, vorſchwebt; mo⸗ 
ralifche Vergeltung könne nicht ein Strafrecht begründen. Der _ 
Staat hat (&;.21.) den Zweck, 'den- Frieden unter ben Mens 


ſchen zu erhalten und die Gerechtigkeit unter ihnen walten zu 
laſſen, damit der Menſch feinen icdifchen Zweck verfolgen könne: 


Die Strafen müffen nothwendige Mittel zur Erfüfung ber 
vom Staate übernommenen Berbindlichkeiten ſeyn (©. 22.). 
Die Strafen find die durch Erfahrung ale nothwendig erkannten, 
den Forderungen der Gerechtigkeit nicht‘ entgegenftehenden, ſon⸗ 
dern diefer fi nähernden wenn nicht entfprechender Mittel des 


Staats, um die Herefchaft des Rechts zu erhalten. Die Stra? 


. fen beziehen fih auf Handlungen ber Unterthanen , melche bee 
Herrſchaft des Rechts befonders gefahrdrohend find (S. 37), und 
der Staat muß dahin wirken, baß der freie Wille diejenige 


Richtung nehme, welche ihn von folhen Handlungen abhältz 
zu härteren Mitteln’ darf der Staat erfl greifen, wenn die ge⸗ 
linderen ſich wirkungslos zeigen; in der Wirkſamkeit bes Staats 
liegt zwar auch Warnung oder. Abfchreedtung der Unterthanen 5 


aber darauf kann man kein Strafprintip bauen. Der währe 


Zweck der Strafen ift der, bie vom Verbrecher bewieſene Ge: 
fährlichkeit feines Willens aufzuheben. Die Strafe iſt das 
Mittel, dem Millen eine andere Richtung zu geben. Das Zucht⸗ 
haus (S. 49.) fol in feiner Einrichtung die Mittel darbieten, 
daß der Verbrechen mach feiner Individualität behandelt werde: 
Beſſerung ift Zweck, alten nur buͤrgerliche Beſſerung. Die 
Strafen ſollen (S. 57.) ein Verſuch zur Beſſerung des zu Be⸗ 
ſtrafenden ſeyn. Für die Wahl der Mittel kann die Idee der 
Gerechtigkeit keine Norm geben; duch darf die Abſchreckung 
nicht außer Berechnung bleiben (S. 60.), nur kann darauf 
kein Princip gebaut: werden. Die Strafanſtalten (S. 66.) 
dürfen nicht blos Zwangsanſtalten ſeyn, in welchen ber Sträfs 
ling eine .beftimmte Zeit feitgehalten und befchäftigt wird; es 
muß vielmehe darin der Verſuch zur Beſſerung des Stratiuns 


« 
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gemacht werden. In Vezug auf das Strafmaaß elfert der Verf, 
©. 69..gegen die Behauptung ber Anhänger ber Gerechtigkeits⸗ 
theorie , daß man auf das. Princip der Verſchuldung und nad 
dem Grabe derſelben das Maaß ber Strafe abfiufen könne ; das 
gegen giebt nach ihm S. 72. das Befferungsprincip einen Maab⸗ 
ſtabz es foll ben vom Verbrecher gezeigten böfen Willen durch 
die Strafe eine anbere Richtung gegeben werben; die Gefähts 
lichkeit des Willens muß daher die Norm angeben für die Strafs 
drohung; ber Staat muß erforfchen, durch welche Zeichen fid 
der Brad ber Kraft äußert, und biebel muß ihn ‚die Erfahrung 
leiten. Der Staat bezeichnet die Handlungen, melde ihm fit 
die Rechtsficherheit am gefährlichften ſcheinen; begeht der Bürs 
ger nun dennoch eine folhe Handlung, fo zeigt ex dadurch bie 
Gefährlichkeit feines MWidens; um den Grab der Gefährlichkrit 
zu erforfchen, fieht der Staat auf die Art, wie ber Entfchiuß 
zur That fi in dem Verbrecher entwidelte, welche Zwecke ee 
beabfichtigt und wie er fie realiſirt hat (&.79.). Da die Strafe 
nur jene Zwede hat, den rechtswidrigen gefährlichen Willen zu 
befjern , fo kann es keinen allgemein geltenden Maaßſtab der 
Größe ber Verbrechen geben (S. 85... Die Strafen müfm 
in dem einzelnen alle dee bewiefenen Gefährlichkeit des Wis 
lens ent[prechen, und das Strafgefeg beabfichtigt, vermittelſt der 
in ihm liegenden Warnung oder Drohung die Unterthanen vom 


Verbrechen abzuhalten; da Fein Verbrechen einem zweiten der 


felben Sattung gleicht, Jo tadelt der Verf. S. 90. abfolut bes 
flimmte Strafgefege, indem auch ber Geſetzgeber nicht für jes 


m 


den Verbrecher eine folhe Strafe im voraus berechnen kam, 


welche bei bed Verbrechere Abwägung der Vortheile und Nads 
theite auf ber. Seite ber. letzteren den Ausſchlag geben müßte. 
Der Verf. (S. 94.) bemerkt, daß das Glück ber neuen Gefek 
gebungen, welche dem Princip huldigten, im voraus für jebes 
Verbrechen eine gewiſſe Strafe zu beſtimmen, in ihrer Incon⸗ 
fequenz liege. Der Richter müffe und könne allein die Fähigkeit 
der Strafe für den einzelnen Fall ermitteln; er findet es incons 
fequent, wenn das Minimum und Marimum:der Strafe nit 
Überfchritten werben foll, und widerlegt die Einmenbungen ber 
Gegner. In den Strafanflalten müffe bie Einrichtung auf Be 
DBefferungstheorie gebaut werden, — Im ähnlichen Geifte erklärt 
ſich der Verf. der Schrift Nr. 2. Er betrachtet den Staat ald 
bie dem Menſchen zur Entnidetung (einer Kräfte angewieſen⸗ 
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m, erkennt (S. 25.), daß eine Hauptforge bes Staats auf 
teligtöfe Ausbitdung des Volks gerichtet feyn muß; eifert; 
en den Verſuch Staat und Kirche zu trennen, ‚und. will. dem. 
eck des Staats von dem ber Menfchheie nicht trennen, Dee 
ef. will, dag man richtiger von- ber Pflicht des Staats zu 
fen ſpreche. Die Strafe gründet fih (S. 38.) auf den. nas, 
lichen Unwillen, welche die Miffethat in einem- jeden ‚erregt, 
geſtraft werde, iſt Forderung der Gerechtigkeit; - die Strafe 
eine Vernunftnothwendigkeitz bie Strafe iſt aber auf Vers 
ıgenheit und Zukunft‘ zugleich gerichtet; . es muß geſtraft 
den, damit nicht mehr geftraft werben muß; bie Strafe 
tehe ſich weſentlich auf den Verbrecher 5 er fol gebefleug,...eB- 
in ihm das Gefühl für Recht und Unrecht wieder belebt, 
oll zu einem neuen Leben herangebildet werden; es liegt im, 
Strafe eben fo Abfhredung — Unſchädlichmachung, rs 
tion u. A.; allein alle Nebenzwecke bürfen nicht zum Haupt⸗ 
de gemadht werden. Die. Sherechtigleit laͤßt ſich von ber 
be nicht trennen, bie Befferungstheorie ift die wahre. Ges. 
‚tigkeitöcheorie (S. 46.). Das canonifche Recht hat erſt im 
rafrechte die Beſſerungstheorie befolgt und burchgeführt. 
8 Chriſtenthum hat überhaupt Im Strafrechte mohlthätig 
siret. Der Verf. fucht die Einwendungen gegen das Beſſe- 
igsſyſtem zu widerlegen; er zeigt, daß moralifche Beſſerung 
glich ſey; der Verf. erklärt fich, gegen die Beſtrebungen 
ancher, die Freiheit aus dem Straftechte zu verbannen 
. 71.), zeigt, wie biefe icrigen Vorſtellungen mit der pfye 
logifhen Zwangstheorie im Zufammenhange fliehen, nicht 
Strafdrohung macht rechtlich (8. 78.); es iſt (8. 86.) 
e unnütze Bemühung, wenn ber Geſetzqgeber mit ängſtlicher 
wofalt und doctrinärer Skrupuloſität jedes Verbrechen haar⸗ 
ltend zu definiren ſucht; der Verf. tadelt daher (S. 89.) 
h das Streben der Geſetzgeber, das richterliche Ermeſſen 
zzuſchließen; bie Strafe muß, um gerecht zu ſeyn, verhält⸗ 
mäßig ſeyn, d. h. der individuellen Immoralität anpaſſend 
»zur Beſſerung dienlich. Die Idee der Beſſerung ſey keine 
ee (S. 92.), ſondern ſchon in Plato, in dem canoniſchen 
hte begründet. Der Verf. ſpricht dann von dan religibſen 
kten Amerika's, burch welche die Idee in das Leben: geführt 
de; er fordert (S. 100.) Einſamkeit der Sträflinge als eine 
ommunication — , erkennt den religiöfen und maralikkun 


460 Beurtheilung 


Unterricht In ben Sefängnifien für tie Hauptſache, zeigt, dej 
durch das Pönitentiarfnftem Sicherung und Befferung bes 
wirkt wird} er bemerkt aber, baß die bloße Beflerung durch Die 
That noch nicht hinteiche, fondern Strafe nothwendig fen; er 
widerlegt S. 116. die Einwendung, daß die moraliſche Beſſe 
rung den Zwecke bes Staats widerflreite; nad dem Verf. ges 
nũgt nicht blos Äußere Brfferung ; bie Verbrechen haben ihren 
Grund In Irreligioſität und Susmoralität (obwohl auch außen 
Veranlafſungen witwirten); der Staat muß ben ganzen 
Menſchen auffaflen, und darauf wirken. In Bezug anf die 
Eilnwendung, daß nady der Befferungstheorie die Todesſtrafen 
verfhieinden müßten, giebt der Verf. S. 129. zu, daß dieſe 
Strafart weder durch die hrifiliche Religion noch durch Rechti⸗ 
gründe fidy rechtfertigen laffe, und nur durch das Nothrecht ırs 
Elärt werden. Ueberhaupt ift ber Verf. ein Gegner harter 
Gtrofgefege. Die Einwendung gegen das Pönitentiarfpfim, 
baß es zu Eoftfpielig iſt, ſcheint (wohl mit Recht) dem Verf. von 
gar keinem Gewichte. — Der Verf. ber oben Nr. 3, genanzs 
wen Schrift iſt ein junger Mann, der feine Studien zuerſt ia 
Frankreich und dann auf beutfchen Univerfitäten gemacht hat, 
und In kurzen Sägen die Refultate feines Nachdenkens vorlegt; 
er bezeichnet als ben Repräfentanten der abfoluten Strafrecht: 
theerie Soufin, als Repräfentanten der Nugenss (ober rela⸗ 
tiven) Theorieen Bentham, und als Mepräfentanten der me 
dificirten abfoluten Theorleen Roffi und den Herzog von 
Broglie Dee Verf. prüft nun biefe verfchiedenen Theo⸗ 
rieen; bie Gründe, welche er gegen die abfolute Straftheotie 
(©. 12.) angiebt, find die unfern Lefern aus anderen Werken 
Lange bekannten. — In Bezug auf das Syſtem von Roffi 
fucht der Verf. S. 17 — 24. zu zeigen, daß das Beſtreben von 
-Moffi, zwei Principien zu vereinigen, das der justice ab- 
solue mit dem der justice humaine, nicht gelinge; beide 
Drincipien feyen zu verfchieden, als daß der Geſetzgeber hoffen 
Sönnte, durch ihre Vereinigung eine feſte Grundlage für ſein 
GStraffyftem zu erhalten. Er prüft dann (S. 25.), ob bie 
eonscience des peuples ein: wefentliches Element für das 
Strafrecht werben kann, und kommt zur bejahenden Beantmors 
ung, indem er glaubt, daß der Gefeggeber dadurch, daß er an 
die conscience populaire fid hält, am meiften die Freiheit 
und die Droralität reigertiit,, kei der Vollziehung feiner Ge 
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e am wenigſten auf Widerſtand ſtößt und ſich der sanction 
solue nähert. Der Schut ber individuellen Rechte durch 
Staat genügt noch nicht, es bedarf auch des Schutzes der 
yern Ordnung und der oͤffentlichen Moral. Das Strafrecht 
er Nation muß fi innig an den geiftigen und moraliſchen 
ftand derfelben anfchließen, der allmähligen Entwickelung befs 
ven folgen und fie begünſtigen; bie. Geſchichte muß darnach 
e dee wichtigften Quellen des Rechts ſeyn (S. 45.): - Den 
hiuß der Abhandlung macht ein Ueberblid der verſchiedenen 
feggebungen, mobel der Verf. auch anführt, welche Befege 
Senf zur Abänderung des franzöf. Code ergangen find, Vers 
icht man bie bisher im Auszuge mitgetheilten Schriften, fo 
nerkt man im Allgemeinen; daß die Anfichten über die Noth⸗ 
ndigkeit, das Strafrecht auf eine mehr moraliſche Baſis zu 
ten und von ben einfeltigen Vorftellungen der Abfchredunge: 
orie fich loszumachen, immer allgemeiner werden. Vor⸗ 
lich fpricht ſich immer mehr die Weberzeugung aus, dag uns 
Strafſyſtem vorzüglich auf die Befferung der Sträflinge bes 
hnet feyn muß; allein es iſt nicht ſchwierig Zu erkennen, daß 
4 immer viel Unflarheit -der Borftelungen, insbefondere 
er das Mefen des Gerechtigkeitsprincips und Über das Beſſe⸗ 
agsſyſtem herrſcht. Man bekämpft gewöhnlich das Gerech⸗ 
keitsprincip, indem man die bekannten Argumente gegen bie 
ergeltungs⸗ oder die Erpiationstheorie angiebt, während man 
der auf der andern Seite Alles gethan und dem Gerechtig⸗ 
tprincip gehuldigt zu haben meint, wenn man nur fagt, 
3 die Strafe ber Größe der Verſchuldung anpaffen, und das 
: gerecht ſeyn müffe. Die wahre Gerechtigkeitstheorle charak⸗ 
ifire fich nicht als bloße Vergeltungstheorie ; fie iſt eben fo 
nig dadurch begründet, wenn man erklärt, daß bie Strafe ale 
tderung der Idee der Gerechtigkeit, welche der Staat zu rea⸗ 
ren habe, gerechtfertigt fey; ihre Grundbedeutung erhält fie 
der Drohung bes Strafmaaßes, im Gegenſatze der reinen 
genstheorie. Während bie zweite den Gefeßgeber für bes 
htige erklärt, jede Strafdrohung anzumenden, bie er file 
glich hält, rechtfertigt die erfle die Drohung nur dann, wenn 
3 gebrohte Strafmans mit der Größe der Verfhulbung km ges 
hten Verhättniß ſteht. Betrachte man z. B. die Zollſtraf⸗ 
etzgebung. Wie häufig hört man die Erklärung, daß dem 
ige zur Schmuggelei durch ſtrenge Strafen entgegeaarakttn. 
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werden müffe, und man zweifelt. nicht an dem Rechte Bes Staau 
biesu, wogegen ber Geſetzgeber, welcher dem Gerechtigkeitsptim 
eip folgt, zuerſt prüft, welche Verſchuldung dem einfachen 3% 
vergehen zum Grunde liegt, welche Pflichten hier eintreten wen 
den, wie groß die Worftelungen bes. Volles von dem bar 
Gufhaft entſteht, unb dann nur foviel Strafe droht, als mit 
der Größe des Unrechts im Verhältniß ſteht. Allerdings dat 
Der Verf. dee Schrift von Nr. 1. Recht, wenn er meint, if 
man nicht einen allgemein, geltenden Maaßſtab Über bie Grök 
der Verbrechen bucch das Gerechtigkeitsprincip erhalte, unb-baf 
as exit auf die befonderen VBerhältnifje der bürgerlichen Geſck⸗ 
ſchaft ankomme; es ift richtig, daß darüber, mas man 

zu nennen beliebt, doch wieder bie Willkür der Sefeggeber nis 
ſcheiden wird; allein es fehlt, wenn man bad Wefen bes Ge 
zechtigleitöprincip8 richtig verſteht, doch nicht an ficher leitenden 
Elementen, durch melche die Größe ber Verbrechen beftimmt 
wird. Hier aber ift von unfern Schriftfiellern, welche wit 
Vorliebe gereöhnlich nur den allgemeinen Theil des Strafreqts 
behandeln, am wenigften geleiſtet. Es fehlt an einer grün 
lichen Zergliedberung ber Natur der einzelnen Verbrechen, ber 
Motive derfeiben, der Veranlaffungen, ihres Verhältniſſes zu 
anderen. Verbrechen, der Größe ihres Nachtheils. Die Grh 
minalftatiftit würde bier die trefflichflen Materialien geben, 
Gar häufig bemerkt man, daß diejenigen, weldye die moralls 
fhe Natur der Strafe an fi auf eine würdige Weiſe hervor: 
beben, in ber Durchführung ihres Syſtems bald wieder fncons 
fequent werden und durch Vorurtheile der Vorzeit ſich leiten 
laſſen. Auch den Verf. von Nr. 1. kann man von diefem Vor⸗ 
wurfe nicht freifprechen, wenn er auf die GefährlicyBeit des Wil 
lens fieht und nach der Stärke deſſelben bie Strafdrohung ber 
wechnet, indem er den Motiven zum Verbrechen entgegenwir 
Een will; bies iſt nun ein Ausfluß bes pfochologifchen Zwangs> 
oder der Warnungstheorie, bie Gefährlichkeit des Willens giebt 
Leit Element. Dies führt den Geſetzgeber zu einer Werebs 
nung von. Möglichkeiten, und leicht zu einer übertriebenn 
Strenge der. Strafen. Der Wilddieb mag für die öffentliche 
Sicherheit fehr gefährlich fenn können, aber dies rechtfertigt 
nicht die harte Strafe des Wilddiebſtahls überhaupt z dag Ber 
brechen an ſich nach deu feiner Verſchuldung beſtimmenden Eis 
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menten muß zuerſt von dem Geſetgeber aufgefaßt werben, und 
nur für einzelne höhere Arten des Verbrechens, worin bee 
Wilverer als einen die allgemeine Sicherheit: bedroblichen 
Menſchen ſich darſtellt, wird er Die ſchwerere Strafdrohung arm 
wenden. Mit der. ſogenannten eonscisneo du peuple iſt es 
eine mißlihe Sache; Allerdings liegt darin wohlverſtanden das 
eingeborne Gerechtigkeitsgefühl — aber es kann darin leicht auch 
das Vorurthell des Volks liegen, das In einer gewiſſen Lauhe-€ 
. oder Gleichgültigkeit, den Ernſt ber Sache nicht erfaffend, manch 
Delicte zu leicht betrachtet; das Duell und die Zollübertretun⸗ 
gen aehören oft hieher. Hier bedarf es Vorſicht: von Seiten 
des Geſetzaebers. Der Verf, der Schrift Nr. 1. ſcheint auch 
dev zu. großen Kreiheit des Ermeſſens der Richter das Wort zu 
reden (S. 101). Die Sache hat auch ihre bedenkliche Seite, 
indem die Wirkſamkeit der Strafgefege leiden- kann; es bedarf 
einer näheren Verſtändigung über die Sache. -- So wie häufig 
eine Unklarheit über das Gerechtigkeitsprincip vorkommt, eben 
fo bemerkt man ein aͤhnliches Schwanken der Anfichten in Bes 
zug auf das Beſſerungsſyſtem. Wenn man als einzigen Zweck 
der Strafe die moralifhe Beſſerung des Verbrechers aufftellen 
will, fo zerftört man alle Vorftellungen des Wolks von dem 
Weſen der Strafe, bie immer ein wegen eines verübten Uns 
rechts verdientes Webel enthalten foll; man kommt zur Auss 
ſchließung mebrerer Strafarten, welche nicht allgemein (nad) 
bem Standpunkte der meiften Staaten) entbehrt werben kön⸗ 
nen; ed würde dann gar Beine pofitive Strafgefeßgebung möge 
lich; denn voraus laͤßt ſich Leine beftimmte Größe der Strafe 
(Befjerungstibel) drohen, weit dee Geſetzgeber nicht wiffen kann, 
wie viel Beflerungsmittel nothwendig find, um bei dieſem odee 
jenem Verbrechen bie Beſſerung zu erzeugen; ſelbſt ein eigents 
liches Strafurtheil — worin ber Verbrecher auf eine beftimmte 
Zeit verurtheilt wird — iſt nicht möglih 3 denn der Richter kann 
ja nicht wiffen, wie lange ber Verbrecher eingefperet feyn muß, 
bis das Beſſerungswerk vollendet feyn wird; confequent müßtd 
der Sträfling entlaffen werden, fobalb er als gebeſſert zu bes 
trachten ift, weil eine überflüffige Strafe (gleihfam eine Arz⸗ 
nei, nachdem der Kranke ſchon völlig gefund ift) ungerecht ſeyn 
würde. Ganz anders ſtellt fich die Sache, wenn man bie Beſ⸗ 
ferung nur al& ein: — und zwar böchft wichfiges Merkmal 
der Strafe — alseine ihrer möglichen Wirkungen darkkelltı 
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und darnach den Geſetzgeber verpflichtet, jede Freiheitsſtrafe fo 
einzurichten, daß diefer Zweck möglichſt erreicht werden kann, — 
Wie dies gefchehen kann, unterliegt noch großen Bedenklichkel: 
ten, und bier bedurfte e8 einer gründlihen Erörterung. Wer 
die höchft widerfprechenden Anfihten 5. DB. von Marquets 
Baffelot (in Lille) und Obermater :(in Kaiſerslautern) 
welche die Beſſerung ohne alle Iſolirung der Sträflinge wollen, 
mit den Anfichten der Anhänger der abfoluten Iſolirung, 5. B. 
Aulius, und den Behauptungen, daß nur Sfolirung zur 
Nachtzeit und Schweigen am age nothwendig fey, vergleicht, 
weiß wohl, in welcher ſchwierigen Lage der Geſetzgeber fich bes 
findet. Der Verf. der Schrift von Nr. 2. hat viele würbige 
Anfichten über Strafe und den Beſſerungszweck aufneftelt; 
aber auch ihn telfft dee Vorwurf, daß er ſich bie ganze Bedeu⸗ 
tung des Beſſerungsſyſtems und die praktifhe Durchführung 
deſſelben noch nicht klar gemacht hat. 


4) Praktifche Arbeiten. Zur Förderung wiſſenſchaftlicher 
Ausbildung des gemeinen Rechts; mitgetheilt von Dr. 
Chr. Sr Elvas, orbentl. Profeffor in Roſtock. 
Roſtock 1836. 


Kür die Fortbildung unferes Strafrechts hat die Mitthei⸗ 
fung und zwedmäßige Behandlung intereffanter Strafrechts⸗ 
fälle den bebeutendften Werth. Vergleicht man bie Art, wie 
in den Gerichtshöfen vieler Staaten, vorzüglich der Länder, mo 
noch das gemeine beutfche Strafrecht gilt, die Entfcheidunges 
gründe zu den Strafurtheilen bearbeitet werden, mit der Weile 
ber Bearbeitung der Urtheile durch die Spruchcolfegien ber Unis 
verfitäten, fa bemerkt man leicht, daß in den erflen häufig nur 
in magerer Kürze der Rechtspunkt behandelt wird und der Bes 
arbeiter (man.weiß, daß überhaupt das Strafrecht von den 
Praktikern weit mehr qls das Civilrecht vernadyläffiget wird) 
fi mit Anführung eines in einem gangbaren Compendium 
aufgeftellten Rectsfages oder einer aus dem Zuſammenhang 
geriffenen Gefegesftelle des römiſchen Rechts oder der Caro: 
Una ſich begnügt, während von jeher in den, Spruchcollegien 
(Rec. mißkennt nicht, daß freilich oft in biefen gefehrten Col⸗ 
legien auch Pedanterie, unnüge Gelehrſamkeit und Antiquitd 
tenkram, ‚breite, nihht von einem richtigen praktiſchen Sinne 


ge⸗ 
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geleitete Ausführungen bemerkbar find) bie Bearbeiter die eins 
zelnen Rechtsfälle benugten, um die Wiffenfchaft fortzubildenz 
Daher fie, vertraut mit dem Standpunkt der Wiffenfchaft, 
gründlich den Zufammenhang der Quellen erwägend, vorzüglich 
die Entwidelung bes in dem Halle entfcheidenden Rechtsſatzes 
und die Auslegung der Befege zu einem Sauptgegenftand ihres 
Arbeit machen, und erfl unter das forgfältig erörterte Geſetz bie 
factifhen Verhältniffe fubfumiren. Kein Unparteilfher kann 
bezweifeln, daß der deutfchen Einrichtung, nach welcher bie 
Spruchcollegien auch in Strafſachen Urthelle fällten, bie 
deutſche Strafrechtswiſſenſchaft vorzüglih ihre Ausbildung 
zu danken bat. Der neue Bundesſchluß, weldher ben Spruch⸗ 
collegien der Univerfitäten das Recht Strafurtheile zu füllen 
entzieht, darf daher nicht gering geachtet werden. Der ach⸗ 
tungswürdige Verfaffer der obengenannten Schrift hat das Vers 
Dienft fi) erworben, daß er In dem Vorworte den Gegenftand 
zur Sprache bringt und offen und ernfl auf die brohenden Nach⸗ 
theile aufmerffam macht. Nicht ohne Grund darf man beforgen, 
Daß durdy den Mangel einer Einrichtung, nad) welcher bie Leh⸗ 
ter auf den Univerfitäten in Strafſachen Recht ſprechen, eben 
fo die Fortbildung der Rechtswiſſenſchaft als die praßtifche 
Behandlung des Strafrehts auf Univerfitäten leidet. Unſer 
gemeines deutfches Recht bedarf einer ſolchen durch Männer der 
Miffenfhaft und zwar gerade bei einer folchen Gelegenheit, wo 
der Gelehrte vorgefommene Fälle zu enticheiden hat, daher theo⸗ 
retiſch und praftifch geleitete Fortbilbung.. Wer fol, wenn bie 
bisherige Quelle diefer Fortbildung aufhört, das Geſchäft bes 
forgen? — Bon den Praktilern allein erwarten wir nichte. 
Wir geftehen gern zu, daß fie die Kunſt fchneller Auffaffung 
der Streitfrage und dee Entwirrung factifcher Verbältnifle häu⸗ 
fig im höhern Grade befigen als der Theoretikerz dagegen fehlt 
ihnen gewöhnlich die gründliche Kenntniß der Wiſſenſchaft. 
(Rühmliche Ausnahmen können nicht geläugnet werden.) Mit 
Bedauern fieht man auch, baß künftig nur ben reinen Stubens 
gelehrten, denen die Kenntniß bes Lebens fehlt, weichen es ar 
Gelegenheit fehlt, ihre theoretifchen Säge durch die Anwen⸗ 
bung auf einzelne Fälle zu berichtigen, ber Vortrag bes Straf⸗ 
rechts Überlaffen werden fol. Wer muß nicht geſtehen, daß 
erft die Praris den miffenfchaftlichen Juriften in den Stand 
fegt, praktiſch fruchtbare Sätze zu lehren, und von der Ckdo 
a. 
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‚tigkeit ſich loßzumadhen, die fo gern dem Stubengelehrten ans 
Eebt? — Auch für bie deutſche Rechtsanwendung haben wie 
Beforgniffe, wenn bie alte ehrwürdige Sitte der Urtheils fäl⸗ 
Yung durch Spruchcollegien aufhört. Die Erfahrung lehrt, 
daß in den Berichtshöfen der Eleinen Staaten bisher bie allge 
"mein vorkommende Sitte, die Straffahen zum Sprude an 
"Spruchcollegien zu verfenden, bewirkte, daß die Mitglieder 
ſolchet Gerichtshöfe fi mit dem Criminalrechte gar nicht be 
ſchäftigten; plöglich werben fie nun gezwungen, felbft Recht zu 
ſprechen; fo ſchnell aber ſtudirt man nicht ein wichtiges Fach, 
und es ift vorauszufehen , daß wenigftens in ber erften Zeit die 
einheimiſchen Strafurtheile night immer mit der nothwenbigen 
Gründlichkeit gefällt werden möchten. Den Punkt der Unab⸗ 
hängigkeit der Richter in ganz kleinen Staaten, wo nach ber 
Erfahrung manche Einmifhungen vorfommen können, moller 
wWir nur andeuten. — Wir erwarten keine Einwendung, def 
ja bisher fhon in ben großen Staaten die Gerichtshöfe, ohne 
daß den Spruchcollegien ein Recht der Entfcheidung zuftand, in 
Straffachen urtheilten und mit dee Auszeichnung und Würde 
ihr Amt erfüllten; benn wir find überzeugt, daß zwifchen dem 
Verhaltniſſe der Staaten, wo bie Richter nach einem neuen voßs 
ſtändigen Strafgefegbuche zu urtheilen haben, 3. B. in Preußen, 
Balern, Deſterreich — mo daher der Scharffinn ber Richter 
ein beſtimmtes anzumendendes Gefeg zum Gegenflande hat — 
und zwifchen den Verhältniffen ber Richter in Ländern, in web 
chen das gemeine beutfche Strafrecht gilt, die größte Werfchiebens 
heit befleht. Der vorliegende Band praktifher Arbeiten, her: 
‚ausgegeben von einem dem Publitum als fharffinnig und gründ⸗ 
lich bekannten Juriften, enthält in Bezug auf Strafrecht (auf 
das allein in dieſem Archive unfre Anzeige ſich beziehen kann) 
treffliche Entwickelungen, die als Muſter empfohlen werben 
‚ "Tönnen und doppelt wichtig find, da der Bearbeiter die Rechts⸗ 
"fälle benugte, um die einfhlägigen Rechtslehren gründlich wif: 
fenſchaftlich zu erörtern und bie bisherigen Anfichten der Schrift 
:flelfer einer geroiffenhaften Beurtheilung zu unterwerfen. Vor⸗ 
"güglic) interefjant ift (S. 229 — 346.) die Erörterung des Unter: 
ſchieds von Mord und Todtſchlag mit Bezugnahme auf die Lehr 
von ben Perturbationen oder Affecten. Vollſtändiger, als es in 
irgend einem Werke gefchehen ift, unterfucht ber Verf., indem er 
davbon ausgeht , dad Vie-G. C. C. in Ueberinftimmung mit dem 
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zömifchen Rechte, bei der Beurtheilung der abfichtlichen Tödtungen 
den etwaigen impetus berüdfichtigt haben will (im Gegenfag von 
propositum), was im Sinn und Geifte der Römer als impp- 
tus zu betrachten ſey; ber Verf. zeigt (S. 242.), wie bie römi⸗ 
fhe Stoa den Zuftand auffaßte, mie ſie nur da, wo ber erſte 
unwillkürliche Eindrud eines unverſchuldeten Leidens fo ſtark und 
heftig ift, daß er faft eine Lähmung der zatio begründet, ben 
Jmpetus als entfchufdigend (nicht Strafe aufhebend, fondern nur 
mildernd) anfieht 5 der Verf. prüft dann (&259.), wie nach neuer 
ven Vorftellungen (die der Verf. recht gut anführt und zergliebert) 
Der Unterfchied mit den Unterfcheidungen von Leidenfchaft und Af⸗ 
fect zufammenhängt ; er entwidelt (S.294.) die im Laufe der 
Zeit von den verfhiedenen Striminaliften aufgeflellten Anfichten 
fiber Todtſchlag (mit teefflicher Kritik der einzelnen Behauptun- 
gen). Der Verf. kommt zü der Anficht, daB nach gemeinem 
Mechte jede abſichtliche Lödtung fo lange als Mord zu betrachten 
ift, als der den Begriff des Todtſchlags bedingende Milderungss 
grund des heftigen Affeets oder des impetus, welcher ben Bes 
theiligten fofort. nady;dem’ empfangenen erfchütternden Eins 
Drude zur That forteiß, nicht erwiefen vorliegt. Wir bedauern, 
Daß der Verf. nicht die trefflichen Unterfuchungen ber Engländer 
fiber den Unterfchleb von murder and mansglaughie (3. B. 
in dem law magazine) benußte. Alles kommt darauf an, 
ob man nur da, wo unmittelbar und fofort auf deu 
enipfangenen erfhlitternden Eindrud die Zöbtung erfolgt, oder 
auch da, wo ber Affeet.längere Zeit fortdauerte, Todtſchlag ame. 
nimmt; ferner, ob Todtſchlag nur auf ben Fall befchränkt wird; 
wenn der Verdacht ohne alle ſchuldhafte Veranlaſſung des nach⸗ 
maligen Todtſchlägers entſtand, oder au dba, mo er feibfl 
3- B. durch fein unartiges Betragen ober ein Unrecht von fein«g 
Seite Beranlaffung gab, — Eine intereffante Ausführung 
findet fih (S. 346 — 364.) fiber ben Einfluß der Trunkenheitz 
ber Verf. entwidelt hier die römifche Anficht von dem impetug 
ebrietatis und der dadurch herbeigeführten perturbatio ani- 
mi; der Verf. glaubt, daB der Fall ganz nad) den Grundſätzen 
zu beurtheilen ſey, welche ‚bei der Beurtheilung bes Affects gels 
ten; er tadelt die Anſichten Neuerer, 3. B. aud von Mitters 
maier, glaubt, baß man durch Herbeisiehung der Frage über 
die verfchuldete oder unverfchulbete Trunkenheit die Lehre nicht 
verwirren dürfe, und daß darüber, ob bie Zruntenkeit Ritz 
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wungsorund ſey, nur bie Rückſicht auf bie Stärke des erſten 
Eindrucks, auf wen‘ Grad der Trunkenheit und hinzukom 
wende anderweitige Momente entfchreiden könne. — Eip⸗ 
treffiihe Ausführung iſt S. 365 — 454. In der Zergliederung 
eines Falles enthalten, wo es zweifelhaft feyn Eonnte, ob 
Mord aus Rache ober Zodtfchlag aus Zorn vorhanden ſey. 
Der Verf. bat: durch feine und praftifh intereſſante Be 
nutzung der Eleinften Nebenumſtände mit wahrer philoſophi⸗ 
ſcher Feinheit das Erſte — mie wir glauben — mit Recht 
nachgewieſen. REEL Be Ka = Zu 


5) Belträge zum Strafrecht und Strafverfahren, mit. bes 
fonderer Rüdfiht auf Würtemberg. Bon G. Hohbach, 
Dberjuftizaffeffor in Ulm. Leipzig 1836. 


Der Berfafjer der vorliegenden Abhandlungen ift bem lite 


rariſchen Publikum durch mehrere (aud In diefen Archive 
abgedrudte) Auffäge ale ein’ fcharffinniger mit der Wiſſen⸗ 
ſchaft vertrauter gründlicher Schriftfteller bekannt, der vor 
züglich einen feinen praßtifchen Sinn überall bewährt. Von 
ben bier abyedrudten Abhandlungen iſt die erite und fünfte 
bereits früher in diefem Archive erfchienen ; allein der Verf. bat 
fie überall fo umgearbeltet und mit neuen Entwidelungen be 
teihert, daB man fie wohl al6 neue Arbeiten bezeichnen 
barf. Die Abh. 1. Über Ungehorfumefirafen und Zwangs⸗ 
mittel zur Erforfhung dee Wahrheit, enthält einen ber mid» 
tigflen Gegenflände des Strafprozeſſes. Es ift Intereffant, 
damit eine im vorigen Fahre über die nämliche Frage en 
ſchienene mit vielem Scharfſinn gefchriebene Abhandlung vor 
Pafſy in der Zeitſchrift für öfterreichifche Rechtsgelehrſam⸗ 
keit und Geſetzkunde 1836. ©. 320 — 382. und die in bie 
fem Archive (meue Folge II. Bd. S. 361.) abgebrudtt 
Abhamblung des Hrn. v. Oppen zu vergleihen. Was bie 
vorliegende Abhandlung auszeichnet, iſt die feine Zergliede⸗ 
rung der verfchiedenen dem Richter vorfommenden Fälle. 


Der Verf. geht (S. 27.) von dem Rechte des Staats aut, 


Verbrechen zu beftrafen, alfo auch die Mittel zu benuken, 
um die Beweile herzuftellen, und ba der Angefchuldigte am 
beften Auskunft geben kann, ihn auch zu befragen; der Ans 
gefhuldigte bat dann Ne Et, u antworten und det 
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Mahrhelt gemäß es zu thun, daher Ungehotfamsftcafen und 
Zmwangsmittel rechtlich begründet find, wenn ber Angeſchult 
digte die Pflicht verlegt. — ec. hat gegen die Argumentation 

manche Bebenklichkeitenz die Begründung .jenes Rechte des 

Staats gegen den Angeſchuldigten wird unfehlbar. befhränft 
durch das gegenüberflehende . Recht: des letztern. Der Staat 
erkennt, daß er .einen Zeugen nicht 1zum Zeugniß zwingen 
barf, wenn ber Nächſte gegen feinen nädften Verwandten 
ausfagen ſollz wenn man dies erkennt, fü muß man auch 
zugeben, daß Bein Angeſchuldigter gezwungen werben kann— 
gegen ſich felbft Zeugniß zu geben; (das amerikaniſche Staates 
recht ſpricht dieſen Gas als einen Fundamentalſatz aus). 

Man-erkennt, wie auch der Verf. ( S. 40.) es thut, den 
Unterſchied von Anklage und Inquiſitionsprozeß in Bezug 
auf die Beantwortung dieſer Frage an; giebt man zu, daß 
bet der erſten Form ein Zwang zur Antwort unguläffig iſt, 
ſo muß man auch confequent dies in Bezug auf den: Ins 
qquiſitionsprozeß anerkennen5 denn der Sache nach' bleibt Wr 
des Strafverfahren auf das Anklageprincip in fo fern ges 
baut, als es Pfliht des Anktägers iſt (im. Unterfuhunges 
prozeß des im Namen des: Staats das Verbrechen verfols 
genden Beamten), die Beweiſe der Schuld herzuftellen. Wie 

wollen, da die erfte Abhandlung des Verfs. bereits den Lefern 
Des - Archivs im MWefentlihen bekannt tft, indem fie im 
XII. Bande abgedrudt war, nicht das Detail des Aufſatzes 
hier mittheilenz es genligt zu bemerken, daß die Arbeit durdy 

die forgfäktige Benugung der vorhandenen Literatur, durch 
ein’ genaues Eingehen in die verfchiedenen Fälle und durch 
einen edeln Sinn fich auszeichnet, welcher .eben fe bie Ins 
tereſſen der bürgerlichen Geſellſchaft in Bezug auf die Bes 
ftrafung des Schuldigen als den nothwendigen Schug der 
Freiheit der Bürger gegen ungerechte Verurtheilumg zu vers 
einigen fuht. Sehr gut ift 8.42. ausgeführt, daß durch 
den Rechtsnachtheil der Annahme des Geftänbniffes die Anı 
wendung von Zwangsmitteln nicht umgargen werden kann, 
daß aber ein beharrlicher Ungehorſam unter Umſtänden als 
eine Anzeige der Schuld betrachtet werden kann. Trefflich iſt 
die Ausführung (S. 59 — 68.), daß bei verweigerter Angabe 
der Mitſchuldigen Zwangsmittel und Strafe. nicht zu em⸗ 

pfehlen feyen, und &.97. bie Entwidelung tes Wem 
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mäßigkeit der: Strafe wegen Lügen. Wolle Beachtung ver 
dient auch, was der Verf. S. 119. gegen die Anmoendug 
der körperlichen Züchtigung ſagt. — . Ein ſehr gehattunie 
Auffag iſt Me. II. über das Gtrafreht des Staat‘ we 
der Schule in feinem MWechfelverhältnig (&. 152). LH 
gewiß ein Fehler bee Gefeggeber, daß fie das Straf. echt des 
Staats zu ſehr iſolirt und Iosgeriffen von anderen. uf dt 
Erreihung des Staatszwecks berechneten Einrichtungen % 
trachten. (Mit Recht hat. auch neuerlih Abegg in Dam 
me's Annalen ber deutfchen Criminalrechtspflege Bd. I. 
Heft 1. S. Uff. die Strafgewalt des Staats zur Familk 
zum Gegenſtande der Erörterung gemacht. Hr. Hohbaqh 
tadelt :die Iſolitung bes Strafrechts; er erkenne es 0 
Pflicht der Zchule, den Verbeſſerungen ber Strafgefeggehug 
des Sta s Dorzumirken durch. die Verbefferung ihres eigen 
Strafſyſtems. Es kommt darauf .an (S. 164.), die Gray 
bei reinen Schuivergehen richtig zu beflimmen. Bedenklih 
iſt es unfehlbar (S. 173.),-«Wwenn ber Staat zumellen m 
Vergeben der Schüler burch ;ebertretung von Staatsgpfeks 
auf die Vollzlehung der Strafenz. B. der Zühtigung in de 
Schule erkennen“ läßt. Auch. wird es hier bedeutend, DM 
Gränze genau zu beſtimmen,wo die Zurechnungsfähigkeit 
jugendlicher Perſonen beginnen ſoll. — Es iſt zu bebauem, 
daß der Verf. hier nicht den wichtigen Punkt wegen: Res 
tungshäufer für junge Leute (houses of refuge) zur Spe 
che brachte. Man Üiberzeugt fich. leicht, wie in unſeren Eie 
sihtungen noch eine empfindliche Lücke vorkommt, die. dat 
aus fih erklärt, daß man die alten Kamilienverhältniffe ver 
nichtete und. nicht im Stande iſt, ein Surrogat für bie 
häusliche Zucht zu geben. Xreffliches über den Gegenſtand 
findet man in. dem neueflen (dem dritten) Report der eng 
lichen Commiffion über criminal Jaw, wo gründliche und 
aus ber Erfahrung gefchöpfte Bemerkungen über die jugend 
lichen Verbrechen und ihre Behandlung angegeben find. : Ir 
der Abhandlung III. S. 181. zeigt der Verf., wie wir glaus 
ben mit Recht, daB der gewöhnlich behauptete Sag, baf in 
Griminalfällen Zeugen, die noh nicht 20 Fahre alt find, 
nicht als. tüchtige Zeugen angefehen werben können‘, irrig 
fey, und:bemerkt richtig, daß die bekannte Stelle des römi⸗ 
chen Rechts die erwähnte Vorfchrift nicht als eine allgemein 
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gültige betrachtet, daß die Stelle bes canonifchen Rechts nur 
im Decreto Gratiani ſteht, daß das deutfche Recht nicht der 
römifhen Anſicht huldigt, und eben fo wenig bie beutfche 
Praxis fid) dafür erklärt. In Abhandt. IV. &. 193. ſucht 
Der Derf. zu zeigen, daß die gewöhnlich Aaufgeflellte Unters 
fcheidtung von Meineid und Eidesbruch weder im gemeinen 
Rechte begründet noch) legislativ zu rechtfertigen ſey. Es 
liege bei beiden Verbrechen ein Eid und eine damit, wie 
dem Schwörenden bekannt iſt, im Widerſpruch ſtehende Hand⸗ 
lung vor. Auch ſey die Unterſcheidung, ob ein aſſertoriſcher 
oder promiſſoriſcher Eid verlegt werde, eine praktiſch nicht 
durchzuführende. Die Unterfcheidung verdanke ihren Ur⸗ 
ſprung nur ſprachlichen Grübeleien und der willkürlichen Zu⸗ 
ſammenſtellung von Fällen. So ſcharfſinnig der Verf. ſeine 
Anſicht durchzuführen ſucht, ſo wenig können wir ihr doch 
beipflichten. Die Untetſcheidung von Meineid und bei 
Bruch liegt ſchon mohlverflanden im -canonifhen Rechte, in 
älteren beutfchen Gefegen, in Particularrehten, bie bald 
nach der Garolina erfchienen, und in der deutfchen Prarie. 
Es liegt aber auch die Verfchiedenheit der Fälle, ob jemand 
wiſſentlich (als Partei bei dem zugefhobenen Eide ober als 
Zeuge) gegen die Wahrheit etwas eidlich ausfagt, oder ob 
er nad) Leiftung eines Verſprechungseides (3. B. nicht in eine 
geheime Gefellfhaft treten zu wollen) vielleicht nad) Jahren bene 
Derfprehen untreu wird. Man kann auf jeden Fall bem 
Meineid eher der Fälfhung im engeren Sinne, und den Eidess 
bruch dem Betruge gleichflellen. In einem der nächften Hefte 
Diefes Archivs wird ein Auffag abgedruckt werden, welcher zue 
Aufgabe hat, bie Unterfheidung von Meineid und Eidesbruch 
praktiſch und theoretiſch zu rechtfertigen. Die Abhandlung 
Nr. V. S. 206. über den Rückfall ift den Leſern dieſes Archive 
Thon bekannt; allein der Verf. hat den früher hier abgedruds 
ten Aufſatz vielfach vermehrt und berichtigt; interefjant ift bie 
‚Entwidelung &. 209, daß die Straffhärfung wegen Rüds 
falls nad) allgemeinen Grundfägen gerechtfertigt if. Die 
Zergliederung der einzelnen gemeinrecdhtlihen Stellen, die 
man für die höhere Beftrafung des Rückfalls angiebt — iſt 
fhon im Wefentlihen im frühern Auffage des Verfs. ents 
halten; fehr gründlih und mit genauer Kenntniß der gers 
manifhen Rechtsquellen iſt die S. 233 — 263, gelieferte Nach⸗ 
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weifung, daß in den germantfhen Gefegen vor C. C. C. 
mechrfach anerkannt fen, daß die Wiederholung eines Ver⸗ 
brechens nach dafür erflandenee Strafe als ſtrafwürdiqer als 
die erfte Begehung erfcheine. Vortrefflich ift die Ausfühs 
sung S. 265— 288. mit Angabe aller Gründe für und 
wider, ob die Art. 161. 162. C. C. C. nur von dem 
Rückfalle oder auch von ber Koncurrenz fprehenz der Verf. 
giebt zu (&.274.), daB die Anſicht, daß bie Artikel auf 
NRückfall ſich beziehen , allmählig die herrſchende geworben fey, 
bemerkt aber, daß fi) aud nicht unbedeutende Gründe für 
das Gegentheil angeben Lafjen (dem Rec. feinen aber bie 
Gründe der legten Art ziemlich leicht zu widerlegen); eben 
die italiehifhen Praktiker, auf deren Anfehen der Verf. mit 
Mecht viel Gewicht legt, ſprechen vorzüglich dafiir, anzuneh⸗ 
men, daß Echwarzenberg nur bei dem Rüdfalle die ſchwe⸗ 
tere Strafe des Diebſtahls habe eintreten laſſen wollen. — 

„Gern folgt man überall den Unterfuchungen bed Verfs. md 
findet Belehrung , auch wenn man mit feinen Anfichten nicht 
ganz einverflanden feyn kann. 
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Neue Folge. 
Jahrgang 1837. Biertes Stück. 


XxVIII. 
Beitrag 
zur Erörterung ber Frage: Br 
ob Strafgefegbücher Feine allgemeine Des 
ffimmungen in Hinficht auf boͤſen Vorſatz 
enthalten follen, 2. 
mit Rückſicht 
auf die Abhandlung Nr. IX. im Stüd & 
Jahrgang 1835 des Archivs und — den neuen: 
Badifhben Entwurf eines Strafgeſetzbuchs. 
Von 
Birnbaum. 





(Beſchluß des im Lten Hefte Nr. X. abgebrochenen Auffages.) 


Die nähere Nachmweifung des hier Gefagten Ift einem ans 

Deren Orte vorzubehalten, da fie hier weiter führen wür⸗ 

de, als die Erörterung unferer befonderen Aufgabe zu 

gehen geftattet. Das hier Gefagte felbft aber führt und 

natürlich wieder zu einem andern Punkte, auf den wir 

zurückkommen zu wollen erflärt haben, und dadueh MR 
Ard. 8. ER. 18397. IV. OS Ti 
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wieder auf den neueften badifchen Entwurf zuriick, den wie 
gleichfalls Hierbei näher in Betrachtung ziehen zu wollen, 
oben angekündigt haben, 

788 erleidet Feinen Zweifel, daß die Lehre vom bö⸗ 
fen Borfage im genaueften Zufammenhange mit der 
Lehre von der Zurehnung fiehe Allein es läßt fi 
wohl aud) einigermaßen der Begriff des böfen Bor; 
ſatzes an fi getrennt denfen von mandem , was zum 
Begriff der Zurehnung gehörig zumeilen 
felbft in den Begriff des böfen Borfages von 
Gefeggebern mit aufgenommen murde. Man 
fege den Fall, ein Geſetzbuch erkläre ald böfen Vor; 
fag den Borfag oder die Abficht zu ſchaden, 
und fordere foldhen, wenn auch nicht zu Allen, doch zum 
Begriffe mancher Verbrechen. Hier wird man fich recht 
gut in einzelnen Zälen den böfen Vorſatz als vor 
Handen denfen können, ohne daß die That felbft zur 
Schuld, zum Verbrechen zur Strafe zujw 
rechnen ſey. Iſt Abſicht zu fchaden ein böſer 
Vorſatz, fo wird der Begriff des böfen Bor 
fages auch dann nicht ausgefchloffen, wenn z. B. Ye 
mand zu dem Entfhluß einen Anderen zu ver 
legen durch Todesfurcht bewogen wurde © 
fann aber durch Yusführung eines ſolchen Entfchluffe, 
felbft mit dem Bewußtſeyn deſſen was gefhah, einem Ans 
dern roiderrechtlich ein großer Schaden zugefügt 
worden ſeyn, ohne daß demjenigen, der ihn zugefügt 
bat, die That als Verbrechen zuzurechnen 
ſey. Man betradtet ja auch den fogenanntes 
pfohologifhen Zwang allgemein, nach Umftänden 
wenigſtens, als Aufhebungsgrund der Zureds 
nung wegen fehlender Freiheit der Willensbe— 
fimmung. Mein der Begriff der Willensbe—⸗ 
Rimmung floh wich dedoxg nihr ansaelchloffen, dir 


in Hinfiche auf-böfen Vorſatz. 475 


her auch nicht der Begriff der voluntas nocendi, da 
man in einem folchen Falle mit den Römern von dem Hans 
deinden fagen fann: quamvis si liberum essetinoluis- 
sei, tamen coactus voluit nocere. 8 ift etwas gang 
anderes, wenn ein Aufhbebungsgrund der Zus 
rechnung .vorhanden ift, der vom fehlenden Erfennts . 
nißvermögen herrührt. Won Wahnfinnigen, SKins 
dern, die nicht einfehen Fönnen, was Schas 
"den oder Berlegen fey, fann man auch nicht fagen, 
daß fie Die Abfiht zu fchaden, zu verlegen 
haben, und deshalb fagten auch die Römer furiosi, in- 
fantis nulla voluntas, nullus dolus est oder eos 
consilii innocentia tuetur. 
Aus dem legtangeführten Grunde haben auch manche 
Rechtslehrer und ſelbſt Geſetzgeber es für nöthig gehalten, 
in den Begriff des böſen Vorſatzes das Merkmal des 
Bewußtſeyns der Rechtswidrigkeit oder Straf⸗ 
barkeit des Entſchluſſes oder der Handlung mit aufzuneh⸗ 
men, wie wir dies namentlich im baieriſchen Geſetzbuche be⸗ 
merken, in welchem wir auch den böſen Vorſatz als einem 
rechtswidrigen Vorfar bezeichnet finden. Kitka 
Hat gegen jenen das Bewußtſeyn der Rechtswidrigkeit oder 
Strafbarfeit betreffenden Zuſatz in der Definition des bö⸗ 
fon Vorfages im baierifchen Gefegbuche ſich erfläct, vor⸗ 
züglich darum, meil dadurch der Begriff zu eng gemacht 
toorden fey. Darin liegt allerdings etwas Wahres. . Allein 
wir Fönnen diefe Bemerkung Kitka's nicht wohl mit 
einer andern Bemerkung deffelben Verfaſſers vereinigen, 
der zufolge die Sirirung eines Begriffs durch Worte, fo 
daß von demfelben die blos zufälligen Merfmale, welche, 
fobald fie in den Begriff aufgenommen werden, diefen zu 
eng machen, gehörig ausgefchieden blieben, nur bei fols 
ben Begriffen möglich feyn foll, die fih auf äußerlich 
Wahrnehmbares, nicht bei ſolchen, UHR 
| ‘ 8% 


J 
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innere Thätigfeit des Menfchen beziehen “). 
Hiermit ſcheint denn auch ber Verfaſſer ſtillſchweigend anzu: 
erkennen, daß ſeine Behauptung von dem Begriffe des 
böſen Vorſatzes als einem einfachen, deffen Zn: 
halt unendlich Flein fey, eine ungegründete if, und 
dies wird fich aus dem Solgenden in der That auch noch näher 
ergeben. Der wahre Grund aber, warum der das Bemußts 
feyn betreffende Zufag im baierifchen Geſetzbuche den Begriff 
des böfen Vorfages zu eng macht, liegt nicht darin, daß 


als Merkmal des böfen Vorſatzes überhaupt ein Bewußt⸗ 


feon, fondern darin, daß als folches das Bewußtſeyn der 
Rechtswidrigkeit angenommen wird, und der wahre 
Grund hiervon ift wieder fein andrer, ald weil Fein Geſetz⸗ 
geber bloß allein Rechts verletzungen beftrafen Fann, 
fondern jeder auch Handlungen andrer Art beftrafen 


muß. Dies felbft hat Kitka fehr richtig bemerft “), 


und wir haben unfre Anficht hierüber bei einer andern 
Gelegenheit ausführlicher ausgefprochen ”). Wir Fönnen 
und hiernach auch nicht damit einverftanden erklären, daß 
in dem neueften badifben Entwurfe dasjenige, was al 
zurechenbar zur Schuld außer der Sahrläffigkfeit ans 
genommen wird, bald ald böfer Vorſatz, bald al 
rehtswidriger Vorfat bezeichnet wird °). De 
Entwurf enthält übrigens auch eine Art Definition 
Des böfen VBorfages, oder vielmehr die Angabe 
von zwei verfchiedenen Arten böfen Vor— 


fages »), morauf wir fpäter näher zurückkommen' wers | 





31) Bol. die angef. Abhandlung S. 223, mit &. 223, 

82) ©. 230. 231, 

88) Archiv Sahrgang 1834. ©. 149 u. f. 

54) Vol. 5. 64. mit $. 81. Zu vergleichen ift auch ©. 66. in den 
Motiven, wo Verlegung von Bwangspflichten al 
dasjenige angegeben ift, was als Megel zur Beftimmung de 
Strafbaren gedient habe. 

85) Im 5. 84. de Entwuris. 


| 
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den. &8 fcheinen alfo auch die Verfaffer des Entwurfs 
die Nothwendigkeit einer gefeßliben Bes 
fimmung in Hinfiht auf böfen Vorſatz gefühlt zu 
haben. Wir Pönnen ihnen hierin, einigermaßen von 
Kitka's Anſicht abweihend, an fih nicht Unrecht geben, 
ohne eben eine gefeglihe Definition des böfen Vorſatzes 
zu verlangen. Bor Allen müffen wir wiederholt erklären, 
daß wir feine Definition des im Begriff felbft liegenden 
Merfmald des Vor ſätzlichen an fich verlangen 
Auch dies ift indeflen im badifchen Entwurf bei Beſtim⸗ 
mung deflen, was zum Vorſatz zuzurechnen fey, 
einigermaßen geſchehen. Wenigftens ift hierbei dag Vor⸗ 
ſätzltiche als dasjenige erklärt worden, worauf die Ab⸗ 
ſicht gerichter oder wozu jemand ſich abſichtlich 
beftimme hat. Wir fönnen cine ſolche Erflärung an ſich 
nicht tadeln, da wir ja felbft bereits eine Erklärung des 
Gefeggebers darüber, ob er vor ſätzlich und abſicht⸗ 
Lich für gleichbedeutend nehme, für wünſchenswerth ers 
klärt Haben. Nur glauben wir, diefe Erklärung im badi⸗ 
feben Entwurf fey etwas zu fehulgerecht, und fihe einem 
Definitionsverfuhe des Vorfäglichen fo ziem- 
lich ähnlich. Vorzüglich aber wollen wir hierbei noch eins 
mal auf das aufmerffam machen, was wir ebenfalls ſchon 
oben berührt Haben, daß der Geſetzgeber, wenn er eins 
mal, gleichoiel auf welche Art, erflärt hat, daß er abs 
fihtlih und vorfäglich für gleichbedeutend nehme, 
ſich hierin im ganzen Gefeßbuche confequent bleiben müſſe, 
um nicht das Rützliche einer ſolchen Erflärung felbft wieder 
aufzuheben, und diefer Anforderung ſcheint, mie bereits 
bemerft, der badifche Entwurf nicht völlig Genüge 
geleiftet zu haben *). Ä 





86) Wal. was wir oben über 8. 187. des Eutrourke gefank heeunı 
Das Wort vorfäglich ift aber wohl hier in die Ruhet Varum 
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Etwas, wodurch die in dem badifchen Entwurf ent: 
haltene Erklärung des VBorfäglichen fich befonders 
von der im baierifchen Gefegbuch enthaltenen Definition 
des Vorſatzes zu unterfcpeiden feheint, iſt Dies, daß 
dort nicht wie hier das Bewußtſeyn der Rechts: 
widrigfeit und Strafbarfeit des Entfchlufs 
ſes als zum Wefen des bofen oder zurechenbaren Vor⸗ 
faged gehörig angegeben ift. Diefe Abweichung ift aber 
zum Theil nur fcheinbar. Der fragliche Artikel beftimmt 
eigentlih, was zum Vorfag zugerehnet wers 
den fol, mithin ift zu dieſer Beftimmung gehörig auf 
Dasjenige anzufehen, was im Geſetzbuche bereits früher 
ald Bedingung der Zurehnung zur Schuld ange 
geben worden ift, und hierbei gefchieht des Bemußt; 
feyns der Stafbarfeit der Uebertretung auf 
Drüclih Erwähnung Es ift alfo gewiſſermaßen im ba 
difchen Entwurfe nur an zwei verfchiedenen Drten fo ziem⸗ 
lich daflelbe gefagt, was im baierifhen Gefegbuche in es 
nem Artikel enthalten ift ““), und die Vebereinfiimmung 
der Grundgedanken in beiden legislativen Produkten würde 
noch auffallender feyn, wenn der Artifel des baierifchen 
Geſetzbuchs, anftatt mit den Worten zu beginnen: Mit 
rechtswidrigem Vorſatze wird ein Verbre— 
ben begangen, etwa fo anfinge: Zu vechtswir 
Drigem Vorſatze wird eine Handlung zuge 
rechnet uf.w — Ga, wir finden fogas die Worte, 
Die nach der Beftimmung des Begriffs von rechtswidrigen : 
Vorſatze im baierifchen Gefegbuche im nämlichen Artikel 
beigefügt find, um näher zu beftiimmen, was den 

N x 


gefommen, weil man nicht eben fo leicht wie aus Vorſatz auf 
aus Borb edacht ein Adverbium bildet, und vorbedächt— 
Lich dem heutigen Sprachgebrauch nicht eben angemeffen ifl. 


Art. 389, De hoieriühen Sinnen 


| 
| 


87) Vgl. &. 84. combinitt mit 8,65, des badiſchen Entwurfe mi 
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rehtsmwidrigen Vorſatz nicht ausſchließen 
ſoll, faſt eben ſo im badiſchen Entwurfe in einem beſon⸗ 
dern Artikel ausgeſprochen, um zu beſtimmen, was die 
Zurechnung zur Schuld im Allgemeinen nicht 
ausſchließen fol”) — Was alſo von Kitfa””) 
iiber den letzterwähnten Zuſatz zu der Definition des böſen 
Vorſatzes im baieriſchen Geſetzbuche geſagt worden iſt, daß 
es namentlich einen Widerſpruch mit dem Vorhergehen⸗ 
den enthalte, wird darum auch, wenn es überhaupt gegründet 
iſt, die fraglichen Artikel des badiſchen Entwurfes treffen ). 
Ueberdies dürfte es eine Frage ſeyn, ob dasjenige, was 
die Verfaſſer des badiſchen Entwurfs als Bedingung der 
Zurechnung zur Schuld überhaupt auf die ans 
gegebene Weife angeführt haben, nicht paflender ald Bes 
Dingung der Zurehnung zum böfen Borfag ans 
geführt werden, ob alfo nicht die Beftimmungen von $. 66. . 
und $. 67: zum Theil wenigftens paffender ihre Stelle im 
$. 84. finden dürften, fo wie es im baierifchen Geſetzbuche 
$. 39. gefchehen it? Dies wird deutlicher Dadurch, wer⸗ 
den, wenn wie etwas näher die Befchaffenheit derjenigen 
Berbeechen betsachten, die aus Sahrläffigfeit begangen 


83) Bad. Entwurf $. 67. verglichen mit dem 2ten Abfchnitt des 
Art. 39. des baieriſchen Geſetzbuchs. Hier heißt es: „Dabei 
fchließt weder die Meinung: was unter bürgerlicher Strafe ver: 
boten ift, ſey nach dein Gewiſſen oder der Religion erlaubt ge 
weien 0...» noch die Befchaffenheit des Endzweds oder Be⸗ 
weggrundes, um defien willen der Entfchluß zum Verbrechen ges 
faßt worden, den rechtswidrigen Vorfag aus.” Dort aber- 
heißt es: „Auch wird die Zurechnung weder durch die irrige 
Meinung oder den Wahn, als ob die ducch das Geſetz verbotene 
Handlung nach dem Gewiffen oder der Religion erlaubt gewefen, 
noch durch die Beichaffenheit des Beweggrundes oder Endzwedes 
ausgefchloffen,, um defien willen der Entfchluß zur That gefaßt 
worden ifl.? — Bu 


89) 0.00. S. 28. 


er * es gegründet ſey, wollen wir weiter unten noch nunter⸗ 
uchen. 


\ 
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werden, die man au wohl fahrläflige Verbrechen nennt 
und die ihrer Natur nach meiftens in fahrläffigen Beſchä⸗ 
Digungen beſtehen. 

Wenn die Gefege fahrläffige Verletzungen, 3. B. 
Körperverlegungen,, Brandftiftungen als Verbrechen oder 
Vergehen betrachten, fo wird in den meiften Fällen das 
Verbrechen weder fehon durch den Entſchluß zur 
That, der dabei vorfommt, noch durch die That ſelbſt, 
die ald Ausführung jenes Entſchluſſes erſcheint, fons 
dern erft durch einen gewiſſen Erfolg begründet, der 
nicht beabfichtigt war. In den meiften Fällen ers 
fcheint die That ſelbſt, auf die der Entfchluß gerichtet mar, 
als etwas an fi nicht Strafbares, und der Thäter hat 
im Momente der That gar nicht an die Möglichkeit dei 
Erfolgs gedacht, der eigentlich erfi die Bedingung der 
Strafbarfeit, obfchon nicht der eigentlihe Grund 
der Strafbarfeit ift, welcher legtere vielmehr eben 
darin liegt, daß jemand nit eingefehen hat, wab 
er hätte einfehen können. Streng genommen läßt 
fih alfo von dem Thäter in ſolchen Fällen fagen, er ſey 
im Momente der That in einem Zuftande gewefen, in wel⸗ 
chem fir ihn das Bewußtſeyn der Strafbarfeit der Webers 
tretung aufgehoben oder nicht vorhanden war. Soll nun 
jeder ſolcher Zuftand zufolge gefegliher Beſtimmung die 
Zurehnung zur Schuld überhaupt ausfclie 
Ben, fo liegt am Tage, daß durch eine folche Beftimmung 
die Strafbarfeit der Zahrläffigfeit in den 
meiften Fällen ausgefchloffen bleiben wird "). Wir föns 
nen darum auch nicht einfehen, wie eine gefeliche Beftims 





#1) Es kann eine folche Beltimmung den Umftand nicht rechtfer⸗ 
tigen, daß die Fahrläfftgkeit, wie im badifchen Entwurf $. 87. 
nur ausnahmsweiſe geftraft wird. Auch beftätigt eben die Fals 

... fung dieſes %. ſo wie das tn Kr Motiven ©. 66. Gefagte, wie 
wir glauben , die Ritigkätt vulger Bruettun, —. 


— 
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mung, der zufolge die Zurehnung zur Schuld 
überhaupt durch jeden Zuftand, in welchem das Bes 
wußtſeyn der Strafbarfeit der Ueberetung aufgehoben if, 
ausgefchloffen feyn foll, mit einer andern fi vereinigen 
laffe, welche Straflofigfeit nur dann zugeſteht, wenn die 
Uebertretung des Strafgefeßes dem Webertreter weder aus 
dem Grunde eines rechtswidrigen Vorſatzes, noh aus 
dem einer Kahrläffigfeit zur Schuld zuge- 
rechnet werden könne ). Eine andere Frage ift es 
aber, in wiefern eine vorſätzliche Uebertretung 
des Strafgeſetzes ohne Bewußtſeyn der Straf: 
barfeit der Uebertretung denkbar fey, und dies 
ift allerdings weniger möglich, als fich eine fahrläf: 
fige Uebertretung des Strafgefeges ohne 
ſolches Bemwußtfeyn im Momente der That 
Denken läßt. Darum Hat auch das baierifche Geſetzbuch 
von dem Erfordernig des Bemußtfeyns der Strafs 
barfeit nur bei der Definition des verbrecherifchen Vor⸗ 
ſatzes Erwähnung gethan, und da es diefen als einen 
rechtswidrigen Vorfag bezeichnete, fo hat es auch das 
bei 'confequent von dem Bemwußtfeyn der Rechts 
wideigfeit des ntfchluffes geſprochen. Ob mit 
Recht oder Unrecht? ift eine andre Frage, die zum Theil 
außer unſrer Yufgabe liegt, zum Theil noch fpäter erörs 
tert werden fol. Was im badifchen Entwurfe in der Lehre 
von der Zurechnung überhaupt, von dem Wahne, die durch 
das Sefetz verbotene Handlung fen nach dem Gewiſſen oder 
der Religion erlaubt geweſen, und von der Befchaffenheit 
des Beweggrundes oder Endzweckes, um defien willen der 
Entſchluß zur That gefaßt worden if, vorfommt, davon 


42) Bol. $. 85. mit $. 84. des badifchen Entwurfs, welcher Teßs 
tere faft wörtlich übereinftimmt mit Art. 119. des baterifchen 
Gefegbuches, der den Beftimmungen über rechtswidrigen Bu 
ſatz und Fahrläſſigkeit nachfolgt. ” 
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ann In der That auch wohl nur bei einem ſolchen Ent; 
ſchluß zur That die Rede feyn, der in einer oder au 
derer Hinfiche als böfer Vorſatz erſcheint, entweder 
weil e6 der Entfchluß zu einer That war, von 
der man das Bewußtſeyn hatte, daß fie die 
Uebertretung eines Strafgeſetzes fey, ode 
weil es der Entſchluß zu einer That war, von 
deren beabfichtigtem Erfolge man wußte, daß 
er für Andre ein Uebel enthalte, das man 
ihnen guzufügen fein Rebt habe. Nur beiden 
mit folhem Wiffen oder Bewußtſeyn gefaßten Entfchlüffen 
oder begangenen Thaten, alfo nicht bei blos fahrläſſi⸗ 
gen Handlungen oder durch Fahrläſſigkeit zu 
gefügten Uebeln, fann die Frage von Bedeutung 
feyn, in wiefern es die That entfchuldigen oder nicht ents 
ſchuldigen folle, wenn der Entfchluß dazu etwa Durch den 
Wahn eines höheren religiöfen Pflieht beftimmt, oder durch 
diefen oder jenen Brmeggrund hervorgerufen wurde. Es 
dürfte alfo auch wohl an ſich die Stellung des fraglichen 
Satzes im baieriſchen Geſetzbuche vor der des badiſchen 
Entwurfs den Vorzug verdienen, wenn man ihn über 
baupt in diefer Faſſung in einem Gefegbuche für nöthig 
hält *°). 





43) In dem Entwurf eines Strafgefetzbuchs für das Königreich 
Würtemberg, Stuttgart 1886. Art. 50..hat.man auch hierin 
fic) mehr an das baierifche Geſetzbuch angefchloffen. Es ift auch 
hier von jenem Wahne die Rede, der den rechtswidrigen 
Vorſatz anschließen fol. In wiefern der Ausdruck rechts: 
widriger Borfag hierbei und im darauf folgenden Art. 51. 
dasjenige, was daſelbſt von einer größern oder gerin: 
gern aus einer rehtswidrigen Rechtshandlung 
entflehenden Rechtsverletzung gefagt iſt, zu billigen 
fen, ift eine Bene, auf die wir, wie ſchon oben gefagt, bir 
nicht näher eingehen Eönnen. Jedenfalls fcheint ung der dem 
Art. 51, entfprechende Art. 80. des Entwurfs zu einem Grimi- 
nalgeſetzbuch für dad Künigreih Sachfen, in den Land⸗ 
tagsakten von 1856, (eines Wrüariian valı varuurichen au ſeya, 
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Eine zweite Frage möchte es feyn, in tieferen der 
Sat: daß die Befhaffenheit des Beweggrundes 
oder Endzwecks um deffen willen der Ent: 
fhluß zur That gefaßt worden ift, die Zus 
rechnung nicht ausſchließe, fich mit den ferneren 
Beftimmungen vereinigen laffe: daß eine That firafs 
108 feyn fol, deren Beweggrund z. B. die Er⸗ 
haltung des eignen Lebens war, das man 
durch einen Nothſtand oder durch die mit 
den Drohungen eines Andern verbundenen ' 
Umftände in Gefahr geſetzt fah? — Es möchte 
eine fernere Stage feyn , in wiefern zwei gefegliche Beſtim⸗ 
mungen fich vereinigen faflen, von denen die eine gewiſſer⸗ 
mafßen das Bewußtſeyn der Strafdarfeit der 
Uebertretung zur Bedingung der Zurechnung macht, 
während nach der andern das Nichtwiſſen des Straf; 
gefeges die gefehliche Strafe nicht ausfchließen foll **). 
Wir wollen nun zwar nicht läugnen , daß in beiden Sätzen 
in der That etwas Wahres liege, auf das der Gefeßgeber 
Mückficht nehmen muß Wir ftimmen vollflommen damit 
üiberein, daß das VBorgeben des Nichtwiſſens des 
Strafgefeges nicht die gefegliche Strafe in foweit aus⸗ 
fließen fönne, daß ihre Anwendung von dem geliefers 
ten Beweiſe der ſtattgehabten Kenntniß des 
Strafgefeges abhinge, und billigen die durch die meis 
ften neueren &efeßgebungen ausgefprochene Regel, daß 
nach gehörig gefhehener Bromulgation der 
Strafgeſetze, fo wie anderer die erlangte Kennt: 





obfchon auch hierin das Wort Nechtsverlegung vorkommt, 
was beſſer vermieden würde. Kin dem Art. 50. des Würtem⸗ 
bergifchen Entwurfs entfprechender findet ſich in dem fächfifchen 
hierbei nicht, und Definition des rechtswidrigen Vor: 
Tages ſelbſt haben die Verfaſſer beider Entwürfe vermieden. 


44) Bol. 8. 67. mit $. 68. 75, und $. 65. mit $, 66, Tun kai 
{hen Entwurfe. ' 
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niß des Geſetzes bei einem Jeden zu vermus 
then fey ”). — Allein wir halten e8 an ſich für uns 
billig , fo allgemein zu erflären, daß das Rich twiffen 
des Strafgeſetzes, daß alfo auch das nach befonderen 
Umftänden möglicher Weife völlig erwiefene Nichtwiſſen die 
gefeglihe Strafe nicht ausſchließe. Es ik 


wenigſtens doch wohl hierbei auch einigermaßen auf die | 
Qualität der durch ein Strafgefeg verbotenen Handlungen 


Niickfiht zu nehmen, und mit Rüdficht hierauf haben 
noch einige neuere Geſetzgeber ausnahmsweiſe““) das Wil; 
fen des Strafgefeges ald Bedingung der Strafanmendung 
ausdriicklich gefordert. Es ift übrigens nicht unfere Aufs 
gabe, hier darüber und weiter zu erflären, da wir ohnedies 
ſchon bei verfchiedenen andern Gelegenheiten diefen Punkt 
befprochen haben, und weiter unten noch Gelegenheit haben 
werden, darauf zurüdzufommen. Aber widerholen müls 
fen wir hier, daß uns zwiſchen dem Sage: das Nicht: 
wiffen des Strafgefeges fließt die gefep; 
lihe Strafe nicht aus, und dem Satze: die Zus 
eehnung zue Schuld ift ausgeſchloſſen durd 
jeden Zuftand, in welchem das Bewußtfeyn 
der Strafbarfeit der Uebertretung aufge: 
boden if, ein Widerſpruch zu liegen ſcheint; «6 
müßte denn feyn, daß das Wort Strafbarfeit in 
nem befonderen Sinne genommen werde, oder auch 
den Worten: jeder Zuftand, in welchem das Be— 





45) Diefe Bermuthung tft auch im Art. 1. des franzöfifchen Code 
civil gegründet, doch nur für den Umfang des Reiche, weh 
halb auch franzöfifche Gerichtshöfe geurtheilt haben, daß das 
neue Strafgefeb gegen den Sklavenhandel auf denjenigen, der 
vor der Promulgation des Gefeges mit einem für diefen Handel 
beitimmten Schiffe auögefegelt und bis zu dem Momente, wo 


er auf der That betreten wurde, nicht wieder zurüctgetehrt war, 


bei fehlendem Beweife feiner erlangten Kenntniß des Gefeges 
nicht anwendbar (en. 


46) Bgl, Codice penale &æ Parma eic, Parma iin, Art. 6, 
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wußtſeyn der Strafbarkfeit aufgehoben ift, 
ein befonderer Sinn beizulegen fey, verfchieden von 
dem, der natürlich in den Worten zu liegen fcheint, 
daß fie alfo etwa nicht von jedem Zuftande, von dem 
Das Angegebene gefagt werden kann, fondern nur von bes 
fonderen Zuffänden zu verftehen wären. Diefes uns 
fer Bedenfen wird deutlicher dadurch werden, daß wie 
wieder auf eine ſchon oben im Vorbeigehen erwähnte Stelle 
in der Abhandlung Kitfa’s zurücdfommen, in welcher 
insbefondere diejenigen auf das VBorhandenfeyn des rechts⸗ 
widrigen Borfages ſich beziehenden Worte des baierifhen 
Strafgefegbuchs getadelt werden, die von dem Bewußt⸗ 
ſeyn der Rehtsmwidrigfeit und Strafbarfeit 
des Entfchluffes Handeln, und dies wird und auch 
Gelegenheit geben, die Gründe diefes Tadels näher zu bes 
trachten und dadurch auf einige andere noch zu erörternde 
Punfte überzugehen. 

Kitka bat das Wort Strafbarkeit hierbei fo 
verftanden, als ob es das Begentheil von verdienftlich 
bedeuten folle, und darum fand er denn auch einen Wis 
dDerfpruch darin, daß jemand, um böfen Borfates 
willen geftraft werden zu fönnen, das Bewußt⸗ 
feyn der Strafbarkfei feines Entfchluffes ges 
habt Haben müſſe, und dennoch die Meinung, das, mas 
man thue, fey nah Gewiſſen und Religion ers 
laubt, den Begriff des rechtswidrigen Vorſatzes 
nicht augfchließen folle! AR nun dad Wort Strafbars 
feit im $. 65. des badifchen Entwurfs eben fo zu nehmen, 
wie e8 Kitka im baierifhen Gefegbuche genommen hat, 
fo fteht allerdings auch jener $. 65. des Entwurfs mit 
$. 67. in einigem Widerſpruche. Soll aber im $. 66. 
unter Bewußtſeyn der Strafbarfeit nur das Bes 
wußtſeyn dee nad irgend, einem pofitivden 
Geſetz zu verhängenden Strafe verkanten nit 
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den, fo wird fih der Widerfpruch nicht löfen laſſen, der, 
wie wir oben bemerft haben, zwiſchen $. 65 und $. 66. 
vorhanden zu feyn feheint. Immerhin alſo befteht zwiſchen 
den verſchiedenen fo eben angeführten Beftimmungen des 
badifhen Sntwurfs eine Art Widerfpruchs, und wir haben 
au in den Motiven nichts gefunden, was ung zur allfeis 
tigen Löſung führen Pönnte. 

Wir müſſen jedoch bemerfen, daß Kitka in dies 
fer feiner Polemik gegen das baierifche Geſetzbuch nidt 
völlig gerecht gemefen, ja dag er dadburh mit fid 
felbft in Widerfpruch gerarhen ſey. Einmal könn⸗ 

- ten die Worte: Strafbarfeit Diefes Entfchluffes, 
über den Sinn, in dem fie der Gefeggeber nehmen wollte, 
durch die gleih darauf folgenden Worte: was unter 
bürgerliher Strafe verboten if, Leinen Zwei⸗ 
fel übrig faffen. Freilich Pann ein bloßer Entfhluß 
nit als ſtrafbar in dem Sinne gedacht werden, daß 

"dDerfelde an fih unter bürgerliher Strafe 
verboten fen, und in fofern würden die Worte des badis 
fehen Entwurfes: Bewußtſeyn der Strafbarkeit 
der Uebertretung, über ihre Beziehung auf con: 
erete Strafbarfeit, d. h. auf wirfliches Be: 
fraftfeygn durch ein poſitives Geſetz, noch weni 
ger Zweifeln Raum geben. Allein es laſſen fich ja auch die 
Worte: Bewußtſeyn der Strafbarkfeit des. 
Entfhluffes, natürlich fo verftehen, daß damit das 
Bewußtſeyn gemeint fey, die That, auf welche unfer 
Entfhluß gerichtet ift, fey unter bürgerlider 
Strafe verboten. Was noch mehr ift, Here Kitka 
felbft Hat an einem andern Drte jere Worte des 
baierifhen Geſetzbuchs auch wirklich fo verſtanden. 
Hiermit muß ein obengenannter Vorwurf eines Wider; 
ſpruchs in dee baierifchen Definition des böfen Vorſatzes 
von felbk geraten, nn ar Vorwurf auf 
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ihn zurückfallen. Ausdrücklich tadelt ja Kitka in 
der Feuerbach'ſchen Definition des böſen Vorſatzes das 
Merfmal des Bewußtfeyns der Geſetzwidrigkeit 
des Begehrens, als gleichbedeutend mit dem im 
baierifchen Gefebuch geforderten Merkmal des Bewußt⸗ 
fenns der Rechtswidrigkeit und der Strafs 
barfeit des Entſchluſſes, weil dies den Begriff des 
böfen Vorſatzes zu eng mache, indem dadurch derjes 
nige als ohne böfen Vorſatz handelnd müßte angefchen 
werden, der mit der vollen Ueberzeugung von der Unfitts 
Iichfeit feinee Handlung nur nicht gewußt habe, daß 
fie auh durch ein pofitives Gefeg verboten, 
folglich geſetzwidrig ſey ")! — Es liegt fohin am 
Tage, daß dieſelben Worte des baieriſchen Geſetzbuchs an 
zwei verſchiedenen Orten auf zwei verſchiedene Weiſen von 
dem nämlichen Verfaſſer verſtanden wurden, um einmal 
den Vorwurf eines Widerſpruchs in den einzelnen 
Merkmalen des Begriffs, und dann den Vorwurf zu gro⸗ 
Ber Befbränfung des Begriffs dadurch zu begründen. 
Natürlich kann der Verfaſſer nur den einen oder nur den 
andern dieſer Vorwürfe für begründet haften, ohne fich 
felbft zu widerfprechen. Jedenfalls aber lehrt diefer Um⸗ 
ftand ſelbſt foviel, daß ein Geſetzgeber, der fich der Worte 
Bewußtſeyn der GStrafbarfeit bedient, nice 
darauf rechnen fann, daß dies von allen Menfchen auf 
diefelbe Weife verfianden werde. Manche nens 
nen ftirafbar dasjenige, was durch Strafgefege vers 
boten, Andre nur dasjenige, was zur Beftrafung durch 
Geſetze geeignet ift, und während z. B. Bauer diefed von 
jenem durch die Worte ſtrafwürdig und firafbar 
für natürlich unterfchieden halt"), nimmt Kitka an eis 


— 


47) Bol. &. 238. mit ©. 281. 


48) In feiner Warnungstheorte, Böttingen 1830, warte Ah 
mich ebenfalls ſchon bei andrer Gelegenheit aubgeigruden Int 
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nem Orte das Wort firafbar fogar in ſolchem Sinne, 
daß er auch das nach blos firtlihen oder religiöfen Grund⸗ 
fägen Unerlaubte darunter verfieht! Wir wollen Hier nicht 
weiter darauf eingehen, mas aus dem angeführten Um⸗ 
ftande für den Gefepgeber etwa zur Beherzigung folgen 
diirfte, wenn er die Bedingungen der Zurechnung zur 
Schuld überhaupt oder zum böfen Vorſatz insbefondere ges 
nau feftfegen will, und nur noch einmal mit Wenigem die 
leßtangeführte Bemerfung Kitka's in Betrachtung jie 
hen. Er fcheint uns noch in andrer Hinficht bei Beurtheis 
lung der Feuerb ach'ſchen Definition nicht ganz den rich⸗ 
tigen Gefichtspunft aufgefaßt zu haben. Die Nachwei⸗ 
fung diefes Umftandes aber wird uns von felbft noch auf die 
&rörterurig eines andern weſentlichen Punftes der ganzen 
Unterfuchung führen, der uns von ihm völlig überfchen 
worden zu feyn feheint. 

Die Feuerbach'ſche Definition findet Kitfa ink 
befondre auch durch das darin aufgenommene Merfmal 
des Bemußtfeyns der Rechtswidrigkeit und 
Strafbarkeit des Entfchluffes tadelnswerth, weil 
darnach eine mit dem Bemußtfeyn der Unſittlich— 
Feit unternommene Handlung zum böfen Vorſatz 
nicht zuzurechnen feyn würde, wenn der Thäter 
niht gewußt Habe, daß die Handlung durd 
ein pofitives Geſetz verboten fey. Diefe Fol⸗ 
gerung ift aber eigentlich durch die Definition felbft nicht 
gerechtfertigt. Die Definition fagt bloß, daß ohne das 
Bemwußtfeyn der Rebtswidrigfeit des Ent; 
ſchluſſes Fein vehtswidriger Vorfag angenom 
men werde, und deutet nebenbei auch noch an, daß ohnt 
das Bewußtſeyn der Durch ein poſitives Se 
feß ausgeſprochenen Strafbarfeit fein verbre— 
herifcher VBorfas anzunehmen ſey. Im Uebrigen 
laßt fie es vollig dakın grireüt \eyn, wiekern auch ohne 


nr 
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jene Merkmale eine vorfäglich begangene That zum bös 
fen Borſatze überhaupt zuzurechnen fey, wobei ed 
immer eine ganz andere Krage bleibt, in twiefern die zum 
böfen Vorſatz überhaupt zuzurechnende That zum Vers 
brechen zugerechnet werden könne, und gewiß von jedem 
foviel wird zugeftanden werden müflen, daß auch ein böſer 
Vorſatz überhaupt nicht gedacht werden fann, ohne 
Bemwußtfeyn des Böfen der That, die Sesen⸗ 
fand des Entſchluſſes iſt! 

Hiermit kommen wir nun eigentlich auf den wahren 
Hauptpunkt der Unterſuchung, in dem das Unrichtige der 
Gedankenfolge Kitfa’s ſich am anſchaulichſten geigen 
wird. Wenn Kitka den Begriff des böfen Vorſatzes 
füe einen einfachen Begriff. hält, fo widerlegt diefe 
Anſicht fchon die. Betrachtung, daß: in dem Begriffe nicht: 
blos das Merkmal. des Borfages überhaupt, fons 
dern auch das des Böſen liege, und der Begriff dies 
ſes Merkmal ift ſoweit bauen. entfernt, ein einfader 
Begriff zu feyn, dab man vielmehr bei näherer Untere 
fuchung wird befennen müſſen, er fey ein fehr manch⸗ 
faltiger. Wenn demnach die Definition des VBorfägs 
lichen an fich befonders in einem Strafgeſetzbuch von. 
zweifelhaftem Werthe ift, fo folgt daraus noch nicht, daß 
der Geſetzgeber durchaus nichts thun dürfe, zur näheren 
Bezeichnung des Böfen im Borſatz, das er entweder als 
Bedingung der Zurechnung zum Werbrechen überhaupt, 
oder als Merkmal befonderer Arten von Verbrechen feſt⸗ 
fegen zu müflen glaube. Kor allem aber wollen wie noch 
einmal darauf aufmerffam machen , daß ein böfer Bors 
fag überhaupt nit denkbar ift ohne Bewußts 
feyn des Böſen des Entſchluſſes, ober der That, auf 
die er gerichfet If. Wie man aber nun bös bald dass 
jenige nennt, was einem Sitten gebote, bald das wat: 
einem .Religionsgehate, Hal ha wot eine Araiin 

Ach. 8. CA. 1887. IV. &.  $ 5 
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gebote entgegen ift, fo wird aud ein böſer Vorſatz in 
firtlicher, in veligiöfer und in rechtlicher Hinſcht 
unterfchieden werden, und in feiner Hinſicht ein folcher ges 
dacht werden fönnen ohne da8 Bemußtfeyn, daß der Ents 
ſchluß zur That oder die That der Segenſtand des Entſchluſſes 
iſt, entweder fittlichen ‚oder religiöſen oder recht⸗ 
lichen &eboten zumiderläuft. Es ift daher auch ein rechts⸗ 
wideiger Vorfag nicht denthar ohne Bewußtſeyn der 
Rechtswidrigkeit, und wenn Gefeggebungen bei der 
Zurechnang zum Berbrechen nur von einem vechtswi: 


drigen Vorſatz reden, fo liegt Died ganz in der Eon 


fequenz der Anſicht, nach welcher als Verbrechen ſelbſt nur 
Rechtsderletzungen ſollen betrachtet werden dürfen, 
WBenn.aun.Uindern „ welche diefe Anficht nicht cheilen , der 
Begriff: des vehtswidrigen Vorſatzes dur dab 
aufgenommene Merkmal des Bewußtſeyns der 
Rechtswidrigkeit zu.eng erſcheint, fo liegt der Grund 
dieſes Fehlers, wenn es überhaupt einer iſt, nicht in dee 
Sucht⸗des Geſetzgebers den böſen Vorſatz zu 
definiren an ſich, ſondern in der Grundanſicht, ven 
welcher der Geſetzgeber bei Beſtimmung des Straf— 
baren überhaupt ausgegangen iſt. Dies zeigt ſich 
vecht anfchauli in dem.von Kitfa gewählten. Beifpiee 
des Inceſtes, durch das er das Sehlerhafte dee. Feuer 
bach ſchen Definition zu jeigen bemüht war. Sollte 
man, ſagt er, den Vater, der wiſſentlich feiner Tochter 
beiwohnt, mit dem Bewußtſeyn der. Unfittlids 
Leit feiner Handlung, vom Vorwurf des böfen Vor; 
fatzes befreien können, auch wenn ihm dad Strafges 
feg. gegen den Inceſt unbefannt war? Allerdings nidt; 
der dee Verfaſſer bat dabei überfehen, daß nach der Ew 
fequeny ſolcher Geſetzgebungen, die auf Necdtsper 
Vegungen den Bearik des Verbrechens reduciren , der 
Incak. gar nicht aid Brerdeeiien aiyink., wie 
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denn auch wirklich an ſich als ſolches in mehreren neueren 
Geſetzgebungen nicht vorkommt, und fo wird diefes Bei⸗ 
ſpiel wenigften® nicht gegen die Eonfequenz folcher Geſetz⸗ 
gebungen angeführt werden fönnen, welche von dem Bes 
griffe des Verbrechens als einer Rechts verletzung 
ausgehend als verbrecheriſcher Vorſatz auch na⸗ 
türlich nicht jeden böſen Borſatz, fondern nur den 
rechtswidrigen Fönnen gelten laflen, und dann natürs 
id auch das Bewußtſeyn der Rechtswidrigkeit 
zu feinem Begriffe fordern müſſen. Es ift daher auch eis 
nem folchen Syfteme ganz angemefien, daß der Ehebruch 
zwar als Verbrechen beftraft, aber der Strafe des: Ehe⸗ 
bruch8 nicht derjenige untertvorfen wird, der dem Weibe 
eine® Andern zwar mit dem Bewußtfeyn der Unſitt⸗ 
lichkeit beiwohnt, aber mit dee Ueberzeugung, 
Daß fie ledig fey, teil Diefer zwar auch nicht vom 
Vorwurf des böfen Borfages überhaupt freizus 
ſprechen iſt, aber ihm fein rechts widriger Vorfall 
zur Loft fälle. Die Frage aber, in wiefern ein Geſetz⸗ 
geber ald verbrecheriſchen Vorſatz den böfen 
86 überhaupt oder nur den rechtswidrigen 
Borfag fol annehmen, ift ganz analog der Frage, Im 
wiefern blos Rechtsverletzungen oder auch -andre 
Handlungen zu ſtrafen ſeyen, und das kann natürlich nicht 
dem Richter zur Entſcheidung überlaſſen, ſondern muß 
vom Geſetzgeber ſelbſt beſtimmt werden. 
Hieraus ergiebt ſich denn auch die Rothwendigkeit 
für den Geſetzgeber, je nachdem er dies oder jenes Sy⸗ 
ſtem annimmt, auch etwas zur nähern Beſtimmung.des 
verbrecheriſchen Vorſatzes im Geſetzbuche ſelbſt vor⸗ 
zuſchreiben. Hat aber ein Geſetzgeber die Anſicht, daß als 
Verbrechen nicht blos Rechtsderletzungen, ſondern auch 
unſittliche, irreligiöſe Handlungen um ihrer felb& SERIEN 
beſtrafen fepen,..donn ift eine Definition bed WON 
st 2% 
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Vorſatzes im Geſetzbuche freilich eine höchſt ſchwierige 
Sache; nicht aber darum, weil der Inhalt dieſes Bes 
griffs unendlih klein, fondern vielmehr Darum , weil ex 

viel umfaffend if. Für ein folded Syſtem möchte 
denn auch die Definition des öftreichifchen. Geſetzbuches, Die 
noch am meilten den Beifall Heren Kitfa’s erhalten 
hat “), nicht fehe genügend erfcheinen, und zum Theil 
find auch ſchon von ihm felbft dagegen einige Bedenklichkei⸗ 
ten erhoben worden, namentlih in Rüdfiht auf manche 
Unzuchtsfälle, bei. denen freilich ſich nicht wohl fagen 
läßt, das Uebel, welches mit dem Verbrechen verbunden 
it, fey bedacht und befchloffen. worden *). Wie 
Dürfen es übrigens nicht unberührt laſſen, daß. auch dee 
öfteeichifche Geſetzgeber, indem er dag Wort bedacht dem 
Worte beſchloſſen Hinzufügte,, zur Bezeichnung des 
böfen Vorſatzes es für nöthig hielt, in den Begriff das 
Merkmal des Bewußtſeyns mit aufzunehmen, mit an 
dern Worten, daß er e8, um Jemanden des böfen Bor: 
ſatzes für fchuldig zu erklären, nicht für Binreichend 
hielt, wenn derſelbe das mit dem Verbrechen vers 
bundene Uebel oder dasjenige, was der Bu 
feggeber als ein Uebel durch das Strafvers 





49) 0.0.0. ©. 228, 


50) Die Definition bed Geſetzbuches von 1803 iſt übrigens fo 
wörtlich diefelbe, die ſchon im Joſephiniſchen Geſetzbuch von 
1787 enthalten, nur daf in diefem noch veigelü twar: „‚folge 
Lich die gefeßwidrige Handlung eigens in der fit verübet wors 
den, damit das Uebel erfolge.” Diefer Zufag iſt jedoch ſchon 
in dem reglement provisionuel pour la procddure crimi- 
nelle, das Sofeph II. im 3. 1787 für die Mederlande gab, 

weggelaſſen und im $.2. deffelben zur Definition des böfen Sor⸗ 
Tapes blos dies beftimmt worden: L’intention doit atre om- 
see mouvaise, lorsqu’avant ou durant l’aetion ou dans 
le moment d’une omission illicite le mal qui s’en est 
suivi a été prewu. Gehe große Vorzüge des Gefeßbuches von. 
1803 vor der Fofenhiniihhen Seerartung in Steficht auf Dei 
nition des bölen Worjadıs Tüwara wir Lohr URL anadkraaa. 
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bot verhindern wollte, befchloffen, beabſich⸗ 
tigt, gewollt Habe, fondern überdies forderte, daß 
derfelbe auch dad Uebel bedacht habe, d.h. ſich 
bewußt gemwefen fey, dasjenige, was er wolls 
te, ſey diefes Uebel. Es fieht damit in unmitteß 
barem Zufammenhange, und rechtfertigt ſich gewiſſer⸗ 
maßen dadurch, daß der Geſetzgeber böſen Vorſatz 
zu jedem Verbrechen forderte, wenn gleich darauf 
verfüge wird: daher werde die Handlung als Vers 
brechen nicht zugerechnet, wenn die That in irgend 
einee Sinnenverwircung, in welcher der Thärer 
fi feiner Handlung niht bewußt war, begans 
gen worden, oder ein Ferthum mit unterlaufen fey, der. 
ein Verbrechen in der Handlung nicht erfens 
nen ließ. Die leßtangeführten Worte des $. 2. des öſt⸗ 
reichiſchen Geſetzbuchs erflären ſich alſo ganz natürlich aus 
Dem $. 1. deſſelben Geſetzbuchs, und die Aufeinanderfolge 
beider feheint uns darum auch logifch und legislativ ge⸗ 
gründeter, ale die von $. 64 und 6.65. im badiſchen 
Entwurfe. 

Wenn mir aber nun genauer unterſuchen, was der 
Geſetzgeber eigentlich unter dem Uebel, welches mit 
dem Verbrechen verbunden If, verftanden haben 
konnte, fo müſſen wir befennen, daß das von ihm zum 
Begriffe des böfen VBorfages geforderte Befchlies 
fen jenes Uebels uns eben nicht fehr verfcieden zu 
ſeyn fcheint von der ehedem sum. Weſen deflelben geforder⸗ 
ten Abſicht zu ſchaden, gegen welche Begriffsbeſtim⸗ 
mung Kitka ſich ebenfalls entſchieden erklärt hat”), 
Wir glauben wenigſtens, dag Gründe vorhanden find 
. jene Worte des oſtreichiſchen Geſetzbuchs ſo susjulegen 





sa) * Dr-& 238. weit Berufung auf Mittermalen und 
eber. 
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und wir geftehen fogar, daß wir den Gefehgeber, wenn 

ee fie fo verſtanden habf follte, in dieſer Begeiffsbekims 
mung des böfen Vorfages nicht beſonders tadelnswerth fins 
den. Freilich aber müflen wir auch binzufegen , daß wie 
unter Abſicht zu fchaden das nicht verfichen, was 
Herr Kitfa darunter verfteht. Hierin felbft aber glaus 
ben wir ung vom gemeinen Sprachgebrauch feis 
neswegs zu entfernen, und manche Bedenflichkeit gegen den 
Ausdruck Abfiht zu ſchaden, um den verbreche⸗ 
eifhen Vorſatz zu bezeichnen, die man in neuerer Zeit 
erhoben Hat, fcheint uns auf eine bloße Spißfindigs 
keit hinauszulaufen. Kür eine folche halte ich es, wenn 
man behauptet, von demjenigen, der abfichtlich. ein Haus 
in Brand ſteckt, von dem er weiß, daß ed fremdes Eigen⸗ 
thum fey, und damit nichts anderes bezweden will, als 
feine Yugen am Anbiick einer Flamme zu weiden, fönne 
man nicht ſagen, er habe es mit der Abſicht zu ſchaden ge⸗ 
than! Wer dies behauptet, verwechſelt die Abſicht zu 
ſchaden oder den Willen zu ſchaden, (mas gan 
daffelbe ift, wenn man anders nicht dad Wort Ab ſicht, 
wie man ed oftirrig thut, mit der einzigen Abſicht 
oder dem Endzweck oder der Hauptab ſicht vers 
wechfelt,) mit Schadenfreude oder mit Sudt gu 
ſchaden. Wer (mie früihere Gefeßgeber fehr bezeichnend 
fagten) mit Wiffen und Willen etwas thut, was 
einem Anderen ſchädlich ift,. von dem fann man 
ohne Bedenken fagen, ee habe es mit der Abſicht eis 
nem Andern zu ſchaden gethan, wenn man gleid 
nach einer etwas fubtileren Unterfcheidung zuweilen von eis 
nem folchen.Thäter fagt, eu habe es nicht gethan, um 
zu ſchaden. Eigentlich will man mit diefen legten Wor⸗ 
ten fagen, die Vorftellung , daß durch die That Jemanden 
geſchadet werde, ſey nicht der wahre Beweggrund der 
Handlung getoefen: "Air dies (ARE ſich ſtreng genommen, 
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wohl in feinem Falle ſagen. “Der eigentlihe Beweggrund 
der Handlungen ‚: durch welchen abfichtlich geſchadet wird, 
iſt immer irgend eine Art von Vergnügen, dad der Menſch 
‘aus ihrer Begehung ertwartet; aber der Menfch ermartit 
dies entweder unmittelbar aus der Vorftellüng, daß cr ges 
fchader habe, oder auß irgend etwas. Anderem, mas dur 
die Befchädigung Anderer ‚für ihn erreicht werden foll. 
Wenn übrigens Jemand in ein Haus fich fehleicht, um zu 
fiehlen, dafelbft aber einen Menfchen findet, der ihn an 
der Ausführung feines Entſchluſſes Hindert und ihn, uk 
dies Hinderniß zu entfernen, abſichtlich tödter, können wie 
wohl fagen, der Thäter fey nicht ind Haus gefommen, 
am zu tödten. Aber wer wird denn, wenn man die 
Handlung defleiben im Ganzen betrachtet ‚ı Daran zweifeln 
wollen, "daß ihm die Abſicht zu tödten zuzurechnen 
fey? Demjenigen, der daran. zweifeln. wollte, ob mah 
von dem, der mit Willen etwas gethan, von dem er 
wußte, daß es ſchädlich ſey, ſagen könne, er habe mit 
der Ab ſicht zu fchaben gehandelt, muß man die ſchon 
oben angeführten. Worte Eicero’s zurufen: Id si vo- 
luit et cogitavit et perfecit, potesne cam volun- 
tatem id consilium'id factum..a dolo.malo sejun- 
gere? "Daß aber auch die Römer in der Regel den do- 
lus malus al8 animus nocendi .oder anımus laedendi 
bezeichneten , haben wir fhon oben nachgewieſen. 
Unterfuchen wir aber genauer, was nach gemeinem 
Sprachgebrauche unter der Abſicht oder dem Miflen zu 
f&.aden verfianden werde, fo können wir fagen,. daß 
auch bei uns dieſer Begriff fo ziemlich identifch genom⸗ 
men werde, mit Abficht oder Willen zu verlegen, : und 
wenn dasjenige, was wir anderwärtd auszuführen verfucht 
haben, gegründet ik, daß als Verbrechen im weiteften 
Sinne des Wort, als ftrafbar im Staate eigentlich 
nichts betrachtet werden folte, was wicht eine Verlegung 
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d. H. Entziehung , Verminderung oder wenigſtens eine Ge⸗ 
fährdung derjenigen Güter enthalten, deren Gewährs 
leiſtung als der Zweck dee bürgerlihen Geſellſchaft betrach⸗ 
ter werden Bann, fo wird auch dieſes zugegeben werden 
müflen,, daB von diefem Gefihtspunfte aus als verbres 
cheriſcher Vorſatz nichts anderes betrachtet werden 
follte, als dasjenige, was als Abfiht Andre zu vers 
legen im Allgemeinen bezeichnet werden fann, als ani- 
mus nocendi oder animus laedendi, wie dieſe Uus⸗ 
drücke die Römer genommen haben “). Betrachtet man 
freilih die Strafgefege der meiften Völker, fo wird man 
in allen auch einige Handlungen befiraft finden, die an 
fib& blos unfitelich oder an ſich blos irreligiös 
erfcheinen. Uber fein Staat in der Weit beſtraft ale 
Dandlungen diefer Art, Fein Staat in dee Wet 
beftraft ſelbſt alle an ſich rechts widrigen Hands 





a8) Wir könnten hier eine Menge von Stellen anführen, mm 
dieſe Bestifte näher zu erörtern. Wir wollen Übrigens nur 
daranf aufmerkfam machen, daß ber Begriff von nocere ben 
Römern überhuupt, als etwas zum Begriff des Werbrechens 
wefentlich Gehöriges, muß von alten Beiten her vorgefchwebt 
ken, da fie insbeſondere aud) das Wort noxia, das ſonſt die 

uecchnungpfähigteit und außerdem noch manches Andere bes 


| 
| 


zeichnet, zur Bezeichnung eines jeten Delicts gebrauchten. Vgl. 
.288.$. 8. D. de V. S. Das nocere bezeichnete alfo weit 

mehr als das damnum dare, daher aud) das damni dandi 
sonsillum ousdrüdlich dem animus injuriandi entgegengefeht 


wird in L.4. $.14.D. vi bonor. raptor. Die Römer trugen 
aber- wohl kein Bedenken, auch den anımus injuriandi als an# 


mus nocendi zu bezeichnen, ja denjenigen, qui ea mente alis- | 


num quid contrectavit ut lucri faceret, old nocens, ſelbſt 
dann noch, wenn er die geftohlene Sache zurüdgab, L. 65. D. 
de furtis. Daher konnte auch bei der injuria von actio noxa 
dis die Rede feyn L.17. 8.8. D. de injuriis. Ueberhaupt bes 
zeichneten die Worte noxius und nocens nicht felten den Bess 

recher im eigentlichen Sinne des Wortes, ſchon bei Cicero, 
der pro Sextio cap. 45. in diefem Sinne fogar dem nocems 
ben ee improbus ah ala —— bezeichnete 

enn aud) animus nocendi ziemlich allgemein bie verbrecheriſche 
Abficht. ‚Wal. hier eben Mate S. 
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fungen, fondern vorzugsmweife nur diejenigen, wodurch 
Andern, entweder Individuen oder Eorporationen oder die 
Gefammtheit der Staatsgenoſſen, ein Uebel zugefügt oder 
gedroht wird, welches zu bewirken der Thäter nach’ den beftes 
henden Befegen eine® Staats fein Recht Hat, -felbft wenn es 
ihm in Beziehung auf die Gefammtheit als ein But erfcheis 
nen möchte. Es werden mit andern Worten überall Ber: 
letungen oder Gefährdungen von Gütern beftcaft, des 
unter der Gewährleiſtung des Staats ftehen, und ich Habe 
andern Orts Hinreihend ausgeführt, mie fehr diefes den 
Begriff des Verbrechens ald des nad der Natur der Sache 
zu Beftrafenden erfchöpfende Merkmal von den abfträcten 
Begriffen eine Rechtsverlegung oder auch einer 
Verlegung des Strafgeſetzes verſchieden fey; 
von denen man in neueren Zeiten fo oft ausgehen zu müſ⸗ 
fen glaubte. Selbſt bei Beftrafung von Handlungen, die 
an ſich blos ale Verletzungen eines Gittenges 
bots oder als Religionsverlegungen erfcheinen, iſt 
eigentlich jene Rücficht das für den Geſetzgeber Entfcheis 
dende. Auf Källe der leuten Art finden eigentlich die in - 
den Geſetzbüchern gewöhnlichen Beſtimmungen über das 
Verhältniß des böfen Vorſatzes zur Fahrläſſig— 
Peit gar Peine Anwendung. ine fahrtäffige Uns 
ſittlichkeit ift an ſich ſchon etwas, was gar nicht ges 
Dacht werden kann, und wenn ein Gefengeber eine Uns 
ſittlichkeit blos allein um ihrer ſelbſt willen 
beftrafen wollte, fo önnte er fie confequenter Weife gar 
nicht anders beftrafen, aid begangen mit dem Bewußt⸗ 
feyn der Unſittlichkeit; was aber zu erforfchen, 
gar nicht in menſchlicher Macht liegt! Gleichwohl beftrafen 
for alle Geſetzgeber gewiſſe Handlungen, die an ſich 
bios als Unfittlihfeiten erfcheinen, und die, 
auch nad) meiner Ueberzeugung, mit Recht. Vetrachten 
wir aber den wahren Grund, aus welchen dei GRXrxäσ 
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foiche Handlungen beftrafen fann und muß, fo erſcheinen 
fie in Rückſicht auf dieſen gewiſſermaßen, felbft mit 
Dem Bewußtfeyn ihrer Unfittlichfeit begangen, 
nue als fahrläffige Handlungen d. h. als Hands 
ungen, die ohne es zu beabſichtigen, dasjenige, 
was der Gefengeber duch das Verbieten derfelben vers 
hüten will, entweder allein oder in Vereinigung mit ans 
dern zuc Kolge haben können, mit andern Worten 
als Gefährdungen des Gemeinwohls, das ja im 
keinem Staaie lange ohne Achtung vor Sittlichkeit beftchen 
kann, wobei dann dem Unfittlidden natürlich das aus der 
Dandlung möglider und entfernter Weile entfichende 


Uebel nicht anders als zur Fahrläſſigkeit zuzurech⸗ 


nen iſt. Manche dieſer Handlungen ließen ſich etwa au 
‚ a6 abſicht liche Verlegungen in ſofern bezeichnen) 
al8 der Thäter abfihtlih etwas thut, wovon ef 
weiß, daß es das firtlihe Gefühl eines bes 


| 


Kimmten Volkes verletzt. Wenn daher der Bo 


ſetzgeber Unfittlihfeiten von diefem Geſichtspunkt 
aus unter Strafe verbieten, und etwa böfen Vorfat 
zum Begriffe des Verbrechens fordern wollte, fo dürft 
dies nicht, und es fann auch überhaupt niemals in dem 
Sinne gefhehen, daß wir kliches Bewußtfenn der 
Unfittlichfeit nach des Thäters individuels 
ler Ueberzeugung dazu gehören müßte, fondern & 
wird zur Beſtrafung der verbotenen Handlung jederzeit ger 
nügen müflen, wenn fie der Thäter beging mit dem 
Bewußtſeyn, daß es eine ſolche fey, welde 
nach den fittlihen Begriffen eines beſtimm— 
ten Bolfs für unerlaubt gehalten wird. 

Um nun aber wieder auf das öftteichifche Geſetzbuch 
zurückzukommen, in welchem verfügt ift, daß “Yemen 
den eine Unternehinung oder Unterlaffung zum böfen 
Borfatz zugerchhun werden Wir, wenner Das Uebel) 
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selhes mit dem Verbrehen verbunden If, 
eradezu bedacht und befhloffen Habe, fo 
heint auch zur Erfläcung diefee Worte des $. 1. der |. 2. 
ed Geſetzbuchs zu Hülfe gezogen werden zu müſſen. In 
lefem aber, der mit dem kurz vorbergebenden duch das 
Bort daher, wie bereitd bemerkt wurde, verbunden ift, 
oird nun auch die Zurechnung zum Werbrechen als ausge⸗ 
chloſſen erklaärt, wenn das Uebel aus Zufall, Nach⸗ 
äſſigkeit oder Unwiſſenheit der Folgen ent⸗ 
tanden if. Zum böfen VBorfag ſoll übrigens auch 
ach $. 1. des Geſetzbuchs eine Unternehmung oder Unters 
affung zugerechnet werden, wenn das Uebel, welches 
adurch entftanden Ift, zwar nicht felbft bedacht und 
eſchloſſen worden ift, aber doch aus der Unternehmung 
der Unterlaffung gemeiniglich erfolgt oder leicht erfolgen - 
ann, und die Unternehmung oder. Unterlaffung felbR aus 
iner andern böfen Abſicht geſchah. Im Weſent⸗ 
ichen waren dieſe Beſtimmungen ſchon in 6. 2. 8. 4. des 
Joſephiniſchen Geſetzbuchs enthalten, nur daB daſelbſt im 
\. 2. vom Uebel, fo daraus folgt, anftatt vom 
Wedel, weldbes mit dem VBerbrehen verbuns 
den ift, die Rede war, und im $. 4. von der Uebel⸗ 
that ohne böfen Vorfak, doch nicht ohne 
Schuld, und vom Uebel das aus böfem Zufall 
erfolgt ift, gehandelt wurde. Zu erwähnen ift noch, 
daß im $. 4. des reglement provisionnel, welches Jo⸗ 
fepb IL. im J. 1787 in den Niederlanden gab, und 
worin die oben angeführten Beftimmungen des Geſetzbuchs 
für die deutfchen Erblande aufgenommen wurden, daß. 
oben erwähnte Wort Uebelthat des $. 4. des deutfchen 
GSeſetzbuchs geradezu dur die Worte action nuzsible. 
überfegt wurde. Daraus ift klar, daß man bei der Uebers 
fegung wenigftiens das Bedenfen und Beſchließen 
des Uebel, das aus einer gefegwitrigern Un 
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ternehmung folgt, für identifch mit der Ab ſicht zu 
ſchaden muß genommen haben. Ob man bei der deut; 
feben Redaction dies eben fo nahm, mag dahin geftelft bleis 


ben. Das Beifpiel der niederländifchen Redaction aber 


beweiſt, daß man es bei Anwendung des Geſetzes auf diefe 
Weife eben fo natürlich har verfiehen fünnen , ale man 
3. B. die Vorfchriften der franzöſiſchen republifanifchen Be 
fengebung über den zum Verbrechen nöthigen 
böfen Vorfag in der franzöſiſchen Praxis durchgehende 
fo nehme, daß man ohne Abſicht zu ſchaden fein 
Verbrechen ſich ald möglich dachte. Gelbft die oben 
angeführten Befimmungen des öftreihifchen Geſetzbucht 
von 1803, die eigentlich größtentheild aus der Yofephinis 
ſchen entnommen find, ſcheinen anzudeuten, daß der Ge 
feggeber , wenn auch nicht ausſchließlich, doch hauptſach⸗ 


lich dabei an ſolche Uebel gedacht habe, die ihrer Ru : 


tur nach Folge der Abſicht der Fahrläffigfeit m 
des Zufalls feyn Fönnen, und dabei fann man faun 
an etwas anderes als an einen Schaden denken. Bi 
jeder Anwendung auf andere, als folhe Strafbeftimmeur 
gen, durch die der Geſetzgeber ſchädliche oder Schar 
dendrohende Handlungen oder Unterlaffungen verpöntt, 
werden die Worte: das mit dem Verbrechen ver 
bundene Wedel bei Entfcheidung der Frage, ob bör 
fer Borfag im Sinne des Geſetzes anzunehmen ſey, 
Zweifeln Raum geben. Fa, nah dem, was wir ober 
über die Rückficht gefagt haben, welche nach unferer In 
fiht bei Beftrafung unfittliher und religiongmis 
deiger Handlungen der Gefeggeber zu nehmen bat, dürfte 
leiht da8 Uebel, Das mit Dem Verbrechen ver; 
bunden iſt, fo verfianden werden fönnen, daß, ment 
Das Bedenfen und Befhließen diefes Uebels 
dazu gehören follte, um eine That zum Verbrechen zu 
rechnen , die Behrakung Ver van dem Sefetigeber vers 
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põnten unſittlichen oder religionswidrigen Handlungen faſt 
in keinem Falle möglich werden würde. Wir wollen da⸗ 
bei auch gar nicht einmal vorausſetzen, ein öſtreichiſcher 
Richter könne die von uns oben angedentete Anſicht haben 
oder fie als feinen Geſetzgeber beſtimmt habend annehmen, 
Wir dürfen nur den öftreichifchen Richter ald von folchen 
Unfichten. ausgehend uns denken, zu welchen feine eigne 
Geſetzgebung, beſonders die Joſephiniſche ihm Anleitung 
geben: mußte, um durch die Verweiſung darauf ed ans 
ſchaulich zu machen, wie die öftreichifcbe Definition des 
böfen Vorſatzes auf andre Verbrechen als ſolche angewen⸗ 
det, wo der Begriff des Hebels auf die Vorftellung: eines 
Schadens ſich reduciren läßt, bei einiger Conſequenz ges 
radezu zur Straflofigkeit defien führen müßte, was:dody 
der Geſetzgeber ald Verbrechen ohne allen Zweifel angefehen 
wiſſen wollte. Daraus wird ſich denn auch ergeben, daß 
die öftreichifche Definition des Höfen Vorſatzes durch 
ihre Anwendbarkeit auf alle Källe vor den Definitionen 
andrer Sefetgebungen eben. auch feinen Vorzug habe! 
Ihr größter Vorzug liegt meines Erachtens in ihrer Pos 
pularität, und diefe Darin, daß die Definition auf den 
Begriff eines Uebels ſich reducirt, der an fich ein fehe 
faßlicher und natürlicher Begriff ift, fo wie Ich auch ans 
derwãärts fchon zu zeigen mich bemüht habe, . wie viel man 
gewinnen würde, wenn man befonders in Strafgeſetz⸗ 
büchern anftatt von dem metaphyſiſchen Begriff einer 
NRechtsverlegung, von dem natürliden einer. Vers 
legung Anderer duch Verminderung, Entzjiehung dee 
ihnen zuftändigen Güter oder deren Gefährdung auss 
gehen wollte. Jener Vorzug der Popularität gehe 
aber dann ganz wieder verloren, wenn man. dem Worte 
tLebel eine folche Bedeutung giebt, daß man es bald für 
einen Schaden Individuen zugefügt oder einen dem 
Staste zugefügten Rachtheil, bald aber any went 
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für das ſittlich Böſe oder Religionswidrige an 
ſich zu nehmen hat. Die Beſtimmungen des Heutigen 
öftreichifchen Geſetzbuchs über den böſen Voſatz mit 
Rackſicht auf den Begriff eines Uebels ſtammen eigent⸗ 
lich, wie ſchon gefagt, aus dem Joſephiniſchen Geſetzbuch 
und waren in demfelben natürlicher als in dem heutigen, 
Im Joſephiniſchen Geſetzbuch wurde wie im Heutigen bös 
fer Borfag zu einem jeden Eriminalverbreden 
gefordert, aber Joſeph II. wollte auch ald Eriminals 
verbrechen im Segenfaß von politifchen nichts anges 
fehen wiſſen, als wobei ein Uebel im natürlichen Gin 
des Wortes bewirft oder wenigften® beabfichtigt ſey. Yuf 
den Begriff einer Rechts verletzung beichränfte er den 
des Eriminalverbrehens nicht. Er führte wenig 
ſtens unter den Verbrechen gegen das Leben auch den 


Gelbfimord auf. Aber auch bei diefem if Die Beziehung 


des böfen Vorſatzes auf den Begriff eines mit dem Be . 


brechen verbundenen Uebels eine.natürliche. Dagegen hat 
Joſeph II. die Sortesläfterung, nicht wie das heutige 
öftreihifche Geſetzbuch, als ein Verbrechen oder wi 
es damals hieß, nicht al8 ein Criminalverbrechen, 
fondern als ein politifhes Verbrechen betrachte. 
Seltfam freilich war dabei die Befimmung: .ein Gottes 
läfterer follte gleich einem Wahnfinnigen in ein Tol⸗ 
Haus gefperet werden. Aber dieſe Verfiigung erflär 


fib einigermaßen aus der 2eopoldinifchen Geſetzgebung, 


deren Geift im Allgemeinen auch der der Fofephinifchen 
war. Leopold Hatte in der toskaniſchen Geſetzgebung vers 
ordnet: Da, wie die Erfahrung lehre, Gottesläſterung 
entweder aus Unmiflenheit, oder aus einer Geiſtesverwir⸗ 
eung, oder aus ZorneBaufiwallung, oder aus Uebermaeß 
im Genuß des Weines, mit einem Worte aus einer Wil; 
(engbekimmung ehe, die auf Alles cher als auf 
Beleidigung der Sarigeit aber Arliaiue gr 
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richtet fen, fo folle fie ohne befondere erſchwerende Um⸗ 
fände nur mit Gefängniß oder Andrer angemeflener Polizeis 
ſtrafe belegt werden‘). Wenn nun ein öſtreichiſcher Rich⸗ 
ser etiwa in Italien, mo neben dem öftreichifhen im lom⸗ 
bardifch s venetianifchen Königreiche, das Leopoldinifche Bes 
fegbuch in Tosfana noch gilt, aus jener Vorftellungsweife 

des tosfanifchen Geſetzgebers, die einigermaßen an eine 
noch ältere von der Zlaesa majestas divina bei der 
blasphemia teinnert, bei dee Bottesläfterung das 
mit dem Verbrechen verbundene Uebel ſich erflärte und 
fohin den zum Verbrechen geforderten böfen Vorſatz 
nur von einem Bedenken und Beſchließen dieſes 
Uebels verftlinde, in welchen Fällen würde er dann wohl 
die Beſtimmung des Geſetzbuches anwenden können, Die 
auf die durch Reden u. dgl. öffentlich der Religion 
bezeigte Verachtung Steafe fegt? ... Wie wenig 
die Definition des böfen Vorſatzes im öftreihifchen 
Geſetzbuche auf Unzucht sfälle“) anwendbar ſey, hat 
Herr Kitka ſelbſt ſchon S. 229. bemerkt. Noch aber 
liegt eine Unbeſtimmtheit der Definition, die von 
Kitka eigentlich auch nicht bemerkt worden iſt, darin, daß 
man die Worte geradezu bedacht und befchlofs 
‚fen, aub wohl nur vom Vorbedacht verfiehen könn⸗ 
te, und fie feheinen auch gewiſſermaßen fchon bei der Eins 
führung: der Grundſätze des Fofephinifchen Geſetzbuchs in 
den Niederlanden, und neuerlich bei der Einführung des 





55) Nuova legislazione criminale da osservarsi nella Tos- 
cana publicata 1786. art. 61. „in Somma da ur onimo 
diretto a tutt’ altro che a fare ingluria alla Divinitò. 
Man vergl. damit die osservazionidi Tommaso Nani, 
Milano 1808. pag. 8%; das Sofephinifche Gefe — bon 1787 , 
Th. II. $. 61. und das Gefetzouch von 1809. Th. 107, 

54) Mehrere derfelben die nach dem Geſetzbuch A 1 ' 118, 
Verbrechen find, kommen im Sofepbinifchen Geſetzbuch 
ah I. 8.61 uf. "ebenfalls nur ald politik Rrrarıs 

en vor, 
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neuen Geſetzbuchs in Itallen verſtanden worden gu ſeyn. 


Zwar find die Worte des Joſephiniſchen Geſetzbuchs 42: 
wenn das Uebel überdaht und beſchloſſern 
worden, in dem niederländifchen Öefeg von 1787. 62. 
blos durch die Worte: Si le mal a did prevu, wie 
gegeben worden, die aber im $. 3. des Fofephinifchen Ger 
fegbuche folgenden Worte: wenn das Uebel nidt 
eigens die Abſicht der Handlung war, find ia 
$. 3. des niederländifshen Geſetzes überfegt; quoiqgus li 
delinquant n’eüt pas particulierement premeditdl 
mal. Yuf ähnliche Weife finden wie in einem neuem 
italienifchen Werke über öſtreichiſches Criminalrecht“) die 
Worte des neuen Geſetzbuchs: wenn das Hebel ges 
radezu überdacht und beſchloſſen worden, 
ũberſetzt: quando fu direttamente promeditato t 
determinato ıl male che va congiunto al delitto, 
Hafen wie nun ‚die Reſultate unferer bisherigen is 
örterungen zufammen, fo müflen wir befennen, daß mi 
eine Definition des böfen Vorfages nicht an und für fh 
unmöglich, und unter getoiffen Vorausfegungen felbf is 
einem Gefegbuche nicht ganz für. unnöthig halten. . Gan 
für unmöglich aber halten wie es befonders in einem Ge 
fegbuche, in dem der Sefeßgeber verfhiedene Kiafı 
fen von Handlungen verbieten zu müffen glaubt, wei 
jede ibm an fih in einer andern Idee den 
Grund ihres Unerlaubtfeyng zu haben fbeint, 
eine ſolche Definition des böfen Vorfages zu geben , die auf 
alle gleihmäßig anwendbar. wäre, und darin liegt der 
Grund, daß die Definitionen der meiften neueren Seſetz⸗ 
bücher fo unzweckmäßig erfcheinen. Mehrere neuere Ger 
fegbücher Haben zwar den Korderungen der Theorie zu ent⸗ 
— — fe 


65) A. Albertini del diritto penale vigente nelle pro- 
vincie lombardo venete, Neneuia ik, yag, 27, 


BB vor vv er U D MID Tr SE 





m 
Pro % 


— 


in Hinſicht auf böfen Vorſatz. 508 


ſprechen gefucht, nach der alles Strafbare auf eine einzige 
Duelle des Unerlaubten zurückgeführt werden fol, aber 
keines ift in der völligen Eonfequenz des Syſtems geblieben, 
und eben darum mußten auch ihre darauf gebauten Defis 
nitionen des vechrecherifchen Vorfages als ungenügend er⸗ 
fcheinen; andre mußten dagegen ſelbſt durch ihre Eonfes 
quenz als fehlerhaft denjenigen vorfommen, welche mit 
der Grundanſicht, von der ausgegangen wurde, ſich nicht 
vereinigen fonnten. Es fcheint mir demnach file den Ges 
feßgeber, der Handlungen unter Strafe verbieten zu müfs 
fen glaubt, blog allein darum, weil fie unfitts 
Sich find, andre blos darum, weil fie irrelis 
giös find, und wieder andre darum, weil fie an fi 
widerrechtlich, indbefondre weil fie ſchädlich oder 
ſchadendrohend, Einzelnen oder der Geſammtheit 
werderblich oder gefährlich ſind, wenn er in Hinſicht auf 
Böfen Vorſatz entweder an ſich oder in feinem Ver⸗ 
hältniß zu Sahrläffigkeit und Zufall etwas beftims 
men oder feftfegen will, eine unerläßlide Borbedingung 
Des Selingens einer Begriffsbeſtimmung zu feyn, daß das 
bei auf jene Verſchiedenheit ftrafbarer Handlungen Rück⸗ 
ſicht genommen werde. Insbeſondre ſollte jeder Geſetz⸗ 
geber die Fälle, bei welchen das Uebel, um deßwillen 
eine Handlung oder Unterlaſſung unter Strafe verboten iſt, 
In einem äußeren Schaden oder Nachtheil für Andre 
befteht, bei welchen darum auch eigentlich allein es denk⸗ 
bar ift, daß das Uebel als ſolches duch Abficht, 
durch Kahrläffigfeit und duch Zufall bewirkt wers 
De, bei Beftimmung des Begriffs vom böfen Vorſatz 
won a.len übrigen ſcheiden, die er etwa aus irgend einer 
andern Rückſicht zu beftrafen für gut findet, er mag übri⸗ 
Zens in jener erſten Klaſſe das abſichtlich bewirkte 
Uebel allein, oder auch das duch Kahrläffigkeit 
bewirkte ald Verbrechen im engern Sinn Au 


Arch. d. C. 8. 1887. IV. St. rs 
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"als firafbar überhaupt betrachten wollen. Die Be 
trachtung oder das Gefühl eines Unterfchieds zreifchen den 
zwei bezeichneten Klaſſen ftrafbarer Handlungen fcbeint ſchen 
in früheren Zeiten zus Unterfcheidung zwifchen Malefiz⸗ 
und Polizeiordnungen und insbefondre in der Jos 
fephinifchen Strafgefeßgebung zur Unterfcheidung der Eris 
minalverbreden von politifhden Verbrechen 
gefiihrt zu haben, obſchon bei beiden audy noch ande 
Rückſichten obwalteten. 

Betrachten wir aber nun die Straffälle etwas näher 
bei denen irgend ein Schaden oder Rachtheit für An 
dere die Hauptrückficht der Beſtrafung des Thäters if, fo 
finden wir in diefen Fällen wieder eine merkliche Verſchie 
denheit zweier Klaffen. Bei näherer Betrachtung dirfel 
Unterſchiedes aber wird ſich insbefondere ergeben, daß p 
weilen darüber, was der Gefeßgeber unter böfer Ab⸗ 
ſicht verftanden willen wolle, eine gefegliche de 
ffimmung nothwendig feyn könne. Es iſt auf ie 
Unterfchied felbft ſchon früher von einem meiner Schüler ä 
einer. die Lehre des böfen Vorfages behandelnden Sc 
aufmerffam gemacht worden”), Mittermaier bi 
ſich gegen die Zweckmäßigkeit der Unterfcheidung erflärt"), 
aber vielleiht nur darum, weil der Verfaſſer dieſelbe mt 
nicht ganz paflenden Worten vorbrachte und auch den 9 
fammenhang derſelben mit der hier zu behandelnden Frex 
nicht nachgewiefen Hat. Einiges zu diefem Ende ik oh 
von einem andern meiner ehemaligen Zuhörer, Lelicnen, 
bemerft morden ). Gewiß aber ift es eine nicht zu lüsp 


566) Winssinger responsio ad quaestionem quaenamn t 
differentia inter delicta dolosa et culpesa, Bruxellü 


1824. 4to. pag. 15. Cf. d’Anethan de delicto mei 
tato. Lovanii 1824. p. 7. et 40, 


57) Im neuen Archiv Bd. VIII. ©. 854, 
58) Sn ter Schrift de poenarum 'delictis adaequandarın 
zatione, Lovaniı 18. pay. Ti ag, uud in der de comes 


\ 
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nende Thatfache, daß in allen den Fällen, in welchen die 
Rückſicht auf irgend einen Außeen Schaden oder Nach⸗ 
sheil, dem der Gefehgeber zuvorkommen will, der Grund 
der Strafbefiimmung it, entweder in den Gefegbüchern 
tie Beſchädigung felbft verboten iſt, oder irgend eine 
andere Handlung oder Unterlaffung, aus welcher die Bes 
fbädigung entfieben fann. Das erfte ift 3. B. der 
Fall, wenn in Geſetzbüchern Tödtung oder Körpers 
verlegung Anderer u. dgl., das legtere, wenn das Nach⸗ 
machen von Schlüffeln oder das Verfertigen 
gewiffer Waffen u. dgl. mit Strafe bedroht ift; wie 
3. B. im feanzöfifchen Strafgeſetzbuche im Art. 399 und 
314. jened unter dem Titel: Diebftahl, diefes unter 
dem Titel: von abſichtlichen Vermundungen 
und Schlägen und andern abfihtlihen Vers 
brechen und Vergehen, verboten if. — — * 
Weoeonn eine. abſichtliche Verwundung, oder, 
wie das franzöſiſche Geſetzbuch ſagt, blessures volontai- 
res zuzurechnen ſeyen, wird für keinen Richter Schwie⸗ 
rigkeit haben zu beſtimmen, wenn ihm auch der Geſetzgeber 
keine gelehrte Definition von Abſicht oder Vorſatz an die 
Hand giebt. Aber ſchwierig kann es allerdings werden zu 
beſtimmen, in wiefern das Verfertigen gewiſſer 
Waffen unter die abſichtlichen Vergehen oder 
délits volontaires, von denen im angeführten Titel des 
franzöſiſchen Geſetzbuchs die Rede iſt, gerechnet, in wies 
fern es mit andern Worten zum böfen Borfag zuge: 
rechnet werden fol? Noch fehmieriger wird Die Srage 
rückſichtlich des unter dem Titel vom Diebftahl vor; 





delinquendi, Lovanii 1828. p. 215 sq., welcher letzteren 
von Mittermaier Archiv Bd X. ©. 556 u. f. und vor Kur: 
zem noch von Bachariä, die Lehre vom Verſuche der Verbre⸗ 
chen, Göttinaen 1836. Einleitung S. XIII. großes Lab gun 
det worden iſt. 

we 
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kommenden Nachmache ns von Schlüffeln, ba, 
wenn der Thäter ein Schloffer if, die That ein Vers 
brechen, oder mit einer peine afflictive et infamante 
nämli der reclusion iu frafen iR! In folchen Fallen 
zeigt ſich recht augenſcheinlich das Unpafiende einer Defini, 
tion des böfen Vorſatzes, mie fie 5. B. früher im 
boländifchen Gefegbuche von 1808 enthalten war, und 
wie ungerecht eine Gefeßgebung, die den Willen das 
au thun, was durch das Befeg verboten if, 
zum böfen Vorſatz in allen Fällen gleibmäßig zuzn⸗ 
rechnen geböte, werden könnte, wenn fie auch gleichwohl 
beſtimmte, daß ein eigentlihes Verbrechen im engers 
Sinne ded Wortes ohne ſolchen Borfag nit be 
gangen werden fönne. Gegen wir nämlich den Fall, ei 
Geſetzgeber habe wirklich die nach meinem Urtheil ſehe 
.. lobensmwerthe Verfügung getroffen, ohne böfen Vor⸗ 
faß folle feine eigentliche Criminal⸗ oder infamirenk 
Strafe auferlegt oder Fein Verbrechen, in dem m 
gern Sinn diefed Wortes, der ihm in mehreren neuem 
Geſetzgebungen beigelegt wird, begangen werden können, 
dieſer Geſetzgeber Habe aber den böfen Vorfag auf die 
oben angegebene Weife definiert, .und dann das Nach⸗ 
machen von Schlüffeln, fo wie im frangöfifchen Se 
fegbuche verboten. Würde dann nicht auch der Schloſſer 
als ein Verbrech er beftraft werden müflen, der j. B. 
den Hausfchlüflel feines Freundes nachgemacht Hätte, um 
ihm eine angenehme Ueberrafhung zu beceis 


ten, eben fo wie derjenige, dee es mit diebiſcher Ahr 


fit, oder fonft mit der Mbficht einem Andern ein Hebel 
zuzufügen, gerhan hätte ? Auf diefe Weife aber würde die 


genannte Definition des böfen Vorfages, die angewandt 


3. ©. auf das Verbot der Tödtung einen wirklich bös 
fen Borfag bezeichnen würde, in Beziehung auf das oben 
genannte Verbot Died ihr den io gan. Man wird u 
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vielleicht Hier entgegnen,, derjenige, der etwas mit Wil⸗ 
len thut, vondem er weiß, daß. es durch ein Strafs 
geleg verboten fey, von dem könne man auch fagen, 
daß er mit dem Villen das Strafgefeg zu übers 
treten gehandelt Habe, und dieſer Wille fey auch ein 
böfer Wille. Wir wollen diefe Schlußfolgerung im All⸗ 
gemeinen nicht beftreiten, allein jedermann wird doch auch 
fühlen, daß dieſer böfe Wille ein böfer Wille 
andrer Art fey, als derjenige, den ein Geſetzgeber 
auch unabhängig von allem Strafgeſetz in gewiſſen Hands 
lungen vorhanden fich denfen muß, um darnad in Vers 
bindung mit dem Erfolge der Handlung ihre Strafbarkeit 
im VBerhältnifle derfelben zur Strafbarkeit der gleihen Hands 
lungen ohne diefen Willen zu beſtimmen. Wenn ſich ein es 
ſetzgeber die Frage fegt; wie er die Tödtung in Folge böfen 
Vorfages im Verhältniß zur Todtung aus Fahrläſſigkeit 
befttafen ſoll, fo. denkt er fih den böfen Borfag als 
etwas durbaus vom Gtrafgefeg Unabhängiges. 
Es war daher fehr verkehrt, daß die Verfaſſer des Strafs 
geſetzbuchs für das Königreich Italien im %. 1806 ale 
dDolofee Verbrechen dasjenige bezeichneten, bei deſſen 
Begehung die Verlegung des Strafgeſetzes ges 
wefen fey “). Wichtig gefühlt war e8 dagegen, wenn- 
der holländiſche Nechtsgelehrte Kempen”) zwei Arten 
des dolus nach Analogie der zgnorantia unterfchied, einen 
dolus juris und einen dolus facti. Die Ausdrücke 
mögen nicht ganz paflend ſeyn, obfchon auch im römifchen 


59) Dies ergiebt fih ans Bergleichung von Art. I. mit dem fols 
genden befonderd Art. 4. — Die Definition der böfen Abfıcht 
holländifchen Entwurfe von 1808 tief etgenttich auf vaflelbige 
hinaus , und die Quelle beider Definitionen war die Anficht Fi⸗ 
langieri’s, über die auch Kitla a. a. D. ©. 232. Ginigss 
bemerkt hat, Bgl. oben Note 2. 


60) Sol, Ros endael de dolo in. delictis. Lugd, Bet. 1R1T. 
pag. & 
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echte das Wort dolus, wie wir oben gefehen Haben, in 
Doppelter Beziehung vorfommt und eine Art von äciertia 
auch ‚zu einer jeden Art von böfer Abficht erfordert wird, 
Aber abgefchen von der Bezeichnung hat Die Sache felbft 
ihre volle Richtigkeit. Es kann Jemand den Willen haben, 
etwas, was cr durch ein Gtrafgefeg verboten weiß, zu 
thun, ohne den Willen zu haben, den Schaden zu bewir⸗ 
fen, welchem der Gefeggeber durch das Strafverbot zuvors 
fommen wollte, und dann fällt ihm gleichwohl eine Art 
böfen Willens zur Laſt, nämlich der Wille, das 
Strafgefeg zu verlegen. Auf der andern Geite 
kann Jemand den Willen, etwas "gegen Recht und Ges 
wiſſen zu bewirfen, von dem er weiß, Daß es Andern 
ſchãdlich ſey, und doch dabei die Ueberjeugung haben, es 
fey durch fein Strafgefeg vecboten, und auch in: diejem 
Falle ik. ihm eine Art böfen Willens, dee. Wille 
Andere zu verlegen, "zuzurechnen. Wie aber bei 
menfchliden Handlungen zumellen eine der beiden Arten 
des böſen Willens ohne die andre, fo können auh 
beide zumeilen dabel vereinigt vorkommen. -- 
Wenn. nun ein Gefepgeber allgemeine Werfär 
sungen trifft, wonach, wenn eine That zum böfen 
Vorſatz zujurechnen ſey, ſchwerere Beſtrafungen oder 
ſonſt beſondere ſtrafrechtliche Folgen eintreten, oder auch 
urgekehrt bein Mangel des böſen Vorſatzes ges 
wiſſe Folgen z. B. infamirende Strafen nicht Statt finden 
ſollen, .follte e8 da fo.ganz .unnöthig feyn, im Ges 
ſetzbuche ſelbſt näher zu beftimmen, mwelde 
Art böfen Borfages, Höfer Abficht, oder bös 
fen Willens erfordert werde, um das Eintreten jenet 
Folgen zu bedingen? Und ift diefe nähere Beſtim— 
mung nicht etwa auch eine Art Definition Des bös 
fen Borfages? Oder foll auch dieſe nähere 
Beftimmung Ang ud allkın Vem Niäiter überp | 
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fen bleiben? - Soll e8 3. B. wenn: dee Geſetzgeber einen Uns 
terfchied macht zwifchen Tödtung, Körperverlegung u. dgl. 
Duch böfen Willen und dergleichen Befchädigungen 
oder Verlegungen aus bloßer Kahrläffigfeit bewirkt, 
ganz allein von der Beftimmung des Richterd abhängen, 
ob 3. B. eine durch abfihtlihe Hebertretung von 
Dolizeiverordnungen verurfachte Tödtung als eine 
aus böfer Abſicht begangene zu befttafen fey? Soll, 
wenn der Geſetzgeber z. B. MRachmachen von Schlüfr 
ſeln als Verbrechen im engern Sinn verbietet, 
und etwa auch allgemein beſtimmt hat, daß kein Ver⸗ 
brechen der Art ohne böſe Abſicht begangen wer⸗ 
den könne, es vom Richter abhängen, ob böſe Abſicht. 
demjenigen zuzuſchreiben, folglich als Verbrecher der⸗ 
jenige zu beſtrafen ſey, der jene Handlung zwar mit.der 
Abſicht gegen das Strafverbot zu handeln, aber 
font ohne andre böfe Abficht beging, oder. nur 
derjenige, dem die eine und die andre Art, oder 
auch derjenige, dem nur die legte Art der. böfen 
Abſicht zur Lak fällt? Man wird vielleicht hierauf ant⸗ 
mworten, der Geſetzgeber könne bier durch befondere 
Beftimmungen bei einzelnen Verbrechen nahhelfen.”), 
Allein wir fehen, nicht ein, warum dee Öefeggeber „wenn 
er z. B. für gut findet, als Verbrechen im. engern Sinn 
mehrere Handlungen der fegtgenannten Art zu verbieten, 
nicht auch daſſelbe dDucch eine für alle gemeinfame 
Verfügung follte bewirken fönnen und dürfen? Wie glau⸗ 
ben daher, es dürfte in einem Gefegbuche nicht eben ſehr 





61) Dies thun denn auch zumellen Befengeber, wie 3.3. dad fran⸗ 
zölifche Geferbnch auch eine par inobservation des reglemens 
gefchehene Tödtung im art. 319. nurals nrmicide involontnire 
betrachtet wiſſen will. Welcher animus aber zur Strafantven- 
dung in art. 814 und 399. gefordert‘ werde, ift nirgends be- 
ftimmt, und wohl auch nicht in Heiden Artikeln nach dem⸗ 
felden Grundſatz zu beflimmen..t. +" " 


512 Ueber allgemeine Strafbeſtimmungen 


tadelnswerth gefunden werden, wenn der Seſetzgeber etwa 
Solgendes verfügt: „Als Verbrechen jober mir Eris 
minalftrafen oder mit infamirenden Strafen 
foll Niemand befiraft werden, dem nicht böfer Borfag 
zur Loft fälle). Bei denjenigen Strafverboten aber, die 
ihren Grund in der Rückſicht des Geſetzgebers auf irgend 
einen von $ndividuen, Corporationen oder der Gefammts 
beit der Staatsbürger abzumendenden Schaden oder 
Nachtheil Haben, foll die im Strafverbot enthalten 
Handlung oder Unterlaflung zum böfen Vorfag nidt 
jugerechnet werden, wenn nicht dabei die Bewirkung 
jenes Schadens oder Nachtheils gewollt wor: 
den if.” 


In wiefern außerdem noch über den böfen Vorſat 
Befimmungen in einem Geſetzbuche ihre Stelle finden fon 
nen, läßt fih im Allgemeinen faum beantworten , fondern 
hängt im Grunde von dem Straffufteme überhaupt ab, 
das ein Gefetzgeber befolgen zu müflen glaubt °°). Mit 
haben hierüber @iniges ſchon oben bemerkt bei ber @rörte 
zung der Frage, in wiefeen das Bewußtſeyn der 
Rechtswidrigkeit zum Begriff des böfen WBorfated 
gehöre. Einiges wollen wie hierbei noch bemerfen über 
das Merkmal des Bewußtſeyns der Gtrafbars 
Feit, das mit jenem nicht zu perwwechfeln it, wie Die ganze 





GE), And) das nieerländifche Rdglemene von 1787 verfüge: 

our donner lieu à un delit criminel il faut que l’action 
soit l’efföt d’une volont& libre et d’une mauuaise intew 
tion. 


68) Wenn wir Beſtimmungen über den böfen Willen im Gefek 
buche zu deffen näherer Bezeichnung nicht ganz für verwerflich 
halten, fo thun wir dies nicht in der Art und aus den Grüx 
ben, wie Abegg in feiner Beurtheilung des Entwurfs eines 

Strafgeſetzbuchs für das Königreich Norwegen , Neuſtadt 183. 
&, 83, ohne daram gan, Mittermaicr beizuftimmen, de 
fich in den Berliner Sahcbüern Ladiher atläxt Kat. 
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feitherige Srörterung zeigt. Wenn Kitka“) die Auf⸗ 
nahme diefes Merfmals in den Begriff darum tadelt, weil 
es den Begriff zu eng machen würde, und demnach derjes 
nige, der mit Willen und Willen, überzeugt von der mo⸗ 
raliſchen Schändlichkeit feinee Handlung einen Inceſt bes 
ginge, wegen fehlenden böfen Worfages vom Vorwurf 
eines Verbrechens frei bleiben müßte, wenn er nicht 
gewußt hätte, daß feine Handlung durd ein 
pofitives Geſetz verboten fey; fo liegt der Grund 
des Tadels eigentlich in Etwas, mas von der Krage nach 
der Zwechmäßigfeit einer Definition des böfen Vorſatzes 
ganz verfchieden ift, und das unferm Verfafler fo tadelns; 
werth erfcheinende Refultat, zu dem eine folbe Definition 
führen würde, if auch hierüber nicht dee Sucht des 
Definicens an fich zuzufchreiben, fondern der Eons 
fequenz derjenigen Theorie des Strafrechts, 
nach der es fein natürlihes Verbrechen in dem 
Heutzutage oft angenommenen Sinne, oder feine bürs 
gerlih Krafbare Handlung ohne ein derfels 

ben vorhergegangenes Strafgefeg des Staa 
tes giebt. Wer es für ungerecht hält, irgend eine Hands 
lung zu beftrafen ohne ein fie verpönendes und ihre vors 
hergehendes Geſetz, wenn fie auch mit vollem Bewußtſeyn 
begangen ift, def fie an fich unfittlih oder irreligiös, ja 
sechtswidrig und ſchädlich für Andre fey, der muß es auch 
confequenter Weiſe für ungerecht halten, eine ſolche Hands 
lung zu befirafen , wenn fie auch nach dem fie verpönenden 
Geſetz doch ohne deflen Kenntniß begangen wurde. Es iſt 
daher auch nach dem Syſtem, auf welchem die franzöſi⸗ 
ſche Geſetzgebung beruht, ganz conſequent, wenn Gerichts⸗ 
höfe den Sklavenhandel, der wohl nicht minder als 





64) a. a. O. S. 31. Man vgl. hiermit die oben angeführte 
Beheif 3% hariä’s über die rüdwirkende Kraft dee Gteafa 
geiede 
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dee Inceſt an ſich mit dem Bewußtſeyn dee Unſittlichkeit, 
und überdies mit dem Bewußtſeyn natürlicher Rechtewi⸗ 
Deigfeit getrieben werden kann, nach dem neuen denfelben 
verpönenden Geſetz nicht für ſtrafbar erflären zu können 
meinten, wenn nicht der Beweis der gehabten Kenntnif 
des Strafgeſetzes geliefert fey In ſolchen Fällen , für welche 
die gefegliche Bermuthung der gehabten Kenntniß nicht als 
beftehend angenommen werden könne, und wenn in Lin 
dern, wo 5. B. Inceſt oder Sodomie als Verbrechen 
nicht betrachtet werden, ein neues Geſetz fie zu Verbrechen 
machte ‚ würden zufolge des obengenannten Syſtems unte 
obengenannten Umftänden feldft nach dem Gefeg begangn 
auch diefe Verbrechen für ſtraflos erklärt werden müßer | 
In feinem Falle aber ift es einem folchen Syftem angemep 
fen, den Srundfag aufjuftellen, dag Nichtwiſſen dei 
Strafgeſetzes die gefegliche -Steafe nicht aus—⸗ 
fliege. Ein Geſetzgeber, dee von jenem Syſteme auß 
geht, kann jedoch ohne Fnconfequenz feftfegen: Nies 
mand folle mit der Entfhuldigung der Uns 
wiffenheit des Strafgefeges gehört werden; 
. denn ein folder Srundfag. fann mit dem wohl -beftehen, 
daß ohne Kenntniß des Strafgefeges Ric 
mand als deffen Hebertreter und folglich 
nicht als Verbreder könne angeſehen wers 
Den. Er fpricht eigentlich nur ‚die gefeglihe Wermus 
thung der Wiffenfchaft-des Geſetzes nach ge 
hörig gefchehener Promulgation aus, die in dem meiften 
Gefeßgebungen gewöhnlich , und auch nad) der Natur der 
Sache zu rechtfertigen ift, wenn gleich diefelbe norhwens 
dig auch eine Bermuthung des böfen Vorſatzes 
in fih enthält. Wenn nämlih Jemand abſichtlich dass 
jenige thut, mas durch ein Strafgeſetz verboten ift, und 
Daß Geſetz wermuthet, daß er gewußt habe, es ſey dur 
das Strafgeſet verboten, Hd Keruit an, aeemuthel, 
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daß er das Strafgefeg verlegen gewollt Habe, 
es wird mit andern Worten derjenige böfe Borfas 
vermuthet, von dem wir ‚gefagt haben, daß einige 
Suriften ihn dolus juris genannt hätten. Diefe Vermu⸗ 
thung ift demnach eben fo natürlich und gerecht, als eine 
Vermuthung desjenfgen, was oben .ald dolus furtĩ be⸗ 
zeichnet wurde, "ungerecht und unnatürlih iſt. — Daͤß 
fibrigeng -die :pofitive Erflärung des Geſetzgebers, Nicht⸗ 
wiffen des Strafgefeges ſchließe diesStrafe nit 
aus, mit dem Sage ſich nicht wohl vereinigeflaffe ,. durch 
den Bewußtfeyn der Strafbarfeit der Uever—⸗ 
tretung zu ihrer Zurechnung gefordert wird, ift ſchon 
oben gefagt worden. Ja follte Feine Uebertrefung, 
ohne Bewußtfeyn ihrer Strafbarfelt began— 
gen, zugerechnet werden können, fo würde ds 
gentiih Peine Ufbertretung denkbar ſeyn 
ohne jene Urt des böſen Vorſatzes, die oben 
als dolus juris bezeichnet wurde. Died würde danit 
auch zwar nieht jeden Begriff: einer: firafbaren Handlung 
auf das Begehen derfelden mit dolus facts reduciren, 
aber doch -die Beftrafung einer: aus Sahrläffigfeit 
Anderer :einen Schaden zufügenden -Bahds 
lung nicht leicht anders zulaſſen, als wenn es jene Yet 
von Fahrläſſigkeit wäre, welche z. B. bei der fahrläffigen 
Todtung ducch die Worte par inobservation des'regle= 
mens im franzöfifchen Strafgefegbuche bezeichnet wird: "- 
Mach dieſen Betrachtungen wird man es auch natür⸗ 
lich finden ;; wenn wie in einem Geſetzbuche, das Auf⸗ 
hbebung des Bewußtſeyns der Strafbarkfeit 
der Uebertretung als Aufhebungegrund der Zurech⸗ 
nung iiberhaupt und daneden: das Nichtausſchließen 
der gefeglihen Strafe dureh Nichtwiſſen des 
Strafgefeges ald Grundſatz ausfpricht, diejenigen Ber - 
Nimmungen nicht billigen können, in welhen von wu 
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mung der Hebertretung des Strafgeſetzes jum 
eehtswidrigen Borfag oder zur Fahrläſſiz— 
keit und in jener Hinſicht auch von Zurechnung eintt 
den Strafgefeten zumwiderlaufenden Han): 
lung die Rede iſt *). Man Fann eigentlich eine da 
Strafgeſetzer zumiderlaufende Handlung ge 
Borfan Jemanden nicht zurechnen, wenn man nicht v 
nimmt, er habe die Den Strafgefegen zumwide 
laufende ‚Handlung als folche begehen wollen 
und Died kann man nicht annehmen, ohne voraussufehen 
ee habe gewußt, daß fie dem Strafgefege zuwider fa. 
Wenn alfo Jemand fie nicht gewußt bat, fo folk 
man denfen , diefem Fönne die Handlung anders nicht 
sur Sahriäffigkeit zugerechnet werden. Da oh 
eine Zurechnung zur Kahrläffigfeit in Diefem Sin 
ausgefchloffen wird durch das Aufffiben jeder Zurechnug 
wegen fehlenden Bewußtfeyns der Strafbarkeit 
der Uebertretung, fo fann man ſich, wie ſchon oben 
bemerft,, nicht denken, mie mit dem Allen die Verfügung 
ſoll vereinigt werden können, daß das Nichtwiſſen 
Des Strafgefeges die gefeglihe Strafe nidt 
ausſchließe. Soll aber die Befimmung : Jede da 
Steafgefeßen zumiderlaufende Handlung, zu welcher Rd 
der Handeinde abſichtlich beflimmt hat, wird ihm zun 
Vorſatz zugerechner, erwa foviel heißen , die Hand 
lung werde ihm zum Vorſatz zugerechnet, auch wenn & 
nibt gewußt habe, daß fie den Strafgefegen 
jumwiderläuft, und follen die Worte: wird ihn 
sum VBorfag zugerechnet, weiter nicht® fagen, i 
eine folche Handlung foll als eine abfichtliche oder 
Borfägliche betrachtet werden, fo wird dadurd 
weiter nichts geſagt, ald mas Jeder fhon weiß, und mai 





.. 65) Badtiter Saturn. KU U Cu 84. 
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kann gar nicht abſehen, was dieſe Beſtimmung im Geſetz⸗ 
buche thun ſoll? Sollen aber die Worte: wird ihm 
zum Vorſatz zugerechnet, ſoviel heißen, als die 
Handlung werde ihm als eine vorſätzliche Geſetz⸗ 
übertretung zur Strafe zugerechnet, fo kann 
fie nach Umftänden höchſt ungerecht werden. Wenn z. B. 
der badifche Entwurf fo wie das franzöfifche Geſetzbuch in 
feinem noch zu erwartenden folgenden Theile das Nach⸗ 
machen von Schlüffeln unter gewiſſen Umftänden 
mit einee peinliden Strafe bedrohte, fo erliegt «6 
feinem Zweifel, daß man von demjenigen, der fich ade 
fihtlib zum Nachmachen von Schlüffeln bes 
fimmte, in gewiſſem Sinne fagen könnte, er habe die 
Dem Strafgefeg zumwiderlaufende Handlung 
oorfäßlich begangen, auch wenn er nicht wußte, 
Daß fie verboten war. Aber foll fie ihm ohne dies. 
fe8 Wiffen ald dem Strafgefeg zuwiderlau— 
fend zum Vorfag, oder als vorfäßliche Ueber⸗ 
tretung des Strafgefeges oder zum böfen Vor⸗ 
fag, daher zum Verbrechen und zur Strafe zus 
gerechnet werben, fo ift dies eine‘ höchſt ungerechte 
Beftimmung. Es handelt fich Hier um eine jener in Strafs 
gefegbüichern nicht felten verbotenen Handlungen, die an 
fih betrachtet weder unfittlich noch irreligiös 
noch rechtswidrig oder Andern ſchädlich find, die 
aber der Geſetzgeber als gefährlihe an fih bes 
kraft. Bei derfelben vorfägliben Begehung 
laßt fih alfo ohne Wiſſen des damider erlaffes 
nen Strafperbots durchaus gar fein Grund denken, 
weßhalb man den Vorſatz der Begehung derfels 
ben einen böfen nennen folte, wenn nicht etwa mit 
dem Borfage der Begehung der Handlung 
felbft ein weiterer Vorfag der Dadurch zu bes 
wirdendenBefhädigung Andrer verkunden Bar, 
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XIX. 


Bemerfungen 


über das Verbrechen des Betrug 
in Bertragsperhaltniffen. 


Beitrag 


zur Beurtheilung des Entwurfs bes Strafgefeßbudk, 
München 1831. 


Bon 
Seren Dr. C. Cuceumus, 
k. Appel. Ger, Rathe zu Reuburg in Batern. 


(Befchluß der im Sten Hefte &. 448. abgebrochenen Abhandlung.) 
6. 8. 


Aus den in $. 7. aufgeftellten Unterfcheidungen geht her⸗ 
vor, daß die beftehende Gefeggebung 
a) zwar den, nicht unwichtigen Unterſchied der Källe des 
Entftehens des eins oder zweifeitigen Vertrags durch 
Zaufbung,, und der Berrügereien,, welche fich auf den 
Anhalt des Vertrags feiner Eingehung nad, oder auf 
deſſen Erfüllung beziehen, gemacht, defien ungeachtet 
aber die daraus zu ziehenden Folgerungen *) vernach⸗ 
laſſiget hat. 
Denn 
b) unter dem Ausdrucke: Entftehung des nachtheiligen 
Vertrags, begreift diefe Befeggebung ſowohl den Kal, 


| da der Täufchende gar nicht die Abſicht bat, in ein. 


- . Ben 
16) ©, oben 5.2. 4. 
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Verteagsverhäftnig zu treten, als auch jenen, da ein 
Vertrag wirklich eingegangen wird, aber durch Täu⸗ 
fhung zum Nachtheile des ‚einen Contrahenten. Auf 
diefe Art blieben Die Kolgerungen außer Acht, welche 
- die zum Grunde gefegte Unterfheidung (unter a.) fie 
. die Stwafbarfeit des bloßen Verſchweigens der Wahrs 
heit hat. In diefem Punfte möchte daher eine ergäns 
zende Redaction des beftehenden Strafgefeges erforders 
- lich feyn. Allein der Entwurf, indem er bei den zwei⸗ 
feitigen Verträgen nur auf das Civilrecht vermweifet, und 
* jede anderweitige Unterfcheidung bei Seite ſetzt, ents 
fernt fi dadurch ganz von dem Beftehenden, und führt, 
‚ ftatt der nothidendigen "Ergänzung , wieder Nachtheile 
‚: anderer Art herbei”). Zwar wird in den Motiven 
- zum revidirten Entwurfe von 1827. Seite 820. ges 
fagt, daß durch diefe Hinweifung auf das Civilrecht ein 
allgemeinee Geundfag an die Stelle bloßer Exemplifi⸗ 
cationen im Art. 259. Abſ. 2.) des Strafgeſetzbuch 
von 1813 gefegt werden ſollte. Allein | 


c) der rt, 259. Abfag 2. des Str. G. 3. von 1818 
enthält Feine wefentlihe Beflimmung , und diefe Exem⸗ 
plification hätte hinwegbleiben Fönnen, ohne daß das 
durch in der Verpönung des Betrugs eine Lücke ents 
ftanden wäre. Denn der Verfauf einer nicht egiftirens 

den, oder gültig ſchon veräußerten Sache, das Vers 

ſprechen von Leiftungen und Dienften, welche der Bros 





17) ©. oben $. 6. Nr. 8. 


18) „Der Art.258. (gemeiner Betrug) bleibt In volftändiger Aus 
wendung bei betrüglichem Verkaufe einer nicht mehr vorhandes 
denen, oder auf gültige Art ſchon veräußerten Sache, eines 
Waare von ganz anderer Gattung und Materie, ald wofür fie 
audgegeben worden , eines Gegenſtandes, woran der Käufer, 
wegen verheimlichtee Rechte eines Dritten oder aus andern 
Mechtögründen, kein fiheres Eigenthumsrtenyt erlangen Tante? 

M 


Arch d. CA. 1837, IV. Gt. m 
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mittent gar nicht leiſten kann ), die Vermiethung oder 
Verpachtung nicht eriftirender Sachen, und überhaupt | 
jedes Verſprechen, welches der Promittent gab, ob 
glei er wußte, daß er es nicht erfüllen könne, nur zu 
dem Zwede, um den Andern in einen Vermögensnach⸗ 
theil 3. B. durch Bezahlung eines vermeintlichen Kaufı 
preifes, Pränumeration eine® Honorars oder Lohns, 
Herausgabe einer Sache ıc. zu verleiten — alle die 
Fälle enthalten eben fo, wie die fälfchliche WBeilegum 
einer perfönlichen @igenfchaft oder Verhältniffes z. ©. 
eines Bevollmächtigten u. dgl. eine Verleitung zu eine 
nur vermeintlichen Vertragshandlung. Wille Dergleichen 
Täufchungen find. aber ſchon unter dem Artikel 266. 
des Str. G. B. ald gemeiner Betrug enthalten. . Dee 
Art. 259. Abf. 2. enthält daher Feine wefentliche gefehs 
fihe Beftimmung, fundern nur eine erfäuternde Anmer⸗ 
fung, welche'ohne Nachtheil auch hätte unterlaffen wen 
. den fönnen. Aus diefem Grunde teifft hier das Gefep 
buch der Vorwurf einer mangelhaften Caſuiſtik nice 
Würde jedoch eine neue Gefeggebung den Brundfag ar 
erkennen wollen: daß folhe Verleitung zu einer ver 
meintliben Bertragshandlung au durch bloße 
Berfhmweigen der Wahrheit ein firafbarer Be 
trug fen; fo müßten allerdings diefe Fälle beſonder 
hervorgehoben werden, aber lediglich nur die ſes Ber: 
“ Seiten "°) könnte der Gegenftand der Strafdrohung 
ſeyn, und die ganze Reihe der mannichfaltigen Täw 
ſchungen diefer Art wäre dadurch fchon dem Gtrafge 
gefege unterworfen, mit welcher fülfchlich vorgefpiegek 
ten Vertragsform fie auch immer hervortreten möchte, 





19) Anmerk. zu Urt: zu Art. 259, ©. 245. Nr. 2. 3. 
20) 8 voten S.W. Vxt. 1, Lite. d. vergl, mit dem obigen f. & 
a. E. . 
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ohne daß es einer Hinweiſung auf die civilrechtlich we⸗ 
ſentlichen Stücke der Vertrags arten bedürfte, wos 
durch, wie oben gezeigt wurde, immer zu Streitfragen 
Veranlaſſung gegeben würde. Aber 
d) zwei Fälle kommen im Artikel 259. Abſ. 2. des 
baier. Str. G. B. vor, welche von jenem Princip nicht 
ſchon umfaßt werden, nämlich: Verkauf einer Waare 
don ganz anderer Gattung und Materie, als wofür 
ſie ausgegeben wurde, oder eines Gegenſtandes, woran 
der Käufer wegen verheimlichter Rechte eines Dritten, 
oder aus andern Rechtsgründen kein ſicheres Eigen⸗ 
thumsrecht erlangen konnte. Es wird nämlich bei die⸗ 
ſen Fällen vorausgeſetzt, daß ein Vertrag nicht blos 
vocrgeſpiegelt, ſondern wirklich abgeſchloſſen, aber dabet- 
beſchädiget wurde. Nothwendig war das beſondere 
Hervorheben auch dieſer Klaſſe von Fällen in dem baier. 
Str. G. B. nicht, weil es in Bezug auf das bloße Ver⸗ 
ſchweigen der Wahrheit dieſe eben ſo behandelt, wie die 
vorigen ”). An und für ſich nämlich find auch dieſe 
Falle ſchon ald gemeiner Betrug unter den Art. 256. 
des Str. G. B. fubfumirdbar. Die Verbefferung des 
Geſetzbuchs wiirde fohin auch hier nicht in der Befeitis 
gung einer vermeintlichen Eremplification durch Hinweis 
fung auf die wefentlichen Stücke der Vertragsarten zu 
bemwirfen feyn, fondern durch Geltendmachung der mit 
jener Unterfcheidung zu verbindenden Zolgen fiir die 
Strafbarfeit der bloßen Benugung des Irrthums. In 
diefem Kalle aber dürften die Fälle diefer letzteren Klaſſe 
überhaupt nur zu bezeichnen feyn als: moiflentliche 
Veräußerung unter läftigem Titel einee Sache von 
anderer Materie, als wofür fie gehalten wurde, oder 
eines Gegenftandes, wovon deu Erwerber wegen vers 


21) S. oben litt. b. diefes 9. WB— | 
| Mm 2 
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heimlichter Rechte eines Dritten, oder aus andern dem 
Beräußerer befannten Rechtsgründen Fein fichere® Eigen: 
thumscecht erlangen konnte ’’). — In diefer Faffung 
wiirde dann nicht bloß Werfauf, fondern auch Tauſch, 
Hingabe zum Vergleiche 2c. begriffen feyn. 

e) Vorzüglich möchte aber die beftehende Gefegebung ia 

den Beftimmungen über die Etrafbarkeit Des Verſchoch 
gend der Wahrheit im Vertragsverhäftniffe einer * 
fung zu unterwerfen geweſen ſeyn. 


Bekanntlich ſtimmt in dieſer Beziehung der Text des * 
ſetzes mit den Anmerkungen nicht überein ”). Jener vers 
langt einen Mißbrauch des Irrthums, ein Werlei: , 
ten zu dee nachtheiligen Handlung. Die Anmerkungen 
aber ftellen den Sat auf: das Verſchweigen der Wahr⸗ 
heit felbft if die Verleitung. Da nun weder das Belek 
buch, noch die Anmerkungen hier andere Grundſätze für 
die Benugung des Irrthums bei Verträgen adoptiert haben, 
als außer diefen; fo ergiebt fich in Vergleichung mit den oben 
entwicfelten Srundfägen, daß die beſtehende Seſetzgebunz 
in diefem Punkte nicht fachgemäß fey, es mag num der bes 
ſchränkende Grundfag des Tertes, oder der Gcundfag ber - 
Anmerkungen angewendet werden. Im erften Kalle näms 
lid würde das Verleiten zu einer bloß vermeintlichen Vers 
tragshandlung durch Verſchweigen der Wahrheit nicht un 
bedingt und immer "*) zur Strafe gezogen werden Pönnen, 
obgleich hier jede Beichränfung hinwegfallen muß. Im 
andern Kalle aber, nämlich nach dem Grumdfage der Ans 
merfungen, müßte im Kalle des Abſchluſſes eines wirkli⸗ 
hen Vertrags bei Verſchweigung der Wahrheit van Seite 

22) ©. unten 8. 19. Art 2. a. vergl, mit $. B. oben. 

85) ©. Archiv 1838, IV. ©, 575 u. f. 

20) ©. oben 8. 8. 
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des getvinnenden Pacifcenten immer und. unbedingt ein 





* 
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firafbarer Betrug angenommen werden, mag, toieder die 
ratur der Sache berückfichtiget,, Feinen Beifall verdienen 
dürfte ). 

Det Entwurf hat aber auch Diefen Punkt nicht Bes 
richtiget, fondern das zufolge dee Anmerfungen beftehende 
echt auch noch dadurch verfchlimmert, daß er bezüglich 
8 fälſchlichen Verleitens zu einee Handlung eines einfeitis 
gen Vertrags die Benugung des Irrthums ſtraffrei ges 
laſſen hat. 

FH Nach den Anmerkungen zum bater. Str. G. B. müßte 
fohin das Verſchweigen der Wahrheit, wenn es daß 
Object des Vertrags betrifft, immer als ftrafbarer Bes 
trug genommen werden ”). Ber die blos übergoldete 
Uhr um den hohen Preis losſchlägt, welchen der Andere 
im Jerthume, die Uhr fey von Gold, ohne weiteres an: 
bor, müßte eben fo als ſtrafbarer Betrüger betrachtet 
werden, wie 3. B. derjenige, welcher ſich das Anfehen 
eines Goldiwaarenhändfer® giebt, und einen Kaufpreis 
verlangt von der Größe, daß die @igenfchaft der Uhr 
als einer goldenen von felbft fich verfteht. — Es käme 
in fotchen Fällen nicht auf die Veranlaſſungen des Ges 
ſchäfts, die Act und Weife der Befhädigung, fondern. 
nue darauf an, daß nach dem Wiſſen des einen Eontra> 
benten etwas nicht ift, was der Andere zu feinem Scha⸗ 
den als feyend — allen Umftänden zufolge — 9 

nimmt, 


Unverkennbar Hatte man bei dee Kedaction der Anmerfuns 
gen zum Art. 259 u. f. ſich auch nicht ganz verbergen kön⸗ 
nen, daf in diefem Punkte die Sache nicht auf's Reine 


25) ©. oben $. 3. 
26) Anmerk. 1. ©, 242, 1.1.2, 
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gebracht ſey. Denn es wird bafelbft gefagt: Weteng, 
welcher die Sntfiehung eines nachtheiligen Vertrags 
hervorbringt, fen immer als ftrafbarer Betrug zu beurtbeb 
len, befonders wenn dabei pofitive täufchende Hands 
lungen vorgingen. — Gewiß fühlte.man, daß es Fälle 
gebe, auf welche fich der Grundfag: das Verſchweigen 
der Wahrheit ift die Verleitung feldft ") — nur mit Wh 
derftreben anwenden laſſe. So ſchlich fih das Wo 
„befonders” ein, durch welches jedoch dem Bedenken 
nicht adgeholfen wird, fondern die Schtoierigfeit der Am 
wendung des Geſetzes um fo mehr vergrößert werden map 
te, weil das Hervorheben des pofitiven Gebrauch® der Un 
wahrheit und pofitiv täufchender Handlungen nicht nöthlg 
gemwefen wäre. 

g) Endlih hat das baier. Str. G. B.“*) den Srundſat 
adoptirt, daß ein Betrug, welcher fi auf den Zw 
halt des Vertrags feiner Singehung nach, oder auf deß 
fen Erfüllung ſich bezieht, nicht ftrafrechtlich fen. 

Allein e8 möchte hier zu unterfcheiden ſeyn: 
a) die dolofe Nichterfüllung übernommener Bertragi⸗ 
verbindlichkeiten, und 
P) die Beſchädigung mittelſt falſcher Vorſpiegelungen, 
oder täuſchender Handlungen in der Erfüllung des 
Vertrags, 


$. 9. 

Betrug beider Erfüllung eines Berteags, weis 
her ohne falfhe VBorfpiegelungen, oder Be 
nugung eines Irrthums eingegangen wurbe. 

Geht man davon aus, daß der Betrug im ftrafrecht: 
lichen Sinne beruht auf einer an dem Willen der Perfon 


27) Anmerk. a. a. O. ©. 234. 
35) Art. 259. Wo. 1. Bam, SA, MIC 
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sum Schaden an ihrem Vermögen veriibten Eigenmacht 
mittelſt rechtswidriger Einwirkung auf ihr Erkenntnißver⸗ 
mögen““); fo ergiebt ſich, daß die doloſe Nichterfüllung 
einer Vertragsverbindlichkeit an und für ſich als Betrug 
nicht genommen werden kann. Sie kann mitunter aus 
andern legislativen Rückſichten mit Strafen bedroht wer⸗ 
den, jedoch nicht aus dem Geſichtspunkte des Betrugs, 
wenn damit nicht jene rechtswidrige Einwirkung auf das 
Erkenntnißvermögen des Beſchädigten zuſammentrifft. 
Dieſe Anſicht liegt auch dem römiſchen Rechte zum Grun⸗ 
de, und nach derſelben machte ſich der Depoſitar eines 
Falſums ſchuldig '°), wenn er die bei ihm deponirten Ur⸗ 
Funden dem Gegner des Deponenten überlieferte. — 
Diefe Ueberlieferung nämli an den Gegner ift gleich der 
Vernichtung des vorhandenen Bewrismittels, des Erkennt⸗ 
nißgrundes beftehender Rechte und Verbindlichkeit. 
Zwar fönnte man fagen, nad fr. 3. $ 1. stellion. 

(47. 20.) fey überhaupt jeder dolus als Stellionat ſtraf⸗ 
bar, daher au$ den römifchen Rechte zufolge dieſe dolofe 
Nichterfüllung in die Grenze des firafbaren Betrugs falle. 
Allein unter Stellionat kann nicht der ftrafrechtlihe 
Betrug im Sınne des heutigen Eriminalvechts verſtanden 
werden. Derſelbe begreift vielmehr jede dolo bewirkte 
Beſchädigung, welche nicht ſchon ein eigens befanntes Vers 
brechen it"). — Grade die- oben erwähnte Ausfcheis 
dung des dolus des Depofitard und die Gubjumtion 
diejes Falles unter die lex Cornelia de falsis beweifet, 
Daß das römische Recht den Vertrogsbruh an ſich — nicht 
zu dem Falſum — Betrug — zählte. \ 


29) ©. des Verfaſſers Abhandlung. Archiv 1828. Bd. X. G. 638. 


30) Des Verfaſſers zohenblung über das Verbr. des Betrugs. 
Würzburg 1820. ©. 1 


31) Die Abhandl. im * X. S. 828. 
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Gewiß würde auch das Gebiet des Strafrechts übers 


ſchritten, wenn das Gefeg annehmen wollte, der Schuld⸗ 


ner, welcher weder die verfprochenen Zinfen, noch dis 
Rückzahlung det Eapitals in der beſtimmten Zeit leiftet; 
der locator operarum, welcher den Dienft gar nicht, 
oder fehr ungenügend feiftet; der Verfäufer , welcher die 
Mängel dee Sache verfehweigt, oder nicht tradirt x, 
mache fi eines ſtrafdaren Betrugs fhuldig. In der Re—⸗ 
gel Hat man nur civilrechtlich zu beurtheilende Anſprüche; 


denn die Intereſſen, welche durch ſolche Unredlichkeiten 


berührt werden , find zu relativ, als dag derfelben Vers 
legung die Strafgewalt zur Einfchreitung beftiimmen dürfte, 
wodurh in die Willfühe der Verfehrtreibenden oft auf 
fehr förende Weiſe eingegriffen werden müßte, befonders 
ta auch das Eivilrecht Mittel an die Hand giebt zur Sichere 
ftellung wegen Vertragserfüllung. 

Wenn dagegen vermöge ded Vertrags eine Sache in 
specie hätte zurücgegeben werden müſſen, kann die dor 
loſe Nichterfüllung ſtrafbar werden, aber nicht als Ber 
teug, fondern als Unterfchlagung ”). Voragausgeſetzt 
wird jedoch auch hiebei, daß die Entftehung des Vertrags 
nicht auf betrügerifher Abſicht beruhete, weil dann nicht 
die doloſe Nichterfüllung einer Bertragsverbindlichkeit, 
fondern das Verleiten zu einer vermeintlichen Vertrags⸗ 
Handlung gegeben, und damit die ftrafbare Handlung ſchon 
vollendet war. — Deswegen möchte auch in folchen Fäl⸗ 
fen Eoncucrenz °°) von Betrug und Unterfchlagung nicht 
anzunehmen feyn. | 

Berfcbieden von diefer Unvedlichfeit durch abfichtliche 
Nichterfüllung des Vertrags ift die Befhädigung eines Pas 
cifeenten duch Unmwahrheit bei Gelegenheit der Erfüllung 


— — 





32) Bater. StGB. Art. 268. Nr. III. 
59) Motiv: zum wald, boler, Son. &, 828, 
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ines, nicht in betrügeriſcher Mbficht eingegangenen Vers 
vage, Zwar macht die baierifche Geſetzgebung auch hier 
ie Befchränfung der Strafgewalt zur Regel’’), um nicht 
yie Freiheit des Verkehrs, und die Sicherheit der Perfos 
von durch Mißbrauch der zu fein gezogenen Srenzlinien in 
Strafiachen zu gefährden. 

Allein bei Gelegenheit einer Vertragserfüllung kön⸗ 
ven überhaupt frafbare Handlungen vorfommen, z. B. Kör⸗ 
yerverlegung durch abfichtliche® Leihen einer Sache, damit 
yer Commodatar dadurch Schaden an feiner Gefundheit 
nehme; Unterfchlagungen u. dgl. — Eben fo wenig 
möchte e8 einen gureichenden Grund geben, um die Straf⸗ 
barkeit eines in folhen Verhältniſſen gefpielten Betrugs 
uszufchließen. Der Werfäufer, welcher ftatt der vers 
Pauften Sache eine andere.von geringerem Werthe unters 
ſchiebt; der Eontrahent, welcher falfch vorfpiegelt, daß 
die Bedingung exiſtire, 3. B. daß bis zum feftgefegten 
Zeitpunfte die Waare den befürchteten Rückgang im Preiſe 
nicht erlitten Habe, um fo den hohen Preis zur Zeit des 
Abſchluſſes zu erhalten; der Schuldner, welcher falfch 
porgab, daß X Bürge feyn wolle. — Alle diefe bedienen 
fich wiſſentlich falſcher Thatſachen, um fi Gewinn zu vers 
ſchaffen, und den Andern zu benachtheiligen. Es ift nicht 
einzufehen, warum grade das Vertragsverhältniß fie gegen 
die Strafe des Betrugs fügen follte, | 

Im Februar 1829 kaufte A von der X ein Dferd 
für 162 Fl. Da nun die X daſſelbe nicht auf Borg geben 
wollte, fo verfprah A, feinen Vetter den Pofthalter A 
In Z als Bürgen zu ftellen. Der Käufer durfte nun das 
Pferd befteigen, und die X ſchickte ihren Schwager N 
mit, damit diefer in Z den Bürgicbaftsfchein in Empfang 
nehme. Allein der Poſthalter in Z hieß nicht A, fordern 





34) Anmerk. IL S. 248 f. 
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W, und war auch fein Vetter des Käufers A. Dieſer 
eröffnete auch in der Nähe von Z dem N, daß der Koks 
halter die Bürgſchaft nicht werde leiten wollen. Er dw 
wog den N jedoch, ihn noch eine Strede reiten zu laffen, 
und N fieß ſich ſogar bereden, vorauszugehen,, während 
A andem Pofthaufe zu Z ftille hielt. Der Pofthalter W, 
weichem A fchon am Morgen dieſes Tages gefagt hatte, x 
habe ein ſchönes Pferd zu verkaufen, fragte nun denfilben, 
woher er das Pferd Habe, aber A ertwiederte nur: bie 
&ıgenthiimerin habe ihm dieſes Pferd blos geliehen, um 
eine Strede zu reiten. Als nun A mit dem Pferde den 
N wieder erreicht hatte, bat er diefen, nur noch ein 
Heine Strecke reiten zu dürfen. N erlaubte aud diefet, 
und A ritt nun mit dem Pferde auf und davon. N Lehrte 
nah Haufe zurüd, A verfaufte dann das Pferd andes 
wärts, und verwendete das Geld in feinen Nutzen. 

Diefe Täufhung nun hatte nicht die Entſtehung des 
Kaufvertrags veranlaft, fie bezog fih auf die Erfüllung. 
Zufolge der Anmerkungen zum baier. Str. ©. B. murte 
Daher ein ftrafbarer Betrug nicht angenommen. Glückh— 
licherweife, kann man wohl fagen, bot jedoch die Hand : 
lung des A auch den Gefichtspunft einer Unterfchlagun; | 
dar, indem derfelbe das Pferd zulegt nur in Folge der En 
. Jaubniß des N zum Gebrauche inne hatte. Davon nun 
aber abgefehen, fo dürfte diefer Zall genugfam darthun, 
daß der Grundfag: ein in der Vollziehung eines Vertrags . 
verübter Betrug fey nicht als ftrafrechtlich zu betrachten, : 
feine Billigung verdiene. Alle Umftände bemweifen , dar 
A auf Betrug ausgegangen war, und daß fein Verhalten : 
gegen den N nur bezweckte, den Betrug ausführen J— 
fönnen, weil ſonſt N in Z wohl Hülfe gefunden hätte, ın ı 
den Beſitz des Pferdes zu Fommen. — Ueberdies Pam | 
dieſer Fall auch darthun, daß die Verbefferung des Stra 
gefegeugs durch Tr iin Camunie adotirte Verweiſus | 


N 


\ 


- 


— 


in Vertragsverhaͤltniſſen. 681 


auf die wefentlichen Stücke der Vertragsart nicht zu ers 
zielen fen. 

Allerdings beforgt auch Hier die Geſetzgebung “), 
auf ftörende Weife in den Verkehr einzugreifin.. Man 
fragt, ob z. B. der Verfäufer für ftrafbar erflärt werden 
foll, welcher feine Sade lobt und rühmt; melcher den 
Irrthum oder die Lichhaberei des Käufers zu feinem Vor⸗ 
theile benugt ; welcher Fehler der Sache verſchweigt, oder 
ftatt der verfauften eine andere von gleicher Gattung und 
Materie, aber nur geringerem Werthe übergiebt? — 
Es wird fi auch darauf berufen, daß in folchen Zällen 
felbft das Eivilvecht dem Benachtheiligten nicht unbedingt‘ 
zu Hülfe fomme, und daß es höchſt ſchwierig fey, eine . 
Grenze feftzuftellen zwiſchen Uebervortheilung bei Verträ⸗ 
gen und wirklichem Betruge. 

Allein vor Allem dürfen die Fälle der Benachtheilis 
gung durch bloßes Verſchweigen der Wahrheit (und dolofe 
Nichterfüllung) nicht vermifcht werden mit der Befchädis 
gung mittelft Vorgabe unwahrer Thatfachen. Auf Zälle 
der erftern Art bei Verträgen kann ſich das Strafgefeg 
nicht erftredfen, ohne ftörend in die Privatwillführ einzus 
greifen, und nach der bereits entwickelten Anficht fällt auch 
z. B. das, felbft mir Ueberredung verbundene Loben und 
Rühmen der fhlechten Waare noch unter den Begriff des 
Berrugs durh Verſchweigen der Wahrheit "), eben 
fo, wie dad Verfchtweigen der Mängel einee Sache, fos 
bald diefe nur derjenige Stoff ift, wofür fie ausgegeben 
wird. Sn diefen Fällen mag, wer fi für übervortheilt 
hält, auf dem Eivilmege feine Entfhädigung verlangen. 
Aber dafür befteht fein Grund, daß der Betrug durch 
Vorfpiegelung falfcher Thatfahen dem Strafgefrge blos 





385) a. a. O. ©. 245. 
36) S. Archiv 1835, a. a. O. S. 579. 5,5. 
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deswegen entrückt wiirde, teil er bei &elegenheit einer 
Vertragserfüllung begangen wurde. Sollte der Verkän⸗ 
fer, welcher der verfauften Sache bei der Uebergabe eine 
ſchlechtere unterfhicht, nicht als Betrüger ſtrafbar feyn, 
fo gut, als mer bei der Eingehung des Verfaufs fälſchlich 
vorgab, die Sache ſey von einem gewiſſen Gehalte z. ®. 
von Silber, während dies nicht der Kal it. — Im 
letzten Galle hat man eine wörtlihe Vorfpiegelung falſcher 
Thatſachen, im erften aber eine täufcyende Handlung, und 
beides fteht in dem Begriffe des Betrugs fich gleich ”) 
Eben fo wenig darf wohl der Kall, da der Berfäufer bezůg 
' ich des Preifed aus dem Irrthume oder der Liebhaberei des 
Käufers einigen Nugen zieht, mit jenem verwechfelt wer 
den, da der Verfäufer durch Vorgabe falfher Tharfachen, 
3. B. daß die Papiere auf der Börfe zu N geftiegen feyen, 
einen höheren Preis bewirkt ). 

Diefem zufolge möchte alfo die Strafgefeggehung, 
was den Betrug bei Bertragserfüllungen bettif, 
alle Bedenklichkeiten gegen desfallfige Strafdeohunges 
vermeiden 





— 


97) Qe. Q. D. ©. 581. Art. 1. & 


88) Quod vendilor, ut commendet, dicit: Sic habendum, 
uasi neque dictum, neque promissum est. Si vero 
desipiendi emtoris cansa dietum est: aeque sic haben- 
dum est, ut non nascatır adversns dietum promissum- 
ve actio, sed de dolo actio. fr, 87. de dolo malo. Xk 
nefehen hier von ter Streitfrage, vb auch wegen nichterfüllter 
Bufagen an Eigenfhaften (unterfchieden von Nebendingen) 
redhibitorifch geflagt werden könne; fo geht doch aus dem Frag⸗ 
mente viel hervor, daß nach Ulpians Anficht auch nicht jede 
Anrühmen der Waare die actio doli hegründe. Sie müft 
wegfallen, wenn der Käufer mit feinen Augen felbft ten Man— 
gel der Einenfchaft hätte wahrnehmen können, und es fahrlair 
fig unterlaffen hat. Er müßte durch täuſchende Aeußerungen is 
feinen Irethume beftärkt worden feyn, welchen zu verbeffen 
er nicht [lot Im Stante, der Verkäufer aber veraulaßt ge 
weſen wäre. 


öV— — nn — — — — — — — _ 
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1) durch die Befchränfung der Strafe auf den Betrug 
mittelft Borgeben falfcher Thatfachen, oder Vornahme 
täufchender Handlungen; 

2) follte es jedoch feinen, daß die Privatwillführ in 
den Vertrags: und Verfehrsverhältnifien noch größere 
Rückſichten anzufpreden babe; fo könnte die Geſetz⸗ 
gebung noch einige Beftimmungen in fi aufnehmen, 
nämlich daß 

a) bei Betrug in der @rfüllung von Vertragsverbinds 
fich£eiten Rein ftrafbarer Verfucd angenommen, 

b) das Einfchreiten der Strafgewalt von dem Antrage 
des Verlegten °°) abhängig gemacht, und 

c) ein ſolcher Betrug nur bei dem Dafeyn eines höhern 
Beichädigungsbetrags z. B. von 25 Al. ald Vergehen, 
und von 50 Fl. ald Verbrechen, unter jener Sums 
me aber etwa von dem Schadensbetrage von 8 ZI. 
an als Polizeiibertretung beftraft werde, ’ 


Der Rechtfertigungsgrund für folhe Beftimmungen Fönnte 
nur darin beftehen, daß der Leichtigfeit des Eingriff der 
Strafgewalt in den Privatverfehr begegnet würde, ohne daß 
tedoch offenbarer Betrug ftraflos bliebe. Insbeſondere würde 
durch die unter 2. c. gemachte Befchränfung den Bedenklich⸗ 
Peiten gegen die Beftrafung des Verfäufers "”) vorgebeugt, 
dee ftatt der verfauften Waare eine andere von gleis 
ber Gattung und Materie, aber nur von gerins 
zerem Werthe übergiebt — ein Fall, der in dem Vers 
Pehre fich nicht felten ereignen mag. Denn jedenfalls if 





89) Die Beftimmung ded württemb. Entwurfs Art. 338 a. E., 
daf wegen Betrugs in —— 6 überhaupt nur auf 
Klage des Beſchädigten einzuſchreiten ſey, möchte, wenn die 
Fälle des Betrugs bei Verträgen gehörig unterfchieden werten, 
zumal wenn jenes Derleiten zu einer vermeintlichen Vertrages 
handlung auch hierher gezählt wird, nicht zu billigen ſeyn. 


40) Anmexk. zum baier. Str. G. B. II, ©, 245. 
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das Unterfchieben eined andern f&hlechtern Objects eine täus | 
ſchende betriigerifhe Handlung, und mittelft der Bedins 
gung des Strafeintrittd durch einen höheren Schadentbes : 
trag würde hier die Korderung der Politif mit jener des 
Rechts auf geniigende Weife ausgeglichen, fo wie ferner 
duch die Ausſchließung des Kinfchreitens ex ofhcio der 

Privatwillfiihr, und der Erwägung, ob man fich duch 
den dolus des Mitcontrahenten für verlegt halte, binrei 
chender Spielraum gelaflen würde. 

Vielleicht könnte ſich aber der Zweifel erheben, ob 
es nicht zweckmäßiger fey, die Grenze zwiſchen Vergehen 
und Verbrechen in diefer Beziehung nach Quoten de 
Werths des Vertragsobjects zu befiimmen, 3. B. daß die 
Handlung Vergehen ſey, wenn Jemand auf betrüg 
Liche Weiſe beftimmt wurde, FZ oder I mehr zu geben, 
als er empfing. — Allein da der Werth der Vertrage⸗ 
gegenftände auch gering ſeyn Fann, fo wiirde die Strafge 
malt auch wegen unbedeutender Beſchädigungen einſchrei⸗ 
ten müflen, und ihre Ausübung würde manchen Schwie 
rigkeiten unterliegen. 

Es möchte fohin nur darauf anfommen, daß die 
Strafbarkeit de8 Betrugs bei Gelegenheit einer Vertrags: 
Erfiillung gemiffen Bedingungen unterworfen würde, 
um einen hinreihenden Beweggrund gegen deffen Verübung 
aufzuftellen,, anftatt denfelben für ſtraflos zu erklären, und 
fo den Beteiligten, der häufig die Klage des Prozekfüh 
rers ſcheut, der Hinterlift Preis zu geben. 


$. 10. 
Ergebniß für die Strafgefeggebung. 


Aufden Grund diefer Erörterungen “) dürfte nun beiläw 
fig folgende Faſſung vielleicht in Vorſchlag gebracht werden: 


Al) Kuh) Ych. A, IN. &, 568, 
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Yet 1. 


Wer, um einen Andern in Schaden an feinem Vers 
mögen zu bringen, oder fih, oder einem Dritten einen 
Bermögensportheil zu verfchaffen, | 

a) falfhe Thatfachen fir wahr ausgicht, oder täus 
fchende Handlungen vornimmt; 
.b) wiſſentlich den, von einem Dritten abfichtlich erzeug⸗ 
ten Irrthum benußt ; 
ec) mittelft Ueberredung , oder täufhenden Benehmens, 
oder falſcher Aeußerungen einen Irrenden zu einer Hands 
ung oder Unterlaflung, oder 
d) auch duch ftillfhmeigende Benugung des Irrthumẽ 
iiber feine Perſon, oder fiber die Eriftenz des Leiſtungs⸗ 
objects einen Andern zu einer vermeintlichen Vertrags: 
handfung verleitet, 
und dadurch den Andern an deffen Bermögen befchädiget, 
oder fih, oder einem Dritten einen Vermögensvortheil 
verſchafft, iſt des Betrugs ſchuldig. 


| Art 2. 
Unter den im Art. 1. litt. a. b. c. beftimmten Er: 
forderniffen wird als Betrug beftraft 
a) die Veräußerung unter läftigem Titel einer Sache von 
anderer Gattung und Materie, als wofür fie gehalten 
wird, oder einer fremden, oder verpfändeten Sache; 
b) die Täufchung oder Benutzung des Irrthums des 
Andern über die politifch s dienftliche Eigenſchaft“), im 
welcher man als Eontrahent handelt. 


Art. 8. 
Die wirflih eingetretene Benadtheiligung 
bei Singehung oder Erfüllung eines zweiſeitigen Ders 





42) ©, oben 8. 2. Nr. 2.09.40. E. 


536 Lieber das Verbrechen des Berrugs «c. 


trage ”) durch Vorgabe falfher Thatſachen 
oder Vornahme täufhender Handlungen, wir 
auf den Antrag des Verlegten als Betrug beftraft, und 
zwar 
a) als Verbrechen bei einem Schadensbetrage von 50. 
an; 
b) als Vergehen bei einem Schadendbetrage von 25 I. an, 





48) Der zweite Theil des baler. Entwurfes (don Polizelüberkretun⸗ 
gen) Art. 210 u. f. hat die Frevel mit Maaß und Gewicht, 
dis Unterſchiebungen unächter Stoffe, und die Frevel in Ans 
fehung der Gold-, Silber» und anderer Waaren zum Gegen 
ftande. — Allein mehrere diefer Fälle enthalten die Merkmale 
des Betrugs, und je nach der Größe der Befchädigung dürften 
diefelben auch ald Vergehen oder Verbrechen des Betrugs, und 
nicht mehr blos ald Frevel vom Gefege betrachtet werden müſ⸗ 
fen. — Ueberdies mag allerdings ein Grund höherer Straf⸗ 
androhung anzunehmen ſeyn gegen Perſonen, welche vermögt 
ihres Gewerbes Sold, Silber oder Epdelfteine 
verkaufen , und hier durch unedle oder neringhaltige ꝛc. Waaren 
täufchen (Baier. Entwurf Art. 328. Nr. 6.). Allein der Bes 
griff des ſtrafrechtlichen Betrugs dürfte nicht auf diefen einzebs 
nen Kall vom Gefeße nur bezogen werden. 
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neuefen Fortſchritte der Strafgefeggebung. 
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Kar geitradm war hoc ſo kei an Tegislativen m Eſtei— 
nungen als der gegenwartige ‚und es iſt Pflicht der Mi 
daction dieſer Zeitſchrift “imftripfend an die In unfereh! 
legten Heften gelieferten Darſtellungen die Aufmerkſamkeit 
der Leſer auf die mannigfaltigen Fortfchritte in der. Straf⸗ 
Jeſetzgebung zu richten, und Die Ausbeute su prüfen, welche 
durch die neueſten Deftrebungen für den Bieg der Gerech⸗ 
:igfeit gewonnen iſt. Wahrend in Nordamerika fm Staate 
Maſſachuſſets eben eine Commiſſion niedergeſetzt iſt, um 
in vollſtändiges Strafgeſetzbuch zu beatbeiten '), und m’ 
England die neuefte im Auguſt erfchienene Sammlung der 
Sriminalgefege ), mit' dem Zwecke, die alten Strafgefege' 
u mildern, fo wie die bei dieſer Gelegenheit von dem Mis 
niiſter Ruſſell geäußerten Pläne der Eodiflcation vorzgliche 
Beadtung verdienen ’), [reitet in Deutfchtand die Strafs 


— 
— — 


1) Der ſehr beachtungswürdige Report on Codification of the’ 

Common-law, January 1837, Boston, iſt von dem guöge« 
zeichneten Story bearbeitet. Das nächfte Heft der Zeitfchrift' 

fire ausländifche Sefehgebung mind einen Auszug davon ents 
halten. _ 

2) Auch darüber wird das nächite Heft -diefer Zeitfchrift einen auf 
fag enthalten. 

8) Das nächfte Heft diefes Archivs wird darüber einen Kofi des 

Dr. Freudentheil liefern. 


irch. d. C. M. 1837. IV. St. Rn 
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gefeßgebung In mannigfaltigen Nüancen raſtlos vorwärts, : 


In einigen Staaten iſt die legislative Thätigfeit bereits fos 
weit gefommen, daß ein neuer Entwurf Des Strafgeſetz⸗ 
buchs den Weg der Kammern durchmwandert hat. Im 
Königreid Hannover wurde der Entwurf in beiden 
Kammern berathen, und eine wechfelfeitige Berftändigung 


derfelben über alle Hauptpunfte ftand nahe bevor, als dab 


befannte königl. Patent die Wirkſamkeit der Stände lähmte, 
und erft die Zeit lehren muß, mann und wie die unters 
brochene Berathung mieder aufgenommen werden mir). 
Glücklicher Hat fih im Königreid Sachfen die Sache ge 
finltet, wo in wiirdiger @intracht zwiſchen Den .Kammerz 
und der Regierung auf eine gründlipe, Veiſe Der Entwurf 
fo ‚berathen worden iſt, daß nach dem. Stande der legten 
Berathung an. der Annahme des Entwurfs nicht zu zrori 
feln ik, und Sachfen die Ehre. haben wird, das erfte af 
dem Wege der Iandfländifhen Verhandlung, berathene 
Strafgefegbuch in Deutfchland zu erhalten. "Yin einem 
andern Lande fteht die Berathung des Entwurfs nahe be 
vor. Im Königrih Würtemberg nämlih, defie 


Entwurf fogleih nad feinem Erſcheinen eine allgemein : 


Unerfennung fand, und. von den Bearbeitern mande 
anderen Entwürfe vielfach benußt wurde, hat der von da 
Kammer gewählte Ausfhuß feinen Bericht *) beendigt 
und viele bedeutende. Berbefferungen des Entwurfs in Vor 
flag gebracht. In andern deutfhen Ländern ift zwar 
Fein Entwurf eines vollffändigen Geſetzbuchs in den Kam 
mern becathen worden, aber andere hieher gehörige Be 
rathungen verdienen eine Beachtung. Im Großherjg 
thum Weimar murde in der Kammer 1836 durch einm 


— — 





4) Bericht der von der mürtemberalfchen Kammer der Abgeerdr⸗ 
ten zur Beobachtung des Entwurfs niedergefeßten Commilfen. 

- &tuttgart 1857. Meferenten waren: Schott, Haas, A 
mer,v.Yroadii, Soreistentunn Retigenf v. Hufnagel. 
io. . - ” . 
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Antrag des Hen. v. Biegefar die Krage Über die Eins 
führung eines neuen Strafgefegbuchs angeregt '), In⸗ 
tereſſant ift ed, Die Erklärungen der Poaktiker über. den 
traurigen Zuftand der Ungewißheit des Rechts im Groß⸗ 
herzogthum und die Nachrichten zu erfahren, welche vors 
züglih dv. Müller über das Schickſal des 1823 vors . 
- gelegten Entwurfs des allgemeinen Theild des Strafgefegs 
Buchs mittheilte. Es ergiebt fi, daß der Landtag die 
Berathung über die ihm nur ſtückweiſe vorgelegten Theile 
des unvollendeten Entwurfs ablehnte Es wurde nun im 
der Kammer der Antrag berathen, ein anderes deutfches 
Geſetzbuch entweder das königl. fächfifche oder das han⸗ 
noverifche, wenn die Entwürfe als Gefegbücher angenoms 
men feyn würden, mit gehöriger Anpaflung an die Vers 
bältnifle des Großherzogthums anzunehmen; die Stimme 
der Mehrheit fprach fich günftig file diefen Antrag aus 
(28 gegen 2 Stimmen erklärten fih fiir die Annahme 
eines fremden Geſetzbuchs). Bei diefer Gelegenheit kam 
auch der Antrag zur Sprache, wenigftens vorläufig den 
Entwurf eines Strafgefeges über Diebftahl vorzulegen. 
In andern Ländern famen Berathungen über einzelne : 
Strofgefege vor. Insbeſondere find Hier die Verhandlun⸗ 
gen des Königreih8 Baiern wichtig. Es ift befannt, daß 
feit der Zeit, als das noch geltende Strafgeſetzbuch von 
1813 eingeführt it, den Kammern drei Entwürfe (1822, 
1827, 1331) eines Strafgefegbuchs vorgelegt waren. 
Es ift zu bedauern, daß diefe Entwürfe fpurlos verſchwan⸗ 
den. Auch) in der legten Ständeverfammlung wurde fein 
Yuffchluß gegeben, warum fein neuer Entwurf vorgelegt 
“ oder .der von 1831. wieder aufgenommen worden ift. 
Dagegen legte die Regierung den Entwurf eines Geſetzes 





6) Berhandtungen ded zu Weimar 1885 u. 1836 verſammelten 
Landtags. Weimar 1856. ©. 460, 
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über Beftrafung der körperlichen Mißhandlungen, un) 
einen andern über den Wilddiebſtahl vor. Da eben bai dies 
fen beiden Vergehen die Hätte des beſtehenden balieriſchen 
Geſetzbuchs ſich auffallend zeigten, fo find die im Diefer Be 
ziehung von der Regietung gemachten Zugeftändnifle dars 
fiber, wie ungeniigend ſich das Gefegbuch gegeigt hat, 
ſehr Ichrreih. Die Berathungen dee Kammern aber find 
wichtig, weil theus ‚bei dieſer Gelegenheit allgemeine Un 
ſichten über die Strafgeſetzgebung vorgebracht, theils de 
bedeutende von der Regietung vorgeſchlagenen Punkt, di 
Sompetenz der Poligeibehörden zu erweitern, berather 
wurde, theild die Krage: ob nicht die körperliche Zücht 
yung als eine befonders wirffame Strafart eingeführt wer 
den folle, ein fehr umſtändlich erörterter Berarhungsgegen 
fand, und das Ergebniß der Berathungen die Erflärung de 
Rammern war, daß diefe Steafart nieht angenommn 
werden follte. Nicht weniger wichtig find die Verhandim 
gen dee Kammer in Braunfhmweig, wo durch Bereiw 
Yung der Regierung mehrere bedeutende Geſetze, die zum 


Strafrechte gehörer, Ju Stande famen, und zwar ein 


Befeß vom 23. Febr. 1837, nah welchem ($. 21.) dh 
abgekürztes (fogenanntes Wrogen:) Verfahren in Bez 
auf die zur Competenz der Stadtgerichte und‘ Yemte 
gehörigen Vergehen, die gefeglih mit Geldſtrafen br 
deoht find, vorgefchrieben wurde; ferner ein Geſetz don 
23. Febr. 1837, die gegen die öffentlihe Drdnung ge 
richteten Vergehen betreffend. Das Gefeg erftrecdt fü 
auf Beſtrafung der Verlegung der Ehrerbietung gegen 
die Obrigfeit, Verkgung der &hrerbietung gegen die ar 
desregierang ($. 2.), gewaltſamen Widerftand gegen Mt 
vechtmäßigen Befehle und Anordnungen der Obrigken 
.($ 3.), gemaltfame Befreiung eines Gefangenen ($. 4.) 
Verübung rechtswidriger Gewaltthätigkeit gegen Perſonen 

und Sachen 9 6), Boltatung. aekährlicher Drohungen 
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oder Verbreitung von Brandbriefen ($. 6.), Aufſtand day 
Bergwerks⸗ oder Zabrifarbeiter odes Handwerker ($. To) 
Sin Gefeg vom 23. Febr. 1837 ordnet das Verfahren im 
Injurienfachen, fo daß das Verfahren im [Wege des * 


— und ein anderes vom 27. März 1837, Modificas 
tionen des Milisärftrafgefeges enthaltend. — Cine Reihe 
merkwürdiger⸗ Geſetze, die in dag Sarafgebiet gehören, 
ſünd im Fahre 1837 im Herzogthum Altenburg erganz 
gen. Dahin gehört das Gekg.vgm 27. Januar 1837 
über den Inſtanzenzug in Criminglſachen, vom 26. März 
über die Militätſtrafen und über den Gerichtsſtand der 
Militärperſonen; vorzüglich ein. Geſetz nom 25.März üben 
die Abwendung, Unterdrückung und.Befrafung von Stös 
rungen der öffentlichen Ruhe und gefeglicgen Drdnung, ma 
umftändlihe ($. 14 — 25) Strafuorfgriften über Selbft« 
Hülfe,. Hausfrigdensbrud und Aufeuhr vorfommen; fern 
nes ein Geſetz vom 15. April über die Zuläffigfeit, Bedinz 
gungen und Wirkſomkeit Des Anzeigenbemeiſes in Criminai- 
facen ’). In Die, Reihe der neueſten für das Eriminals, 
gebiet wichtigen Sefete gehören die van Schwarzburgs \ 
Sondershauſen, und zwar vom 15. November 1838. 
über die Gränzen der obern und niederen Strafgerichtshar⸗ 
keit, vom 8. Mai-1835. über die Beſtrafung des Dieb⸗ 
ſtahls, vom 21. Nopember 18.35 über Die Beſtrafung Bes 


— — | er 8 


6) Schon erüher ı wurde durch Geſetze die lage auf Abbitte oder 
Widerruf eben ſo wie die aſtimatoriſche Klage in Braunſchweig 
abgeſchafft. -...- 

75) Solche Geſetze über Anzeigenbewen⸗ find auch in andern kühl: 
Shen Fürſtenthümern ergangen, » B. für Gotha Geſetz vom 
8. Sebr. 1836, und vom gleichen Tage für Coburg. Wir wer- 
den über die den Indicienbeweis besreffenden Geſetze in dem 
Fete über die Forderungen an den Strafprozeß umſtändlicher 
prechen 
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leichtſinnigen und betrügliden Schuldenmachens, eundlich 
vom 2. Februar 1857 das Geſetz über Die Rechtsmittel in 
Straffachen und einige‘ andere damit in Verbindaung fe 
hende Gegenftände (nämlich iiber die Beifügung von Ent 
fheidungsgründen bei Urtheilen der Criminalgerichte, über 
Die Vertheidigung und die Vortragsmweife bei den Eollegien 
in Straffachen). Unter den hieher gehörigen einzelnen Lan⸗ 
Desgefegen müſſen noch genannt werden das wire tembers 
gifche Sefeg vom 22. Juli 1836 über Beftrafung der 
einfachen Unzuchtsvergehen °), das badifche Geſetz vom 
3. Auguſt 1857 über den Recurs in Straffachen, (beden⸗ 
send, weil darin auch die Nothwendigkeit, daß jedem 
Urtheile in Straffachen Enitfcheidungsgründe beigefügt wer, 
Den, vorgefchrieben und das Recht des "Staatsanwalts, 
gegen zu milde Uetheile Appellation zu ergreifen, vegulirt 
worden iſt). In dem Königreihe Hannover warm 
wichtige Gefegesentwürfe, außer dem des Strafgeſetzbuche, 
Gegenftand der Berathung der Kammern, insbefondere 
über das Verfahren in Polizeiftraffachen °) und über die 
Maofregeln bei Störung der öffentfihen Ruhe (mo die 
Befugniſſe dee verfchiedenen Behörden und die Weiſe, wi 
eine Act von Hufrußrsacte verkündet werden foll, ehe die 
Anwendung militäriſcher Maaßregeln eintreten ann, ge 
nau beftimmt waren). Much Hier ift zu' bedauern, dah 
die befannten Ereigniſſe in Hannover die Erlaſſung diefer 
Gelege hinderten. — Micht ummichtig iſt noch für die 
Kenntniß der Fortſchritte der Strafgefeßgebung die Rich 


8) Darnach wird der uneheliche Belfchlaf im erſten Kalle mi 

- 8 Gulden Geldbuße (oder wenn binnen 14 Tagen die Strafe 

- nicht: entrichtet wird‘, mit 2 Tagen Gefängnif):;;. bei dem erſten 
Rückfall mit 10 Gulden (oder 4 Lagen‘. beftraft. 

9) Die Berathung der Kammern war hier auch wichtig wegen der 
gut behandelten Veode Ührs ir Gräuzen det Competenz der Pe 
Vizeiftrafgsronlt. 5* 
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tung dee Leoislatlon auf dert bisher nicht hinrel bend be⸗ 
rũckſichtigte Zweige, nanilich die Strafgeſetzgebung In Zoll⸗ 
ſachen, die Militarſtrafgeſetzgebung und die Geſetzgebung 
in Forſtſtrafſachen. Bet allen dieſen drei Exceptivnalgeſet⸗ 


gebungen machen ſich mehr als bei jeder allgemeinen Strafe 


geſetzgedung leicht gewiſſe Vorurtheile, in&befondere das 
von Nichtjuriſten ‚fo gern gehegte Vorurtheil geltend, >» 
die Adfhee@ung Hauptzweck der Strafgeſetze und“ die 
Strenge der gedrohten Strafe das Haunptmittel der des 
reichung des Zweckes fey. Bei den beiden zuerſt genann⸗ 


ten kegislationen kommt noch oft ein nachtheiliges Verhält⸗ 
niß vor, daß Männer, die ihrem Berufe nach nicht Juri⸗ 
ſten ſi find, weniger daher die Fortſchritte der’ Strafgeſetz⸗ 


gebung ilberhaupt kennen, auf die Bearbeitung diefer fpts 
ciellen Straͤfgefetze (Zoll⸗ und Militurgeſetze) Ankn defon⸗ 


dern Einfluß ausüben und nicht ſelten die Spectätäefege 


gebung in Widerſpruch mit der allgemeinen bringen. ° Auf 
Die Eigenthümlichkeiten der Zollſtrafgeſetzgebung Haben wir 
in dieſem Archive ') bereits frither aufmerffam gemacht. 
Merkwürdig ift im Jahre 1837 bier der Umftand gerade, 


den, daß ein gleicher Entwurf eines Zollſtrafgeſetzes, bear⸗ 


beitet file die zum Zollverein gehörigen Staäten, in: de h 
Kammern von Boiern,  Sachfen, Baden Ay uhb Ru 
heſſen Gegenſtand der Berathung geworden iſt. Die! 
litärſtrafgeſetzgebung“?), durch die Competenz: der ll 
tärgerichte auch auf die gemeinen von dem Militär begans 


8 


10) Jahrgang 1836. 8tes beſt. Mr. 1. vergl. mit dem Aufſat 

7 Zatſzrift für öſterreichiſche Rechtsgelehrſamkeit 1837. 
eft 

11) Durch ba Sei vom 8. Auguft 1837 ift es in Baberraam 
Gefeße erhoben, ' 

12) Ein fehr empfehlenswürbiges Werk iſt A. Bosch Dreit pe- 
nal et discipline militaire ou Codes militaires annoids 
des arröts Tormant la jurisprudence de la haute CGour 
militaire en Belgique, Bruxelles 1831, 
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genen Verbrechen wohl über die Gebühr ausgedehnt, hat 
noch aufer dem oben bemerkten Vorurtheile der Allmacht 
der Abſchreckung mit beſonderen Standesvoruriheilen zu 
kampfen, und ſteht noch nicht auf jener Stufe der Ver: 
deſſerung, der fie fähig ifl. In dem neueften von der Tag- 
‚lagung angenommenen Entwurfe des Strafgefegbuche für 
‚die fhmweizerifhen Truppen, in dem Wilitärſtrafgeſetz 
‚buche für das Königreich Sachſen, in den meueften Gefegen 
‘von Altenburg und, Braunſchweig“) finden fich wichtige 
Materialien und Beweife nicht unbedentender Kortfchritte. 
Bei der Korfiftrafgefeggebung zeigt ſich eine Schwierigkeit 
theils wegen der auffallend großen und zunehmenden Zahl 
von Forſtfreveln, deren Größe es gar nicht möglich macht, 
„doß man 5. B. gegen alle Forſtfrevler ein Pänitentiarfpftem 
ine Anwendung bringt, theild wegen der eingemurzelten 
trayrigen Boryetheile des Landvelks, das in dieſen Korft 
diebftählen feinen. Diebftahl erblicht, wo daher nur allmäß 
Nig, der Sefeggeber entgegenwirken Fann, theild wegen de 
fo vielen hier vorfommenden Arten von Delicten, die unte 
die allgemeinen Steafgefege nit wohl gebracht werden 
können. Neue bedeutende Fortſchritte finden fich in den 
Forſtſtrafgeſetzen von RHeinbaiern ’*), Baden “), Groß 
herzogthum Heſſen ”), Bräunfchweig ”), dem Waab 
kande ') und. Luzern ”). Won Entwürfen zu vollſtändi⸗ 
gen Steafgefegbüchern '°) liegen, außer den ſchon ange 


18) Ein eigener Auffag ſoll diefe Gefege näher darftellen. 
14) von 1834, in Siebenpfeiffer Handbuch d . 
u PR en AZ ffer v ch der rheinb. Geſete 
5 vom ˖ 16. Novbr. 1836.. 
16) vom 4. Febr. 1837. 
17) ·vom 96. Sult 1837. . .: 
18) vom 12, Sunt 1835. . 
19) vom 8. Zuri 1885, 
20) Bon den in der Schweiz erfchienenen neuen Gefepen , meld: 
zum Steatprogefie rüsten, Rio en Bine ſchon an einen 
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führten Fönigl. fächfifchen, mitrtembergifchen, hannoveri⸗ 
ſchen, noch drei vor, nämlich der Fönigl. preußifche, groß: 
herzogl. heffibe, der badifhe.. Wenn auch der, Erfte ”') 
erſt der definitiven Berathung des Staatsraths vorliegt 
und nicht zur allgemeinen Beurtheilung bereits beftimmt 
iſt, fo Fönnen wir und doch nicht verfagen, die Aufmerk⸗ 
famfeit unferer Lefer darauf als auf einen wichtigen Fort⸗ 
ſchritt der Strafgefengebung zu lenfen. Der Entwurf (qus 
797.88.) ift — bedeutend durch die Vollftändigfeit 
feiner Strafporfchriften (fo daß mande von ven Ent: 
toürfen nicht beachtete Modification der Delicte bier bes 
rückſichtigt ift, 3. B. der Fälſchung); durch die Häufig mik 
vorzügliher Sorgfalt abgewogene Faſſung der Bezeichs 
nung der Verbrechen (mas jedoch mehr bei den ſogenann⸗ 
ten Privatverbrechen der Fall ift); durch die weiſe Rück⸗ 
fibt, daß bei ſehr vielen Verbrechen, wo Andere Gefeßs 
geber von Amts wegen einichreiten laffen, der preugifche 
Entwurf nur auf Antrag der Befchädigten einzufchreiten 
geftattet (z. B. 9. 516. bei Unzuchtsperbrechen, $. 598. 
bei Unterſchlagung, $. 611. bei einfachem Betrug); durch 
die forgfältige Abſtufung der Arten der einzelnen Vergehen, 
3. B. bei Duell ($. 368 — 388.). Auch ift die einfache 
Anordnung der einzelnen Vergehen, mo gewöhnlich nur ' 
ohne weitere doctrinelle Geſichtspunkte in der Auffchrift 


andern Orte die Rede geweſen (ſ. Bd. IV. ©. 188.), ben fo 
haben wir früher die Strafgefeßbücher von Bafel, Zürich und Lu⸗ 
zern angezeigt. Won einzelnen in der Schweiz ergangenen auf das 
Criminalrecht bezüglichen Gefegen verdienen vorzüglich genannt 
zu werden: ein (ausführliches). Gefeß von Bern vom 15. März 
1836 über Diebftahl, Lnterfchlaaung, Raub, — dann cin 
Geſetz von Solothurn vom 17. März 1857. In Bern, im 
Woaatlande, in St. Gallen befchäftigen ſich Commiffionen mit 
der Bearbeitung neuer Entwürfe. 


21) Revidirter Entwurf des Strafgeſetzbuchs für die königl. preuß, 
©taaten. Berlin 1856, ſekbuchs fü 8 
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das Verbrechen z. B. Meineid, Zweikampf u. ſ. m. ges 
nannt find, ſehr zu rühmen. Dagegen (je beſſer der Ents 
wurf als Grundlage ift, defto lebhafter ift der Wunfc eines 
Seden, der ſich für Fortſchritte der Strafgefetzgebung in 
tereffirt, daß der Entwurf allen Forderungen entfprede) 
Fann man auch mande Wünfche, die eine Verbeſſerung 
Des Entwurfs beabfihtigen, nicht unterdrücken. Dahin 
gehört, daß das Strafſyſtem überhaupt gemildert werden 
möchte. Mchon manche im Entwurf angenommene Steoß 
arten, 3. ©. gefchärfte Todesfteafe, öffentliche Ausſtel⸗ 
lung, förperlihe Züchtigung (nach $. 27. nur gegen Per⸗ 
fonen aus dee niedrigften Volksklaſſe)““), follten aus dem 
Geſetzbuche verſchwinden. Vorzüglich follte Preußen, das 
für die Verbefferung des Gefängnißweſens vielleicht mehr 
als ein Staat in Deutfhland gethan hat, das Syſtem der 
Sreiheitöftrafen mehr auf die Beſſerung der Sträflinge 
bauen, und däher, während die Strafe ald empfindliche 
Uebel intenfiv ſtark auf den Sträfling wirken fol, Wan 
bes entfernen, was mit dem Zwecke der Befferung im 
Widerfpruch fteht. Ueberhaupt dürften Die Steafdrohungen 
Des Entwurfs mehr herabgefegt werden. Gewißheit der fiher 
und ſchnell in jedem Falle dem Schuldigen folgenden, geredy 


ten, mit der Größe feiner Verſchuldung in Einklang ftehen | 


den Strafe ift allein wirffam. Auch bedarf es noch größer 
rer Beftimmtheit in der Kaflung der Beftimmungen über die 
öffentlichen Verbrechen, und die allgemeine Ermächtigung 
der Gerichte, in Zällen der verminderten Zurechnung unter 
das Minimum der gerohten Strafe herabzugehen, folle 
nach dem jegigen Standpunfte der gerichtlichen Medicin im 
Entwurfe nicht fehlen. — Der großhergoglih Heffifche 





39) Möge der humane Geſetzgeber nicht eine‘ folche, fo ſchwer is 
Der Anwendung zu Fehente okeiiheitung des Wolke nicht in 
dem Gefertuhe \anetlonien. 
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Entwurf, in der jegt vorliegenden Geſtaͤlt?) som Staat: 
rath Knapp bearbeitet (aus 122 96.), iſt in’ vielfachen 
Beziehungen der allgemeinen Beachtung würdig. Cr ift 
fehr einfach in der Anordnung’des befondern Theils. Alle 
allgemeinen, ſonſt in den Gefegbüchern gebrauchten docteis 
nellen Geſichtspunkte, die fo lelicht den Richter irre fühs 
ven, find verfhmwunden; Nicht einmal’ die Auffcriften: 

Staats⸗ und Privatverbtechen, kommen mehr vor, ſon⸗ 
dern nur einfach die Aufſchriften: vom "Höchberrathe, 
von dem Aufruhr, Aufftand, Auflauf, von der unetlaubs 
ten Befreiung eines Gefangenen ic. — Unter den Stras 
fen fommen gefchärfte Todesſtrafe, öffentliche Ausftellung, 
Förperliche Züchtigung nicht mehr vor. Auch der bürgers 
liche Tod finder fih nicht im Enttourfe, ° Bon den Frei⸗ 
heitsſtrafen kommen als Arten vor: 1) lebenslängliches 
Zuchthaus; 2) Zuchthaus auf beftimmte Zeit, nicht unter 
3 Monate und nicht über 18 Jahre; 3) Eorrectionshaus 
nicht untere 3 Monaten, nicht über 12 Jahre; 4) Ge 
fängnig nicht über 3 Monate. Die Zuchthausftrafe wird 
in anderen Strafanftalten als die Correctionsſtrafe ver⸗ 
büßt (bei der letzten können die Gerichte auch nach Erwä⸗ 
düng der bürgerlichen Verhäftniffe Geftungsftrafe eintreten 
loflen). Die Verurtheilung zum Zuchthaufe auf Lebenszeit 
oder auf ein Jahr und länger ($. 17.) zieht 1) den Vers 
luſt des Rechts Mitglied der Ständeverſammlung oder 
Geſchworner zu twerden, 2) den Verluft der Fähigkeit zu 
öffentlichen Aemtern, oder 3) in den großherzogl. Truppen 
zu dienen, 4) Unfähigkeit an politifchen oder &emeindes 
wahlen Antheil zu nehmen, nach fi. Aber auch die 


za u Ueber die Verhandlungen der legten 2a: dtage in Bezug! auf 
Abfaſſung neuer Geſetzbücher ſ. vorzüglich die Darſtellung 
von Linde im Archive für Eivilpraris XX. S. 298. Deriept . 
vorliegende Entwurf ſoll in einem beſondern Artikel w vn 
Archive yäher aepräft werden. 
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Verurtheilung zum Zuchthaus auf weniger als ein Jahr 
zieht ſchon die unter Nr. 1.2. eben fo nad ſich, als dıe 
Correctionshausſtrafe, die länger ald 1 Jahr dauert. 
Died im Entwurfe gewählte Syſtem fcheint ein verwerfs 
liches zu foyn. Wir beziehen ung. auf die in den Motiven 
zu dem badifchen Entwurfe angegebenen Gründe ”*), welche 
die vorgefhlagene-Abftufung der Freiheitsſtrafen rechtferti⸗ 
gen follen... Will auch ein Gefepgeber ſich nicht gauz mit 
dem dort durchgeführten Syſteme befreunden, fo muß «4 
doch einleuchten, daß eine Geſetzgebung nit darauf rech 
nen fann, den Unfichten des Volfed und den Bedürfnifen 
zu entſprechen, wenn fie die Zuchthausſtrafe fa ausdehnt, 
Daß fie ſelbſt bis zu 3 Monaten erfannt werden Fann. Ya 
den einleitenden Bemerkungen zu dem Entwurf wird felbk 
xichtig von der Mothwendigkeit der Abftufung der Kreis 
heitöftrafen nach der Art der Verbrechen gefprochen ; abte 
dann darf die ſchwerſte Strafart — die Zuchthausſtrafe — 
nicht auf. fo Furze Zeit erfannt werden. Der Entwurf 
droht 3. B. $. 304. ſchon bei dem erften einfachen Diebs 
ftahl Zuchthaus von 3 Monaten bis 5 Jahren. Dadurch 
wird das Zuchthaus mit einer großen Zahl von Sträflin 
gen angefüllt, bei welchen wegen der furzen Dauer der 
Strafzeit nach den in neuefter Zeit von allen Sachkundigen 
über das Beſſerungsſyſtem anaeftellten Beobachtungen, die 
‚Wirffamfeit der Strafe auf Befferung gar nicht erwartet 
werden kann, und die bei einem Zuchthauſe nothwendige 
Sinrihtung gar nicht gehörig durchzuführen if. Es fol 
in einem befondern Artikel über den heſſiſchen Entwurf dies 
näher nachgewiefen werden. Die zu billigen ift aber das 
Spftem, auch mit der Eorrectionshausftrafe von 1 Jahre 
ſchon Nachtheile für die bürgerliche Ehre des Beſtraften 
eintreten zu laflen. Da die Mehrzahl der Delicte mit Cor 





BA) Entwurf drd Steufarineuin &. SL, 
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ctionshaus bedroht ift, fo trifft eine fehr große Zahl von 
erfonen eine Verminderung ihrer bürgerlichen Ehre in 
äffen, wo die öffentlihe Meinung entfchieden ſich Dagegen 
klärt; und da die Eorrectionshaugftrafe von 1 Fahr und 
ehe ebenfalls nicht felten gedeoht ift, fo häuft ſich die 
hl der politifch Unfähigen auf eine Weiſe, die mit den 
nfichten der Bürger eben fo wie mit dem eigenen Intereſſe 
8 Staats vielfady In Colliſion kommt. Wir hoffen dies 
les näher zeigen zu Pönnen. Unter den, vorzüigliche Bes 
htung verdienenden Eigenthümlichkeiten des Entwurfs 
üſſen hervorgehoben werden 1) die Beſtimmung $. 50, 
iß Vergehen aus Fahrläſſigkeit nur dann Strafe unters 
gen, wenn fpeciell in dem Geſetzbuche dies erflärt iſt, 
ıd felbft dann foll Feine Strafe eintreten, wenn bei der 
andlung oder Unterlaffung die gewöhnlich gehörige Aufr 
erffamfert und Vorficht angewendet iſt; 2) die Vor⸗ 
yrift 6.56, daß der Verſuch eines Verbrechens nur be⸗ 
:aft wird, wenn in dem Geſetzbuch bei einem Berbrechen 
18drichlidh vorgefchrieben it, daß auch der Verſuch bes 
raft werden fol; 3) $. 74, nad. welchem der Rückfall 
ir beſtraft wird, wenn der Beftrafte ein der im Geſetz— 
ıh ($. 75. enthält eine umftändliche Aufzählung) als 
eichartig aufgeführten Verbrechen wieder verübt; 4) die 
jorſchrift $. 90, Daß gegen Perfonen, die das 21ſte Nahe 
ch nicht zurückgelegt haben, Feine Todes: oder lebens⸗ 
nglihe Zuchthausftrafe erfannt mwerden darf; 5) die 
orfohrift von $. 96, nach welcher wegen verminderter 
rechnung auch auf eine geringere Strafe erfannt werden 
if. Dagegen bedarf der Entwurf noch einer forafältis 
n Reviſion in fofern, al® die Faſſung mancher Straf: 
rfchriften insbefondere bei den Gtaatsverbrechen eine 
ößere Beftimmtheit erhalten muß. In Bezug auf die 
trofdrohungen follte die, ‘wie wir glauben, zweckmäßig 
ı Enttwurfe (3. B. Art, 218. 222.) angewendete Weikk, 
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die lebenslängliche Freiheitsſtrafe nicht als abſolut beſtimmte 
zu drohen, ſondern nur den Richter zu ermächtigen, daß 
er bis zu dieſer Strafe erkennen darf, öfter angewendet 
ſeyn, z. B. bei Raub, bei Brandſtiftung. Andere Abän⸗ 
derungen der Strafdrohungen ergeben ſich von ſelbſt, wenn 
man die oben geriigten WVerhältniffe der Freiheitsftrafen 
aufgeben und dem im badifhen Entwurfe durchgeführten 
Syſteme ſich anfchließen wollte. Den badifchen Entwurf 
ſelbſt in diefem Auffage darzuftellen, halten wir für über 
flüſſig, weil ein befonderer Auffag im vorigen Hefte den 
Entwurf zergliederte ”). Es war vorherzufehen, daß die 
Cigenthiimlichfeiten des Entwurfs , insbefondere das ges 
wählte Strafſyſtem, und zwar in Bezug auf die Be 
ſchränkung der Folgen der Strafen file bürgerliche Ehe, 
fo wie die Art der Strafdrohungen, welche dem Ride 
ter ein weites Ermeſſen geftatten, manden Widerfprub 
finden würden. Wir werden in diefem Archive näch⸗ 
ſtens Kritifen über einzelne Kapitel des Entwurfs lie 
fern und die Gelegenheit benugen, um die verfchiedenen 
Einwendungen ”°) gegen den Entwurf oder einfeitige Auſ 
faflungen der Beurtbeiler oder Mißverſtändniſſe zu berich⸗ 
tigen. Ganz vorzüglich verdient der Gang der doctrinellen 
und legislativen Berathungen über die befte Art, wie Ge 
fegbiichere entworfen und in landfländifhen Verſammlun⸗ 
gen berathen werden follen, eine genaue Betrachtung. 
Je gründlicher und vorzüglich forgfältig vedigirt die Ent 
würfe aus dem Schooße jener Commiſſion hervorgehen, 
welche nach der Bearbeitung des Entwurfs beauftragt if, 
defto beſſer wird die Grundlage der nachfolgenden Discuf 


25) Heffter in diefem Archive IV. Nr. 12. 
26) Recenfionen des Entwurfs finden fih in Foelix Revue 
‚ etranfere. Paris 1337. p. 362 sg. Bachartä im Gt 
- + tinger Anzeiger 1837,Nr⸗02. Abegg in Demm e's Annalm 
. der dentichen Sinnen Bd. III. Heft 1. G. 1 ff. 
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jonen und deſto einfacher dirfe Berathung ſeyn. Es vers 
ient eine genaue Prüfung, mie die mit’ foldhen Arbeiten 
eauftragte Commiſſion organifirt feyn, welche Mitglieder 
ie enthalten, wer den erften Entwurf verfertigen, wie 
er Gang der Berathung in der Commiſſion befchaffen ſeyn 
ol. Hier liegt ein eben erfchienenes Werf und vor, daß 
von einem, unferen Leſern als tesffliben Eriminaliften bes 
'annten theoretifch und praftifch gebildeten Mann, dem 
tandrathe Kitka“), herfommt, dem eine dreijährige Ans 
tellung als Actuar der Geſetzgebungscommiſſion in Wien die 
vefte Gelegenheit gab, Erfahrungen zu fammeln. Dee 


Berfaffer prüft genauer, als es bisher von irgend einem 


Schriftfteller geſchah, die befte Art: der Drganifirung einee 
igenen Gefeßgebungscommiffion und der Ausarbeitung 
es Referats, fo wie die zweckmäßigſte Beratbfchlagung 
nd Abſtimmung. Mit praftifhem Sinn ftellt dann dee 
Berfaffer die. Srundfäge auf, welche bei Abfaflung dee 
Sefegbücher leiten follen. Das ganze Werf verdient die 
Aufmerkſamkeit eines Jeden, der für Gefeggebungsfunft 
ich intereffiet ”). Nicht weniger bedeutend ift die Frage: 
vie in conftitutionellen Staaten, wo die Kammern über 


je Annahme des Entwurfs ald Geſetz abzuftimmen haben, 


ver Gefchäftsgang geordnet werden fol. Wer die Schwie- 
igfeiten Pennt, mit welchen die landftändifche Berathung 


iber große Geſetzgebungswerke verbunden ift, insbefondere 
Yaran fich erinnert, daß die Befchlüffe der Kammern dur. 


Stimmenmehrheit zu Stande fommen, - unter den Abs 
timmenden aber fo viele Perfonen fich befinden, melde 
hrem Berufe nach. nicht: im Stande find, ein Geſetbuch 





27) Ueber das Verfahren bei- Abfaſſung ber Befegbücher üßerhaust 
und der Strafgefeßbücher insbefondere. Bon 3 Kitkd ‚to, 


Lantrathe. Brünn 1838. 


28) Der genaue Anhalt des Werks fol in eine Anzeige: in biefem 
;. Archive dargeftelt und geprüft rorrdenu: ı. 


Y 
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zu prüfen, während doch die Stimmen ſolcher Per, 

eben fo entfcheiden; mer weiß, mie oft der Zufall bin 

Zuftandefommen der Stimmien fein Spiel treibt mit 

durch ungmecfmäßige, zu dem ganzen Syſteme nicht paid 

Befchlüffe über einzelne Theile das ganze im inneren Zu 

menhange ſtehende Werk feine Grundlage verlieren Pann,d 

mit Beforgniffen Daran denken, daß ein aus vielen 100001 

fein beftehended Geſetzbuch artifelweife von einer Kamm 

berathen werden fol. Eine Brundbedingung , wobunh 

guter Erfolg gefichert werden kann, ift die Abfaſſung rd 

gründlichen, Plaren , umfaflenden Eommiffionsberiil, 

der die Grundlage der Discuffionen der Kammern bik 

Fe mehr diefer Bericht das Srgebniß der befonnenen Bew 

thung der fachverftändigften Mitglieder der Kammen il 

je mehr das allgemeine Vertrauen die Männer anszeihet, 
welche den Bericht berathen und entwerfen, deſto fahrt 
und beffee wird die Discuffion in den Kammern bewift 
werden können. Es fommt aber darauf an, daf bier 
Bericht nicht erft während des Landtags bearbeitet merk. 
Wird dafiir nicht geforgt, fo tritt entweder Weberelug 
ein, da wegen der fonft zu fehr verlängerten Dauer ii 
Landtags die Commiffionsmitglieder gedrängt werden, d# 
die übrigen Sandtagsarbeiten leiden. Daher Haba" 
neuerer Zeit die Gefeggeber in Ländern, wo Verfaſſune 
eingeführt find, dem Uebelftande abzuhelfen gefucht. F 
Würtemberg (Verfaſſungs-Urk. $. 188.), in Braunfdent 
(Berf. Urk. $.124.) Pann der in der Zwiſchenzeit von ein 
Landtage zum andern gewählte Ausihuß größere Geſehge 
bungséswerke berathen. Im Königreich Sachſen hat die pr 
viforifhe Landtags: Drdnung $. 120. die Möglichfeit 
öffnet, außer der Zeit des Landtags Deputationen zu 
Vorbereitung von Beachtungsgegenftänden zu wählen, un 
der Entwurf des Strafgefegbuche ift bereitd von einer ſob 
chen Deputation dexothen worden, Im Königreich Baier 
‚bat 
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® ein Geſetz vom 1. Zuli 1834 die Wahl von Ausſchüſ⸗ 
u möglich. gemacht, welche von einem Landtage zum ans 
en Gefegesentwirfe berathen, und auf gleiche Art im 
»oßherzogthum Heflen ein. Geſetz vom 24. Mai 1856, 
5 ſolche Ausfhüfle von den Kammern zu wählen feyen 
D durch fie als Refultat der gemeinfchaftlichen Beras 
angen ein Bericht an die Kammer gebracht werden ſoll. 
xı Srofherzgogthum Baden hatte auf dem Landtage von 
587 die Regierung den Kammern einen Gefegesentwurf 
wgelegt, nach welchem beide Kammern für die Bera⸗ 
Ung größerer Gefeggebungswerfe einen aus Mitgliedern: 
‚der Kammern beftehenden Ausfchuß wählen follten, wel⸗ 
> einen gemeinfchaftliden ECommiffionsbericht abzufaſ⸗ 
x hätte, der als Grundlage der Berathungen der Kam⸗ 
>en diente. Dieſer Entwurf ift von der zweiten Kam⸗ 
»r angenommen , von der erften Dagegen abgelehnt wor⸗ 
m Wir find überzeugt, daß der Vorſchlag der badi⸗ 
‚en Regierung den Vorzug vor der Einrichtung verdient, 
ch welcher, wie in Baiern, Heflen, jede Kammer einen 
Bondern Ausfchuß wählen ſollte. Denn durch die Vers 
tigung der Mitglieder beider Kammern in ein Colleglum 
xD der Bortheil erreicht, daß die verfchiedenen Meinungen 
d Anfichten in perfönlicher Beſprechung wechfelfeitig aus⸗ 
Eaufcht werden, und fo eine, der @rreihung der Wahre 
Le wie der Abfürzung der Gefchäfte günfige Verſtändi⸗ 
ng getwonnen werden kann, toelche zu einem gründlichen 
grichte führt, der in beiden Kammern Grundlage der 
erathungen ſeyn kann. Ohnehin wird auch Dadurch fir 
» Regierungscommiffarien ,„ welche mit dem Ausſchuſſe 
er den Entwurf ſich zu verftändigen,, Gründe vorzutras 
mn, Einwendungen zu befeitigen haben, bedeutend Zeit 
wonnen, während fie fonft mit dem Ausſchuſſe jeder 
Immer einzeln die Berathungen zu pflegen hätten. Be 
‘hen befondere-Sommiffionen , fo ſhleiht A NUM 
Ar. d. ER. 1837. IV. 6. 0 
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Meigung ein, daß jede Eommiffien ihre befondern von des 
nen der andern abweichenden Anfichten geltend machen mil; 
und. menn .auch die Commiſſarien zu gemeinfchaftlichen 
Sitzungen zufammenteeten , fo ift doch die Berftändigung 
seit weniger möglih, weil die Mitglieder jeder Commiſ⸗ 
fion, die zuvor abgefondert für ſich Berathung gepflogen | 
hat, ſchon gewiſſe in diefer Commiſſion feftgerourzelte An 
fihten mitbringen. ine Hauptfache it dann, wenn der 
Bericht des Ausfchufles vor dem Beginnen des Landtags 
bearbeitet und den Mitgliedern der Kammern vorgelegt 
wird, daß die Berathung über den Entwurf auf eine 
zweckmäßige Weife in dee Kammer gepflogen werde, und 
daß ein: Mittel gegeben fey, wodurch eine wechfelfeitige 
Verftändigung der beiden Kammern über ihre abweichenden 
Anfichten erzielt werden kann. In der erften Beziehun 
wiirde freilich eine weitläufige Berathung über jeden einzeln | 
Artikel des Entwurfs ſchwerlich wünſchenswerth ſeyn; we 
aber Kammerverhandlungen genauer fennt, weiß auch, mit 
bedenklich Abweichungen von der Gefhäftsordnung find, um 
wie. nachtheilig der Urgwohn der Kammermitglieder wire 
mücde, Daß die Commiffion fie bevormunden, Dies offen 
Ausſprechen der Ueberzeugung eines Jeden hindern, un 
zur Uebereilung der Abftimmung fie nöthigen wolle. Be 
ſteht eine folde Stimmung, fa ift der gute Geift der Kam 
mer gefährdet, und die Commiffion hat dann mit Ippe 
fitionen.zu. kämpfen, deren Wirffamkeit die zmechmäfige 
Berathung und Abftimmung eher lähmt als fördert. Am 
wichtigſten ift es, daß die Kammermitglieder felbft bei de 
öffentlichen Debatte von dem Rechte, über jeden Artild 
Anträge zu ftellen, felten Gebrauch machen, ohne gehi 
dert zu ſeyn, ihre Unfichten zur Verbefferung des &w 
wurfs auszufprecben. Dies ann bewirkt werden, wen 
nah der Seihyäitdorduung der Kammer in den einzelne 
Horheilungen, and vorn ie Kammer Tr | der Ei) 


N 


„cher, Steofgefsßgebung. 688 


wurf voreeft gehörig berathien wird und jedes Mitglied ges 
nöthigt ift, feine Zweifel, abweichenden Anfichten und Ans 
träge auszuſprechen; wenn ferner dafür geforgt wird, daß 
die Anträge.der Mitglieder ſchon vorher der Commiſſion 
mitgetheilt werden, ‚damit fie Darüber berathen fann, ohne 
daß jedoch die einzelnen Kammermitglieder gehindert find, 
zuch In der Debatte noch ihre Anträge zu ftellen. Nur iſt 
es dann nothiwendig, daß fein Antrag zur Abſtimmung 
fomme, der nicht von dem Proponenten gehörig redigirt 
ſchriftlich dem Präfidenten übergeben. würde, und daß man 
iber improviſirte Anträge Feine Berathung zuläßt, fondern 
ie fogfeich an die Commiſſion zurückweiſt. Wir werden fos 
jleich bei Prüfung dee Berathungen der fächfifhen Kam⸗ 
ner über manche hiehergehörige Punkte und näher erklären. 
Huch bedarf es in der Gefchäftsordnung der Kammern eis 
ver Beftimmung '“), nach welcher zur Erreichung der 
Berftändigung der Kammern über abweichende Anfichten 
die Commiſſionen der beiden Kammern zuſammentreten und 
zemeinſchaftliche Berathung pflegen Fönnen. 

Wir glauben in dem Wunfche unfrer Lefer zu handeln, 
wenn wir nun bei den Verhandlungen des fächfifchen 
Bandtags über den Entwurf verweilen, und den Gang der 
Berathungen und Abftimmungen wenigftens über die Haupte 
fragen hervorheben und prüfen. Unfehlbar Hat durch diefe 
Berathungen und dur) den Ideenaustauſch zwifchen den 
Kammern und den Regierungscommiffarien der Entwurf 
weſentlich gewonnen; man verweilt gern bei den Berichten 
der Commiffionen der zwei Kammern, und freut ſich, daß 
ein deutfcher Prinz, Se. H. Prinz Johann, ald Referent 
der erfien Kammer mit der Wiffenfchaft und fremder Legis⸗ 
fation fich fo vertraut gemacht und mit ſoviel Umficht, 
Kenntniſſen und Wärme an den Beratungen Theil genoms 


— — 


29) Sie findet ſich in der königl. ſächſ. cardiauledonod Un. 
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men hat. Man lieſt oft mit Belehrung den Beriät der 
zweiten Kammer, two die Referenten Eifenfud und 

v. Mayer mit Geift und Sachkenntniß die Intereſſen der 

BWiſſenſchaft und der Korderungen der Gerechtigkeit vertre 

ten haben, und wir werden oft Gelegenheit Haben, die wohl: 

begründeten oder doc fcharffinnigen Anträge einzelner 

Mitglieder ehrend zu nennen, obwohl wie nicht das Be 

dauern ünterdrücden können, daß nicht felten die Etim; 

men, welche für größere Fortſchritte waren, fich erhoben, | 
und manche den Korderungen der Civiliſation entfprechendt | 
Anträge verworfen worden find. Vorerſt ſey es erlaubt, | 
einige allgemeine Bemerfungen hervorzuheben , welche bei 

dem Studium-der Verhandiungen der Kammern fih auf | ? 
gedeungen haben. I. Unfehlbar follten landſtändiſche Be 

richte und Verhandlungen, mie überhaupt die Gefetge | ! 
bungsarbeiten, vorzüglich auf die Ergebniffe der Wilke 
fchaft nach dem neueften Standpunfte gebaut feyn. Bit 
meinen damit nicht, Daß jede vielleicht Hingemorfene, faun 
begründete neue theoretifche Anficht ſchon einen Cingans 
in die Gefegbücher erhalten foll, blos weil fie neu ih; 
allein twir fordern, daß diejenigen, welche mit Gefeggebung 
entweder um fie zu entwerfen oder zu prüfen, fi de 
fhäftigen, mit dem Standpunfte der Wiflenfchaft, daher 
mit allen Forfhungen über die einfhlägigen Quelen, 
über den Sinn derfelben, über die zweckmäßigſte Zafınz 
einer Strafoorfchrift und iiber die Begriffsbeftimmung det 
Verbrechen fo fich vertraut gemacht haben, daß fie im 
Stande find, felbft die Richtigkeit der verfchiedenen Mes 
nungen zu prüfen und das Beſte nah allgemeinen Grund 
fägen der Strafgefeßgebung und den Bedürfniſſen des ein 
zelnen Landes wählen zu fönnen. Wir werden zeigen für 
nen, daß, wenn man 5.8. in den neueften Gefeßgebung® 
arbeiten die Kapitel über Zurechnung der Geiſteskrankheiten, 
und vorzüglich dad Kapitel niiiiung ul Rareua prüft, 
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Bearbeiter Häufig nicht genug mit den Fortſchritten der 
iffenfchaft fich befreundet Haben. II. Noch unangeneh⸗ 
e berührt die Wahrnehmung des Kampfes gegen die 
eorie. Wenn Korderungen auf Verbeflerungen geftellt, 


nn 3. B. die Aufhebung der Förperlichen Züchtigung vers 


gt wird, fo iſt e8 nicht ungewöhnlich, denjenigen, welche 


für ihren Antrag auf Autoritäten von Schriftftelleen be- 


en, die trockene, wie man fich oft einbildet, Alles nies 
fhlagende Erklärung entgegenzufeßen, daß. die Ans 
t nur von Thenvetifern vertheidigt werde. Wir befla- 
ſolche Erſcheinungen, die auf eine tiefer liegende, ver; 
blihe Anficht von dem Widerftreite der Theorie und der 
axis deutet. Wenn man die Sorderung desjenigen, der 
nd dem Leben, nur aus Büchern die Welt beurtheilend 
fie nad einem philofophifhen Syſteme conftruirend, 
3 als Folgerung aus einem gewiſſen Jdeale einen Sag 
frellt, mit Vorficht Hört und die Korderungen des Les 
8 entgegenhält; wenn man, vor gewagten, durch Feine 
ahrung verbürgten Erperimente die Gefeßgebung zu bes 
ren fucht: fo ift nichts dagegen zu fagen. Aber es ift 


affend, wenn man die Korderung der Gerechtigkeit oder _ 


Kortfchritte der Eivilifation nur mit der vornehmen Er⸗ 
ung niederfchlagen will, daß die Erfahrung etwas ganz 
res fordere. Billig fragt man jene Herren, welche die 
ahrung im Munde führen: woher diefe Erfahrungen 
men, und was mit Sicherheit Daraus abgeleitet wer⸗ 
fann? Soll nur. der als Praftifer fprechen dürfen, 
an ſich ſchon eine Erfahrung gemacht hat, 3. B. über 
bebung der Prügel nur der, welcher ſchon diefe Straf: 
gefoftet Hat? Soll der Umftand, daß feit Jahrhun⸗ 
en eine Einrichtung beftand, ſchon die Bürgſchaft 
r Trefflichkeit für alle Zeiten liefern? — Will man 
t begreifen, daß es ein großer Fehler gegen die 


£ ift, wenn man deswegen, wei eine gear &u 
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ſcheinung neben einer andern vorfommt, Die erfie dh 
nothwendige Wirfung der zweiten betrachtet, ; UN 
Vermehrung der Verbrechen in manchem Lande, mt 
förperlihe Züchtigung aufgehoben wurde , auf Rehay 
dieſer Aufhebung fehreibt? Bei dem ganzen Streiten 
den vorzüglich zwei Punfte wichtig, nämlich 1) de 
derungen, welche das Gerechtigfeitsprincip an den di 
geber ftellt, mit den Intereffen und Bedürfniſſen deda 
nen Staats, für welchen das Geſetzbuch gegeben mei 
fol, und auf diefe Art mit den Rückſichten der Cinu 
politif zu vereinigen. Halte Bein Geſetzgeber es für dab 
gültig, ob man bei der Bearbeitung der Geſetze im de 
rechtigfeitöprincip oder dem der Abſchreckung huldig w 

ſelbſt Geſetze zu berathen hatte, weiß wohl, wie vd 
jeder einzelnen Frage ankömmt ”) Wie geben zu, M 
wohlverftanden Serechtigkeit und wahrer gemeiner Rip 
überall zufammenfällen, und dag das hohle Wort: & 
rechtigfeitsprincip,, Feinen Anhaltspunkt gewährt "); M 
kömmt e8 darauf an, die Verhältniſſe des befondern Stack 
die fittlichen Anfichten des Volks, die Eufturftufe, m 
züiglid auch das bisherige Recht genau zu wiirdigen # 
darnach das neue Geſetz einzurihten. Es würde 
paſſend ſeyn, wenn der Geſetzgeber ein gewiſſes Grd 
princip in dem Geſetzbuche aufſtellen wollte; aber er 
muß von einem Princip geleitet werden °”), wenigte 
in ſofern es ihm die Schranken anzeigt, innerhalb #0 
eher er den Forderungen der Criminalpolitik Genüge 4 
ften darf. Gegen die einfeitige Theorie, die duch W 
Bes Räfonnement ohne Beachtung der Gefchichte und K 
Erfahrungen des Lebens Alles einem Grundfage opfe) 


50) ©. was wir darüber in diefem Archive IIL S. 408. # 
merften. 


31) Heffter in diefem Archive IV. ©. 327. 


82) Zrefiliche Warte in Kitta über das Verfahren bei Ab 
der Gelegrüäher SR. tah foßen 
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Ihre Sorberungen ftelft, mag der Geſetzgeber zu Felde zie⸗ 
hen, und vor ihr auf der Hut feyn ; wehe ihm aber, wenn er 
" auch Feind derjenigen ift, welche überall durch die Befchichte 
8 Helehrt, die Fülle der Erfahrungen aller Zeiten und aller 
z Bölfer fammelt, die Wirkungen der Einrichtungen im Les 
Ü Ben, die Vor⸗ und Nachtheile derfelben, aber auch die Gründe 
I gund Urfachen der einen oder andern Wirkung priüfend vers 
gleicht, von einem ficheen Grundfage geleitet nach einem 
Maaßſtabe der Wiflenfchaft die Erfahrungen fichter und die 
Ergebniſſe den Bedürfniffen und. fofalen Verhältniffen ans 
° paßt. Daher 2) iſt auch die Benukung der vergleichenden 
Geſetzgebung bedeutend, Man bemerkt überall bei den 
Berathungen tiber neue Entwürfe die Berufung auf andere 
Gefepgebungsarbeiten und ſelbſt auf ausfändifche Legisfatios 
nen; aber foll dies einen Werth haben, fo bedarf es eine® 
gründficheren Studiums derfelben, ald e8 gewöhnlich iſt. 
Es bedarf einer Vergleichung der fremden Vorfehriften mit 
den dortigen Berhältniffen, mit den (vorzüglich durch die Cri⸗ 
minafftatiftif gelieferten) Zeugniffen der Erfahrung über die 
Art, wie fie fich im eben bewähren, und eines genauen Stu⸗ 
diums der Jurisprudenz. Wer fich z.B. einbildet, daß er 
den franzöfifchen Code blos durch fliichtiges Lefen der Stels 
Ten des Geſetzbuchs verftehe, irtt fehr. Uebrigens geht es 
mit dem Berufen auf fremde Gefengebungen häufig wie mit 
den Arbeiten der Advokaten, mo Jeder auf” dasjenige ſich 
beruft, was ihm eben fiir die Meinung taugt, die er vers 
theidigt. III. Am mwenigften vermweilt man gern bei jenen 
Iandftändifchen Discuffionen, die eigentliche gelehrte Ka⸗ 
thederdisputationen über rein theoretifche Fragen enthalten, 
Hier bemerft man, daß es den Abgeordneten oft noch an 
dem rechten praftifchen Sinne fehlt, der die englifchen Pars 
Iamentsglieder auszeichnet. Man follte wohl trennen 
1) Stagen, bei denen das Gefegbuch nur einen wiſſenſchaft⸗ 
lichen Sag aufnimmt, 3. B. über das Princip der Zurech⸗ 
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nung, über den Begriff des Complotts, und 2) Fragen 
über rein pofitive Beftimmungen , 3. B. mit welchen St 
fen ein Delict zu bedrohen fey. Die erften follten Fein Ev 
genftand großer Discuffionen in den Kammern feyn; dem 
man denft mit Schreden daran, daß am Ende Perfone, 
die übrigens recht gefcheit und ehrenwerth, aber von der 
Rechtswiſſenſchaft doch nichts verftehen, am Ende abftims 
men follen, wer Recht hat, fo daß durch Stimmenmehr⸗ 
heit entfchieden werden fol, welche rechtswiſſenſchaftliche 
Unficht den Vorzug verdient. Ueber die Kragen der zwei⸗ 
ten Art mag die Discuffion und Abftimmung fich verbreiten. 
Möchten Alle, die an landftändifchen Berathungen über grös 
Bere Geſetzgebungswerke Theil zu nehmen Haben , der ges 
wichtigen Worte eines englifchen Praftifers iiber die Gefah⸗ 
zen folcher Berathungen eingedenk fein’). IV. Bei der Ber: 
gleihung mancher Discuffionen bemerft man noch den gro⸗ 
Gen Fehler, daß man in der Kammer redigiren will, und 
daher Stunden lang über die rechten Ausdrücke ftreitet. 
Man weiß, wie ſchwierig die Gefegesredaction ift, und 
daß fie nur das Wer? einer ruhigen, ungeftöcten Ueberls 
gung feyn Eann, begreift leicht, Daß eine Kammer nicht der 
Det dazu iſt; Hier wird Häufig leeres Stroh gedrofcen. 
In allen ſolchen Fällen, mo Redaction in Frage fteht, folte 
man ‚bie Sache fogleich an die Commiffion zurückweiſen, 
weiche ruhig die Anträge würdigt, und ihre Worfchläge 
macht. Much follte überall, wo impropifirte neue Anträge 
in der Kammet gemacht werden, worüber die Commiffion 
noch nicht berathen Hat, fogleich der Antrag an die Com 
miffion zur Begutachtung gewiefen werden, weil fonft zus 
viele Perfonen unvorbereitet, aber dennoch mit der gehöris 
gen Breite über eine Sache fprechen, und weil dadurd 
Zeit verloren wird. 
(Zortfegung im nächften Hefte.) 


83) Fa im Law- Magazine (Loudon 18355) Heft XXVU. 
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| Veber 


‚en Einfluß des Irrthums 
in Bezug | 
auf das Object im Strafrechte. 


Bon 


Herrn Dr. Guſtav Geib, 
Profeſſor in Zürich. 


Feihen Einfluß es auf die frafrechtlihe Beurtheilung 
wer Handlung habe, wenn der Handelnde fich in Anſehung 
8 Dbjectes im Irrthume befand, fo daß ftatt des Gegen⸗ 
ındes , an welchem nach feiner Abſicht das Berbrechen 
gangen werden follte, ein anderer Gegenftand getroffen 
vd: diefe Frage feheint gerade In der neueften Zeit wohl 
um mehr die ihr gebührende Aufmerffamkfeit gefunden 

haben, und entweder weil man diefelbe für zu einfach, 
er weil man fie fir zu unwichtig hält, pflegen unfere 
eiften heutigen Criminaliften gewöhnlich gar nicht, oder 
cd Höchftens nur mit ein Paar Worten diefen Punft ab⸗ 
thun. Früherhin verhielt ſich dies aber freilich anders, 
id namentlich waren es die italienifchen Furiften des Mit⸗ 
lalters, welche jene Streitfeage ftetd mit beſonderer 
orafalt erörtern zu müſſen glaubten ,.fo fehr auch das 
ın ihnen gefundene Refultat — dem dann felbft auch die 
yriaen Schriftftellee aus dem Zeitalter der Carolina beis 
aten — von der jegt gewöhnlichen Anficht verfchieden ift. 
ine neue Anregung und Erörterung de Geakantııd 


& 
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möchte daher ſchon deßhalb nicht ohne Intereſſe ſeyn, mi 
auf dieſe Weiſe vielleicht auch Andere veranlaßt werke 
Fönnten, denfelben ebenfalld einer wiederholten Brifw 
zu unterwerfen; und mehr in diefer Hoffnung, als md 
ich glaubte, durch meine Darftellung die ganze bisherw 
genommene Theorie plötzlich umzuftoßen, halte ich mihp 
wiflermaßen für verpflichtet, meine desfallfige Anficht he 
öffentlich auszufprechen. 

Faſſen wir die aufgeworfene Frage genauer ind Au, 
fo haben wir uns dabei vor Allem zu hüten , dieſelbe mit 
mit anderen verwandten Fragen zufammenzumerfn 
Welchen Einfluß der Irrthum im Dbjecte Habe, wenn de 
durch ein Erfolg herbeigeführt wird, der feiner Nut 
nach von dem urfprünglich beabfichtigten völlig verfaien 
ift, 3. B. Tödtung eines Menſchen ftatt eines jagdben 
Wildes’); oder in wiefern es von Wichtigkeit ſey, wos 
Der Irrthum einen’ Gegenſtand betrifft, an dem das be⸗ 
fihtigte Verbrechen gar nicht anders denkdar erſchen, 
z. DB. Ehebruch mit der eigenen Frau”): dieſe Fälle gehe 
ren eigentlich gar nicht hierher, und in Beziehung auf f 
äft denn auch der eben gemachte Vorwurf einer Berna 
Yäffigung von Seiten der neueren Strafrechtsieher du 
aus unbegründet, da im Gegentheil gerade diefe Fäll 
und insbefondere die der letzteren Art, namentlid In 
neueften Zeit mit ganz befonderer Vorliebe und Auffühe 
lichkeit behandelt worden find ). Jener Bormurf 
ſchränkt fich vielmehe überall auf die Frage, melde ih 
Halb auch allein den Begenftand der nachfolgenden Unte 
- fuchung ausmachen foll: welchen Einfluß der Irrthum he 
fichtlich des DObjectes in dem Kalle Habe, wenn das 
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2) Bol. P. G. D. Art. 178, 
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firhtigte Verbrechen und das irrthümlich begangene ents 
“weder fehlechthin identifch find, 3. B. Ehrenkränfung des 
Einen ftatt des Andern, oder wenn das aus Irrthum bes 
gangene und das beabfichtigte Verbrechen jedenfalld einer 
und derſelben Gattung angehören, 3. B. Kirchenraub ftatt 
eines gewöhnlichen Diebftahle. 
' Der Erfte, der diefer Frage, meines Wiſſens, eine 
eigene Erörterung widmete, ift Bartolus, und diefee 
ſtellte die Regel auf, daß hier der Irrthum fchlechthin 
' ohne allen Einfluß feyn folle; ja felbft ohne Unterfchied, 
ob das beabficbtigte und wirklich vollbrachte Verbrechen 
identiſch wären, 3. B. Tödtung des Sejus ftatt des Tis 
tius *), oder ob fie blos zu der nämlichen Gattung gehörs 
ten, in Anfehung ihrer Strafbarfeit aber von einander ads 
wichen, 3. B. Verwandtenmord ftatt eines gewöhnlichen 
Mordes: d. 5. Bartolus.will nicht blos jn dem erften 
Zalle, fondern eben.fo auch in dem zweiten unbedingt nue 
den Erfolg berückſichtigt, und mithin ſelbſt in dem zipeiten 

Beifpiele die Strafe des Verbrandtenmordes angeipendet 
haben‘). Angelus Hretinds geht nicht näher auf 
die Sache ein, fondern führt nur im Allgemeinen Bartos 
fus Meinung an, ohne jedochiweder. für noch gegen dies 
felbe ſich zu erfläcen . Ausführlicher ift dagegen Bos 
nifacius de Vitalinis, welcher gerade die. entges 
gengefegte Anficht vertheidigt, und hier ſchlechthin bios 
Eulpa, nicht aber eigentlichen Dolus “annimmt ," weßhalb 
er denn auch z. B. in dem alle einer Zödtung nicht die 





4) Bartolus, Comment. ad L.II. G. 2. D. de 'poenis, 
No 7. Zweifelhaft hierüber fcheint Bartolus ſelbſt nod 


ad L. 4.D, de injuriis. 


5) Bartolus, Comment, ad L. 14. D. ad L. Cornel. de si- 
cariis, No. 2. 


6) Angelus Aret. Tractatus super malehiciis, ,Iciwe- - 
ter dolose, (Mediolani 191%.) Fol, ATb. - 
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poena homicidii, fondeen blos die actio injuriam 


oder die actio cx lege Aquilia, geftatten mi) s 
Umftändlicher als feine Vorgänger it Julius Elan e 
der zwar wieder auf die Behauptung von Bartels be 
rückkommt, allein ſelbſt eingeſteht, daß die Mehrzahlu 9 ;, 
damaligen Schriftſteller die entgegengeſetzte Lehre verik vi 
Digten, und daß fogar die Gerichte nach Diefer Tegtern b hi 







fiht entfchieden; ja er giebt fogar zu, daß felbft nad b 
ner eigenen Ueberzeugung in einem folhen Kalle, ne 
auch fein eigentliher Grund zur Freiſprechung durd da 
Richter, Doch immerhin eine hinreichende Urfache zur be 
gnadigung durch den Regenten gegeben fey ). Under 
mit. glaubt auch deflen Eommentator Bajardug ii 
einffimmen zu müſſen, wiewohl er ebenfalls nur einck 
terlihes Urtheil im entgegengefegten Sinne beibring) 
Die gewöhnliche Lehre der italienifchen Juriften, for 
fie hieenach in Theorie und Pragis beftanden zu hin 
ſcheint, findet fi dagegen fehr beſtimmt ausgefprode, 
und vergleihungsweife wohl auch ziemlih gut vertheidit 
von Menochius, der, geftügt. auf die Auctorität eint 
ganzen Reihe gleichzeitiger Schriftfteller, in allen Zalen 
diefer Art bloße Eulpa, und daher nur eine Poena arbi- 
traria, gelten läßt '°). Der gewichtigſte Semährsmm 
hierüber ift jedoch offenbar Farin acius, deffen Ant 
ten, als des legten und angefehenften Schriftftellerg diee 
ganzen Schule, hier wie überall natürlich von der höchſte 
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:7) Bonifacius, Tractatus de maleficiis, Tit, de ir 
suliu. (Mediolani 1514.) Fol. 7a. 


8) Glarus, Recept. Sentent. L.V. $. homicidium, No. >. 
$. fin. Qu. 77. No. 8. 


9) Bajardus, Additt. ad Jul. Clari R. S. $. homicidiun, 
No. 12, “ 


10) Menochinus, de arbitrariis judicum uaestion. 
$. He Cas; 82%. No. \ı 1a. | Auaes 
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Sedeutung erfcheinen. Nah Farinacius aber fol in 
>en Zällen der angegebenen Art zwar allerdings eine Strafe 
Statt finden, jedoch nicht die, melche Statt gefunden has 
Sen würde, wenn das fragliche Verbrechen ohne Irrthum 
at Anfehung des Dbjecte® begangen worden wäre, fondern 
Dielmehr immer eine, nad richterlihem Ermeſſen zu bes 
Ftimmende, mildere Strafe”). Und von diefer Anficht 
Dehauptet derfelbe ausdrücklich, daß fie communis opi- 
Kilo feiner Zeit gewefen fey. 

Was fonach die italienifchen Schriftftefler betrift, be⸗ 
wen Anſichten doch überhaupt zur richtigen Auffaſſung und 
Erklärung unſeres gemeinen Rechts, anerkannter Ma⸗ 
Ben, von fo Hoher Wichtigkeit find, fo kann hierüber nach 
Dem eben Bemerften Fein Zweifel beftehen ; und es ift das 
Her gewiß auffallend, daß unfere heutigen Criminaliften, 
welche in dieſer Beziehung die gerade entgegengefegte Theo⸗ 
rie verteidigen, in der Regel e8 nicht einmal der Mühe 
werth haften, dieſe italieniſche Anſicht einer beſonderen Wi⸗ 
derlegung zu würdigen. Allein nicht blos die Italiener 
hatten ũber die hier aufgeworfene Frage eine von unſerer 
jetzigen Doctrin abweichende Meinung, ſondern auch an⸗ 
dere Rechtsgelehrten der damaligen Zeit ſprechen ſich eben⸗ 
falls, und unabhängig von jenen, ganz in demſelben Sinne 
aus. Es genügt in dieſer Hinſicht blos an Damhouder 
zu erinnern, dem man doch jedenfalls, als nächſtem Zeit⸗ 
genoſſen der Carolina, eine gewiſſe Beachtung ſchuldig iſt, 
und der ſich gerade aufs allerbeſtimmteſte dahin ausſpricht, 
daß im Falle eines Irrthums im Objecte, z. B. dei der 
Tödtung, der Verbrecher nicht zur Todesſtrafe, ſondern 
blos ad detrimentorum restitutionem et repara- 


—— 
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11) Farinacius, Praxis criminal. Qu. 1820. No. 184. — 
Qu. 125. No. 152. 153. _ 
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tongm zu verurtheilen fey "). Auf dieſe Weiſe aber ers 
giebt ſich denn alſo, daß zur Zeit des Entſtehens der as 
rolina, d.h. unmittelbar vor und nach derfelben, die jegige 
Theorie. keineswegs die gangbare geweſen ift, fondeen daf 
vielmehr umgefchrt gerade das entgegengefegte Syſtem die 
Regel bildete. 

Späterhin, allein freilich erft etwa Hundert Jahre 
nad Abfaflung der Carolina, wurde dies allerdings an 
ders, und zwar hauptfächlih durch die Auctorität von 
Carpzov und Matthäus. Was nämlich Earpjo 
betrifft, fo war er es insbefondere, welcher Hier die alt, 
bereits fo ziemlich in Vergeffenheit gerathene, Anficht von 
Bartolus wieder neuerdings geltend zu machen, und, was 
Bartolus nicht gethan hatte, dieſelbe ausführlich zu be 
gründen ſuchte“), und feine Arbeit verdient daher gemil 
ſchon deßhalb eine gewiſſe Anerfennung; allein freifich Häre 
man dabei nicht vergeflen follen, fo häufig man es audi 
der That vergeflen hat, daß feine ganze Argumentation 
eigentlich nicht auf das gemeine Recht, fondern Hauptfäd: 
lich auf eine Churſächſiſche Verordnung gebaut ift, wor 
"Durch denn diefelbe für Sachfen allerdings eine geſetzliche 
Sanction erhielt. Ja demſelben Sinne wie Carpzod, er⸗ 
klärte ſich jedoch, ohngefähr gleichzeitig mit ihm, auch 
Matthäus '), und vielleicht trug gerade feine Darftel⸗ 
lung, mehr noch als die von Carpzov, dazu bei, die bis 
herige Unficht zu untergraben, und der bis auf den heuti- 
gen Tag herrſchenden Lehre einen entfchiedenen Sieg ju 
verfchaffen. Allein auch dabei hätte man wieder nicht 
überfehen follen, daß Matthäus blos von dem römifgen 


12) Damhouder, Practica rerum eriminal. Cap. 85. 
No. 7: 

13) Carpzov, Pract.nov.rer.crim. Qu.5.18. No, 14—1& 

1%) De crimimibus comment, ad ib, XLVIIL. Tit,5. Cap. 3. 
No, 12.13. 
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Rechte ſpricht, und daß man demſelben qlſo gewiſſerma⸗ 
fen Gewalt anthut, wenn man feine, blos auf dieſes 
Recht beſchränkte, und von dieſem — wie ſich aus dem 
Folgenden ergeben wird — gewiß auch vollkommen rich⸗ 
tige Theorie, ohne Weiteres auf, das. gemeine. deutſche 
Recht übertragen zu Fönnen glaubte, Jedoch wie dem ims 
mer fey, fo nahm man eben einmal an, ſowohl Carpzov 
ald Matthäus hätten in der That, fo wenig diefes auch 
wirflih der Fall war, von unferm gemeinen Rechte ges 
ſprochen, und durch ihe Anfehen fehien denn nunmehr dee 
ganze Streit plöglich entfchieden. Deſſen ungeachtet hielten 
ſich aber freilich auch jegt noch die fpäteren Schriftfteller 
über das Eriminalrecht für verpflichtet, unferer Srage ims, 
mer eine befondere Aufmerffamkeit zu widmen; und ſo 
finden wir denn namentlich bei Pufendorf *), Lau⸗ 
terbach“), Kreß “), Leyſer“) m M. den frag⸗ 
lichen Gegenſtand nicht nur erwähnt, ſondern jedesmal, 
auch die vorzüglichften Gründe beider Anfichten mebr oder 
weniger umftändlich erörtert. Zwar fehlte ed auch fetzt 
nicht, daß wenigſtens einzelne Rechtegelehrten von Zeit. zu 
Zeit als Vertheidiger der früheren Theorie auftraten, wie 
namentlich 3. B. Willenberg ; allein ihre Stimme 
murde überhört, und die Gegner hatten auf jeden Fall 
den Vortheil, daß fie der Zahl nach die ſtärkeren waren. 


15) De jure naturae et gentium, L. I. Cap. 8. §. 16. 

16) Conegum theoret. präact. Pandect, ad lib. XLVIII. 
Tit $.1 

17) Comment. inC. c. c. (edit. noviss.) ad Art. 145. 6.1. 
No. 4. $.2. In den erſten Ausgaben iſt die Frage nur ganz 
Eur; berührt, 

18) Meditatt. ad Pandectas. Spec. 550. No.4.5, Spec. 597. 
No. 15. Spec. 610. No. 5—8,. 

19) Diss. de homicidio per errorem in persona commisso, 
Gedani 17%. Leider ift mir diefe Schrift bloß aus der Anz 
zeige von Anderen befannt, und ich kann daher auch nicht beur⸗ 
theilen,, in wicfern durch fie etwa meine eigene Arbeit als üher- 
flüffig erſcheinen mag. 
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Hätte aber auch wirklich noch von einem Kampfe die Rebe 
ſeyn fönnen, fo wurde Doch derfelbe jedenfalls dadurch 
entſchieden, daß J. F. S. Böhmer, wenn aud ohne 
neue Gründe, in dieſer Beziehung für Carpzov ſich erklär⸗ 
te, und wiederholt defien Lehre zu rechtfertigen fuchte”°). 
Bei diefem Stande unferer Eontroverfe hätte man 
nun wohl die Erwartung hegen dürfen, daß diefelbe, bei 
dem neuerwachten Eifer für eriminaliftifche Forſchungen 
ſeit dem Ende des vorigen Jahrhunderts, ebenfalls einer 
neuen und gründlichen Reviſion unterworfen werden min 
de; oder wenigſtens, wenn die vorherrſchend philoſophi⸗ 
ſche Tendenz der damaligen Zeit auch gerade Hier zu keinen 
befonderen Hoffnungen berechtigen mochte, Daß dieſes doch 
jedenfalls jegt hätte gefchehen müflen, wo das hiſtoriſche 
Studium, und damit die Ergründung des eigenthiimtichen 
Geiſtes der verfhiedenen Zeiten und Gefeßgebungen, aus 
in unferee Wiffenfcbaft eines entfchiedenen Gieges ſich ju 
erfreuen anfängt. Allein leider ift dieſe Hoffnung bisher 
nicht erfüllt worden. Was nämlich unfere verfchiedenen 
Eompendien betrifft, fo wird hier die Frage entweder völs 
lig übergangen, (j. DB. bei Srolman, Feuerbach, 
Salchow, Jarcke, Roßhirt,) oder, wenn diefelbe 
auch erwähnt wird, fo gefchieht dieſes Doch immer nur fo 
nebendei, und überall in einer Art und Welle, daß man 
glauben follte, die Sache fey durchaus Flar und entſchie⸗ 
den, und von irgend einem Zweifel könne hier gar nicht 
die Rede ſeyn“). Hiernach aber Fann es denn auch kaum 
aufs 

20) Meditatt. in C. C.C. ad Art. 145. $. 2. Observatt. ad 
Carpzov. Qu.5. Obs.1. Qu.18. Obs. 3.4. 

21) Koch, Institut. $.152.462. Quiſt Ko, Grandf. 8.217. 
Zittmann, Handb. Bd. I. ©. 256.298. Bd. II. ©. 210, 
805 — 805. Henke, Handb. Th. LI. 5. 3 — Fr Mar: 
tin, Tchrb. 8. 107. Wächter, Lehrb. Th. II. ©. 12% 


Heften, Leheb. 56.7%.  Mirtermaler, Anmerff, zu 
Feuerbachs Lehrb, 12. Pong S. . 
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mffallend ſeyn, wenn man jenen Gegenftand neuerdings 
aft nie mehr einer eigenen, ‚abgefonderten Behandlung 
bürdigte, und wenn gerade in diefer Hinficht, während 

oc fonft die eriminaliftifche Literatur fo reih an Monos 

waphien ift, nur wenig oder nichts gefchehen if. Außer 

inem ziemlich unbedeutenden Auffage von®efterding‘”), 

ſebſt ein Paar kurzen Andeutungen von: Heffter ”) 

nd einigen gelegentlichen‘ Bemerkungen von Hißig ”), 
enne ich nämlich blos eine Differtation don K. &, Pfo⸗ 
enhauer ”°), welche jegt allgemein ald das Hauptwerk 

iber die angeregte Frage betrachtet zu werden pflegt, und 

Jie ich daher auch hier vorzugsweife berückfichtigen werde, 

‚bgleich ich mich, "bei der gänzlichen Werfchiedenheit unfes 
er beiderfeitigen Anfichten, nicht darauf einlaffen Bann, jede 

inzelne abweichende Meinung fpeciell Hervorzuheben. Die 

Hauptfache fommt mir nur darauf an, den oberften Ges 

yanfen, von dem ich glaube, daB man bei diefer ganzen 

Steeitfrage nothwendig ausgehen muß, gehörig darzuſtel⸗ 

en und zu begrinden. — 

Der Hauptfehler, welchen man bei Behandfung uns 
ierer Frage von jeher — von den 'italienifchen Yuriften an 
zis auf die allerneuefte Zeit herab — ſich zu Schulden 
'ommen ließ, ift, nach meiner Ueberzeugung, der., daß 
nan die Sache immer viel zu einfeitig aufgefaßt hat, und 
adurch glei von vorn herein den richtigen Gefihtspunft 
erriichte. Nicht das fragte man, welchen Einfluß der 
zrrthum im Objecte überhaupt auf die firafrechtliche 
Seurtheilung einer Handlung Habe, fondern immer nue 
as, welchen einfluß es habe, wenn der 5 Berbrecher Na 


22) Sm N. Archiv d. Crim. R. Bd. m. ©. 486 —- 498. 

23) Ebendaſ. Bd. XII. G. 279 — 289, 

24) In Deſſen Zeilſchtet. Trim. R. Bo. XII. &, 920836, 

25) Dies, de delicto: per erzorem in persona ——— 
lae 1828. Br. Ze U En BL a a \ GERN C' 

sp. 8. CH. 1837, IV. ©. ” v 
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fihtlich der Perſon ſich im Irrthume befand ; ja, damit 
nicht zufrieden, fam man, ‚mit einigen wenigen Ausnah: 
men, fogar fo weit, daß man überall hlos die Frage aufs 
warf und erörterte, von welchem @influffe der Irrthun 
ſey, wenn flatt der einen Perfon eine andere getödter 
wiirde? Und auch die Wenigen, welche hier einen Schrit 
weiter gingen, glaubten doch Alles gethan gu haben, wen 
fie die Grundfäge, welche man für die Todtung aufgefrll 
hatte, analogiſch auch auf die Injurie anwendeten; allı 
dabei blieben denn auch fie, gleichfam ats der Höchken o 
tenz, auf die fih der Gegenftand erheben laffe , fchledhehin 
. ftehen, und niemals ſcheint man auch nur daran gedadt 
zu haben, in diefer Beziehung eine allgemeine, für alt 
Arten von Verbrechen gleich gültige Regel aufzufinden. 
Die Urfache diefer Einfeitigfeit ift jedoch nicht ſchwer einn 
fehen. Bon einem Irrthum im Objecte kann nämlid dh | 
fenbar nur unter der VBorausfegung die Rede ſeyn, daß de 
Abficht des Verbrechers fpeciell auf eine beftimmte Perfm 
oder auf eine beftimmte Sache gerichtet war ; in allen de 
nen Fällen dagegen, mo eine folhe Abficht nicht vorlag, 
fondern wo, gleichviel an welchem Objecte, blos das Ber 
brechen im Allgemeinen begangen werden follte, fann & 
folder Feethum auch gar nicht vorfommen. Und betrab 
tet man nun die Fälle, wie fie in der Erfahrung vorkon 
men, fo ift e8 allerdings gewöhnlich blog die Todtung un 
die Injurie, bei welcher, nach der Abficht des Verbrecher 
gerade diefe oder jene beftimmte Perfon getroffen wert 
ſollte, fo daß alfo in der That, wenn man blos die reg 
mäßigen Fälle ind Auge faſſen will, ein Irrthum im M 
jecte auch hauptfächlich nur bei jenen beiden ”°), nicht abe 
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26) Fälle der Art finden ſich bei Carpzov, P. R. C. Qui 
N.15 16.23.2€, Leyser;, Spec. 610: med. 5 _. 8: gidı 
U: Ahnnolea Bo. XMV. S. 05 Kr Seat, peitieheife 3b. xıd 
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In gleicher Art auch bei den übrigen Verbrechen Stätt- fins 
den wird, Bei allen übrigen ftrafbaren Handlungen näms 
lich wird: e8 dem Verbrecher, twenigftend in der Regel, 
ziemlich gleidgültig fein, ob ſeine Abfiht an dem-A oder 
an dem B erreicht wird, wenn diefelbe nur überhaupt ers 
reicht wied; d. h. in allen übrigen Fällen wird es dem 
MWerbrecher faft immer nur darauf ankommen, daß Vers 
brechen als folche® zu begehen und die Früchte feiner That 
gu erndten, allein e6 wird. ihm einerlei fein, ob der A oder 
der B es if, der ihm als Mittel zur Erreichung dieſes 
Zweckes dient. Bei der Nothzucht, bei der Sodomie, und 
bei allen’ ſonſtigen Arten der Fleiſchesverbrechen kommt es 
Dem Berbrecher gewiß faft immer nur darauf an, feinen 
Trieb zur Wolluft zu befriedigen, ‘ohne Rückſicht an wem 
dieſes gefchieht, und er würde wohl faſt in keinem dieſer 
Falle feine Handlung aufgegeben haben, wenn ee gewußt 
hätte, daß z. B. das genothzũchtigte Mädchen die B fet, 
und nicht: die A, wofür er fie irrrhümlich gehalten hatte. 
Allein eben deswegen, weil Hier ſeine Abſicht eine generelle 
geweſen ˖ iſt; die ſich eben fowohl auf die wirklich miß⸗ 
brauchte, als auf die, nach der urſprünglichen Abſicht, zu 
mißbrauchende Perfon bezog, kann in diefem Kalle natücs 
lich auch von einem eigentlichen Irrthum im Objecte nicht 
die Rede ſeyn. Sanz daſſelbe wird übrigens auch bei den 
meiſten anderen Verbrechen gegen Perfonen Statt finden, 
namentlich bei dem :f.: g. Menfehenraube, der Entführung 
und dem Ehebruche, (3. B. der. auf Ehebruch ausgehende 
Ehemanu findet Ir dem Bette einer liederlihen Dirne eine 
andere,) fo daß alſo auch in Anſehung dieſer Verbrechen 
gewiß nur- -äußerft ' felten Bälle vorkoinmen 'tberden, wo, 
wegen fpecieller Richtung auf eine beftinimte Perfon, die 
Frage über. den Einflug des Jerthums ein wirklich prakti⸗ 
febe# Intereſſe erhalten Fann. Wis aber hinſichtlich dee 
Verbrechen an Berfonen: gilt, das muß natärlis, akt 


Pr 2 


578 .- Wabern den. Einfluß des Srechums_ :, 


lich des Verbrechen an Sachen noch in bei weitem größe 
rem. Umfange gelten. Bei ſämmilichen Verbrechen gegen 
das Eigenthum wird e8 immer zu den allecaußerordentlihs 
hen Seltenheiten gehören, daß es hiebei gerade auf ein eins 
zehnes beſtimmtes Object abgefehen ift, in der unverhälts | 
nißmäßigen Mehrheit von Fällen aber wird dieſes, nad | | 
der Abſicht des Werbrechers, völlig einerlei fepn, Det | | 
Dieb „, der mit dem Willen. zu.ftehlen in ein Haus eindringt, Ä 
wird wohl nicht leicht daran denfen, gerade dieſen oder je | | 
nen ‚fpeciellen Gegenſtand zu entwenden, fondern feine Ab⸗ 
ht. wird Inder Regel daranf gerichtet ſeyn, . zw nehmen 
wag und mie viel er eben findet, ohne Rückſicht, ob es die 
Ehatpulle A oder Bift, welche er einſteckt, oben ob dab ; | 
geſtohlen⸗ Geld dem A oder dem B zugehört. — Wi]: 
einem Borte, bei der ‚großen Mehrzahl der. Verbrechen 
wird es immer die Regel ſeyn, daß eine ſpecielle Richug 
auf eine beſtimmte Perſon oder Sache nicht Statt finde, | 
und daher auch von einem Irrthum im Objecte fchleht | 
bin feine Rede feyn kann; bei der Tödtung und.der Ins 
vie. aber wird, gerade umgekehrt ,. die Regel dahin gehm, 
daß hier jedesmal eine beſtimmte einzelne Perfon getroffen 
werden fol, weßhalb denn auch hier ein Jerthum aleıs 
dings möglich wird. Der Fehler unferer Criminaliſten 
liegt alfo nur darin, daß fie blos die Regel, nicht aber zw 
gleih auch die Ausnahme, d. 5. daf fire blos Die gewöhns 
lichen, nicht aber auch die ungewöhnlichen Sälle berkdie 
tigt haben. 

.. Bei einer wiſſenſchafticchen Beögnhlung, bei. Gegen⸗ 
ſtandes kann es jedoch hierauf natürlich nicht ankommen 
und, ohne Unterſchied, ob die Fälle der Art: Häufig oder 
felten. ſeyn mögen, können mir Diefelben, wenn fie nur 
iiberhaupt ald möglich erſcheinen auch. keinegewegs von 
unſerer -Betzachtung ausfchließen. _ Daß aber wirklih, 
nicht blos beider Xduog in wie. Narürligg auch bei im 
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Körperverletzung) und bei ded Injurle, ſondern eben’ fo 
bei faſt allen übrigen Gattungen firafbarer - Handiungen 
eine fpecielle Richtung auf kin beſtimmtes Object-, und das 
het aut ein Irẽthum im Objecte ian der Urt vorkommen 
kann, daß der Handlende,:mwenn:ee feinen Yerthum ges 
wußt hutte, das ganze Verbrechen unterlaffen haben mwürs - 
de — darliber läßt fi wohl nicht ſtreiten. Zum Uebers 
Auffe jedoch ein Baar Beiſpiele. Bel der Nothzucht wied 
Die Befriedigung der Geſchlechtsluſt allerding® der gewöhn⸗ 
lichere Fall ſeyn; allein man denke fi, daß Jemand, um 
ſich an einem Mädchen oder an deflen Litern zw rächen, 
dieſes Mädchen nothzüchtigen will"), aus Irrthum aber 
sit Defien Rammierjungfer zuſammentrifft. Eine ’ihnlicde 
Verwechſelung kann bei deu Entführung und bei? dem Ehe⸗ 
bruche vorkommen: ein feutiger Liebhaber will das felne 
Anträge verſchmähende Mädehen mit Gewalt entführen, 
allein ſtatt "der Geliebten ergreift. er deren Freundin; Yes 
mand wilf mit der Ehefrau des A, die er liebe, Ehebruch 
treiben; befchläft ‚aber die Srau des B. Bei den Wer⸗ 
brechen an Sachen ift daſſelbe Verhältniß möglich? ein Ge⸗ 
lehrter (dre Fall möchte immerhin denkbar feyn!) will .eine 
feltene Ausgabe‘, oder ein koſtbares Manuſcript enswenden, 
ftiehlt aber‘ ftate deſſen eint Chatoulle oder einen MBechfel'y 
mein:Zeind, um mich zu Pränfen, will meine Baumpflan⸗ 
zung zerſtoͤren, fügl aberden ‚mir zugedachten "Schaden 
einem Andern zu, oder er will, aus Rache, meine Wohs' 
nung in- Brand’ ſtecken, zündet aber das Haus meines 
Nachbats an. In allen diefen, und in einer Reihe: ähnli⸗ 
‚ Her Falle iſt es von felbft eintenchtend, daß ed Hebel, ge⸗ 
ade wie bei der Tödtung und der Injurie, immer. auf ein 
| fpecielleg Object Abgeſehen war, ‚und daß das begbſichtigte 
—— gewiß feotechehin unterblichen feyn — wenn 
: 97) Ein Fon der Kt fiber Mg bir Gazette des ribnnaur, 
49. Juin «5. Juillet 1855; 
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der Verbrecher das wahre Verhätmif der Sache gekannt 
hätte. Wenn jedoch die Beifpiele der Art nicht hängen, 
als diefes wirklich geſchieht, ſich vor Bericht wiederholen, 
fo liegt der Grund hievon offenbar blos darin, dab chen 
überall, wo fpeciell eine befimmte Perfon oder eine bes 
flimmte Sache als Object des Verbrechens erfcheint, der 
Verbrecher felbft auch jedesmal genau darauf zu fehea 
- Hflegt , gerade diefe Perfon oder Sache, und Feine ander 
ju treffen. Allein möglich bleibt e8, nach dem eben Bo 
merkten, doch immerhin, daß ein folder Irrthum wich 
lich Statt findet, und zwar nicht blos bei der Zödtuy 
und der Injurie, fondern in der Regel bei allen und jeden 
Verbrechens; und es ik fomit durchaus falfch, wenn man 
die ganze Controverſe nue auf jene beiden Verbrechen ir 
ſchränken will, während fie doch offenbar als allgemein 


Megel Hinfichtlich allee Arten von firafbaren Handlungen 


erörtert werden follte. Demnacd würde denn auch, wın 
von der Stellung unferer Frage in einem Syſteme des gu 
fammten Eriminalrechtd die Rede wäre, diefelbe nicht ia 
den befondern Theil zu verweiſen ſeyn, fondern fie müßte, 
glei) fo vielen andern Lehren, nothwendig in dem f. g. all 
gemeinen Theile abgehandelt werden, wobei aber: freilich 


wieder ein Streit darüber entfiehen könnte, ob dieſes zwech⸗ 


mäßiger bei Gelegenheit der Lehre vom Joerthume über 


haupt, oder, was ich eigentlich für das Richtigere halte, 
bei Gelegenheit der Lehre vom Dolus zu gefchehen hätte. 
Das erftere hat jegt wirklich auch Heffter ), das zweilt 
aber Mittermaier ’) gethan, wogegen alle übrige, 
fowohl älteren als neueren Eriminaliſten im algemeins 
28) Lehrb. 6. 56. 78. Bol. 88 3 Ko ch, Institut. 
&: 152. :Littmann, HNGandb. ©. 236. 
89) Anmerk. zu Feuerbad’s a “a. Ausg.) ©. ee. gie 


termaier ertlört ich jedoch nicht genauer, Baer sicht 1%) 
die Fülle an, workkar aaa fier a uoieceikhen habe, 
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Theile hievon gar nicht fprechen ; und ſchon damit zur Ge⸗ 
ıiltge beweiſen, daß fie die Wichtigkeit unferer Frage überall 
sicht- gehörig: aufgefaßt Baden. — 

Gehen wir jegt, nach richtiger Beftimmung des Um⸗ 
fanges und der Stellung, näher auf unfere Aufgabe ein.’ 
Was hier vorerft die pofitiven Geſetze betrifft, fo ſcheink 
es wohl am beften;, -geradezu einzugeftehen, daß wir in 
diefer Beziehung eigentlich völlig von ihnen verlaflen find; 
allein eben damit fpricht man feeisich auch ſchon gleich von 
vorn herein die Schwierigkeit auß, hier durchgängig zu fer’ 
fien und unbeftrittenen Nefultaten zu gelangen. Zwar 
giebt es allerdings mehrere Stellen aus dem römifchen 
Mechte ?”), auf welche gewöhnlich beide Parteien zur Uns 
terftügung ihrer vefpectiven Anficht fich zu berufen pflegen, 
die aber, genau betrachtet, gar nicht hierher gehören, und, 
wie fih aus dem Folgenden ergeben wird, felbft in An: 
ſehung des römifchen Rechts ale. bloße Singularitäten er: 
ſcheinen, jedenfalls alfo hinſichtlich unſeres gemeinen deut: 
ſchen Rechts ohne alle. Bedeutung find ). Noch weniger 
finder ſich aber in der Carolina, indem der einzige Art. 145., 
welchen man wohl bisweilen in diefer Hinficht angeführt 
hat, offenbar nur von einem ganz fpeciellen Falle Handelt, 
und daher, wie man jegt auch allgemein zugiebt, für uns 
fere Stage gar feinen Anhaftepunft darbietet. Daffelbe 
gilt in Anfehung aller. neueren: Grfegbücher, von denen 
blos das preußiſche den Gegenftand ſpeciell hervorhebt ), 





80) L. 46. $.4. D. ad E. Aquiliam, L.3. 5.4. L. 4. L. 18. 
6.3. D. de injuriis, L. 11.6.2. D. de poenis. »Die legte 
Stelle gehört auf jeden Fall niht Hierher. S. oben Not. 1. 

31) Deffen ungeachtet beſchränkt fich ſelbſt noch die neuefte Schrift 
von Pfotenhauer.(Not. 25.) einzig und allein auf die Exe⸗ 
gefe diefer Paar Stellen aus dem römiſchen Rechte. 

82) Pr. L. R. Th. II. Zit. 20. $. 807. „Beweis eines Irrthums 
in der Perfon des Setödtefen kann in der Regel nur Verſchär⸗ 
Ir ‚ aber nicht eine Milderung der verwirkten Strafe nach jich 
zieben.” 
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allein freilich auf eine Weiſe, wodurch die Schwierigkei⸗ 
ten keineswegs befeitigt, fondern vielmehr, gerade wegen 
der Lüchenhaftigfeit der Befimmungen, neue erzeugt wer⸗ 
den ). Das baierifche "*) und even fo daB neugriechi⸗ 
ſche*) Geſetzbuch fprechen dagegen blos von dem Falle, 
"wenn die Strafbarfeit einee Handlung durch gewiſſe, dem 
Verbrecher unbewußte, Thatfachen vermehrt wird, alfe 
3.8. Ermordung eine Verwandten ftatt eined Kremden; 
Das öfterreichifche und franzöfifche Recht. endlich fchweigen 
ganz *). Und fo bleibt und denn hiernach nichts weite 
übsig, ald zur Analogie und zudemfogenannten, Geiſte 
des pofitiven Rechts unfere Zuflucht zu nehmen; und mie 
unficher und trügerifch diefe beiden QDuellen_auch beinahe in 
jeder anderen Hinficht erfcheinen ”), fo glaube ich dot, 





88) Bol. Klein, Annalen Bd. XVIII. ©. 222, 228, 

84) Boiler. Geſetzb. Art, 42. 

85) Griech. Gefeßb. Art. 98. Sch benuge diefe aufällige en i 
heit, eine Bemerkung von Mittermater in d. kritiſch. Zeit: 
ſchrift für Rechtsw. d. Ausl. Bd. VII. S. 801. Anm. 7, wos 
nach mir ſel bſt ein Hauptanthetl an der Redaction des griedis 
ſchen Strafgeſetzbuches zutommen ſoll, hiemit öffentlich für uns 
richtig zu erklären. Sch bin diefe Erklärung um fo mehr ſchul⸗ 
dig, als das Wenige, was man bei der definitiven Abfaſſung 
diefes Geſetzbuches, um doch nicht überall nur eine bloße Kopie 
der beiden neueften baierifchen Entwürfe zu liefern, aus mds ! 

‚, nem urfprünglichen Projecte entlehnt bat, in der fonderbaren ' 
Werbindung, in der es fich jegt befindet, zur größeren Bobs 
tommenheit des Buches keinesweges beitragen möchte. Die Ents 
ftehungsgefchichte der griechifchen Geſe bücher überhaupt hat je⸗ 
doch für das deutfche Publitum ein zu’ untergeordnetes Inter: 
efie, als daß ich mir erlauben dürfte, hierauf näher einzugehen; 
daher blos fo vjel, daß das, was fih bi Maurer, das grüs 

diſche Wolf 2c. (Beldels. 1885.) Bd. IL. &. 840. 341. im dies 
fer init erzählt findet, jedenfalls nicht die ganze Wahr 


eit ift. 
86) Lieber die Anfichten in England: Blackstone, Com- 
_ mentaries on the laws of England, Vol. IV. p. 201. 
87) Sehr beachtenswerth find in dieſer Beziehung die Worte von 
Feuerbach, £ehrb. $. 102. Rot, f., fo wenig diefelden freilich 
at das beweifen, was fie an dieſer Stelle eigentlich bewes 
ſen follen, ' J 
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daß fie gerade hier ſo deutlich und zuverläſſig find, daB je⸗ 
der Zweifel Dadurch fehlechthin befeitigt zu werden ſcheint, 
Alles Hänge nämlich. bei unferer Krage davon ab, von 
welcher Anficht eine Geſetzaebung hinſichtijch. detz Dolus, 
der Culpa und des Verſuches ausgeht. In dieſer Hinſicht 
aber findet ſich in unferen. gemeinzechtlihen Quellen ein drei⸗ 
faches. Syſtem aufgeſtelſgt. Nach dem. Alteſten deutſchen 
Rechte, fo,dange.man moch. dem Compofitipnenfpftemg ‚trem 
blieb, trat. bekannilich gar, Fein Unterfehied „ein „- od eine 
Dandlung aus Dolus den ‚anf bloßer -Bahrjäffigfeit bes 
gangen worden war )3. Alles kam fchlechthin.nur.auf.den 
eingetretenen Erfolg am, und von.einer Strafe des bloßen 
Verſuchs konnte mithin hier im Hrunde noch gat nicht, ‚die 
Rede ſeyn “). Ganz dieſelbe Anſicht finder ſich in ber .cöa 
mifhen Lex Aquilia ,...und.:;jiberhaupf, bei ‚allen. rom⸗ 
ſchen Privatdelicten, d. h. auch bier; — bei demfurtum, 
der rapina, dem damnum injuria datum..und der 
injuria — ging man dayon autz daß der Dokus und die 
Eulpa gleihmäßig Wr der Berfuch aber überall nicht bes 
ſtraft werden follte *.)..,. Späterhin. wurbe diefes jedoch 
anders, und- indem man dem , urſprünglich wohl nur von 
der Lex Cornelia de sicariis geltenden Sag: in ma- 
leficiis voluntas spegtatur, non exitus, "zu einer 
allgemeinen Regel des gefammten römifchen Criminalrechts 
erhob, kam man jegt, im grellen Gegenfage mit dem bei 
Privatdelicten noch fortwährend geltenden Spfieme, ge 





83) ©. z. B. Legen Rötharis. (ap. Canciani, Legg. Bar- - 
arorum, Vol. I.) cap. 75. 188. 144. 889, 
89) Sut. jedoch Lex Bajuvar, (ap, Canciani, Vol. LI. ) tit, IX. 


40, Gajus, III. 211. 8.8. J..deL, Aquilia, L. .90,. 5. 8. 
L. 44. pr. D. ad L. Aquiliam. 

41) L. 1.'$. 2. D. quod quisgne juris, L. e7. 6.17.D.adL. 
Aquiliam, L. el. 9: 7. D. .de ‚Furtis, L. 15. * 10. D. de 
ajurlis 
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eade umgefehrt dahin, daß — freilich abgefehen von man- 
cherlei Ausnahmen — im Allgemeinen der Verſuch eben 
fo wie die Vollendung *”), die einfache Eulpa aber, me 
nigſtens in dee Regel, gar nicht beftraft wurde ). Diefe 
beiden, einander fo ſchroff entgegenftehenden, Syſteme 
wurden dann, hauptſachlich wohl durch den Einfluß der 
italieniſchen Jurifen *), in dem fpäteren deutſchen Rechte 
dergeſtalt mit einander verſchmoͤlzen, daß nunmehr, fs 
wohl nach der Earofina als nach allen neueren deutſchen 
Geſetzgebungen *), die Fahrlaſſigkeit und der Verſuch 
zwar ällerbings beſtraft, überall jedoch mit einer geringes 
een‘ Strafe belegt werden, als der Dolus und die Vollen- 
dung.: Man drückt dieſes gewöhnlich fo aus, daß man 
fagt, in dem altgermaniſchen Rechte und bei den römifchen 
Privatdelleten zeige ſich ein rein-objectiver, bei den 
ubrigen romiſthen Verbrechen ein rein fubjectiner, und 
bei dem fpäteren deutſchen Rechte ein gemifchter objec: 
tivefubjectiver Geſichtspunkt; "und fo befannt und 
einfach diefe Säge find ‚fo dürften doch alle Mißgriffe, de 
ren man ſich, befonder& feit Tarpzo, binfichtlich unferer 
bier aufgewörfenen Streitfrage, zu Schulden fommen 
ließ, gerade daher rühren, daß man eben jene einfaden 
Srundanfichten dee verfchiedenen Legidlationen in diefer 


42) Außer den’ bekannten Sefseiftellen (f. Wa ter, Lehrb. 
Th. J. S. 139.) gehören hierher; Cicero pro Milone ce. '. 
Valerius Max. IX. 1l.n7 ee ans 981. Se 
neca de constantia. c. 7. de "beneficiis V, 
48) Bol. H. v. Almendingen, Unterfuchungen über d. kul⸗ 
pofe Werscehen. (Gießen 1804.) S. 19% — 230. 
“ e. befonders Jul. Clarus, Practica criminal. qu. 84. 
. qu. 92. n. 1. 2. wo auch die betreffenden Stelen aus den 
älteren ttalienifchen Schriftftellern angeführt find. 

45) Der franzöfifhe Code penal geht bekanntlich von einm 
ganz verfchiedenen Gefichtspunkte aus, und fo müßte denn auf 
nach dielem Geratuhe die Eutfheidung unferer Sontroverle 
“ anders auffallen. 
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Beziehung: nicht: gehörig aufsefaßt⸗ und richtig angewen⸗ 
det hat. Be Fu 

Wenn eine: Geſetzgebung von dem rein fubjectiven, 
oder wenn fie von dem rein objrctiven Gefichtäpinfie, aus⸗ 
geht, fo hat die Frage über den Einfluß des Irrthums um 
Dbjecte. überall feine Schwierigkeit; d. h. in beiden. Fällen 
ift Die Entfchuldigung des Verbrecher, daß er fich entwer 
dee hinfichtlich dee Perfon, oder Hinfichtlich det Sache 
geirrt habe, fchlehihin ohne Bedeutung, indent in dem 
einen Kalle blos der Wille des Thärers, ohne Rürkficht auf 
den wieflichen Erfolg, in dem andern Falle aber. bloß der 
wirkliche Erfolg der That, ohne Rückſicht auf den Willeg 
des Täters, den Gegenftand der ſtrafrechtlichen Beur⸗— 
theilung ausmacht. Und daher ift denn auch, wie ich her 
reits bemerkte, die Anſicht von Matthäus “), dag 
binfichtlich des römifchen Rechte der Irrthum im Objeete 
durchaus ohne Einfluß fey, vollfommen richtig, und blos 
feine Nachfolger , welche diefe Behauptung ohne Weiteres 
auf das deutfche Recht übertragen haben, verdienen Tas 
del. Nach römifhem Rechte nämlich — abgefehen von 
den f. 9. Privatdelicten und einigen fonftigen Ausnahmen — 
kommt Alles nur auf die Abficht des Verbrecherd an, und 
Das Verbrechen gilt bekanntlich als vollendet, fobald, jene 
Abficht nur nicht mehr auf- bloße Gedanken fih befchränft 
hat, (cogitationis poonim nemo patitur,) fondern 
auf irgend eine Weife in äußere Handlungen übergegangen 
if. Ob aber diefe äußeren Handlungen den beabfichtigten 
Erfolg wirklich hervorbringen, ‘oder ob fie zur Hervorbrin⸗ 
gung deflelben auch nur überhaupt tauglich find, oder nicht, 
iſt nach der vein fubjectiven Anficht des römifchen Rechts 
durchaus gleichgültig, und ſelbſt folche Handlungen, welche, 





46) De eriminibus comment. ad lib. XLVIIL. tit, 5, cap. 3. 
n “ [} " 
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aus was Immer für einer Urfache, hiezu als abfolut un⸗ 
tauglich erfcheinen,, wie 3. B. der Ehebruch mit der eige⸗ 
nen Frau, die Vergiftung mit Zucder, oder mit verſchie⸗ 
denen Giften, welche ſich gegenfeitig neutralifiren ), äns 
bern .on dem Begriffe des Verbrechens nichts, und fes 
wohl der Ehebruch als die Vergiftung gilt Hier als voll 
fommen perfect und als ‚gleich ftrafbar wie in dem Kalle, 
wo .die Abſicht des Verbrechers wirklich erreicht worden if. 
Wenn alfo, um mit Matthäus a. a. O. zu fpreden, 
Semand den. Mävius tödtet ftatt des Titius, oder die Ziege 
des Damon ftiehlt ftatt die ded Damötas, oder. mit der 
Fulvia Ehebruc treibt ftatt mit der Pompeja, fo iR, nad 
zömifchen Rechtsbegriffen, alles dieſes vollkommen gleich⸗ 
gültig: die Tödtung und der Ehebruch erſcheinen hier recht⸗ 
lich als vollendet, und damit die geſetzliche Strafe als vers 
wirft, fobald die erfte Handlung zur Begehung jener Bro 
beechen geſchehen ift; welchen ‚Erfolg aber Die Handlum 
herbeigeführt hat, ob das beabfichtigte Object wirklich dar 
von geteoffen worden if‘, oder ein anderes, oder aud gar 
feines, iſt nach römischen. Rechte überall ohne Einfluß, 
und der Verbrecher wied nicht wegen der Tödtung bed 
Mävius, fondeen wegen der beabfichtigten Tödtung dei Fir 
tius, nicht megen des Ehebruchs mit der Kulpia , fondern 
wegen des beabfichtigten Ehebruch& mit der Pompeja ber 
ſtraft ). Allein daffelbe gilt natürlich auch “von allen 


- 47) Seneca, de constantia; c. 7. „Si quis cum uxore mu 
tanquam aliena concumbat, adulter erit, quamıvis illa 
adultera non sit. Aliquis mihi venenum dedit, sed vim 
suam remixtum cibo perdidit: venenum illud dando, 
scelere se obligavit, etiamsi non nocuit.”. Jdem de 
beneficiis, V. 13. „Qui veri beneficii specie fefellit, tam 
ingratus est, quam venefidus, qui soporem, cum ve 
nenum crederet, miscuit.” 

48) Blos hinfichtlid) des Diebftahle, wobei, als einem f. g. Pri 

vattelicte , Alles nur.auf den Erfolg ankommt, der KBerfud 

aber gar wicht bekrait wet , tritt ein anderes Werhälthiß cin. 
Bol, L. 21.9.7. Die turn, Un ES Sne ded Du: 
1 
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übrigen Gällen der Art: Yeinand will 5: B. Teinen Vardk 
gödten,. tödtet aber einen Fremden, oder er’ will eher 
Fremden tödten, tödtet aber feinen Vater; fo ift,- weil 
der Vegeiff des Verbrechens ſich hier immer nad der Ab⸗ 
fit, und nicht wach dem Erfolge: beftimmt, in dem etz 
ſten Zalle ein Batermord, in dem zweiten Falle: ein’ gu 
mwöhnliher Mord vorhanden. Die ganze Sache iſt ſonach 
höchſt einfach, .und die allgemeine, ‚Freilich: auch nur: zu 
oft mißbrauchte. Regel: in :maleficiis voluntas spe- 
statur,, non: exitus, iſtrhier offenbar der Schläffef; 
womit jeder vorfommende Kalt fich ſofort löfen iaäßt. ' 

Ehen ſo wenig Schwierigkeit . hat -unfere Frage nach 
einer Gefeggebung, welche, wie das altgermaniſche Rechk 
und das römische. Hinfichtlich der Privatdelicte, von dem 
rein objectiven Geſichtspunkte ausgeht: Da nämlich hier⸗ 
nach Alles blos von dem Erfolge des Verbrechens abhänge; 
der Wille des Verbrechers felbft aber. gar nie in Bernache 
kommt, fo kann. dabei ein Irrthum im Ohjecte natüchi 
auch überall nicht den mindeften @influß haben. Was 
der Verbeecher gewollt oder nicht gewollt har, ift untes 
diefee Vorausſetzung gleihgültig, und. nur. das frägt ˖ſich . 
was toirflich geichehen if. Hat derfelbe alſoz. B. einen 
Fremden tödten wollen, ftatt defien. aber feinen: eigenem 
Vater getödtet, ſo trifft ihn, von kein objectivem Standa 
punfte betrachtet, die Strafe des Vatermords; hat ee 
Dagegen. feinen Water tödten wollen, wirklich aber nu 
einen Fremden getödtet, fo ift er bloß einer einfachen Töd⸗ 
tung ſchuldig. Zödtet jedoch Jemand den Mävius Rath 
des Titius, oder.beftichlt ee den Damon ftatt den Damb⸗ 
tas, oder treibt er mit der Fulvia Ehebruch ftatt mit der 


- mon ſtichlt ſtatt die bes Damotas, it zwar, wie Matthän 8 
richtig bemerkt „ebenfalls Dieb , allein er wird nicht wegen bes 
.... beabfichtigten: Bienfahte ‚on Damötas, fondern wegen dad Sixt 
lichen Diebſtahis an Damon betrat, 
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Pompeja, ſo iſt dieſes auch hier, eben fo wie nad ſub⸗ 
jectivem Gefichtöpunfte, ohne Sewicht, allein freilich mit 
dem Unterſchiede, daß hier das wirklich begangene, un 
nicht das -beabfichtigte Werbrechen es if, welches ale der 
eigentlihe Gegenftands dee Beftrafung erfcheint. Dabei 
wicd aber freilich immer: sorausgefegt, daB die genannten 
Verbrechen an dem. wirklich betroffenen Objecte überhaupt 
möglich gewefen find. . Denn iſt dieſes nicht der Fall, und 
ann, ensweder nach der Natur der Sache oder nach poſ⸗ 
tiven Beſtimmungen, an der irrthümlich ‚verlegten Perfon 
oder Sache das heabfichtigte Verbrechen gar nicht Statt 
finden , oder werden folde Mittel zur Ausführung gewählt, 
welche die Hervorbringung des gewünfchten Erfolges uns 
möglich machen, 3. ©. Tödtung eines bereits Geſtorbenen, 
Vergiftung mit Zucder, Ehebruch mit der eigenen Kran, 
Motbzucht an einer Hure “), Ehrenverlegung an. einen 
Ehrloſen, Diebftahl an der eigenen Sache, Brandftiftung 
an dem. eigenen Haufe u. dgl., fo fällt hier natürlich, von 
objectivem Standpunkte aufgefaßt, der Begriff eines Ber 
brechens noihwendig weg, und von einer Strafe des Jr 
reuden kann fomit überall nicht.Die Rede feyn. 
..;, Hieraus aber erfläcen fih denn nun. auch ‚jene Paar 
ſchon aenannten Stellest, des römiſchen Rechts, auf welche 
beide Parteien, ſomohl ‚Die Gegner. als die Vertheidiger, 
eines Einfluſſes des Irtthums im Objecte ſich zw berufen 
pflegen, und wodurch jede derſelben ihre Anſicht rechifertis 
gen zu, können glaubt, Alle dieſe Gefetzesſtellen nämlich 
ſprechen ausſchlichlich nuk von Praͤbardelieten, m 
alſo, wegen des hier vorherrſchenden rein: objectiven Br 
— Er DE 9 Pa ee Ts En | 
49) Wenn der Verbrecher diefe Eigenfchaft gewußt hat, fo 
„möchte dies, — beiläuftg hemerkt — ſogar ſchon nach römijhe 
Er, Anſichten nicht ohne Gtuflyg geweſen ſeyn. Bel. Terer- 


7. tius, Eunuch. V, 5,18, ,Qmis homo pro 'moecho um- 
quam vidit in dama mereiticia Erani) anawiquan ?” 
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ſichtspunktes, im Vergleich mit dem fibrigen tömifchen 
und dem heutigen deutfhen Rechte, ein ſo durchaus eigens 
thümliches Verhältniß eintritt, daß jeder Schluß, wel 
chen hieraus Hinfichtlich des Irrthums etwa abgeleitet wers 
den Fönnte, ſchon von vorn herein als offenbär fülfch ers 
feinen muß. Was nämlich: diejenigen Stellen betrifft, 
wodurch bewieſen werden fol, daß der Irrthum in Anz 
fehung des Objectes Peinen Einfluß auf die ftrafrechtliche 
Beucthellung einee Handlung habe, fo citirt man dafür 
gewöhnlid L. 45. $.4. D. ad L. Aquiliam”), und 
L. 18. $. 3. D. de injuriis*”). "Allein ba bekanntlich 
da® damnum injuria datum als die eigentliche injuria 
zu den römtfchen Privatdelicten gehörten, dabei aber, wie 
gefagt, Alles nur auf den Erfolg dee Handlung, und gat 
nichts auf die Abficht des Handelnden feldft ankam, ein 
Irrthum im Objecte alfo auch ſchlechthin gleichgültig ſeyn 
mußte, fo iſt, eben aus dieſem eigenthümlichen Gefichtd 
punfte betrachtet, die Entfcheibung der in den genannten 
Geſetzen vorfommenden beiden Fälle offenbar ganz natitt) 
ih und geradezu nothwendig; allein jede weitere Kolges 
rung daraus auf unfer 'dermaliges, auf fo völfig verſchie⸗ 
denen Principien beruhendes, gemeines Recht muß natüts - 
lich eben fo verkehrt erfcheinen, als eine jede derartige 
Folgerung auf das übrige, davon ebenfalls fo durchaus 


FB FR fi ‘ 
- 50) (Paulus.) Si, defedendi mei cafsa,, laßidem in ada 
versarium misero, qed non eum, .sed, Hragtereuntenf 
percussero, tenebor lege Aquilia: jllum enim solum, 
ui vim infert, ferire concedifur; et'hoc, si tuendi 
umtaxat,.non etiam ‚ab ulciseengli. aMuıga factum sit. , 
51) (Paulus.) Si injuria mihi fiat ab eo, cui sim igno-, 
tus; aut si quis putet, me Lucium Titium esse, quum 
sim Cajus Sejus: praevalet quod :pfisaipala est, iNju- 
riam eum mihi facere velle.... ‚Nam. sertua ego sum, 
licet illo putet me alium esse, quam sum; et.ideo iu- 
juriarum habeo actionem, sı..iw.- tn - 
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abweichende, römifhe Recht feyn würde. Zwar Eünnte 
man vielleicht, wenigſtens binfihtlih der L. 18. 63. 
D. de injuriis, einwenden, daß ja nach römifgen 
Rechte zum Begriffe der -injuria ebenfalls das Vorhas⸗ 
denfeyn eined animus injuriandi vorausgejegt werd, 
mithin alfo auch Hier, gegen ‚die ſtrengen Grundſätze der 
Dbjectivität, die Abficht des Verbrechers in VBetraft 
fomme, und damit denn auch der Irrthum in Berradt 
kommen könne, fo daß demnach, wenn in der angefühe 
ten Stelle dahin entfcheiden fey, dag der Irrthum im Ob 
jecte ohne Einfluß. ſeyn folle, dieſe Regel in gleicher Weiſe 
auch von allen übrigen Verbrechen gelten müſſe. Yan 
hagegen ift zu bemerfen, daß. bei der injuria, gan fo 
wie bei den fonftigen Privatdelicten, der abjectine Sefihtks 
punft doch immer die Hauptfache blieb °’) , und daf u 
Bader ae fehe erklärlich iſt, wenn die römifchen Jur 
fen, nah ach. ihrer bekannten, Conſequenz, ſich auch Hier w 
mühten, die Grundfäge, welche von den iibrigen Delicht 
der Art galten, felbft auf die i injuria möglicyft anzumes 
den. ine jede injuriirende Pandlung nämlich ſcheint hies 
nach zunächſt blos von ihrer rein objectiven Seite aufge 
foßt, und jedem, aud nur auf diefe Weife Xnjuriicter 
einſtweilen die actio injuriarum zugeſprochen worden pu 
ſeyn, welche dann aber freilich wieder hinwegfiel, fobal | 
der Injuriant feldft nachweiſen konnte, daß er in dem ge 
gebenen Halle feinen animus injuriandi gehabt haft, 
zu. welchem Ende ihm ja namentlid) auch das Recht zuftand, 
durch einen feierfichen Eid ſich zu vereinigen. °’) Hatte 
nun ;. B. Jemand den Cajus Sejus ftatt des Lucius Ti 
tius 6 injueliet; te Connte der erſtere allerdings Klage erheben, 
| Aue Ä weil 
:62) L. 8. D. de. —* Volwerie magnitudo atrocitatem 
facit, et nomwnquam. ‚locus vulneris , ‚veluti oeulo per- 
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53) L. 5. 5.8 D. de inluriia, Daran 
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weil eben, objectiv betrachtet, eine injuriicende Handlung 
gegen ihn vorlag, und feine Klage mußte ihm wirklich zus 
geſprochen werden, wenn es dem Ungefchuldigten nicht 
gelang, entweder durch eine einfache Erklärung, oder 
nöthigenfall® ſelbſt durch einen gerichtlichen Eid, feine 
bona fides darzuthun, und auf diefe Art erfcheint denn 
die Beftimmung der L. 18. cit. den römifchen Anfichten 
fiber injuria vollfommen gemäß und anpaffend‘‘), gu 
gleichee Zeit aber ergiebt ſich auch daraus , daß jeder anas 
loge Schluß auf andere Fälle Hier. eben fo unftatthaft ſeyn 
wiirde, als dieſes Hei allen übrigen römiſchen Private 
Delicten der Fall wäre, 

Shen fo unbeweifend find jedoch auch bie anderen 
Stellen, welche man für die entgegengefegte Anficht, daß 
der Jerthum im Objecte überall einen wefentlichen Einfluß 
babe, anzuführen pflest. Man beruft fich nämlich in dies 
fer Hinficht bauptfächlih auf L. 8. $.4. L. 4. D. de 
anjuriis‘‘); allein in den beiden hier erwähnten Fällen 
äft die Handlung, morauf die actio injuriarum gebaut 
woerden könnte, Kolge eines bloßen Zufall, und nicht eins 
mal einer Eulpa, fo daß alfo, da ja felbft bei allen Pri⸗ 
watdelicten der Zufall allein niemals Gegenftand einer firafs 
zechtlihen Verfolgung werden Eonnte *), der Schluß, 
weil hier der Jerthum im Objecte jede Strafe aufhebe, 





64) Ueber die perfchiebenen bisher aufgeftellten Erklärungsver⸗ 
fuche der L. 18. 8.8. D. de injuriis, f. Pfotenhauer, 
Diss. cit. p. 9_— 18, Höchft —— —— ſcheint mir in diefer 
Betehung auch bi die Auficht von Walter im R. Archiv d. Crim. 


55) L.3.6. 4. (Ulpian. ) Si quis hominem liherum one- 
ciderit, dum putat servum suum: in ea causa est, ne 
injuriarum teneaturn L. 4. (Paulus. ) Si quum servo 

ıc0 pugnum ducere vellem, in proximo te stantem in- 
.„/ YVitus Rereusseriin: injuriarum non teneor. 


56) Gajus, Ill. 211. 1.9 §. 4. L. 29. F. 2 —4 L L. 80. 8. . 
L. 52. $:%. D. ad L. Aquiliam. SZ 
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diefed auch fonft der Fall feyn müfle, offenbar als undes 
gründet fich zeigt. Und diefe Anficht, daß die angeführ: 
sen Gefege wirklich in dem gegebenen Sinne, von einem 
reinen Zufalle, zu verftehen feyen, und Daher gar nidt 
hierher gehörten, ift denn in dee That nicht blos in der 
neueften Zeit die allgemein angenominene , fondern dieſelbe 
wurde auch ſchon friiher, wo doch die jegige Theorie über | 
den ‚Einfluß des Irrthums noch fehr wenige Vertheidiger 
zählte, wiederholt auf das augenfälligfte dargethan“) 
Auf diefe Weife aber beweifen denn die citirten Stellen 
weiter nichts, als den befannten Sag, daß Der bloße Zu 
fall nicht beftraft werden Fönne; im übrlgen Dagegen haben 
fie auf unfere Hier zu erörternde Krage eben fo wenig irgend 
eine Beziehung, als die vorhin erwähnten, und es bleibt 
fomit richtig, daß wie in diefer Hinficht ſchlechthin darauf 
verzichten müſſen, in den pofitiven Geſetzen, weder für 
die eine noch für die andere Meinung , iegend einen be |. 
ftimmten, mit Flaren Worten ausgefpröchene, Anhalts 
punkt zu finden, 
| * (Der Befchluß im nächſten Hefte.) 


ı  chineus, controvers. juris. L.1. cap.37. 








XXII. 
Ueb er | u 
e Fortſchritte der Gefesgebung 
in Bezug auf den Strafprozeß 
und 


e Korderungen, welche an den Seſetzgeber 
geſtellt werden können. 


Bon on 
Mit rermaie 2 


(Bern des Auſſate⸗ Mr. vm in Heft 2. ). 


. int, on! 


$. V. Geimtnatgeriätsorsantfation. Ren 


8 fehlt weder an beredten Vertheidigungen. der Vor⸗ 
je einer. neuen auf Oeffentlichkeit und Mündfichkeit 
senden Strafprozeßorganifation,, noch an einzelnen Vor⸗ 
lägen über die Einführung derſelben. Allein man üher⸗ 
gt ſich bald, daß die Meiften, welche über den Gegen⸗ 
nd fchreiben oder fprechen, nur auf der Oberfläche fich 
ten und, zufrieden mit allgemein gefaßten Anträgen auf 
führung der Deffentlichkeit . und Mündlichfeit, die 
hivierigfeiten gar nicht Fennen, welche mit der Durch⸗ 
‚rung eines neuen Geſetzbuchs über Strafprogeß‘ verbun⸗ 
ı find, der auf Deffentlichfeit und. Mündlichfeit gebaut ' 
rden fol. Die Meiften, welche von einer folchen neuen 
ozedur fprechen, haben nur den franzöfifchen Strafpro⸗ 
vor Augen, und glauben ſchon Alles gethan zu haben, 
nn fie nur die Einführung der franzöfiſchen Steuer 
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ordnung erreichen Fönnten, Ber aber ſelbſt mit der Be⸗ 
arbeitung eines ſolchen Geſetzbuchs fi befyäftige hat, we 
diefe Ehre Dem Verfafler des gegenwärtigen Aufſatzes wurk, 
weiß, daß erſt bei dem Detail der Bearbeitung Schwie 
tigfeiten fih ergeben, die durchaus nicht befriedigend in 
dem feanzöfifhen Code gehoben find. Einer befondemn 
Aufmerkſamkeit find in dieſer Hinfiht die Verhandlungen 
dee Commiſſion und dee ſchweizeriſchen Tagſatzung über 
den Entwurf der Militärſtrafprozeßordnung würdig) 
Während: ein Theil der Sefandten ') als Grundlage dr 
ſchriftliche Prozedur verlangte, forderten Andere die ir 
nahme des franzöfifchen Strafverfahren; aber mit Recht 
hatte Keller’) erflärt, daß man confequent, wen 
man Diffentlichfelt und Miündfichfeit wolle , den Bid af 
den englifchen Strafprozeß richten müfle; Kell er's Gab 
achten über diefen Punkt, fo wie der von feiner Beobat- 
tung&gabe und Geiſt zeugende Bericht von Rüttiman‘) 
iiber den englifchen Strafprozeß verdienen die Yufmalı 
famfeit eines Jeden, welcher fi mit der Gefengebum 
über Strafprozeß beſchaftigt. Wir werden auf diefe k 
beiten in dem erfolg unſeres Aufſatzes zurücdkomen 


I) Wir werden in dem Werfolge dieſes Aufſatzes daran ariöt 
fommen. 

2) Sur Beurtheilung der Atbeiten der Commiſflon gehöcen ii 
Berichte und Entwürfe, von welchen jeder auf ein ander M 
drei im Text angebeuteten Syſteme gebaut war. (ine mi 

VUeberſicht giebt befonders der dritte (amBO. April 1887) von ® 

BGommiſſion erftattete Bericht. 
. 8 Kbgebrudt in dem erwähnten britten Gommiffionsberkk 
54 5 In ben ae des Kantone Waadt ift die at 
«6 franzö tens hervor. b 
Bericht S. jr eh gehoben, | 
.» %) Ueber dir englifche Strafrechtspflege von Rüttimann. i 
... 1887. De Berfaffer wurde von feiner Regierung nach A 
u gelendet,, um die englifchen Gerichtseinrichtungen zu beobadk® 


Der Beciht acht dem Werfaffer, der 
Ehre, und dar Stapiamı ter —— NR Sehe hin Ai ng —2— 
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Am meiften muß ‚man darüber ftaunen, daß Diejenigen, 
welche auf Reformen In der. Strafprozeßgeſetzgebung an⸗ 
tragen, nicht kräftiger die Umgeſtaltung der Gerichtsver⸗ 
faſſung dur Sprache bringen, Alle legislativen Verſuche, 
den Strafprozeß zu verbeſſern, ſi nd vergeblich, wenn das 
Uebel nicht an der Wurzel gefaßt und eine auf die Grund⸗ 
lage der Deffentlihfeit und Mündlichkeit gebaute Ge⸗ 
richtöverfaffung eingeführt wird. Der Zufammenhang 
derfelben mit dem Strafptogeffe muß Jedem einleuchten, 
wvoelcher weiß,. daß Formen todte Gebilde find, die nur 
Leben Durch die Menfchen erhalten können, welche diefe For⸗ 
men anzuwenden haben. Die Wirkſamkeit der noch fo forgs 
fältig auf die Entdeckung der Schuld wie auf Schug für 
Die Unſchuld berechneten Formen hängt davon ab, welchen 
Gerichten . die. Anwendung dieſer Formen anvertraut iſt. 
Die Erreichung der Vortheile, daß auf die möglichſt ſchnelle 
und am mindeſten koſtſpielige Weiſe der Zweck des Straf⸗ 
prozeſſes realifiet werde, iſt dadurch bedingt, daß gehörig 
beſetzte, in nicht zu großen Entfernungen angeordnete Ge⸗ 
xichte, welche zweckmäßig in einander: eingreifen, die Uns 
terfuchung leiten und die Urtheile fällen. Es kommt dars 
auf an, daß die Collegialverfaſſung, die überall, wo Ur⸗ 
theile gefällt werden ſollen, als nothwendig ſich darſtellt, 
in eine paſſende Verbindung mit Einzelnrichtern gebracht 
werde; melde: da als zwechmäßig fich bewähren, wo es 
auf ein raſches energifches Handeln anfommt. Daß uns 
fere befiehende deutfche Gerichteverfaffung dem Zwecke 
nicht entſpricht, daß insbeſondere, fo lange fie befteht , jes 
Der Verfuch febeitern muß, den Strafprozeß auf Deffents 
fichkeit und Miündlichleit zu bauen, muß von Jedem zus 
gegeben werden, welcher die Nachtheile der Verbindung 
der Juſtiz und Bermaltung bei den’ Untergerichten Eennt, 
wer weiß, wie viele Vorftudien, Gewandtheit, eine Art 
Vorliebe für Criminalrecht und Muße zu einem tüchtigen 
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Inquirenten gehören, während unfere Unterrichter,, ge 
nöthigt, eben fo ausgezeichnete Kenner des Civilrechts wi 
des Strafrechts zu ſeyn, niedergedrückt durch die Laft de 
widerfprechendften Gefchäfte, in&befondere Durch die laufen; 
‚den vielfältigen Adminiftrationsgefchäfte in Anfpruch genoms 
men, nicht im Stande feyn fönnen, mit ganzer Kraft der Cri⸗ 
minaljuftiz fi zu widmen. Es ift flar, daß fo lange nur, 
wie es jegt ift, neben diefen viel gequälten Unterbeamten 
für fehr große Gerichtsfprengel Dbergerichte angeordnet 
find, welche über die ihnen eingefendeten Akten zu urthei⸗ 
fen haben, die Verfuhe während dee Unterfuchung dei 
Inquirenten gehörig zu controliren, und wichtige Schritte, 
z. B. die Verhaftung nur von der Entfcheidung eines Col⸗ 
legialgerichts abhängig zu machen, eben fo fcheitern müſſen, 
als die Verbefferungsplane, die Urtheildfälfung nur denje 
nigen Gerichten anzuvertrauen, bei weldyen vor verfams 
melten Richtern die Hauptunterfuchung öffentlich und 
mündlich verhandelt wurde. Der Umftand, daß nah 
der beftehenden Rinrihtung nur die Hofs oder Appella⸗ 
tionsgerichte oder Juſtizkanzleien, alfo die Obergerichte 
Die einzigen collegialiſch organifirten Gerichte find, vernich⸗ 
tet nämlih die Durchführung einer Unordnung, duch 
welche die wichtigen für den Angefhuldigten drückenden 
Unterfuchungshandlungen von dem Befchlufle eines Cole 
gialgerichtd abhängig gemacht werden, weil durch die Ans 
fragen und die Einfendung der Akten an das oft entfernt 
gelegene Dbergericht zu viel Zeit verloren würde, 

Prüft man die Verhältniffe, welche die Anordnung 
eines auf zweckmäßige Grundlagen gebauten Strafprozeſ⸗ 
fe8 beftimmen, fo können in Bezug auf die Gerichtsver 
faffung an den Gefeßgeber nachfolgende Forderungen ges 
ftellt werden: I. Die Drganifation muß darauf gebaut 
ſeyn, daß mit dem wenigften Zeitverluft raſch am Anfang 
des Prozeſſes eingeigiitten, ver Ssrhekand hergeſtellt, 


— — 
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die Beweiſe erhoben werden können; es wird daher nothe⸗ 
wendig, daß in möͤglichſt kleinen Bezirken Beamte aufge 
ſtellt find, welche die darauf bezüglichen Schritte und Um 
terhandlungen vorzunehmen befugt find. II. Ess muß 
dafür geforgt feyn,. daß ein Gericht während der Vor⸗ 
unterfuchung geeignet den Unterfuchungsbeamten contros 
fire, daß diefer von Zeit zu Zeit Vortrag tiber den Stand 
feiner Unterfuchungen an da8 Gericht erftatte, und gewiſſe 
einflußreiche Unterfuchungshandlungen nur nach erhaltener: 
Zuftimmung. des Gerichts vornehmen könne. Solcher Ges 
richte müflen im Lande viele feyn, damit die Gerichtsbe⸗ 
zirfe nicht zu groß feyen und dadurch Hinderniffe in der 
Schrelligfeig der Juſtizverwaltung entftehen. III. Es müfs 
fen in geeignet abgetheilten Gerichtsbezirken eigene Beamte 
angeftellt werden‘, welche mit der Einleitung und Führung 
‚der Steafprozefle in der Borunterfuchung beauftragt find, 
unmittelbar bet dem sub II. befchriebenen Bezirksgerichte 
fich- befinden, und.in beftändiger Wechfelwirfung mit dem 
Staatsanwalte: find, deſſen Anträge und Mittheilungen 
dem Unterfuhungsrihter wichtig. werden. IV. Ein cob 
legialifch beſetztes Gericht, und zwar ein von demjenigen 
Gerichte, das im Laufe der VBorunterfuchung über die Ans 
träge des Unterfuhungsrichters und des Staatsanwalts zu 
entſcheiden hatte, verfchiedened, muß am Ende der Vor; 
‚unterfuchung über: Die Frage enticheiden, ob der Ange 
f&buldigte in den Stand .der. Anklage zu verfegen fe, 
V. Die Entſcheidung über die Schuld des. Angeflagtem, 
der von dem eben hezeichneten Anklagsſenate vor’ das Eri— 
minalgericht. gerviefen ift, muß einem Gerichte: überlaflen 
werden , vos weichem die Verhandlungen der Hauptunters 
fuhung geführt werden, auf deren Grund das Urtbeil zu 
fällen ift, und. zwar müflen vor: diefem Gerichte der Ange⸗ 
Flagte und die: Zeugen erfcheinen und vernommen werden, 
Daher der Geſetzgeber dafür, zu forgen hat, dag dies Erb 
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minalgericht nicht für einen zu weiten Gerichtsſprengel an⸗ 
geordnet wird, weil fonft die Koſten ber Unterſuchung und 
Die Laften für die Zeugen, welche dor* zu erfcheinen haben, 
gu groß merden. Dies Gericht darf auch nicht aus Mit 
gliedern beſtehen, welche bereit in er Worunterfuhung 
entfchieden oder über die Werfegung in den Anklageſtand 
geurtheilt haben. VI. Un der Spig diefes Gerichts muß 
ein Beamter fiehen, welcher die Verl,andlungen der öffent 
lichen mündlichen Unterfuchung leitet, . die eigentliche Haupts 
wnterfuhung führt, Angeklagte un! Zeugen vernimmt, 
und alle Mittel anwender, um die Wahrheit Herzuftellen. 
VII. Es müfen ®erichte angeordnet ſenn, welche über 
die Steaffälle entfcheiden, Die zwar nicht mit peinlihen 
Strafen, aber auch nicht mit bloß polizeilichen bedroht 
find, daher Strafen von einigen Tagen Gefängniß bis ja 
einigen Jahren der (nicht peinlichen) Freiheitsſtrafe nah 
ſich ziehen, auf ähnliche Weife, wie in Frankreich die Zucht⸗ 
polizeigerichte iiber Vergeben enticheiden. VIII. Es be 
darf der Aufftellung eines Höheren Gerichts, welches über 
Hppellationen (da wo man durch rechtögelehrte Richter Urs 
theile fällen läßt) urtheilt, oder als Eaflationsgericht da 
wo Sefhmwornengerichte beſtehen, zu entfcheiden hat. 
Vergleicht man dieſe Korderungen mit der framößs 
Shen Eriminalrechtsverfaffung, fo bemerft man leicht, 
daß diefe legte es if, deren Einführung unfern Vorſchla⸗ 
gen als nothwendig vorſchwebt. Mit Unrecht aber würd 
man glauben, daß wir blind unbedingt nue Die ganze frans 
zöſiſche Gerichtöverfaffung fordern. In Frankreich ſelbſ 
und in den Ländern, in welchen diefe Verfaſſung galt, fühlt 
man wohl einzelne Mängel; diefe zu verbefleen, ift Pflicht. 
Vorzüglich muß daher auch der Blid auf dasjenige gerich 
tet ſeyn, was in neuerer Zeit im Fache der Legislation is 
Bezug auf die Gerichtöverfaflung geleiftet wurde, 5 
Frankreich floh warte im Jahre 1885 den Kammern 
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das Project eines Geſetzes über die Gerihteverfaffung dor⸗ 
gelegt, zunächft zwar auf die Civiljuſtij bezogen, aber auch 
Mehreres enthaltend, was die Eriminaljuftiz angeht. Ya 
der Deputirtenfammer wurde °) darüber Bericht erftattet, 
und diefer Bericht ſowohl ald das 1836 auf den Grund 
des Berichts und der Bemerfungen der Gerichtshöfe der - 
Kammer vorgelegte revidirte Project ift von großer Bedeu⸗ 
tung. Auch verdient von den verſchiedenen bei jener Ges 
legenheit in Frankreich erfchierenen Schriften vorzüglich 
Die treffliche Schrift des Appellationsraths Maffon”) eine 
Beachtung. Im Königreihe Holland wurde fhon am 
18. April 1827 ein Gefeg über die gerichtliche Drganifas 
tion erlaflen; das Gefeg wurde nach der Trennung Bel 
giens von Holland revidiert und nach einer Berathung im 
den Generalftasten am 28. April 1835 mit manchen Abs 
Änderungen verkündet. Es beruht im Weſentlichen auf 


den Grundlagen der franzöfifchen DOrganifation; jedoch mit 


manchen Mbänderungen , die ſchon deswegen nothwendig 
werden, da in Holland Peine Befchtwornengerichte beftehen. 
Die Provinzialgerichtshöfe (ähntich den franzöfifcben Ap⸗ 
pellationshöfen) urtheilen In erfter Inſtanz ohne Appella⸗ 
sion über die Verbrechen, und die Uppellationen, welche 


"gegen die bezirksgerichtlichen Urteile in Zuchtpolizeifachen 


eingelegt werden. Um in Straffachen urtheilen zu können, 
müflen 6 Richter im Provinzialgerichtöhofe gegenwärtig 
feyn; wenigſtens 4 Stimmen gehören zur Verurtheilung 
Cart. 71.). Das Geſetz wollte niht, daß dadurch, wenn 
Richter in ungerader Zahl da ſind, die Moslicken se⸗ 





5) S. darüber Klimrath in der —A fir Zrundiſhe Ge⸗ 
ſetzgebung und Rechtswiſſenſchaft Bd. IX. 

6) Rapport fait à la Cour de Nancy sur ie projet de lei, 
par Masson. Nanoy 1836. 


7) ©. darüber die Darfiellung von Affer in pe Zeitſchrift für 
auslandiſche Orfedgebung Bd. VIIL Me. UL, 
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geben mwiicde,, daß eine Verurtheilung nur burch einfache 
Mojorität einer einzigen Stimme bewirkt würde. Arch 

in den verfchiedenen Kantonen der Schweiz hat die fat 
1881 eingetretene lmgeftaltung die @inführung neue 
Gerichtsverhäftniffe nothwendig gemacht. Wir haben be 
reits im früheren Aufſatze“) die bedeutendften derſelben hers 
vorgehoben,, und die Gefege genannt , die ſich darauf bes 
ziehen. Am bedeutendften find die im Kanton Waadt ers 
gangenen Gefege vom 1% Januar und 25. Mai 1837 
über den Directcur des debats, den Unterfuchunge: 
echter, über Drganifation der Staatsbehörde (davon im | 
nächften $.) und über die mit der Verwaltung der Straf 
juftiz beauftragten Gerichte. Intereſſant find auch die be 
Berathung diefer Gefege im großen Rath Statt gefundenen 
Verhandlungen ’). Da bedeutende Stimmen in der Bew 
fammlung ſich für die Einführung dee Geſchwornengerichte 

im Waatlande ausgefprochen hatten, fo wurde die Bew | 
hung vorzüglich lebhaft, meil die Anhänger der Yurymit - | 
großem Nachdruck die Halbheit des neuen Geſetzes | | 
griffen, und bei diefer Gelegenheit manche geiftreiche Ans | : 
ſichten über. Eriminalgerichtsverfaflung entwickelt wurden | 
Das waadtländifhe Geſetz vom 12. Januar ftellt als Ira | 
fidenten des Criminalgerichts zue Leitung dee Dort vordew | 
- menden Verhandlungen einen Directeur des debats auf, | 
der einen Subfituten erhält, und von dem großen Rat 
auf 6 Jahre ernannt wird. . Diefer Directeue nimmt an 
der definitiven Berathung und Schlußfaffung des Criminab 
gerichts Feinen Antheil. Mach dem Gefege wird fernt 
zum Zwecke der Verwaltung der Eriminaljuftiz der Kantor 

in 6 Bezirke eingetheiltz für jeden derfelben wird ein Us 
terfuchungsrichter, der die VBorunterfuchung in Criminal; 
und Zuchtpolizeifachen führt, auf 6 Fahre auf den Ber | 
— — 


8) Su dieſem Ach , Reve Folge Bd. IV. ©. 188. 
9) Bulletin des seances Au Grand - Tonwäl 1887. p, 166. 
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Mag des Appellationsgerichts von dem Staatsrathe ange: 
ft. Jeden Monat fendet der Unterfuchungsrichter. eine 
abelle iiber alle von ihm geführten Unterfuchungen an 
n Öeneralprocutator. Der Kanton wird noch. in Bezug 
if Criminaljuſtiz in 2 Eriminalgerichtsbezirfe eingetheilt; 
der Bezirk befteht wieder aus mehreren Diftricten, von 
nen jeder ein zuchtpofizeifiches. und polizeiliches Gericht ers 
ilt. Für den ganzen Kanten. .befteht ein Euſſationshof, 
id ein Anklagetribunal. Das kegtere befteht (Geſetz vom 
5. Mai 1837 art. 11.) aus 3 Richtern. des: Appella- 
ynshofes, die auf 18 Monate Hiezu beftimmt find. Kür 
den Criminalgerichtsbezirk iſt ein Eriminalgericht angeord⸗ 
t, das dus 12 Richtern beſteht, nämlich 3 Richter, die 
r große Rath ernennt, 8 Präſidenten der Diſtrictsgerichte, 
Richter der Diſtrietsgerichte. Außerdem ernennt der . 
oße Rath für jeden Bezirk Ergãnzungsrichter. Der älteſte 
r drei Richter der erſten Kategorie (alſo von denen, die 
r große Rath) ernennt) präfidirt, wenn der Directeur 
as débats ſich zurückgezogen hat, dem Gerichte. Die 
ichter, welche der große Rath ernennt, werden auf ſechs 
ahre ernannt, die Präſidenten der Diſtrictsgerichte find 
n Jahr lang Mitglieder des Criminalgerichts. Das 
108 ‚bezeichnet diejenigen‘, welche einzutreten haben, -. Huf 
eiche Weiſe find auch die ſechs Richter des: Diſtrictsge⸗ 
chts nur ein Jahr lang Richter des Eriminalgerichtd; der 
taatsrath wählt aus.den Diftrjetsrichtern acht von jedem 
ezirke, ſendet die Lifte dem Appellationshofe, welcher 
ieder acht Richter aus jedem Bezirke wählt. Die Namen 
efee 16 Richter Fommen dann in eine Urne; das Loos 
zeichnet die ſechs, welche als Mitglieder des Eriminals 
eichts zu functioniren Haben. Das Geſetz bezeichnet um: 
ändlich (art. 38 f.), mit welchen anderen Stellen die eines 
titglieds des Eriminalgerichts unverträglich ift, und wie 
eit die Verwandtſchaft der Mitglieder fie hindert, in vum 
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lichen Gerichte zu fiten. Wenn geſetzliche Recuſationen 
vorfommen , fo tritt (eben fo im Kalle der Verhinderung 
eines Richters) der nächfie Ergänzungsrichter einer Kate 
gorie ein, zu welcher der verhinderte Richter gehört. — 
Die Diſtrictsgerichte find zugleich die correctionellen Gerichte 
(art. 42.); bei jedem Gerichte werden drei Suppleanten 
gewählt. — . Das Polizeigericht befteht aus dem Präaß⸗ 
Denten des Diftrictögericht® und zwei andern Richtern die⸗ 
ſes Gerichts (art. 46.). 

Wie wenden uns nun zur genaueren Begründung der 
oben aufgeftellten Forderungen und prüfen zugleich die 
Darauf bezüglichen Einrichtungen anderer Länder. 

I. Wenn wir als die zweckmäßigſte @inrichtung die vers 
ausfegen, daß der für einen ganzen Bezirk angeftellte Unten 
fuchungsrichter die Vorunterfuchung nach den Anträgen dee 
Gtaatsbehörde und überall nach geeigneter Communication 
mit dem Staatsanwalte fo führt, daß er unter beftändiger 


— —— - 


Controle des Bezirksgerichts Handelt, fo würden mit dieſer 


Einrichtung, wenn fie ifoliet beftände, manche Nachtheile 
verbunden feyn. Da nämlih nur etwa für 100,000 
oder doch 70 bis 80,000 Seelen ein Bezirfsgericht ange: 
ordnet werden kann, und der Unterſuchungsrichter noths 
wendig feinen Gig an dem Drte diefed Gerichts haben 
muß, um nur die Anträge ftellen und Berichte erfaften 
zu fönnen, fo if der Gerichtsbezirk eined Unterſuchung⸗ 
richters ſchon ein fehr außgedehnter. Dadurch aber wür 
den Die Perfonen, welche Klagen vorzubringen haben ode 
als Zeugen zu vernehmen find, in einer zu großen Entf 
nung häufig den Unterfuchungsrichter aufzufuchen habı, 
mas die Kolge Haben würde, daß manche Klagen und Ar 
geigen, weil der Bürger die Befchwerlichfeiten des meiten 
Weges, den Zeitverluſt und die Geſchäftsverſäumniſſe fchent, 
‘ganz unterblieben, und die vorgeladenen Zeugen , die af 
gleiche Weile gu vl Datıiyür daken, Die Pflicht Zuge 
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zu ſeyn als eine beſchwerliche betrachten und daher liebes 
von der Jeugnißablegung ſich loszumachen fuchen. Daß das 
Durch die öffentliche Sicherheit nicht gewinnt, indem mans 
ches Verbrechen unentdeckt bleibt, leuchtet ein. Häufig fommt 
es au daraufan, daß raſch bei einem Vergehen fogleih nad 
der Verübung eingefchritten, der Thatbeftand erhoben, dee 
Befchädigte vernommen, der Augenfchein vorgenommen, und 
Durch raſche Vernehmung vieler Perfonen, die fich nicht mit - 
einander verabreden können, jede Spur des Verbrechens 


verfolgt werde, 3. B. wenn eine fehwere Verwundung oder 


ein Raub verübt wird. Gollte nun von Anfang an die 
ganze Vorunterfuhhung nur: von dem Unterfuchungsrichter, 
der von dem Drte des begangenen Verbrechens vieleicht 


6 Stunden entfernt feinen Sig hat, geführt werden, fo 
| würde dies fehe nachtheilig feyn. — Bis die Anzeige 


dort gemacht wird, bis der Unterfubungsrichter an Ort 
und Stelle fi verfügt, gebt Zeit verloren, die in dem 
Strafprozeſſe nicht unbenugt bleiben darf. Der fchwer Vers 
wundete Fann in der Zwiſchenzeit gefiorben ſeyn; dee Ange⸗ 
ſchuldigte gewinnt Zeit, um zu entfliehen oder die Beweiſe 
Des Verbrechens zu vertilgen. Dur das Geſchwätz, das 
gewöhnlich an dem Drte des begangenen Verbrechens vers 
anlaft wird, leidet die Wahrheit, indem die Zeugen, die 
nun allerfei hören, bald nicht mehr wiffen, was fie wirk⸗ 


sich beobachtet Haben und was nur durch das Gerede der 
Uebrigen in ihre Seele fam, und nun halb Wahrheit, 


Halb Dichtung erzählen, wenn fie als Zeugen vernommen 
werden, während fie die reine Wahrheit gefagt haben wür⸗ 
den, wenn fie unmittelbar nach der That von einem ges 
wandten Inquirenten raſch vernommen worden wären, 
und der Verabredung der Zeugen entgegengewirft wäre, 
In Frankreich und in den Ländern, wo franzöfiicher Pros 
zeß gilt, lehrt die Erfahrung, daß dadurch , daß die Zeus 


‚gen an den oft mehrere Stunden von ihrem Wohnarte aus 
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fernten Sig des Unterfuchungsrichterd geladen werben, 
und auf dem Wege über die Sache, welche fie zu Bericht 
ruft, ſich befpreden, die Entdefung dee Wahrheit fehr 
leidet. Man muß ja licht immer, wenn von der Unwahr: 
heit der Zeugenausfagen die Rede ift, die böswilligen 
Zeugen im Sinne haben; dies ift wohl der feltene Fall; 
aber. der häufige Fall ift Der, daß der Zeuge, der allerlei 
fiber die Sache von Andern hört, in feinem Innern vers 
wirrt wird und nicht mehr genau weiß (befonders wenn 
feit der.Beobachtung der Thatſache längere Zeit verfloflen 
(N), was er felbft fah und Hörte oder was ihm von Andern 
erzählt wurde. Iſt unter folchen Zeugen, Die zu Bericht 
. wandern und fi auf. dem Wege oder im Wirtheshauſe 
treffen, einer oder der Andere, der entweder eine böfe Ab⸗ 
fit Hat, und wiinfchte, Daß eine beftimmte von Der Wahr: 
heit abweichende Ausſage bezeugt werde, und ift ein fok 
ber Zeuge gewandt, hat er die Gabe der Mede, oder ge 


hörige Unverſchämtheit, fo imponirt er den Mitzeugen, 


ſchlägt ihre Zweifel nieder, fuggerirt ihnen Kremdartiges, 
und bewirkt, daß Dann der ſchüchterne, oder geiftig be 
ſchränkte, oder leichtfinnige Zeuge Unwahrheit bei Gericht 
ausfagt, ohne es felbft zu wollen. Möchten doch unfre 
Seiminaltichtee die treue. Schilderung, welche der fein beob⸗ 
achtende Bent ham von der Unzuverläſſigkeit der Zeugen 
. macht ‚ recht beberzigen. Je rafcher unmittelbar nad de 
hat Zeugen vernommen werden, und zwar fo, daf Eine 
nach dem Andern fchnell abgehört wird, ohne daf de 
Zweite erfahren kann, was dee Erfte antwortete, def 
mehr wird auf die Treue der Ausfagen der Zeugen gemirft 
werden. Die große Ausdehnung der Gerichtsbezirke De 
Unterfuchungsrichterd hat auch einen andern Nachthei, 
nämlih den, daß für die Angefchuldigten zu große Br 
ſchwerlichkeiten entftehen; denn da der Unterfuchungsrid 
ter oft den Inculgaten verudguru ung, GE wird der Um 
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ftand, daß der Angeſchuldigte oft viele Stunden weit reis 
fen, feine Gefchäfte verfäumen muß, ſehr drücend, und 
der Unterfuchungsrichter , dee den Angefchuldigten zug 
Stelle haben will, um ihn ſchnell nach Belichen vernehmen 


zu fönnen, wird häufig den Inculpaten lieber im Gefäng⸗ 


niß behalten, während alle diefe Nachtheile weagefallen 
feyn würden, wenn der Angefchuldigte an feinem. Wohn⸗ 
ortte felbft hätte vernommen werden können. Diefe Rück⸗ 
ſichten fordern, daß in Fleinen Bezirfen Einzelnrichter ans 
geftellt werden, welchen die Befugniſſe übertragen werden 
fönnen, gewiſſe Unterfuchungshandlungen vorzunehmen. - 
Auch der franzöfifbe Prozeß ift darauf berechnet, Durch 
die Competenz der Sriedensrichter, welche als Beamte der 
gerichtlichen Polizei erfcheinen, die Nachtheile zu entfernen, 
welche aus der zu großen Ausdehnung der Gerichtsbezirke 
entftehen könnten. Hier aber beklagt man die Sinfeitigfeit 
des franzöfifchen Geſetzgebers, welcher bei der Anftellung 
Des Friedensrichters zunächft nur diefen Beamten als dem. 
Beamten anfieht,, dem der Vergleichsverſuch und ia 
gewiffen mindermwichtigen Eivilftreitigfeiten eine einfache 
mehr fchiedsrichterliche Competenz übertragen ift, daher 
auch der Gefetgeber '°) zunächft nue darauf. fieht, ob der 
Friedensrichter die Eigenfchaften befigt, die ihn zu. einem 
Manne des Vertrauens machen, ohne daß man von ihm 
strenge Rechtöfenntnijfe verlangt, .fo daß ein großer Theil 
Der franzöfifchen Friedensrichter aus übrigens Häufig recht 
ehrenwerthen braven ehemaligen Dffizieren und Verwal⸗ 
zungsbeamten befteht, die nie vollftändige juriftifche Stus 
dien machten, und dennoch als Beamte der gerichtlichen" 
Polizei bei ſehr vielen wichtigen Prozeffen die erften gericht⸗ 
lichen Schtitte vornehmen, Die freilich nicht felten eine, 


- 10) Man vergleiche nur was auch der phrafenreiche Bericht der 


Commiſſion der Deputirtenfammer In gas ep 10. darüber fagt, 
ſ. Klimrath in der Beitfehrift IX. S 
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ſehr ungenügende Grundlage des nachfolgenden Strafpror 


gefles bilden. Die Folge iſt, daB auch die beflern Unter- 
ſuchungsrichter, welche mwiflen, wie wenig fie auf die juti 
ſtiſchen Kenntnifle der Kriedendrichter rechnen fünnen, die 
Unterfuhungsbandlungen lieber ihnen nicht fiberlaflen, fons 
dern feld vornehmen, dadurch aber nach den oben ange 
gebenen Rückſichten viele Koften und Bedrückungen für 
Ungeſchuldigte und Zeugen veranlaflen "). ine Haupts 
ſache ift darnach , daß als Einzelnrichtee nur folche Perfos 
nen angeftellt werden, welchen der Sefegeber die Einleis 
tung der Strafprozeſſe und die gründliche Vornahme einzel 
ner Unterfuhungshandlungen anvertrauen fann, die der 
Inſtructionsrichter ihnen zu Übertragen für paffend findet. 
Auch müffen für Pleine Bezirke (etwa wie in Frankreich für 
einzelne Kantone von 1200 bi8 3000 Geelen nach den 
Localverhältniffen) folbe Richter aufgeftellt werden. Dis 
Sefeg muß dann die Amtsbefugniſſe derſelben in der Urt 


* bezeichnen ”), daß 1) diefe Richter alle Anzeigen und 


Klagen über Verbrechen anzunehmen und dem Gtaatd 
anwalt ungefäumt mitzutheilen verpflichtet find. 2) Sie 
müſſen ermächtigt werden, in Källen, wo die Berftellung 
des Thatbeftandes feine Zögerung leidet, oder wo Gefahr 
it Beweismittel zu verlieren, die nöthigen Unterfuchungss 
handlungen vorzunehmen. 3) Da für den Staatsanwalt, 
welcher die Anklage ſtellt, e8 wichtig ift, bei bedeutenden 
Sandlungen, 4. B. Yugenfhein, Hausfuchung ꝛc., felbk 
gegenwärtig zu feyn, fo muß es dem Einzelnrichter zur 

| icht 





11) Sn den deutſchen Rheinprovinzen (Preußen, Baiern, Hefe) 
ftelit fich freilich dies weit en Are — den —E 


fer Länder ſtrenge juriſtiſche Bildunmg ron den Gandidaten Ib 


Friedensrichteramts gefordert wird. 
12) Der Code de procedure du Canton de Vaud, art. $- 


40. und der Gartihe Entwurf der Gtrofpsogeßs Ortums 
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Pflicht gemacht werden, den Staatsanwalt bon ber Bands 
lung voraus zu benachriädtigen, damit er erfcheinen Pann, 
in fofern nicht Die Gefahr, melde auf dem Verzuge 
ſchwebt, dies unmpglid macht. 4) Ed muß dem Ein⸗ 
zeinrichter felbft die Befugniß ertheilt werden, in gewiſſen 
Deingenden Fällen '’) den Verdächtigen feftnehmen zu lafs 
fen, und ihn ungefäumt zu vernehmen, fo daß wenn der 
Verdacht durch die Vernehmung nicht fogleich "gehoben 
wird, ein Verwahrungsbefehl erlaflen werden darf, . in 
welchem Kalle ungefäumt dem Unterfuchungsrichter die 
Alten mitzutheilen find. 5) Der Unterfuchungsrichter 
muß gefeglich ermächtigt werden, dem Einzelnrichter eins 
zelne gerichtlihe Dandlungen z. B. Zeugenvernehmuns 
gen, und 6) felbft. die Kührung ganzer Borunterfuchuns 
gen ihm mit Zuftimmung des Staatsanwalts zu übers 
: &ragen, meil es für den Ungefchuldigten und die Zeu—⸗ 
' gen, die dann nicht fo weit zu reifen brauchen, . weit her 
quemer und überhaupt weniger Foftfpielig if. Nur darf 
Dieſe Uebertragung nicht zu oft vorfommen, damit nicht 
Das Princip leide, daß der Unterfuchungsrichter felbft. Die 
Worunterſuchungen im Einverftändniß mit dem Staatdans 
mwalt führe. Auch muß der Unterfuchungstichter das Recht 
Haben, zu jeder Zeit die dem Einzelnrichter aufgetragen 
Rumterfusung wieder an fich zu ziehen. . 


III. Weſentlich ift die Aufftellung von collegialifch Otgaz 
axificten Bezirksgerichten, die für Bezirke von 70 bie 
00, 000 Seelen angeordnet werden, zugleich die Civil⸗ 
ichte erfter — „ die Appellationsgerichte in Fällen, 
‚gegen frie ensgerichtliche Urtheile appellirt wird, und 






ztompetenten Geri*:e"jind, um über Die Vergehen zu 
gB.wenn  Ah’äehiähnertnähee im Sr: zu Sr 

* Pro. Mberdanktär, sind Gaghe der Btuhıt da N | 
La. CH. 1837, IV. St. 
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urtheilen. In Bezug auf die Vorunterfuchung if die 
Stellung dieſer Berichte von höchſter Wichtigfeit,, und die 
Erfahrung Frankreichs bewährt, daß fie weſentlich zur 
Beichleunigung der Strafprozefle und zum Schutze gegen 
grundlofe Unterfuchungen beitragen. Un -diefe Gerichte 
muß 1) der Unterfuchungsrichter wöchentlich einen Bericht 
über den Stand der bei ihm anhängigen Unterſuchungen 
erſtatien, damit das Bericht rechtzeitig in Kenntniß vor 
grundlos eröffneten Unterfuchungen gefegt werden und ent 
weder erklären fann, daß gar feine Unterfuchung fortzw 
fegen ſey, 3. ®. weil die That Fein Vergehen enthält, oder 
den Fall blos an das Zuchtpolizeis oder felbft an das Por 
ligeigericht verweifen fann. Nach den franzöfifchen Erimb 
naltabellen über die Eriminaljuftiz vom Jahre 1834 wur 
den von dem Unterfuchungsrichtee 69465 Unterfuchungen 
begonnen; nur in 6204 Fällen wurden die Eriminaluntes 
ſuchungen fortgefegt und Angeſchuldigte an die Anlage 
fammer vermwiefen; in 16733 Fällen erfannte das Bw 
zirksgericht, Daß die Unterfuchung nicht fortzufegen fep; 
21716 Fälle wurden an die Zuchtpolizeigerichte, 517 Zilk 
an die Polizeigerichte gewiefen. Unter jenen oben genam 
ten 16733 Fällen befanden fih 8621, in welchen dei 
Bezirksgericht erfannte, daß die Handlung weder ein Ber 
brechen noch ein Vergehen fey. Um die Schnelligkeit de 
Gefchäftsganges zu beurtheilen, dient eind andere Tadel 
aus welcher fi ergiebt, daß von 45624 Beſchlüſe 
welche die Bezirksgerichte erließen, 28116 fchon im erfnt 
Monate nach der Verübung ded Verbrechens, 9788 # 
dem zweiten Monate, 4246 im dritten Monate eriafe 
wurden. Denke man fi, daß fein ſolches Bezirfägerih 
beftände, und der Unterfuchungsrichter, welcher nad de 
Erfahrung leicht geneigt ift, in einem Falle eine firafie 
Handlung zu Änden, vime Eontrofe Hätte fort unterfuhfl 
fönnen, fo begreikt man\üt, wär Kr Lahucch die UP 
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terfuchungen, verlängert und die Koften vermehrt worden 
wären. 2) Da der Unterfuchungsrichter die Anträge: dee 
Staatsanwalts zu hören hat und das Zufammenmwirfen 
beider Beamten nothiwendig ift, der Unterfuchungsrichter 
aber oft anderer Meinung ale der Staatsanwalt ift und dee 
Staatsanwalt. das Intereſſe der bürgerlichen Geſellſchaft, 
daß nicht Verbrechen unbeftraft bleiben, zu verfolgen hat, 
fo muß dem. Staatsanwalt, der mit der Verfiigung des 
Unterfuchungerichter® unzufrieden iſt, frei ſtehen, Oppoſi⸗ 
sion einzulegen, und über dieſe entfipeidet das Bezirksge⸗ 
uicht. 3) Am Laufe der Vorunterſuchung fommen fo viele 
wichtige Schritte vor, welche für den Angefchuldigten fehe 
drüũckend werden, vorzüglich die Verhaftung. Hier muß 
Das Intereſſe des Staats, daß raſch und energifch das 
Nothwendige gefchehre, mit dem Intereſſe des Angeſchul⸗ 
digten vereinigt werden, welcher durch ſchützende Formen 
gegen. Laune oder übertriebenen Amtseifer des Unterſu⸗ 
chungsrichters ficher geftellt werden muß. Died fann ge!’ 
febehen, wenn vorgefchrieben wird, daß der Unterfuchunges 
richter in einer (gefeglih zu befiimmenden) Furzen Krift 
Mortrag tiber die von ihm verfügte Verhaftung an das 
Bezirfsgericht erftatte, welches dann über die Zuläſſigkeit 
der Verhaftung erkennen muß. 


III. Zur Eereichung der Zwecke eines guten Strafpro⸗ 
zeſſes wird die Aufſtellung eigener Unterſuchungsrichter noth⸗ 
wendig, und zwar fo, daß bei jedem Bezirksgerichte ein fola- 
cher angeftellt wird. Man fann entweder wie in Frankreich 
eines der Mitglieder des Bezirfögerichtd auf eine beſtimmte 

. Weihe von Fahren ald Inftructionsrichter ernennen ,' oder, 
wie nad dem maatländifhen Befee vom 12. Januar 
1837. $. 22. von dem Staatsrath einen eigenen Beam⸗ 
„ren hiezu ernennen laſſen. Das Erfte dürfte zweckmäßiger 
ſeyn, weil dann theild das Gehäſſige, was der Str un 
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der Volksanſicht ankleben fann, wegfällt, weil der Unter 
fuchungsrichter dann au zu anderen Werrichtungen bi 
dem Bezirksgerichte z. B. bei den correctioneflen Gigum 
gen verwendet werden kann, und er dadurch nicht fo fehe 
den Übrigen Nichtergefchäften entfremdet wird, während, 
wenn ausfchlieklih ein Unterfuchungsbeamter aufgeftellt 
wird, er häufig nicht genug befchäftigt feyn wird, mas | 
nicht wohlthätig auf feine Stellung mwieft. Daß aber ein 
eignet Unterfuchungsrichter für gewifle Jahre ernannt wers 
de, ift nothwendig, weil dann zu erwarten ik, daß Män 
ner, welche Neigung und Vorliebe für das. Eriminalfach 
haben, fich Hiezu melden und zu tüchtigen Inquirenten ands 
bilden werden, was nicht fo leicht zu hoffen iſt, wenn der 
Yurift alle möglichen Rechtstheile gleich vollftändig detreie | | 
ben foll. Blos ausfchlieglich für Erimmalinquifition Beamte | 
anzuftellen, die mit dem Eivilrechte gar nicht befcäftigt 
find , da tritt leicht eine Einfeitigfeit der Bildung ein. % | ° 
ift ganz richtig, was ein geiftreicher Praktiker bemerkt"), 
daß der Eriminatift Häufig bei der Beurtheilung der Krage: | 
ob etwas ftrafbar ift, .die feinen eivilcechtlichen Sefihtb | ' 
punkte gründlich Fennen muß, 3. B. in Bezug auf Bunte | 
rutt, Betrug, Unterfchlagung. 


IV. Unentschrlich ift die Anflagsfammer , welche am 
Ende der Borunterfuchung über die Berfegung in den In: 
Plageftand zu erfennen hat. Wir werden im Verfolge die 
ſes Auffages die Nothmendigfeit der Trennung der Vor— 
und der Hauptunterfuchung und“ die Vortheile nachmeifen, 
wenn wegen Verbrechen Niemand’ der öffentlichen Haupk 
unferfuhung (dem eigentlichen Strafprogeffe) untermorfen 
werden fann, ehe ein eigenes Gericht die Reſultate det 
Borunterſuchung geprüft und die Anklage ausgeſproche 


— — 


18) Kitta in Wagner’ fi geifärift für, ‚fteereichifche Rechte \ 


aetchetomtit \ 1880, We W 
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Hat: "In England und Amrrika thut Died die große Furp, 


and nach den: neueften Stiminaltabellen. ) ‚dat bei einer 


! Zahl von 20734 Perfonen , weldse wegen Verbrechen im 
. 55835. in England und Wales angefchuldige wurden, in 
. 9520. Billen. die große Jurh die Unzuläffigkeit der Au— 
' Stage: dusgeſprochen, and daß fie nicht zu leicht: ihre 08 
| Bill aüsfprach, ergiebt fi, wenn man erwägt, daß gegen 
4034 Perſonen gegen welche die große Jury die Anklage 
erkannte, die kleine Jury das Nichtſchuldig ausſprach. 
In Foaukreich ift es die chambre d'accusation, näas 
— lich eine Section des Appellationshofes, welche am Ende der 
Vorunierſuchung übet die Zaldſſigkeit der Anklage zu ent 
Acheiden Hat. Im Jahre 1884 Hatten in Frankreich dieſe 
Anklagskammern, an welche 6204 Perſonen als Ange⸗ 
ſchuldigte durch die Rathskammern verwieſen wurden, in 
Bezugauff 1136Individuen die Unzuläſſikeit dee Anflage 
ausgeſprochen. In Bezug auf Ddie Organiſation des Aus 
klagetribunals können verſchiedene Wege gewählt werden; 
„entweder 1) man läßt das nämliche Gericht, welches 
während der Borunterfuhung über die Anträge des‘ Unter⸗ 
ſuchungsrichters erkannte, am Ende auch über die Zuläß 
figkeit der Anklage erfennen, wie died 5.8. in Genf bes 
ftimmt it); oder 2) man beflimmt eine Abtheilung des 
Appellationshofes ald Anflagefenat, wie in Frankreich, 
im Waatlande, und in Holland. Die erfte Einrichtung 


iſt allerdings die wohlfeilfte, verdient aber Feine Biligung; 


denn wer mag im Ernfte eine Schutzwehr für den Ange⸗ 
fchuldigten darin finden, wenn die nämlichen Richter, welche 
im Laufe der Unterfuchung über die Zuläſſigkeit derſelben 
erkannten und darauf ausſprachen, daß ſie die That als 


15) Am Jahre 18356 wurde bei einer Geſammtzahl von 20984 Ans 
Hefchuldigten gegen 1652 erfannt, daß keine Anklage Statt finde. 
16) Nach tem Sefepe vom 5. Dechr, 1832. - 
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Berbrechen und den vorhandenen Verdacht als ſchwer ge⸗ 
nug erkennen, am Ende unparteiifch genug: ſeyn werten, 
um die eenfte Frage: ob.der Pingeflagte in den Stand dr 
Unklage zu verfegen fey, unbefangen zu entſcheiden? Wit 
ihre durch ihre bisherige Theilnahme an der Leitung dre 
Vorunterfuhung zum Nachtheil des Angefchuidigten ber 
gründete Weberzeungung fich ſpäter ändern, und günftiger 
füe den Angefchuldigten gefiimmt werden? Wer Menſchen 
Kennt, darf fi ſolchen Hoffnungen nit hingeben, um 
die ganze teefflihe und fichernde Einribtung,, nach welde 
ein Anklagefenat unparteiifch ernft die Refultate der Von 
unterfuchung prüfend entfcheiden fol, ob ein Bürger in 
den Unflageftand zu verfegen, ift eine nutzloſe Kormalität, 
wo die nämlihen Richter nur die Namen ändern”). 
Ohnehin muß fi der Gefeßgeber hüten, daß nicht die 
Unftalt durch falſche ökonomiſche Rückſichten oder durch 
unzeitiges Streben nach Schnelligkeit ihren Zweck verfehle. 
Es kommt viel darauf an, daß in dieſen Anflogefenet 
Richter fommen, melde die nöthigen Kenntniffe befiße, 
um die wichtige Frage über Verfegung in den Anklageſtand 
zu entfcheiden, und es ift unpaflend, wenn man nur a 
manchen Orten jene Appellationsrichter, Pie fonft nid! 
mehr gut zu verwenden find, 3. B. feine befonderen guten 
Civilrichter find und nicht plädiren können, in Die Anklage 
fammer fegt; auch darf man dem Staatsanwalt bei de 
Berathungen diefer Anflagefammern keinen Einfluß 6 
ſtatten, wie er ihn z. B. in Frankreich hat *). Vorjüp 
lich muß nun, wenn die Anklagekammer eine Abtheilung 
des Appellationehofes bildet, dafür geſorgt werden, di 





ın Gegründete Bemerkungen von de Vaulx (Generaladvokutm 
ppeühofe zu Colmar) in ber Zeitfchrift für ausläntik 
Kechtsiniffenfchaft VII. ©. 286. 


18) Wichtige Benertanaan von de Baulr aa. O. S. 288. 
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die Männer, welche darin richten, nicht zuglelch Mitgite⸗ 
der des Eriminafgerichts feyen, welches über den Ange 
klagten zu urtheilen hat, -und eben fo wenig an den Ge⸗ 
richte Theil nehmen, welches über die Appellationen gegen 
die zuchtpolizeilichen Urtheile richten muß. KBefonders 
Beachtung bördienen in dieſer Beziehung die. neueften Vers 
Handlungen in Kranfreih. Mach der franzöſiſchen ‚Eins 
richtung Hefteht ‘bei jedem Appellationshofe eine Anklage 
‚ Sammer... “Die Erfahrung: Frankreichs kehrte nun, däß 
dieſe Kammern nicht genug befchäfttge find”). - Ya: dem 
Projeete, welche® nun 1855 die Megierung der Kammer 
- vorlegte (über gerichtliche Drganifation) kam auch dieſer 
Punkt zur: Spraͤche; die Regierung wollte die Anflages 
kammer ganz wüufheben und'fchlug vor, daß (außer Patis) 
der Appellationshof in zwei Eivilfammern getheilt würde, 
Die nebenbei und zwar eine auch über die Verfegung: in 
Anklageſtand, die andere über Appellationen gegen zuchts 
polizeiliche Urtheile fprechen- folltee ‚Die Commiffion der 
Kammer zeigte die Webelftände dieſer Einrichtung und ſchlug 
vor, daß der Appellhof aus der Eivilfammer und einer 
andern Abtheilung beftehen follte, welche zugleich An⸗ 
Plagsfammer feyn und über Appellationen richten follte. 
@8 ift intereſſant, die trefflichen praftifchen Bemerfungen 
von Maffon ’°) und die Anfihten der verfchiedenen Ge⸗ 
eichtöhöfe ”") über die Vorfchläge zu vergleichen. Insbe⸗ 
fondere kam auch die Nothwendigkeit der Aufrechthaltung 


19) Nach der Erklärung von.de Vaulr (in der Beitfchrift, 
a. 0.9. ©. 2835.) kommen bei der Anklagskammer in Colmar 
etwa 400 Sachen im Jahre vor; die Entfcheidung fordert: etwa 
50 Sißungen,, und felten dauert eine über eine Stunde. An 
manchen Appellhöfen hat die Anklagskammer nur alle 14 Tage 
eine Sigung. 


-- 20) Masson Rapport fait A la Cour royale etc. p. 220. 


21) Analyse des observations de la Cour de cassation et 
des Cours royales p. 135. 
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dab. Srcundſatzes zue Sprache, dab an dee Cntſcheidung bei | 


dem :Eriminalgerichte oder, über die-Appellation „gegen tin 
zuchtpolizeiliches Uriheil. Erin Richter Anıheif nehmen dürft, 
welcher: ſchon in der nämlihen Sache in der Anklagekam⸗ 
mer ũber die Varſetzung in, den Anklageſtand oder die Ver⸗ 
weifung an das, Zuchtpolizeigericht miegeſtimmt Hat.. Ber: 
züglich bewies Maffon *) die Nothwendigkeit dieſes 
Soatzes, ohne wilche das Vertrauen zur Unparteilichkeit der 
Richter ſehr leiden würde. Die Felge aller dieſer Ber 
handlungen war, daß dije Regierung ſelbſt in ihrem legten 
Brojecte ’*> din Meibehaltung dee bieherigen Einrichtum 
vorſchlug, jedoch mit den Mobificationen, daß Die Käthe, 
weiche der Anklagekammer zugetheilt ſind, Duch am. den 
Gigungen der Civilabtheilungen Antheil nehmen, fo mit 
ihre Geſchäfte in der Anklagefammer, dies geſtatten. Ge 
wiß iR auch dieſe Unordnung die zweckmäßigſte. De mir 
vorausſetzen, daß .der Unflagefenat nur nach den ihm cin 
gefendeten Aften der VBorunterfuchung urtheile, Daher wehrt 
der Angefchuldigte no Zeugen vor diefem Gerichte erfceir 
nen, fo ift Fein Hinderniß. bei jedem Appellationshofe (dos 
bee für einen großen Gerichtsſprengel), den n Anklogeſche 
beſtehen zu laſſen. 

—V. Beſonders ſchwierig iſt dagegen die zweckmaßige 
Beſetzung des Criminalgerichts, welches über Verdrechen 
zu urtheilen hat. Es wird hier vorerſt viel davon abhär 
gen, ob man Gefchwornengerichte einführt **) oder durh 
rechtsgelehrte Richter urtheilen läßt. Im erften Kalle kam 
man fein ftändiges Eriminalgericht haben, fondern nur wie 
in Frankreich und in England in gewiſſen Zeiten Die Richter 





22) Rapport p. 22%., 
23) Analyse p. 251. 


- 24) Die Frage über Gelchwornengerichte fol unten in $. Tl. 
erörtert werdev. 
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und Befchtwornen zus Haltung: don Afftſen Jufatiehemdhfän, 
weil: Geſchworne,“ die aus gkößeren Entfernungen“ einbes 
rufen ſind, nicht in jedem. Augenblicke verſammelt werden: 
Fönnen; ſo daß in gewiffen Zeiträumen z. Bi: alte Vier} 
teljahre Gerichtsſitzungen gehaften: wenden; :In'nselchew-liben: 
alle‘ Angeflagten geustheilt: wird;, welche: ſeit der letzten 
Atfıfe;.in: den. Anklageſtand verfetzt worden Ad: Beſteht 
dagegen; die Einrichtung / daß Fechtögelahrte: Michter dus 
Urtheil fällen, ſo können wieder zwei verſchledene Eiſrrichn 
tungen. vorkommen; entweder 7) das: Criminalgeritht biſß 
det seine Abtheilung eines für einen großen! Gerichtsbeziet 
angeordneten: Gerichtshofes; 7. B. des Appellanonshofes / 
fo daß z. Bo für etwa 4200,000 Seelen: ein Criminalgericht 
angeordnet iſt; oder 2) es werden auf ähnliche Art wid 
bei den franzöſiſchen Aſſiſen für kleinere Gerichtebezireẽ 
Cetwa für 70 bie 100,000 Serten) Gerichtsfigungen in 
gewiſſen Zeiten gehalten. 1 Die. etſte Einrichtung; Diez. WI 
auch in’ Holland beſteht (mit Auknahme einer: Prosim? 
mo eigene Criminalgerichte find), hat den Vortheil, daß' 
Die bei: dem ohnehin fhon angeordneten Gerichte angeſt ell⸗ 
ten. Richter ,. welche auch in. Civilſachen über. Appellatios 
nen untheilen, zu dem Criminalgerichte verwendet weriden 
kömnen, und daß manche Koften vermieden werden, reif 
die Richter nicht erſt von verſchiedenen Gerichten an den . 
Sig des Esiminalgerihts einberufen werden‘ müflen., daß 
ach: fchneller über das Schickſal der Angeklagten entfchies’ 
den werden kann, teil. die: Mitglieder des Eriminalge 
richte ſchon einen beftimmten Wehnfig an dem nämlichen _ 
Drte haben, und tiber jeden einzelnen Kal, fobald die Vers 
feßung in den. Anflageftand ausgeſprochen ift, fogleich ers 
fannt werden fann, daher auch die Angeklagten nicht 
nöthig haben, fm Gefängniſſe von einer Gerichtsſitzung zur 
andenn’zu matten. Allein Dagegen kommen andere bedeu⸗ 
tende Nachtheile vor. — Weßgen der großen Uutdekum, 
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des Eerichtsbezirke wird nicht felten der Ort, wo das Bes 
brechen verübt wurde, von dem Sitze des Appellation⸗ 
richts 15 bis 20 Stunden entfernt fun. Wird nun 
Verſetzung in den Anflageftand erkannt, fo muß der is 
geflagte oft weit an den Gig des Eriminalgerichts trank 
gortiet werden; die Zeugen müſſen an ben entfernten Dt 
weiten, ihre Geſchäfte verfäumen und manche Unbequew 
lichkeiten erdulden; die Koften felbk werden auch darqh 
Die Zuugeugehühren u. 9. bedeutend vermehrt merder 
Dies- tritt: wenigſtens dann ein, wenn das Princip da 
Miündtichkeit mit Eonfequenz durchgeführt wird, fo daj 
alle Zeugen ,. welche gegen den Angeflagten ausfagen folen, 
eben fo mie die von dem legten vorgefhlagenen Zeugen, a 
der (Sigung des Eriminalgerichtsd zu erfcheinen "und der 
Zeussniß zu geben haben. Darnach übrigte der and 
oben bezeichnete Weg, nämlich: in Pleineren Bezirken Gig 
gen des Sriminalgerichts zu halten, z. B. an jedem Dt, 


wo das Bezirksgericht feinen Sig hat. In der Regel wirt |- 


dann der Aingeflagte nit an einen andern Ort gebradt, 
fontyern dort gerichtet werden, wo auch die Worunterfuchen 
gefiihrt rourde. Der nicht bedeutende Umfang der Ge 
rich tsbezirke würde für die Zeugen feine Unbequemlichfeiten 
erzeugen. Da jedoch bei manden Bezirksgerichten oft 
feine Angeklagten vorhanden ſeyn werden, oder der Ange 


klagtte zu lange warten müßte, bis die nächſte Vierteljahts⸗ 


figung gehalten wiirde, fo müßte da8 Geſetz beftimmen, 
daß auch das Appellationsgericht die Verhandlung ein 
Sache an das Eriminalgeriht eines benachbarten Bezirk 
weifen fönnte, bei welchem die nächſte Criminaglgerichte⸗ 
figung früher gehalten würde, Bei diefem Vorſchlage, 
dee nach dem oben angeführten woatländifchen Geſetze re⸗ 


liſiet iſt, ergiebt ſich nur eine andere Bedenklichkeit. Ba 
dem Bezirksgerichte werden nämlich häufig keine Richte 


ſich befinden , dir man da Muyieter des Eeiminafgerihtd 
| 0 wu 
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‚gerwenden Fönnte; denn diefe Richter haben bereits in deu 
Vorunterſuchung in der Sache erfannt und dücfen daher 
nicht bei der definitiven ®ntfcheidung mitſtimmen. Es muß 
daher das Eriminalgericht durch andere nicht ftändige. Weis 
ſitzer gebildet werden (etwa twie in England die Quartals⸗ 
figungen der Friedensrichter). Man Ffönnte entweder von 
dem Appellationggerichte einiger Mitglieder zur Sitzung abs 
ordnen, ferner die Präfidenten und Mitglieder der benach⸗ 
barten Bezicfögerichte oder auch des nämlichen Bezirksge⸗ 
richts, wo die Vorunterfuchung geführt wurde, wenn fie 
nur nicht in der Sache, über die fie richten follen, ſchon in 
der Vorunterfuchung urtheilten. Bemerkt muß jedoch 
werden, daß eine nicht geringe Zahl der. Beifiger diefes Eris 
minalgerichts erforderlich ift; denn die Wichtigkeit der Ense 
ſcheidung fordert, daß der Staat nur auf den Grund einer 
großen Stimmenmehrheit ein Strafurtheil bauen laſſe (z. B. 
daß 7 Richter im Sriminatgerichte ſeyn müſſen und wenig⸗ 
ſtens 5 für die Schuld ſich erklären; ferner werden wir in 
der Kolge nachzumeifen verſuchen, daB ausgedehnte Mecus 
fationsrechte gegen die Richter dem Angeflagten geftattet 
werden; foll aber dies gefchehen, fo bedarf man einer hin: 
reicbenden Zahl von Ergänzungsrichtern, melde an die 
Stelle der recufirten Richter eintreten. Darnach müßten 
voraus in jedem Bezirke aus den Juriſten des Landes für 
eine getoiffe Reihe von Fahren von der Regierung ehrens 
werthe und tüchtig gebildete Männer bezeichnet fepn, welche 
als Mitglieder des Eriminalgerichtd eintreten”). Man ſieht 
leicht , daß auf diefe Art die Befegung des Eriminalgerichts 
eine fehr complicirte und mit Mühe zufammengebrachte ſeyn 
wird. Vorzüglich wird noch tarauf zu fehen feyn, daß die 


235) Es verfteht fich, daß zur größeren Sicherheit der Unparteilich⸗ 
keit kein folcher‘ Richter in einer Sache urtheilen dürfte, welche 
zur Beit feiner Ernennung fihon anyängig war. 


Arch. d. ER. 1837. IV. St. Sð 
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Geſetzgebung ſich nicht mit irgend einer Zahl von Perſonen. 
die man Juriſten nennt, begnüge, daher auch Das ernfe 
Richteramt nicht einigen jungen Männern, die erft in einer 


Anfangsrichterftelle bei dem Bezirksgerichte in den Staat 


dienſt treten und gewöhnlich gering befoldet find, anver⸗ 
traue, fondern nur gründlich theoretifh und praktiſch ges 
bildete, durch längere Uebung im Eriminalfache erprobte 
und durch ihre höhere Stellung und Unabhängigkeit Vers 
teauen einflößende Männer zu Eriminalrichtern beftelle. IR 
ed möglich, ein ſtändiges, insbefondere gut mit Richtern, 
die unabhängig genug geftellt find, beſetztes Criminalgericht 
anzuordnen , fo dürfte dies wohl den Vorzug vor einem 
Gerichte der zweiten Art mit mechfelnden Richtern verdies 
nen, und ed wird viel darauf anfommen, wie groß nad 
der Erfahrung die Zahl der vor das Eriminalgeridt in 
einem beftimmten Bezirke gelangenden Spruchlachen in 
einem Lande ift, weil darnach der Geſetzgeber mit Rüdı 
fiht auf die Localverhältnifie, z. B. auf die enge beifam 
men mwohnende Bevölkerung , die Frage entfcheiden muf, 
welchem Syſteme er den Vorzug geben will. 


"VI. Die wichtigſte Perfon, welche in dee Hauptunter 


fuhung von Seite des Gerichts thätig wird, ift der Prä: 


fident der-Affife (in dem waatländiſchen Gefege Directeur 
des debats). Er iſt es, melcher die Verhandlungen kei: 
tet, an die Angeklagten und die Zeugen Kragen ftellt, die 
Drdnung beſtimmt, in welcher die Verhandlung fo vor 
geben foll, daß der wahre Zufammenhang der Thatſachen 
vor die Seele der Richter geftellt wird. In feiner Hand 
liegt es, die Wahrheit herzuftelleu, jede Dunkelheit zu ent: 
fernen, der Uebermacht des öffentlichen Anklägers wie der 
Unart oder Ehifane des Vertheidigers entgegenzutreten, 
die paffendften Mittel zur Entdedung der Wahrheit ju 
wählen, und die SGrlindtisgleit der Urtheilsfällung möglid 


S 


> 


| 
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gu machen. Die Sefeßgebung Tann hier wieder zwiſchen 
verfchiedenen Wegen in Bezug auf die Ernennung des Peäs, 
fidenten wählen, entweder nur für eine beſtimmte Aſſiſen⸗ 
figung einen Mann 5. B. qus der Zahl der Appellations⸗ 
räthe tie in Frankreich ernennen laſſen ”°), oder wie im 
Waatlande für eine beftimmte Reihe von Jahren einen bes 
fondern Beamten als Präfidenten anftellen. Das fette 
feheint zweckmaßig, weil dadurch zu erwarten ift, daß die 
Regierung die trefflihften aus vielen auswählen wird, und 
ein folder Mann eine befondere Uebung in der Leitung der 
Geſchäfte fih erwerben kann; allein erwägt man, daß. 
eine ju große Gewalt einen ſolchen Beamten übertragen 
würde, daß auch diefer Präfident nicht hinreichend bes 
fchäftigt feyn wird, wenn man für jeden Bezirk einen 
befondern anftellt ”), fo diirfte die franzöſiſche @inrichs 
tung wohl zmecfmäßiger feyn, indem der zu einer Affife 
ernannte Rath nach Beendigung derfelben wieder in feine 
gewöhnlichen Dienſtverrichtungen bei dem Appellhofe ein« 
treten fonn. Cine Nachahmung verdient dagegen die 


waatländiſche Vorfchrift ”°), nach welcher dee Directeur 
‚des debats ſich nad dem Schlufle der Verhandlungen zu: 


rückzieht und an der Urtheilsfällung feinen Antheil nimmt; 
diefe Beftimmung vechtfertigt ſich durch die Rückſicht, daß 
der Präfident, der eigentlich die ganze Inſtruction führt, 


36) Es verfteht ſich, daß hier kein Zurnus unter den Appellationds _ 
räthen angeführt werden kann, da nicht jeder Rath zu diefee 
nel taugt, während er fonft ein trefflicher Richter 
eyn kann. 


27) Für das ganze Lund oder für. mehrere Bezirke Einen anzuftels 
len, möchte deswegen nicht paflend feyn, weil das Geſchäft zu 
anftrengend ift und eine ununterbrochene Thätigkeit dieſer Art 
einem Wanne nicht zugemuthet werden Tünnte. 


28) Code de procedure penale Art, 343. A 
&% 2 
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zu ſeht leicht Partei gegen den Angeſchuldigten ergreift und 
nicht ganz unbefangen if und daß er Durch feine genaue 
Kerminiß: der Verhandlungen bei der Berathung ein oe 
faͤhrliches Uebergewicht ausüben kann“). 
(Bortiegung im nächften Hefte.) 
5 
m Die eben aufgeflelten Forberun en VIL und VIII. Einnn 
—— Berfolge bei ‚einzelnen unkten, wohin fie gehoͤren 





XxUL. 


"N eitrvag 5 
zur Eroͤrterung eines Merkmals 


bei bem Ahatbefiande des es Auftubte. 


Bon on R 
⸗ Aa L; '.. 
Abe g 3. 


Petanntlic hat die älteren und neueren Seiminalißen 
von. jeher die Frage befchäftigt wie viel Perfonen 
‚in dee zum Aufeuhr und Aufftande erforderlichen Abſicht 
vereinigt ſeyn müſſen, um den Thatbeftand dieſes Ver⸗ 
drechens hinſichtlich des Merkmals „auffr ur des 
Voles“ oder „des ganzen -BolPfs” ') zu begriins 
dem, Man hat nun in der Kegel dazu mindeftens jehn 
Perſonen verlangt, und zwar nach Analogie der turba, 
welche Labea al® „multitudinis turbatio et coß- 
tus” bezeichnet, die er der rixa entgegenfegt und üibgjs 
gend von der seditio verfchieden if, und Seftimmtge auf 
den Grund von 
‚L. 4. $. 3. vi bonor. raptor. et de turba, 
(Ulpian. )» Turbam autem ex quo numern.dd- 
mit imusꝰ Si.duo rixam comiserint, utjgye on 
accipiemus in turba id factum:- quia dio. tufba 
non :proprie dicentur. .Enim. vero si plures fne- 
runt, decem, aut quindecim homives, turba, dice- 
tur. Quid ergo, si tres aut qualiuor? tufba utique 
non erit.” 





1) P. G. 9, Art. 127. und die Rubrit Bamb. Axt. 142. 
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Demnach findet man bei den Aelteren zum Theil, bei den 
Meueren aber meiftens ausdrüclid das Erforderniß der 
Vereinigung von mindeſtens gehn Perfonen aufgeftellt‘). 
Selb manche Gefegesentmwürfe haben fi von diefer Ar 
fit nicht frei machen können ), während andre hier eine 
Zahlenbeſtimmung vermeiden, wodurch aber der Zweifel 
wieder dem Richter bei der Weurtheilung des befondern 
Falles fi aufdringt. Von den Verfaſſern deu Lehrbüche 
aus der neueſten Zeit haben unter andern Wächter ‘), 
Seffter‘) und ich ſelbſt ), eine ſolche arithmetifhe 
Gortfegung,, die gewiß bedenklich iſt, nicht aufgenom⸗ 
men ’). 

Wäch ter hat in dem werthvollen Auffage „Begrif 
"und Tharbeſtand des Verbrechens des Aufruhrs nad ge 
"meinem Rechte”, den er ohnlängft unferm Archive gewid⸗ 
met, auch dieſen Punkt in einer Anmerkung berührt’). 
Er erklärt fi mrit den Motiven zu dem Baieriſchen 
Entwurfe eines Strafgeſetzbuches vom J. 1827. S. 104 
einverftänden „nach welchen Zahlenbeſtimmungen als vb 
lig willkührlich hier zu vermeiden feyen, und Alles dacasf 
beruhe, daß die aus der Zahl der zufammengerotteten * 
ſonen ſich vereinigende Kraft ſo groß ſey, daß die der 
Obrigkeit zu Gebote ſtehenden ordentlichen Zwange⸗ 


krafte nicht hinreichend ſind, Widerſtand zu leiſten. Die 


2) —8 in der Rote 8 angeführten bhandluns voꝛ 


93.8; der Würtemb. v. J. 1885, Art. 164. dgl. mit mer 
= 8: Keitik deffelsen ©. 66. 8 


a) Lehrbuch des röm. beatfehen Strafrechts IT. $. 149. 

5) Lehrbuch des gemeinen deutſchen Criminalrechts $. 218 f. 

6) Lehrbuch der Strafrechts : Wiffenfchaft 1836. 8.475. 

7) Segen eine folche erklärt ih auch Mittermaier zu Feuer 
bach MI. Nut.?, 


23.1. E AR, 
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fe8 fen aber von. Umftänden, Verhältniſſen, Dertlichfiß 
ten ıc. fo abhängig, daß eine Zahl fich nicht angeben laſſe, 
: und mur den Berichten überloflen bleiben müſſe, zu beur⸗ 
:- theilen, ob der Perfonen genug geweſen feyen, um die 
Wirkſamkeit der Obrigkeit zu lähmen oder aufzuheben," 
Mit Recht will er diefen, in dem Begriffe felbft liegenden 
Geſichtspunkt auch für das gemeine Recht geltend gemacht 
wiflen, nur bleibt er bei obiger Zahlenbeftimmung in- fos 
fern ſtehen, als er-fie für dad Minimum anerkennt. 
Er mißbilligt diefelbe nämlich nicht völlig, fondern nar- im 
fofeen man annehmen. wollte, wie ed Viele thun, daß 
ſtets zehn Perfonen Hinreichen; er tritt ihe bei; 
fofern er. unter Ddiefee Zahl den . Thatbeftand nicht 
annimmt, und zieht daher die Kaflung des Hanno ver⸗ 
ſchen Entwurfs Art. 169 „eine größere Anzahdé 
von Perfonen”, derjenigen ded Baleriſchen „meh⸗ 
zere Perfonen” vor’) | 1 
Ich bin, wie ich bereitd in dem angeführten Lehr⸗ 

buche bemerkt habe, ebenfalls der Meinung, daß eine 
fefte Grenzbeſtimmung durch Zahlen ſich weder legislativ 
rechtfertige, no dem Art: 127. durch Herbeiziehung 
einer biecher nicht gehörigen Stelle des römifchen Rechts 
unterzulegen fey. Allerdings mag man fie, wenn nicht 
ſchon die Worte des einheimifchen Geſetzes deutlich. .genug 
find, zu Hilfe nehmen, um zu erweifen, daß zw ei:bi6 
vier, daß Wenige, nicht eine Menge „gemepnen volle” 
bezeichne; und ferner ift e8 mit Rückſicht auf die Um⸗ 


a Se 


9) a. a. O. ©. 475, Not. 5, wobei er richtig erinnert, daß auch 
das Alter nicht gleichgültig fey, und eine Vereinigung von 
Knaben, die füh einem Polizeibeamten widerfegen , wenig⸗ 
ftens nicht nach der P. G. D. Art. 127 „Auftur des Volkes * 
genannt und als folche geftraft werden könne. Ohnehin wür⸗ 
den auch noch andere Gründe, namentlich in Betreff der zu die⸗ 
fem Verbrechen gehörigen Abficht, ed nerbieten, hier den Be 
griff dieſes Werbzechens anzunehmen. 0 
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Mände, welche die Vaieriſchen Motive treffend anfülm 
gewiß; richtig, wenn jener @elehrte behauptet, daß ſh 
gebu Perfonen nicht immer für genügend zu 
ſeyen. Wohl aber Fönnen fie diefes in einem b 
ten Kal und unter obwaltenden Umftänden feyn.: ie 
wenn wir überhaupt mit dem Begriff der Nereinigm 
einee Mehrheit in aufrührerifcher Abficht den weſentlide 
Sefihtspunft einer bedrohlichen Stellung gegen die, wi 
ordentlichen Zwangsmitteln nicht mehr ausreichende Ode 
keit in Verbindung ſetzen, fo glaube ih, kann auch p 
weilen fogar eine geringere Anzahl, ed können acht oM 
‚neun Perfonen auch für Hinteihend gelten. Warm 
wicht auch nur fo viel, 3. B. die fib auf dem Lande den 
Satrimonialgerichte , die fi in einem Dorfe einem Eon 
nmiſſarius der Obrigkeit, der ein Ihm aufgetragenes, dm 
Bereinigten mißfälliges Gefchäft zu vollziehen Hat, wid 
fegen vollends wenn ed mit Erfolg gefcbieht? Hat im 
Gefeg, die Zahl zehn als Minimum beſtimmt, fo mul 
ed freilich Dabei fein Bewenden behalten, obſchon man & 
wicht billigen kann. Wo und aber eine folche Schranft 
wicht gefetst iſt, wie es nach meiner Anſicht, Die ich wit 
* wehreren Meueren theile, gemeinrechtlich nicht der Fall if, 
was follte und abhalten, den Thatbeftand eines unläugbar 
vorhandenen Verbrechens anzunehmen, fo fern der Be 
geiff, wie ihn das gemeine Recht aufftellt, vollftändig er 
File iſt? Sin folcher Kal wird, das will ich zugeben, 
ſelten eintreten, meiſt wird jeder Zweifel durch die Vereis 
nigung einer weit geößern Zahl entfernt, aber er kann 
doch nicht, als fey er ein unmöglicher, in Abrede geftelt 
werden. | 
Freffender, als die Analogie dee römifchen Stellen 
und im Gegenfag zu dieſen, ſcheint mir die Beftimmung | 
eines einhetmifchen Geſetzes, auf welches bieher, ſo | 
viel mie bekannt it, Wirmond in dieler Beziehung ge \ 
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achtet hat, und welches bei einem verwandten Verbres 
hen eine Ähnliche Zahlenbefiimmung (ausdrücklich) vers 
zoirft und Alles dem richterlihen Ermeflen anheimftellt. 
Es ift dieſes der $. 69. des Reichsabfchiedes zu Regens⸗ 
Burg von 1594, mit deſſen hieher gehörigen Worten, ich 
Diefen kleinen Beitrag befchließe: 

„Ebener Maafen ift man bisher in dem Zweifel ges 
ſtanden, durch wie viel Perſonen der Land: 
friede geſchwächt könne werden, indem wir 
dieſe Verordnung thun, daß ſolches zu ded Richters 
Discretion geftellt ſeyn foll „ welcher fi aus den Ums 
Kan den der.erzählten und erwieſenen Gewaltthat, auch 
der Worten Verſtand und Dispoſition des angekündeten 
Landfriedens und gemeinen beſchriebenen Rechten jeder Zeit 
zu informiren, und in Erkennung oder Verweigerung der 
‚Prozeß danach zu richten wiſſen wird.” 

E ‚Auch der Gegenfag in der Fortfegung ift nicht ohne 
Bedeutung: „Da fi aber, mie folder Fall begebe, 
‘wenn nur eine einige Perfon, fonderlih die mit 
Mittel dem Reich unterworfen, auf freier Landftraßen ei: 
‚nen ‚Anderen bößlich erfchießen oder dergleihen Mißhand⸗ 
lung thäte, wiewohl man in Zweifel ftehen könnte, ob 
dieſelbige Perfon durch die ordentliche des Orts, da die 
That geſchehen, oder die unmittelbare Obrigkeit zu ftrafen, 
welches Orts der Befchädigte feine Klage anbringen möcht. 
&o fegen, ordnen und wollen Wir doch, daß in diefen 
Källen, damit Unfer Kaif. Cammergericht mit denfelbigen 
nicht überhäuft, der Befchädigte bei der ordentlichen 
Obrigkeit um Recht anfuchen fol.” 
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Beurtheilung 
der 


neueſten eriminaliſtiſchen Schriften 





Ueber das Verfahren bei Abfaſſung der Geſetzbücher über: 
haupt und der Strafgeſetzbücher insbefondere von Joſ. 
Kitka, 2. 8. mährifh:fchlef. Landrathe. Brünn 1838, 


Na} bem allgemeinen lebhaften Intereffe für bie Bearbeitung 
neuer Gefegbücher verdient die Frage: wie am zwedimäßigftn 
Geſetzbücher zu bearbeiten ſeyen, eine vorzügliche Aufmerkſam⸗ 
keit. Don mandyen Schwierigkeiten, die babei eintreten, und 
Rückſichten, welche dabei genommen werden müffen, hat ber 
jenige, welcher nicht felbft an legislativen Arbeiten Antheil ger 
nommen bat, eine Vorfielung, Der Verfaffer der vorlie: 
‚genden Schrift, dem Publikum als Verfaſſer mehrerer mit 
Beifall aufgenommenen Schriften befannt, mar drei Jahre 
Actuar bei der 8. ©. Hofcommiffien in Juftizgefegfachen und 
hatte hinreichend Gelegenheit den Gang der Arbeiten im Zace 
der Geſetzgebung zu beobadhten. Die Refultate feiner Beobach⸗ 
tungen und Anfichten hat er in ber gegenwärtigen Schrift nies 
dergelegt, welche wir dem Studium eines Jeden empfeblen, der 
für die große Stage ber Codification ſich intereſſirt. Die Schrift 
zerfält in V-Abfchnitte. 1. Bon der Organiſirung einer eiges 
nen Gefeggebungscommiffioen. 11. Von Ausarbeitung des 
Referat und von jenen Einleitungen, welche von der Abflims 
mung über das Referat zweckmäßig find. III. Bon ber Ber 


rathſchlagung, Abflimmung und Schlußfoffung.. IV. Bon. 


den bei Abfafjung der Strafgefegblicher zu befolgenden Grund 
fügen. V. Bon den Einleitungen nad) vollendeter Berathung 
‚fiber den Enteurt — Jwo Anhang handelt ber Verf. von 
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ber Vervollkommnung ber Gefeggebung und ber Rechtspflege. — 
Der Verf. fpricht fih in Abſchnitt I. für die Aufftellung einer 
eigenen Gefeggebungscommiffion aus, und meint nur, daß 
die Zahl der. Mitglieder nicht: zu groß ſeyn darf; dies iſt richtig, 
weil fonft die Abflimmung erfchwert wird; allein je zahlreicher 
He Stimmen find, welche bei der Berathung des Geſetzbuchs 
gehört werben, defto mehr darf darauf gerechnet werden, daß 
"die Arbeit tüchtig und gehörig erwogen wird, vorausgefegt, daß 
‚nur ausgezeichnete Mitglieder gewählt werden, weil fonft, wenn 
die Mittelmäßigkeit einen Einfluß bat, oft durch Stimmens 
mehrheit ein Befchluß zu Stande kömmt, der keine Billigung 
verdient. Der Verf. fordert S. 4, daß die Mehrheit der 
Commiſſion aus praktifch gebildeten Männern beftehe, weil es 
ſich nicht um die Abfaffung eines Lehrbuch handle, und weil 
nur Praktiker im Stande feyen, das Bedürfniß durch die Er⸗ 
fahrung genau kennen zu lernen. Hier hätte man wünſchen 
mögen, daß der Verf. ſich umſtändlicher ausgeſprochen bättez 
'de deutet zwar an S. 5, daß die praktiſch gebildeten Männer 
dlejenigen ſeyn ſollen, welche, fo weit es ihre Geſchäfte zulaſ⸗ 
ſen (hier liegt eben die Schwierigkeit), ihre praktiſchen Kennt⸗ 
niſſe durch das Leſen praktiſch brauchbarer Werke insbeſondere 
nach fremden Legislationen zu erläutern trachten. Dies iſt recht 
gut, aber es iſt nicht genug. Vorerſt ſetzen wir voraus, daß 
die Mitglieder der Commiſſion während der Sitzungen der Com⸗ 
miſſion, oder diejenigen, welchen die Bearbeitung von Theilen 
„des Entwurf aufgetragen iſt, von allen übrigen Geſchäften 
dispenſirt find, und nur ber Bearbeitung der Gefeggebung les 
ben'können: Legislative Arbeiten fordern Ruhe des Geiftes, die 
nicht durch eine Maſſe verfchiedener Geſchäfte geflört werden 
darf, ferner Muße, um mit den Erzeugnifien der Legislation 
und der Wiffenfhaft ſich vertraut zu machen und über die 
fhwierigen Fragen gehörig nachdenken zu können; in Nebens 
flunden, wo der Geift oft durch andre Geſchäfte ermüdet iſt, 
laſſen fich legislative Arbeiten nicht betreiben. Auch fegen wir. 
voraus, daß die Praktiker, welche Mitglieder ber Commiſſion 
feyn ſollen, in verfchiedenen praktifhen Sphären das Leben ken⸗ 
nen zu lernen Gelegenheit hatten, 3. B. bei. Abfaffung eines 
Strafgeſetzbuchs als Inquirenten, als Richter, als Referen⸗ 
ten, und wichtig wird die Beiziehung folder, melde 3. B. in 
DMinifterien, an melde Begnadigungsanträge gelangen, bie 
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Lücken ober Härten ber Gefeggebung beobachten konmten. Bon 
allen Praktikern aber , welche der Commiſſion angehören follen, 
fordern wir, daß fie mit ber Wiſſenſchaft fortgefcheitten find, 
Achtung vor der Wiffenfchaft haben und nicht von jenem un: 
feligen Vorurtheile befangen find, nach welchem bie Praktiker 
fo oft in einem gewiffen Hochmuth die Korderungen der Theorie 
für Ausgeburten ber Stubengelehrfamlelt halten und fich ein: 
bilden, wenn fie gegebene Thatſachen unter beftehende Geſetze 
fubfumiren Eönnen, große Praktiker zw feyn, vornehm ein 
Compendium durchblättern, und dann glauben, ben Stanb ber 
Wiffenfhaft zu kennen. Neben ben Praktikern müſſen aber 
aud) in der Commiſſion Männer feyn (Rec, giebt zu, baß fie 
die kleinere Zahl der Commiſſion bilden ſollen), welche duch 
ihren Beruf aufgefordert find, bie Wiffenfchaft zu ‚betreiben 
und in ihren DVerzweigungen zu ſtudiren. Es ft klar, daß 
dem Praktiker, wenn er auch noch fo eifrig iſt, kaum Zeit ge: 
nug bleibt, mit der MWiffenfchaft fo fortzufchreiten, daß er alle 
ihre Erzeugniſſe ſelbſt ſtudiren, mit den Quellen fich vertraut 
machen und fremde Legislationen gründlich kennen lernen kann. 
Der Geiſt des Praktikers ift nach der Art feiner Gefchäfte mehr 
auf das Einzelne gerichtet, während ber wifjenfchaftlich Ge⸗ 
bifdete Grundfäge auffuht. Dies Austaufchen der An: 
fihten von Praktikern, welche aus ber Fülle der Erfahrungen 
einzelne Fälle und Beobachtungen mittheilen, gemachte Vor: 
fbläge fo prüfen, al& wenn fie darüber wie Richter zu urthei⸗ 
len hätten, mit den Meinungen ber Theoretiker, welche meh: 
auf Grundſaͤtze Alle zurüdzuführen und darnach jeden Bor: 
[lag zu prüfen gewohnt find, wirkt in einer Gefeggebungt: 
commiffion wohlthätig. — In Bezug auf die Krage: wer 
als Referent anzuftellen fey, toünfcht der Verf. &..8, daß 
ein Mann, welcher theoretifhe und praktiſche Kenntniffe ver: 
einigt, anzuftellen fey, daß aber, wo dies nicht zu finden If, 
der Theoretiker der befte Referent über bie allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen und bei den einzelnen Verbrechen über die Begrifftbe⸗ 
flimmung ſey, jedoch durch Praktiker gehörig controlirt "werden 
müſſe, daß in Bezug auf das Berfahren der. Praktiker cin 
mehr paſſonder Referent fey (S. 12). Mehrere Referenten 
für einzelne Theile des Ganzen zu ernennen, bält:ber Berf. 
S. 12. nicht für gut, Es fey dem Rec. erlaubt auch feine As: 
ſichten witzucheilen. on auriinifiten iſt es gewiß, wen 
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vorerft die Commiſſion Über die Grundbeſtimmungen bes Ents 
wurfs und gewiſſe präjudizielle Fragen Berathbung pflegt und 
. abftimmt, 3 B. welche Strafarten (Todesſtrafen, körper⸗ 
liche Ziichtigung) einzuführen ſeyen, wie weit die Sreiheitsftrae . 
fen auf Beſſerungsſyſtem zu bauen und mie fie iiberhaupt ab+ 

geftuft werden müſſen; welche Grundfäge man über: das rich⸗ 
terliche Ermeſſen aufftellen will, 3. B. wegen des Herabgehens 
unter das Minimum; ferner, wie die einzelnen Verbrechen ans 
geordnet werden follen, und wie weit man bei den Beſtim⸗ 
mungen genaue Vorſchriften im Detail, Begriffsbeftimmungen 

u. %. aufftellen will. Iſt darüber. ein Beſchluß der Commils 
fion vorhanden , fo läßt ſich leicht unter einzelne Mitglieber bie 
Bearbeitung des Ganzen vertheilen,, 3.3. Einer bearbeitet ben 
allgemeinen Theil, ein Anderer die Lehre von den Staatsver⸗ 
beechen, ein Anderer die Verbrechen, welche mehr das Eigen: 
thum angreifen. Iſt eine allgemeine Verfländigung uͤber den 
Plan und die Vorfragen vorausgegangen, fo ift diefe Bearbei⸗ 
tung durch Mehrere zweckmäßig. Sehr gut ift es auch, wenn 
etwa drei Mitglieder der Commiffion, die als Meferenten ers 
nannt ‚find, ein engeres Collegium bilden, welche bie Arbeit 
jebes Einzelnen vorerft berathen, Ideen austaufchen und deren 
Sefammtarbeit die Grundlage der Berathungen bildet... Das 
Mefultat. dieſer Berathungen und Abflimmungen der ganzen 
Commiſſion muß nun redigirt werden, und bier iſt es pafiend, 
wenn ein Mann mit der Medaction des Ganzen beauftragt 
wird, ſchon damit das Ganze aus einem Guffe komme, im 
rechten Zuſammenhange ftehe und megen ber Gleichförmigkeit 
der Sprache. Die Talente werden in einer Geſetzgebungscom⸗ 
iniſſion, wie überall, oft fehr ungleich vertheilt feyn; der Eine 
ift mehr productiv und ideenreich, macht daher neue Vorfchläge, 
ein Andrer befist das Zalent ſcharf zu Eritifiren, ein Dritter 
verſteht mit Gemandtheit aus den verfchiedenen Meinungen An⸗ 
derer nad) einer längern Discuffion die richtige oft Die Ertreme 
vermittelnde Meinung aufzuftellen, und ein Vierter ift ge: 
wandt in der klaren, präcifen logifchen Darflellung, und eignet 
fidy fo befonders zum Redactor. Ein Zufammenwirken biefer 
Talente fördert das Ganze. Sehr richtig ift, was der Verf. 
S. 25. darüber fagt, daß die ganze Arbeit fertig vorliegen muß, 
obe die Berathung der: Sommiffion . beginnen kann; S. 28, 
daß bie einzelnen Mitglieder: vorher einige Zeit den Entwurf 
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zum Studium haben müflen, und &.29, daß der Entwurf 
vorerft den Berichten und andern Sachverſtändigen mitgetheilt 
werden fol. Sm Ill. Abſchnitt werden gute Bemerkungen 
über die Beratung und Abflimmung angegeben. Mecenfent 
bat wieder einige andere Anfichten vorzurragen. Vorerſt ſollte 
es Regel feyn, daß man in einer größern Verſammlung nicht 
mit der Medaction ſich befaffe, weil nur bei höchſter Geiſtes⸗ 
eube das Medigiren gelingt, und das Hin= und Herreden in 
einem Gollegium eher verwirrt; daber follte die Berathung ber 
Gommiffion außer dem Moteriellen, 3. B. Irriger Ausdehnung 
des Begriffs, Härte der Strafbeſtimmung, fi) zwar auch auf 
die Mängel der Medaction beziehen; die Mitglieder mögen die 
Jerthümer hervorheben, andere Vorfchläge machen; nur follte, 
fobald der Irrthum erkannt ift und nicht fogleich ein anderer 
Vorſchlag entfhiedenen Beifall findet, die Sache an bie fpe: 
cielle Commiffion der Meferenten zurüdgewiefen werden; bier 
mag Feder ruhig nachdenken und auf beffere Vorſchläge finnen, 
diefe feinen Collegen mittheilen, und nun wird der neue Res 
bactionsvorfchlag erft wieder Gegenftand der Berathung ber 
ganzen Commiffion. Nur auf biefe Weife wird Zeit gemon« 
nen und etwas Tüchtiges zu Tage gefördert. — Borzüglid 
beachtungswürdig find die einzelnen Säge, welche der Verf. im 
IV. Abſchnitt als allgemeine Forderungen aufftele. Nah 
©. 42. fol Alles, was blos ins Lehrbuch gehört, in dem 
Strafgefegbuche vermieden werden; dies ift vortrefflicd ger 
fagt — aber — mit der Ausführung fieht es mißlich aus; 
benn in jedem Auygenblide entfteht wieder bie Frage: mas 
gehört nun in ein Lehrbuh? Sehr richtig fl, was ber 
Verf. S. 43. fagt, dag bie Feftftelung des Strafjmeds 
nihe in das Geſetzbuch gehöre, und Überhaupt, daß bem 
Gefegbuche nicht ein einziger Strafzweck als leitendes Prin⸗ 
cip zum Grunde gelegt werden dürfe, wogegen ber Verf. 
©, 483. ſehr gut bemerkt, daß dem Gefeßgeber die allgemel: 
nen Principien nicht fremb ſeyn dürften, weil nur burd 
fie Einheit und Conſequenz in das Geſetzbuch kommen. 
Auch tadelt ber Verf. fehr gut das Generalifiren und S. 51 
die Aufftellung ber ftrafbaren Handlungen unter allgemeinen 
Geſichtspunkten. Sehr richtig Hit, was ©. 52. in der Note 
über den beften Weg gefagt wird, wie die Gefichtspunkte 
der Aufftelung der Verbrechen im einzelnen Kapiteln gewählt 
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werben folen. Er ſtimmt dafür, für jedes einzeine Gate 
tungeverbrechen ein einzelnes Kapitel zu wählen. S. 54 
wird das Streben die rihterlihe Willkür zu beſchraͤnken ges 
tabelt, und ©. 57. der Irrthum des Generalifirens im 
Strafgeſetzbuche hervorgehoben. Sehr mahr iſt, was ber 
Def. S. 57. Über bie Ausdehnung des Grundſatzes ſagt, 
baß alle Verbrechen von Amts wegen zu unterfuchen feyen. 
Nach S. 63. fol das beftehende Geſezbuch dem Neuen 
zur Grundlage dienen und Neuerungen bürfen nur mit geos 
Ger Behutfamkeit eingeführt werben. Dies ift gut, wenn 
- man in dem Lande fchon ein fo treffliches Gefegbuch, wie da® 
öfterreichifche,, beſitzt; allein wenn ein veraltetes, nad) einem 
ganz Irrigen Plane angelegtes Geſetzbuch dba iſt, fo möchte 
es mit einer folhen Grundlage fhlimm ausfehen. Wahr 
it, was ©. 66. Über die Benugung fremder Gefegbücher ges 
fagt wird. (ec. fügt hinzu, daß Diejenigen, welche mit 
folchen legislativen Arbeiten ſich befchäftigen, ſich nicht blos 
mit dem flüchtigen Durchpblättern von ein Paar Stellen bes 
fremden Geſetzbuchs begnügen, fondern das Geſetzbuch ſtudi⸗ 
een und in feiner Anwendung und wie es fid, im Leben be« 
währt, Eennen lernen möchten.) Sehr gut ift, was der Verf. 
&.72. über die Beſchränkung des criminellen Gebiets, über 
die Entfernung von Vorfchriften, die bem Nichter gar eis 
nen fihern Anhaltspunkt gewähren (S.76.), Über das Vers 
Hältniß des allgemeinen Theils zum fpeciellen (S. 92.) fagt. 
Wahr ift au, was ©. 111. über die Sitte mancher Geſetz⸗ 
geber gefagt wird, den allgemeinen Begriff noch durch vers 
fchiebene Zufäge im oder zu verdeutlihen; häufig wird 
durch die Gafuiftit, im welche ſich der Geſetzgeber dabei eins 
läßt, erſt eine Unklarheit herbeigeführt. Beachtungswürdig 
iſt das S. 117. über die Nachtheile zu harter Strafen Ges 
fagte, und bie Erörterung ©. 135. über die Weile, wie 
das richterlihe Ermeſſen befchränkt werben fol. Manche 
Säßtze, welche der Verf. aufftellt, find freilich zu allgemein 
„bingeworfen, 3. B. ©. 126, daß- die Strafen in Bezie- 
hung auf bie Staatsbürger und auf die zu Beſtrafenden ins⸗ 
befondere als mahre Uebel ſich darſtellen müſſen. Diefer 
Ausdrud: Uebel, ift gar zu vieldeutig und bedarf näherer 
Erörtetung; der Verf. führt als Beiſpiel die Deportatiou 
des englifhen Rechte an; allein hier wirken noch viele andere 
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Umflände ein, welche diefe Strafart bebenflich machen. — 
Sehr richtig iſt die Bemerkung, welche eine Vorſchrift tes 
delt (S. 141.), wie fie z. B. bei Gelegenheit der Publica 
tion des baierifhen Strafgeſetzbuchs vorkam, daß Mieman 
das Strafgeſetz auslegen dürfe. Eine folhe Worfchrift heifi 
völlig den wahren Standpunkt der Wiffenfhaft und ihr Ber 
bältniß zur Gefesgebung mißkennen. — Auch im Anbau 
der. vorliegenden Schrift, die wir dringend Jedem, der fü 
Godification Intereffe bat, empfehlen, finden fidy trefflid 
Bemerkungen über die Mittel ber Sortbildung und Vervol 
tommmung der Gefeggebung. 


Halle, gediuft in der Gebau erfchen Buchtruderei. 
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